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Wo war die schlichte, aber entscheidende Frage nach der christlichen  

Wahrheit, als dies alles möglich wurde? 

Karl Barth in »Theologische Existenz heute« (1933) 

Unsere Kirche, die in diesen Jahren nur um ihre Selbsterhaltung gekämpft 

hat, als wäre sie ein Selbstzweck, ist unfähig, Träger des versöhnenden und 

erlösenden Wortes für die Menschen und für die Welt zu sein ... Es ist nicht 

unsere Sache, den Tag vorauszusagen – aber der Tag wird kommen –, an 

dem wieder Menschen berufen werden, das Wort Gottes so auszusprechen, 

daß sich die Welt darunter verändert und erneuert. Es wird eine neue Spra-

che sein, vielleicht ganz unreligiös, aber befreiend und erlösend, wie die 

Sprache Jesu, daß sich die Menschen über sie entsetzen und doch von ihrer 

Gewalt überwunden werden, die Sprache einer neuen Gerechtigkeit und 

Wahrheit, die Sprache, die den Frieden Gottes mit den Menschen und das 

Nahen seines Reiches verkündigt. 

Dietrich Bonhoeffer in »Widerstand und Ergebung« 

Ob wir überleben, ist weder sicher noch die Hauptsache.  

Wie man später von uns denken wird, ist so wichtig wie,  

daß man an uns denken wird. Darin liegt auch unsere Zukunft.  

Danach müssen wir leben, solange wir atmen.  

Ein Deutschland, das an uns denkt,  

wird auch ein besseres Deutschland sein. 

Carl von Ossietzky 
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Geleitwort des badischen Landesbischofs Ulrich Fischer 

Erwin Eckert war einer der bedeutenden Pfarrer der badischen Landeskirche im 20. Jahrhundert, eine 

charismatische Persönlichkeit, die dennoch auch in seiner Kirche polarisierte. Die badische Landes-

kirche hatte ein ambivalentes Verhältnis zu diesem politisch denkenden und handelnden Pfarrer, weil 

er aus der sozialen und befreienden Botschaft des Christentums heraus neue Maßstäbe in der Kirche 

zu setzen suchte, indem er die Benachteiligten der Gesellschaft, insbesondere die Arbeiterklasse, an-

sprach, um mit ihnen und für sie ein Stück mehr Gerechtigkeit in einem Staate zu schaffen, der sich 

in die Prinzipiendemokratischen Handels vielfach erst noch hineinfinden musste. Die konsequente 

Haltung Eckerts irritierte die badische Kirchenleitung, die deshalb mehr als einmal überreagierte, als 

Eckert als sozialer und christlicher Redner in die politischen Auseinandersetzungen der späten Wei-

marer Republik eingriff. Eckert war einer der wenigen badischen Pfarrer, die die Gefahr des immer 

weiter um sich greifenden Nationalsozialismus erkannten und sich vehement gegen diese politische 

und »völkische« Kraft stellten. In der Tat muss man konstatieren, dass auch die badische Kirchenlei-

tung auf dem rechten Auge blind war, wenn sie die Agitation evangelischer Nationalsozialisten ge-

währen ließ, während sie andererseits mit aller Strenge und Wucht gegen Eckert vorging, der Ende 

1931 aus dem Dienst der Landeskirche unter Verlust sämtlicher Pensionsansprüche entlassen wurde. 

Dass Eckert durchaus die Kirchenleitung auch provozierte, entschuldigt die Härte der sogenannten 

Disziplinarmaßnahme nicht. Eine Rehabilitierung Eckerts durch die Kirchenleitung, der auch als Mit-

glied der Kommunistischen Partei nie seine christliche Haltung und sein berufliches Ethos als Pfarrer 

verleugnete, erfolgte nach 1945 – im Gegensatz zu den meisten der Pfarrer, die als überzeugte Nati-

onalsozialisten gegen ihre Kirche agitiert hatten – nicht. Ende der 90er Jahre bildete sich in der badi-

schen Pfarrerschaft eine Initiative zur Rehabilitierung von Erwin Eckert, der auch ich mich – damals 

Dekan in Mannheim – anschloss. Im Jahre 1999 ist dann durch ein gemeinsames Wort des Landes-

bischofs, des Evangelischen Oberkirchenrats und der Präsidentin der Landessynode das von der 

Evangelischen Landeskirche in Baden an Eckert begangene Unrecht anerkannt und die Rehabilitie-

rung seiner Person ausgesprochen worden. 

Es ist angebracht, sich in unserer Landeskirche dieses für die Gerechtigkeit eintretenden und persön-

liche Konsequenzen nicht scheuenden Pfarrers als eines Zeugen des Glaubens zu erinnern. Dem dient 

die vorliegende Quellendokumentation, die Eckerts Auseinandersetzung mit den politischen Verhält-

nissen der Jahre 1930-1931 sowie die Verhandlungen und Prozesse gegen Eckert ausführlich doku-

mentiert und kommentiert. Diesem Buch wünsche ich eine weite Verbreitung, trägt es doch auch dazu 

bei, die Geschichte unserer Landeskirche in der Zeit der nationalsozialistischen Diktatur kritisch und 

klärend in den Blick zu nehmen. 

Dr. Ulrich Fischer 

Landesbischof 

[14] 
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Geleitwort des Mannheimer Oberbürgermeisters Peter Kurz 

Dieses Buch mit Dokumenten über das Wirken des Theologen und Politikers Erwin Eckert rückt eine 

Persönlichkeit in unser Blickfeld, deren Bedeutung auch über die regionalen Grenzen hinweg aus-

strahlt. Nachdem Friedrich-Martin Balzer schon mehrere Bücher über diesen bedeutenden Mannhei-

mer veröffentlicht hat, legt er nunmehr eine Textsammlung über den Christen, Sozialisten und Kom-

munisten vor, die sein Wirken in den dramatischen Jahren vor 1933 widerspiegeln. Die zum großen 

Teil nur noch schwer zugänglichen Quellen bilden einen reichhaltigen Fundus zum Verständnis der 

damaligen Zeitverhältnisse, einen Einblick in Leben und Werk des Protagonisten, vor allem aber auch 

in das Binnenleben der evangelischen Kirche und der sozialistischen Parteien. 

Mit Erwin Eckert wird dabei eine der bekanntesten Persönlichkeiten der Mannheimer Arbeiterbewe-

gung betrachtet. Ihm war über die Region hinaus eine bedeutende Wirkungsmacht beschieden. Ich 

denke dabei vor allem an den Zusammenschluss engagierter evangelischer Christen, der »religiösen 

Sozialisten«, die den für die damalige Zeit kühnen Versuch einer Verbindung christlich-religiöser 

Motive mit sozialistischem Gedankengut wagten. Hier schlossen sich Geistliche von durchaus hete-

rogenen Denkrichtungen zusammen, denen gemeinsam war, dass sie die traditionelle Bindung der 

Kirche an die weltliche Obrigkeit ablehnten und sich der sozialistischen Bewegung öffneten. Damals 

erschien dies als Tabubruch, während es uns heute selbstverständlich anmutet, dass sich auch geist-

liche wie weltliche Kirchenvertreter in sozialpolitische Debatten einbringen. 

Allein schon die Wahl des Zeitraums, den die vorgelegte Textsammlung beschreibt, legt nahe, dass 

sie auch einen bedeutenden Beitrag zur Geschichte der Mannheimer Sozialdemokratie leistet, zu ih-

ren inneren Konflikten ebenso wie zu ihrer Positionierung nach außen, in die Gesellschaft hinein, 

gegen die anwachsende nationalsozialistische Gefahr. Hierbei ist das hohe Maß an Selbstreflexion 

des in Mannheim aufgewachsenen Geistlichen bemerkenswert. Eckert, der noch vor 1914 als junger 

Mann der Sozialdemokratischen Partei beigetreten war, hatte alle Stadien der Irrungen und Wirrun-

gen der Partei durchlaufen: von der Kriegsbegeisterung im August 1914 bis zu den Konflikten und 

Spaltungen im Gefolge der Novemberrevolution 1918, die den jungen Geistlichen vor harte Prüfun-

gen stellten. 

Den Auseinandersetzungen, die damit einhergingen, begegnete er mit einem eindeutigen und letztlich 

unumkehrbaren Bekenntnis zum Kommunismus, das sodann wesentliches Merkmal seiner Persön-

lichkeit wurde. Sein 1931 vollzogener Übertritt zur Kommunistischen Partei, der auch im 2009 er-

schienenen Band 3 der »Geschichte der Stadt Mannheim« eine angemessene Würdigung fand, stei-

gerte seine Popularität in der Mannheimer Arbeiterschaft und verschaffte auch der Kommunistischen 

Partei weiteren Einfluss. Wie stets muss man bei einer solchen Betrachtung die Zeitumstände berück-

sichtigen, die dazu führten, dass die harsche Kritik des bekennenden Sozialisten Eckert an der zöger-

lichen, in mancher Hinsicht gar die Parteibasis zutiefst verstörenden Politik der [15] sozialdemokra-

tischen Parteiführung – vor allem in der Panzerkreuzerfrage – statt eines Dialogs oder einer produktiv 

geführten Debatte mit dem Parteiausschluss beantwortet wurde. In der letzten Phase der Weimarer 

Republik, der nur wenige stabile Jahre vergönnt waren, wurde auf allen Seiten mit harten Bandagen 

gekämpft – die Folgen dieser Aufsplitterung von Arbeiterbewegung und antifaschistischen Kräften 

waren bekanntermaßen verheerend. 

Im Nachhinein bleibt daher das Gedenken an eine bedeutende Persönlichkeit, die bei ihrer Kandidatur 

für das Amt des Mannheimer Oberbürgermeisters im Jahr 1949 mit einem Stimmanteil von 34,7 % 

der abgegebenen Stimmen den Wähleranteil der Kommunistischen Partei gegenüber der vorangegan-

genen Stadtratswahl 1947 fast verdoppeln konnte. Wir sehen also über die Parteigrenzen hinweg den 

Einfluss dieses Mannes, von dem Friedrich-Martin Balzer in diesem Buch schreibt: »Er war ein uto-

pischer Egalitarist, ein Aufheber aller Hierarchien. Wenn auch selbst hoch gebildet, war er sich doch 

nicht zu fein dafür, auch im Hinterland zu reden und sich den einfachen Menschen zuzuwenden. 

Möglicherweise ist in dieser Feststellung das »Geheimnis« für die Popularität Erwin Eckerts zu su-

chen, die Tausende zu seinen Predigten in der Mannheimer Trinitatiskirche lockten. So betonte Eckert 
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in einer Feierstunde für Friede und Völkerversöhnung beispielsweise am 28. Dezember 1930, am 

Abend des Sonntags zwischen Weihnachten und Neujahr, »es sei eine der wichtigsten Aufgaben le-

bendigen Christentums, einen neuen Krieg unmöglich zu machen durch die innere Abrüstung der 

Völker, durch eine wahrhaft christliche Gesinnung.« In diesem Frieden stiftenden Sinne wünsche ich 

der Publikationen verdienten Erfolg und eine große Leserschaft. 

Mannheim, im September 2011 

Dr. Peter Kurz 

Oberbürgermeister der Stadt Mannheim 

[16] 
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Erwin Eckert 1931 (Privatarchiv Balzer) 
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Vorwort des Herausgebers 

In einer jüngst veröffentlichten Dokumentation »Evangelische Kirche im Entscheidungsjahr 1933/34: 

Der Weg nach Barmen« weist der Herausgeber Günter Brakelmann daraufhin, daß die »literarische 

Produktion in der Zeit von den Reichstagswahlen am 14. September 1930 bis zur Berufung Adolf Hit-

lers zum Reichskanzler am 30. Januar 1933 [...] Einblicke in das öffentliche politische Reden der 

Kirche«1 eröffne, aber bisher nicht in das Blickfeld der kirchengeschichtlichen Forschung getreten sei. 

Das vorliegende Quellenwerk zum sogenannten »Fall Eckert« sucht diese Lücke teilweise zu schlie-

ßen. Die Unwissenheit über den Mannheimer Stadtpfarrer Erwin Eckert, der seinerzeit die deutsche 

Öffentlichkeit erregte, ist dabei keineswegs auf kirchliche Kreise beschränkt; sie herrscht auch in der 

Geschichtswissenschaft und unter den Linken weithin vor. Die nunmehr präsentierte Quellenedition 

handelt sowohl vom Reden und Handeln der Kirche in ihrem Kampf gegen die Weimarer Republik2 

und als Wegbereiter und späterer Unterstützer des widerchristlichen Faschismus als auch vom Reden 

und Handeln der Bewegung von Christen, die sich für soziale Gerechtigkeit, Frieden und gegen den 

aufkommenden Faschismus und gegen das Handeln der Kirche, die im Bündnis mit der politisch 

herrschenden Klasse stand, zur Wehr setzten. 

Dabei spielen die Reden und Erklärungen des Vorsitzenden des Bundes der Religiösen Sozialisten 

Deutschlands in den Jahren 1930 bis 1931, dem Jahr seiner definitiven Entfernung als Pfarrer aus 

dem Dienst der Badischen Landeskirche am 11. Dezember 1931, eine entscheidende Rolle. 

Aufgenommen wurden alle Veröffentlichungen von Erwin Eckert aus dieser Zeit sowie die solidari-

schen Stellungnahmen zu den Kirchenkonflikten, die er in dieser Zeit auslöste und erfuhr. Vor allem 

die Veröffentlichungen im Bundesorgan der Religiösen Sozialisten, dem »Sonntagsblatt des arbeiten-

den Volkes« (1930) bzw. dem »Religiösen Sozialisten« (1931), dem theoretischen Organ »Zeitschrift 

für Religion und Sozialismus«, dem Organ der linken Opposition in der SPD »Der Klassenkampf« 

(1930) sowie die in einer Auflage von 100.000 Exemplaren verbreitete Broschüre »Die Kirche und 

der Kommunismus. Stadtpfarrer Eckert kommt zur KPD« werden hier erstmals neben einer Anzahl 

von Briefen und Kommentaren (u. a. von Karl Barth, Rudolf Bultmann, Emil Fuchs, Paul Piechowski, 

Arthur Rackwitz, Martin Rade, Leonhard Ragaz und Georg Wünsch) einer breiteren Öffentlichkeit 

vorgelegt. Schließlich werden Berichte und Kommentare der zeitgenössischen Presse wie der »Frank-

furter Zeitung“, der »Kölnischen Zeitung«, des Mannheimer »Volksfreund« (SPD), der Mannheimer 

»Arbeiterzeitung« (KPD) und des Zentralorgans der SPD »Vorwärts« dokumentiert.3 

[18] Um der Leserin und dem Leser ein eigenständiges Urteil über den »Fall Eckert« zu gewährleis-

ten, werden auch alle vier gegen Eckert ergangenen kirchlichen Gerichtsurteile sowie die Bekannt-

machung des Ausschlusses von Eckert durch den badischen SPD-Landesvorstand vollständig wie-

dergegeben. 

Aus Eckerts Nachlaß, den ich seit seinem Tode im Jahre 1972 betreue, wurden außer einem Brief 

Eckerts an seine Frau zwei unveröffentlichte Texte Eckerts hinzugefügt: Sein Rundfunkvortrag vom 

28. Juli 1930 und seine Rede, die er am 9. Februar 1930 in Detmold hielt und von der Lippischen 

Landeskirche ohne dessen Wissen stenographiert wurde. Beide werden abweichend von der chrono-

logischen Reihenfolge im Übrigen an den Anfang gestellt, da sie sowohl Einblicke in die vorausge-

gangene Geschichte des Bundes der Religiösen Sozialisten nach dem Ende des Ersten Weltkrieges 

als auch in das innerste Denken ihres Bundesvorsitzenden bieten. 

 
1  Günter Brakelmann, Evangelische Kirche im Entscheidungsjahr 1933/34: Der Weg nach Barmen, Berlin 2010, 

S. 7. 
2  Hans Prolingheuer, Kirchenkampf vor 1933 – ein Kampf gegen die Weimarer Republik, Sonderheft 5 von »Neue 

Stimme«, Köln 1980, 30 Seiten; siehe auch Hans Prolingheuer, Wir sind in die Irre gegangen. Die Schuld der 

Kirche unterm Hakenkreuz. Nach dem Bekenntnis des »Darmstädter Wortes« von 1947, Köln 1987. 
3  Die Anzahl der in der »Sammlung Eckert« im PAB zum »Fall Eckert« vorliegenden Presseartikel allein im 

Zeitraum von Oktober bis Dezember 1931 geht insgesamt in die Hunderte. 
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Alle Texte werden vollständig und mit vereinzelten stillschweigenden Glättungen in der alten Recht-

schreibung wiedergegeben. In den editorischen Notizen werden Zitate, in den Quellen Hervorhebun-

gen im Original, sofern nicht anders vermerkt, kursiv gesetzt. Die in den Originaltexten vorhandene 

Seitennummerierung wurde kenntlich gemacht, Fußnoten in den Beiträgen des Herausgebers werden 

mit arabischen Zahlen, Anmerkungen des Herausgebers in den Quellen mit * gekennzeichnet. 

Von den hier zugänglich gemachten mehr als 100 Quellen wurde nur eine einzige in ein vom Evan-

gelischen Oberkirchenrat (EOK) in Karlsruhe herausgegebenes Quellenwerk über die Badische Lan-

deskirche 1931-19334 teilweise aufgenommen. Insofern schließt das vorliegende Quellenwerk 80 

Jahre nach dem Eintritt Pfarrer Eckerts in die KPD eine Lücke in der gründlichen Aufarbeitung des 

Badischen Kirchenkonflikts. 

Die Gliederung basiert auf fünf Kapiteln: I. Das Jahr 1930, II. Das Jahr 1931, III. Die gegen Eckert 

ergangenen Urteile vom Juni 1929 bis Dezember 1931, IV. Solidarische Stimmen zum Fall Eckert, 

und V. Ausblick auf das Jahr 1933. Wiederholungen der Originalbeiträge in den Urteilen sind unver-

meidlich. Im Anhang finden sich Kurzbiographien der Autoren und Literaturhinweise. 

Für den Weg des deutschen Protestantismus ins »Dritte Reich« ist diese Quellensammlung zum »Fall 

Eckert« insofern exemplarisch, als sich in den Badischen Kirchenkonflikten der Jahre 1930 und 1931 

der Spitzen Vertreter der religiösen Sozialisten, der einzigen Gruppierung im deutschen Protestantis-

mus, die ernsthaft gegen das »positive Christentum« der Nazis und ihrer Bundesgenossen vor 1933 

opponierten, Erwin Eckert, und der Anklagevertreter der badischen Kirchenleitung, Otto Friedrich, 

gegenüberstanden, von dem 1931 »begründete Gerüchte« wenngleich ohne amtlichen Beleg wissen 

wollten, daß er »den Nationalsozialisten mindestens sehr nahe, wenn nicht in ihren Reihen steht«.5 

[19] Eckerts Schritt, als erster amtierender Pfarrer in die KPD einzutreten und dort ohne Aufgabe des 

Berufes als Pfarrer Aufnahme zu finden, wurde im In- und Ausland als Sensation empfunden und 

löste deutschlandweit große Aufmerksamkeit6 aus. Bei seinem Schritt, angesichts des heraufziehen-

den Faschismus sich der KPD anzuschließen, war ähnlich wie bei Christoph Friedrich Blumhardt 

(1842-1919), der im Jahre 1899 Mitglied der SPD wurde, die Prävalenz der politischen Motive bei 

Aufrechterhaltung der Priorität seines Christseins ausschlaggebend. 

Der Herausgeber ist um größtmögliche Wahrheitsfindung bemüht, wohl wissend, daß nicht alles in 

literarischen Werken und Akten steht. Leider konnten nicht alle unmittelbar relevanten Zeitzeugen in 

den letzten 45 Jahren befragt werden. Die ermittelten Tatsachen mögen jedoch helfen, ein vergleichs-

weise zuverlässiges Bild von der Wahrheit im »Fall Eckert« zu zeichnen. 

Dem Enkelsohn von Erwin Eckert, Klaus Martin Eckert, danke ich für die Genehmigung, die gesam-

melten Schriften seines Großvaters in den Jahren 1930-1931 in diesem Quellenwerk zugänglich zu 

machen, Professor Dr. Klaus Fuchs-Kittowski für die Überlassung des Textes von Emil Fuchs. An-

dere urheberrechtliche Anfragen blieben entweder unbeantwortet oder konnten mangels Ansprech-

partner nicht gestellt werden. 

Für die aufwendige Abschrift der nicht ohne weiteres zugänglichen und schwer lesbaren Texte danke 

ich Maria Stanowicki, Marburg. Dem Kirchenhistoriker Professor Dr. Gert Wendelborn danke ich 

für sorgfältige Unterstützung bei der Zweitkorrektur der abgeschriebenen Quellen. 

 
4  Die Evangelische Landeskirche in Baden im »Dritten Reich«. Quellen zu ihrer Geschichte, Band I, 1931-1933. 

Im Auftrag des Evangelischen Oberkirchenrats Karlsruhe. Herausgegeben von Hermann Rückleben und Her-

mann Erbacher. Karlsruhe 1991, 891 Seiten, hier die deutschnationale Vergangenheit des badischen Kirchenprä-

sidenten Nikolaus Wurth betreffend: S. 126-129. 
5  Siehe G. M., Unterstützt der badische Kirchenpräsident die Nationalsozialisten? In: Der Religiöse Sozialist, Nr. 

4 vom 25. Januar 1931, S. 15. Otto Friedrichs Bezeichnung des Faschismus als »angeblich arbeiter- und chris-

tentumsfeindlich« im Mai 1931 und als »deutsche Freiheitsbewegung« im Oktober 1933 spricht jedenfalls dafür. 
6  Allein die von der KPD herausgegebene Broschüre »Die Kirche und der Kommunismus. Stadtpfarrer Eckert 

kommt zur KPD«, Mannheim 1931, wurde in 100.000 Exemplaren verbreitet. Die Zahl der Presseberichte über 

Eckert dürfte die Anzahl von 1.000 bei weitem übersteigen. 
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Dem Badischen Landesbischof Dr. Ulrich Fischer und dem Mannheimer Oberbürgermeister Dr. Peter 

Kurz danke ich für ihre selbstkritischen und das Gedächtnis an Erwin Eckert wachhaltenden Geleit-

worte. Vor allem der Badischen Landeskirche sowie dem Mannheimer Oberbürgermeister und den 

Evangelischen Kirchen in Hessen und Nassau, Kurhessen Waldeck und der Pfalz ist es durch ihre 

Gewährung von Druckkostenzuschüssen zu verdanken, daß die Veröffentlichung des Ergebnisses 

von 45jähriger Aufarbeitung des »Falles Eckert« möglich wurde. 

Dr. Udo Wennemuth vom Landeskirchenarchiv in Karlsruhe, dem besten Kenner der Mannheimer 

Kirchengeschichte, den Pfarrern Dr. Gerd Wilhelm Grauvogel, Dr. Reinhard Gaede und K. Ulrich 

Schnell sowie den Professoren Manfred Gailus, Georg Fülberth und Kurt Pätzold danke ich für hilf-

reiche Unterstützung und Beratung. 

Dank der Vermittlung meines akademischen Lehrers Wolfgang Abendroth hatte ich das Glück, Erwin 

Eckert in den letzten sechs Jahren seines Lebens über viele Wochen aus allernächster Nähe persönlich 

erleben zu dürfen. Seine Wirkung auf mich trieb mich in den letzten 45 Jahren immer wieder dazu 

an, ihn nicht der Vergessenheit anheimfallen zu lassen und immer neue Facetten seiner reichen Per-

sönlichkeit zu beleuchten, dabei auch von früheren Fehldeutungen Abstand nehmend, die sich teil-

weise noch in meiner Dissertation von 1972 finden lassen.7 

Was bleibt, ist, was der Karl-Barth Schüler Walter Kreck 1997 so formulierte: »Mit seiner [20] hell-

sichtigen Kritik des Dritten Reiches und einer ihm weithin akklamierenden Kirche, mit seinem Ver-

ständnis für die Herausforderung durch Sozialismus und Marxismus, wie sie das Darmstädter Wort 

formulierte, war Eckert der damaligen Kirche weit voraus, ohne doch, wie heute überzeugte Marxis-

ten bestätigen, die für ihn gültige Priorität seines Christseins zu verleugnen.«8 

Der Mannheimer jüdische Sozialdemokrat Siegfried Einstein schrieb 1963 über den kommunisti-

schen Christen Erwin Eckert zu dessen 70. Geburtstag: »In jenen Jahren der großen Finsternis ging 

der Name Erwin Eckerts in den Kreisen der Illegalen von Mund zu Mund. Er war ein deutscher 

Humanist / Den Illegalen wohlbekannt / Und nannte man die besten Namen / So hat man seinen auch 

genannt!«9 

Mehr als alle Verfolgungen in der Weimarer Republik und im »Dritten Reich« bedrückte Eckert nach 

1945 die Tatsache, daß er wegen seines Kampfes gegen die Wiederbewaffnung im Zeichen des wi-

derrechtlichen KPD-Verbots von einem bundesdeutschen Gericht 1960 erneut verurteilt wurde.10 Die 

Erinnerung an den »braven Soldaten im Befreiungskrieg der Menschheit« (Heinrich Heine), »das 

Schwert« und die »Flamme« (Heinrich Heine)11, die unsere Väter und Großväter »in der Dunkelheit« 

erleuchtet haben, so Siegfried Einstein, kann jedoch dazu beitragen, daß ein Dritter Weltkrieg12 an-

gesichts der sich verschärfenden Krise des weltweiten Kapitalismus und eines einschneidend geringer 

gewordenen Widerstandspotentials verhindert werden kann. »Unser historisches Gedächtnis ist witz-

los, wenn es nur speichert, was gewesen ist, und nicht erinnert, was möglich ist.«13 

 
7  Eine überarbeitete 4. Auflage meiner 1973 erschienenen Dissertation »Klassengegensätze in der Kirche. Erwin 

Eckert und der Bund der Religiösen Sozialisten Deutschlands«, Köln 1973, ist in Vorbereitung. 
8  Prof. Walter Kreck an den Landesbischof Dr. Engelhardt vom 8.12.1997. Kopie in Privatarchiv Balzer (PAB). 
9  Siegfried Einstein: Nennt man die besten Namen. Gruß an Erwin Eckert zum 70. Geburtstag. In: Die Andere 

Zeitung, Nr. 25 vom 20.6.1963, S. 5-6, hier S. 6. 
10  Ein historisches Lesebuch zur Relevanz des Düsseldorfer Prozesses im Rahmen der Kriminalisierung der west-

deutschen Friedensbewegung der 50er Jahre mit Texten von Walter Ammann, Friedrich-Martin Balzer, Walter 

Diehl, Heinrich Hannover, Rudolf Hirsch, Karl Friedrich Kaul, Diether Posser, Denis Nowell Pritt erschien 2006 

unter dem Titel Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.), Justizunrecht im kalten Krieg, Köln 2006. Die Publikationsliste 

des Herausgebers findet sich auf der Homepage www.friedrich-martin-balzer.de 
11  S. Einstein: Nennt man die besten Namen, ebenda. 
12  Langfristig schließt Eric Hobsbawm einen Krieg, der dann zum Weltkrieg werden würde, zwischen den USA 

und China nicht aus. Siehe Eric Hobsbawm, Es wird Blut fließen, viel Blut. In: Stern 20/2009 vom 7. Mai 2009, 

S. 138-144. 
13  Heinz Kamnitzer: Abgesang mit Herzschmerzen, Berlin 1993, S. 96. 

http://www.friedrich-martin-balzer.de/
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Möge die Dokumentation zum »Fall Eckert« helfen, die herausragende Persönlichkeit Erwin Eckerts 

einem größeren Kreis von Lesern und Leserinnen bekannt zu machen. Möge es Grundlage für eine 

fortwährende Prüfung und Selbstprüfung im sog. »Fall Eckert« sein. Möge es dazu beitragen, nicht 

nur dem Mannheimer Pfarrer Eckert unzweideutig Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, sondern Leh-

ren aus der Geschichte zu ziehen. 

Die Sache, um die es geht, beschrieb Hans Heinz Holz wie folgt: »Die Rolle der sozialen Frage ins 

rechte Licht zu rücken und den Widerspruch zwischen den kirchlichen Institutionen [...] und dem 

sozialen Geiste des Christentums darzulegen, muß als eine höchst aktuelle Aufgabe angesehen wer-

den, die die Selbstverständigung des modernen Christen über seine historische Situation und sein 

gegenwärtiges Selbstverständnis in sich schließt«.14 

Marburg, den 3. Oktober 2011 

Friedrich-Martin Balzer 

[21] 

 
14  Hans Heinz Holz, »Die große Räuberhöhle«. Religion und Klassenkämpfe im christlichen Mittelalter, Bielefeld 

1999, S. 19 f. 
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Friedrich-Martin Balzer  

Der Kirchen- und Volkstribun Erwin Eckert im Badischen Kirchenkonflikt 

»Sie werden mit blinden Augen [! – d. Hrsg.] unsere Kirche in den Abgrund führen  

und sich dabei sogar als die ›Retter des kirchlichen Lebens‹ Vorkommen.« 

(Erwin Eckert am 16. November 1930) 

Erwin Georg Eckert wurde am 16. Juni 1893 in Zaisenhausen, einer Bauerngemeinde im Kraichgau 

bei Bretten, im damaligen Großherzogtum Baden, als ältester Sohn unter den acht Kindern des 

Hauptlehrers Georg Ludwig Eckert (1865-1934) und seiner Frau Emma, geb. Lohrer (1869-1952), 

geboren. 1920 heiratete er Elisabeth Eckert, geb. Setzer (1898-1985)1. Eckert starb am 20. Dezember 

1972 in Mannheim. Der gemeinsame Sohn Wolfgang wurde 1921 in Mannheim geboren und starb 

im Jahre 2001.2 

Die direkten Vorfahren von Pfarrer Eckert hatten sich schon vor dem Bauernkrieg unter der Herr-

schaft der Barone Guttenberg-Gemmingen im Neckartal angesiedelt. Aus den Kirchenbüchern der 

Gemeinde Hüffenhardt, heute Kreis Mosbach/Baden, ergibt sich, daß die Vorfahren auf der Höhe des 

linken Neckarufers zwischen Haßmersheim und Neckarmühlbach, dem Geburtsort seines Vaters und 

der Stätte des heutigen Familiengrabs von Erwin Eckert, gegenüber der Burg Hornberg des Götz von 

Berlichingen bei Neckarzimmern inmitten des 1525 besonders wichtigen Zentrums des Bauernauf-

standes wohnten. Über vierzehn Generationen lassen sich aus den Kirchenbüchern die direkten Vor-

fahren Eckerts bis ins 16. Jahrhundert zurückverfolgen. Erwin Eckerts Urgroßvater Johann Georg 

Eckert, geb. am 12. Dezember 1796, ab 1811 Schullehrer in Neckarmühlbach wie viele andere Vor-

fahren Eckerts auch, hatte während der Revolution von 1848 mit dem Förster Heinrich Nikolaus 

Dallmus3 für den Mannheimer Rechtsanwalt, Politiker und Militär Friedrich Hecker4 (1811-1881) 

Truppen ausgebildet und konnte wegen der Verdächtigungen und Verfolgungen nur mit großer Mühe 

seinen Lehrerberuf weiterausüben. Eckerts Vater stammte also aus einer der vielen badischen Fami-

lien, die ent-[22]schieden republikanisch und demokratisch gesinnt waren und auf Seiten der Revo-

lutionäre gestanden hatten. 

1899, als Erwin Eckert 6 Jahre alt war, wurde sein Vater nach Mannheim an eine Volksschule der 

Arbeitervorstadt, der Neckarvorstadt, versetzt. Mannheim war damals eine aufblühende Industrie- 

und Arbeitergroßstadt und vor 1914 ein Zentrum der marxistischen Linken in Baden. Diese Linken 

in der SPD waren damals auch die konsequentesten Kriegsgegner. Die Friedensbewegung innerhalb 

der Arbeiterbewegung strahlte immer wieder auch in bürgerliche Kreise aus. 

Jahrelang wirkte Eckerts Vater neben seiner Tätigkeit an der Schule ehrenamtlich als Armenpfleger 

der Stadt. Jeden Mittwoch und Samstag nahm er seinen ältesten Sohn, Erwin, mit, »wenn er die hilfs-

bedürftigen, kinderreichen Familien, die Kranken, die alleinstehenden alten Leute in den engen 

 
1  Siehe Friedrich-Martin Balzer, Treue, Liebe, Mut. Trauerrede für Elisabeth Eckert, geb. Setzer. In: Ders., Mis-

zellen zur Geschichte des deutschen Protestantismus. »Gegen den Strom«. Marburg, 1990, S. 209-216. 
2  Siehe Friedrich-Martin Balzer, Kein Einzelschicksal. Trauerrede auf Wolfgang Eckert. In: Ders., Prüfet alles, 

das Gute behaltet, Bonn 2010, 2. durchgesehene Auflage Bonn 2011, S. 99-108. 
3  Die Tochter von Heinrich Nikolaus Dallmus, Katharina Dallmus (1756-1816), war die Mutter von Eckerts Ur-

großvater. 
4  Friedrich Hecker war neben dem badischen Demokraten Gustav von Struve der führende Repräsentant der äu-

ßersten demokratischen Linken. Hecker war einer der populärsten Redner und Agitatoren der Märzrevolution 

1848 in Nordbaden und Anführer des gescheiterten Hecker-Aufstandes während der Badischen Revolution, als 

er in Konstanz die provisorische badische Regierung und den Kampf für die deutsche Republik ausrief. Nach 

der Niederlage gegen die inzwischen mobilisierten südwest-deutschen Truppen am 20. April 1848 floh Hecker 

über die Schweiz in die USA, wo er als Oberst der Unionstruppen im Sezessionskrieg (1861-1865) Berühmtheit 

erlangte. 
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dumpfen und überfüllten Wohnungen aufsuchte, um nach ihnen zu sehen, sie zu beraten und ihnen 

gegen die äußerste Not Unterstützung auszuzahlen. Die Eindrücke dieser Besuche haben sich damals 

unauslöschlich in mein Kindergemüt eingegraben. Die Situation war erschütternd für mich, und ich 

bin froh, daß mein Vater mir das damals alles gezeigt hat, wie es in Wirklichkeit war. Ich fragte, 

warum das so sei. Dann erklärte er mir die Ursachen dieses Elends und daß diese Menschen nichts 

dafür könnten, daß es nicht ihre eigene Schuld sei, daß sie zwangsläufig in ein solches Leben einge-

spannt wären. Später lehrte er mich die Ursachen des Elends und den Weg zu seiner Überwindung 

erkennen. In seiner Weise erklärte er mir die Grundzüge der sozialistischen Arbeiterbewegung, zu 

der er sich bekannte.«5 

Eckerts Mutter war nach den Worten von Eckert eine »ausgesprochen innerlich gerichtete Frau, die 

ganz in der Sorge um ihre vielen Kinder aufging«.6 Sie war nach den Worten von Eckert »eine aus-

gesprochen innerlich gerichtete Frau, die ganz in der Sorge um ihre vielen Kinder aufging. Sie war 

von einer tiefen und lebendigen Religiosität erfüllt, die vor allen Dingen nicht Ungerechtigkeit dulden 

konnte«.7 

Als Eckert 14 Jahre alt war, übernahm sein Vater neben seiner Tätigkeit als Lehrer an einer großen 

Schule die Leitung des städtischen Waisenhauses »Wespinstift« in Mannheim. In diesem Waisenhaus 

waren 50 bis 60 Kinder untergebracht. Über 20 Jahre lang waren seine Eltern zugleich Eltern von 

vielen Waisenkindern. Es waren aber nicht nur Waisenkinder, sondern auch uneheliche Kinder dort, 

um die sich niemand kümmerte, Kinder von geschiedenen Eltern, die kein Zuhause mehr hatten und 

die allein geblieben waren. Sie wuchsen zusammen mit Erwin und seinen sieben Geschwistern auf, 

wobei seine Eltern keinen Unterschied zwischen ihnen und ihren leiblichen Kindern machten. »Sie 

waren uns mehr Geschwister, als wir ahnten«.8 

[23] Nach der Volksschule besuchte Erwin Eckert das humanistische Karl-Friedrich-Gymnasium. 

Nach dem mit Auszeichnung bestandenem Abitur und nach anfänglichem Schwanken zwischen dem 

Studium der Medizin und der Theologie entschloß Eckert sich, Theologie zu studieren. Daneben be-

faßte er sich mit Philosophie und Volkswirtschaft. Er studierte in Heidelberg, Göttingen und Basel 

unter anderem bei den Philosophieprofessoren Wilhelm Windelband, Edmund Husserl sowie den 

Theologieprofessoren Ernst Troeltsch, Georg Wobbermin und Johannes Bauer.9 

Über sein Denken und Fühlen während des Theologiestudiums berichtete Eckert in seinem Lebens-

lauf an den Oberkirchenrat im Dezember 1919: »Wenn ich sah, daß die aufgeklärte, gebildete Jugend 

über Gott spottete oder gleichgültig erhaben witzelte, tat mir das Herz weh; wenn ich sah, wie die 

Reichen und Einflußreichen sich auf ihre Ersatzkulte, ihre Ästhetik und Lebenskunst so viel zu Gute 

hielten, sagte ich ihnen im Stillen den Kampf an und wenn ich sah, wie die arbeitslose, nachahmende 

 
5  Erwin Eckert, Vernehmung zur Person am 10. November 1959 im Düsseldorfer Prozeß gegen führende Mitglie-

der des westdeutschen Friedenskomitees. In: Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.), Ärgernis und Zeichen. Erwin E-

ckert (1893-1972). Sozialistischer Revolutionär aus christlichem Glauben, Bonn 1993, S. 14; 40 Jahre später 

nahm der aus dem faschistischen Zuchthaus entlassene Erwin Eckert seinen Sohn Wolfgang mit, wenn er als 

Angestellter – seine Einberufung zur Wehrmacht war wegen »Wehrunwürdigkeit« ausgeschlossen worden – 

einer metallverarbeitenden Firma im Bodenseegebiet die dem Betrieb zugewiesenen Zwangsarbeiter besuchte 

und ihnen unter den Bedingungen der Barbarei in Maximum an humanitärer Hilfeleistung zukommen ließ. 
6  Ebenda, S. 15. 
7  Ebenda. 
8  Ebenda. 
9  In der Sitzung der Kirchenregierung vom 9. Oktober 1931 stimmte Professor Johannes Bauer – zusammen mit 

dem badischen Landesvorsitzenden des Bundes der religiösen Sozialisten Heinrich Dietrich – als einziger in der 

Kirchenregierung gegen die sofortige Entlassung Eckerts aus dem Kirchendienst und die Eröffnung eines Dis-

ziplinarverfahrens mit dem Antrag auf Dienstentlassung. Das Stimmenverhältnis betrug 7:2. Siehe auch den 

Brief von Professor Johannes Bauer an Eckert vom 2. Mai 1919: »Ihr Brief war mir eine wahre Freude: ehrlich 

und offen wie Ihre ganze Persönlichkeit. Eben das weiß ich zu schätzen [...] Wenn wir auch noch so verschieden 

denken über wichtige Punkte, ich werde Ihnen immer die Hand drücken in Achtung vor Ihrem ehrlichen Streben 

und ich bitte Sie auch fernerhin offen Ihre Meinung zu sagen. [...] Andere Dinge wie Gleichgültigkeit und Schläf-

rigkeit und Unoffenheit, die ärgern mich. Also: Wir disputieren auch ferner weiter miteinander, auch von Ihnen 

lerne ich noch und habe ich schon manches gelernt. Von Herzen Ihr getreuer Prof. Bauer.« Original in PAB. 
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Masse immer weiter weg von ihrer Menschenursprünglichkeit und ihrem Recht auf Gottes Kindschaft 

gerissen wurde durch die materialistische Wirtschafts-, Staats- und Weltauffassung, dann wollte ich 

ihnen helfen, den Elenden, Armen, die Gott brauchen und ihn nicht ahnen können, Gott predigen, den 

Kranken, Verkommenen und unter der Ungerechtigkeit des gegenwärtigen Lebens Seufzenden den 

Heiland Jesus Christus.10 

Mit 19 Jahren hielt er als Student der Theologie und Philosophie bei einer sozialdemokratischen, vom 

Freidenkerverband einberufenen Versammlung im Apollosaal in Mannheim seine erste Diskussions-

rede in der Öffentlichkeit. 

»Ich bin auf das Podium gestiegen und sagte, daß ich ein überzeugter Christ sei, für den die sittlichen 

Verpflichtungen aus einer auf dem Evangelium begründeten Frömmigkeit eine Wirklichkeit wären. 

Ein Christ könne genauso gut ein überzeugter Sozialdemokrat sein wie ein Atheist und Freidenker.«11 

»Ich erklärte mich damals sehr wohl mit den Forderungen des Redners gegen den Bau von Kriegs-

schiffen einverstanden, wendete mich aber gegen seinen massiven, mir damals noch unverständlichen 

Angriff gegen die Kirche und das Christentum. Die zahlreichen Zuhörer protestierten mit energischen 

Zwischenrufen gegen meine Einwände. Nur mit Mühe konnte ich zu Ende reden und mehr oder min-

der beschämt verschwinden. Kurz darauf trat ich in die SPD ein.«12 

[24] Zunächst konnte Eckert den politischen Auftrag der Arbeiterbewegung, sich für Frieden und 

Völkerverständigung einzusetzen, nicht erkennen. Im Sog der nationalistischen Stimmung von 1914 

hielt er den Ersten Weltkrieg noch für einen Verteidigungskampf seines Volkes und meldete sich 

freiwillig zur Front. 

»Mit anderen jungen Sozialdemokraten war ich der Meinung – vor allem als der von uns schwärme-

risch verehrte Rechtsanwalt und Reichstagsabgeordnete Dr. Ludwig Frank sich freiwillig zum Heer 

gemeldet hatte –, daß es unsere Pflicht sei, Deutschland, dessen republikanische und sozialistische 

Zukunft nur eine Frage der Zeit sein konnte – das war unsere Meinung – vor der Niederlage zu 

bewahren und daß der Einfluß der Sozialdemokratischen Partei nach dem Kriege sichergestellt blei-

ben müsse.«13 

Später, als Eckert erkannte, welche Ursachen zum Kriege 1914-1918 geführt hatten, revidierte er 

seine Auffassungen gründlich. Nach dem ungewöhnlich offenen und persönlich gehaltenen Lebens-

lauf von 1919 trat die Wende in seiner Einschätzung des Charakters des Krieges 1916 ein. 

»Die Enttäuschung war bitter für mich, als ich als Aufklärungsoffizier immer deutlicher erkannte, um 

was eigentlich gekämpft wurde; und ganz zusammen brach mein Glaube an die innere Berechtigung 

zum Kampfe und Blutvergießen, als im Dezember 1916 die Anfänge der Vaterlandspartei zeigten, 

daß es nicht um die Erhaltung oder Schaffung eines geist- und gottstarken gerechten Christstaates 

gehe, sondern um die brutale Erreichung der ›Weltmacht Deutschlands‹, um die materielle Ausdeh-

nung und Machtgierbefriedigung kapitalistisch orientierter Kreise unseres Volkes.«14 

Er machte den Krieg bis zu seiner Entlassung als Leutnant der Reserve am 18. November 1918 mit. 

»Mit dem aus Schneeschuh-Bataillonen zusammengesetzten Alpenjäger-Regiment Nr. 5 stand ich an 

der Karpatenfront russischen Regimentern gegenüber, an der italienischen Front im Marmolata-Ge-

biet, in Frankreich bei den Kämpfen in der Champagne. Außerdem habe ich den ganzen Feldzug in 

Serbien mitgemacht [...].« Er wurde verwundet und ausgezeichnet. Aus dem Kriege kam er »völlig 

vernichtet und zerschlagen« zurück. »Ich war vor allem im Innersten bedrückt, daß ich das alles nicht 

 
10  Lebensgang des Kandidaten Erwin Eckert (1919), Kopie in: PAB. Eckert nimmt hier den Appell des Darmstädter 

Wortes von 1947 vorweg, der dazu aufruft, »die Sache der Armen und Unterdrückten gemäß dem Evangelium 

von Gottes kommendem Reich zur Sache der Christenheit zu machen.« 
11  Erwin Eckert, Warum mir Mannheim teuer ist. In: Sonderausgabe Badisches Volksecho, Nr. 291, Juli 1949, S. 

1. 
12  Ebenda. 
13  Vernehmung zur Person, a. a. O., S. 15. 
14  Lebensgang des Kandidaten Eckert a. a. O. 
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habe machen müssen, sondern mitgemacht habe.«15 Er glaubte, daß die »Tendenz nach der freien 

sozialen Demokratie weder durch reaktionär-schwärmerische Machte noch durch umstürzlerisch-

gewalttätige Kräfte zunichte gemacht werden dürfe«. Die Kräfte zur Erneuerung Deutschlands sah er 

»im Sozialismus und im Evangelischen Christentum der Freiheit, Wahrheit und Arbeit«. Es sei keine 

»unüberlegte Schwärmerei« gewesen, so Eckert in seinem Lebenslauf im Jahre 1919, sondern nur 

die Konsequenz seiner politischen Gesinnung, daß er der sozialdemokratischen Mehrheitspartei an-

gehöre, und er fügte hinzu: »Ich habe auch als Offizier nie einen Zweifel darüber gelassen, daß ich 

meinem politischen Bekenntnis nach zur sozialistischen Demokratie gehöre.«16 Anläßlich der Ober-

bürgermeisterwahl 1949 in Mannheim erinnerte sich Eckert an die Novemberrevolution von 1918/19: 

»Nach dem ersten Weltkrieg, 1918, gingen auch in Mannheim die Wogen der politischen Erregung 

um den richtigen Weg zu einer politischen und wirtschaftlichen Neuordnung sehr hoch. Die USP warf 

der sozialdemokratischen Partei, meiner Partei, vor, durch ihre Parole ›Durch [25] Demokratie zum 

Sozialismus‹ den Gegnern der Arbeiterklasse eine Atempause zu gewähren und Zeit zur Wiederauf-

richtung ihrer Machtpositionen zu lassen. Im Rosengarten fanden gewaltige Kundgebungen und Aus-

einandersetzungen statt. Eines Sonntagvormittags waren die Mitglieder der SPD im Musensaal zu-

sammengekommen, um über die Situation zu beraten. Der damalige Chefredakteur der Volksstimme, 

[Heinrich] Harpuder, und der von den Nationalsozialisten in Kislau ermordete Staatsrat [Ludwig] 

Marum sprachen. Da stürzte ein Genosse atemlos in den Saal und rief: ›Die USP hat die Volksstimme 

besetzte.‹ Die Versammlung wurde abgebrochen, wir formierten uns und zogen in Sechserreihen zum 

Gebäude der Volksstimme, das inzwischen wiedergeräumt war. In der Straße aber, die zwischen den 

Q-, R- und S-Quadraten nach den Planken zuführt, hatten sich Genossen von der USP zum Teil mit 

Gewehren festgesetzt. Aus dem alten Rathaus wurden Waffen geholt. Glücklicherweise kam es zu 

keiner blutigen Auseinandersetzung. Auf den Planken aber flanierten die Sonntagsbummler und mo-

kierten sich über die feindlichen sozialistischen Brüder. Damals schwor ich mir, alles, was an mir 

liegt, dazu beizutragen, daß die Arbeiterklasse sich nicht selbst zerfleischt.«17 

Diese Erfahrung prägte Eckert sein Leben lang. Der Gedanke der Aktionseinheit der Arbeiterbewe-

gung blieb auch lebendig in dem kirchlichen Teilbereich der Gesellschaft, indem er wirkte, obwohl 

hier die Voraussetzungen dafür denkbar ungünstig waren. 

Eckert betrachtete sich nicht als orthodoxen, noch weniger als liberalen Geistlichen. »Ich will evan-

gelischer Pfarrer werden, weiter nichts.«18 Daß dieser Weg nicht einfach werden würde, hatte er 

schon während seines Studiums erfahren. Am 20. März 1919 schrieb er an Elisabeth Setzer, die er 

am 19. Juni 1920 heiratete, einen Brief, in dem er von einer Auseinandersetzung mit seinem theolo-

gischen Lehrer Johannes Bauer und den Seminarteilnehmern berichtete. Dieser Brief ist zugleich auf-

schlußreich für den Charakter und die Motivation seines politischen Engagements. Eckert war auf 

Unverständnis und Ablehnung gestoßen, als er als Theologe und Sozialdemokrat Sympathien für die 

Novemberrevolution geäußert und den Auftrag der Kirche in der Gesellschaft so zusammengefaßt 

hatte: »Christusarbeit heißt Arbeit für die andern, für die Gesamtheit bis zum letzten Atemzuge.«19 

Der Konflikt, den er seiner Braut anvertraute, ist eine Vorahnung und Vorwegnahme der Auseinan-

dersetzungen, denen sich Eckert in der Folgezeit gegenübersehen sollte. Verzweifelt schrieb er: »Es 

 
15  Vernehmung zur Person, a. a. O., S. 16. 
16  Lebensgang des Kandidaten Eckert, a. a. O. 
17  Erwin Eckert, Warum mir Mannheim teuer ist. In: Sonderausgabe Badisches Volksecho, Nr. 29a, Juli 1949, S. 

1. 
18  Erwin Eckert, Lebensgang, a. a. O.. In einer gebundenen Ausgabe aller Schriften der religiösen Sozialisten, „dem 

Genossen Eckert zur Erinnerung an die religiösen Kämpfe von 1925-1933 gewidmet« und vom Hauptlehrer Karl 

Wölber an Eckert überreicht, findet sich ein handschriftlicher Eintrag, in dem es heißt: Eckert: »Ich bin Pfarrer 

geworden, weil ich mir keinen größeren und schöneren Beruf denken konnte, als den, den Willen Gottes begrei-

fen zu wollen und ihn zu verwirklichen. Es dauerte lange, bis ich lernte, daß Gott mir unfaßbar bleiben wird, trotz 

aller Unruhe [...], trotz allem Verlangen, ihn zu begreifen und ihm zu dienen.« [Hervorhebung – d. Hrsg.]. 
19  Erwin Eckert an Elisabeth Eckert vom 10. März 1919. In: PAB. 
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ist zum Verrücktwerden; ich bin aufgefahren, mir war’s, als ob einer giftige Eisen in meinen Körper 

schlüge überall.«20 

Mit einer geradezu hellsichtigen Gabe sah er voraus: »Es wird ein fürchterliches Töten geben. Es 

kommt furchtbar. Sie sehen ja nichts, die Törichten. Der Kampf aller gegen jeden, der Geist der 

Geheimräte, der vergangenen wertvollen Zeit wird nicht ruhen, bis wir auch in Deutsch-[26]land ein 

furchtbares Chaos haben, ein fürchterliches Gottesgericht über die Verblendeten. ... Sie wollen ja 

nicht den einzigen Weg gehen über das gleiche Recht aller zur Freiheit aller. Sie wollen wieder, wie’s 

war, die Reichen und Besitzenden: Herrschen und Drücken, Besänftigen, wenn’s zu schlimm wird, 

und Zeter schreien«.21 Eckert bat um die Kraft, nicht zu verzweifeln und nicht unterzugehen, sondern 

ohne alle Furcht und ohne alles Zagen seinen Weg gehen zu können gegen den Strom der protestan-

tischen Restauration und Reaktion, gegen die Unbußfertigkeit der Kirchenobrigkeit im Hinblick auf 

ihre Rolle im Kriege, geradlinig und unbeugsam, unbeirrbar und konsequent. 

Die Bewegung der Religiösen Sozialisten 

Die Anfänge der Bewegung der Religiösen Sozialisten, in der Eckert zum umstrittenen, aber popu-

lärsten und wichtigsten Wortführer aufstieg, gehen zurück auf den Ausgang des Weltkrieges. Anfang 

1919 fanden sich in Deutschland, u. a. in Baden, im Rheinland, in Berlin, in Thüringen Menschen 

zusammen, die zur gleichen Zeit Sozialisten und Christen sein wollten. 

Eckert schloß sich 1920 sofort der Bewegung der Religiösen Sozialisten an und gründete in Pforz-

heim mit anderen den »Bund evangelischer Proletarier«, der noch im gleichen Jahr in den »Bund 

evangelischer Sozialisten« umbenannt wurde. Er hatte seine erste Bewährungsprobe an der Seite der 

Arbeiterbewegung in der Abwehr des Kapp-Putsches zu bestehen. Im Gegensatz zum Badischen 

Volkskirchenbund, der sich erst in einem längeren Prozeß von seinen liberal-bürgerlichen Ursprün-

gen löste, bestand das Besondere an Eckerts Initiative darin, daß es sich hierbei um einen »ausschließ-

lich auf sozialistischer Grundlage«22 gebildeten Aktionsverband von Christen in den »drei sozialisti-

schen Parteien« handelte.23 Am Tage vor der ersten Wahl der badischen Synode, am 6. November 

1920, formulierte der 27jährige Eckert in der Pforzheimer »Freien Presse« die Ziele des von ihm 

initiierten Bundes evangelischer Sozialisten. Dieser wolle über die gewählten Abgeordneten Einfluß 

auf das religiöse Leben der evangelischen Landeskirche ausüben. 

Die Abgeordneten sollten erreichen: »1. Die evangelische Kirche muß vom Staat frei bleiben und von 

der reaktionär-politischen Beeinflussung frei werden. 2. Die evangelische Kirche soll eine Volkskir-

che werden. Alle Bevormundung des Kirchenvolkes muß aufhören! [...] 4. Die evangelische Kirche 

darf nie mehr für den Krieg predigen. Sie soll künden von allen Kanzeln: Völkerversöhnung und 

Völkerfrieden. 5. Die evangelische Kirche darf den aus der kapitalistischen Wirtschaftsform immer 

wieder genährten Egoismus und die kalte Gleichgültigkeit gegen das von der kapitalistischen Wirt-

schaftsform verursachte Elend nicht dulden, sondern muß laut dafür eintreten, daß eine bessere, [27] 

dem Brudersinn Jesu entsprechende Gestaltung unseres Wirtschaftslebens eintrete«.24 

1922 wurden der »Bund evangelischer Sozialisten« und der Volkskirchenbund zum »Volkskirchen-

bund christlicher Sozialisten« verschmolzen. Von Anfang an bemühte Eckert sich, die Bewegung der 

Religiösen Sozialisten in Deutschland zusammenzufassen, sie zu organisieren und zu politisieren. 

 
20  Ebenda. 
21  Ebenda. 
22  Erwin Eckert an Heinrich Dietrich vom 12. März 1920, zit. nach Heinrich Dietrich, Wie es zum Bund der Reli-

giösen Sozialisten kam. Schriften der Religiösen Sozialisten, Nr. 2, Karlsruhe o. J. (1927), S. 26 
23  Erwin Eckert an Georg Wünsch vom 30. März 1920. Zit. nach: Friedrich-Martin Balzer, Klassengegensätze in 

der Kirche. Erwin Eckert und der Bund der Religiösen Sozialisten Deutschlands, Köln 1973, Köln 1975, Bonn 

1993 [Marburg 2021], S. 60. Zur Vorgeschichte des Bundes der Religiösen Sozialisten siehe die leider bisher 

unveröffentlichte Staatsexamensarbeit von Bodo Schmitt, Die Anfänge der religiös-sozialistischen Bewegung in 

der Weimarer Republik (1919-1926), Köln 1981, S. 112. 
24  Zit. nach: H. Dietrich, a. a. O., S. 31. 
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Durch Reden, Vorträge, Aussprachen und Aufsätze im »Christlichen Volksblatt« trieb er von Meers-

burg aus, wo er seit dem 16. September 1922 als Diaspora-Pfarrer wirkte, den Zusammenschluß aller 

Religiösen Sozialisten in Deutschland voran. Erstes Ergebnis seiner Anstrengungen war die Gründung 

der »Arbeitsgemeinschaft der Religiösen Sozialisten Deutschlands«, die auf dem Kongreß, zudem E-

ckert 1924 nach Meersburg eingeladen hatte, gegründet wurde. Sein wachsendes Gewicht in der Be-

wegung der Religiösen Sozialisten Deutschlands kam zum Ausdruck, als er auf der Arbeitstagung der 

Arbeitsgemeinschaft am 14. und 15. November 1925 in Berlin zum verantwortlichen Wortführer der 

Religiösen Sozialisten in Süddeutschland, dem sich herausbildenden Schwerpunkt der Bewegung, 

gewählt wurde. Ab 1. Januar 1926 übernahm er auch die Schriftleitung des »Sonntagsblatts des ar-

beitenden Volkes« und gewann damit verstärkten Einfluß auf die politische Ausrichtung der Bewe-

gung. Bis Ende des Jahres 1929 veröffentlichte er in dem Bundesorgan mehr als zweihundert Auf-

sätze und Texte, die wesentlich mit zur Ausformung und Entfaltung der Bewegung beitrugen, die 

sich auf ihrem 2. Meersburger Kongreß am 4. und 5. August 1926 als »Bund Religiöser Sozialisten 

Deutschlands« konstituierte. Eckerts zunehmende Bedeutung spiegelte sich in der Tatsache, daß er 

auf dem Kongreß neben dem Eisenacher Pfarrer und Landesvorsitzendem des Bundes in Thüringen 

Emil Fuchs und dem Gewerkschaftssekretär und Landesvorsitzenden des Berliner Bundes der religi-

ösen Sozialisten Bernhard Göring, die mit ihm in die Bundesleitung gewählt wurden, zum geschäfts-

führenden Bundesvorsitzenden bestimmt wurde. Auf dem 4. Bundeskongreß, der vom 1. bis 5. Au-

gust 1928 in Mannheim stattfand –, Eckert war seit Beginn des Jahres 1927 Pfarrer an der Trinitatis-

kirche in Mannheim – wurde ihm die geschäftsführende Bundesleitung übertragen. 

Einstimmig wurden die für die Zugehörigkeit zum Bund verpflichtenden Richtlinien angenommen: 

»Die Religiösen Sozialisten kämpfen in bewußter Verantwortung vor Gott und den Menschen in und 

mit dem revolutionären Proletariat um die sozialistische Neuordnung; [...] 2. Das privatkapitalisti-

sche System bedingt den Klassenkampf in der Wirtschaft, im Staate und in allen Beziehungen des 

gesellschaftlichen Lebens. Die besitzende und darum herrschende Klasse sucht das Bestehende zu 

sichern, die abhängige und besitzlose Klasse zu unterdrücken und zu ihrem Vorteil auszunützen. Die 

unterdrückten Massen aber suchen sich zu befreien und eine bessere Art des Lebens der Menschen 

untereinander zu erzwingen. Das Proletariat führt diesen Klassenkampf gemäß den Erkenntnissen, 

die es Karl Marx verdankt. Jede Propaganda gegen diesen Kampf der Arbeiterschaft um die Neuge-

staltung der Wirtschaft und Gesellschaft ist vom Bund der Religiösen Sozialisten aus unmöglich. [...] 

3. Die besondere Aufgabe der religiösen Sozialisten ist es, die Kräfte des Evangeliums für das Leben 

des einzelnen Menschen und für den Aufbau der sozialistischen Gesellschaft wirksam zu machen. Sie 

führen darum einen entschlossenen Kampf gegen die antisozialistische Grundlage und Agitation der 

bestehenden Kirchen, der sich christlich [28] nennenden Verbände und Zeitschriften. 4. Die religiö-

sen Sozialisten sind überzeugt, daß der Sieg des Proletariats nicht aufgehalten werden kann, wenn 

der aus Not und Elend geborene Kampf der Mühseligen und Beladenen, der Unterdrückten und Aus-

gebeuteten von der Gewißheit durchdrungen wird: Gott will es, daß wir alle Kräfte einsetzen für die 

neue, die kommende Ordnung der Gerechtigkeit, des Friedens und der brüderlichen Gemeinschaft.«25 

Höhepunkt des Wirkens von Eckert an der Spitze der Bewegung der Religiösen Sozialisten war – 

trotz aller Anfeindungen, denen er sich spätestens seit 1925 in der kirchlichen und politischen Öf-

fentlichkeit ausgesetzt sah – seine einstimmige Wahl zum 1. Bundesvorsitzenden auf dem 5. Bundes-

kongreß, der vom 1. bis 5. August 1930 in Stuttgart stattfand. Mit Genugtuung konnte er in seinem 

Rechenschaftsbericht darauf hinweisen, daß 1930 Landesverbände des Bundes in Baden, Preußen, 

Württemberg, Thüringen, Pfalz, Lippe, Hessen-Darmstadt, Hessen-Nassau, Bayern, Rheinland, An-

halt, Sachsen und dem Saargebiet existierten. Das Bundesorgan »Sonntagsblatt des arbeitenden Vol-

kes« (SAV) hatte am 1. Januar 1930 eine Auflage von 8.500, die Eckert allein bis zum Juni 1931 auf 

17,000 – für Ende 1931 gibt er die Zahl 20.000 an – steigern konnte. Bei Kirchenwahlen, an denen 

sich die Religiösen Sozialisten bis dahin in größerem Maßstab beteiligt hatten, in den Landeskirchen 

Baden, Pfalz, Thüringen und Anhalt konnten die Religiösen Sozialisten 65.500 Stimmen auf sich 

vereinigen. Insgesamt 24 sozialistische Abgeordnete waren in den Landessynoden der angeführten 

 
25  Richtlinien, angenommen auf dem 4. Kongreß des Bundes 1928 in Mannheim. In: SAV, Nr. 33, S. 174. 
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Kirchen eingezogen, in drei Kirchenregierungen war je ein Religiöser Sozialist stimmberechtigt. 

Hunderte von Religiösen Sozialisten saßen bereits in den örtlichen Vertretungen und arbeiteten dort 

praktisch für die Ziele des Bundes. Auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag 1930 in Nürnberg, 

dem Kirchenparlament des deutschen Protestantismus, war Eckert der einzige religiös-sozialistische 

Abgeordnete der zweihundertzehn Mitglieder umfassenden Synode. 

Christ und Sozialist in der Republik von Weimar 

Eckert war nicht nur von Anfang an Exponent der »linken Richtung« im Bund der Religiösen Sozia-

listen.26 Er entwickelte sich auch zunehmend zum Wortführer der linken Opposition innerhalb der 

SPD Süddeutschlands. Seine aktive Beteiligung an den politischen und sozialen Auseinandersetzun-

gen der Weimarer Republik führte ihn in wachsenden Lernprozessen von der lediglich ethischen Hin-

neigung zur unterdrückten Klasse zur Einsicht in deren Kampfbedingungen. Im Jahre 1925 führte er 

den Kampf gegen den Mißbrauch der Kanzel für die Zwecke der Reaktion bei der Wahl Hindenburgs 

zum Reichspräsidenten. Ein Jahr später führte die gegen den Willen des rechten Flügels der sozial-

demokratischen Partei zustande gekommene Einheitsfront für die Durchsetzung der Fürstenenteig-

nung durch Volksbegehren und Volksentscheid bereits mehrere Schritte weiter.27 Programma-[29]ti-

schen Niederschlag fand der Kampf der Religiösen Sozialisten unter ihrem Wortführer Eckert an der 

Seite von SPD und KPD in zwei von ihm verfaßten Schriften, dem Flugblatt „Was wollen die Reli-

giösen Sozialisten« und in der gleichnamigen Broschüre vom Januar 1927. In dem Flugblatt schrieb 

Eckert rückblickend auf die Periode vor 1918: 

»Aber wo sollten damals die Sozialisten sich hinwenden? Die Kirche hatte die Sozialisten ausgespien. 

Wer Sozialist war, konnte nicht Christ sein. Christ sein, hieß Untertan sein, hieß Monarchist sein, 

hieß Nationalist sein, hieß sich unter das Elend beugen und auf das Jenseits hoffen, hieß Almosen 

geben und demütig empfangen, Glaubensbekenntnisse und Sätze lernen, hieß die Kirche als die Ge-

meinschaft der Heiligen mit Steuern unterstützen, obwohl sie die Sozialisten bekämpfte bis aufs Mes-

ser. Sozialist sein aber hieß Revolutionär sein, hieß Republikaner sein, hieß international sein, hieß 

eine neue Wirtschaftsordnung erkämpfen, hieß sich gegen das wirtschaftliche Elend wehren, hieß das 

Diesseits bezwingen, hieß gleiches Recht verlangen für alle, hieß nach einer neuen innersten Religi-

osität sich bemühen und die Kirche als die größte Feindin des kämpfenden Proletariats betrachten.«28 

1927 schrieb Eckert: Christ sein »heißt Vorwärtsgetriebensein zur Hilfe und Liebe den anderen Men-

schen gegenüber. Du sollst Gott deinen Herrn lieben und deinen Nächsten wie dich selbst, darin liegt 

praktisch die ganze Religion Jesu Christi.«29 

Sozialist sein heiße, am Kampf des Proletariats für die Errichtung einer sozialistischen Wirtschafts- 

und Gesellschaftsordnung aktiv teilzunehmen. Die Einstellung der Religiösen Sozialisten in allen 

einzelnen Kampfabschnitten aber werde »antimonarchistisch, antikapitalistisch, antimilitaristisch, 

antinationalistisch«30 sein. 

 
26  Siehe Heinrich Trebs, Die linke Richtung im »Bund der Religiösen Sozialisten Deutschlands« – mit der Arbei-

terklasse verbündete christliche Demokraten der Weimarer Zeit. In: Zwischen Aufbruch und Beharrung. Der 

deutsche Protestantismus in politischen Entscheidungsprozessen, Berlin/DDR 1978, S. 90-124. 
27  Siehe Friedrich-Martin Balzer, Die Religiösen Sozialisten an der Seite von SPD und KPD für eine entschädi-

gungslose Fürstenenteignung 1925/26. In: Ders. Klassengegensätze in der Kirche, S. 108-146; [29] Walter Bre-

dendiek, Fürstenenteignung und Protestantismus. In: Standpunkt 12/1976, S. 318-321; 1/1977, S. 16-20; 2/1977, 

S. 52 f. Aus der inzwischen umfangreichen Literatur zur Fürstenenteignung seien hier nur genannt: Otmar Jung, 

Direkte Demokratie in der Weimarer Republik, Frankfurt/Main/New York 1989; ders., Volksgesetzgebung. Die 

»Weimarer Erfahrungen« aus dem Fall der Vermögensauseinandersetzung zwischen Freistaaten und ehemaligen 

Fürsten, Hamburg 1996; Thomas Kluck, Protestantismus und Protest in der Weimarer Republik. Die Auseinan-

dersetzungen um die Fürstenenteignung und Aufwertung im Spiegel des deutschen Protestantismus. Mit einem 

Vorwort von Günter Brakelmann, Frankfurt/Main 1996. 
28  Was wollen die Religiösen Sozialisten (Broschüre), Schriftenreihe des Bundes, Nr. 1, Mannheim 1927, S. 11 f. 
29  Ebenda, S. 11. 
30  Ebenda, S. 12. 
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Für Eckert wie für viele andere seiner Generation war das Kriegserlebnis ein Schlüsselerlebnis. Schon 

während des Krieges nahm er Abschied von dem »Geist von 1914«, den die Kriegstheologen als 

»heiligen« Geist, als »Pfingstgeist« verklärt hatten. Er erkannte, daß es der »Geist Kains« war, »der 

den Bruder erschlug; kapitalistische Wirtschaftsordnung und die daraus resultierende Staatsraison 

aller Länder Europas haben ihn genährt«.31 

Als die Bürgerblock-Regierung 1924 anregte, am 3. August der Gefallenen und der Opfer des Krieges 

zu gedenken, bestritt er der Regierung, »die sich aus Vertretern der bürgerlichen Parteien zusam-

mensetzt, hinter denen die Wirtschaftsmächte der Hochfinanz und des Großkapitals stehen«, das 

Recht, zu Gedächtnisfeiern für die Opfer des Krieges aufzurufen, »der hauptsächlich durch die in-

ternationale Konkurrenz und die schrankenlose Profitgier des Kapitalismus verursacht wurde«. An-

gesichts des Vergessens und Verdrängens, angesichts der ungebrochenen Kriegs-[30]verherrlichung 

auch durch die Vertreter der evangelischen Kirche rief Eckert dazu auf, die Gedächtnisfeiern zu einer 

»Bußfeier« zu machen, »zu einer Nie-wieder-Kriegsfeier; zu einer Stunde, in der wir denken an den 

Kriegsausbruch, an die Gefährlichkeit jener Tage der Massensuggestion«, als »unter Fanfarenge-

schmetter und Trommelwirbeln« die Vernunft erdrosselt worden sei. »Kriegsanfang – Begeisterung 

nannten wir es. Entgeistigung war es. Und wie dachte man sich den Krieg – in ein paar Monaten ist 

alles aus, wer noch mitmachen will, muß sich eilen. Es dauerte über vier Jahre, und was war das für 

ein Krieg! Alle Kriegsführung der Vergangenheit war einfältig dagegen – naiv. Gift – Gas – Maschi-

nen aller Art mit dem einen Zweck zu töten, zu vernichten«, das sei der letzte Krieg gewesen, an 

dessen Spuren er sich erinnerte.32 

In einer Weihnachtsansprache »Friede auf Erden« im Jahre 1926 beklagte Eckert, daß die Forderung 

»Nie wieder Krieg« keine Selbstverständlichkeit geworden sei, auch und gerade nicht unter den Chris-

ten. »Nicht einmal die Christen in allen Völkern sind davon überzeugt, daß kein Krieg mehr sein wird 

und daß sie alles für den Frieden tun müssen.«33 Er rief dazu auf, daß alle »vernünftig Denkenden, alle 

wirtschaftlich Erfahrenen, alle kulturell Empfindenden, alle sittlich und religiös Bestimmten« danach 

trachten sollten, einen »neuen Krieg« zu verhindern. Dem Aberglauben, es sei unmöglich, den Frieden 

zu sichern, setzte er seinen Glauben entgegen, »daß einmal eine Zeit sein wird, in der keine Kriege 

mehr sind, in der er den dann lebenden Menschen vorkommen wird wie ein finsteres Märchen, daß 

sich Völker und Länder bekämpft und gegenseitig vernichtet haben mit allen Mitteln der Technik«. 

Die an das Kommen des Friedens zwischen den Völkern Glaubenden müßten alles tun, damit dieses 

»Einmal« bald sei. Es liege nicht »im Wesen der natürlichen Bedingungen des menschlichen Lebens, 

daß immer Kriege sein werden«. Es liege aber »in der Unvollkommenheit der menschlichen Erkenntnis 

von ihrer eigentlichen Bestimmung, daß mit dem Kriege als einer Selbstverständlichkeit und Notwen-

digkeit gerechnet wird«. Es liege eine große Gefahr für die Entspannung und Befriedung der Völker 

untereinander darin, »daß wir ein Wirtschaftssystem haben, das durch seine Methodik und seine Ziele 

immer wieder die Gefahr neuer Kriege heraufbeschwört«. »Reklame, Konkurrenz, Hast um den Ab-

satzmarkt, Sicherung der eigenen Interessen gegen die des anderen Volkes und seiner Wirtschaft, Pro-

fitsucht, Überproduktion und Dumping bringen die Völker immer wieder an den Rand des Verderbens, 

an die Stelle, an der man nur noch eine gewaltsame Lösung durch die Vernichtung des anderen sieht.« 

Was die »völkische Ehre« und den »Ruhm des Vaterlandes« angehe, so meinte Eckert, »daß sie sich 

nicht in der mit dem Leben von Millionen Männern des eigenen Volkes bezahlten Vergewaltigung des 

andern Volkes zeigt, nicht in der Menge des erbeuteten Kriegsmaterials und der verwüsteten Länder 

des Feindes, nicht auch in der mehr als verzweifelten Beweihräucherung der Heldentaten der Obers-

ten Heeresleitung [...] sondern darin, daß ein Volk zeigt, daß es die in ihm liegenden Kräfte zum 

Wohle seiner eigenen Bürger und zum Heil der anderen Völkereinsetzt«. Mit »Tapferkeit und Mut« 

habe der moderne Krieg nichts zu tun. »Es gehört meiner Überzeugung nach mehr Mut und Männ-

lichkeit dazu, die Sinnlosigkeit des modernen Krieges als Wahnsinn zu bezeichnen und der 

 
31  Erwin Eckert, Pfingstgeist 1914. In: Christliches Volksblatt (CVB) 1922, Nr. 23, S. 4. 
32  Erwin Eckert, Gedächtnisfeier für die Gefallenen des Weltkrieges. In: CVB 1924, Nr. 31, S. 1 f. 
33  Erwin Eckert, Friede auf Erden. Weihnachtsansprache in Meersburg am Bodensee im Jahre 1926. Abschrift in 

PAB, alle folgenden Zitate ebenda. 
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Kriegervereinsstimmung, der Militärmarschmusik und der Triebhaftigkeit männlicher Rohheit zu wi-

derstehen, als sich zum kampfbereiten Rächer deutscher Ehre an dem Erzfeind zu entwickeln.« 

[31] Als Pfarrer appellierte Eckert immer wieder an die Christen, ihre Verantwortung für den Frieden 

ernst zu nehmen. Als Sozialist rückte er in einem mit »Klarheit« überschriebenen Aufsatz des Jahres 

1926 ab »von den bürgerlich pazifistischen Kreisen, die in überströmender Menschlichkeit und Rüh-

rung Friede und Versöhnung predigen, ohne den Sozialismus zu bejahen«. »Wir wissen, daß erst in 

der klassenlosen Gesellschaft der sozialistischen Zeit keine Kriege mehr sein werden, daß die Ausei-

nandersetzung des Proletariats mit den politischen und wirtschaftlichen Mächten seiner Gegner erst 

noch kommen wird.«34 Aus seiner Sicht war es nur folgerichtig, wenn er auf die Anfrage eines Lesers 

des »Sonntagsblatts des arbeitenden Volkes«, der wissen wollte, wie sich die Religiösen Sozialisten 

verhalten würden, wenn ein kapitalistisches Bündnis zwischen Frankreich und Deutschland zustande 

käme und ein Krieg zwischen dieser Koalition und Sowjetrußland ausbräche, antwortete, daß ihm 

eine solche Konstellation »vorläufig wenigstens« unsinnig erscheine. 

»Wie sich die Religiösen Sozialisten aber überhaupt zu einem Kriege gegen Sowjetrußland verhalten, 

das kann ich nicht für alle Religiösen Sozialisten sagen. Ich für meinen Teil weiß, daß ich, wenn es 

zu dieser Auseinandersetzung kommen müßte, auf der Seite der Bolschewisten stünde, die dann als 

Kampftruppe des internationalen Proletariats die kapitalistische Macht niederwerfen müssen.«35 

Als Beispiel produktiver Trauerarbeit für die Sache des Friedens sei hier eine Predigt Eckerts vom 

30. Oktober 1927 genannt, die er vor über tausend Menschen, meist Kriegshinterbliebenen, auf dem 

Friedhof in Mannheim hielt. Sie erschien 1927 in der Schriftenreihe der Religiösen Sozialisten unter 

dem Titel »Wofür seid Ihr gefallen, Brüder?« und hatte die Offenbarung des Johannes, Kapitel 21, 

Vers 4 zugrunde gelegt: »Gott wird abwischen alle Tränen von ihren Augen, und der Tod wird nicht 

mehr sein, noch Leid noch Geschrei noch Schmerz wird mehr sein; denn das Erste ist vergangen.«36 

Die Jahre 1928 und 1929 standen ganz im Zeichen der Frage, ob die SPD sich an Aufrüstungsmaß-

nahmen wie dem Panzerkreuzer A beteiligen sollte. 

Am 20. Mai 1928 hatten die Parteien der Arbeiterbewegung einen bedeutenden Wahlerfolg verbucht. 

Die SPD hatte den Wahlkampf unter der Losung »Kinderspeisung statt Panzerkreuzer« geführt. Als 

Ergebnis der Wahlen kam – gegen den Widerspruch linker Sozialdemokraten wie Erwin Eckert – 

eine Regierung zustande, deren sozialdemokratische Minister entgegen der Wahlaussage ihrer Partei 

im Wahlkampf dem Bau des Panzerkreuzers zustimmten. Noch bevor dies bekannt wurde, hatte der 

4. Kongreß des Bundes der Religiösen Sozialisten seine Position bekräftigt, gegen die Absichten der 

»bürgerlich-kapitalistischen Gruppen«37, die geplante Aufrüstung zu verhindern. Als am 10. August 

die [32] Hermann-Müller-Regierung ihre Zustimmung zur ersten Rate des Panzerkreuzerbauserteilte, 

brach in der SPD-Mitgliedschaft ein Sturm der Entrüstung los. 

Eckert, der zu diesem Zeitpunkt bereits über die Autorität eines anerkannten Sprechers der innerpartei-

lichen, linken Opposition in Süddeutschland verfügte, erklärte im »Sonntagsblatt des arbeitenden Vol-

kes« sein Unverständnis darüber, daß auf diese Art und Weise mit dem Vertrauen der arbeitenden Be-

völkerung zu einem sozialistisch geführten Kabinett gespielt« werde. Es sei für ihn, der während des 

Wahlkampfes ehrlich und ausvollster Überzeugung »gegen diese kriegerischen Spielzeuge der Bürger-

front« Sturm gelaufen sei, »bitter, eine derartige Enttäuschung erleben zu müssen«.38 Er forderte alle 

 
34  Erwin Eckert, Klarheit. In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes (SAV), 1926, Nr. 3, S. 15 f. 
35  Erwin Eckert, Anfragen. In: SAV 1926, Nr. 48, S. 255. 
36  Erwin Eckert, Wofür seid Ihr gefallen? In: Predigten sozialistischer Geistlicher Deutschlands, Schriften-reihe 

der Religiösen Sozialisten Nr. 4, Karlsruhe (1927), S. 73-79. Der nahezu vollständige Nachdruckerfolgte in 

Friedrich-Martin Balzer/Karl Ulrich Schnell, Der Fall Erwin Eckert. Zum Verhältnis von Protestantismus und 

Faschismus am Ende der Weimarer Republik, 1. Auflage Köln 1987, 2. Auflage Bonn 1993, S. 28-32. 
37  Entschließung gegen die Panzerkreuzer. In: SAV 1928, Nr. 33, S. 175; siehe Friedrich-Martin Balzer, Die Stel-

lung des Bundes der Religiösen Sozialisten zum Bau des Panzerkreuzers und zum Wehrprogramm der SPD. In: 

Klassengegensätze in der Kirche, S. 147-168. 
38  Erwin Eckert, Panzerkreuzer A. In: SAV 1928, Nr. 35, S. 191. 
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Religiösen Sozialisten auf, mit größter Energie »in den zuständigen Parteiorganisationen gegen den Bau 

des Panzerkreuzers Stellung« zu nehmen. Sollte aber die SPD mit allen möglichen Gründen die Revision 

der Panzerkreuzergenehmigung hintertreiben, »dann müssen wir Religiösen Sozialisten mit allen ent-

schiedenen Sozialisten und Kommunisten den Volksentscheid fordern“. Als Eckert daraufhin seitens der 

Parteipresse »Mangel an Disziplin« vorgeworfen wurde, beharrte er auf seinem Standpunkt: »Ganze 

Seiten der Parteipresse werden vollgedruckt mit Artikeln gegen die ›Heuchelei der Kommunisten‹, die 

gegen den deutschen Panzerkreuzer zum Volksentscheid aufriefen und zugleich Propaganda machten 

für die rote Flotte der Sowjetmacht!! Es dürfte wohl auch den Redakteuren unserer Parteipresse klar 

sein, daß es ein Riesenunterschied ist, ob man als Sozialist in der kapitalistisch orientierten deutschen 

Republik für einen Panzerkreuzer stimmt und dessen Bau zuläßt, oder ob Sowjetrußland zur Vertei-

digung der proletarischen Ordnung, sie mag so gut oder schlecht sein, wie sie will, sich gegen die 

internationale kapitalistische Frönt eine Schutzwehr aufbaut.«39 

Zwar beteiligte sich der Bund der Religiösen Sozialisten als solcher nicht an dem von der KPD initiier-

ten Volksbegehren. Eckert erwartete aber von seiner Partei, der er »seit über 16 Jahren in aller Begeis-

terung und Hingabe« gedient habe, daß sie von ihm, wenn er sich am Volksbegehren beteilige, keinen 

»Kadavergehorsam« verlange. Eckert beschuldigte die SPD, »die große verantwortliche Arbeiterpar-

tei«, daß sie nicht selbst die Initiative ergriffen und eine großartige Gelegenheit versäumt habe, »das 

Volk aufzurütteln, aufzureißen aus seiner Gleichgültigkeit, eine unerhörte Propaganda zu machen für 

den Frieden, gegen nationale Rüstungen und Kriegsvorbereitungen«.40 Das wäre umso wichtiger ge-

wesen in einer Zeit, in der in Genf in aller Deutlichkeit von einem kommenden »sozialen Krieg« ge-

sprochen wurde, auf den man gerüstet sein müsse –, »also von einem Krieg, der von der kapitalistischen 

Front geführt werden müsse gegen die proletarischen Rüstungen unter der Führung Sowjetrußlands«.41 

Eckert trug sich, weil ihn sein Gewissen dazu zwang, in die Listen des Volksbegehrens ein und be-

gründete seine Position in einem eigenen Wehrprogramm. Dieses spielte in der innerparteilichen Dis-

kussion im Vorfeld des Magdeburger Parteitages eine wichtige Rolle. Auf diesem setzte sich der 

Parteivorstand in der Panzerkreuzerfrage mit 256 gegen 138 Stimmen gegen die linke Opposition, in 

der auch Eckert spätestens seit der Auseinandersetzung um die Fürstenenteignung im Jahre 1926 

einen festen Platz eingenommen [33] hatte, durch. Eckert kommentierte diese Entwicklung im »Sonn-

tagsblatt des arbeitenden Volkes« mit einem Zitat des ehemaligen Generals Paul von Schönaich: »Die 

SPD geht heute einen gefährlichen Weg, wenn sie, die durch Kritik groß und stark geworden ist, 

heute Kritik am eigenen Leibe als unbequem empfindet und abzudrosseln sucht. Achtung Sozialde-

mokraten! Die Kurve nach rechts führt ins Sumpfgelände!«42 

Erste Konflikte mit der badischen Kirchenleitung 

Es überrascht nicht, daß Eckert bereits lange vor der tiefen Krise in der Badischen Landeskirche in 

den Jahren 1930/31 in zahlreiche Konflikte mit seiner Kirchenleitung geraten war. Auffallend ist 

jedoch, daß es in der ersten Periode der Weimarer Republik, der revolutionären und gegenrevolutio-

nären Nachkriegskrise von 1918 bis 1923, zu keinen Zusammenstößen zwischen Eckert und seiner 

Kirchenleitung kam, obwohl Eckert von Anfang an alles andere war als ein zeitweiliger »November-

sozialist«.43 Verstärkt traten die Konflikte jedoch in der Periode der relativen Stabilisierung und des 

»Bürgerblocks« von 1924 bis 1928 auf, um sich mit Beginn der dritten Etappe der kapitalistischen 

Weltwirtschaftskrise ab 1929 zu steigern und in der Phase der »Notverordnungsdiktaturen« ab 1930, 

der an wachsenden faschistischen Massenbewegung und der Schwächung des demokratischen 

 
39  Erwin Eckert, Panzerkreuzer – Protest – Volksentscheid. In: SAV 1928, Nr. 38, S. 216 ff. 
40  Ebenda. 
41  Ebenda. 
42  Erwin Eckert, Sozialistische Freidenker und wir. In: SAV 1929, Nr. 23, S. 183. 
43  Siehe Herbert Trebs, Der »November-Sozialismus« des Kreises um die Zeitschrift »Die Christliche Welt«. In: 

Novemberrevolution 1918. Lehre und Verpflichtung, Beiträge zum 40. Jahrestag der Novemberrevolution in 

Deutschland. Herausgegeben von Gerhard Fischer und Günter Wirth, Berlin/DDR 1958, S. 35-52. 
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Widerstandspotentials durch die Stillhaltepolitik des SPD-Parteivorstandes und der Spaltung der Ar-

beiterbewegung einem Höhepunkt zuzutreiben. 

Was losgelöst von den politischen Gesamtzusammenhängen noch aussehen mochte wie der Konflikt 

zwischen dem Gewissen eines Einzelnen und der kirchlichen Amtsautorität, hatte die Ebene eines tief-

greifenden gesellschaftlichen, politischen und ideologischen Widerspruchs erreicht. Die Frage, die sich 

angesichts der Auseinandersetzung zwischen Eckert und der Badischen Landeskirche in der ersten 

Hälfte des Jahres 1931 stellte, war keine geringere als die nach der Haltung des deutschen Protestantis-

mus in der Gestalt der Badischen Landeskirche zum »angeblich arbeiter- und christentumsfeindlichen 

Nationalsozialismus«44 oder, wie es der gleiche Anklagevertreter im Prozeß gegen Pfarrer Kappes 

am 30. Oktober 1933 formulierte, zur »deutschen Freiheitsbewegung«.45 

Um Vorgeschichte und Ausgangspositionen des »Falles Erwin Eckert« zu erhellen, sei zunächst die 

vom Anklagevertreter, Oberkirchenrat Dr. Otto Friedrich, verfaßte Anklageschrift vom 7. Mai 1931 

wiedergegeben: 

»Immer, wenn in den letzten zehn Jahren das deutsche Volk vor wichtige politische Entscheidungen 

gestellt war, ist Pfarrer Eckert für die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) hauptsächlich 

als Redner in Versammlungen, aber auch in dem Organ des Bundes der Religiösen Sozialisten, dem 

›Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes‹, das seit 1. Januar 1931 die Bezeichnung [34] ›Der Religiöse 

Sozialist‹ führt, hervorgetreten, wobei er jede Gelegenheit wahrnahm, an der Kirche im Allgemeinen, 

insbesondere aber auch an seiner eigenen Landeskirche, ihrer Behörde und ihrem Handeln Kritik zu 

üben, die oft über die Grenze des Sachlichen hinausging, und wobei er immer wieder sich über die 

durch sein Amt gebotenen Pflichten hinwegsetzte. 

So mußte Pfarrer Eckert durch Beschluß des Oberkirchenrats vom 23. Juni 1925 wegen der Art und 

Weise, wie er sich in der Presse mit einem Beschluß des Kirchengemeinderats Mannheim auseinan-

dersetzte und dabei die Einstellung des Oberkirchenrats darstellte, mit einer Geldstrafe von 50 RM 

bestraft werden.«46 

Was hier vom Anklagevertreter als »Vorstrafe« ins Feld geführt wurde, war in Wirklichkeit der im 

deutschen Protestantismus fast einmalige Versuch eines Pfarrers, sich der Bevormundung der deutsch-

national gesinnten Kirchen, Verbände und Presse zu widersetzen. Eckert hatte gegen den Mißbrauch 

der Kanzel zugunsten der Reaktion bei der Wahl Hindenburgs zum Reichspräsidenten protestiert, in-

dem er in einem offenen Brief an den Vorsitzenden des Mannheimer Kirchengemeinderates schrieb: 

»Sie haben [...] dazu beigetragen, daß die evangelische Kirche, insbesondere der evangelische Pfar-

rerstand, wieder einmal als reaktionär und unduldsam bis aufs Äußerste in unserem Volke gekenn-

zeichnet wird und das Zutrauen der fortschrittlich gesinnten Bürgerschaft und erst recht das der 

sozialistischen Masse aufs Neue erschüttert wird. Sie haben mit dem Satz ›Wer in dieser Schicksals-

stunde nicht für unsere evangelische Kirche ist (also Hindenburg wählt), der ist wider sie‹, uns an-

deren, die wir nicht Hindenburg, sondern den Republikaner Marx gewählt haben oder den Kommu-

nisten Thälmann, Verrat an unserer evangelischen Überzeugung, ja sogar Verrat an der evangeli-

schen Kirche vorgeworfen.«47 

Als am 17. Mai 1925 Eckert vom Evangelischen Oberkirchenrat (EOK) ein »Verweis« wegen »leicht-

fertiger und offensichtlicher Verleumdung« erteilt wurde, reagierte er im »Sonntagsblatt des arbei-

tenden Volkes« mit der Feststellung: »Kirche und Pfarrer stehen rechts [...]. Wehe denen, die sich 

Präsidenten und Prälaten nennen, in Wahrheit aber die Zerstörer der Kirchen sind. Oder sollen die 

Republikaner in eine Kirche gehen, wo republikanisch und kirchenfeindlich gleich sind?«48 

 
44  Anklageschrift von OK Dr. Otto Friedrich gegen Eckert vom 7. Mai 1931. In: PAB. 
45  Anklageschrift von OK Dr. Otto Friedrich gegen Heinz Kappes vom 30. Oktober 1933. Kopie. In: PAB. 
46  Anklageschrift vom 7. Mai 1931, ebenda. 
47  Erwin Eckert, Politische Neutralität der evangelischen Kirche. Offener Brief an Herrn Pfarrer Renz, Vorsitzender 

des Mannheimer Kirchengemeinderates. In: SAV 1925, Nr. 18 vom 3. Mai 1925, S. 27. 
48  Erwin Eckert, Die Reichspräsidentenwahl. In: SAV 1925, Nr. 18, S. 27. 
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Was in den Augen des Anklagevertreters eine »Vorstrafe« war, muß in Wahrheit Eckert zur Ehre 

gereichen, denn während der Mehrheitsprotestantismus eindeutig Partei für den »erklärten Monar-

chisten und Nationalisten Hindenburg« und die »frömmelnden deutschnationalen und reichsblöckle-

rischen Hindenburgianer« ergriff, erfolgte bei Eckert eine entschiedene Parteinahme für die demo-

kratische Republik. 

»Als im Jahre 1926 das Volksbegehren über die Fürstenenteignung zur Entscheidung anstand«, heißt es 

in der Anklageschrift, »trat Pfarrer Eckert in einer Weise und einem Ausmaß für dieses Volksbegehren 

ein, daß weite Kreise an diesem Verhalten Anstoß nahmen und vielfach eine starke Erbitterung sich 

darüber zeigte, daß die Kirche ein solches Verhalten bei einem ihrer Pfarrer duldet. Es erging des-

halb an alle Geistlichen die Mahnung, sich jeder öffentlichen Agitation für eine entschädigungslose 

Fürstenenteignung zu enthalten. Pfarrer Eckert gegenüber wurde diese [35] Mahnung in dem Erlaß 

vom 1. Juni 1926 [...] noch besonders ausgesprochen. Trotzdem ist Pfarrer Eckert in öffentlichen 

Versammlungen für die entschädigungslose Fürstenenteignung weiterhin aufgetreten und hat bei sei-

ner Vernehmung am 14. Juni 1926 [...] erklärt, daß er beim Eintreffen des Erlasses schon seit Wochen 

verpflichtet gewesen sei, in öffentlichen Versammlungen zu sprechen, und deswegen nicht mehr in 

der Lage gewesen sei, die Vorträge abzusagen, ohne die Absage damit zu begründen, ›daß mir die 

Vorträge von meiner vorgesetzten Dienstbehörde unter Androhung eines dienstpolizeilichen Verfah-

rens verboten sind. Hätte ich die Vorträge abgesagt, so wäre der Badischen. Landeskirche größerer 

Schaden erwachsen, als wenn ich sie entgegen der Androhung des Oberkirchenrats trotzdem abhielt. 

Selbst, wenn ich mich der Androhung des Oberkirchenrats hätte fügen wollen, so wäre mir das aus 

inneren religiösen Gründen unmöglich gewesen.‹ Durch Erlaß des Oberkirchenrats vom 7.8.1926 

[...] wurde Pfarrer Eckert eröffnet, daß der Oberkirchenrat mit größtem Befremden ersehen habe, 

daß Pfarrer Eckert in voller Absicht der Mahnung in dem Erlaß vom 1.6.1926 entgegengehandelt 

habe. In dem Erlaß heißt es weiter, ›das steht im Widerspruch mit Ihrem Ordinationsgelöbnis, das 

ausdrücklich besagt, daß der Ordinand die Anordnungen seiner Vorgesetzten Behörde befolgen 

wolle. Glaubt er, solches mit seinem Gewissen nicht vereinbaren zu können, so bleibt ihm nur übrig, 

seine vorgesetzte Behörde darum zu bitten, daß sie ihn von dieser Verpflichtung befreie und, wenn 

diese seinem Antrag nicht entspreche, sein Amt aufzugeben‹.«49 

Die Mißachtung des Verbotes der Kirchenleitung, sich zusammen mit SPD und KPD für die entschä-

digungslose Enteignung der Fürsten einzusetzen, bestand u. a. darin, daß Eckert am Vorabend des 

Volksentscheids, am 19. Juni 1926, zusammen mit Rudolf Breitscheid vor über zehntausend Men-

schen in Stuttgart gesprochen hatte. 

Die Beschwerden, die daraufhin aus Württemberg wegen der politischen Betätigung Eckerts eingin-

gen, veranlaßten den Oberkirchenrat, in einem Erlaß von Eckert eine Erklärung zu fordern, »die der 

Oberkirchenbehörde die Gewähr gibt, daß er seine politische Betätigung zugunsten seines Pfarram-

tes künftig so einschränke und den kirchlichen Anordnungen so nachkomme, daß seine weitere Ver-

wendung in der Kirche verantwortet werden könne«.50 

Eckert führte in seiner Antwort vom 10. August 1926 aus: 

»Wenn mein Gewissen mich gegen die Verordnungen des Oberkirchenrats zu handeln zwingt, dann 

bleibt mir nur der Austritt aus meinem Amt. Ich habe in meinem Ordinationsgelübde versprochen, 

meine Dienstpflichten zu erfüllen, meiner vorgesetzten Behörde den schuldigen Gehorsam zu leisten. 

[...] Ich habe mein Gelübde treu gehalten, ich sehe darin nirgends aber eine Verpflichtung dazu, dem 

Oberkirchenrat auch dann gehorsam zu sein, wenn seine Erlasse und Verordnungen sich nicht mit 

meinen amtlichen Aufgaben, sondern mit meiner politischen Überzeugung und mit politischen Fragen 

beschäftigen. Ich werde keinem Erlaß gehorsam sein, der, wie das Verbot, über die Enteignung der 

Fürsten zu reden, meine persönliche Freiheit als Staatsbürger in Frage stellt und mich zu einer 

 
49  Anklageschrift vom 7. Mai 1931. In: PAB. 
50  Ebenda. 
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Ansicht zwingen will, oder besser, eine Ansicht unwidersprochen zu lassen mich zwingen will, die 

nach meiner Überzeugung sich nicht aus dem Evangelium begründen läßt.«51 

Die Ansicht, die Eckert nicht unwidersprochen lassen wollte, war die vom Mehrheitsprotestantismus 

landauf landab verbreitete Meinung, daß, wer sich für die entschädigungslose [36] Enteignung der 

Fürsten ausspreche, sich an der »Heiligkeit des Eigentums« vergehe und gegen das 7. Gebot (Du sollst 

nicht stehlen) verstoße. Für Martin Rade, den Marburger Theologieprofessor, war der massive Druck, 

den die protestantischen Kirchen auf die Befürworter der Fürstenenteignung ausübten, »der reine, 

unverhüllte Terror«.52 Und dagegen sollte Eckert sich nicht wehren dürfen? In einem Brief vom 7. 

August 1926 schrieb er an den Oberkirchenrat: 

»Was den wohlgemeinten Rat des Oberkirchenrats angeht, ich möge meine politische Tätigkeit un-

terlassen, so darf ich darauf hinweisen, daß ich dann mich in keiner Weise mehr politisch betätigen 

werde, wenn sowohl die deutschen Kirchenregierungen wie die Herren Kollegen, die politisch rechts 

stehen, ihre Betätigung in Wort und Schrift unterlassen.«53 

In einem Erlaß vom 9. Oktober 1926 wurde Eckert als abschließende Entscheidung mitgeteilt, daß 

seine Antwort deutlich zeige, »daß Sie die Grenzen Ihrer Befugnisse nicht kennen oder nicht kennen 

wollen; Ihre Zuschrift vom 7. August 1926 besagt klipp und klar, daß Sie hinsichtlich Ihrer politischen 

Tätigkeit sich über die Behörde zu stellen gewillt sind. Wir sprechen Ihnen darüber unser stärkstes 

Mißfallen aus. Der Oberkirchenrat hat Ihnen keineswegs jede politische Arbeit untersagt, aber über 

das Ausmaß derselben zu entscheiden, muß er sich vorbehalten.«54 

Dieser Vorbehalt betraf nach Lage der Dinge sicher nicht nur das Ausmaß, sondern auch die kontrover-

sen Inhalte der Konflikte, die Eckert sich nicht scheute aufzudecken. In nuce war hier der Konflikt vor-

programmiert, der spätestens mit der Zuspitzung der politischen Entwicklung seit den Reichstagswahlen 

vom 14. September 1930 offen zutage trat. Bereits 1926 diente die Erbitterung »weiter Kreise« des Kir-

chenvolkes dazu, um gegen Eckert vorzugehen. Dabei blieb unberücksichtigt, daß immerhin 14,5 Milli-

onen der wahlberechtigten Bürger beim Volksentscheid für die entschädigungslose Enteignung der Fürs-

tenhäuser gestimmt hatten, von denen 95 Prozent Mitglieder der beiden Großkirchen waren. 

Das erste kirchliche Dienstgerichtsverfahren der Badischen Landeskirche wurde am März 1929 ge-

gen Eckert eröffnet55. Gegenstand war ein Flugblatt, das Eckert zu den preußischen Kirchenwahlen 

im November 1928 verfaßt hatte und das in hoher Auflage verbreitet worden war. In der Anklage-

schrift vom 7. Mai 1931 liest sich dieser Konflikt so: »Aus Anlaß der preußischen Kirchenwahlen im 

Jahre 1928 verfaßte Pfarrer Eckert ein Flugblatt ›Was wollen die Religiösen Sozialisten‹ und griff 

darin die Kirche in einer derart herabwürdigenden und beleidigenden Weise an, daß das kirchliche 

Dienstgericht in diesem Verhalten eine Verletzung der Amtspflichten des Pfarrers Eckert erblickte 

und ihn durch Urteil vom 24. Juni 1929 zur Ordnungsstrafe der Verwarnung verurteilte.«56 

Mit der Vertiefung der kapitalistischen Weltwirtschaftskrise setzte um die Jahreswende 1929/30 ein 

internationaler »kirchlicher Generalangriff auf die Sowjetunion« ein. In der Anklageschrift vom 7. 

Mai 1931 stellte sich diese inhaltliche Auseinandersetzung so dar: 

»Aus Anlaß der Verfolgungen, die die christlichen Kirchen in Sowjetrußland zu erdulden haben, hat 

der Oberkirchenrat unterm 31.3.1930 (VbL 1930, S. 8) an die Pfarrämter einen an die [37] Gemeinde 

zu richtenden Aufruf erlassen und den Geistlichen empfohlen, im Gebet der leidenden Brüder und 

Schwestern zu gedenken. In Nr. 7 des ›Sonntagsblatts des arbeitenden Volkes‹ vom Februar 1930 

unterzog Pfarrer Eckert diesen Aufruf einer nach Ansicht des Oberkirchenrats unzulässigen Kritik; 

worauf ihm durch Erlaß der Behörde vom 25.2.1930 die Unhaltbarkeit seiner Einstellung deutlich 

 
51  Zit. nach Anklageschrift vom 7. Mai 1931, a. a. O. 
52  Martin Rade, Volksentscheid und Kirche. In: Christliche Welt (CW), Nr. 13 vom 8. Juli 1926, Sp. 547. 
53  Zit. nach Anklageschrift vom 7. Mai 1931, a. a. O. 
54  Ebenda. 
55  Die stenographische Mitschrift ist abgedruckt in: Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.), Ärgernis und Zeichen, a. a. 

O., S. 81-152; das schriftliche Urteil findet sich in diesem Band unter Kapitel III. l. 
56  Anklageschrift vom 7. Mai 1931, ebenda. 
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gemacht wurde. In seiner Antwort vom 3. März 1930 [...]. sagt u. a. Pfarrer Eckert: ›Ich begreife nicht, 

wie mir der Oberkirchenrat vorwerfen kann, daß ich immer erst prüfe, ob die Einstellung meiner Kir-

che auch mit meinen politischen und wirtschaftlichen Ansichten übereinstimme. Für mich gibt es nur 

eine Überlegung, nur die Prüfung, ob ich, was ich tue, vor Gott verantworten kann, ob mein Handeln 

aus der Heiligen Schrift motiviert werden kann und nicht von Jesus Christus verurteilt werden wird. 

Auch ein Mehrheitsbeschluß des Oberkirchenrats, auch die Urteilsbegründung eines Dienstgerichts 

kann sich über die Motive, die einen Menschen zu entschlossenem Handeln zwingen, sehr irren.‹«57 

Was der Anklagevertreter nicht zitierte, sei hier wenigstens angedeutet. Eckerts Schreiben vom 3. 

März 1930 schließt: 

»Kein Oberkirchenrat, auch nicht der von der Mehrheit der Synode gewählte Präsident der Landes-

kirche, kann darüber ein abschließendes Urteil fällen, welche Motive mich und meine Freunde zwingen, 

Kritik an bestimmten kirchlichen Vorgängen zu üben. Ich möchte darum den Oberkirchenrat bitten, 

mindestens offen zu lassen, ob es nicht auch ein Ruf Gottes, ein Zwang, der größer ist als die kirchen-

beamtliche Zustimmung zu oberkirchenrätlichen Vorschlägen, sein kann, der mich zu der beanstande-

ten Kritik gezwungen hat. Vielleicht liegt auch in dieser Kritik ein Dienst an der Zukunft unserer Kir-

che. Der Oberkirchenrat kann überzeugt sein, daß ich mir alle diese Schwierigkeiten und Kämpfe nicht 

aus irgendwelchem Streitbedürfnis schaffen möchte. Ich würde lieber schweigen und überall zustim-

men, wenn ich das nur könnte und nicht von den schwersten Sorgen um das Schicksal unserer Kirche 

und die Wegbereitung des Evangeliums in der Zukunft erschreckt und geplagt würde.«58 

Das Jahr 1931 stand ganz im Zeichen der sich steigernden Konflikte Eckerts mit der Badischen Lan-

deskirche und der SPD. Da Eckert sich weigerte, sich dem von der Kirchenregierung erlassenen Re-

deverbot im Kampf gegen den Faschismus zu beugen, enthob die Kirchenleitung ihn am 3. Februar 

1931 seines Dienstes. Nur dank einer ungewöhnlich breiten Solidaritätswelle in ganz Deutschland, 

vornehmlich in Baden, wo 100.000 Unterzeichner einer Protesterklärung sich für die Wiedereinset-

zung Eckerts in sein Amt engagierten, 40.000 allein in Mannheim und Heidelberg, gelang es, die 

Entlassung aus dem Kirchendienst aufzuheben, allerdings mit Auflagen und Einschränkungen, an die 

sich Eckert nicht halten wollte. Der nach seinem Ausschluß aus der SPD am 2. Oktober erfolgte 

Übertritt in die KPD am 3. Oktober 1931 führte schließlich zur definitiven Entlassung aus dem Kir-

chendienst und zu seinem Austritt aus dem Bund der religiösen Sozialisten und der Kirche. Über 

seinen weiteren Werdegang ab 1932 gibt die Kurzbiographie im Anhang Auskunft. [38] 

Bilanz 

Als Bilanz seines Lebens und Wirkens bis zu seiner Entfernung aus dem Kirchendienst kann festge-

halten werden: Der Mannheimer Pfarrer Eckert gehörte zu jenen Menschen und Bewegungen, die 

den sozialen Auftrag des Christentums ernst nahmen, »den Armen und Unterdrückten zu dienen und 

sie aus der Unfreiheit herauszuführen«59. Wie ein roter Faden zieht sich der soziale Auftrag durch die 

Geschichte des wahren Christentums: Für die Armen, die Entrechteten und Geknechteten einzutreten, 

gegen die Reichen, die Herren der Welt. Von denen, die den sozialen Auftrag des Christentums ernst 

nahmen, ging eine Vertiefung christlicher Weltanschauung (Glaube) und Lebensführung aus und 

wurde in der prinzipientreuen Konsequenz ihres Handelns bewährt. Die religiösen Sozialisten können 

 
57  Ebenda. 
58  Erwin Eckert an den EOK vom 3. März 1930, Kopie in PAB, 6 Seiten, hier: S. 6. 
59  Holz, Räuberhöhle, S. 32. Karl Barth bejahte im »Darmstädter Wort« die marxistische Lehre als ein hilfreiches 

Instrument zur Gesellschaftsanalyse und Interessenbestimmung, ohne die Exklusivität des christlichen Glaubens 

anzutasten. »Er wollte die Kirche durch sie [die marxistische Lehre – d. Hrsg.] an ein Element ihrer eigenen Bot-

schaft erinnern: die ›Verheißung für das Diesseits‹, nämlich die in der Prophetie Israels verheißene, durch die 

Auferstehung Jesu bekräftigte Revolution Gottes zu Gunsten der Armen (Mt. 5, 3.5): ›Selig ihr Armen, denn euch 

gehört Gottes Reich! [...] Selig ihr Machtlosen, denn ihr werdet die Erde besitzen!‹ Eben darum habe die Kirche 

›die Sache der Armen‹ als ihre eigene Sache zu begreifen. Dies wie auch das Recht zur revolutionären Überwin-

dung von Klassenherrschaft und zum Widerstand gegen faschistische Regimes nahm das Grundanliegen der spä-

teren Befreiungstheologie vorweg.« (Wikipedia, Darmstädter Wort). 
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nicht der Herren- und Amtskirche zugerechnet werden, sondern sind ein »Strang klassenkämpferi-

scher Bewegungen innerhalb des Christentums«60 und »ein, wenn auch oft in die Ketzergeschichte 

verdrängter, Teil des christlichen Geisteslebens und damit der Kulturgeschichte«.61 

In gewisser Weise kann Eckert als »Theologe der Befreiung« angesehen werden, Befreiung von den 

Altlasten einer seit der Reformation angehäuften, wenn auch in sich differenzierten Tradition der 

Anpassung an vorgegebene Machtverhältnisse in der Gesellschaft. Die evangelischen Kirchen in 

Deutschland hatten den »Irrweg einer Nation«62 nicht nur begleitet, sondern durch aktives Handeln 

oder Unterlassung befördert. 

In der Weimarer Republik wollten die Landeskirchen in ihrer großen Mehrheit von der Demokratie 

und den demokratisch gewählten Regierungen nichts wissen.63 Nach Errichtung der faschistischen 

Diktatur führte die Anerkennung der neuen Gewalt des totalen Staates als einer religiös gerechtfertig-

ten Institution so weit, »daß sogar die betont antichristliche Theorie des Nationalsozialismus nur zu 

individuellen, um so achtenswerteren Protestaktionen der Geistlichkeit führte, während die Kirchen 

als Organisationen« nicht nur ihren »Frieden mit dem Regime machten«64, [39] sondern die innenpo-

litischen und außenpolitischen Zielsetzungen des Faschismus weithin teilten und unterstützten. 

Heinz Kappes65, zusammen mit Eckert und Elisabeth Schmitz66 Angehöriger der Kohorte der im 

Jahre 1893 Geborenen und theologischer Verteidiger Eckerts in allen kirchlichen Dienstgerichten, 

mußte am Ende das Los der Verfolgung mit Eckert teilen. 

 
60  Holz, Räuberhöhle, S. 19. 
61  Holz, Räuberhöhle, S. 10. 
62  Siehe Alexander Abusch, Der Irrweg einer Nation. Ein Beitrag zum Verständnis deutscher Geschichte, Berlin 1946. 
63  Siehe hierzu u. a. den Vortrag von Caroline Witt, Die Bekennende Kirche in Baden. Kirchlicher Konservatismus 

in Baden in der Weimarer Republik und zu Beginn des Dritten Reiches. In: Arbeitsgemeinschaft für geschicht-

liche Landeskunde am Oberrhein e. V., 458. Protokoll über die Arbeitssitzung vom 20. Oktober 2006. Darin 

heißt es über die »Positiven«, die in der 1926 gewählten Synode über die Mehrheit verfügten, daß sie »mit der 

Mehrheit der politischen Konservativen die einschlägigen Ressentiments gegen Versailles, Demokratie, Sozia-

lismus, Bolschewismus, Parteienherrschaft und der dergleichen Dinge« teilten. 
64  Holz, Räuberhöhle, a. a. O., S. 15. 
65  Siehe Friedrich-Martin Balzer/Gert Wendelborn, »Wir sind keine stummen Hunde«. Heinz Kappes (1893-1988). 

Christ und Sozialist in der Weimarer Republik, Bonn 1994; Friedrich-Martin Balzer, Die Mitverantwortung des 

deutschen Protestantismus für Faschismus und Holocaust. Eine Streitschrift. In: Ders., Prüfet alles, behaltet das 

Gute, a. a. O., S. 366-370. Vgl. auch Roland Löffler, Fluchtpunkt Jerusalem: Der badische religiöse Sozialist Heinz 

Kappes in der Emigration. In: Jahrbuch für badische Kirchen- und Religionsgeschichte, Stuttgart 2007, S. 55-89. 

Dieser die Kenntnisse und das Schrifttum über Heinz Kappes bereichernde und in Bezug auf das Exil von Kappes 

wissenschaftliches Neuland betretende Beitrag weist jedoch vereinzelt Fehldeutungen und Lücken auf. Die Frage, 

ob die Badische Landeskirche die seit der Aberkennung der Staatsbürgerschaft einbehaltenen Pensionszahlungen 

zurückzahlte, bleibt offen. Ohne beweiskräftige Belege unterstellt Löffler Kappes eine Nähe zur sog. »Sozialfa-

schismustheorie« innerhalb der KPD. Warum sollte ein gestandener linker Sozialdemokrat wie Kappes, der auch 

1933 an seiner Mitgliedschaft in der SPD festhielt, sich ausgerechnet jener irrigen und zeitweise von Teilen der 

KPD vertretenen Auffassung angeschlossen haben, wonach die SPD der »Zwillingsbruder« des Faschismus sei und 

als Hauptfeind bekämpft werden müsse (S. 66)? Auch Eckert hat bei aller scharfen Kritik an der SPD vor und nach 

seinem Eintritt in die KPD nicht der sog. »Sozialfaschismustheorie« angehangen und der Auffassung, die SPD sei 

der »Zwillingsbruder« des Faschismus ausdrücklich widersprochen. Sein Übertritt erfolgte bekanntlich auf einer 

vom Einheitskomitee sozialdemokratischer und kommunistischer Arbeiter Mannheims einberufenen Massenver-

sammlung. Seine große Rede in Stuttgart am 10.10.1931 erfolgte unter dem Thema »Wie einigen wir das werktätige 

Proletariat«. Daß es sich bei dieser Einheitsfrontpolitik der KPD nur um den Versuch einer Aktionseinheit der 

Arbeiterparteien von unten handelte und die Einheitspolitik von oben nicht nur vernachlässigt, sondern durch die 

»Sozialfaschismusthese« erheblich beeinträchtigt wurde, ist dagegen schon lange, spätestens seit 1935, kein Ge-

heimnis mehr. Zur wissenschaftlichen Debatte über die sog. »Sozialfaschismustheorie« siehe Wolfgang Abendroth, 

Arbeiterbewegung und Faschismus. In: Internationale Tagung der Historiker der Arbeiterbewegung (»X. Linzer 

Konferenz „vom 10.-14. September 1974), Wien 1976, S. 270-272, S. 289 und S. 436-437; Kurt Pätzold, Mehr als 

ein Definitionsstreit. Vor 75 Jahren charakterisierte die Kommunistische Internationale den Faschismus an der 

Macht. In: junge Welt vom 11.12.2008, S. 10-11; ders., Zwei Kehrtwenden. Von der Bewertung, der Herabsetzung 

und der Beschönigung eines Verdienstes. Vor 75 Jahren tagte in Moskau der VII. Weltkongreß der Kommunisti-

schen Internationale. In: junge Welt vom 06.08.2010, S. 10-11. 
66  Siehe Manfred Gailus, Mir aber zerriß es das Herz. Der stille Widerstand der Elisabeth Schmitz, Göttingen 2010; 

siehe hierzu meine Buchbesprechung »Eine Unerschrockene. Manfred Gailus würdigt den Widerstand von 
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Der Kampf Erwin Eckerts und der Religiösen Sozialisten spielte sich auf zwei Ebenen ab, die sich 

zuweilen scharf voneinander trennen lassen, die zuweilen aber auch ineinander fließen. Die eine ist 

die Ebene des politisch-sozialen Klassenkampfs, die andere die der theologischen Auseinandersetzung 

zwischen »einer althergebrachten theologischen Tradition und neuen, sich auf Vernunft und Huma-

nität berufenden Auffassungen der Bibel und des Urchristentums«.67 

Die religiösen Sozialisten, allen voran Erwin Eckert, besaßen dabei ein Gespür für die soziologischen 

Hintergründe der Bewegung. Allein durch die zahlreichen Reden, die Eckert im Lande hielt, von 

seiner Amtsenthebung im Februar 1931 bis zum Juni 1931 waren es 71, entstand im Kontakt mit den 

Massen ein Gespür für den sozialen Untergrund der [40] Bewegung. Ziel der religiösen Sozialisten 

war es, politisch-sozialen Fortschritt mit der christlichen Verkündigung zu verbinden. 

Eckert errang im Laufe der Kämpfe kraft seiner Redegewalt und seines Ansehens als Mahner und 

Kritiker der Kirche einerseits und als Fürsprecher für die »Mühseligen und Beladenen« den Status 

eines Kirchen- und Volkstribuns. Sein Denken und Handeln radikalisierten sich. Hinzu kamen der 

enge Kontakt, den Eckert mit einer Gruppe von Betriebsarbeitern in einem Mannheimer Großunter-

nehmen der Metallindustrie pflegte sowie die Kontakte zur Szene der jungen Intelligenz in Heidel-

berg, an deren Spitze der Vorsitzende der »Kommunistischen Studentenfraktion« (Kostufra)in 

Deutschland, Martin Hörz, stand.68 

Die Träume von einer gerechteren und besseren Welt sind nicht ausgeträumt. In unseren Breitengra-

den fehlen allerdings, anders als in Lateinamerika und in der islamischen Welt, die religiösen, sozia-

len und politischen Voraussetzungen. Die Frage, wie der Glaube sich in einer antagonistischen Ge-

sellschaft bewährt, welche Partei die Gläubigen ergreifen müssen, stellt sich jedoch nach wie vor. Die 

Berufung auf den Glauben, dem soziale Ungleichheit und soziale Ungerechtigkeit zuwiderläuft69, 

vermag allerdings auch heute noch die Widersprüche sichtbar werden zu lassen. Für Eckert wurde 

das Motiv der von Arbeitern und kleinen Leuten getragenen Bewegung der religiösen Sozialisten 

jedenfalls nicht die »Spekulation auf eine ausgleichende Gerechtigkeit, das Gericht im Jenseits, son-

dern die diesseitige Austreibung der Wechsler und Wucherer aus dem Tempel«.70 

Sein umfangreiches Schrifttum und die zahlreichen Briefe, die er zwischen 1915 und 1949 an seine 

Frau schrieb,71 ergeben folgendes Bild72 vom Menschen Erwin Eckert: Neben seiner ausgeprägten 

Intelligenz war vor allem seine Vitalität und seine große Begabung als volkstümlicher Redner und 

Analytiker auf hohem intellektuellem Niveau bestimmend. Seine Wirkung auf Massen war außerge-

wöhnlich.73 Heinz Kappes bezeichnete ihn als den [41] »erfolgreichsten süddeutschen Redner gegen 

 
Elisabeth Schmitz«. In: junge Welt Nr. 170 vom 26. Juli 2010, S. 15; im Unterschied zu Eckert und Kappes 

wehrte sich Elisabeth Schmitz erst ab 1933 gegen die Diskriminierung und Verfolgung von Juden in Deutsch-

land. 
67  Holz, Räuberhöhle, a. a. O., S. 32. 
68  Siehe Manfred Scharrer, Max Diamant. Erzählte Geschichte. In Frankfurter Hefte/Neue Gesellschaft, 9/1988, S. 

805-814, hier: S. 810. 
69  Siehe Erwin Eckert, Was wollen die religiösen Sozialisten? Schriften der religiösen Sozialisten, Mannheim 1927, 

S. 5: »Als unser Führer Jesus Christus sagte: ›Ihr könnt nicht Gott dienen und dem Mammon!‹ und ›Ich bin 

gekommen, daß ich ein Feuer anzünde auf Erden, was wollte ich lieber, als es brennete schon‹ und ›Selig seid 

ihr Armem‹ und ›Wehe euch Reichen, die ihr voll seid‹, und ›Selig sind, die um der Gerechtigkeit willen verfolgt 

werden‹, da wollte er, daß seine Nachfolger Revolutionäre seien solange, bis Gerechtigkeit sei auf Erden, Reich-

tum und Armut versunken seien in einer neuen Ordnung menschlicher Gemeinschaft«. 
70  Holz, Räuberhöhle, a. a. O. S. 47. 
71  Siehe seine Briefe aus dem Düsseldorfer Gefängnis. In: Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.), Ärgernis und Zeichen, 

a. a. O., S. 213-266, die Heinz Röhr nicht ganz zu Unrecht als das »Herzstück« der Festschrift zu Eckerts 100. 

Geburtstag bezeichnete. 
72  Sprachliche und psychoanalytische Anregungen verdanke ich den Gesprächen mit Hans Schauer sowie seinem 

Buch, Über Monotheismen und ihren Anspruch, ihr je eigener Gott sei der einzige überhaupt, Marburg 2011, ins-

besondere S. 189-206. 
73  Auch der Eckert nicht besonders nahestehende Theologe Ernst Bizer bezeugt die Wirkung Eckerts auf die Ar-

beiterschaft, wenn er in seinem Bericht über den Stuttgarter Kongreß 1930 schrieb: »Es ist keine Frage, daß er 

[Eckert – d. Hrsg.] auf die anwesenden Arbeiter einen tiefen Eindruck machte, und daß sie ihn als einen der ihren 

begrüßten.« In: Ernst Bizer, Der Kongreß der religiösen Sozialisten. In: CW Nr. 17, Sp. 835. 
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den Faschismus«74. In einer Ankündigung zu einer von weit mehr als 2.000 Menschen besuchten 

Massenveranstaltung der SPD am 23. Januar 1931 in Pforzheim hieß es, Pfarrer Eckert sei: »der von 

der Reaktion und den Nazis zur Zeit bestgehaßte Mann in Baden«.75 Wie nachhaltig die Erinnerung 

an den Kirchen- und Volkstribun gerade auch in Mannheim lebendig blieb, zeigt der Leserbrief eines 

ehemaligen Konfirmanden anläßlich seines Todes im Jahre 1972, der davon spricht, »daß in Mann-

heims Grenzen kein zweiter Redner vom Format eines Erwin Eckert war« und entscheidend sei »seine 

demokratische Einstellung, sein konsequentes Eintreten für die sozialen Verbesserungen der arbei-

tenden Bevölkerung«.76 

Nach zeitgenössischen Berichten übte er dabei auf Frauen einen besonders großen Einfluß aus. Eine 

von ihnen war Helga Barth (1912-1945), 1932/33 Mitglied der roten Studentengruppe in Heidelberg, 

die Eckert als ihren »Lehrer und treuesten und väterlichen Freund« im Gefängnis besuchte, ihn mit 

Geld und Sachspenden versorgte, seinem Sohn Wolfgang Nachhilfeunterricht erteilte, sich wegen einer 

Erlaubnis, Eckert im Zuchthaus zu besuchen, an den Reichsjustizminister Franz Gürtner wandte und 

1945 im Frauenkonzentrationslager Ravensbrück endete, nachdem sie sich auch mit einer anderen kom-

munistischen Familie solidarisch erklärt hatte.77 Eine andere war die Mannheimerin Luise Rudolph, die 

sich in mehreren Eingaben zur Verteidigung Eckerts an den Evangelischen Oberkirchenrat wandte78 

und Eckert in der Zeit zwischen Gefängnis und Zuchthaus mit Briefen und Sachspenden unterstützte. 

Eckert konnte seine Zuhörer in seinen Bann ziehen. Als begnadeter Volksredner genoß er es, wenn 

er seinerseits vom Applaus der Zuhörer angefeuert und von der Begeisterung der Menge mitgerissen 

wurde. Seine »Resonanz nicht nur in der Arbeiterbevölkerung kann kaum überschätzt werden. Er 

war eine Persönlichkeit mit charismatischen Zügen. Seinen Predigten in der Trinitatiskirche folgten 

zuweilen 2.000 und mehr Zuhörer«.79 Auch während seiner Zeit als Landtagsabgeordneter 1946-1956 

ging ihm der Ruf voraus, Autor der »geschliffensten Rede« zu sein.80 

[42] Er liebte die Natur, kannte sich, botanisch-zoologisch bewandert wie er war, mit Blumen und 

Vögeln bestens aus. In den Gefängnisbriefen des Jahres 193381 schreibt er vom rötlichen Bilsenkraut, 

 
74  Siehe IV. 15 in diesem Band. 
75  Siehe Karl Schroth, Und immer wieder für die Freiheit. Pforzheimer sozialdemokratische Arbeiterbewegung 

1924-1939, Pforzheim 1977, insbesondere S. 225-226, 237-239, 255-264, hier: S. 225. Siehe auch die »Freie 

Presse« vom 24. Januar 1931, die von insgesamt 3.500 Besuchern spricht. 
76  Theo Schmelzeisen, Leserbrief in: Mannheimer Morgen vom 2.2.1973, S. 29. 
77  Siehe Friedrich-Martin Balzer, Zwischen Gefängnis und Zuchthaus. Alltag des Erwin Eckert. In: Prüfet alles, 

das Gute behaltet, Bonn 2010, S. 120; Hartmut Ludwig, Christliche Frauen im Widerstand gegen den National-

sozialismus. Häftlinge im Frauenkonzentrationslager Ravensbrück von 1939-1945. Begleitbroschüre zur gleich-

namigen Ausstellung 1998, S. 9-11; Hans Prolingheuer, Die Kommunistenfamilie. In: Ders. Ausgetan aus dem 

Land der Lebendigen. Leidensgeschichten unter Kreuz und Hakenkreuz, Neukirchen-Vluyn 1983, S. 51-98. 
78  Siehe IV. 21 in diesem Band. 
79  Udo Wennemuth, Geschichte der evangelischen Kirche in Mannheim, Sigmaringen 1996, S. 306 f. 
80  Zit. nach der SPD-Tageszeitung »Das Volk«, Nr. 113, vom 12. Mai 12. Mai 51, S. 3. »Ausgezeichnet in Dialektik 

und Stil. Nur schade eben, daß jedes Wort der bolschewistischen Propaganda diente, und vor einem westdeut-

schen Plenum mißtönend wirkte«. Die gesammelten Landtagsreden von Erwin Eckert lagern im PAB. Wer über-

prüft, wie vernunftgemäß und hellsichtig Eckerts Reden im Landtag waren? 

 Im Übrigen gestaltet sich die Aufarbeitung des Wirkens von Eckert in den 50er Jahren schwierig, da das Bun-

desamt für Verfassungsschutz in seinem Schreiben vom 30.06.2011 eine Einsicht in die Akten [42] des Verfas-

sungsschutzes zu wissenschaftlichen Zwecken und eine Mitteilung verweigert, ob »das BAfV ggf. von der Lö-

schungsmöglichkeit des § 12 des Bundesverfassungsschutzgesetz Gebrauch gemacht hat«, da sie »Rückschlüsse 

auf eine frühere Datenspeicherung zuließe und deshalb nicht in Betracht« käme. Ehrlicher scheint die Auskunft 

der gleichen Dienststelle vom 20.10.1992 zu sein, wonach eine Einsichtnahme Außenstehenden nicht gewährt 

werden könne, da »die in diesen Akten vorhandenen Verfügungen und Bearbeitungszwecke Rückschlüsse so-

wohl auf die Arbeitsweise des Bundesamtes für Verfassungsschutz als auch auf dessen Mitarbeiter zulassen.« 

Eine Übermittlung personenbezogener Daten sei nur zulässig, »wenn dies zum Schutz der freiheitlichen demo-

kratischen Grundordnung, des Bestandes und der Sicherung des Bundes oder eines Landes erforderlich ist«. Laut 

Mitteilung von Eric Hobsbawm stehen die Akten der britischen Geheimdienste mindestens bis 1959 in den »Na-

tional Archives« für wissenschaftliche Zwecke zur Verfügung. Es wäre zu wünschen, wenn sich der Daten-

schutzbeauftragte des Landes Baden-Württemberg dieser Sache einmal annehmen würde. 
81  Erwin Eckert, 1933: Briefe aus dem Gefängnis. In: Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.), Ärgernis und Zeichen. Erwin 

Eckert. Sozialistischer Revolutionär aus christlichem Glauben, Bonn 1993, S. 213-266. 
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einem Bellis perennis-Stöckchen, Skabiosen, wilden Möhren, Johanniskraut, wilden Resedas, Sauer-

ampfer, Zittergras, Knabenkraut und großblütigen Margeriten. Er achtet auf die Vögel, die er vom 

Zellenfenster oder beim Hofgang erkennen kann, und kann ihre Stimmen und Rufe unterscheiden: 

Amseln, Stare, verschiedene Finkenarten, piepsende Meisen, das Zwitschern der Spatzen, die etwas 

aufgeregt tuenden Drosseln, Schwalben und Rotschwänzchen. In den Außenstellen des Zuchthauses 

betätigte er sich höchst erfolgreich als Imker und Kaninchenzüchter. 

Der 1933 aus der »Reichsschriftumskammer« ausgestoßene Literat, der nicht nur als Autor und Re-

dakteur des Bundesorgans (1926-1931), sondern nach 1945 als Lizenzträger der im Burda-Verlag er-

schienenen Illustrierten »Die neue Demokratie« Spuren hinterließ82, war selbst ein Liebhaber der Li-

teratur. Zeit zur Lektüre hatte er vor allem während der Gefängnis- und Zuchthaushaft. Die Leseliste 

während seiner Gefängnishaft im Jahre 1933 weisen u. a. Klassiker wie Cervantes’ »Don Quichote«, 

Heinrich Heines »Wintermärchen« auf sowie Romane von Sinclair Lewis, Theodore Dreiser, Knut 

Hamsun, Jack London, André Maurois, Honoré de Balzac, Joseph Conrad und die in den 20er und 

30er Jahren zeitgenössische Literatur von Irmgard Keun, Eva Leymann, Rudolf Braune, Max Brod, 

Alice Berend, und Martin Andersen Nexǿ auf, mit dem er sich nach 1945 durch Vermittlung des 

sächsischen Ministerpräsidenten Max Seydewitz eng befreundete. Die Werke von zwei Dritteln der 

Autoren, die Eckert in der Düsseldorfer Gefängnishaft las, gehörten nach 1933 zu den von den Nazis 

verbannten bzw. verbrannten Büchern. 

Außer mit dem Studium der Bibel beschäftigte sich Eckert intensiv mit wissenschaftlicher Literatur 

über Atomphysik, Chemie, Mathematik, Biologie, Volkswirtschaftslehre, Wirtschaftsgeographie, 

dem Erlernen der französischen und englischen Sprache sowie mit Stenographie. 

Befreundet mit dem Paläontologen und Numismatiker Prof. Franz Kirchheimer, dem Präsidenten des 

Geologischen Landesamtes Baden-Württemberg, begab Eckert sich mit seinem geistig behinderten 

Enkelkind Jobo auf Spurensuche nach den Resten der römischen Zivilisation: Tränenkrüglein, 

Väschen und Münzen. 

[43] Von Anbeginn an war Eckert dank seiner Energie und Ausdauer ein großer Sportler. Als Pfarrer 

im Bodenseegebiet schwamm er von Meersburg bis nach Konstanz. In den Zellen der Gefängnisse 

und Zuchthäuser, in die es ihn verschlug, hielt er sich durch sportliche Übungen aufrecht und betätigte 

sich als Vorturner für die übrigen Gefangenen. Noch in hohem Alter hielt er sich durch allmorgend-

lichen Frühsport fit. 

Eckert besaß die Fähigkeit, eigene Pläne gegen Widerstände zu verwirklichen. Er konnte zwar streng, 

barsch, autoritär und brüsk sein, war aber eben zugleich auch sehr gütig und liebevoll, insbesondere 

auch zu Kindern. Er war nicht frei von Selbstzweifeln, aber überwiegend selbstsicher und selbstbe-

wußt, ehrlich und offen, temperamentvoll und nachdenklich zugleich – und ohne Ängste. Er war oft 

eigenwillig, aber nicht willkürlich, gelegentlich schulmeisterlich, apodiktisch und impulsiv. Er war 

großzügig und weitherzig, voller Humor, Ironie und Witz. Er konnte »herrisch« und ungeduldig sein 

und war zugleich ein liebevoller Vater, Ehemann und Großvater, der sich besorgt um das seelische 

und materielle Wohl seiner Familie kümmerte. 

Er war ein utopischer Egalitarist, ein Aufheber aller Hierarchien. Wenn auch selbst hoch gebildet, 

war er sich doch nicht zu fein dafür, auch im Hinterland zu reden und sich den einfachen Menschen 

zuzuwenden. Ob vor den »hohen Herren« des Deutschen Evangelischen Kirchentages oder auf den 

zahlreichen Massenversammlungen vor Arbeitern, Angestellten und Teilen des bürgerlichen Mittel-

standes, stets behielt er den Adressaten im Auge und variierte seine Sprache und Argumentations-

weise, ohne die Substanz seines Glaubens und seiner Überzeugung preiszugeben. 

Die Vorstellung von der alles überragenden Größe Gottes blieb Eckert bis an sein Lebensende erhal-

ten. Er wußte sich mit Gott einig, und das machte ihn so selbstgewiß. Er war ein Radikaler, der aufs 

Ganze ging und zur radikalen Umkehr aufrief. Von seiner Bußpredigt im Jahre 1919 bis zu seiner 

 
82  Siehe Günter Giesenfeld, Appelle an das »lautschlagende Einzelgewissen«. »Die neue Demokratie im Bild«. 

Ebenda, S. 282-287. 
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ersten Predigt nach der Wiedereinsetzung in sein Amt am 5. Juli 1931 zieht sich wie ein roter Faden 

der Aufruf zur Buße und Umkehr. 

Er scheute keine Opfer und nahm seinen Weg mit großer Tapferkeit und Ausdauer auf sich. Er jam-

merte nicht, war bescheiden und zugleich trotz mancher Selbstzweifel gewiß, den richtigen Weg ge-

gangen zu sein. 

Als Mensch zeichnete sich Eckert durch seinen kämpferischen Impuls und seinen Mut aus. Er durch-

schritt die Zeiten, in denen ihm das »Hosianna« ebenso wie das »Kreuziget ihn« entgegenschlug mit 

aufrechtem Gang. »Ein Leben lang kämpfte Eckert für Frieden und soziale Gerechtigkeit. Als auf-

rechter Charakter verfolgte er unbeirrbar seinen Weg. Er ist unerbittlich gegen sich selbst und seine 

Gegner, aber für seine Freunde der gütige, immer hilfsbereite Weggefährte. Er ist Vorbild für alle, 

die seine Ziele anstreben.«83 

Erwin Eckert im Spiegel von Zeitgenossen 

Nach den Worten des Vorsitzenden der Bruderschaft sozialistischer Theologen, Paul Piechowski war 

Eckert der »Agitator der Bewegung und die eigentlich vorwärtstreibende, lei-[44]tende Kraft des Bun-

des [...] eine geborene Kämpfer- und Führernatur, ein Mensch von glänzender Beredsamkeit und von 

unbeugsamer Willenskraft, der schroff alle Brücken zur bürgerlichen Weltabzubrechen versucht hat.«84 

Heinz Kappes äußerte sich 1929 über Eckert: »Vergessen Sie nicht, daß hinter Eckerts oft sehr hart 

klingenden Worten ein absolut lauterer Charakter steht, der mehr persönliche Opfer als die aller-

meisten Menschen für seine Sache gibt, der bis ins Tiefste überzeugt ist von dem, was er sagt, und 

der einen viel stärkeren Instinkt für das, was an Empörung und positivem Willen im Proletariat vor-

handen ist, hat als wir«.85 »Man mag gegen Eckert so viel Bedenken haben wie man will, aber er 

steht eben doch in Deutschland einzigartig da mit seiner Fähigkeit, unmittelbar zur proletarischen 

Masse zu reden.«86 Kappes bewunderte an Eckert immer wieder »den uns ›Bürgerlichen‹ fehlenden 

Sinn für die Triebkräfte und Psyche des Proletariats«.87 

Heinz Kamnitzer, Präsident des PEN-Zentrums in der DDR, schrieb über seinen Freund und Genos-

sen: »In der Tat, Erwin Eckert ist einzigartig gewesen in deutschen Landen – leider. Als ich aus dem 

englischen Exil nach Berlin zurückkehrte, ist es Liebe auf den ersten Blick gewesen. Der großartige 

Kerl ist allerdings für mich schon vorher eine Legende gewesen, zumal die deutsche Geschichte kaum 

noch einen Pastor und Parteigenossen zugleich kennt. Aber nicht deswegen möchten wir uns gegen-

seitig. Er wurde mir so nah, weil dieser verwegene Hüne mit der Baßstimme sich für seinen himmli-

schen und irdischen Glauben mit offenem Visier schlug, ohne Pardon zu geben und die Folgen zu 

fürchten, und dabei so voller Mitgefühl vor allem für die Lasttiere der Gesellschaft gewesen ist [...]. 

Dazu kam der Frohsinn seiner Natur, verbunden mit dem Prinzip Hoffnung, um das ich ihn noch 

immer beneide.«88 

Helmut Bausch (1921-1997)89 bezeichnete Eckert 1951 als eine »autoritäre Persönlichkeit« »mit 

ausgeprägtem Selbstbewußtsein«. Sein Auftreten hinterlasse einen »achtunggebietenden Eindruck«. 

Es sei »bekannt, daß er nachhaltig auf Massen zu wirken vermag«, wie sich das nicht zuletzt bei den 

 
83  Franz Paul Schneider, Staatsrat a. D. Erwin Eckert – 75 Jahre alt. In: Bulletin des Fränkischen Kreises, Nr. 110, 

Juni 1968. 
84  Paul Piechowski, Die religiös-sozialistische Bewegung in Deutschland. In: Stockholm. Internationale sozialkri-

tische Zeitschrift, 3. Jg., 1930, S. 152. Vgl. auch das Urteil von Leonhard Ragaz in diesem Band IV. 18. 
85  Heinz Kappes an Eberhard Lempp vom 5. Januar 1929, zit. nach: Klassengegensätze in der Kirche, S. 78. 
86  Kappes an Bundesbruder vom 17. Januar 1929. Zit. nach: Klassengegensätze, S. 78. 
87  Kappes an Ehrenberg/Bochum vom 9.2.1929. Zit. nach: Klassengegensätze, S. 71. 
88  Brief von Heinz Kamnitzer an den Herausgeber vom 8. Juni 1991. 
89  Helmut Bausch war Mitglied des »Bundes der Deutschen«, zu dem auch der spätere Initiator des Krefelder Ap-

pells, Josef Weber, gehörte und Chefredakteur der 1953 von dem ehemaligen Reichsaußenminister Joseph Wirth 

(Zentrumspartei) und dem früheren CDU-Oberbürgermeister Wilhelm Elfes begründeten »Deutschen Volkszei-

tung«. 
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OB-Wahlen [1949 – d. Hrsg.] in Mannheim erwiesen habe. Dieser Einfluß sei nicht etwa nur das 

Ergebnis seiner besonderen politischen Tradition als ehemaliger religiös-sozialistischer Pfarrer. 

Hinzu komme »eine überdurchschnittliche rednerische Begabung und eine glänzende Schärfe des 

Verstandes«. Seine »agitatorische Befähigung und seine guten Argumente« beruhten auf einer »um-

fassenden bürgerlichen Bildung«. »Repräsentanz und eine ausgesprochene bürgerliche Intellektua-

lität« seien seine stärksten Seiten. Sie seien das Ergebnis natürlicher Veranlagung und bürgerlicher 

Erziehung und Entwicklung. Wie bei vielen bürgerlichen Intellektuellen, die zur Arbeiterbewegung 

stießen, kritisiert Bausch auch bei Eckert trotz jahrzehntelanger Zugehörigkeit zur Arbeiterbewegung 

dessen [45] ungenügende Verbindung zur Arbeiterklasse und einen »Hang zum Demagogischen« und 

zum Intriganten. Eckert wisse um seine großen Fähigkeiten und suche mit ihnen seinem geschickt 

gezügelten Ehrgeiz zu dienen. Er kenne keine Selbstkritik und habe keinerlei Verhältnis zu seinen 

Schwächen. Er halte sein eigenes Urteilsvermögen für absolut und mißachte dabei in seinen politi-

schen Konzeptionen die führende Rolle der Partei. Wie es schon Eckert nahestehende religiös-sozia-

listische Pfarrer wie Aurel von Jüchen sahen, sei er ein »Mann einsamer Beschlüsse«.90 Nur schwer 

könne an seiner Seite ein Kollektiv gedeihen oder ein Mitarbeiter sich entwickeln. Gemeinsam ge-

faßte Beschlüsse würden nur nach seinem eigenen Gutdünken respektiert. Für Überzeugungen ande-

rer und prinzipielle Argumente sei er im Grunde kaum zugänglich.91 

Fazit 

Bei aller Kritik an einzelnen Seiten seines komplexen Charakters war Erwin Eckert eine herausra-

gende Gestalt des 20. Jahrhunderts und gewiß weit mehr als ein angeblicher »Kommunalpolitiker«.92 

Eckerts Gegner nach 1945 wußten es besser. Der außenpolitische Ausschuß des amerikanischen Re-

präsentantenhauses reihte Eckert in die lange Reihe der 506 nicht-russischen kommunistischen Re-

volutionäre dieser Welt ein, unter ihnen Wilhelm Pieck, Walter Ulbricht, Maurice Thorez, Palmiro 

Togliatti, Mao Tse Tung und Ho Chi Minh, denen Lenin, die »Fackel der Weltrevolution« übergeben 

habe.93 

Auch wenn Eckert die Aufnahme in diese Reihe namhafter Kommunisten als »unverdiente Ehre«94 

ansah, so bleibt die Tatsache, daß er Kommunist wurde und bis an sein Lebensende blieb, bestehen. 

Für die Konrad-Adenauer-Stiftung ist der »Fall Eckert« einfach: »Eckert weigerte sich, der vom 

Evangelischen Kirchentag 1930 ausgesprochenen Verurteilung der Christenverfolgung in Rußland 

zuzustimmen, wurde 1931 aus der SPD ausgeschlossen, trat der KPD bei und aus dem BrSD aus.«95 

Mit anderen Worten: Dem »Advokaten des Teufels« wurde vom politischen Gegner, der SPD, der 

Stuhl vor die Tür gesetzt. Als Eckert sich daraufhin den Kommunisten anschloß, die schon immer 

des Teufels waren, war es allerhöchste Zeit für die Kirche, sich von dem Teufelsprediger zu trennen. 

[46] Bei Helmut Ridder, zusammen mit Wolfgang Abendroth Nestor der demokratischen Verfas-

sungsrechtswissenschaft in der BRD und praktizierender katholischer Christ, liest sich das anders. 

 
90  Zit. nach Ulrich Peter, Der Bund der religiösen Sozialisten in Berlin von 1919 bis 1933. Geschichte -Struktur – 

Theologie und Politik, Frankfurt/Main 1995, S. 575. 
91  Alle Zitate bei Helmut Bausch, Auftrag, eine Charakteristik über den Genossen Erwin Eckert zu schreiben. In: 

PAB. Als Konsequenz dieser Charakteristik verlor Eckert das Amt des 1. Vorsitzenden deswestdeutschen Frie-

denskomitees (WFK), blieb aber Mitglied des Vorstandes bis zu seinem Verbot. 
92  So Adolf Martin Ritter, Erwin Eckert (1893-1972). Pfarrer, Religiöser Sozialist, Kommunalpolitiker, a. a. O., S. 

507. Im Vademecum des deutschen Protestantismus, dem Lexikon »Religion in Geschichte und Gegenwart« 

(RGG), der Weimarer Zeit und in den verschiedenen Auflagen nach 1945 ist Eckert jedoch ein weißer Fleck 

geblieben. Anders Kurt Pätzolds Biographie von Erwin Eckert. In: Biographien zur deutschen Geschichte von 

den Anfängen bis 1945, Lexikon, Berlin 1991, S. 119-120 und Hermann Weber und Andreas Herbst, Deutsche 

Kommunisten. Biographisches Handbuch 1918 bis 1945, Berlin 2004, S. 546-547. 
93  SPIEGEL Nr. 26 vom 22. Juni 1949, S. 9. 
94  Stellungnahme Eckerts gegenüber dem SPIEGEL. In: PAB. 
95  Konrad-Adenauer-Stiftung, Geschichte der CDU, Stichworte hier: Bund der religiösen Sozialisten Deutschlands 

(BrSD). www.cdu-geschichte.de 

http://www.cdu-geschichte.de/
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Nach Ridder wäre ein Buch über den »Fall Eckert« umsonst geschrieben, »würden die Institutionen, 

die damals Erwin Eckert vertrieben haben, die SPD und die Evangelische Kirche, es achtlos beisei-

telegen.«96 Ridder rät zur Befähigung, zwischen individueller Schuld und nationaler Verantwortung 

zu unterscheiden – und sich der letzteren nicht zu entziehen. Nur so erschließe sich »das Kontinuum, 

innerhalb dessen das ›Dritte Reich‹ als das ganz und gar nicht zufällige Ergebnis moralischen und 

politischen Fehlverhaltens und die von daher überkommenen ›Erblasten‹ sichtbar werden, deren sich 

die ungenierte Rede vom ›freiheitlichsten‹ etc. in der BRD realisierten System aller Völker und Zeiten 

nicht bewußt wird«.97 Es komme darauf an, so Ridder, »die Gegenwart, die noch Vergangenheit ist, 

zu überwinden, nicht um ›die Bundesrepublik Deutschland aus dem Schatten der Vergangenheit her-

austreten‹ zu lassen, sondern das Publikumsbewußtsein der bundesdeutschen Gegenwart von seiner 

ideologischen Unterjochung durch die antirepublikanische Vergangenheit zu befreien.«98 

Auf keinen Fall dürfe eine Nachzeichnung und Dokumentation des »Falles Eckert« dazu dienen, »den 

für manche seiner Altersgenossen legendär gewordenen, den Jüngeren größtenteils unbekannt ge-

bliebenen Mannheimer Stadtpfarrer Erwin Eckert, für den der Weg zur KPD ein konsequent bruch-

loser gewesen ist, als Kultfigur auf einen Sockel zu heben und dadurch erneut ›unschädlich‹ zu ma-

chen. Das wäre die falscheste aller möglichen Rezeptionen seines Vermächtnisses.«99 

Ridder bezeichnete den Namensgeber der CDU-Parteistiftung wiederholt als »vordemokratischen Po-

litikpatriarchen« und schrieb über das Verhältnis Adenauers zur KPD: »Herr Adenauer will die deut-

sche Demokratie verteidigen, indem er die Kommunistische Partei verbieten läßt, aber er wird in den 

marxistischen Texten, die er durch seine Richter analysieren läßt, nichts finden, was dartun könnte, 

daß die Kommunisten keine authentischen Demokraten sind. Man kann heute nicht behaupten, die 

Demokratie, das Recht auf Opposition und die Freiheit der Kritik zu bewahren, indem man die einzige 

substantielle Opposition und die einzige substantielle Kritik an der kapitalistischen Orthodoxie ver-

hindert.«100 

Auch für die Kirche ist der »Fall Eckert« eine Frage bezüglich ihres Umgangs mit Kommunisten. 

»Der Antikommunismus ist nicht nur eine Grundtorheit unseres Jahrhunderts, wie Thomas Mann 

sagte, er ist auch die Grundhäresie der Christenheit in unserem Jahrhundert«.101 

[47] Der Synodale der badischen Landeskirche Prof. Hartmut Maurer wehrte sich 1999 entschieden 

gegen die »Rehabilitation« eines Kommunisten durch die badische Landeskirche. »Die Kirche kann 

nicht einfach jemanden salvieren, der nicht auf dem Boden der freiheitlichen Grundordnung steht.«102 

Offenbar kennt der Verwaltungsrechtswissenschaftler Maurer die späte Selbstkritik des früheren 

Karlsruher Generalbundesanwalts Max Güde (CDU) nicht oder schließt sich ihr nicht an. Nach Güde 

 
96  Helmut Ridder, Aufarbeitung. In: Die Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte. Herausgegeben für die Friedrich-

Ebert-Stiftung von Holger Börner, Walter Dirks, Eugen Kogon, Johannes Rau, Heinz O. Vetter, Hans Jochen 

Vogel und Herbert Wehner, 9/1988, S. 479. 
97  Ebenda. 
98  Ebenda. 
99  Ebenda. Siehe Helmut Ridder, Zur europäischen Dimension von Erwin Eckerts Vermächtnis. In: Friedrich-Mar-

tin Balzer (Hrsg.), Ärgernis und Zeichen. Erwin Eckert (1893-1972) Sozialistischer Revolutionär aus christli-

chem Glauben, Bonn 1993, S. 363-377. 
100  Helmut Ridder, Zur Ideologie der »streitbaren Demokratie«, Berlin/West 1979, S. 9. Nachzulesen in: Friedrich-

Martin Balzer (Hrsg.), Helmut Ridder. Das Gesamtwerk. Werkausgabe in sechs Bänden, CD-ROM 2009, Band 

4, S. 75 ff; siehe auch Helmut Ridder, Dreißig Jahre »KPD-Verbot«. In: Dieter Deiseroth/Peter Derleder/Chris-

toph Koch/Frank Walter Steinmeier (Hrsg.), Helmut Ridder, Gesammelte Schriften, Baden-Baden 2010, S. 552-

562. 
101  Gerhard Bassarak, Christliche Existenz in der sozialistischen Gesellschaft. In: Walter Jens (Hrsg.), Warum ich 

Christ bin, München 1979. zit. nach: Gerhard Bassarak. Mit dem Vorsprung einer historischen [47] Epoche. 

Aufsätze und Vorträge zu Biblischer Theologie, Gesellschaft, Kirche, Ökumene und Sprache, Schkeuditz 2011, 

S. 30. 
102  Vgl. hierzu u. a. KPD-Verbot oder Mit Kommunisten leben? Herausgegeben von Wolfgang Abendroth, Helmut 

Ridder und Otto Schönfeldt. Reinbek b. Hamburg 1968 und Helmut Ridder. Rechtsgutachtliche Stellungnahme 

(zum »KPD-Verbot«). In: Protokoll des Öffentlichen Hearings über die Problematik des KPD-Verbots vom 5. 

Juni 1971, Köln 1971, S. 44-47. 
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steckt in der deutschen »Linksfürchtigkeit« das »Contra gegen rund drei Jahrhunderte europäischer 

Geschichte: gegen Aufklärung, gegen den ›Fortschritt‹, gegen Liberalismus und im Grunde auch ge-

gen Demokratie, zumindest in ihrer westlichen Form«.103 Güde schloß sich damit der Erkenntnis von 

Helmut Ridder an, dem schon seit den 50er Jahren konsequenten Kritiker des bundesdeutschen politi-

schen Strafrechts und des KPD-Verbots, wonach man in Deutschland nie bereit gewesen sei, »den ge-

schichtlichen Preis« für die Emanzipation der kontinentaleuropäischen Revolution »zu zahlen«, »d. h. 

die seit 1789 notwendig mit dem Begriff von Demokratie verbundene Freiheit der Manifestation von 

Regime-Kritik und ›Fundamentalopposition‹ [...] oder das Gebrauchmachen von einer solchen Frei-

heit sanktionslos hinzunehmen«.104 

In der ausweichenden Gegenrede der Kirchenleitung hieß es: »Diese Erklärung ist [...] das Bekennt-

nis zu einer Fehlentscheidung oder zu einer Überreaktion [...] im Jahre 1931 und sagt über das, was 

Herr Eckert hinterher gemacht oder nicht gemacht hat, nichts aus.«105 

Wie sich auch immer die Aufarbeitung des »Falles Eckert« entwickelt: in Abwandlung einer im 

Volksmund bewahrten Liedstrophe auf den badischen Revolutionär von 1848, Friedrich Hecker, läßt 

sich sagen: Und sollt Euch einer fragen: lebt denn der Eckert noch? So sollt Ihr ihm sagen: der Eckert 

lebet noch. Er hängt an keinem Baume, er hängt an keinem Strick, sondern an dem Traume einer 

deutschen, friedliebenden und demokratischen Republik. 

[48] 

 
103  Max Güde u. a., Zur Verfassung unserer Demokratie. Vier republikanische Reden, Reinbek 1978, S. 7-46, hier 

S. 22. 
104  Helmut Ridder, Land der unbegrenzten Widersprüche, Auszüge aus einer Rede bei einem Pressegespräch aus 

Anlaß des 30. Jahrestages des KPD-Verbotsurteils. In: Deutsche Volkszeitung/die tat, Nr. 34 vom 22. August 

1986, S. 10. 
105  Zit. nach: Verhandlungen der Landessynode der Evangelischen Landeskirche in Baden. Ordentliche Tagung 

vom 21. bis 24. April 1999, S. 7-8, (Erklärung) S. 21-22 (Geschäftsordnungsdebatte), hier: S. 22. 
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I. Das Jahr 1930 

Vorbemerkung 

Mit dem Beginn der Weltwirtschaftskrise hatten sich die sozialen und politischen Gegensätze zuge-

spitzt. Um die Jahreswende 1929/30 diagnostizierte Eckert auf der internationalen Führertagung der 

Religiösen Sozialisten in Köln eine mit der Weltwirtschaftskrise zunehmende »Steigerung der Klas-

sengegensätze« und eine Polarisierung der politischen Kräfte »in die bürgerlich-kapitalistisch-faschis-

tische und in die proletarisch-sozialistisch-demokratische Front«, deckte die NSDAP als »die durch 

das Kapital als deren Schutztruppe gezüchtete nationalsozialistische Bewegung« auf und kritisierte die 

Koalitionspolitik des SPD-Parteivorstandes, da die SPD somit gezwungen werde, »die sich verbrei-

tende Klassenscheidung zu verheimlichen, sie zu vertuschen oder überhaupt nicht sehen zu wollen«.1 

Das Jahr 1930 stand ganz im Zeichen dreier Großereignisse. Kirchlicherseits war es der Deutsche 

Evangelische Kirchentag vom 24. bis 30. Juni 1930 in Augsburg und Nürnberg, bei dem Eckert in 

seiner Rede »Nicht anklagen, sondern Buße tun« sich dem kirchlichen Generalangriff gegen die Sow-

jetunion widersetzte. Eckert weigerte sich, an der von der »imperialistische(n) Front der Kapitalisten 

unter der Führung Englands und Amerikas« eingeleiteten »Gebetsaktion gegen Sowjetrußland und 

zugleich natürlich gegen alles, was ernstlich sozialistisch ist«, zu beteiligen. 

Bereits im Vorfeld des Kirchentages hatten die »Kirchlich-Positiven Blätter. Wochenschrift für kirch-

liches Leben in Baden« darauf hingewiesen, daß »der religiöse Sozialismus Eckert’scher Prägung« 

in einer Kirche »reformatorischen Gepräges« keinen Platz habe. Er sei nichts anderes als eine 

»schlechte Neuauflage« der »sozialistisch-kommunistischen Bewegung des 16. Jahrhunderts«. Die 

im Bauernkrieg hochgekommene »religiöse Schwarmgeisterei münzerischer und münsterischer Art« 

berufe sich zwar auf das Evangelium, sei aber von der »Reformation jeder Richtung« ausgeschieden 

worden. Die »durch und durch pseudochristliche und pseudoevangelische Bewegung« mit ihren »tol-

len Propheten« Eckert und Kappes sei »ausdrücklich aus der Kirche des Evangeliums verwiesen 

worden«.2 Am 29. August 1930 schrieb die „Allgemeine Evangelische Kirchenzeitung«, daß es sich 

bei Eckert um »Schwarmgeisterei gefährlichster Art« handle, und forderte die Badische Kirche auf, 

sich dieses »Advokaten des Teufels«, wie ihn die »Badische Zeitung« genannt hatte, zu entledigen.3 

Am 14. Oktober 1930 richtete der deutschnationale Reichstagsabgeordnete Dr. Alfred Hanemann4 in 

[49] der »Badischen Zeitung« einen offenen Brief an den badischen Oberkirchenrat. Eckerts Ausfüh-

rungen in Nürnberg seien »absolut unerträglich aus dem Munde eines angeblich noch evangelischen 

Geistlichen«. Der Oberkirchenrat wurde gebeten, mitzuteilen, ob und welche Schritte er »gegen eine 

derartige Persönlichkeit als Geistlichen« unternommen habe und wie er sich die »weitere Tätigkeit 

des Herrn Eckert als Geistlicher der evangelischen Kirche denkt«.5 Die »Positiven Blätter« sekun-

dierten erneut, indem sie erklärten, der offene Brief habe »weit über die deutschnationalen Kreise 

hinaus Beifall gefunden«. Man sei in der Landeskirche weithin der Meinung, daß die »Voraussetzun-

gen zu einem Disziplinarverfahren gegen Eckert und Kappes gegeben sind«.6 Kurz: Seit dem Auftritt 

von Eckert als einzigem Sozialdemokraten auf dem Kirchentag war er nicht mehr nur eine unliebsame 

Erscheinung in der Badischen Landeskirche, sondern wurde zur Zielscheibe der Angriffe innerhalb 

und außerhalb des Protestantismus in Deutschland. 

 
1  Erwin Eckert, Arbeitsmethoden und Taktik der Religiösen Sozialisten Deutschlands. Rede auf der internationa-

len Führertagung in Köln. In: SAV 1929, Nr. 49, S. 363. 
2  Alle Zitate in »Kirchlich-Positive Blätter«, Nr. 16 vom 20. April 1930, S. 115. 
3  Allgemeine Evangelisch-Lutherische Kirchenzeitung, Nr. 35 vom 29. August 1930. Zit. nach: Kirchlich-Positive 

Blätter Nr. 37 vom 14. September 1930, S. 259. 
4  Alfred Hanemann (1872-1957), Dr. jur., während der Weimarer Republik Mitglied der DNVP und des Stahl-

helms, MdR (1924-1933), Landgerichtsdirektor, Präsident des Landgerichts Mannheim, 1933 Eintritt in die 

NSDAP, in den 30er Jahren Vorsitzender eines Sondergerichts zur Ausschaltung politischer Gegner. 
5  Badische Zeitung vom 14. Oktober, zit. nach: SAV 1930, Nr. 42, S. 332. 
6  Kirchlich-Positive Blätter, Nr. 46 vom 16. November 1930, S. 208. 
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Innerverbandlich war der 5. Kongreß des Bundes der Religiösen Sozialisten Deutschlands ein ent-

scheidendes Ereignis. Auf dem 5. Kongreß des Bundes der Religiösen Sozialisten Anfang August 

1930 in Stuttgart erklärte der einstimmig zum geschäftsführenden Bundesvorsitzenden wiederge-

wählte Erwin Eckert, die Gefahr bestehe darin, daß man versuche, »durch einen vielstimmigen Appell 

an den Rasse-Instinkt, den Nationalhaß, an kleinbürgerliche Besitzerfreude und an den Militarismus, 

die Urteilslosen auch in der Arbeiterschaft zu einer Schutztruppe der kapitalistischen Front zu ma-

chen, deren imperialistische Gelüste, deren Schrei nach der bürgerlichen Diktatur nur noch mühsam 

verheimlicht und unterdrückt werden kann«. 

Die Nationalsozialisten, die sich als Vertreter des »positiven Christentums« ausgäben, seien das »Un-

glück des Volkes«. Sie seien »die größte Gefahr für eine friedliche Entwicklung und Gestaltung un-

seres Volkslebens«. Sie führten ihren Kampf »im schärfsten Gegensatz zu christlicher Lebensauffas-

sung«. Sie hätten »als der von den kapitalistischen Machthabern ausgehaltene Militärersatz die Ab-

sicht, die proletarischen Zweckorganisationen und Kampfverbände zu zerstören«. Ob nach dem Aus-

einanderbrechen der sozialdemokratisch geführten Koalitionsregierung unter Hermann Müller und 

der Auflösung des Reichstages »die Parlamentswahlen eine Klärung bringen werden, ob nicht die 

Demokratie durch den Mißbrauch der bürgerlichen Gruppenschon zu diskreditiert und unfähig ge-

worden ist, die Probleme der Neugestaltung der Wirtschaft und Gesellschaft zu meistern«, müsse sich 

erst noch erweisen. Eckert sah es als Aufgabe des Bundes, als dessen Vorsitzender er in Stuttgart 

einstimmig wiedergewählt wurde, an, »in dieser entscheidenden Situation« alles zu tun, um die »so-

zialistische Einheitsfront« möglichst stark zu machen, und fügte, weil er nur von dem Zusammenge-

hen der beiden Arbeiterparteien eine Abwehr gegen Faschismus und Krieg erwartete, hinzu: »Wir 

wollen außerdem alles aufbieten, um die Auseinandersetzung zwischen der Sozialdemokratie und den 

Kommunisten in den Hintergrund treten zu lassen. Mehr als je ist es notwendig, daß auf diese sicher 

auch wichtige Auseinandersetzung gerade jetzt keine Kraft vergeudet wird«.7 

Auf politischer Bühne standen 1930 die Reichstagswahlen am 14. September 1930 im Mittelpunkt, 

bei denen die NSDAP ihren Stimmenanteil auf Kosten der anderen bürger-[50]lichen Parteien (mit 

Ausnahme des katholischen Zentrums) von 2,6% auf 18,3% steigern konnte. Mit 107 Abgeordneten 

wurde sie zur zweitstärksten Partei. 

Unmittelbar nach dem Ende des Bundeskongresses am 5. August 1930 warf Eckert sich in den 

Reichstagswahlkampf und sprach auf 41 Wahlversammlungen vor über zehntausend Menschen. Das 

Wahlergebnis vom 14. September war durch einen ungeheuren Zulauf zur NSDAP aus hauptsächlich 

traditionellen Wählern der bürgerlichen Parteien (mit Ausnahme des katholischen Zentrums) gekenn-

zeichnet. 

In einem Sonderdruck von »Rechts heran«, dem Mitteilungsblatt der Deutschnationalen Volkspartei 

(Christliche Volkspartei) in Baden, aus dem Jahre 1931 liest sich die Wirkung der Septemberwahl 

auf Eckert so: 

»Da kam die Reichstagswahl im vergangenen Herbst! Der 14. September 1930 muß einer der schwär-

zesten Tage im Leben Eckerts gewesen sein. Er hatte landauf, landab seiner politischen Partei mit 

der Hingabe seiner ganzen Persönlichkeit als Versammlungsredner gedient, obwohl er nicht seinem 

und seiner Freunde Wunsch entsprechend auf die Reichskandidatenliste gesetzt worden war. Und 

nun dieses Wahlresultat! Die Aufbäumung des nationalen Willens, die Hochflut der nationalsozialis-

tischen Stimmen versetzte ihn geradezu in einen Fieberschauer. Man nehme die Nummern seines 

›Sonntagsblattes‹ nach der Septemberwahl zur Hand – da gibt es nur noch eine Gefahr für die Kirche 

und das Reich: der ›Faschismus!!‹ und deshalb auch nur noch einen Kampf: gegen die Nationalso-

zialisten! ›Christentum und Faschismus sind unvereinbar.‹ – ›Christenvolk erwache! Kampf gegen 

den Faschismus!‹ So hallt es seit jenem Tage in seinen feierlichen und unfeierlichen Proklamationen 

und Lamentationen im ›Sonntagsblatt‹ bzw. im ›Religiösen Sozialisten wider.«8 

 
7  Erwin Eckert, Unverzagt vorwärts. In: SAV 1930, S. 251. 
8  In: PAB. 
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Innerparteilich setzte sich Eckert in der Mannheimer SPD für eine Linie der Opposition statt Koalition 

zunächst erfolgreich durch. Im Organ des linken Flügels der SPD veröffentlichte er im Oktober des 

gleichen Jahres seinen Aufsatz »Opposition, nicht Koalition«.9 Doch in der SPD und im Bund mehr-

ten sich die Zeichen, daß viele Eckerts Weg nichtmitgehen wollten. 

Die nunmehr in unerhörtem Tempo sich zuspitzenden Konflikte mit der Kirche und der SPD kulmi-

nierten vorerst in der geradezu beschwörenden Rede, die Eckert am 28. Dezember 1930 von der Kan-

zel der Trinitatiskirche in Mannheim hielt. Sie trug den Titel »Rüstet ab«. Die von den Religiösen 

Sozialisten seit Jahren am Abend des Sonntags zwischen Weihnachten und Neujahr begangene Frie-

densfeier sollte von allen Kirchen begangen werden. Eckert wollte, daß in der Weihnachtszeit »von 

den Kanzeln aller Kirchen gepredigt und geredet würdegegen Krieg und Kriegsvorbereitungen«.10 

Spätestens seit Mitte 1930 war für ihn die Frage des Friedens unauflöslich verknüpft mit der Frage 

nach der Zerstörung der Demokratie und der mangelnden Bereitschaft beider Arbeiterparteien zur 

Aktionseinheit. Die Frage von Krieg und Frieden war eine Frage nach der Verhinderung des Faschis-

mus geworden. 

[51] Gegenstand des am 4. Februar 1931 vom Kirchenpräsidenten gegen Eckert eingeleiteten Dienst-

strafverfahrens, das zwei Tage später zu seiner vorläufigen Amtsenthebung führte, war aber Eckerts 

Kampf gegen den Faschismus, der in seiner Rede am 17. Dezember 1930 über »Die große Lüge des 

Nationalsozialismus« in Neustadt a. d. Haardt kulminierte.11 Das Ergebnis der Untersuchung hält die 

Anklageschrift einleitend so fest: 

»Besonders stark ist Pfarrer Eckert politisch wieder hervorgetreten, als nach Auflösung des Reichs-

tags im Sommer 1930 die Wahlkampagne für den neuen Reichstag einsetzte und in besonders starkem 

Maße die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter Partei (NSDAP) in dem Wahlkampf hervortrat. 

Pfarrer Eckert hat in zahlreichen Wahlversammlungen, zuletzt noch an dem Abend vor dem Wahltag, 

an dem er selbst zu predigen hatte, gesprochen. Auch nach der Wahl rief die unvermutete starke Zu-

nahme der nationalsozialistischen Stimmen und die rege Werbetätigkeitdieser Partei Pfarrer Eckert 

auf den Plan, der es nunmehr für eine ausgesprochene Pflicht der Sozialisten, insbesondere der Re-

ligiösen Sozialisten, hinstellte, gegen den angeblich arbeiter- und christentumsfeindlichen National-

sozialismus zu Felde zu ziehen.« 

Wir werden sehen, was es mit dem Mißbrauch des Kirchenrechts für politische Zwecke in den zwei 

kirchlichen Dienststrafverfahren gegen Eckert im Jahre 1931 auf sich hat. Die Konturen der gesell-

schaftlichen, politischen und kirchlichen Gegensätze waren vorgezeichnet. Auf politischer und kirch-

licher Ebene brauten sich die Kräfte gegen Eckert zusammen. Wie würde er sich bewähren? 

[52] 

 
9  Siehe den Text in diesem Band unter II. 24. Dort auch der Text der von Eckert inspirierten Resolution der SPD 

Mannheims vom 24. September 1930. 
10  Erwin Eckert, Rüstet ab! Rede bei der Friedensfeier am 28. Dezember 1930 in der Trinitatiskirche Mannheim. 

In: Der Religiöse Sozialist (RS) 1931, Nr. 4, S. 13. Siehe den vollständigen Text unter II. 4 in diesem Band. 
11  Zu Neustadt und den Folgen siehe Friedrich-Martin Balzer/Karl Ulrich Schnell, Der Fall Erwin Eckert. Zum 

Verhältnis von Protestantismus und Faschismus am Ende der Weimarer Republik, 1. Auflage, Köln 1987, 2. 

Auflage Bonn 1993. 
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1. Erwin Eckert, Was wollen die religiösen Sozialisten? Rundfunkbeitrag am 28.7.1930 im Süd-

westdeutschen Rundfunk in Frankfurt/Main 

Werte Zuhörer! 

Wenn ich Ihnen in Kürze über die Bewegung der religiösen Sozialisten in Deutschland berichten soll, 

so bin ich mir wohl bewußt, daß es in der uns zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich ist, Sie 

über alle Gruppen der religiös-sozialistischen Bewegung zu informieren. Ich werde mich darauf be-

schränken müssen, von der Gruppe zu sprechen, die versucht, in der Öffentlichkeit die Fragen und 

Probleme zu beantworten, die auftauchen, wenn es sich um das Verhältnis von Religion und Sozia-

lismus handelt, und die aus der ihr so gewordenen Erkenntnis die praktischen Konsequenzen zieht. 

Wir werden also etwas hören von dem Bund der religiösen Sozialisten, seinen Grundsätzen und Zie-

len, seiner Organisation und seinen Methoden. 

Die Anfänge des Bundes gehen zurück auf den Ausgang des Weltkrieges. Anfang 1919 fanden sich 

überall in Deutschland, in Baden, im Rheinland, in Berlin, in Thüringen, Menschen zusammen, die 

zur gleichen Zeit Sozialisten und Christen sein wollten. Sie warenüberzeugt davon, daß ein Christ sich 

zum Kampf für die sozialistische Neuordnung des gesellschaftlichen Lebens um seines Glaubens wil-

len einzusetzen habe, aus Gehorsam gegen die Verpflichtungen christlicher Sittlichkeit. Der Zusam-

menbruch der alten Ordnung, die Erschütterungen des Kriegserlebnisses, die Diskrepanz zwischen 

christlicher Forderung und Wirklichkeit war die Ursache der Erkenntnis, die diese Menschen zusam-

menführte. Es ist begreiflich, daß sich innerhalb dieser kleinen Gruppen die verschiedensten Auffas-

sungen über die Aufgaben der religiösen oder evangelischen Sozialisten, wie sie sich anfangs nannten, 

zeigten. Manche glaubten, gegenüber der marxistischen Begründung der sozialistischen Bewegung 

eine religiös-sittliche Begründung der sozialistischen Forderungen vertreten zu müssen, dem Materi-

alismus der sozialistischen Arbeiterbewegung einen besseren, idealistischen Sozialismus entgegen-

stellen zu müssen, andere, es sei die Aufgabe der religiösen Sozialisten, sozialdemokratische Zellen in 

den Kirchen zu bilden, um dieses »Herrschaftsinstrument« der bürgerlichen Kreise zu neutralisieren. 

Wieder andere hielten die Zeit für gekommen, um die christliche Lehre so zu entschränken, daß sie 

sich in nichts Wesentlichem mehr von der freidenkerischen Propaganda unterscheide. Wieder andere 

meinten, daß man den Sozialismus als die dem Wirtschaftskampf der Arbeiterklasse zugrunde liegende 

geistige Haltung zu einer neuen Sittlichkeit, zu einer neuen Religiosität zu steigern die Aufgabe hätte. 

Eine letzte Gruppe meinte, alle in irgendeiner Weise religiös empfindenden Menschen zusammenzu-

fassen ohne Rücksicht auf ihre Konfession, soweit sie sich zur sozialistischen Bewegung bekannten. 

Die beiden Kongresse der religiösen Sozialisten in Meersburg am Bodensee 1924 und 1926 förderten 

die Klärung der Grundhaltung all dieser verschiedenen Gruppen und erreichten ihren Zusammen-

schluß zu einem Bund der religiösen Sozialisten, der in seinen Reihen alle gläubigen Christen, die 

sich zum sozialistischen Kampf bekannten, vereinigte. Das Organ des ganzen Bundes wurde das 

»Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes«, das in Karlsruhe erscheint [53] im Verlag der religiösen 

Sozialisten. Es ist das Kampf- und Mitteilungsblatt der religiösen Sozialisten. 

Eine direkte Folge des 2. Meersburger Kongresses war die Gründung des Bundes der religiösen So-

zialisten Österreichs, dessen Organ »Der Menschheitskämpfer« in Wien monatlich erscheint. Wäh-

rend in der deutschen Organisation in erster Linie, aber nicht ausschließlich evangelische Christen 

zusammengefaßt sind, wird der Kern der österreichischen Bewegung von katholischen Sozialisten 

gebildet. Der Bund gibt außer dem »Sonntagsblatt« Broschüren heraus in seinem Verlag, in denen 

Hauptfragen der Bewegung behandelt werden. Durch einen religiös-sozialistischen Pressedienst wer-

den die kirchliche und die Tagespresse über Tatsachen aus dem Arbeitsbereich des Bundes regelmä-

ßig instruiert. 

Der 4. Kongreß der religiösen Sozialisten, der im August 1928 in Mannheim stattfand, nahm einstim-

mig folgende, für die Zugehörigkeit zum Bund verpflichtende Richtlinien an, die Mannheimer Richt-

linien: 
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Die religiösen Sozialisten kämpfen in bewußter Verantwortung vor Gott und den Menschen in und 

mit dem revolutionären Proletariat um die sozialistische Neuordnung; sie haben erkannt, daß die Re-

ligion beim Aufbau der sozialistischen Gemeinschaft eine entscheidende Rolle spielt. 

Das privatkapitalistische System bedingt den Klassenkampf in der Wirtschaft, im Staate und in allen 

Beziehungen des gesellschaftlichen Lebens. Die besitzende und darum herrschende Klasse sucht das 

Bestehende zu sichern, die abhängige und besitzlose Klasse zu unterdrücken und zu ihrem Vorteil 

auszunützen. Die unterdrückten Massen aber suchen sich zu befreien und eine bessere Art des Lebens 

der Menschen untereinander zu erzwingen. Das Proletariat führt diesen Klassenkampf gemäß den 

Erkenntnissen, die es Karl Marx verdankt. Jede Propaganda gegen diesen Kampf der Arbeiterschaft 

um die Neugestaltung der Wirtschaft und Gesellschaft ist vom Bund der religiösen Sozialisten aus 

unmöglich. Das schließt nicht aus, daß die religiösen Sozialisten wie alle anderen Sozialisten die 

fundamentalen Erkenntnisse der marxistischen Forschungs- und Arbeitsmethoden studieren, kritisie-

ren und an ihrer Ergänzung und Vertiefung arbeiten. 

Die besondere Aufgabe der religiösen Sozialisten ist es, die Kräfte des Evangeliums für das Leben 

des einzelnen Menschen und für den Aufbau der sozialistischen Gemeinschaft wirksam zu machen. 

Sie führen darum einen entschlossenen Kampf gegen die antisozialistische Grundlage und Agitation 

der bestehenden Kirchen, der sich christlich nennenden Verbände und Zeitschriften. 

Die religiösen Sozialisten sind überzeugt, daß der Sieg des Proletariats nicht aufgehalten werden 

kann, wenn der aus Not und Elend geborene Kampf der Mühseligen und Beladenen, der Unterdrück-

ten und Ausgebeuteten von der Gewißheit durchdrungen wird: Gott will es, daß wir alle Kräfte ein-

setzen für die neue, die kommende Ordnung, eine Ordnung der Gerechtigkeit, des Friedens und der 

brüderlichen Gemeinschaft. 

Soweit die Mannheimer Richtlinien. 

Auf demselben Kongreß in Mannheim wurde die Herausgabe der seither erscheinenden Zweimonats-

zeitschrift für Religion und Sozialismus beschlossen, die ebenfalls im Verlag des Bundes zu haben 

ist; die einzige Zeitschrift in Deutschland, die ausschließlich der theoreti-[54]schen Klärung der Prob-

lematik dienen will, die sich bei der Diskussion über das Verhältnis von Religion und Sozialismus 

ergibt. 

Der 5. Kongreß des Bundes findet in diesen Tagen, nämlich vom 1.-5. August in Stuttgart statt. Die 

Hauptthemen der Tagung sind: 

das Recht und die Aufgabe der religiösen Sozialisten in Kirche und Arbeiterschaft, 

der Faschismus eine Gefahr für das Christentum, 

Sozialversicherung und Sozialgesetzgebung als Forderungen christlicher Sittlichkeit. 

Über unsere Organisation ist folgendes zu sagen: Z. Zt. sind dem in der Geschäftsstelle in Mannheim, 

Jungbuschstraße 9, zentralisierten Bund 15 Landesverbände eingegliedert, nämlich Anhalt, Baden, 

Bayern, Hamburg, Hessen-Darmstadt, Hessen-Nassau, Pfalz, Preußen, Rheinland, Sachsen, Thürin-

gen, Württemberg, Lippe, Saargebiet und Österreich. Die Landesverbände gliedern sich in Ortsgrup-

pen und Bezirksverbände. Der Vertrauensmännerkörper der Organisation setzt sich zusammen aus 

Arbeitern, Angestellten, Beamten und von den 16.000 evangelischen Geistlichen, die es in Deutsch-

land gibt und die sich bewußt zur sozialistischen Bewegung bekennen. 

Die religiösen Sozialisten der verschiedenen Länder Europas sind zusammengefaßt in einem interna-

tionalen Komitee, dessen Vorsitz Professor Ragaz, Zürich, innehat. Angeschlossen sind Belgien, 

Deutschland, Frankreich, England, Holland, Österreich und die Schweiz. 

Die Grundsätze des Bundes der religiösen Sozialisten, von denen wir vorhin in den Mannheimer 

Richtlinien gehört haben, scheinen für viele Christen und für viele Sozialisten deshalb unannehmbar 

zu sein, weil es nach ihrer Ansicht ein Widerspruch in sich selbst sei, daß ein gläubiger Christ ein 

kämpfender Sozialist und ein entschlossener Sozialist ein frommer Christ sein könne. Es werden im-

mer in der Diskussion, die sich an die vielen Vorträge, die vom Bund aus in der Öffentlichkeit 
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gehalten werden, Zitate der sozialistischen Führer Marx, Engels, Bebel, Liebknecht usw. angeführt, 

die beweisen sollen, daß es ganz unmöglich sei, zu gleicher Zeit Christ und Sozialist zu sein. Immer 

wiederkehrende Schlagworte dieser Art sind etwa Worte wie die »Religion ist Opium für das Volk«, 

»Christentum und Sozialismus stehen einander gegenüber wie Wasser und Feuer« oder das oft zitierte 

Wort von Heine: »Den Himmel überlassen wir den Engeln und den Spatzen«. 

Für eine grundsätzliche Überlegung der Zulänglichkeit der religiös-sozialistischen Position besagen 

diese Worte nichts, da sie nicht so sehr der Religion als vielmehr dem politischen Mißbrauch der 

Religion gelten. 

Ebenso wenig kann man dem Einwand weiterer christlicher Kreise Bedeutung beimessen, die, weil 

es der kirchlichen Tradition widerspricht, nichts von dieser sozialistischen Bewegung innerhalb der 

christlichen Kirchen wissen wollen. 

Viel wichtiger sind die Einwendungen, die aus der christlichen Grundhaltung gegen die sozialistische 

Bewegung und ihren Kampf erhoben werden. Man sagt oft, daß die christliche Frömmigkeit eine 

mehr oder minder deutliche Abkehr von der Welt und ihren Aufgaben fordere, »Habt nicht lieb die 

Welt noch was in der Welt ist«. Die sozialistische Bewegung dagegen verlangt stärkstes Interesse 

jedes sich zu ihr bekennenden an den Angelegenheiten des wirtschaftlichen, politischen und gesell-

schaftlichen Lebens. Es ist fraglos richtig, daß die Religion es zunächst mit einer ganz anderen Sphäre 

zu tun hat als der sozialistische Kampf. In der Religion geht es um die Fragen nach der letzten Er-

kenntnis, nach der Erlösung des [55] Menschen aus Schuld und Sünde, um die Frage nach Ewigkeit 

und Unvergänglichkeit des Lebens. 

Im sozialistischen Kampf dagegen handelt es sich um die konkrete Aufgabe, eine neue Ordnung aller 

gesellschaftlichen Beziehungen der Menschen untereinander zu finden. Die Religion trägt den Men-

schen über das Zeitlich-Irdische hinaus; der sozialistische Kampfzwingt den Menschen in die greif-

barsten Zusammenhänge des irdischen Lebens hinein. Aber gerade deshalb ist es mindestens theore-

tisch durchaus möglich, daß ein Mensch zur gleichen Zeit tief religiös und doch den Aufgaben des 

täglichen Lebens als Sozialist zugewendet sein kann. Es ist nämlich nicht ersichtlich, warum der 

Glaube an den persönlichen Gott, an Jesus Christus als den Sohn Gottes, an den Heiligen Geist etwa 

logischerweise den Kampf um eine neue Ordnung der menschlichen Gesellschaft ausschließen oder 

unmöglich machen sollte. Die Aufgaben der Religion liegen zunächst auf einer ganz anderen Ebene 

als die des politischen und wirtschaftlichen Kampfes. Die sozialdemokratische Partei hat aus dieser 

Erkenntnis folgerichtig in dem Kommentar zum Heidelberger Programm erklärt, daß es sich zwar mit 

der politischen Überzeugung eines Sozialdemokraten nicht vertrüge, sich gleichzeitig zu einer ande-

ren politischen Partei zu bekennen; »dagegen«, so fährt der Kommentar der SPD weiter, »ist mit dem 

Bekenntnis zur Sozialdemokratie jedes religiöse Bekenntnis zu vereinbaren. Man kann ein zur Sozi-

aldemokratie, ein strenggläubiger Katholik und doch zugleich ein vortrefflicher Sozialdemokrat sein. 

Der Politiker hat es mit konkreten Maßnahmen zu tun; er muß zu bestimmten politischen Ereignissen 

und wirtschaftlichen Vorgängen Stellung nehmen; die Partei im Ganzen berät darüber, und das ein-

zelne Parteimitglied muß sein Verhalten danach einrichten. Die Religion hat es mit übersinnlichen 

Fragen zu tun, mit Dingen, die nicht greifbar sind und von den Menschen je nach ihrer Erziehung, 

ihrer geistigen und seelischen Veranlagung ganz verschieden beantwortet werden, mit Fragen nach 

den Ursachen und dem Endzweck alles Seins, nach dem Wesen der Dinge, nach den unerforschten 

Geheimnissen in Natur und Menschenleben. Es muß dem einzelnen überlassen bleiben, ob er gegen-

über den Welträtseln die Hilfe und den Trost, die religiöse Gläubigkeit zu bieten vermögen, in An-

spruch nehmen will oder nicht. Wem der Gottesdienst in einer der großen kirchlichen Gemeinschaften 

oder in einer kleineren Gruppe, wem die Feierstunden in einer Weltanschauungsgemeinde Trost für 

die Seele und Erhebung über den Alltag bedeuten, der wird durch die Sozialdemokratie daran nicht 

gehindert, sie achtet darin die Wahrnehmung eines ureigenen persönlichen Menschenrechts. Ande-

rerseits verlangt die Sozialdemokratie aber von den öffentlichen Körperschaften die gleiche weither-

zige Duldung für die, die eines religiösen Trostes nicht bedürfen oder darüber hinaus jede Religion 

und jeden Gottesglauben ablehnen«. Das Linzer Programm der österreichischen Sozialdemokratie 

steht auf demselben Standpunkt. 
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Daß es der Sozialdemokratischen Partei mit dieser Stellung ernst ist, erhellt aus dem Schriftwechsel 

des Bundes der religiösen Sozialisten mit dem Parteivorstand der SPD, in dem verschiedentlich da-

rauf hingewiesen wird, daß die SPD der religiösen Auffassung des einzelnen gegenüber die strengste 

Neutralität übt. 

Dieses Verhältnis der Neutralität zwischen Religion und Sozialismus ändert sich aber sofort, wenn 

die aus der religiösen Grundhaltung heraus sich ergebenden Forderungen christlicher Sittlichkeit in 

Beziehung gesetzt werden zu den Forderungen des sozialistischen Kampfes. [56] Denn nun befinden 

sich Christentum und Sozialismus auf derselben Ebene des Handelns und der Kämpfe. Sie können 

sich nicht mehr aus dem Wege gehen, da sich beide an den Willen des Menschen wenden, ihn beide 

zu einer bestimmten Aktivität im persönlichen und gesellschaftlichen Leben aufrufen. 

Es erhebt sich nun die Frage, ob sich die Forderungen christlicher Sittlichkeit einerseits und sozialis-

tischen Kampfes andererseits gegenseitig ausschließen, sich ergänzen oder doch in dergleichen Rich-

tung sich bewegen. Vielleicht kann man die Forderungen christlicher Sittlichkeit zusammenfassen in 

den drei folgenden Thesen: 

Verliere Deine Seele nicht im Getümmel des Lebens; sie ist Gottes Teil in Dir. 

Anerkenne den Nebenmenschen, denn er ist auch Gottes Kind; sei zur Hilfe bereit an den Schwachen, 

Kranken und Einsamen. 

Arbeite und kämpfe für das Reich Gottes auf dieser Erde. 

Und was sind letzten Endes die Forderungen des sozialistischen Kampfes, losgelöst von ihrer direkten 

und wirtschaftlich-politischen Beziehung, auf eine allgemein gültige Formelgebracht? 

Erlösung des arbeitenden Menschen aus der Lohnknechtschaft des kapitalistischen Systems, aus der 

Mechanisierung des Produktionsprozesses, die seine Seele tötet. 

Überwindung der Klassenschichtung in der heutigen Gesellschaft, Anerkennung aller ehrlich Arbei-

tenden als gleichberechtigte Menschen in einer klassenlosen Gemeinschaft, in der die Schwachen, 

Kranken und Einsamen von den Gesunden und Arbeitsfähigen brüderlich getragen werden. 

Kampf um eine Erneuung des menschlichen Lebens und all seine Beziehungen um Gerechtigkeit, 

Freude und Frieden auf Erden in einer jenseits aller nationalen Bindung geeinten Menschheit. 

Wenn man diese Forderungen miteinander vergleicht, so ist es für einen unvoreingenommenen Chris-

ten und Sozialisten deutlich erkennbar, daß die Forderungen christlicher Sittlichkeit und die den so-

zialistischen Kampf verklärenden Hoffnungen aufs engste zusammengehören, daß jedenfalls kein 

grundsätzlicher Widerspruch zwischen christlicher Ethik und sozialistischem Kampf besteht. 

Wenn trotzdem in der Praxis des öffentlichen Lebens, bei der Stellungnahme der christlichen Kirchen 

und der sozialistischen Partei zu der einen oder anderen Frage des wirtschaftlichen, politischen oder 

kulturellen Lebens eine sehr verschiedenartige, ja oft geradezu eine unversöhnliche Gegensätzlichkeit 

ist, dann kommt das nach der Auffassung der religiösen Sozialisten daher, daß einerseits die Bindung 

der christlichen Kirchen an die Form des Staates und gesellschaftlichen Lebens der vergangenen mo-

narchistisch, nationalistisch, liberal, kapitalistischen Periode und andererseits die Animosität vieler 

sozialistischer Funktionäre gegen alles, was mit Kirche und Religion zusammenhängt, eine fast un-

durchdringbare Sphäre des Mißtrauens, der Mißverständnisse, ja der Verständnislosigkeit geschaffen 

hat, die von der sachlichen Gleichgerichtetheit der Ziele der christlichen Sittlichkeit und des sozialis-

tischen Kampfes nichts mehr ahnen läßt. Im Grunde aber, so meinen die religiösen Sozialisten, sollten 

sich die gläubigen Christen und die entschlossenen Sozialisten finden, da es keinen sachlich entschei-

denden Einwand dagegen gibt, daß sie zusammen um die Erneuerung der Völker kämpfen. Die religi-

ösen Sozialisten möchten [57] daher erreichen, daß die Sphäre des Mißtrauens zwischen den christli-

chen Kirchen und den sozialistischen Parteien mehr und mehr verschwindet, ja daß es einmal selbst-

verständlich wird, daß ein gläubiger Christ ein kämpfender Sozialist und ein entschlossener Christ ist. 

Diese ihre Auffassung suchen die religiösen Sozialisten in der Öffentlichkeit bekannt zu machen und 

zu propagieren und auch da zu verteidigen, wo gegen die Einzelforderungen des sozialistischen 
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Kampfes von kirchlicher Seite und gegen die Verpflichtung christlichen Glaubens von sozialistischer 

Seite Einwendungen gemacht werden. Wenn z. B. behauptet wird, daß christliche Gläubigkeit den 

Menschen verpflichtet, das Leid der Welt zu tragen und alles, auch die Unzulänglichkeit der Verhält-

nisse, auf sich zu nehmen, während die Sozialisten das Leid der Welt zu überwinden und zu vernich-

ten trachteten, so sagen die religiösen Sozialisten, es sei zu unterscheiden zwischen dem Leid und 

dem Leiden der Welt. Alle aus der Unzulänglichkeit der menschlichen Gesellschaftsordnung und der 

Unchristlichkeit der Masse, sind unter allen Umständen nach den Verpflichtungen christlicher Sitt-

lichkeit zu bekämpfen und zu überwinden. Das Leid der Welt jedoch, Kummer und Sorgen des Her-

zens, Krankheit, Sünde, Tod werden auch in der sozialistischen Ordnung bleiben und nur durch einen 

starken Glauben an Gott den Vater aller Menschen, der die Liebe und Güte ist, getragen und ehrlich 

überwunden werden können. 

Wenn man den religiösen Sozialisten vorhält, es sei lieblos, den Klassenkampf mitzukämpfen, und 

ein Christ sollte für die Versöhnung aller Klassen und Schichten eintreten, dann weisen sie darauf 

hin, daß es eine Selbsttäuschung ist, anzunehmen, es könnte sich irgendein heute lebender Mensch 

seiner Einordnung in eine der Fronten des Klassenkampfes entziehen. Der Klassenkampf ist eine 

Tatsache, der sich niemand entziehen kann, es ist für die religiösen Sozialisten eine Verpflichtung, 

daß sie sich auf der Seite des Proletariats in den Kampf gestellt sehen gegen die Klasse der Besitzen-

den und die Gesellschaft der Herrschenden. 

Die religiösen Sozialisten haben daher sowohl innerhalb der bestehenden christlichen Kirchen als 

auch der bestehenden sozialistischen Organisationen ihre besondere Stellung und Aufgabe. Sie wol-

len eine Neuorientierung der christlichen Kirchen erreichen, das Verhältnis von Kirche und Staat neu 

regeln, die absolute, auch die finanzielle Trennung von Kirche und Staat durchführen, solange der 

Staat seiner Art und Methode nach sich nicht christlich nennen kann. 

Sie wollen die Kirche dazu bringen, daß sie die kapitalistische Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 

anklagt und eine Besserung der Verhältnisse durch den Sozialismus erhofft. 

Sie wollen erreichen, daß die Kirche das öffentliche Gewissen aufruft zu einer viel intensiveren und 

selbstverständlicheren Hilfe des Staates und der Kommunen an den Arbeitslosen, Armen, Kranken, 

Kriegsopfern und Alten unseres Volkes. 

Sie wollen einen Umbau und eine Erneuung des gottesdienstlichen Lebens und eine Erneuerung der 

religiösen Unterweisung der Jugend vorbereiten. Sie wollen, daß die Kirchen die Seelen aufrufen zur 

Friedensbereitschaft und Völkerversöhnung. 

In den sozialistischen Parteien wollen sie das Mißtrauen des Proletariats gegen Religion und leben-

diges Christentum überwinden, durch ihr Dasein innerhalb der Parteien den Nachweis liefern, daß 

man auch als Sozialist ein gläubiger Christ sein kann, und darauf hinarbeiten, daß die alten Manu-

skripte der Vorkriegszeit gegen Religion und Kirche verbrannt werden. 

[58] Um ihre Ziele in den christlichen Kirchen zu erreichen, müssen die religiösen Sozialisten sich 

dort Einfluß erringen. In der evangelischen Kirche geschieht das dadurch, daß bei den Wahlen der 

kirchlichen Körperschaften zu Landeskirchentagen, Synoden, Kirchengemeinderäten, Kirchenge-

meindeausschüssen besondere religiös-sozialistische Wahllisten aufgestellt und die sozialistisch ein-

gestellten Männer und Frauen, die in der evangelischen Kirche organisiert sind, aufgefordert werden, 

nur die Listen der religiösen Sozialisten zu wählen. Wenn man bedenkt, daß etwa 10 Millionen bei 

den letzten Reichstagswahlen sozialistisch und etwa 4 Millionen kommunistisch gewählt haben, von 

denen mindestens 12 Millionen in den christlichen Kirchenorganisatorisch zusammengefaßt sind, so 

kann man sich ein Bild machen, welchen Machteinfluß die religiösen Sozialisten auf die zukünftige 

Führung der Kirche gewinnen könnten, wenn es ihnen gelingt, auch nur einen beträchtlichen Teil der 

Sozialisten und Kommunisten, die Christen und Kirchenmitglieder sind, für ihre Ziele zu mobilisieren. 

Die Kirchenwahlen, an denen sich die religiösen Sozialisten bisher in größerem Maßstab beteiligt 

haben in den Landeskirchen Baden, Pfalz, Thüringen, Anhalt, haben über 66.500 sozialistische Stim-

men gebracht. 24 sozialistische Abgeordnete sind in den Landessynoden der angeführten Kirchen 
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eingezogen; in 3 Kirchenregierungen ist je ein Sozialist stimmberechtigt; Hunderte von Sozialisten 

sitzen bereits in den örtlichen kirchlichen Vertretungen und arbeiten dort praktisch für die Ziele des 

Bundes. 

In der katholischen Kirche hat sich im letzten Jahr eine besondere Bewegung gebildet, die ein Blatt 

»Das rote Blatt der katholischen Sozialisten« herausgibt. Die katholischen Sozialisten suchen zu-

nächst theoretisch die Probleme zu klären, die sich zwischen der besonderen, katholisch dogmatisier-

ten Frömmigkeit und der sozialistischen Kampfeinstellung ergeben. Sie wollen dem einzelnen katho-

lischen Sozialisten Heimatrecht in seiner Kirche erkämpfen. Von einer direkten kirchenpolitischen 

Aktion der katholischen Sozialisten kann mindestens vorerst bei der ganz anders gearteten kirchlichen 

Verfassung der katholischen Kirche nicht die Rede sein. 

In der neuesten Zeit haben sich auch jüdische religiöse Sozialisten zusammengefunden, die dem so-

zialistischen Kampf auch in ihren Kreisen und von ihrer Kultgemeinschaft aus sittlich und religiös 

dienen wollen. 

Die Absicht der religiösen Sozialisten und die praktische Inangriffnahme ihrer Aufgaben löst natür-

lich vor allem in der evangelischen Kirche lebhafte literarische und kirchenpolitische Kämpfe aus, 

die sich hier und da zu Strafmaßnahmen der gegenwärtigen Kirchenregierungen gegen die Wortführer 

der Bewegung verdichten. Das alles kann aber die religiösen Sozialisten nicht irre machen an ihrer 

Aufgabe und der entschlossenen Verfolgung ihres Zieles. Sie wissen, daß sie die historische Aufgabe 

der Befreiung der christlichen Kirchen von den Schlacken und Bindungen der Vergangenheit durch-

zuführen haben und die Vorbereitung der kommenden Gesellschaftsordnung durch die in einer neuen 

Kirche besser verwalteten Kräfte lebendigen Glaubens und entschlossener nach vorwärts gerichteter 

Sittlichkeit. Sie haben die Auffassung, daß sie die Vorbereitung einer neuen radikalen Reformation 

in Angriff nehmen müssen. 

Das Verhältnis des Bundes der religiösen Sozialisten zu den sozialistischen Parteien ist im Lauf der 

Jahre immer klarer geworden. Die meisten Bundesmitglieder sind organisierte Sozialdemokraten. Ein 

kleinerer Teil steht zu den Kommunisten oder ist gar nicht politisch organisiert. Es wird sehr darauf 

gehalten, daß nur Sozialisten und nicht alle möglichen Weltverbesserer und verärgerte Volksbeglücker 

in den Reihen des Bundes zu Vertrauensleuten und Wortführern werden können. Man achtet die reli-

giösen [59] Sozialisten in der Partei, wo man sie kennt; man weiß, daß sie mit die zuverlässigsten und 

opferbereitesten Genossen sind. Trotzdem ist auch heute noch in der sozialdemokratischen Partei sehr 

viel Mißtrauen gegen die Bewegung, weil noch zu wenig bekannt ist, was die religiösen Sozialisten 

eigentlich wollen, und sie sehr oft mit bürgerlich-sozialreformerischen Bewegungen christlicher 

Kreise verwechselt werden. Immerhin werden die religiösen Sozialisten in wachsendem Maße von 

Parteisekretariaten und sozialdemokratischen Ortsvereinen als Sachverständige in den Fragen des re-

ligiös-kirchlichen Lebens und des kulturellen Kampfes unserer Tage angerufen. In unzähligen Par-

teiversammlungen sprachen die religiös-sozialistischen Redner über die Frage nach dem Verhältnis 

zwischen Religion und Sozialismus. 

In Wahlkämpfen sehen die religiösen Sozialisten darin eine ihrer Hauptaufgaben, den bürgerlichen 

Kampfruf gegen den Sozialismus: »Die Religion ist in Gefahr durch die Sozialisten« durch die Tat-

sache ihrer Existenz zu entkräften. Wir wissen wohl, daß wir der sozialdemokratischen Partei dadurch 

zunächst rein agitatorisch dienen, wissen aber auch, daß durch diese Agitation vielleicht dazu beige-

tragen werden kann, die zugeschütteten Schächte zu der Seele des Proletariats zu öffnen. Der Bund 

hat sich keine Mühe gegeben, etwa Parteigenossen, die aus der Kirche ausgetreten sind aus inneren 

Gründen, durch Propaganda wieder in die Kirche hineinzubringen. Sie sehen dazu auch solange keine 

Möglichkeit, solange nicht durch ihren ausschlaggebenden Einfluß die Kirche radikal geändert ist. 

Die Kommunistische Partei Deutschlands verlangt bekanntlich von ihren Funktionären und Mitglie-

dern den Austritt aus den bestehenden Kirchen. Es ist darum nur zu verständlich, daß die kommunis-

tischen Funktionäre sich keine Mühe geben, den Sinn der religiös-sozialistischen Bewegung zu be-

greifen, umso mehr aber in der oberflächlichsten Weise gegen die Bewegung Front machen, was wir 

außerordentlich bedauern. 
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Wir glauben der sozialistischen Gesamtbewegung durch ihre besondere Art darum viel nützen zu 

können, weil nach unserer Ansicht die sozialistische Ordnung nicht nur durch den Kampf um die 

politische Macht im Staate und die Durchführung der Gemeinwirtschaft kommen und bestehen wird, 

sondern auch seelisch, innerlich vorbereitet sein muß in den Herzen der Menschen. Egoistische, ge-

walttätige, lieblose, unverantwortliche Menschen, die sich nicht in den Dienst eines Höheren und 

Ewigen gestellt wissen, die sich nicht in ihrem Gewissen zum Dienst an den Mitmenschen gezwungen 

sehen, werden die sozialistische Gemeinschaft nicht bauen können. Die Disziplinierung und Erzie-

hung der Massen, wie sie der politische und wirtschaftliche Kampf mit sich bringt und die Kulturbe-

wegung der Arbeiterschaft, kann diese inneren Voraussetzungen der sozialistischen Gemeinschaft 

nicht allein schaffen. 

Wir glauben, daß durch unsere besondere Einstellung innerhalb der sozialistischen Gesamtbewe-

gung eine Radikalisierung erreicht wird, die der sozialistischen Bewegung die Stagnationsgefahr in 

den Übergangszeiten der Koalitionspolitik und die Gefahren einer rot angestrichenen Kleinbürger-

lichkeitssphäre eines roten Spießbürgertums erspart. Die Arbeit der religiösen Sozialisten ermöglicht 

darüber hinaus eine Stabilisierung der sozialistischen Bewegung im Bewußtsein der Masse, die nicht 

durch wissenschaftliche Deduktionen und nicht durch die an die Erhaltungsinstinkte appellierende 

Agitation dauernd in der sozialistischen Front gehalten werden kann und ohne das Bewußtsein der 

schicksalhaften Notwendigkeit des Kampfes, ohne den Glauben an den gottgewollten Kampf leicht 

augenblicklicher Verzagtheit anheimfällt, wenn die sichtbaren, die handgreiflichen, entscheidenden 

Erfolge ausbleiben. 

[60] Die Arbeit der religiösen Sozialisten bewirkt außerdem eine Positivierung der sozialistischen 

Bewegung. Von dem Nur-Negieren des Bestehenden, von dem Nur-Kritisieren des Alten hebt sich 

bei ihnen deutlich die Schau des Positiv-Neuen, der Wille zum Aufbau, die Vorbereitung des Neuen 

von innen her und die positive Sehnsucht nach einer Verwirklichung menschlicher Gemeinschaft ab. 

Das Bewußtsein der ungeheuren Verantwortung des Einzelnen und der Gesamtbewegung vor dem 

nach Gottes Willen Kommenden löst eine neue Gewissenhaftigkeit aus, ein demütiges Sich-Selbst-

Prüfen, das Zur-Buße-Gerufen-Sein auch für den Sozialisten, der im Kampf um das neue Reich schul-

dig zu werden in Gefahr steht oder schuldig geworden ist. 

In all ihrer Arbeit und ihrem Kampf suchen die religiösen Sozialisten nicht das Ihre. Sie kämpfen 

nicht, um aufzulösen, sondern um zu erfüllen. 

Das Symbol, unter dem sie ihren besonderen Kampf kämpfen, ist die rote Fahne der proletarischen 

Revolution mit dem schwarzen Kreuze Jesu Christi. 

Das Manuskript des Rundfunkvortrages befindet sich in der »Sammlung Eckert« im Privatarchiv Balzer (PAB). 

2. Erwin Eckert, Kirche und Volk. Rede am 9. Februar 1930 in Detmold 

Verehrte Anwesende, Genossen und Genossinnen! 

Wenn heute Abend auch hier in Detmold darüber gesprochen werden soll, in welchem Verhältnis das 

Volk zur Kirche steht, welche Aufgabe die Kirche innerhalb des Volkes heute in der Gegenwart erfüllt 

oder nicht erfüllt, so wissen wir sehr wohl, daß man darüber sehr verschiedener Meinung sein kann. 

Wir würden uns sehr freuen, wenn irgendwie von unserer Auffassung abweichende Ansichten in der 

Diskussion zum Ausdruck kämen, damit wir zu einer gewissen Klärung kommen. Wir werden jeden-

falls unsere Meinung hier zu sagen haben, keinen an Problemen reichen Vortrag, aus dem jeder das, 

was ihn interessiert, herausnehmen kann, um mit der Auffassung den Saal hier verlassen zu können, 

eigentlich bin ich mit dem Mann durchaus einverstanden, sondern wir werden das sagen, was für uns 

als das Ergebniseiner systematischen Überlegung der in Frage kommenden Zustände sich ergeben hat. 

Kirche und Volk. Es ist schon so, daß die Kirche innerhalb unseres Volkes, überhaupt innerhalb der 

Völker, nicht nur die Kirche, sondern die Kirchen der verschiedensten Art etwas sehr fragwürdig ge-

worden sind, daß sie nicht mehr so selbstverständlich sind in den notwendigen Aufgaben des volklichen 
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Lebens. Es gibt eine ganze große Zahl von Menschen innerhalb unseres Volkes, die von der Kirche 

überhaupt nichts mehr wissen wollen, und nicht nur etwa die Zahl derer, die die Kirche verlassen 

haben und in freireligiösen und freidenkerischen Organisationen zusammengefaßt sind, sondern eine 

ganze große Masse von Männern und Frauen, die noch innerhalb der Kirche sind, aber einen inneren 

wesentlichen Zusammenhang weder mit der Organisation noch mit der von der Kirche verkündbaren 

Botschaft haben. 

[61] Es gibt alle möglichen Gründe, warum man in der Kirche bleibt. Vor allem in der Kleinstadt. 

Auch in etwas größeren Orten wie Detmold. Da sind alle möglichen Rücksichten auf die Tante Emma 

zu nehmen oder auf eine sonst irgendwie wichtige Verwandte, und der Tapeziermeister Schmidt 

bleibt gerne in der Kirche; man weiß nicht, ob der Gemeindesaal nicht tapeziert wird. So sind viele 

Leute in der Kirche, die eigentlich nichts mit dem in ihr verkündeten Evangelium zu tun haben. An-

dere Leute sind die Stützen in der Kirche, die sagen, die Religion muß dem Volke erhalten bleiben; 

wenn wir herausgehen, kann es dahin kommen, daß die Kirche zusammenbricht, und wer will das 

Volk lehren, sich anständig zu benehmen? Schließlich kann es dahin kommen, daß das Volk sich 

empört. Ich meine damit die besitzenden Schichten, die treu und brav, wenn auch mit verbissenem 

Zorn ihre Kirchensteuern zahlen, aber an den inneren Aufgaben kirchlichen Lebens überhaupt keinen 

Anteil nehmen. 

Dann gibt es eine Anzahl von Leuten, die sagen, das, was in der Kirche gepredigt wird, wissen wir 

viel besser als der Pfarrer, und da kaufen wir ein Buch, das uns viel besser unterrichtet. Aber die 

Kirche, diese primitive Form des verdrängten philosophischen Bedürfnisses, das seine Befriedigung 

findet in diesen Antworten, die einem modernen Menschen nichts mehr geben können, das ist für das 

Volk gut genug, eigentlich noch viel zu gut. Das sind die Gebildeten unserer Tage, die so alle mögli-

chen Ersatzreligiönchen haben. Heute lassen sie die Lotosblumen herauswuchern und kriegen gefühls-

mäßige Krämpfe und glauben, es seien religiöse Äußerungen ihrer Seele oder sie haben irgendetwas 

anderes, was sie seelisch befriedigt; also die Religion wäre dazu da, den Menschen seelisch zu be-

friedigen. Oder aber es gibt eine Gruppe von Leuten, die sagen: die Kirche ist ein so großer Apparat; 

man kennt sich gar nicht. 

Das Bedürfnis einer inneren Zusammenstimmung der Auffassung, der Lebensgestaltung der Weltan-

schauung finden wir nicht in der Kirche; man kennt sich gar nicht in den großen Gemeinden der Stadt, 

den 20., 30., 40.000, 100.000 Menschen. Deswegen schließen wir uns zusammen zu kleinen seeli-

schen Gemeinschaften. Dort haben wir das Bewußtsein, daß einer den anderen kennt. Es sind diesel-

ben Aufgaben, die die Grundlagen unseres Lebens bilden, und dabei spielt dann auch das Geltungs-

bedürfnis eine große Rolle für Personen, die in einem solchen kleinen Kreise eher zur Geltung kom-

men als in der großen Kirche. Ich habe ihnen ein paar Typen aus den großen Massen derer gezeigt, 

die keinen Kontakt mit der Kirche mehr haben. Aber zum Volke gehört etwas anderes. 

Der große Teil des Proletariats. Von dem habe ich bis jetzt noch nicht gesprochen, und gerade dieses 

Problem der Stellung des Proletariats zur Kirche interessiert diejenigen vordringlichst, für die die 

Frage des Verhältnisses zwischen Volk und Kirche aufgetaucht ist. Allenthalben kann man hören, 

daß nicht nur Pfarrer als Einzelpersönlichkeiten sich mit dem Problem beschäftigen, sondern daß die 

Kirchenregierungen durch Einrichtung von amtlichen kirchlichen Sozialämtern und ähnlichen Insti-

tutionen von Berufs wegen dieses Problem zu klären versuchen, und sie fragen sich, ob es einen Sinn 

hat, der Arbeiterschaft das Evangelium zu predigen. 

Wie steht denn das Proletariat zur Kirche? Mein Name ist Hase, geht mich nichts mehr an. Meine 

Religion ist der Sozialismus. Was heißt Kirche, überflüssig, was soll ich damit anfangen; was ich nicht 

sehen kann, kann ich nicht glauben; was die Pfarrer mir vorreden, kann ich nicht kontrollieren. Außer-

dem habe ich so viel Sorgen, daß diese Sorge mir gestohlen bleiben kann, ob ich selig werde. Erst muß 

man essen, trinken, schlafen, seine Kinder ernähren. Nicht nur die [62] eigene Familie, sondern die 

breite Masse herausführen, heraus aus dem Jammer des diesseitigen Elends, zu einer neuen Ordnung 

der Beziehung der Menschen untereinander, die mich nicht als einen ausgebeuteten, ausgeschalteten 

und unterdrückten, mindergeachteten Menschen den anderen gegenüber kennzeichnet, sondern in der 
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ich als freier selbstbewußter von niemandem abhängiger Mensch leben kann. Das sind meine Ideale; 

dafür kämpfe ich; dafür bin ich zu streben bereit, wenn die kapitalistische Gesellschaft es etwa nicht 

anders zulassen wird; das ist meine Religion, meine Weltanschauung; alles andere kann mir gleich sein. 

Verehrte Zuhörer: Wenn man wie ich 19 Jahre in einer sozialistischen Bewegung steht und nicht nur 

vom Hörensagen den Kampf der Massen um Licht, um Befreiung aus ihrer Lage mitgekämpft hat, 

kann man nur sagen: ihr habt vollkommen recht. Das ist das erste, was wir miteinander erkämpfen 

müssen. Wenn ich als kleiner Junge mit den roten Fahnen durch die Straßen Mannheims gezogen bin 

und wir aus einer Kehle gesungen haben, dann war in dieser Gemeinschaft, die Friede zwischen den 

Menschen, eine gerechte Arbeitszeitregelung und die Gemeinschaft aller Arbeitenden in einer brü-

derlichen Gemeinschaft forderte, dann war da etwas von einer großen, gewaltigen Hoffnung, die sich 

bei mir wenigstens nicht unterschied in dem kindlichen Empfinden des jungen Menschen von dem, 

was hier und da in mir aufgestiegen war, wenn ich Worte Jesu Christi, die die Hoffnung auf ein Reich 

der Gemeinschaft und des Friedens ausdrückten, in mir ausgelöst hat, hörte. Und wenn ich als Pfarrer 

in die Löcher komme, in denen meine Gemeindemitglieder wohnen, und sehe, wie die Kinder auf-

wachsen, die verbissenen Gesichter meiner Arbeiter aus der Anilin-Fabrik, Benz usw. sehe, dann 

weiß ich, daß es Vermessenheit wäre, den Menschen zu sagen: eure Hoffnung auf den Sozialismus 

ist ja Unsinn; das gibt es ja gar nicht; nein, ich sage ihnen, wenn wir in der Kirche oder sonst wo 

zusammensitzen, ich sage ihnen nicht: du darfst dich nicht so aufregen; das Leben ist ja nur ein Jam-

mertal, und wenn du das durchwandert hast, dann kommst du in die ewige Seligkeit; dann sage ich, 

die einzige Hoffnung, die wir haben, ist die, daß wir kämpfen müssen gegen die bestehende Gesell-

schafts- und Wirtschaftsordnung, damit wenigstens unsere Kinder und Kindeskinder aus dem Jammer 

der Gegenwart hinaus, in eine bessere Zukunft kommen. 

Diese Hoffnung, verehrte Zuhörer, hält den Proletarier aufrecht und läßt ihn in den kummervollen 

Tagen nicht verzweifeln; sie läßt ihn stark bleiben bei all dem Verachtetsein und läßt ihn Opfer brin-

gen und Entschlossenheit im Inneren wachsen. 

Wenn ich auf dem Friedhof gewesen bin und einen von den unseren beerdigt habe, dann stand einer 

der unseren am Grabe und sagte: Genosse, du bist nicht mehr unter uns. Schluß. Du kannst nicht mehr 

mit uns kämpfen. Deine Frau und deine Kinder sind allein; wir verlassen sie nicht, und wenn der Tag 

kommt, an dem wir etwas verspüren und sehen werden von dem, was wir gemeinsam erkämpfen 

wollen, dann wird man auch an dich denken als einen der vielen, der sein Leben verbraucht hat. Wenn 

solche ernsten, schlichten, einfachen Worte am Grabe eines Menschen gesprochen worden sind, von 

denen ich wußte, daß jedes Wort Wahrheit ist und nicht Phrase, dann hat mich das tiefer getroffen, 

als wenn der Herr Geheimrat aus seinem Zylinder eine schön aufgesetzte Rede mit sämtlichen Ver-

diensten des Verstorbenen heruntergelesen hat. 

Darum sage ich: ich verstehe sehr wohl, daß die proletarischen Massen sagen; ach was Quatsch mit 

der Kirche, heraus, wozu denn Kirchensteuern bezahlen; dann kommen die Leute [63] noch, wollen 

die Steuern. Das allerschlimmste ist – ich spreche jetzt immer so, wie es sich im Bewußtsein des 

Proletariats und in seinem Sprechen äußert – er sagt, die Pfaffen, die leben gut, die haben Gehälter 

wie die höheren Beamten, sind pensionsberechtigt; ja wenn wir es so gut hätten, wären wir vielleicht 

noch frommer, und die Kirche, was tut die für uns; jawohl, kommt her zu mir alle, die ihr mühselig 

und beladen seid, zahlt Kirchensteuer, wörtlich das Zitat aus einer Diskussion der Versammlung von 

3.000 Kommunisten. 

Ein anderes Wort: Die Kirchen lassen uns verrecken in den Händen der Bourgeoisie, eine Einrich-

tung, die uns seelisch, geistig vernebeln soll, damit wir nicht zur Klarheit des Denkens und der Er-

kenntnis unserer Lage kommen, und dann kommt die Kirche noch und verlangt, daß man sie unter-

stützt im Namen Gottes. Es ist gar nicht verwunderlich, daß die breite Masse des Volkes so spricht, 

denn die Schuld der Kirche Jesu Christi in der jüngsten Vergangenheit und der Gegenwart und der 

weiteren Vergangenheit erst recht ist riesengroß. 

Ich habe einen jungen Studenten gekannt; dessen Vater war durchaus ein konservativ gerichteter 

Mann; ein sehr edler und vornehmer Mann; für den war Nationalismus eine heilige Sache; dem war 
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es keine Phrase, daß Gott den Deutschen deswegen helfen wird im Kriege, weil sie die gerechte Sache 

vertreten. Dieser Vater hat seinem Sohn geschrieben nach dem Zusammenbruch des Militärs: Mein 

lieber Sohn, glaube an keinen Gott mehr; es gibt keinen Gott, sonst hätte er uns diesen Krieg nicht 

verlieren lassen. Das ist nicht etwa eine Dummheit von dem Mann gewesen, sondern das ist der Auf-

schrei einer lebendigen Seele, die durch die Schuld der Kirche vernichtet und zerbrochen ist. Die 

Verkündigung Gottes ist mit uns, wenn wir in den Krieg ziehen; wir kämpfen für eine gerechte Sache; 

ihr müßt in den Krieg ziehen; was könnt ihr Größeres tun; Gott will es! Aber diese gerechte Sache 

Gottes hat nicht nur diesen Menschen zerknickt, von dem ich eben sprach, sondern erst recht im 

Proletariat jedes Vertrauen. Was noch irgendwie im Unterbewußtsein zu Christi Art lebendig geblie-

ben ist, ist ausgelöscht. Wie viel Feldsoldaten sind mit der Kirche, wie sie sagen, endgültig fertig 

wegen ihrer Einstellung im Kriege. Aber darin sind sie doch noch. 

Ich will jetzt nicht weiter von diesen Dingen vom Kriege sprechen. Auch nicht einmal im Einzelnen 

ausführen, wie sich für einen gläubigen Christen der Zustand darstellt, daß im Kriege sämtliche Völ-

ker Europas, ja ungefähr der Welt, auf den Knien gelegen sind, um Gott zu bitten, den anderen zu 

erledigen. Ich will nicht davon sprechen, daß die christliche Nächstenliebe immer noch die höchste 

Forderung für das Leben der Menschen untereinander nach Christus bedeuten soll, daß diese Forde-

rung so umgemodelt war im Kriege: Du sollst deinen Bruder lieben und deinem Vetter den Schädel 

einschlagen. Dein Bruder ist der Deutsche, dein Vetter der Engländer; den sollst du erledigen. Es ist 

durch und durch eine Lüge, daß wir in einer Gesellschaftsordnung leben in Deutschland, in der der 

eine den anderen liebhat wie seinen Nächsten. Es ist ja grauenvoll, wenn man sich die Wirklichkeit 

einmal klar macht. Wo ist denn auch nur ein Funke von dem Geist verwirklicht, der aus dem Sinne 

dieses Wortes von uns verlangt ist? 

Wenn ich meinen schwersten Tag habe, so immer wieder mal im Laufe der Woche, dann ist es der 

Tag, an dem mir an einem ganz konkreten Beispiel deutlich geworden ist, wie lieblos die heutige 

Wirtschaftsordnung ist. Man redet von Ordnung; das ist gar keine Ordnung, ist Anarchie. Einer sucht 

den anderen zu vernichten, und die Mächtigen, die üben Gewalt aus. 

[64] Verehrte Zuhörer! Kann denn überhaupt ein Christ, der Unternehmer ist, der Großkaufmann, 

Industrieller, Finanzmann ist, kann denn der überhaupt ein Christ sein? Sehen sie die lebendigsten 

unter diesen Menschen; die leiden darunter, wenn sie nicht ganz gleichgültig, verhärtete Maschinen 

geworden sind. Nach meiner Auffassung können sie, solange wir diese kapitalistische Wirtschafts-

ordnung haben, selbst wenn sie es wollten, nicht so leben und sich verhalten, wie es die Forderung 

christlicher Frömmigkeit von ihnen verlangt. 

Wieso? Wenn heute zwei Brüder hier in Lippe je eine Ziegelei aufmachen, um dieses Beispiel zu 

nehmen, das vielleicht hier nicht ganz unangebracht ist, und die haben sich vorher sehr liebgehabt, 

weil sie miteinander aufgewachsen sind und alles durchkämpft haben, und der eine sagt zum anderen; 

gut, du nimmst den östlichen und ich den westlichen Teil. Wir produzieren jeder für sich und keiner 

arbeitet dem anderen in sein Gebiet hinein. Das ist alles ganz gut; die Fabrik wird ins Leben gerufen; 

der Absatz klappt, alles in Ordnung. Eines Tages erklärt der eine Bruder, daß von außen Ware her-

einkomme in sein Gebiet, die ein anderer größerer Betrieb billiger herstellen kann als er selber. Schon 

stockt der Absatz. Er kann nichts mehr verdienen; er muß runtergehen, aber die Maschinen sind gleich 

teuer, das Material ebenfalls; also kann er höchstens billiger produzieren, daß er seinen Leuten die 

Arbeit schlechter bezahlt. Er tut das, unterbietet den anderen; sein Bruder erfährt das, bemerkt, daß 

aus dem andren Teil von Lippe die Ziegel bei seinem Bruder bestellt werden; was haben wir ausge-

macht; was willst du; es geht nicht; du bist mir der richtige. Das, was brüderliche Gemeinschaft zer-

rissen hat, ist nur ein ganz kleiner Ausschnitt. 

Reklame, Konkurrenz, Unterbietung, alle diese Gesetzmäßigkeiten kapitalistischer Wirtschaftsord-

nung, alles das, Konzentration der gewaltigen Betriebe, die die kleinen vernichten, müssen den Mit-

telstand den Garaus machen. Das alles sind Symptome dafür, daß ein wirklich christlicher Mensch in 

der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung mit seinem Christentum nichts anfangen 
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kann. Tragisch, furchtbar tragisch für einen Menschen, der empfindet, aber Gott sei Dank, oder leider 

Gottes, empfinden die meisten das gar nicht mehr. 

Den Feiertag heiligen, das kommt nicht in Frage. Wir haben keine Zeit; am Sonntag haben wir Auf-

sichtsratssitzung; da müssen wir den Zylinder aufsetzen, damit der Herr Goldstein nicht abbricht, daß 

die Kiste nicht zusammenrasselt. Die Frau muß mitgenommen werden; die Tochter muß tanzen, der 

Sohn verheiratet werden usw. Das ist die Gesetzmäßigkeit und die Notwendigkeit des Lebens und 

seine Einstellung, die wir heute haben. 

Und wo soll denn da Christentum und Religiosität wachsen; das ist gerade so, als wenn Sie ein Wei-

zenkorn auf den Kellerboden legen und warten, wie es wächst, und im Herbst werden wir dann ernten. 

So ist es, was man heute fordert. 

Ich wundere mich gar nicht, daß in unserem Volke der Kontakt von der Verkündigung christlicher 

Wahrheit verloren gegangen ist. Aber das Christentum ist doch ganz anders, und Sie wollen Pfarrer 

sein, jawohl ein waschechter. Es kommt sogar vor, daß Leute, die das nicht vertragen können, die 

Behauptung aufstellen: dieser Pfarrer ist kein richtiggehender. Der ist in irgendeiner kleinen Sekte 

Pfarrer. Beruhigen Sie sich, ich bin ein richtiggehender Pfarrer. Auch wenn ich keinen Gehrock an-

habe. Ich bin ein richtiggehender Pfarrer mit einer Gemeindevon 70.000 Seelen, aber wissen Sie, ich 

weiß auch das andere, daß Christentum mehr ist als die Forderung, das Leben zu gestalten, so daß es 

christlicher Sittlichkeit entspricht. 

[65] Ich weiß, daß Christentum mehr ist als Gestaltung der menschlichen Gesellschaft, ich weiß, daß 

Christentum den Anspruch erhebt, den Menschen in seiner Gebundenheit und irdischen Abhängigkeit 

herauszulösen aus dem Bedingten im Unbedingtem, Absoluten zu verankern; ich weiß, daß Religion 

und Christentum auch den Anspruch erheben, den Menschen aus seiner eigenen Unzulänglichkeit, 

Gebundenheit, Unordnung, Disziplinlosigkeit, triebhaften Verwurzelung mit den niederen Gewalten 

des Lebens empor zu tragen in eine Gestaltung seines Seins, die ihn weit über die Kümmerlichkeit 

irdischer Bedingtheit emporträgt. 

Aber ich sage, wie wollen Sie mit diesen großen, tiefsten Wahrheiten, die für mich indiskutable Wahr-

heiten sind, wie wollen Sie mit einem Menschen unseres Volkes von diesen Dingen sprechen, wenn 

nicht die Voraussetzungen geschaffen sind, wenn nicht die Vorfragen des Lebens geregelt sind, nicht 

gefragt ist: was werden wir essen, was werden wir trinken, womit sollen wir uns kleiden, nach sol-

chem allen trachten die Heiden. Die Christen fragen nur danach, wie werde ich selig, wie bekomme 

ich einen gnädigen Gott, trachtet am ersten nach dem Reiche Gottes und seiner Gerechtigkeit, so wird 

euch solches alles zufallen. 

Jawohl, verehrte Zuhörer, ich stehe ganz auf diesem Standpunkt. Aber was man von diesem Worte 

hört, das ist das umgekehrte von dem, was den Menschen gesagt werden soll. Man hört so: Ob ihr 

was zu essen oder zu trinken habt, ist ganz gleich; die Hauptsache ist, daß ihr nach der Seligkeit die 

Hand ausstreckt. Wenn man dieses Wort ernst nimmt, was fordert es von uns, das entschlossene Ein-

treten für das Reich Gottes unter den Menschen? Was ist das wieder für ein Geschwätz, das Reich 

Gottes. Das ist kein Geschwätz. Der Krieg soll dafür eintreten, daß eine Gemeinschaft unter den 

Menschen wächst, in der der Heilige Geist den Menschen vorwärtstreibt, zusammenführt, begeistert, 

tröstet, Gewißheit gibt, die keines Menschen Verstand zu ergründen vermag. Und nun, wo ist Ge-

meinschaft aus dem Heiligen Geist, wo zeigt sich das? Das zeigt sich darin, daß wir gar nicht anders 

in uns können, als nach der Heiligung unseres und alles Lebens auf dieser Erde zu trachten. Dafür 

wollen wir kämpfen. 

Ja, verehrte Zuhörer, wenn heute auch nur 1.000 Christen oder 1.000 christliche Pfarrer von den 

16.000 evangelischen allein in Deutschland das ernst nehmen, dann hätten wir die Revolution aus 

geistig-sittlich-religiösen Gründen, die die gegenwärtige Ordnung anklagen müßte bis in ihre Wur-

zeln hinein; nirgends sehen wir auch nur den Versuch der Verwirklichung des Reiches Gottes, in dem 

Gerechtigkeit wohnt. 

Unser heutiges Recht hat mit der Gerechtigkeit, die vor Gott gilt, nichts zu tun. Das Gesetz, das wir 

haben, ist ja bekanntlich nicht aus der religiösen, sittlichen Grundhaltung geboren, sondern aus der 
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Zweckmäßigkeit und den Machtverhältnissen in den jeweiligen Epochen und Abschnitten der 

menschlichen Gesellschaft. Unser ganzes gesellschaftliches Leben, gemessen an der Forderung vom 

Reich Gottes, ist ein Schwindel. Wo ist dann da Gemeinschaft, Gerechtigkeit? Wer das Geld hat, der 

hat die Gerechtigkeit; wer das Geld hat, der ist es, der sich freuen kann; amüsieren kann, freuen kann 

er sich meistens nicht. 

Vor einiger Zeit schickte mir einer meiner Freunde aus Stuttgart ein Buch, in dem für wichtig erach-

tete Leute der Gesellschaft mit Telefon, Autonummer, Gesellschaft usw. stehen. Die anderen sind 

überflüssig, von denen redet man nicht; die haben nur zu schaffen und zu arbeiten. Auf sie kommt es 

weiter nicht an, wenn wir nur darauf unser herrliches Leben bauen können. 

[66] Aber anstatt daß unsere Pfarrer hergehen und sagen, diese Gesellschaftsordnung ist gerichtet; 

jeder hat sich dafür einzusetzen, daß sie gestürzt wird; dann kann man hören, ach Gott, ist das eine 

jammervolle Zeit, daß uns nur ja nicht der Satan überwältige, daß wir nicht untergehen im Dreck, 

Schwindel und Geschwätz! 

Christus war kein weichmütiger, für kleine bürgerliche Bedürfnisse zurechtgeschnittener, süßlicher 

junger Mann, möglichst mit einem rötlichen Bart und sanften Gebärden; Christus war der Mensch, in 

dem sich die ewige göttliche Kraft, Gott selbst für die Menschheit greifbar offenbart hat. In Christus 

haben wir begriffen und können wir begreifen, was Menschsein überhaupt heißt. Was es heißt, daß 

wir Gottes Geschlecht sind. Du sollst vollkommen sein, wie er vollkommen ist, und da machen sie 

aus Christus je nach der Zeit, wie man ihn braucht, einmal einen feudalen Herrn, der auf dem Thron 

sitzt, dann einen, der alle besänftigt; Christus war die göttliche Kraft, die das Vorwärts bedeutet in 

der Welt, die die Menschheit vorwärts stoßen will nach der Erfüllung ihres Zieles. Und das ist das 

Reich Gottes, verehrte Zuhörer. 

Ich würde es nicht wagen, auch nur eine einzige Predigt auf meiner Kanzel zu halten, wenn ich nicht 

die Gewißheit hätte, daß Christus der Ewige, Auferstandene, Lebendige ist, der auch heute waltet, 

die Menschen im tiefsten Maße vorwärts zwingt in der Gegenwart gegen alles, was seiner Verkündi-

gung und Offenbarung widerspricht. Darum sage ich: Ein christlicher Pfarrer kann heute überhaupt 

nur noch Pfarrer sein, wenn ihm die Augen aufgegangen sind, wenn er ein Revolutionär ist; erschre-

cken Sie nicht vor dem Wort, sondern Revolutionär sein heißt ein Mensch sein, der aus seinem in-

nersten Gezwungensein die Gegenwart umgestalten muß, um ein Neues mit den anderen zusammen 

herbeizuführen. 

Sehen Sie, das sind so ein paar Gedanken über die Verhältnisse, in denen die Völker zur Kirche stehen, 

und ein paar Gedanken, die zum Ausdruck bringen sollen, warum kein innerer Kontakt mehr da ist. 

Ja, was soll denn geschehen? Ist das Christentum überflüssig? Wenn ich so lese, mit welcher Unbe-

kümmertheit die modernen Menschen alles wissen und begriffen haben, so muß ich lachen. Sie kennen 

die Wahrheit, wenn sie bloß 2 Hefte für 50 Pf. gelesen haben. Je weniger einer von der Wahrheit weiß, 

desto unbekümmerter und selbstsicherer redete von der Wahrheit. Unsere Auffassung vom Leben, von 

den Zusammenhängen alles Wirkens, schließt selbstverständlich in sich, daß alles nur in Beziehung 

auf uns und eine bestimmte Zeit Geltung hat. Aber darüber hinaus gibt es eine objektive Wahrheit, der 

wir uns auf dem Wegeunserer Methode, nämlich der materialistischen Geschichtsbetrachtung, immer 

nähern und weiter nähern werden, ohne jemals die absolute Wahrheit erfahren zu können. 

Wissen Sie, das ist ein Wort von einem Mann, der gar nicht mit dem, was wir Religion nennen, zu 

tun haben wollte, der aber erkannt hat, daß es oberflächlich und einfältig ist zu behaupten, daß wir 

Menschen zur Erkenntnis des Letzten durchdringen könnten mit den Kräften unseres Verstandes und 

seiner konstruktiven Kraft. 

Was heißt das, was hat das mit unserem Thema zu tun? Ich will Ihnen damit klar machen, daß die 

Wahrheit, die Erkenntnis des Letzten, nicht den Menschen erschlossen wird durch diese oder jene 

Überlegung, sondern daß im Letzten nur immer in dem Menschen etwas auftaucht von den Wahrhei-

ten, die hinter allen Erscheinungsformen stehen, in den prophetischen Naturen, denen das geschenkt 

ist. Die letzte Wahrheit, das ist meine Auffassung, die uns Menschen überhaupt jemals erkennbar sein 

wird, das ist die uns von Jesus Christus offenbarte Erkenntnis. 
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[67] Denn was heißt das, daß wir Menschen, solange wir auf dieser Erde sein werden, nie ganz zu 

den letzten Dingen empordringen, es sei denn durch die ehrfürchtige Hingebung an die Gottheit, zu 

der wir gehören, wie Kinder zu ihrem Vater. 

Ich bin überzeugt, wenn wir heute die sozialistische Gesellschaft haben, wenn wir durch legale Or-

ganisation des Proletariats selbst die Macht in den Händen haben, alle Zentralen des äußeren Lebens, 

nicht nur die Verwaltung, alles, daß wir dann morgen oder in 100 Jahren das Paradies haben werden 

auf dieser Erde, d. h. alles, das wir als Wunschempfinden in uns tragen, auch wirklich erfüllt sehen. 

Es ist für uns selbstverständlich, daß wir Menschen darin auch unsere Art haben, daß seelische Not, 

Lieblosigkeit, Treulosigkeit, schmutzige Art in uns aufkommen kann. Welcher Mann und welche 

Frau weiß nichts davon, daß selbst zwischen ihm und dem anderen Menschen, den er vielleicht am 

allerliebsten hat, also wirklich die idealste Gemeinschaft gewesen. Wer weiß nicht, daß zwischen 

zwei solchen Menschen ein Chaos aufbranden kann und eine Hölle, die furchtbarer ist als alles, was 

man sich auszudenken vermag. 

Es geht ja nicht allen Menschen so, aber eigentümlich ist, daß gerade die Lebendigsten, die Feinsten, 

Innigsten, diejenigen, die gewissermaßen auf einer emporgehobenen Stufe ihr Leben zu gestalten 

versuchen, am meisten von diesen Dingen erschüttert sind. 

Nur ein kleines Beispiel: Einer Mutter kann, wenn ihr Kind stirbt, nicht gesagt werden: sei still, was 

weinst du, das Kind ist fertig; komm, es ist nicht so schlimm; reg’ dich doch nicht auf. Wer von uns 

wollte es ernstlich wagen zu behaupten, daß damit der Seele einer Mutter nicht der Todesstoß gesetzt 

wird? 

Darum sage ich, es wird immer im Menschen dieses Unbegreifliche, dieses aus dem Wiedererwachen 

ihn erfassende unruhig machende Dasein nach Antwort verlangen, und um diese Antwort zu geben, 

dazu soll die Kirche da sein. Dazu sollten Menschen da sein, die der ganzen Art nach dazu berufen 

sind, den Jammer der anderen mitzutragen. Die Pfarrer sollten die Vertrauensleute des Volkes sein 

und nicht, was sie oft sind, die erste Stufe für den Eintritt in die bessere Gesellschaft. 

Wenn die Kirche sich nicht frei macht und ihre Pfarrer befreit von dieser Abhängigkeit, wenn die 

Kirche nicht frei wird von den politischen Reaktionen, die das alte betont und dem neuen nicht ge-

wogen ist, dann sehe ich keinen Weg, wie das Volk überhaupt empfinden kann, daß in dieser Kirche 

etwas Wichtiges, wesentliches ist. 

Und wenn die Kirche es nicht fertigbringt, alles das, was sie tut, so zu gestalten, daß sie den Menschen 

der Gegenwart aufwärts trägt, Kraft gibt, sein Leben selbst und das der Gesellschaft umzugestalten, 

dann hat die Kirche keine Bedeutung mehr in der Gegenwart. Das hoffe ich und darum bin ich Pfarrer 

und werde Pfarrer bleiben, mag kommen, was will, weil ich diese Aufgabe vor mir sehe, nicht ich 

allein, sondern noch etwa 100 andere außer mir in Deutschland. 

Es mag sein, daß die Kämpfe, die wir innerhalb der Kirche haben, noch schlimmer werden, daß uns 

die Kirche, was sage ich Kirche, diejenigen, die heute wegen der Gleichgültigkeit des kirchlichen 

Volkes die Macht ausüben, die Kirchenregierungen, es mag sein, daß sie meine Freunde und mich, 

kraft der Macht, die sie hat, aus der Kirche herausdrängen. Sie hat es schonmehr als einmal versucht. 

Aber es war nicht so einfach, und wir haben unsere Pflicht getan [68] in der Kirche mindestens so gut 

wie die anderen, und die Lebendigen in der Gemeinde haben gespürt, daß da etwas ist, und das hält 

uns; sonst wären wir längst heraus. 

Bei der Fürstenenteignung* hat die Kirche sich vor die Fürsten gestellt, damit das heilige Eigentum 

nicht angefaßt wird, auch das der Kirche nicht, hat verboten, daß wir – meine Freunde und ich – gegen 

 
*  Adolf Martin Ritter erweckt in seiner insgesamt sachlichen Würdigung von Erwin Eckert in dem kürzlich erschie-

nenen Beitrag den Eindruck, als hätten die Befürworter des Volksentscheides für die entschädigungslose Enteig-

nung der Fürsten nicht auf dem Boden der Weimarer Reichsverfassung gestanden. Dies ist im Lichte der Art. 153, 

156 der WRV unzutreffend. In: Adolf Martin Ritter, Erwin Eckert (1893-1972). Pfarrer, Religiöser Sozialist, 

Kommunalpolitiker a. a. O., S. 512 [d. Hrsg.]. 
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die Fürsten auftreten, hat uns den Urlaub gesperrt; wenn wir es tun, fliegen wir heraus. Wir haben es 

getan, sind aber nicht herausgeflogen. 

Wir wissen, daß wir eine Aufgabe haben, die wir erfüllen müssen, ob wir wollen oder nicht. Die aber, 

die Christus nicht im Munde führen, sondern es verspüren von dem Zwang, der sie vorwärtstreibt, 

die sich ernsthaft bemühen, den Willen Gottes zu tun, die sollen sich überlegen, wohin sie gehören; 

sie gehören zu uns. Gerade die frommen Christen, die etwas glauben, gehören zu uns. 

Als ich in meiner Antrittsrede in Mannheim gesagt habe, diejenigen gehören nicht in die Kirche, die 

gelegentlich kommen, um sich am Sonntag gemütlich auszuruhen und zu schlafen, haben die Leute 

geguckt, als hörten sie zum ersten Male von einem Pfarrer, warum man in die Kirche geht. Sie haben 

gehört, daß wir gar keinen Wert darauflegen, daß sie in die Kirche kommen, wenn sie nicht Ernst 

daraus machen wollen, was sie da hören. 

Sehen Sie, so soll die Kirche sein. Sie soll keine Rücksicht nehmen müssen auch auf den Staat. Darum 

fordern wir absolute, auch finanzielle Trennung der Kirche vom Staat. Dann fragen unsere Gegner, 

wollen Sie die Kirche erledigen? Wenn sie nämlich kein Geld mehr vom Staat kriegt, ja, von was soll 

sie dann leben? Dann sagen wir, wenn die Kirche wirklich nicht leben kann ohne die staatlichen 

Zuschüsse, ja dann wäre es ja viel besser und ehrlicher, die Kirche würde überhaupt nicht mehr leben. 

Denn was hat sie dann für eine Aufgabe? 

Wir religiöse Sozialisten haben den Glauben, daß sie eine Aufgabe hat und keineswegs zugrunde 

geht, wenn der Staat sie nicht mehr unterstützt. Wir haben die Auffassung, daß die Kirche leben wird 

und leben kann und muß. Vielleicht wird diese dann etwas weniger fett aussehen, aber dafür etwas 

gesünder und kraftvoller sein. So tun wir also nur unsere Pflicht. 

Wir sind nicht besser als die anderen, aber anders, und wir gehen diesen unseren Weg entweder bis 

zum späteren Ende oder bis zu einem neuen Anfang. Ja, werden Sie fragen, warum gehen Sie nicht 

aus der Kirche heraus. Das hat mich der Präsident meiner Landeskirche auch schon gefragt, da habe 

ich gesagt: Herr Präsident, ich bin der Auffassung, daß ich deswegen in der Kirche bleiben muß, weil 

ich der Vertrauensmann aller derer sein will, die an die Zukunft glauben. 

Eigentlich gehören die Mitglieder, die z. B. Stahlhelm-Feiern abhalten, Kanonen vor ihren Kirchen-

türen verankern, die gehören hin zu jenen, die sagen: die Arbeiter wollen immer noch mehr haben; 

wir müssen die guten, alten, herrlichen Zeiten wiederhaben, gehören auch zu all denen, die von Christi 

Leiden nichts verspürt haben, sondern durch wilhelminischen Militarismus ihr Herz haben zerfressen 

lassen; wir sind der Kern der kommenden Kirche. Wir wissen, daß wir nicht im Gegensatz zu Christus 

unser Leben zu gehen versuchen. 

[69] Hier in Lippe haben wir religiöse Sozialisten auch versucht, unsere Aufgaben zu erfüllen, der 

Kirche das Gewissen zu schärfen, den Pfarrern zuzurufen, daß sie aufwachen, die Not der Gegenwart 

zu zeigen, die sich auftut, wenn wir von Volk und Kirche sprechen. Was war der Erfolg? Man hat 

unsere Freunde nicht innerhalb der Kirche diesen unseren Weg gehen lassen, sondern ihnen diesen 

Weg versperrt. Deshalb müssen sie jetzt ihren Weg außerhalb der Landeskirche gehen und haben sich 

jetzt zusammengeschlossen zu einer Volkskirche, die das als innerste Triebkraft in sich birgt. Erst 

wenn die Landeskirche Volkskirche wird, ist es vielleicht möglich, daß es zwischen Volk und Kirche 

auch in Lippe besser wird. Der Bund der Religiösen Sozialisten muß im Gegensatz zu dieser Landes-

kirche hier leben. 

Geben Sie sich darüber keiner Täuschung hin. Der Bund der religiösen Sozialisten ist in ganz Europa 

verbreitet, und es ist jetzt dahin gekommen, daß die Arbeiter und Proletarier sich darin zusammen-

schließen, daß wieder eine neue Gemeinschaft wächst. Man hat versucht, uns zu trennen. Der Bund 

der religiösen Sozialisten wird hinter der Volkskirche des lippischen Staates stehen, sie moralisch 

und physisch unterstützen bei all den Aufgaben, deren er fähig ist. 

Aber Sie müssen hier in Lippe Mitkämpfer werden und dürfen die Männer, die es gewagt haben, das 

Problem Volk und Kirche anzufassen, nicht im Stich lassen. Wenn es uns dabei vielleicht ungemüt-

lich wird und Sie schief angesehen werden, so kann das für Sie nur eine Ehre sein. Wer kämpfen will, 
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muß auch bereit sein, dazu um seines Kampfes willen etwas auf sich zu nehmen; sonst ist er kein 

Kämpfer. 

In diesem Sinne lassen Sie mich schließen. Ich war drei Tage hier in Lippe, und ich bin froh, daß ich 

hierhergekommen bin, denn es ist etwas Erhebendes, wenn man merkt, wie ganz unabhängig zunächst 

voneinander überall dieselben Kräfte sich regen und etwas tun, was aus der Fügung einer höheren 

Ordnung heraus notwendig geworden ist. 

Wir werden alles tun, um diesen Kampf bis zum Ende durchzukämpfen. Wir sind still und fest und 

haben das Bewußtsein, in einer historischen Aufgabe zu stehen. Was können uns da Menschen antun? 

Und wenn wir am Ende unseres Lebens sagen können: wir haben die Kämpfe, die uns gegeben waren, 

benutzt, nicht wegen uns, sondern um unserer Mitmenschen willen, dann haben wir das Bewußtsein, 

unsere Aufgabe getan zu haben, und das wird der Einzellohn unseres Kampfes sein. 

Vom Herausgeber gewählte Überschrift. Das Manuskript der stenographierten Rede befindet sich in der »Sammlung 

Eckert« im PAB. Der Text ist vom Herausgeber leicht überarbeitet und bis auf wenige vom Stenografen vermutlich un-

verstandene bzw. unverständliche, kleinere Passagen vollständig wiedergegeben. [70] 

3. Erwin Eckert, Kirchlicher Generalangriff gegen die Sowjetunion? 

Sechzehn Generalsuperintendenten der altpreußischen Union haben einen Aufruf wegen der »Chris-

tenverfolgungen« in Rußland erlassen. Wir brauchen den Wortlaut des Aufrufs hier nicht abzudru-

cken; er ist etwa derselbe wie der Wortlaut eines Gebets, das im Gesetz- und Verordnungsblatt für 

die Vereinigte Evangelisch-protestantische Landeskirche Badens, Jahrgang 1930, Nr. 1, ausgegeben 

am 3. Februar, steht: 

»Fürbitte für die verfolgten Christen des Ostens betr. 

An sämtliche Pfarrämter, Diasporapfarrämter und Pfarrvikariate. 

Unsere Geistlichen wollen an einem der nächsten Sonntage im Hauptgottesdienst folgenden Aufruf 

den Gemeinden bekannt geben: 

Liebe Brüder und Schwestern! 

Die Christenheit des Ostens seufzt unter dem Druck schwerer und grausamer Verfolgung um ihres 

Glaubens willen. Die Feinde des Christentums unterdrücken alle christlichen Lebensregungen, unter-

binden die christliche Erziehung der Jugend im Religionsunterricht, schaffen die christlichen Feste 

ab, nehmen den christlichen Gemeinden ihre Gotteshäuser weg und verwenden sie zu profanen Zwe-

cken. Lebensgefahr droht denen, die es wagen, ihren christlichen Glauben öffentlich zu betätigen, 

insbesondere den Führern der Gemeinden. 

Wir sind von diesen Leiden unserer Mitchristen tief bewegt. Aber wir dürfen auch Gott danken für 

die vielen Beweise unerschütterlicher Glaubenstreue, von denen wir hören. Alle Glieder unserer Ge-

meinden rufen wir auf zu ernster Fürbitte für unsere bedrängten Brüder und Schwestern im Vertrauen 

auf das Wort des Apostels: ›Das Gebet des Gerechten vermag viel, wenn es ernstlich ist.‹ (Jak. 5, 16.) 

Wir empfehlen außerdem unseren Geistlichen, bis auf weiteres in das sonntägliche Hauptgebet an 

geeigneter Stelle die nachstehende Fürbitte einzulegen: 

›Deinem väterlichen Erbarmen befehlen wir insbesondere unsere schwer verfolgten christlichen Brü-

der und Schwestern im Osten. Stärke sie in ihrem Leiden. Hilf ihnen überwinden um des willen, der 

uns geliebt hat, und ihm die Treue halten bis an den Tod. Steuere aller Gottlosigkeit und wehre mit 

starkem Arm den Verfolgern deines heiligen Namens. Schützend erhalte deine Kirche und laß ihr 

auch aus dem Blut ihrer Märtyrer Frucht erwachsen.‹« 

Fast am gleichen Tage wird ein Brief des Papstes an den Generalvikar von Rom, den Kardinal Pom-

pili, veröffentlicht, der in den schärfsten Ausdrücken gehalten ist und aus dem man erkennt, daß alle 

Versuche des Papstes, durch Verhandlungen mit der Sowjetunion eine Missionsmöglichkeit der rö-

misch-katholischen Kirche in Rußland zu erreichen, als endgültig gescheitert zu betrachten sind. 
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Der Brief beginnt folgendermaßen: 

»Die schrecklichen und gotteslästernden Verbrechen, die sich jeden Tag gegen Gott und gegen die 

Seelen der russischen Bevölkerung wiederholen und verschärfen, erregen unser Gemüt auf das aller-

tiefste«. Der Papst fährt fort, indem er daran erinnert, daß er schon zu Beginn seines Pontifikats alles 

versucht habe, um das russische Volk vor dem schwersten Schaden zu schützen. Dabei erwähnt er die 

bisher unbekannt gebliebene Tatsache, daß der Papst während der Konferenz von Genua an die dort 

vertretenen Regierungen herangetreten [71] sei und ihnen den Vorschlag gemacht habe, die Anerken-

nung der Sowjetregierung von einer Erklärung derselben, daß sie die Kultfreiheit und die Achtung des 

Kirchenvermögens anerkenne, abhängig zu machen.« »Leider« – so heißt es wörtlich weiter – »wurden 

diese Punkte, die sogar hauptsächlich jenen Kirchen nützlich gewesen wären, die nicht zur katholischen 

Einheitskirche gehören, zugunsten weltlicher Interessen geopfert, die freilich auch besser geschützt 

worden wären, wenn die verschiedenen Regierungen hauptsächlich zunächst die Rechte Gottes und 

seine Gerechtigkeit berücksichtigt hätten. Leider wurde unsere Intervention zurückgewiesen, während 

es uns immerhin gelungen ist, den Patriarchen Tichonvor der Todesstrafe zu retten und in den Ländern 

der russischen Welt 150.000 Kinder vor dem grauenvollen Hungertod zu bewahren, bis unsere Helfer 

gezwungen wurden, ihr barmherziges Werk zu unterbrechen, da man es vorzog, Tausende von Un-

schuldigen in den Tod zu jagen, statt sie von der christlichen Nächstenliebe gerettet zu sehen.« 

Der Brief weist weiter darauf hin, daß der Bolschewismus hauptsächlich die Jugend bedrohe und 

verderbe, zu allen Lastern verführe und selbst gegen die menschliche Natur verstoße. Angesichts 

dieser Maßlosigkeit der Gotteslästerung hat die Katholische Kirche nie aufgehört, Gebete zu veran-

stalten. Sie hat eine besondere Russenkommission eingerichtet, um die Welt von den Scheußlichkei-

ten, die der Bolschewismus begeht, zu unterrichten. 

Aber das Zunehmen so vieler Gottlosigkeit verlange noch weitgehendere und feierlichere Wiedergut-

machung. Während der letzten Weihnachtswoche seien Hunderte von Kirchen in Rußland geschlos-

sen, Hunderte von Heiligenbildern verbrannt und die Feiertage abgeschafft worden. Man sei so weit 

gegangen, die Arbeiter unter Drohung der Entziehung ihrer Brot- und Wohnkarten zur Abschwörung 

des Glaubens zu zwingen. Außerdem seien in allen russischen Städten verrückte Karnevalsfeiern 

veranstaltet worden, denen die ausländischen Diplomaten hätten beiwohnen müssen. So habe man in 

den Karnevalsumzügen zahlreiche Wagen gesehen, auf denen halbwüchsige Buben in Priestergewän-

dern das Kreuz verhöhnten und bespuckten. Auf andere Lastwagen hätte man Weihnachtsbäume ge-

stellt, an denen katholische und orthodoxe Priester als Puppen aufgehängt waren. An anderen Stellen 

der Stadt hätten die jungen Burschen unaussprechliche Dinge gegen das Kreuz getan. 

Der Brief teilt weiter mit, daß der Papst deshalb beschlossen habe, in eigener Person am Tage des 

Heiligen Joseph, am 19. März, im Petersdom am Grabe der Apostelfürsten eine Sühnemesse zu lesen, 

bei der alle Heiligen um Rettung in einer so großen Not angefleht werden sollen. Es wird die Erwar-

tung ausgesprochen, daß sich die katholische Kirche in der ganzen Welt an diesem Tage, auch aus 

der Entfernung, an diesem Sühnegottesdienst beteiligen werde. 

Der Bund der religiösen Sozialisten wird zu dieser kirchlichen Kampagne gegen die Sowjetunion 

noch Stellung zu nehmen haben; ich will darum heute nur kurz meine Ansicht sagen: 

Ich kann nicht in diese ganz allgemeine Verdammung des Bolschewismus einstimmen – für mich ist 

auch der kämpferische Kommunismus ein Teil der Arbeiterbewegung, wenn ich auch seine Methoden 

nicht billige; für mich ist auch der Bolschewismus eine notwendige und darum wichtige Erscheinung 

im Leben der Völker. 

1. Beim Lesen des konzentrierten Angriffs der Kirchen gegen die »Scheußlichkeiten des Bolschewis-

mus« bin ich den starken Eindruck nicht losgeworden, daß da viel Unklarheit, schlechte Information, 

vielleicht auch tendenziöse Verzerrung der Motive und Methoden der [72] Sowjetunion die Feder 

mitgeführt hat. Man darf nicht vergessen, daß die griechisch-orthodoxe Kirche, die ein ausgespro-

chenes Machtinstrument der russischen Feudalklasse unter dem Zaren gewesen ist, heute erntet, was 

sie in den Jahrhunderten der Unterdrückung des russischen Volkes gesät hat. 
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2. Was als »gotteslästerliches Verbrechen« usw. des Bolschewismus hingestellt wird, ist ein sehr 

trauriges Ergebnis der Kraftlosigkeit früherer und gegenwärtiger Verkündigung des lebendigen Wor-

tes ohne den göttlichen Geist. 

3. Die angeführten Beschimpfungen, Verhöhnungen, unflätigen Beleidigungen gehen nicht etwa von 

der kommunistischen Regierung, sondern von den Atheisten Rußlands aus, die mit den Mitteln ihrer 

»antikirchlichen Propaganda« einen ernsten Christen überhaupt nicht treffen können. 

4. Ich glaube das nicht, was von ausgesprochenen Gegnern der Sowjetunion an Schauergeschichten 

über die »Laster der gottlos gemachten Jugend«, über die »Christenverfolgungen« erzählt und ge-

schrieben wird: ich kann das nicht glauben, weil Berichte von objektiven Beobachtern der Verhält-

nisse ganz anders lauten. 

5. Es ist nicht wahr, daß »christlichen Gemeinden ihre Gotteshäuser einfach weggenommen werden, 

um sie zu profanen Zwecken zu verwenden«. Wahr ist, daß Kirchen, die nicht mehr besucht werden 

und deren anderweitige Verwendung von den Gemeinden beschlossen wurde, anderen Zwecken zu-

geführt worden sind. Wer auch nur eine Ahnung davon hat, wieviel überflüssige Kirchen es in Ruß-

land gibt, der wird das verstehen. Es gibt auch bei uns in Deutschland frühere Kirchen, die von außen 

noch sehr gut aussehen, die aber als Tabaklager, als Scheunen, als Ställe usw. benutzt werden. 

6. Es ist nicht richtig, daß in der Sowjetunion »Märtyrer« um ihres Glaubens willen sterben mußten. 

Richtig ist, daß christliche Laien und Geistliche hingerichtet und erschossen wurden, weil man ihnen 

gegenrevolutionäre politische Bestrebungen nachgewiesen hat. Auch hierüber gibt es Material. Daß 

diese Christen ihren christlichen Glauben in einer reaktionären politischen Aktivität zeigen zu müssen 

der Ansicht waren, ist eine Tragik, die ich wohl verstehe, für die jene unselige Verquickung von 

Christentum und bürgerlicher Mentalität verantwortlich ist, die vor 20 Jahren selbstverständlich war. 

Zugegeben, daß in den Zeiten des Bürgerkriegs brutale Ermordungen vorgekommen sind und Hin-

richtungen, die aus dem Haß kurzsichtiger Unterführer und erregter Massen resultierten – aber wie 

war das im Weltkrieg? Ist es nicht nüchterne Wahrheit, daß in Belgien mindestens 45 Priester »un-

schuldig« getötet worden sind von den Deutschen, daß man etwa 200 belgische Geistliche verhaftet, 

mißhandelt und vor den Truppen als »Geiseln« hergetrieben hat?* 

7. Wer sagt es denn den Herren Superintendenten, dem badischen Oberkirchenrat, den Kardinälen 

und dem Papst, daß das, was im Osten geschieht, nicht ein Gericht Gottes ist über die oberflächliche 

und schwätzerisch gewordene religiöse Phrase, über die Kirche Rußlands, die Christum verlassen 

hatte, um dem Väterchen Zaren zu dienen? 

[73] Nein, liebe Freunde, es ist dieselbe Sache wie mit den »um ihres Glaubens willen vertriebenen« 

Kulaken (russisch-deutsche Bauern), die auswandern mußten, weil sie sich der Kollektivwirtschaft 

nicht einordnen wollten und auf die »Heiligkeit des Privatbesitzes« pochten. 

Der politische, wirtschaftliche Zentralangriff gegen die Sowjetunion durch die kapitalistische Inter-

nationale beginnt; darum darf die Kirche nicht fehlen, muß sie die nackten Interessenkämpfe des nach 

den russischen Rohstoffquellen hungrigen Weltkapitalismus bekleiden mit der moralisch-religiösen 

Kampagne gegen die »gotteslästernden Verbrechen des Bolschewismus«. 

Ich bin kein Kommunist; die Taktik und der Weg der deutschen Kommunisten sind m. E. falsch, aber 

es sträubt sich in mir alles dagegen, daß man von dem Druck schwerer und grausamer Verfolgung 

der Christenheit des Ostens spricht in einem Gebet, der wahrhaftigsten Form aller Rede, ohne dazu 

die innere Berechtigung zu haben. 

Ich für meinen Teil sehe in der kapitalistischen Ordnung, die Massenarbeitslosigkeit, Verbrechen, 

Elend, Krankheit, Lüge, Betrug zur notwendigen Folge hat, die große Verfolgung Christi in unserer 

 
*  Siehe Alan Kramer, »Gräueltaten«. Zum Problem der deutschen Kriegsverbrechen in Belgien und Frankreich. 

In: www.europa.clio-online.de, S. 85-114. Nach dem Wortlaut der Rede Eckerts (I. 15 in diesem Band) wich er 

angesichts des tumultartigen Protestes seiner Zuhörer auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag vor den 

Tatsachen deutscher Kriegsverbrechen im 1. Weltkrieg zurück und bezeichnete die Ermordung von belgischen 

Priestern als von der feindlichen Presse erfundene »Schauermeldungen« [d. Hrsg.]. 
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Zeit. Die Segnung und Unterstützung des Faschismus durch die Kirchen scheint mir geradezu ein 

Verrat an dem Geist Jesu Christi in unseren Tagen. 

Wir müssen nach meiner Auffassung alles tun, daß die Kluft zwischen dem zwangsläufig zur Revo-

lution gezwungenen Proletariat aller Länder und dem lebendigen christlichen Glauben nicht noch 

größer wird, als sie bereits ist. Wir müssen darum beten, daß in der Seele des kämpfenden Proletariats 

die Kräfte der Liebe und der innersten Bruderschaft durch den lebendigen Glauben an Gott wachsen. 

Wir müssen darum beten, daß Gott der Herr mit uns und mit unserer Kirche nicht zu streng ins Gericht 

gehen möge, daß wir bestehen möchten in den kommenden schweren Nöten und Kämpfen. 

Ja, Freunde, wir müssen bereit sein, Opfer zu bringen, Schuldopfer zu sein für die Sünden und Ver-

fehlungen, welche die Kirchen, die Christi Namen tragen, auf sich geladen haben, – vielleicht erlöst 

das die kommende Zeit eher als die unbußfertigen Anklagen der »Verbrechen des Bolschewismus« 

und der Versuch, durch Konkordate die rechtliche und finanzielle Machtstellung der Kirche zu si-

chern. Was sind Gesetze, was sind Verträge vor dem Sturm Gottes, der einherfahren wird, um Chris-

tus in der Welt den Weg zu bereiten? 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg. Nr. 7 vom 16. Februar 1930, S. 52-53. 

4. Christenverfolgung in Sowjetrußland?* 

So verschieden die Ansichten der Führer der christlichen Kirchen über die nächsten Aufgaben des 

Christentums unserer Tage sind, in einem herrscht eine auffallende Einigkeit, im Kampf gegen Sow-

jetrußland und dessen »Gottlosigkeit«. Eine kirchliche Korrespondenz verbreitet folgende Nachricht: 

»Von überall her kommen Berichte über Aufrufe und Kundgebungen [74] der Kirchen und christli-

chen Organisationen. In England sind die Sprecher der anglikanische Bischof von London und der 

durch sein ökumenisches Wirken, namentlich für die religiösen Minderheiten, bekannte Sekretär des 

Weltbundes für internationale Freundschaftsarbeit der Kirchen, Sir Dickinson. Der französische pro-

testantische Kirchenbund hat kürzlich in der Kirche Oratoire du Louvre in Paris einen feierlichen 

öffentlichen Gottesdienst für die Christen in Rußland veranstaltet. In der Schweiz ist der Evangelische 

Kirchenbund mit einer Sympathie- und Protestkundgebung hervorgetreten, in der man protestiert ge-

gen die »gegenwärtig herrschende Verletzung der Glaubens- und Gewissensfreiheit in Rußland«. In 

Schweden, wovon die ökumenische Bewegung ausgegangen ist, appellierte die Pfarrerversammlung 

an das Weltgewissen und an alle Träger der Weltkultur. In ihrem Aufruf wird erklärt, daß vor den 

russischen Christenverfolgungen »die Verfolgungen der römischen Kaiserzeit verbleichen«. (!) 

Die gleiche Korrespondenz veröffentlicht den Aufruf des Metropoliten Antonius in Karlowitz, des 

Vorsitzenden der Erzbischöflichen Synode der russisch-orthodoxen Kirche im Ausland, also des 

geistlichen Führers der russischen Konterrevolutionäre – der vertriebenen und geflohenen zaristi-

schen Bourgeoisie! Sein »Aufruf an alle Völker der Welt« ist eine unerhörte Verzerrung des Kampfes 

der Sowjets um die Neugestaltung des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens in Rußland. In 

dem Aufruf heißt es unter anderem: 

»Ganze zwölf Jahre arbeiten nun die Gewalthaber an der Vernichtung der russischen Seele, der tau-

sendjährigen Kultur; Kirchen und Heiligtümer werden zerstört; die Gläubigen und ihre Hirten werden 

verfolgt; in den Gefängnissen schmachten unzählige Unschuldige; es werden Foltern erfunden, vor 

denen alle Überlieferungen der Weltgeschichte verblassen. (!!) Künstlich wird Hungersnot hervorge-

rufen. (!!) Epidemische Krankheiten werden erzeugt (!!), Aufstände hervorgerufen. Alles das, um den 

Terror verstärken zu können. Die gänzliche Ausrottung des russischen Volkes ist in vollem Gange. 

(!!) Aber die Völker der Welt schweigen! 

 
*  Der Artikel ist namentlich nicht gezeichnet, dürfte aber mit hoher Wahrscheinlichkeit vom Chefredakteur des 

»Sonntagsblattes des arbeitenden Volkes«, Erwin Eckert, stammen [d. Hrsg.]. 
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Die Kirchenhirten aller Völker versammeln sich mehrmals jährlich zu Konferenzen, zu Beratungen, 

wie evangelische Prinzipien praktisch anzuwenden sind, wie man Frieden und sittliche Ordnung der 

Völker fördern könnte. 

Beginnt mit der praktischen Anwendung eurer Mission in Sowjetrußland! Dort wird das heilige Ei-

gentum vernichtet. Dort wird jede Sittlichkeit ausgeliefert; dort wird Gott verhöhnt und jede Religion 

zerstört. 

Eure Pflicht als Kirchenhirten ist es, die Einigung der Kirchen anzustreben und die evangelischen 

Prinzipien unter den Völkern zu befestigen. Aber eure Konferenzen schweigen über diese Fragen. Ihr 

habt noch nicht ein einziges Mal hierzu eure Stimme erhoben. /S. 61 

Ich selbst bin machtlos, kann meinem Volke nicht anders helfen als durch dauernde Hilferufe. So rufe 

ich auch heute, indem ich meine Stimme mit dem Todesgestöhne meines Volkes vereine!«  

Eine traute Gemeinschaft – von dem Metropoliten Antonius, der »sein Volk« vor den bösen, gottlosen 

Bolschewiki, die absichtlich (!!!) Hungersnöte und Krankheiten erzeugen (!!!), retten will, bis zu dem 

»Bund für Freundschaftsarbeit der Kirchen«, der eine neue, glänzende Gelegenheit zu »weithin ge-

hörten Protesten« gefunden hat.* Broschüren und Bücher über das [75] Thema »Die Christenverfol-

gungen in Rußland« werden in Bälde erscheinen; ein internationaler Bund für die »Bekämpfung der 

Christenverfolgungen in Sowjetrußland« wird gegründet werden mit dem Sitz in Genf usw. Man 

kennt den Betrieb. 

Es fällt uns religiösen Sozialisten gar nicht ein, die russischen Atheisten und ihre Befürworter in den 

führenden Kreisen der Sowjetregierung etwa zu verteidigen; die törichten Methoden und albernen 

Verhöhnungen frommer Gesinnung durch diese Kreise haben wir auch im »Sonntagsblatt« schon 

genügend gekennzeichnet. Wir meinen aber, daß lebendiger Christusglaube sich durch die Tat und in 

Gefahren besser bewährt als in Protesten, die sich religiös-sittlich »begründet« geben, hinter denen 

sich aber die Wut des internationalen kapitalistischen Bürgertums über die Ausschaltung kapitalisti-

scher Gewinnchancen in Rußland kaum verbergen kann. Welches Interesse sollten die kommunisti-

schen Führer in Sowjetrußland haben an dem Kampf gegen die Kirche, wenn das Kirchenchristentum 

nicht zugleich antisozialistisch eingestellt wäre und die Träger dieses »Christentums« in erster Linie 

die am »heiligen Privateigentum« festhaltenden Kulaken wären? 

Und warum, sollten die Kommunisten gläubige Christen verfolgen, wenn diese »Christen« nur Chris-

ten wären, die ihr Leben nach Christi Lehre und Leben zu führen entschlossen sind? 

Kann nicht in dieser »gewaltsamen Entchristlichung« eine Vorbereitung gesehen werden zur Verchrist-

lichung des Lebens, zu einem Christentum der Bewährung und der Tat? Ist denn Christus nur da, wo 

eine »Kirche« als Machtinstrument besteht, als Apparat? Schließt nicht die Hoffnung auf die »allge-

meine christliche Kirche«, der Glaube an die »eine Herde unter dem einen Hirten« eine Erweiterung der 

»Kirche« zur Volksgemeinschaft, zur Völkergemeinschaft, zu der aus Christi Geist lebenden Mensch-

heit in sich? Sind nicht unsere »Kirchen« nur Notbehelf, Instrument, und wird Gott nicht in anderen 

Zeiten andere Formen für die Wirksamkeit seines Heiligen Geistes unter den Menschen schaffen? 

Zeigt sich nicht in der »Säkularisation« (Verweltlichung kirchlich-christlicher Aufgabenkreise) eine 

sich vorbereitende Verchristlichung des irdischen Lebens, der Welt? 

Wir müssen demütiger sein dem großen Geschehen im Leben der Völker gegenüber. Wo ist unser 

Glaube an Gott, den Herrn der Völker und Welten? Und was soll das fromme Gerede, daß auch die 

 
*  Am 30. September 1921 richtete der Hohe Kommissar des Internationalen Roten Kreuzes, Fritjof Nansen, vor 

der Vollversammlung des Völkerbundes einen inständigen Appell zur Beseitigung der Hungersnot, die nach dem 

Bürgerkrieg mit Unterstützung der Interventionsarmeen aus 14 Staaten und einer verheerenden Dürre entstanden 

war. Die humanitäre Hilfe wurde abgelehnt. Tatsächlich starben 2 Millionen Bürger Sowjetrußlands den Hun-

gertod. Heute, fast 90 Jahre danach, werden diese Toten der Öffentlichkeit ebenfalls als »Opfer des Kommunis-

mus« aufgetischt. Siehe Walter Ruge, als deutscher Kommunist und vermeintlicher Konterrevolutionär zu Sta-

lins Zeiten 10 Jahre in Haft, »Antibolschewistische ›Forscher‹ als Selbsttorjäger«. In: Rotfuchs, 5/2011, S. 11. 

[d. Hrsg.] 
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Kirchen »unter dem Gericht Gottes« stehen, wenn sich die Kirchen durch dieses Gericht nicht zur 

Buße rufen lassen, sondern Protestkundgebungen organisieren, weil der äußere »Einfluß« und die 

Prachtentfaltung der griechisch-orthodoxen Kirche eingeschränkt wird? Ist damit Gott wirklich aus-

geschaltet? Was sagt die Heilige Schrift darüber? 

»Gott, der die Welt gemacht hat und alles, was drinnen ist, er, der ein Herr des Himmels und der 

Erde, wohnet nicht in Tempeln mit Händen gemacht; auch läßt er sich nicht von Menschenhänden 

dienen, als bedürfe er jemandes, da er selber jedermann Leben und Odem allen gibt. Und er hat ge-

macht, daß von Einem Blut aller Menschen Geschlechter stammen, die auf dem ganzen Erdboden 

wohnen, und hat bestimmt, wie lang und wie weit [76] sie wohnen sollen; damit sie Gott suchen 

sollen, ob sie doch ihn fühlen und finden möchten; und fürwahr; er ist nicht ferne von einem jeglichen 

unter uns. Denn in ihm leben, weben und sind wir; als auch etliche Dichter bei euch gesagt haben: 

Wir sind seines Geschlechts. So wir denn göttlichen Geschlechts sind, sollten wir nicht meinen, die 

Gottheit sei gleich den goldenen, silbernen und steinernen Bildern, durch menschliche Kunst und 

Gedanken gemacht.« Apostelgeschichte 17, Vers 24-29. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, Nr. 8, vom 23. Februar 1930, S. 60 f. 

5. Der eigentliche Sinn der Aktion gegen die »Christenverfolgungen« ist der Kampf gegen den 

Marxismus* 

Berlin, 24. Februar. Im Berliner Wintergarten veranstaltet der unter Führung von Hofprediger a. D. 

Dr. D. Doehring stehende Luther-Ring am Sonntag eine »Kundgebung gegen die Christenverfolgung 

in Sowjetrußland«. Die Veranstaltung wies außerordentlich zahlreichen Besuch auf. Als Ehrengäste 

hatte man den ehemaligen Kronprinzen, die früheren Prinzen August Wilhelm [4. Sohn von Kaiser 

Wilhelm II., d. Hrsg.] und Prinz Eitel Friedrich [2. Sohn von Kaiser Wilhelm II., d. Hrsg.], den Ber-

liner Leiter des »Stahlhelms«, Major a. D. von Stephani, den Rektor der Universität, Prof. Schmidt, 

u. a. m. geladen. Auch der Bischof der russisch-orthodoxen Kirche in Berlin, Tichon, nahm mit etwa 

40 Popen an der Kundgebung teil. 

Universitätsprofessor Dr. Ivan Iljin (früher Moskau) als erster Redner bemühte sich an Hand von 

Zitaten von Lenin, Bucharin und Jaroslawski um den Nachweis, daß der Bolschewismus und der 

Marxismus unversöhnliche Gegner der Religion überhaupt seien. 

Hofprediger a. D. Doehring ergriff dann das Wort, um, wie er erklärte, über die Pflicht der deutschen 

Christenheit gegenüber den geschilderten Zuständen zu sprechen. Seine Ausführungen, die vom re-

ligiösen rasch aufs politische Gebiet übergriffen, zeigten einen bemerkenswerten Radikalismus, wie 

die folgenden Proben aus den Berichten über die Rede erkennen lassen: Seelische Impotenz sei das 

entsetzliche Charakteristikum dieser Zeit, und Wirtschaft und Politik seien in ihrer jetzigen Form 

nichts anderes als die Zuckungen der Agonie. Der Bolschewismus sei der Antichrist. Für die Ent-

scheidung des Kampfes zwischen Glauben und Unglauben komme nur ein positives, kämpferisches 

Christentum in Frage. Dasjenige Christentum, das diplomatische und Handelsgeschäfte mache, ein 

Christentum aus zweiter Hand, sei keine Sturmtruppe für diesen Entscheidungskampf. Auch die Mitte 

komme für einen solchen Kampf nicht in Frage. Der Kampf müsse auch gegen den Marxismus, den 

Vater des Bolschewismus, geführt werden. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, Nr. 9, vom 2. März 1930, S. 69. [77] 

 
*  Der Artikel ist namentlich nicht gezeichnet, dürfte aber mit Sicherheit vom Chefredakteur des »Sonntagsblattes 

des arbeitenden Volkes«, Erwin Eckert, stammen [d. Hrsg.]. 
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6. Erwin Eckert, Klare Fronten! 

Es war vorauszusehen, daß sowohl die kirchlich-bürgerlichen Kreise wie die kommunistische Presse 

aus meinem Protest wegen der internationalen kirchlichen Aktion gegen die »Christenverfolgung in 

Rußland« die Teile angreifen würden, die ihnen unangenehm sind, und nur die Teile zitieren würden, 

die ihnen in ihre Absichten passen. Diese unehrlichen Methoden der öffentlichen Auseinandersetzung 

können mich aber nicht irre machen an der Aufgabe, die wir m. E. in dieser Auseinandersetzung als 

religiöse Sozialisten haben. 

Wir müssen die internationale kirchliche Aktion, die sich als politisch-bürgerliche Aktion nicht nur 

gegen Sowjetrußland, sondern gegen den »Marxismus« überhaupt, nicht nur gegen die Kommunisten, 

sondern im Grund auch gegen den Sozialismus und gegen die Sozialdemokraten auswirken muß, aufs 

energischste zu unterbinden versuchen und gegen sie protestieren, wo immer wir können. Wir müssen 

aber auch feststellen, daß die Schikanierungen in Sowjetrußland, soweit sie trotz der amtlichen Re-

gelung des Verhältnisses zwischen Kirche, Schule und Staat bestehen, aus der Diktatur, der terroris-

tischen politischen Methodik der Kommunisten, die völlig sinnlos auch auf das religiöse Leben über-

tragen wird, resultieren, wenn sie auch zum Teil aus der Kraftlosigkeit des früheren offiziellen russi-

schen Kirchentums zu erklären sind. Die Überwindung des Hasses der Besboschniki [Gottlose in 

Sowjetrußland – d. Hrsg.] gegen alles religiöse Leben, das Mißtrauen weiter kommunistischer Kreise 

gegen die Kirche, in der man immer noch das gefährliche Klasseninstrument der russischen Bour-

geoisie, den möglichen Ausgangspunkteiner eventuellen Konterrevolution sieht, müssen die russi-

schen Christen durch die Bewährung ihres Glaubens und durch den Beweis ihrer Bereitschaft zum 

Neubau der Gesellschaft selbst zu erreichen suchen. 

/S. 71 Daß hierzu Möglichkeiten bestehen, und daß die russischen Christen das wollen, beweisen die 

Auskünfte des Metropoliten Sergius, die er vor fremden Zeitungsberichterstattern gemacht hat, auch 

dann, wenn man, was ich persönlich nicht möchte, annimmt, diese Auskünfte seien im Einverständnis 

und unter dem Druck der Sowjetregierung gegeben. 

Das Endergebnis der kirchlichen Aktion gegen die »Christenverfolgung in Sowjetrußland« wird sein, 

daß die griechisch-orthodoxe Kirche sich mit der Sowjetregierung verständigt, von den internationa-

len bürgerlichen Kirchen, insbesondere vom Papst, abrückt, dessen jahrelange diplomatische Ver-

handlungen mit der Sowjetregierung von ihr immer sehr mißtrauisch beobachtet worden sind. Die 

atheistische Kampagne wird sich weniger als bisher der offiziösen Unterstützung der Regierungs-

kreise erfreuen können. Die amtlichen Bestimmungen über Religion und Gewissensfreiheiten werden 

stärker betont werden. Das wird der »Erfolg« in Rußland sein; in Deutschland aber und in der ganzen 

übrigen Welt wird die internationale faschistische Front unter dem Schlagwort: »Das Christentum ist 

durch den Marxismus in Gefahr« den sozialistischen Vormarsch und den Kampf gegen den Kapita-

lismus zu hemmen versuchen und dazu die christliche Kirche auch weiterhin mißbrauchen. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg. Nr. 9 vom 2. März 1930, S. 70-71.   

7. Erwin Eckert, Die Martern Christi im Kriege. Reichsgericht hebt den Freispruch gegen 

George Grosz auf! 

Leipzig, 27. Febr. Das Reichsgericht hat sich in der heutigen Revisionsverhandlung gegen den Frei-

spruch des Malers George Grosz wegen Gotteslästerung dem Antrag des Reichsanwalts angeschlossen 

und das freisprechende Urteil aufgehoben und den Prozeß an die untere Instanz zurückverwiesen.* 

 
*  Siehe H. und E. Hannover, Der Fall George Grosz und ein Gegenbeispiel. In: dies., Politische Justiz 1918-1933, 

Frankfurt/Main 1966, S. 250-257. Es ist kennzeichnend für die Rechtsprechung des Reichsgerichts, daß es im 

Falle George Grosz die Freisprechung der Vorinstanz ebenso aufhebt wie das Verbot der Vorinstanz im Falle 

des antisemitischen Hetzblattes »Der Stürmer«. Das Kunstwerk von George Grosz wurde mit Strafe belegt, das 
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Wir verstehen nicht, warum man den Künstler, dem, wie der Reichskunstwart Redslob in einem län-

geren Gutachten dargelegt hatte, jede Beleidigung Christi ferngelegen habe, der im Gegenteil die 

kirchlichen Kreise treffen wollte, die – entgegen zahlreichen christlichen Kreisen – den Krieg und 

Menschenmord verherrlichten, aufs Neue vor ein Gericht stellen könnte. 

Erstaunlich und für jeden religiös lebendigen Menschen beschämend sind die Ausführungen des 

Reichsanwalts, der unter anderem sagte, es komme nicht darauf an, was ein Künstler darstellen wolle, 

sondern auf die Wirkung auf religiös primitive (!) Gemüter. Der Gotteslästerungsparagraph sei keine 

historische Angelegenheit, sondern entspreche durchaus modernen (!) Anschauungen. Auch bildne-

rische Darstellungen müsse man als Gotteslästerung betrachten. Die Urteilsbegründung des Reichs-

gerichts ging über die Ansichten des Reichsanwaltes noch hinaus und stellte fest, daß für den Tatbe-

stand der Gotteslästerung nicht maßgebend sei, welche Absicht der Künstler und welche Wirkung die 

Darstellung habe, sondern lediglich die Anschauung der Kirche über eine »Gotteslästerung«. Das 

heißt also, die von den Kirchenregierungen als »Sachverständige« geschickten Herren entscheiden, 

ob Gott gelästert worden sei oder nicht. 

Die »Frankfurter Zeitung« schreibt über den Ausgang der Reichsgerichtsverhandlungen: »Sie dürften 

in ihrer grundsätzlichen Bedeutung für die gesamte Rechtsprechung der Freiheit der Kunstausübung 

in erheblichem Umfang Schranken auferlegen. Die Begründung war teilweise geradezu eine Verbeu-

gung vor religiös primitiven Geistern, deren Verstandesarmut unter besonderen Schutz gestellt und 

gewissermaßen als Norm für die Beurteilung satirischer Kunstwerke im Stil von George Grosz ange-

geben wurde«. 

George Grosz hat nur mit einer anderen Methode dasselbe sagen wollen, was wir religiöse Sozialisten 

in ungezählten Versammlungen in aller Öffentlichkeit sagen: 

Die Christenheit, die christlichen Kirchen haben in dem Krieg der militarisierten Welt mit Giftgas 

und Mord Christum aufs schmählichste verraten und ans Kreuz geschlagen – Christus, der die 

Menschheit in seinem Kreuzestod von der Macht der Sünde erlöst hat. 

Darum die Kommissstiefel an den Füßen Christi, daher die Gasmaske, daher in der Hand des Ster-

benden das kleine Kreuz der Erlösung, das so klein geworden ist, daß es die Christen überhaupt nicht 

mehr vor Augen sahen, als der Weltbrand des Krieges ausloderte. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 11 vom 16. März 1930, S. 82. [79] 

 

Vom Militarismus gekreuzigt. Das umstrittene und beschlagnahmte Bild von Georg Grosz. 

(Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, Nr. 11 vom 16. März 1930, S. 82.) [80] 

 
hetzerische Schmierenwerk des »Stürmer«, beide Christus am Kreuz zeigend, fiel unter die Meinungsäußerungs-

freiheit [d. Hrsg.]. 
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9. Erwin Eckert, Die Nationalsozialisten – Vertreter des positiven Christentums? Zum Tod von 

Paul Levi 

Als kürzlich der Genosse Rechtsanwalt Paul Levi auf so tragische Weise ums Leben kam, widmete 

ihm der »Angriff«, das Berliner Organ der Nationalsozialisten, ins Grab hinein noch folgende Ge-

meinheit: 

»Dr. Paul Levi, genannt Feme Levi, ist eines plötzlichen und sensationellen Todes gestorben: Er hat 

sich im Fieberwahn durch einen Sturz aus dem Fenster selbst hingerichtet. Mit ihm verschwindet eine 

der unsaubersten und anrüchigsten Typen der an zweifelhaften Existenzen doch gewiß nicht armen 

Nachkriegszeit, [...] der jüdische Intellektuelle, der selbst wesenart- und wurzellos seine asiatischen 

Nomadeninstinkte auf die deutsche Arbeiterbewegung losläßt, mit Hilfe einer gewandten und geris-

senen jüdischen Dialektik seinen Weg durch den Marxismus bis an die höchste Spitze macht und dann 

in verheerendem Maße jedes soziale nationalpolitische Denken vergiftet ...« usw. usw. 

Wer nun aber etwa meinen sollte, diese Art dummer, feiger und niederträchtiger Verunglimpfung 

eines toten Gegners sei nicht mehr zu überbieten, kennt die Nationalsozialisten schlecht. Im »Stür-

mer«, dem Nürnberger nationalsozialistischen Parteiblatt, stand folgendes: 

»Der Fememordjude ist tot. 

Der Jude Paul Levi, der bekannte und berüchtigte Fememordhetzer, ist tot. Vergangenen Sonntag-

vormittag ist er zu seinen Vätern heimgegangen. Es war morgens um 5 Uhr, da machte Paul Levi, 

der an Grippe erkrankt war, einen Sprung aus seinem Fenster. Das hielt seine Wirbelsäule nicht aus. 

Sie brach auseinander, und das veranlaßte ihn, seinen Talmudgeist aufzugeben. [...] Nun aber hat 

ihn sein Gott zu sich geholt. Über die Ursache seines Todes ist man verschiedener Meinung. Die 

einen sagen, Paul Levi hätte den eigenen Rassegeruch nicht mehr ertragen können; er sei zum Fens-

ter gestürzt, um frische Luft zu schöpfen, und dabei sei er hinausgeflogen. Andere meinen wieder, das 

stetige und gewaltige Anwachsen der nationalsozialistischen Bewegung habe ihn so in Verzweiflung 

gebracht, daß er es vorgezogen hat, in Abrahams Schoß zu flüchten. Der ›Tagespost‹-Jude [...] meint, 

mit Paul Levi habe die SPD einen ihrer genialsten Köpfe verloren. Daß sie damit einen Handarbeiter 

verloren hat, kann der ›Tagespost‹-Jude nicht recht sagen. Paul Levi redete wohl mit den Händen, 

aber arbeiten sah man ihn damit noch nicht. Auch wir bedauern lebhaft, daß Paul Levi tot ist. Wir 

bedauern es, daß der kommende nationalsozialistische Staatsgerichthof sich nicht mehr mit ihm be-

fassen kann. Paul Levi wäre zweifellos an einen der höchsten Galgen gehängt worden.« 

Also das sind die »vornehmsten Vertreter« der nordischen, unserer Rasse, an deren Wesen Deutsch-

land, ja Europa genesen soll! Das sind die Vorbilder der kommenden Generation, die SA-Leute der 

Nationalsozialisten, die nach ihren eigenen Worten »Vertreter des positiven gläubigen Christentums« 

(!!!) sind, deren Führer Adolf Hitler als ein Wunder Gottes Europa zum Retter geschickt wurde, wie 

es im »Völkischen Beobachter« vom 15. Februar 1930 mit folgenden Worten zu lesen ist: 

»Und da geschah das Wunder [...]Ein gütiger Gott sandte ihm einen Retter! Adolf Hitler stand auf 

und schuf dem deutschen Volke im Nationalsozialismus ein neues Bekenntnis [...] Aus nichts schuf er 

die machtvollste Bewegung Europas«. 

So wurden die Braunhemden die Erben des feldgrauen Heeres; so wurde das Hakenkreuz-[81]heer 

zur einzigen (!) letzten (!) Hoffnung aller deutschen Menschen, in deren Adern das Blut der nordi-

schen Edelrasse (!) lebendig ist! 

Jetzt hat das deutsche Volk wieder Vorbilder! SA-Mann! Weißt du, daß Hunderttausende, ja Millio-

nen deutscher Menschen aufblicken zu dir als geliebtes, bewundertes Vorbild, zu dir, dem Nachfahren 

des germanischen Mikilmänni, dem Erben Walters von der Vogelweide, dem Vollstrecker des Wil-

lens der feldgrauen Millionen! 

So wurde in einer Zeit, in der die Ideale der Menschen (!) grinsende Filmstars, Bizepsmenschen, 

Novemberlinge und freigesprochene Verbrecher und Mörder sind, der SA-Mann zum Sinnbild des 

Edlen, Guten im deutschen Volke. 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 64 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

/S. 95 Es kommt noch besser – diese Nationalsozialisten haben mit Gott, dem Vater Jesu Christi, ein 

Schutz- und Trutzbündnis!!! 

»Das Hakenkreuz im weißen Feld, auf feuerrotem Grunde, hat uns mit stolzem Mut beseelt: es schlägt 

in unserer Runde. Kein Herz, das feig die Treue bricht, Wir fürchten Tod und Teufel nicht! Mit uns 

ist Gott im Bunde«. (»Völkischer Beobachter«, 12.2.[1930]) 

Gott, der Herr, aber kennt sie nicht, die seinen Namen mißbrauchen und seinen Geist, den Geist der 

Liebe, schänden. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 12 vom 23. März 1930, S. 94-95. 

10. Erwin Eckert, Niedriger hängen 

Der besonders fromme Redakteur von den kirchlich-positiven Blättern der badischen Orthodoxie 

schrieb in der Nr. 14 vom 6. April wörtlich unter der Überschrift: 

»Kirchliche Nachrichten« 

»Ein Antikirchentag in ganz Europa und Amerika wird von der Kommunistischen Internationale an-

gekündigt. Die Veranstaltung soll am 20. April, d. h. am Ostersonntag, von sämtlichen kommunisti-

schen Verbänden durchgeführt werden. Unter der Parole ›Kampf gegen die Kirche und Schutz für die 

Sowjetunion‹ soll eine starke Propaganda gegen die Kirche entfaltet werden. Wir empfehlen als Fest-

redner den Mannheimer Pfarrer Eckert, der sich ja schon ganz im Sinne dieser Parole hat vernehmen 

lassen.« 

Die Nachricht von dem »Antikirchentag« der Kommunisten haben wir schon in der Nr. 13 vom März 

des »Sonntagsblattes« gebracht unter der Überschrift: »Die Rückwirkungen der kirchlichen Aktion 

gegen die Glaubensver-/S. 111 folgungen in Rußland«. Es wundert uns, daß für die Orthodoxie dieser 

»Antikirchentag« überraschend kommt – das war doch vorauszusehen. Die Kluft zwischen den christ-

lichen Kirchen und dem sozialistisch-kommunistischen Proletariat wurde wieder einmal durch die 

ganze Art des kirchlichen Protestes gegen Rußland vertieft, der Freidenker und Atheisten fertig zu 

werden gedenken. Sie rufen nach dem – Staatsanwalt, und das »Evangelische Deutschland«, die 

»Kirchliche Rundschau für das Gesamtgebiet des deutschen evangelischen Deutschland«, die nur von 

einer »Auflösung der Organisation der Besboschniki (Atheisten) in Rußland eine Besserung der 

kirchlichen Lage«! Welche Naivität und welche Kraftlosigkeit des eigenen Glaubens! 

[82] Dem geistvollen Redakteur des orthodoxen Sonntagsblattes, der mich als »Festredner« für den 

Antikirchentag der kommunistischen Freidenker an Ostern empfiehlt, möchte ich mitteilen, daß ich 

an Ostern über die frohe Botschaft von der Auferstehung Jesu Christi von den Toten in meiner Kirche 

predigen werde. 

Ich hoffe aber sehr, in den Wochen nach Ostern die Zeit zu einer öffentlichen Versammlung über die 

»Christenverfolgungen in Sowjetrußland« finden zu können; vielleicht ist der Herr Redakteur des 

orthodoxen Blattes dann so tapfer und erscheint zur Diskussion. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 15 vom 13. April 1930, S. 110-111. 

11. Erwin Eckert, Gott – mein Gott – hast Du mich verlassen? 

Fördertürme scheffeln Kohlen – 

Kräne schwingen Brotgetreide, 

schwere Ballen aus den Schiffen. 

Villen gleißen in der Sonne. 

In Palästen ruht das Gold – 

für die Reichen. 
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In Retorten schwelen Gifte. 

Qualm und Ruß aus den Kaminen 

lastet in den engen Mauern 

schmutzig grauer Hinterhöfe. 

Hunger sitzt an leeren Tischen – 

bei den Armen. 

Reih an Reihe kleben Säle, 

klatschen Riemen – schwirren Räder, 

kreischen Messer – Stahl auf Eisen. 

Über Bücher, Schreibmaschinen, 

hinter weiten matten Fenstern 

sitzen tausend müde Menschen. 

Ungezählte hunderttausend 

keuchen schwitzend in den Schächten, 

in Fabriken. 

In der Gasse Mietskasernen 

siechen arbeitslos die Männer, 

weinen Frauen, kränkeln Kinder, 

humpeln matt zum Grab die Alten. 

Festgefügte Schicksalswände zwingen alle 

in das gähnend schwarze Tor der Hölle, 

wo Profitsucht sie vernichtet, [83] 

wo die Mächtigen der Erde 

Christum tausendfach gekreuzigt, 

tausendfältig angespieen, 

tausendfältig geplagt, gepeinigt, 

tausendmal zum Tod geführet. 

Schmerzvoll blickst Du Herr am Kreuze 

auf den langen Zug der Brüder, 

auf den Jammer der Millionen, 

deren Blut die Erde düngte, 

die in harter Fron geschunden, 

freudlos leben, 

dumpf in Löchern, 

im Gestank der Schlote hausen, 

deren Seele längst gestorben, 

unter Schmutz und Schweiß begraben. 

Haß, Gemeinheit, Lustbegierde – 

Neiden, Rauben, Schinden, Plündern 

siehst Du hinter falschen Worten, 

hinter Worten, hinter Phrasen derer, 

die mit frommem Schwätzen 

Dich aufs neu verraten haben. 

Du vergißt die Todesschmerzen, 

Deiner Dornenkrone Schmach – 

weil dort Deiner Brüder Leben 
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geschändet wird millionenfach. 

Der Himmel ist schwarz, 

ist stumm, unser Schreien verhallt – 

Wo bist Du Gott? Hast Du uns verlassen? 

Mein Gott, mein Gott, hast Du uns verlassen? 

Soll das Unrecht immer bleiben, – 

immer Knechtschaft, – immer Leiden – 

Sollen wir verlacht verderben, – 

sollen unterdrückt wir sterben? 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 16 vom 20. April 1930, S. 121. [84] 

12. Friede – Arbeit – Brot! So feiern wir den 1. Mai* 

Wir wollen Frieden. 

Darum Krieg dem Kriege! 

Wir wollen die Versöhnung der Völker. 

Darum nieder mit den Waffen! 

Wir wollen keine Soldaten – 

wir wollen keine Schlachtschiffe – 

keine Maschinengewehre, 

keine Kanonen – 

wir wollen keine Fliegergeschwader, 

keine Gasgranaten und Bomben. 

Wir wollen den Frieden auf Erden! 

Alle, die guten Willens sind, 

alle entschlossenen Christen, 

alle, die aus dem Weltkrieg etwas gelernt haben, 

müssen zusammenstehen in den verschiedenen Völkern. 

Die Massen der werktätigen Bevölkerung aller Völker, 

die Arbeiter, die Angestellten, die Bauern, 

werden in jedem kommenden Krieg wiederum bluten 

um des Vorteils der Mächtigen und Reichen willen, 

bluten und verkrüppelt werden für den Mammonsdienst der Kapitalisten. 

Darum müssen vor allem die Arbeiter, Angestellten und Bauern 

jeden Krieg im Keime ersticken. 

Sie müssen gegen jede Ausrüstung einer Armee 

in den Parlamenten ihrer Länder stimmen, 

müssen jeden Krieg, 

der ihnen aufgezwungen wird, beenden 

durch den geschlossenen Aufstand des Proletariats, 

beantworten mit dem Sturz jeder Regierung, 

die einen Krieg führen will, 

beantworten mit der Versöhnung, 

 
*  Der Text ist namentlich nicht gezeichnet. Es spricht jedoch alles dafür, daß der Chefredakteur des »Sonntags-

blattes des arbeitenden Volkes«, Erwin Eckert, der Verfasser ist. [d. Hrsg.] 
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der Verbrüderung der arbeitenden Massen aller Völker! 

So feiern wir den Ersten Mai. 

Wir wollen Arbeit! 

Es geht nicht an, 

daß die einen ausgepreßt und geschunden werden um Hungerlöhne, 

die anderen aber auf der Straße liegen, 

verkommen und zu Grunde gehen mit Frau und Kindern. [85] 

Es geht nicht an, daß die Arbeit zur Sklaverei gemacht wird. 

Wir wollen als freie brüderliche Menschen zusammenarbeiten, 

jeder nach seiner Kraft und seiner Begabung. 

Wir wollen für alle arbeiten, 

für das Wohlergehen der Gesamtheit. 

Wir wollen so arbeiten, 

daß unsere Seele dabei nicht ersticken muß. 

Der Mensch ist nicht um der Arbeit willen da, 

sondern die Arbeit um des Menschen willen! 

Wir wollen Brot! 

Brot für alle. 

Wir wollen gesunde Wohnungen, 

ausreichende Nahrung und Kleidung für uns und unsere Kinder. 

Wir wollen teilhaben an dem, 

was schön ist, 

was Gott für alle hat werden lassen auf dieser Erde. 

Wir wollen teilhaben an dem, 

was des Menschen Herz erfreut, 

was unseren Geist lebendig erhält. 

Wir wollen Zeit haben, 

um zu uns selbst zu kommen. 

Wir wollen aus den muffigen Niederungen 

eines triebhaft tierischen Daseins, 

in dem man uns schlaff machen will und fügsam jeder Willkür, 

ins Licht, in die Freiheit eines selbstbewußten, verantwortlichen Lebens, 

das Erfüllung und Freude für uns ist. 

So feiern wir den Ersten Mai. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 17 vom 27. April 1930, S. 129. 

13. Erwin Eckert, Sind wir Marxisten? 

Es scheint mir wichtig, diese Frage in unserer Zeitschrift zu klären, weil ich mich nicht damit zufrie-

dengeben würde, in einer Partei zu sein, einer politischen Bewegung anzugehören, die »marxistisch« 

ist, in der ich aber nur geduldet bin, weil man mich als Christen nicht für vollnimmt. Das wäre nicht 

nur für mich, sondern für viele unter uns ein nur schwer erträglicher Zustand. Ich kann einer politi-

schen Bewegung praktisch nur dienen, wenn ich auch der Theorie zustimmen kann, aus der ihre Pra-

xis erwächst. Ich kann nur dann mit den Parteigenossen zusammengehören, wenn ihre Grundeinstel-

lung zu den Fragen des politischen Kampfes auch die meine ist. Diese Grundeinstellung aber ist 

»marxistisch«, d. h. sie geht auf die Erkenntnisse von [86] Karl Marx zurück. Sozialist im Sinne des 

Eingeordnetseins in die kämpferische sozialistische Front kann also nur der sein, der Marxist ist. 
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Aber darum handelt es sich, festzustellen, was das heißt, Marxist zu sein. Es ist nicht nur je nach der 

Betonung der einen oder andern Stelle /S. 164 in der Marx-Engels-Literatur sehr verschieden, was 

man unter Marxismus versteht, es wird fast unmöglich, festzustellen, was Marxismus sei, wenn man 

nach der richtigen, der orthodoxen Interpretation der marxistischen Schriften, dem heute anzuerken-

nenden marxistischen Dogma fragt. Sollen die von Engels später nach dem Tode von Karl Marx 

gelegentlich veröffentlichten Ergänzungen marxistischer Gedankenführung mit hinzugenommen 

werden, sollen die Ausdeutungen der Lafargue, Kautsky, Max Adler, Bernstein, Trotzki, Lenin oder 

einer der vielen marxistischen Epigonen des »Marxismus« gelten und welche unter ihnen? 

Bucharin hat in seiner Rede auf der V. erweiterten Exekutive der KJI [Kommunistische Jugendinter-

nationale – d. Hrsg.] an der Stelle, an der er die Frage aufwirft, ob Marxismus und »Leninismus« 

etwas von einander Verschiedenes seien, eine für unsere Überlegung wichtige Formulierung gefun-

den: »Wir müssen«, so sagt er, »im Marxismus selbst zweierlei unterscheiden: 

1. Man kann den Marxismus als eine gewisse Methode zur Untersuchung der kapitalistischen Gesell-

schaft und der Gesellschaft überhaupt betrachten. 

2. Man kann unter Marxismus aber auch die Summe der Ideen und Gedanken verstehen, die von Marx 

entwickelt wurden, also z. B. die Lehre von der Konzentration des Kapitals, die Lehre über die Pro-

fitrate usw.« 

Wir könnten hinzufügen: 

3. Man kann unter Marxismus auch die Summe aller gelegentlich geäußerten und andeutungsweise 

von Karl Marx gemachten Auffassungen überhaupt verstehen. 

Wenn man den Begriff Marxismus so erweitert, wie es in dieser dritten Definition von uns geschehen 

ist, dann kann ein Christ, ein bewußt religiöser Mensch, nicht Marxist sein; denn Worte von Karl 

Marx wie die folgenden schließen das aus: 

»Der Mensch macht die Religion, die Religion nicht den Menschen. Und zwar ist die Religion das 

Selbstbewußtsein und das Selbstgefühl des Menschen, der sich selbst entweder noch nicht erworben 

oder schon wieder verloren hat« (Marx, Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie, Deutsch-Fran-

zösische Jahrbücher 1843, neu herausgegeben von Mehring, Gesammelte Schriften von Marx und 

Engels, Stuttgart 1902, Band 1, Seite 384 ff.). 

»Die Wurzel für den Menschen ist der Mensch selbst. Der evidente Beweis für den Radikalismus der 

deutschen Theorie, also für ihre praktische Energie, ist ihr Ausgang von der entschieden positiven 

Aufhebung der Religion« (Seite 392). 

»Das religiöse Elend ist in Einem der Ausdruck des wirklichen Elends und in Einem die Protestation 

gegen das wirkliche Elend. Die Religion ist der Seufzer der bedrängten Kreatur, das Gemüt einer 

herzlosen Welt, wie sie der Geist geistloser Zustände ist. Sie ist das Opium des Volkes.« (S. 384). 

»Die Aufhebung der Religion als des illusorischen Glückes des Volkes ist die Forderungseines wirk-

lichen Glückes.« (Seite 385.) 

»Das Christentum predigt die Feigheit, die Selbstverachtung, die Erniedrigung, die Demut, kurz alle 

Eigenschaften der Canaille, und das Proletariat, das sich nicht als Canaille behandeln [87] lassen will, 

hat seinen Mut, sein Selbstgefühl, seinen Stolz und seinen viel nötiger als sein Blut«. /S. 165 (Marx-

Engels Nachlaßausgabe von Mehring 1902, Bd. II. Seite 442-43 in Unabhängigkeitssinn noch einem 

Aufsatz aus der »Deutschen Brüsseler Zeitung« vom 12.9.1847 über den »Kommunismus des Rhei-

nischen Beobachters.«) 

»Die religiöse Welt ist nur der Reflex der wirklichen Welt.« (Kapital Band 1, Seite 42. Volksausgabe.) 

»Die Religion gilt uns nicht mehr als der Grund, sondern als das Phänomen der weltlichen Be-

schränktheit. Wir erklären daher die religiöse Befangenheit der freien Staatsbürger aus ihrer weltli-

chen Befangenheit.« 
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»Wir behaupten nicht, daß sie ihre religiöse Beschränktheit aufheben müßten, um ihre weltlichen 

Schranken aufzuheben; wir behaupten, daß sie ihre religiöse Beschränktheit aufheben, sobald sie ihre 

weltlichen Schranken aufheben.« 

»Wir verwandeln nicht die weltlichen Fragen in theologische; wir verwandeln die theologischen Fra-

gen in weltliche« (Kapital 1 543). 

Aber das ist nicht »Marxismus«. Wir müssen den Mut haben, auch Karl Marx im Licht des Marxis-

mus zu sehen, müssen die Methoden des historischen Materialismus auf ihn selbst anwenden. 

Dann ergibt sich folgendes: In der Zeit des kämpferischen Frühkapitalismus waren die Bewußtseins-

formen der Masse noch fast restlos von der Vorstellungs- und Begriffswelt der Feudalzeit bestimmt, 

von der sich auch vor allem die religiöse kirchliche Verkündigung jener Zeit nicht freimachen konnte. 

In dem geistigen Leben der bürgerlich vorwärtsdrängenden Kreise aber, aus denen auch Karl Marx 

und Friedrich Engels hervorgingen, kündigte sich der neue ideologische Überbau des jungen liberalen 

Kapitalismus eben an. Die Aufklärung und der philosophische Materialismus erscheinen als dialek-

tisches Widerspiel zu der Überspannung und Übersättigung idealistisch-feudalistischer Verflüchti-

gung alles Lebendigen, als die der kapitalistischen Zweckmäßigkeit adäquate weltanschauliche 

Grundhaltung der entstehenden bürgerlichen Klasse. 

Zu dieser also bürgerlich-materialistisch begründeten Ideologie gehört m. E. vor allem die Einstellung 

von Karl Marx zur Religion. 

Die praktische Haltung der soziologisch feudal gebundenen Kirche wird von ihm als durch und durch 

reaktionär erlebt, so daß es nur zu verständlich ist, wenn er in dem von ihr verwalteten Gut, der 

Religion, eine reaktionäre Kraft sah. 

Daß Marx in diesen Dingen ideologisch mit abhängig war von dem »Geist der Zeit« um 1850 und 

sich darum eigentlich nie so recht wohl fühlte, wenn es um die Frage der Religion und des Christen-

tums ging, erhellt daraus, daß wir bei ihm nirgends eine längere und grundsätzliche Abhandlung über 

diese immerhin auch systematisch wichtige Frage finden. Die gelegentlichen Äußerungen über Reli-

gion und Christentum, die in den verschiedenen Werken von Marx und Engels auftauchen, sind stets 

eingestreut in den größeren und ihnen scheinbar allein wichtigen Zusammenhang ökonomisch sozi-

ologischer Studien und Beweisführungen; sie sind stets unter dem Gesichtswinkel der Notwendigkeit 

des Klassenkampfes auf allen Gebieten gesehen. Bezeichnend ist die Stelle aus dem kommunistischen 

Manifest, in der Karl Marx über die Bedeutung der »Ideen« in der Entwicklung der menschlichen 

Gesellschaft spricht, am /S. 166 [88] Ende des zweiten Abschnittes, der über »Proletarier und Kom-

munisten« handelt. Für unser Thema sind vor allem die Sätze wichtig: 

»Aber«, wird man sagen, »religiöse, moralische, philosophische, politische, rechtliche Ideen usw. 

modifizierten sich allerdings im Lauf der geschichtlichen Entwicklung. Die Religion, die Moral, die 

Philosophie, die Politik, das Recht erhielten sich stets in diesem Wechsel. 

Es gibt zudem ewige Wahrheiten, wie Freiheit, Gerechtigkeit usw., die allen gesellschaftlichen Zu-

ständen gemeinsam sind. Der Kommunismus aber schafft die ewigen Wahrheiten ab; er schafft die 

Religion ab, die Moral, statt sie neu zu gestalten; er widerspricht also allen bisherigen geschichtlichen 

Entwicklungen.« 

Worauf reduziert sich diese Anklage? Die Geschichte der ganzen bisherigen Gesellschaft bewegte 

sich in Klassengegensätzen, die in den verschiedenen Epochen verschieden gestaltet waren. 

Welche Form sie aber auch immer angenommen, die Ausbeutung des einen Teiles der Gesellschaft 

durch den anderen ist eine allen vergangenen Jahrhunderten gemeinsame Tatsache. Kein Wunder 

daher, daß das gesellschaftliche Bewußtsein aller Jahrhunderte, aller Mannigfaltigkeit und Verschie-

denheit zum Trotz, in gewissen gemeinsamen Formen sich bewegt, in Bewußtseinsformen, die nur 

mit dem gänzlichen Verschwinden des Klassengegensatzes sich vollständig auflösen. 

Die kommunistische Revolution ist das radikalste Brechen mit den überlieferten Eigentumsverhält-

nissen; kein Wunder, daß in ihrem Entwicklungsgang am radikalsten mit den überlieferten Ideen ge-

brochen wird. 
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Marx behauptet hier also nicht mehr und nicht weniger, als daß die kommunistische Gesellschaft 

keine Religion, keine Moral, keine Philosophie, kein Recht mehr kennen wird. Religion, Moral, Phi-

losophie, Politik, Recht fallen weg, wenn »die Ausbeutung der einen durch die andern wegfällt.« 

Diese Bewußtseinsformen lösen sich mit dem gänzlichen Verschwinden des Klassengegensatzes 

vollständig auf. »Die Idee der Freiheit, der Gerechtigkeit usw.« d. h. also etwa Brüderlichkeit, Ge-

meinschaft, Friede, Freude, Reinheit, Güte als sittliche Ideen, »verschwinden in der klassenlosen Ge-

sellschaft vollkommen.« Man ist versucht, zu fragen, was dann eigentlich noch übrigbleibt. 

Allerdings ist der ganze Passus als eine am Rand gegebene Antwort auf einen Einwand bürgerlicher 

Ideologie gegen die Kommunisten behandelt, und das Schweigen in der marxistischen Literatur ge-

rade über diese Stelle zeigt die Verlegenheit, in die die marxistische Systematik kommen muß, wenn 

sie Überspitzungen und ultra-marxistische Übertreibungen interpretieren soll. 

Es ist in diesem Zusammenhang nützlich, ein Wort Lenins anzuführen, dem man sicher keine »Ver-

bürgerlichung des Marxismus« vorwerfen kann, das er in seinem »Materialismus und Empiriokriti-

zismus«, in der Auseinandersetzung mit der philosophischen Relativitätstheorie, gebraucht: »Die ma-

terialistische Dialektik von Marx und Engels schließt unbedingten Relativismus ein, reduziert sich 

aber nicht auf ihn, d. h. sie gibt die Relativität aller unserer Kenntnisse zu, aber nicht im Sinne der 

Verneinung der objektiven Wahrheit, sondern im Sinnen der geschichtlichen Bedingtheit der Grenzen 

der Annäherung unserer Kenntnisse an diese Wahrheit.« Und weiter unten heißt es: »Auf dem Wege 

der marxistischen Theorie nähern wir uns [89] der ob-/S. 167 jektiven Wahrheit immer mehr und 

mehr (ohne sie jemals zu erschöpfen); auf jedem anderen Wege aber können wir zu nichts anderem 

gelangen als zu Konfusion und Lüge.« 

Ich wüßte nicht, warum wir religiösen Sozialisten dieser Kennzeichnung des Verhältnisses zwischen 

der Relativität aller unserer Erkenntnisse und der letzten objektiven Wahrheit nicht zustimmen könn-

ten. Nach der oben angeführten Stelle des kommunistischen Manifestes ist es aber zum mindesten 

fraglich, ob Karl Marx eine »objektive Wahrheit« überhaupt anzuerkennen bereit war, der wir uns 

durch die marxistische Theorie »mehr und mehr« nähern, »ohne sie jemals zu erschöpfen«. 

Es scheint also doch etwas daran zu sein, wenn Karl Marx in einer Diskussion von sich selbstsagte: 

»Ich, ja ich selbst, bin kein ›Marxist‹«*. 

Aber selbst, wenn wir in diesem eingeengten Sinn von Marxismus reden, müssen wir unterscheiden 

zwischen der Methodik marxistischer Erkenntnis des Geschehens in der Gesellschaft und, wie Buch-

arin sagt, der »Summe von Ideen«, in denen Karl Marx den Weg des gesellschaftlichen Lebens durch 

die Analyse der kapitalistischen Ordnung zu zeichnen versucht. Ob man im Einzelnen und in allen 

Stücken »die Lehre von der organischen Zusammensetzung des Kapitals«, die Mehrwerttheorie, die 

Akkumulationstheorie, die Lehre von der Surplusbevölkerung oder der industriellen Reservearmee, 

die Verelendungstheorie, die Krisen- und die Zusammenbruchstheorie gelten läßt, sie auch nach den 

Erfahrungen der letzten Jahre als bestätigt und richtig erklärt oder bei einer kritischen Betrachtung 

über ihre Zulänglichkeit starke Abstriche macht, ist durchaus irrelevant. 

Der Revisionismus aller Spielarten, die teilweise Erweichung und Verbiegung des »marxistischen 

Gerippes« durch die SPD und den Austromarxismus, hat ebenso gut das Recht, von marxistischer 

Einstellung zu sprechen, wie die Verschärfung und Vergröberung marxistischer Systematik zum 

Dogma und Zauberwort durch einen Teil der bolschewistischen Theoretiker. 

Ich für meinen Teil bin überzeugt, daß Karl Marx die Funktionen der kapitalistischen Ordnung und 

der sich daraus ergebenden Weiterentwicklung richtig gesehen hat. 

Ungeduld und Verzagtheit, Kritizismus und geistige Hybris, gedankliche Auswirkungen grundsätz-

licher Koalitionsbereitschaft mit bürgerlichen Parteien, Angst vor der Wirklichkeit oder gar der 

 
*  Marx wollte mit dieser Aussage weder sich noch seine Lehre relativieren, sondern er wehrte sich gegen die 

Entstellung seiner Lehre durch einige seiner Anhänger, wie z. B. Paul Lafargue, der seine Konstruktion Marxis-

mus nannte. Siehe auch: Engels an Eduard Bernstein, 2./3.11.1882, Werke Band 35, S. 388 sowie Engels an 

Conrad Schmidt, 5.8.1890, Werke Band 37, S. 436. [d. Hrsg.] 
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direkte Kampf gegen die Klarheit einer marxistischen Analyse der Gegenwart, haben den von den 

bürgerlich-liberalen Philosophen jeden Kalibers schon seit 50 Jahren fortlaufend getöteten Marxis-

mus für unsere Zeit nur allzu oft in Frage zu stellen versucht. Inwieweit und warum die wirtschafts-

politischen und soziologischen Einzeltheorien des Marxismus richtig sind und aus der Gegenwart 

belegbar, kann hier nicht untersucht werden. 

Man könnte sogar, theoretisch mindestens, bei einer Betrachtung der gegenwärtigen Epoche im Ein-

zelnen zu ganz anderen Thesen der Be-/S. 168 wegungsgesetzlichkeit des wirtschaftlichen und ge-

sellschaftlichen Geschehens, das den Sozialismus fordert, kommen und trotzdem „Marxist« sein, 

wenn – ja, wenn man bei der Art der systematischen Betrachtung und der Analyse der Gegenwart 

sich der marxistischen Methodik bedient. 

Man kann sich dann mit gutem Gewissen sehr wohl »Marxist« nennen, wenn man nicht von einem 

vorher konzipierten System irgendeiner zukünftigen sozialistischen Ordnung (sozialistische Utopie) 

aus an die Gegenwart Forderungen stellt, sondern aus der dialektischen Entwicklungsgesetzlichkeit 

auch der heutigen Wirtschaft den Weg zu ihrer Überwindung [90] und zur Verwirklichung der sozi-

alistischen Ordnung zu zeigen bestrebt ist. Das zweite wesentliche Merkmal »marxistischer« Einstel-

lung sehe ich darin, daß man nicht von irgendeinem Wunder oder gar der sittlichen Gesinnung und 

Einsicht der herrschenden Schichten die Neugestaltung des wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 

kulturellen Lebens erwartet, sondern von dem entschlossenen physischen und geistigen Kampf der 

Arbeiterklasse, an dem man selbst beteiligt ist. »Die Befreiung der Arbeiterklasse kann nur das Werk 

der Arbeiterklasse selbst sein.« 

Ohne die Zustimmung zu diesen beiden Punkten kann sich m. E. niemand mit Recht »Marxist« nen-

nen. Die religiösen Sozialisten aber, die bekanntlich in der kämpferischen Front des Proletariats ste-

hen, sind in diesem letzten Sinne durchaus Marxisten, wenn sie auch als religiöse Sozialisten zu dem 

»historischen Materialismus« und zum »Klassenkampf« als dem »Motor der Entwicklung« manches 

Kritische zu sagen haben. 

In: Zeitschrift für Religion und Sozialismus, Jahrgang 1930, Heft 3, S. 163-168. 

14. Erwin Eckert, Auf dem deutschen evangelischen Kirchentag in Augsburg und Nürnberg 

vom 24.-30. Juni 1930. Vorbericht 

Über das in Augsburg ausgiebig gefeierte 400jährige Jubiläum der Augustana werden wir in einem 

besonderen Bericht das Wichtigste zu sagen haben, auch über die eigentliche Tagung des deutschen 

evangelischen Kirchentages in Nürnberg; heute nur ein Stimmungsbericht. 

Die Erfahrungen in dieser höchsten kirchlichen Körperschaft Deutschlands, in dieser Zusammenfas-

sung sämtlicher deutscher evangelischer Kirchenregierungen und Synodalvertretungen waren für ei-

nen religiösen Sozialisten, für einen lebendigen frommen Christen, der eine zukünftige große Auf-

gabe der christlichen Kirche sieht, niederschmetternd. 

Einige Tatsachen: 

I. Die Wahl des Präsidenten. 

Zum Präsidenten des deutschen evangelischen Kirchentages wurde an Stelle des zurücktretenden 

Freiherrn Geh. Hofrats, Direktors der Bayerischen Handelsbank, Bodenkreditanstalt, D. Wilhelm von 

Pechmann, München, einem ausgesprochenen Reaktionär und Gegner der Republik (vergleiche 

Sonntagsblatt Jahrgang 1929, Nr. 43, Seite 316) Herr Graf Vitzthum von Eckstädt, Generalleutnant 

a. D., Dresden, gewählt. 

Einstimmig! Ein Symbol für diesen Kirchentag. Der Herr Graf war mir persönlich nicht bekannt; da-

rum habe ich gegen seine Wahl nicht protestiert. Als er aber am Vorstandstisch erschien – das EK I 

auf der Brust – und den Nachweis seiner Eignung zur Führung des deutschen evangelischen Kirchen-

tages aus seiner über 40jährigen Tätigkeit als Offizier und General herleitete, der in der Kadettenanstalt 
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den Grundsatz aller Strategie gelernt habe – auf Gott zu vertrauen im Beruf der Soldaten –, da bedau-

erte ich, den Herrn Grafen nicht vorher gekannt zu haben, ich hätte den schärfsten Protest gegen einen 

solchen Präsidenten des Kirchentages [91] angemeldet. Der Verlauf der Verhandlungen, die Art der 

Geschäftsführung durch den Herrn Grafen bestätigte den ersten Eindruck seiner Eröffnungsrede. 

Es hätte sicher unter den 210 Abgeordneten des Kirchentages, der zusammen mit dem Kirchenbun-

desrat nach statistisch zuverlässigen Berechnungen zwischen 14.500 und 15.000 Jahren alt ist, einen 

würdigeren und geschickteren Präsidenten gegeben als den Herrn Grafen Vitzthum. Aber es scheint, 

als lege die kirchliche Rechte großen Wert darauf, das Kirchenvolk durch die Wahl solcher Männer 

zu provozieren. Oder – der Gedanke hat sich mir immer wieder aufgedrängt bei den Verhandlungen 

– will Gott unsere derzeit verantwortlichen Kirchenführer blind machen und taub gegen das, was 

überall ruft und schreibt, will er sie verstocken, damit umso deutlicher werde, daß er es ist, der gegen 

dieses verknöcherte Kirchenbeamtentums eine Kirche erneuert? 

II. Die Wahl der Ausschüsse. 

Alle Vorlagen des Kirchentages, sein Haushaltsplan, der Tätigkeitsbericht, die Vorbereitungen der 

Kundgebungen, werden, wie in jedem Parlament, so auch hier den entsprechenden Ausschüssen zu-

gewiesen. Es wurden für neun Ausschüsse – Rechtsausschuß, sozialer Ausschuß, Schulausschuß, 

Kundgebungsausschuß, Petitionsausschuß, Finanzausschuß, Ausschuß für den Tätigkeitsbericht, 

Wahlausschuß, Auslandsausschuß – insgesamt 225 Vertreter bestimmt, und zwar durch Übereinkunft 

der Fraktionen. 

Ja, das gibt es auf dem deutschen evangelischen Kirchentag, Fraktionen, genauso wie in den Gemein-

den und Landessynoden, – aber hier im Kirchentag sind die Herren ganz unter sich, die Orthodoxie, 

die vermittelnde Gruppe und die Liberalen, die nach einem Wort ihres Führers, Professor Weinel 

Jena, gar nicht mehr den »anti-/S. 213 quierten« Namen »Liberale« tragen, sondern die »Volkskirch-

ler« sind!! Die bürgerlichen Gruppen tun sich nichts untereinander – es geht friedlich zu. Einen reli-

giösen Sozialisten aber nehmen sie nicht auf, nicht einmal als Gast in die Fraktion. Damit ich es genau 

sage: Ich hatte mich bei der Gruppe II, Vermittlungsgruppe, die alle möglichen Leute bei sich hat, 

angemeldet – als Gast, damit ich wenigstens in den sozialen oder Kundgebungsausschuß als einziger 

religiöser Sozialist käme. Die Gruppe lehnte mich ab mit dieser, später von Prälat Schoell im Plenum 

verlesenen Begründung: 

»Bestimmend für die Abweisung des Pfarrers Eckert um Aufnahme in die Fraktion sei nicht die Tat-

sache, daß er der Sozialdemokratischen Partei angehörte und Vorkämpfer des religiösen Sozialismus 

sei. Wir bekennen uns entschieden zu dem Satz, daß die evangelische Kirche ihre Glieder nicht an 

eine bestimmte Form politischen und wirtschaftlichen Lebens binde. Bestimmend war nur die Tatsa-

che, daß Eckert den Kampf gegen die Kirche in einer Weise führte, die in weitesten Kreisen als tief 

verletzend empfunden werde. Wir legen Wert darauf, daß Auseinandersetzungen so geführt werden, 

daß sie andere nicht verletzen, und lehnen für eine andere Kampfesweise den bloßen Schein einer 

Verantwortung ab.« 

Ich war also praktisch aus der Arbeit ausgeschaltet – obwohl einzelne Mitglieder des Kirchentages in 

mehrere Ausschüsse als Vertreter gewählt wurden. 

Darauf blieb nur noch der Weg, dem Kirchentag zu erklären, daß er mit meiner Stellungnahme zu 

den wichtigsten Punkten der Verhandlungen im Plenum zu rechnen haben werde. Die liberale Gruppe 

wäre nachträglich bereit gewesen, mich als Gast aufzunehmen, das sei [92] festgestellt, – aber die 

Ausschüsse waren gewählt. Gegen die Bewertung unseres Kampfes durch die Gruppe Schoell habe 

ich mich verwahrt, – es steht nicht bei einer kirchenpolitischen Gruppe, zu entscheiden, ob der Ton 

unseres Kampfes verletzend oder nicht verletzend ist; wenn er notwendig ist, ist er gerechtfertigt. 

Übrigens – welch ein lächerlicher Vorwand, um die Mitarbeit eines religiös-sozialistischen Führers 

abzulehnen! Eine Kleinigkeit – werden manche meinen, aber eine für die geschlossene bürgerliche 

Einheitsfront auch in der Kirche kennzeichnende Kleinigkeit. 
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III. Die Kundgebung gegen die »Christenverfolgung« in Rußland. 

Wir werden diese Kundgebung abdrucken und die Rede, die ich dazu gehalten habe unter dem zor-

nigen Protest des Kirchentages. Hier sollen zunächst nur die Vorgänge, die sich dabei abgespielt ha-

ben, festgehalten werden. 

Berichterstatter für die Kundgebung war Universitätsprofessor Deißmann, Berlin. Er begründete die 

Notwendigkeit der Erklärung aus der inneren Not der russischen Kirchen, die sich nicht verlassen 

sehen wollten. Wir hätten alle Ursache, nicht etwa von oben herab auf den Bolschewismus zu sehen, 

der nur die Konsequenz der aus den Hirnen deutscher Männer, Männer unseres Blutes, gewordenen 

Erkenntnisse, des wissenschaftlichen marxistischen Sozialismus sei. 

Als er die Kundgebung verlas, erhob sich der ganze Kirchentag, um der Verlesung eine besondere 

Feierlichkeit zu verleihen. Der Referent hatte gerade geschlossen, als ich, mit dem Zettel in der Hand, 

auf dem mein Name stand, durch den Saal ging, um mich geschäftsordnungsmäßig zum Wort zu 

melden. 

Präsident Graf Vitzthum aber forderte überhaupt nicht zur Aussprache auf und wollte die einstimmige 

Annahme der Kundgebung feststellen. Meinen Ruf: »Ich melde mich zum Wort« überhörte er und 

stellte unter meinem Protest fest, daß die Kundgebung mit 209 gegen 1 Stimme angenommen sei; 

zugleich forderte er zum stillen Gebet im Sinne der Kundgebung auf, zu einem Gebet, das, wie ich 

nachher hörte, vorher verabredet worden war! Ich blieb bei diesem »Gebet«, das nach der Erregung 

des ganzen Saales ganz unmöglich war, sitzen – weil ich nur beten kann in dem klaren Bewußtsein, 

vor Gott zu stehen und innerlich ganz wahrhaftig zu sein. 

Als ich den Saal verlassen hatte, bestürmten mich im Vorraum Abgeordnete aus allen Gruppen, nicht 

wegzugehen. Der Präsident habe fraglos einen Fehler gemacht; es solle mir unter allen Umständen 

das Wort erteilt werden, sobald es die Tagesordnung erlaube. 

Das geschah denn auch nach anderthalb Stunden. Meine Rede hatte folgenden Aufbau: 

1. Es ist Gewissensnot, die mich zu reden zwingt. 

2. Man kann nicht von der Christenverfolgung in Rußland reden; sie ist nicht amtlich angeordnet. 

3. Verfolgungen und Grausamkeiten sind geschehen, weil die Russisch-Orthodoxe Kirche die Seelen 

des Proletariats verwüstet hat und verwaisen ließ, weil sie im Dienst des Zarismus die Befreiung des 

Proletariats mitverhindern wollte. Außerdem aus politischen Gründen. Das um die politische Macht 

kämpfende Proletariat sieht in der gesellschaftlichen Zugehörigkeit der Geistlichen zu den Besitzen-

den schon Grund genug, sie als Konterrevolutionäre zu verfolgen, ganz abgesehen von wirklichen 

Gegenrevolutionären unter ihnen, die es auch gibt. Die [93] Grausamkeiten, die gelegentlich in die-

sem Bürgerkriege geschehen sind, sind nicht auf das Konto der verantwortlichen Führer zu setzen, 

genau so wenig, wie man das Hinschlachten der revolutionären Bauern 1525 etwa ohne weiteres auf 

Luthers Konto setzen kann. Man kann auch nicht den früheren Kaiser, die oberste Heeresleitung oder 

Hindenburg für die Erschießung katholischer Priester bei dem Vormarsch in Belgien verantwortlich 

machen oder gar für die Mordtaten und Gräuel, die, um die Deutschen zu Verbrechern zu stempeln, 

von der feindlichen Presse während des Krieges verbreitet worden sind. Auch ich halte Schauermel-

dungen für verlogen. Genauso verlogen aber sind auch ungezählte tendenziöse Lügenberichte über 

die Christen Verfolgung in Rußland, durch die bei uns gegen die Sowjetregierung Stimmung gemacht 

werden soll. Es sind endlich vor allem auch wirtschaftliche Gründe, die zu Christenverfolgungen 

führen. Die meisten widersetzen sich der Kollektive. 

4. Es ist peinlich für mich, daß wir aus unserer westeuropäischen Gesichertheit auf unserem Kirchen-

tag mit seinen vielen gesellschaftlichen Angelegenheiten zu einer Sache reden, eben nur reden, die 

anderen Menschen Tod und Leben bedeutet. 

5. Wir dürfen auch nicht zu diesen russischen Christenverfolgungen reden, ohne die seelenmordende, 

Christus verratende Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung Westeuropas und der Neuen Welt anzu-

klagen – auch da ist Christenverfolgung, – auch der Weltkrieg war gegenseitige Christenverfolgung. 
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6. Unsere Kirche solle schweigen und Buße tun, damit nicht auch über sie das Gericht Gottes komme. 

Ich hatte kaum begonnen, als schon erregte Zwischenrufe gemacht wurden, die sich zum Toben stei-

gerten, als ich um der Wahrheit willen auch von der Schuld unserer Kirche und unseres Heeres im 

Weltkrieg sprach. »Schluß«, »herunter«, »Unerhört«, »Frechheit«, »Verrat«, »Wir verlassen den 

Saal«, »Schande«, »Verlogen«, »Lüge«, »Schluß«. Das waren die sachlichsten der Zwischenrufe. 

Als ich von der selenzerstörenden Wirkung der Arbeitslosigkeit, die durch den Kapitalismus bedingt 

ist, sprach, wagte einer der Herren Konsistorialräte »Phrasen, Phrasen« zu rufen!! 

Unter ungeheurer Erregung schloß ich. Ich habe ein gutes, reines Gewissen. Ich bin froh, dass mir 

Gott die Kraft gegeben hatte, zu reden und die Mauer von Haß und Zorn zu überspringen, die vor mir 

aufgerichtet war. Das war am Samstag, 28. Juni 1930. 

IV. Die Kundgebung zur Kirchenfrage. 

Am Montag, 30. Juni, eröffnete Graf Vitzthum von Eckstädt die Sitzung mit der Bemerkung, daß in 

meinem Auf- /S. 214 treten nichts von Erziehung, Bildung und christlichem Gewissen zu spüren 

gewesen sei!! Direkte Beleidigungen habe er gestern in dem allgemeinen Lärm nicht hören können – 

heute aber könne er an Hand des unkorrigierten Stenogramms feststellen, daß Herr Pfarrer Eckert 

die Ehre der alten Armee angegriffen habe mit der Behauptung, es seien in Belgien katholische Pries-

ter erschossen worden! Damit habe er, so stellte der Herr Präsident, Graf Vitzthum, Generalleutnant 

a. D., fest, »die heiligsten Gefühle des deutschen evangelischen Kirchentages verletzt«! und er erteile 

mir darum nachträglich einen Ordnungsruf! Der ganze skandalöse Vorfall aber verlange eine größere 

Machtbefugnis des Präsidenten. Er habe nicht aus Versehen mir am Samstag das Wort nicht gegeben, 

sondern aus bewußter Absicht! 

[94] Die Kundgebung zur Kirchenfrage, die am Montag zur Debatte stand, sollte das Kirchenvolk zur 

Treue gegen die Kirche auffordern. Man erwartet von dieser Kundgebung eine Erneuerung des kirch-

lichen Bewußtseins in Erinnerung an das Recht und die Kraft zur evangelischen Kirchenbildung in 

Augsburg. Reichsjugendwart D. Stange begründete als Berichterstatter die Kundgebung. Er war der 

Einzige, der eine kritische Haltung zu dieser Kundgebung bewahrte. Es sprachen zu diesem Tages-

ordnungspunkt für die Orthodoxie Dr. Michaelis-Bethel; für Gruppe Schoell: Geheimrat D. Eger, 

Halle; für die Liberalen: Professor D. Weinel, Jena. Dann kam ein Antrag des orthodoxen Führers, 

Pastor Philipps, Berlin, auf Schluß der Debatte! Weil ich mich diesmal so frühzeitig zu Worte gemel-

det hatte, gab es kein anderes Mittel, die religiösen Sozialisten mundtot zu machen, als die direkte 

Vergewaltigung durch die Mehrheit dieses evangelisch-protestantischen deutschen Kirchentags im 

400. Jubiläumsjahre des Augsburger Bekenntnisses, nachdem man tagelang in hundert Reden und 

Zeitungsartikeln von der Tapferkeit des aus dem Gewissen geborenen Bekenntnisses gegen die da-

maligen Machthaber in Kirche und Staat geredet hatte!! Eine Schande für den deutschen evangeli-

schen Kirchentag! 

Während am Samstag der Herr Präsident Graf Vitzthum von vielen Mitgliedern des Kirchentages 

scharfe Kritik wegen der Wortvorenthaltung erfuhr, stimmte diesmal weitaus die Mehrheit des Kir-

chentags, darunter auch bezeichnenderweise der »liberale« Führer, Herr Professor Martin Rade, Mar-

burg, für den Antrag, der mir allein das Wort entzog. 

Ich erklärte darauf wörtlich: »Ich stelle hiermit fest, daß die Geschäftsordnung im deutschen evange-

lischen Kirchentag so angewendet wird, daß eine der Ansicht der Mehrheit entgegengesetzte Mei-

nung nicht zum Ausdruck kommen kann. Ich verlasse deshalb unter Protest den Saal.« 

Einige Abgeordnete riefen »Bravo!«, die übrigen aber fuhren in den Verhandlungen fort, als ob die 

Vergewaltigung eines Einzelnen durch das Präsidium und die Mehrheit gut evangelisch und gut 

christlich wäre! 

Trotz alledem, Genossen und Freunde – verzagt nicht! Lernt auch aus diesen Vorkommnissen, daß 

wir in der Kirche einer geschlossenen bürgerlichen Front gegenüberstehen, genau wie im Staate, und 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 75 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

daß es nur möglich ist, unsere Kirche zu erneuern und zu ertüchtigen für die Aufgaben der Zukunft, 

wenn wir die tatsächliche Macht in ihr erkämpfen. 

Rüstet Euch zu den Kirchenwahlen in Württemberg 1931 – sie sollen die Antwort sein auf das Versa-

gen der Kirchenführer in Nürnberg auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag 1930. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 27 vom 6. Juli 1930, S. 212-214. [95] 

15. Erwin Eckert, Nicht reden und anklagen, sondern schweigen und Buße tun soll die christli-

che Kirche! Rede zur Rußlandkundgebung am 28. Juni 1930 auf dem deutschen evangelischen 

Kirchentag in Nürnberg* 

Meine Herren! Sie können überzeugt sein, daß ich hier nicht das Wort genommen hätte zu der von 

Ihnen verfaßten Kundgebung gegen »die Christenverfolgung« in Sowjetrußland, wenn mich mein 

Gewissen nicht dazu zwingen würde, diese Ihre Kundgebung abzulehnen. 

Ich will als ein so viel jüngerer Mensch mit meinen Ausführungen nicht etwa eine Revision Ihrer 

Anschauungen zu erreichen versuchen; ich will nur ganz einfach bekennen, warum ich diese Kund-

gebung nicht annehmen kann. 

Sie reden in der Überschrift der Kundgebung von »der Christenverfolgung in Rußland«. Sie halten 

es also durch »zuverlässiges Tatsachenmaterial« für bewiesen, daß es eine Verfolgung der Christen 

um ihres Glaubens willen in Rußland gibt (Zwischenrufe: Aber selbstverständlich – Sie etwa nicht? 

– ). Sie meinen also, es gäbe eine von der bolschewistischen Regierung organisierte und durch ge-

setzliche Bestimmungen geförderte Christenverfolgung, denn nur dann können Sie von der Christen-

verfolgung in Rußland sprechen. 

Eine solche von der Regierung inszenierte Verfolgung gibt es nicht. (Hört, hört!) 

Ich nehme an, daß dem Ausschuß, der diese Kundgebung vorbereitete, die gesetzlichen Bestimmun-

gen über das Verhältnis des russischen Rätestaates zu den Religionsgesellschaften und Kirchen im 

Wortlaut vorgelegen haben, daß ihm die offiziellen und offiziösen Bekundungen der führenden rus-

sischen Staatsmänner und Kirchenleute zu dieser Frage bekannt waren, zuletzt der Erlaß Stalins, der 

verlangte, die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Gewissensfreiheit unter allen Umständen 

zu beobachten (Gelächter und Zwischenrufe). Sie meinen natürlich, meine Herren, daß dieser Erlaß 

nur ergangen sei, um der übrigen Welt über die tatsächlichen Vorgänge Sand in die Augen zu streuen. 

(Lautes »Sehr richtig« im Saal.) Einen Augenblick, meine Herren, so einfach liegen die Dinge nicht. 

Die Kenntnis der gesetzlichen Bestimmungen sollte den Ausschuß jedenfalls davor bewahrt haben, 

ganz allgemein von »der Christenverfolgung in Rußland« zu sprechen. 

Damit soll nicht gesagt werden, daß in Rußland nicht Christen verfolgt, geplagt, gepeinigt und hin-

gerichtet werden. Ich kenne das Material, das aus Bauernbriefen und Augenzeugenberichten zusam-

mengestellt ist, wohl, auch die Veröffentlichungen des Eckartverlages darüber. – Selbst, wenn man 

die Lügenberichte, die dabei sind, in Abzug bringt, ist in Rußland vieles geschehen, was niemand 

mehr bedauert als ein verantwortungsbewußter Revolutionär, auch als wir religiösen Sozialisten. 

 
*  Eckerts Auftreten auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag in Augsburg und Nürnberg fand ein breites 

Echo in der Presse und löste zahlreiche Briefe an Eckert aus. Ein Berliner Metallarbeiter schrieb: „Ihrem ent-

schlossenen und mutigen Vorgehen in Augsburg-Nürnberg ein herzliches Bravo«. In: PAB. Ein Bundesfreund 

aus Karlsruhe wollte es nicht versäumen, Eckert für sein »tapferes Verhalten beim erzreaktionären Kirchentag 

zu danken« und ihm zu »gratulieren für seine ausgezeichnete, wahrheitsgetreue Rede. Aber natürlich die Wahr-

heit hören zu müssen, ist bitter und daher ist es zu verstehen, wenn alle die frömmelnden scheinheiligen Geister 

aufgescheucht wurden und sich wie wildgewordene Teufelsengel benahmen«. In: PAB. Ein anderer Arbeiter 

schrieb: »Wenn ich zu urteilen hätte, müßten sie von der Kanzel herabgestürzt werden. [...] Ein solcher Geistli-

cher müßte bei lebendigem Leib verbrand (sic) werden. [...] Wenn ich in Mannheim wäre, würde ich es unmög-

lich machen, daß Sie noch einmal auf die Kanzel gehen. Mit Gruß Sie alter großer Lump«. In: PAB. [d. Hrsg.] 
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[96] Aber, meine Herren, Sie wissen ganz genau, obwohl Sie absichtlich davon geschwiegen haben 

in der Begründung der Kundgebung, daß diese »Verfolgungen« deutlich kulturelle, politische und 

wirtschaftliche Gründe haben. 

Die russischen Kirchen müssen diese Leidenszeit durchmachen, weil sie die Seelen des Proletariats 

verhungern ließen, sie verwüsteten. Die Kirche lehrte selbst das Proletariat alles, was mit Kirche, 

Religion und Christentum zusammenhängt, verachten und hassen, weil vor allem die Russisch-Or-

thodoxe Kirche ein willenloses Werkzeug des Zarismus war, ein Werkzeug zur systematischen Un-

terdrückung des proletarischen Freiheitskampfes, zur Verfolgung und Vernichtung der revolutionä-

ren Führer. 

Sollte uns diese Erkenntnis nicht zum Schweigen zwingen, dazu bringen, zu prüfen, wie es bei uns 

steht, ob die christlichen Kirchen nicht auch bei uns in Gefahr stehen, von einem unbändigen, von ihr 

selbst verschuldeten Haß des Proletariats, das die kommenden Ordnungen der Gesellschaft bestim-

men wird, zerstört zu werden? Noch ist es Zeit umzukehren. Kann das, was in Rußland geschieht, 

nicht ein Gericht Gottes sein? Dürfen wir, dürfen Sie es wagen, ihm mit einer Resolution! in den Arm 

fallen zu wollen? 

Es sind zweitens rein politische Gründe, die zu den Leiden der Christen, vor allem der Geistlichen, 

in Rußland führten. Die Arbeiter- und Bauernmassen, die das Joch des Zaren, der Gutsherren, der 

Militärs, der Besitzenden abgeschüttelt hatten, mußten sich wehren gegen eine Welt von Feinden, 

gegen die organisierten, von den Kapitalisten der europäischen Länder unterstützten weißgardisti-

schen Heere. Sie waren im Kriegszustand, sind es in einem anderen Sinne, auch nach dem militäri-

schen Sieg, heute noch! 

Die tragische gesellschaftliche Verflochtenheit des geistlichen Standes mit den besitzenden Schichten 

hat unerhörte Opfer gefordert. Eine große Trauer kommt über mich, wenn ich erfahren habe, wie 

diese Männer litten, starben, erschossen wurden als Konterrevolutionäre, oft ohne es mit Absicht zu 

sein. Sie wußten aus ihrer christlich-bürgerlichen Erziehung es nicht anders, als daß Revolution des 

Teufels sei, die Bolschewisten eine Ausgeburt der Hölle. Sie meinten, als Märtyrer für Christus zu 

sterben, wenn sie sterben müß-/S. 218 ten, weil sie, manche sicher ohne es zu wissen, Zentralen an-

tirevolutionärer Konspirationen waren. Hüten wir uns davor, die Geistlichen, die Christen ihrer Art 

nach in die bürgerliche, in die konservative Front einzuordnen, wie das bei uns und in der ganzen 

Welt leider nun auch bei den Protestanten Sitte geworden ist. 

Auch wir religiösen Sozialisten protestieren gegen die Grausamkeiten, die vorgekommen sind in 

Rußland, – aber wir hüten uns, solche Dinge zu verallgemeinern. Man kann sie auch nicht auf das 

Konto der Führer des Proletariats setzen, so wenig, wie man etwa Luther ohne Weiteres verantwort-

lich machen kann für das Hinschlachten der Bauernmassen 1525. Oder wollen Sie den Kaiser, die 

Regierung, Hindenburg, die Oberste Heeresleitung verantwortlich machen für die Grausamkeiten und 

die Erschießungen katholischer Priester beim Vormarsch in Belgien? (Zwischenrufe: Lüge – Verrat 

– Unerhört, usw. – tobender Lärm – Herunter – Schluß!), – es ist unmöglich, weiterzureden – ich 

schreie in den Saal: »Und wenn Sie noch so laut sind, die Wahrheit ist stärker als Sie – die Wahrheit 

muß siegen« – der Lärm steigert sich zum Tosen; die Gesichter vieler sind voll Wut – einige verlassen 

ostentativ den Saal – andere grinsen höhnisch – der Präsident sucht sich durchzusetzen – ich rufe: 

»So lassen Sie mich doch erst [97] einmal ausreden; hören Sie doch den Nachsatz« – »Schluß, her-

unter« der Nachsatz lautet: Wollen Sie die Heeresleitung etwa auch verantwortlich machen für die 

Schauermeldungen, die im Krieg erfunden wurden, um unserem Ruf zu schaden, die auch ich für 

erlogen halte? Genauso erlogen sind aber auch ungezählte Tendenzberichte aus Sowjetrußland über 

alle möglichen Gräueltaten, die Sie als Tatsachen hinnehmen. 

(Die Unruhe im Saal ist immer noch da – es bilden sich erregt sprechende Gruppen – ich kann mich 

nur schwer in den Gang der Rede zurückfinden.) 

Die Notzeit der Christen in Rußland hat drittens endlich wirtschaftliche Gründe. Das zähe Festhalten 

der nach »christlichen« Grundsätzen Erzogenen an der Privatwirtschaft, die Passivität, die Ablehnung 

oder der offene Kampf gegen den grandiosen Versuch der Kollektivwirtschaft, des Fünfjahresplans, 
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des industriellen Aufbaus und der Elektrifizierung des Landes ist die Ursache der »religiösen« Leiden 

vieler Christen in Sowjetrußland. Sie sehen, ihrer »christlichen« Erziehung entsprechend, in all diesen 

Dingen ein »Teufelswerk«, das bekämpft werden müsse. 

Für mich ist der Bolschewismus nichts Teuflisches, die Kollektivierung nichts Teuflisches, sondern 

ein neuer Weg zur Erfüllung der jeder menschlichen Gesellschaft gestellten Aufgabe, für alle, die 

guten Willens sind, ein menschenwürdiges Dasein zu erschließen. 

Und darum lehne ich Ihre Kundgebung ab, weil ich fest daran glaube, daß Gott wirklich im Regimente 

sitzt und alles, auch das Geschehen in Rußland, so führt, wie es für uns Menschen gut ist. 

Jawohl, werden Sie sagen, Gott soll das ändern; darum beten wir mit der gesamten Christenheit Eu-

ropas, daß Gott dem Bolschewismus ein Ende mache, zu dessen Art die Gottlosigkeit gehört. 

Und wenn Sie sich täuschen, meine Herren, wenn der Bolschewismus gar nicht von Gott loskommt? 

Wenn Gott den »Bolschewismus« nicht vernichtet, sondern die faul gewordene Form der orthodoxen 

Kirche zerschlägt und ein ganz Neues baut, – was dann, meine Herren, – was ist dann mit Ihrem Gebet? 

(Zwischenruf: Gehen Sie doch nach Rußland!) Und wenn Sie durch Ihr Gebet den russischen Christen 

das Rückgrat stärken, auch weiterhin sich der Neuordnung des äußeren Lebens zu widersetzen – wenn 

darum neue Maßnahmen gegen sie ergriffen werden müssen, – was hat Ihr Gebet dann erreicht? 

Es ist für mich eine peinliche Empfindung, daß der deutsche evangelische Kirchentag aus den vorläu-

fig relativ gesicherten westeuropäischen Verhältnissen heraus auf einer mit gesellschaftlichen Veran-

staltungen gesättigten Zusammenkunft eine Kundgebung erlassen will zu dem unerhörten Ringen um 

die Erneuerung der Gesellschaft, eine Kundgebung, die nach Fraktions- und Ausschußsitzungen zu-

sammenredigiert ist, um durch ihre vorsichtige Form keinen Anstoß zu erregen! 

Ihre feierliche Verwahrung, aus deren Wortlaut man nicht erkennen kann, an wen sie eigentlich ge-

richtet ist, nützt gar nichts – es sei denn, daß die russischen Emigranten und ihre geistlichen Führer 

Tichon und Antonius, denen der deutsche evangelische Kirchenausschuß nach seinem Tätigkeitsbe-

richt auch sonst schon behilflich war, ein neues Propagandamittel haben gegen Sowjetrußland. 

Sie haben kein Recht, meine Herren, eine solche Kundgebung gegen die Christenverfolgung in Ruß-

land zu erlassen, wenn Sie nicht auch zugleich die Christenverfolgungen im Übrigen [98] Europa und 

der Neuen Welt brandmarken. Die Kriegsrüstungen sind Christenverfolgungsvorbereitungen, die ka-

pitalistische Wirtschaftsordnung (Oho – also darum, hört, hört, – große Unruhe) ist Christenverfol-

gung; sie zerstört die Seelen der Massen, die im Elend der Arbeitslosigkeit verkommen (Zwischen-

rufe eines Konsistorialrats: »Phrasen, Phrasen!«; ich schreie außer mir: »Was Phrasen? Wer den Jam-

mer der Massen kennt in der Großstadt, der weiß, daß das keine Phrasen sind.«)* Die kapitalistische 

Wirtschaftsordnung ist systematischer Brudermord im Stillen; sie schändet den Geist Christi. 

Darum meine ich: schweigen Sie, reden Sie nicht für die Kirche, die Buße tun muß, – unterlassen Sie 

die Kundgebung; ich kann ihr nicht zustimmen! 

Wie können Sie andere Menschen, die vielleicht gar nicht ahnen, was sich da in Rußland vollzieht, 

und die nur die verzerrte Außenseite sehen, ja die vielleicht ganz anderes denken, auch als Christen 

anders denken als der betreffende Ausschuß dieses Kirchentages, dazu veranlassen, ein bestimmtes 

Gebet zu sprechen? Fürchten Sie denn nicht, durch solche Gebete Menschen innerlich unwahrhaftig 

zu machen? Lassen Sie mich zu Gott reden, wie ich muß! Verlangen Sie nicht durch Erlasse der 

Kirchenregierungen und durch diese Kundgebung, daß ich im Grunde gegen die Sowjets, gegen die 

ins Licht dringenden Massen meiner, auch Ihrer Brüder und Schwestern aus dem Proletariat, gegen 

die Kollektive beten soll, für die sogenannte »christliche« Kultur und Ordnung, die ja nichts anderes 

ist als die christlich verbrämte, bürgerlich-kapitalistisch-materialistische Unkultur und Unordnung! 

 
*  Ein Arbeitsloser aus Pforzheim schrieb voller Hochachtung an Eckert, daß der »Herr Konsistorialrat mit dem 

Ausdruck ›Phrasen‹ etwas vorsichtiger umgehen (würde), wenn er nur kurze Zeit, mit dem, was die Erwerbslo-

senfürsorge bezahlt, leben müßte«. In: PAB. [d. Hrsg.] 
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Auch ich bete – aber anders als Sie – für die russischen Christen. Ich bete dafür, daß Gott alles so 

wende in Rußland und bei uns, wie es nach seinem Willen gut ist für uns Menschen – auch dann, 

wenn wir durch Not und Zusammenbruch hindurchmüssen. Ich bete dafür, daß Gott den Christen 

Rußlands, die dort stellvertretend auch für uns, für die bei uns verantwortlichen Kirchenführer der 

Vergangenheit leiden, Kraft geben möge, eine neue Erkenntnis des Lebens schenken möge, den freien 

Willen, auf alles Hab und Gut zu verzichten und mitzuarbeiten daran, daß aus den organisierten Kol-

lektiven durch brüderliche Liebe und Gesinnung Gemeinschaft werde – in der nicht viel von Christus 

und Gott geredet wird, – in der aber Christi Geist lebt, Tat und Wirklichkeit geworden ist. Ich bete 

darum, daß die gläubigen Christen, auch die deutschstämmigen, nicht aus Rußland fliehen, sondern 

Pioniere werden der neuen Zeit, die vor nichts Angst haben als vor der meinen, Gott untreu zu werden 

an der Aufgabe, die er ihnen in dieser Zeit gestellt hat. 

Ich bitte Sie, meine Herren, diese meine ganz andere Einstellung zu begreifen. So erwünscht der 

Eindruck der Einmütigkeit gerade in dieser Frage dem Kirchentag erscheinen mag – wichtiger als die 

Harmonie des Kirchentages ist /S. 219 mir die Ehrlichkeit meines Gewissens, die mich zwingt, gegen 

Ihre Kundgebung zu stimmen. 

Den Schluß meiner Rede, von »Wie können Sie andere Menschen ...« ab, habe ich nicht mehr halten 

können. Die Erregung und Spannung, der Zorn der zum Rednerpult in den Vordergrund des Saales 

gekommenen Mitglieder des Kirchentags war zu groß, als daß ich dies in meinem Manuskript wört-

lich stehenden tiefsten Begründungen meiner Ablehnung noch hätte sagen können. 

[99] Im Übrigen sind nur geringfügige kleine Abweichungen zwischen diesem Konzeptmanuskript 

und der tatsächlich gehaltenen Rede. – Über die Kundgebung zur »Kirchenfrage« in der nächsten 

Nummer des »Sonntagsblattes«, in der auch das Manuskript der Rede zur Kirchenfrage abgedruckt 

werden wird, die ich auf dem deutschen evangelischen Kirchentag nicht halten konnte. Wir werden 

sehr wahrscheinlich unsere Berichte und Reden über Augsburg-Nürnberg in einer kleinen Flugschrift 

ganz billig herstellen und bitten die Freunde und Genossen schonheute, dann für deren Massenver-

breitung zu sorgen. 

Es ist nicht verwunderlich, daß in der bürgerlichen Presse der Ton meiner Rede Entsetzen hervorge-

rufen hat und Spott über die »prophetische Geste«, die ganz überflüssig gewesen sei!! Wenn man 

etwas sagen muß, weil man dazu gezwungen ist, gegen alle anderen reden muß im Sturme gläubiger 

Erkenntnis, dann kann man nicht reden wie ein müde und klug gewordener Generalsuperintendent, 

Oberkonsistorialrat und Theologieprofessor. Ich wollte auch nicht auf dem Kirchentag für die religi-

ösen Sozialisten werben und darum freundlich reden, wie einige wohlwollende Liberale meinten; das 

wäre vergebliche Mühe. Ich mußte von dem Zwang, der in mir lag, frei werden und die Wahrheit 

sagen, die ich sehe. Ich mußte auch dem alten, liebenswerten Kollegen aus Mecklenburg, der mich 

vorher bat, doch nicht die Würde des deutschen evangelischen Kirchentages, auf dem ja keine Prob-

leme erledigt werden können, zu gefährden durch meine Rede, bitter enttäuschen. Möge er mir ver-

zeihen – man darf nicht aus Gefühlsbereitschaft unehrlich vor sich und vor Gott werden. 

Durch den Abdruck der Rede glaube ich auch mein Versprechen eingelöst und meine Stellungnahme 

zu den im »Sonntagsblatt« vor einiger Zeit abgedruckten russischen Originalberichten deutlich ge-

macht zu haben. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 28 vom 13. Juli 1930, S. 217-219. Vgl. auch den Wortlaut der Rede 

in: Verhandlungen des Dritten Deutschen Evangelischen Kirchentages 1930. Nürnberg 25.-30. Juni 1930. Herausgegeben 

vom Deutschen Evangelischen Kirchenausschuß, Berlin-Steglitz o. J. S. 281-285. 

16. Erwin Eckert, Die Vierhundertjahr-Feier des Augsburger Bekenntnisses in Augsburg vom 

20. bis 25. Juni 1930 

Es war ein großes Fest – ein Jubiläum mit allem Drum und Dran. – Groß nicht etwa in Bezug auf die 

Bedeutung dieser Festtage, sondern groß der Ausdehnung und der Fülle der organisierten Festveran-

staltungen nach. Kein Durchbruch des Geistes in diese Zeit mit ihren Entscheidungen und Kämpfen 
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– sondern gesellschaftliche, repräsentative Dekorationsveranstaltungen mit theologischer Verbrä-

mung in allen Schattierungen. Ein frommer, von der Kraft und Aufgabe des Evangeliums auch in 

unserer Zeit überzeugter Christ konnte das Fürchten lernen bei dieser »Augustanafeier«. 

Vom 20. Juni bis zum 25. Juni waren nach der »Festfolge« 35 offizielle Angelegenheiten, darunter: 

Festspiel »Das Bekenntnis von Augsburg« – Bayerischer Posaunenchor mit 1.000 Bläsern – 21 Fest-

gottesdienste an einem Tag – historischer Festzug! (eine Geschmacklosigkeit [100] sondergleichen) – 

Evangelische Volkskundgebung – Tagung des Vereins für christliche Kunst – Vorträge über: Neue 

Wege der kirchlichen Kunst – Luthertum und Kunst – Rundfahrten mit dem Autobus – Internationales 

Exekutiv-Komitee der europäischen Zentralstelle für kirchliche Hilfsaktionen – Vorträge – Vorträge 

– Vorträge – Festgottesdienst in der Barfüßerkirche – Begrüßungsabend im Palasthotel »Drei Moh-

ren«, Konfessionsfeier (Festakt) in der Barfüßerkirche – Vorträge – Gemeindeabend – Vorträge – da-

zwischen Reformationsausstellung – Bibelausstellung, Ausstellung kirchlicher Geräte – Augustana-

kabinett – 3 verschiedene Konfessionsdenkmünzen – Lutherplaketten – 400-Jahr-Erinnerungszinntel-

ler, der auch in der Auslage eines Webwarengeschäftes zwischen farbigen Damenbadeanzügen zu se-

hen war! – Gesamteindruck – Betrieb – Betrieb. – Offizielle Flaggengala der Stadt – an Privathäusern 

auch Schwarz-Weiß-Rot – meist die bayerische, blau-weiße Nationalflagge. Die alten, schönen Häuser 

und Kirchen Augsburgs zeugen von der Kraft des aufsteigenden Bürgertums und seinem Trotz gegen 

Feudalherren – steingewordenes Selbstbewußtsein. Aber das ist vorbei – die herrischen Treppengiebel 

sind zum Teil ausgeglichen mit Backsteinmauern, und altes Fachwerk ist modern verputzt. An Renais-

sance- und Barockfronten steht: Capitol-Lichtspiele – Radio – Bank – Warenhauszentrale. An den 

besinnlichen, schönen, alten Brunnen, die heute als Verkehrshindernisse empfunden werden, rasen 

Autobusse, – Elektrische –, hasten moderne Menschen vorbei. Die Bierlokale sind gefüllt auch am 

Mittag – man säuft wirklich in Bayern – Schrammelmusik blödester Sorte. An einem Bierlokalfenster 

die Einladung zum Madrigalkonzert in der Barfüßerkirche!! – In meinem Hotel spielt man, als ich von 

der offiziellen Begrüßungsfeier zurückkomme, ein Potpourri im Garten für das Volk – Märsche – 

Schlager – und zum Schluß als Zugeständnis an die Augustanafeier – »Ein’ feste Bürg ist unser Gott«!! 

Ich war entsetzt – aber es kam noch besser – das nächste »Stück« war: „Stolz weht die Flagge schwarz-

weiß-Rot auf unseres Schiffes Mast«, das mit frenetischem Beifall beklatscht wurde. 

Armes Herz – wie traurig warst du doch in diesen Augsburger Tagen – nicht nur über diese Dinge, 

für die schließlich niemand verantwortlich ist, sondern auch über die offiziellen Veranstaltungen. Du 

hofftest Bekenntnis der evangelischen Kirche zu einem neuen Leben in der Gegenwart und Zukunft, 

hofftest ihre Umkehr und Buße vor aller Öffentlichkeit – und es war Glorifizierung des Unzulängli-

chen, des Vergangenen; es war ein kraftloses Wiederabspielen der alten theologischen Begriffsklavi-

atur, kaum eine kleine Melodieverschiebung dabei. Man freute sich auf allen Seiten seines Konser-

vativismus. 

In der Barfüßerkirche – überladene katholische Barockkirche – war die Festpredigt des Herrn Präsi-

denten Veith, München, nach der lutherischen Liturgie. Ein paar Sätze lang in der Mitte der Predigt 

konnte man hoffen, der ehrwürdige Führer der bayerischen Landeskirche habe den Mut, auf die Auf-

gaben der Kirche in der Gegenwart einzugehen, – aber es war nichts. Er lehnte es ab – er theologisierte 

weiter. 

/S. 220 Die Zuhörerschaft: Alte, würdige Herren – Greise – einige Gelehrtengesichter, denen man 

den Kampf ihres Lebens ansah, tüchtige, im Dienst ergraute untadelige Oberkirchenbeamte – dann 

aber die typischen treudeutsch völkischen Pastoren, eine Reihe Vertreter der feudalen Reste in 

Deutschland, die sich in die Kirche flüchten, weil sie im öffentlichen Leben ausgespielt haben, in 

Lack und Zylinder, das EK I auf der Brust, den Hohenzollern-Hausorden [101] auf dem Frackhemd, 

das silberne Stahlhelmabzeichen an dem Rockaufschlag! Daneben gute Bürgersleute, Frauen vor al-

lem, die das »Fest« mitmachen wollen. 

Meine arme Kirche – wohin wirst du gehen müssen? Du wanderst am Abgrund, von Blinden geführt 

– die nicht wissen, was sie tun. Du feierst Feste und bist sterbenskrank. Du spürst deine Wunden, 

aber du überklebst sie mit Jubiläumspflastern und merkst nicht, wie sie weiterbluten und alles verei-

tern in dir! 
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Da nützen keine schönen Worte, kein Telegramm Hindenburgs, das bei der Begrüßungsfeier in der 

Gartenhalle des Palasthotels »Drei Mohren« verlesen wurde, keine Reden des Reichsministers Bredt, 

der zum Zusammenschluß des Protestantismus im religiös neutralen Staat zum Schutze der christli-

chen Kultur aufrief, – all die Begrüßungsworte der aus dem Ausland eingeladenen Gäste nützen 

nichts, – ob sie aus Amerika, aus England, der Tschechoslowakei, Ungarn, der Schweiz oder Schwe-

den kommen. 

Es nützt nichts das Telegramm des Kaisers aus Doorn und des Kronprinzen Rupprecht Maria Luitpold 

Ferdinand Kronprinz von Bayern, Rupprecht! 

Es nützt auch nichts die eifrige Verteidigung der vergangenen und heutigen kirchlichen Position 

durch die geschickte Dialektik der Theologen, die an den entscheidenden Stellen abbiegt von der 

Verantwortung und alles spiritualisiert, alles für belanglos erklärt, mit dem sie nicht fertig wird. 

Was haben eigentlich die Herren Generale in voller Uniform, die Orden besäte Brust präsentierend, 

die Hände auf dem Degenknauf, beim Festakt zur Erinnerung an die Augustana zu tun, die Komture 

des Johanniterordens, was die Prinzen von Preußen? 

Wichtig und bedeutsam an der Augustanafeier war die Rede des Herrn D. Rendtorff, Leipzig, deren 

hauptsächlichste Teile vielleicht hier veröffentlicht werden sollen. 

Die Übergabe einer vom Kirchenausschuß veranstalteten Neuausgabe der Bekenntnisschriften der 

evangelischen lutherischen Kirche durch den Vorsitzenden der »Gelehrtenkommission« D. Lietz-

mann an den Präsidenten Kapler wurde von mir empfunden als eine fast zu nachdrückliche Selbstbe-

tonung der heutigen Theologie und ihrer Bedeutung für die »verfaßte Kirche«. 

Das feierliche Verlesen einzelner Stücke der Augustana durch Herrn Oberdomprediger D. Burghart, 

Berlin, zeigte jedem nüchternen und aufmerksamen Zuhörer, wie verschieden die Situation und die 

Aufgaben der Evangelischen damals vor 400 Jahren und heute sind. 

Der Vortrag des Herrn Professor Althaus, Erlangen, über »Das lebendige Bekenntnis« auf dem Ge-

meindeabend in Augsburg war ein Meisterwerk theologischer Ausbeutungskunst und Verteidigungs-

strategie. Ich bin überzeugt, daß keine drei Leute aus den Reihen des eigentlichen Kirchenvolkes 

diese Aufführungen verstanden haben, obwohl sie geflissentlich »populär« sein sollten. Aber das ist 

keine Schande. Für die zahlreichen Theologen war es ein »Ohren- und Gehirnschmaus«. Im Übrigen 

ist dieser Professor Althaus vielleicht der kommende theologische Führer der Altgläubigen im Kampf 

gegen die religiösen Sozialisten, gegen die »Schwärmer und Wiedertäufer, die Münzerianer des 20. 

Jahrhunderts«! Es ist gut, die Stellung auch unserer theologischen Gegner bei solchen Vorpostenge-

plänkeln kennen zu lernen. Bis zur entscheidenden Auseinandersetzung werden auch unsere theolo-

gischen Waffen gegen diese Fronten fertig sein. 

Alles in allem: 

Es ist ein großer Glaube notwendig, um an der Zukunft unserer Kirche nicht zu verzwei-[102]feln. 

Ich habe diesen Glauben. Eines aber ist sicher: Das Evangelium wird unser Volk und die Völker nur 

dann zu den großen Aufgaben der Zukunft tüchtig machen können, wenn eine neue Generation von 

kirchlichen Führern herangewachsen sein wird, die ganz anders von dem Worte, das Gott zu unserer 

Zeit spricht, ergriffen und erfüllt sind als wir. 

Wir bereiten dieser neuen Generation nur die Wege, räumen Schutt weg, verbrennen Unkraut auf 

ertraglosen Äckern, lesen die Steine der Vergangenheit und Schuld unserer christlichen Kirchen von 

den brachliegenden Feldern der Seelen und wir werden Furchen ziehen, pflügen, tief aufreißen den 

Boden, damit die Saat, die nach uns gesät werden wird, Frucht bringen kann aus der Tiefe. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 28 vom 13. Juli 1930, S. 219-220. 
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17. Erwin Eckert, Brief an den Präsidenten des Deutschen Evangelischen Kirchentages 

Als Mitglied des Deutschen evangelischen Kirchentages habe ich versucht, mich als Gast der Gruppe 

2, Prälat Schoell, anzuschließen, um dadurch in dauerndem Kontakt mit der durch die Gruppen in 

den Ausschüssen geleiteten Arbeit des Kirchentages zu sein. 

Die Gruppe des Herrn Prälaten Schoell hat es abgelehnt, mich auch nur als Gast in ihre Reihen auf-

zunehmen. 

Einer der anderen Gruppen kann ich nicht beitreten, weil mich von der Gruppe 1 die politische Ein-

stellung ihrer Führer und Mitglieder, von der Gruppe 3 auch meine dogmatische Stellung trennt. 

Ich möchte nach den Erfahrungen mit meiner Bitte, in die Gruppe 2 aufgenommen zu werden, nicht 

noch einmal versuchen, an eine der bisher bestehenden Fraktionen des Kirchentages Anschluß zu 

gewinnen. Ich glaube, daß mich keine der beiden zuletzt genannten Gruppen in ihren Reihen wird 

brauchen können. Es bestehen zu große grundsätzliche Unterschiede zwischen der Einstellung der 

religiösen Sozialisten, die ich auf diesem Kirchentag vertrete, und der Auffassung der anderen kir-

chenpolitischen Richtungen. 

Ich darf Sie aber, Herr Präsident, bei dieser Sachlage bitten, mir jeweils dann, wenn Sie den drei 

bestehenden Fraktionen für die Verhandlungen des Kirchentags wichtige Unterlagen und Vorlagen 

machen müssen, auch mich benachrichtigen zu lassen, obwohl es uns nicht gelungen ist, aus der Reihe 

der religiösen Sozialisten schon diesmal einige Delegierte zum Kirchentage schicken zu lassen, die 

eine eigene Fraktion bilden könnten. 

Mir vorzüglicher Hochachtung. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 28 vom 13. Juli 1930, S. 221. [103] 

18. Erwin Eckert, Kann die evangelische Kirche erneuert werden? Rede, die Eckert auf dem 

deutschen evangelischen Kirchentag nicht halten konnte, weil dessen Mehrheit unter Zustim-

mung des Präsidenten ihm das Wortdurch einen Antrag auf Schluß der Debatte entzog* 

Meine Herren! Ich werde gegen die vom Kundgebungsausschuß vorbereitete Erklärung des Kirchen-

tags zur Kirchenfrage stimmen, weil ich auch den Schein vermeiden mochte, als ob wir religiösen 

Sozialisten von einer solchen Kundgebung, die das Recht und die Kraft der protestantischen Kirche 

zur Kirchenbildung in der Vergangenheit betont, ihre Verdienste rühmt und zur kirchlichen Treue 

auffordert, irgendetwas Wesentliches für die Erneuerung der Kirche erwarten. 

Sie wollen durch diese Kundgebung den Status der verfaßten Kirche erhalten, von der Sie sagen, daß 

sie die gleiche Kirche sei wie die in der Reformationszeit aus Gottes Mitten gewordene »Communio 

Protestantismus« (Gemeinschaft der Protestanten). Wir sind der Auffassung, daß sich die Zeit vorbe-

reitet, in der die Kirche, die ganze Kirche Christi – die »Communio Sanctorum« (Gemeinschaft der 

von Gott Gerufenen) – erneuert werden muß. Wir hoffen nicht eine neue Kirche, sondern eine neue 

Gestaltwerdung der Kirche des Evangeliums. 

Vielleicht führt die Neuordnung des religiösen Lebens zu einer Entkirchlichung des Christentums 

überhaupt, dazu, daß die Kirche als besondere Organisation aufhören wird, um als tiefste geistige 

Funktion der Gesellschaft wieder in Erscheinung zu treten. 

 
*  Deutliche Kritik am Verhalten gegenüber Eckert übte Martin Rade in der »Frankfurter Zeitung« (Reichsausgabe 

vom 6. Juli 1930, S. 13): »Der rein bürgerlich zusammengesetzte Kirchentag hätte, wenn ihm an einer lückenlo-

sen Volkskirche liegt, diesen einen Vertreter marxistischer Kreise besonders herzlich willkommen heißen, ihm 

besondere Aufmerksamkeit widmen müssen.« Inzwischen (2022) liegt eine Deutung dieser Rede durch den The-

ologieprofessor Gert Wendelborn/Rostock vor. In: Manfred Weißbecker (Hrsg.), Anstöße-Erträge-Spiegelun-

gen. Ein Lesebuch von und für Friedrich-Martin Balzer, Marburg 2015, S. 49-60[d. Hrsg.] 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 82 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

Nicht von den verfaßten Kirchen, sondern von Gott selbst her wird das Evangelium nach dem Sturm 

und Wetter der Revolutionierung unseres heutigen Wirtschafts- und Gesellschaftslebens, das faul und 

gerichtet ist, unter die Menschen, in die Seelen der Menschen, fallen, wird Christus, der auferstandene 

Herr der Menschheit, sein Reich, seine Kirche als eine Gemeinschaft im Geist und in der Wahrheit 

bauen. 

Sie werden fragen, woher uns diese Gewißheit gegeben wird. Wir versuchen Gottes Weg und Absicht 

im Gebet zu begreifen. Wir sehen in den Krisen des Bestehenden, in den Anfängen des Neuen seine 

Hand. 

Wir sehen den Zusammenbruch der griechisch-katholischen Kirche, sehen das krampfhafte Bemühen 

der römisch-katholischen Kirche, durch Organisationsausbau, durch gesetzliche Positionssicherun-

gen, durch Konkordate, durch Spezialausbildung von Apologeten, ja durch ein Umbiegen der revo-

lutionären Kräfte und durch Zugeständnisse des Zentrums an die neue Zeit sich an der Macht zu 

halten. Wir sehen die Krisis unserer Kirche, ihre Krankheiten, ihre Versuche, sich in ihrer, in den 

Anfängen der bürgerlichen Kulturepoche gewordenen, besonderen Art zu erhalten, sich durch inter-

nationale Zusammenschlüsse und durch politische Spezialparteien zu sichern. 

Wir sehen die gefährlichen Versuche der christlichen Kirchen in allen Ländern, sich aufs Neue mit 

der bürgerlich-kapitalistischen Welt- und Lebensauffassung, mit dem Faschismus, [104] zu verbin-

den, die bürgerliche Kultur im Namen des Christentums und der Menschlichkeit zu verteidigen!! 

Diese Tatsachen lassen uns manchmal daran irrewerden, ob die Kirche überhaupt noch eine große 

und wichtige Bedeutung für die Zukunft hat. Wir wissen aber auch in diesen Zweifeln von der Not-

wendigkeit der in Christus geoffenbarten Wahrheit, wissen, daß jede neue Gesellschaft, die Gemein-

schaft sein will, nur sein wird, wenn sie aufgebaut ist auf der Freiheit der in Christus aus Gottes Gnade 

erlösten, zu Opfer und Hingabe bereiten Menschen. 

So wie durch den Kampf und den Sieg der unter der heutigen Ordnung der Wirtschaft und des Lebens 

leidenden, zum Bewußtsein ihrer Aufgabe erwachenden Massen das äußere Leben umgestaltet und 

nur das, was wirklich lebenswert ist, aus der Vergangenheit und Gegenwart bleiben wird, so wird 

auch das religiöse Leben und seine Form sich ändern und nur das bleiben, was von Gott ist und Kraft 

hat, der großen Aufgabe der innersten Gemeinschaftsbildung zu dienen. 

Wenn wir darum unserer Kirche eine Aufgabe und eine Bedeutung für die Zukunft zuweisen wollen, 

dann müssen wir entschlossen jede auch nur scheinbare Verbindung unserer Kirche mit den politi-

schen und wirtschaftlichen Interessen und Kulturverbänden der bürgerlich-individualistischen Welt 

abbrechen. 

Die Kirche sollte in unserer Zeit das Evangelium von der Geborgenheit des Menschen in Gott, von 

der Erlösung des Menschen durch Christus, von der Gemeinschaft aller Menschen, von dem Frie-

densreiche Gottes rein und lauter verkündigen, die Seelen bereit machen zur Umgestaltung der ge-

genwärtigen Verhältnisse, welche den Forderungen lebendiger christlicher Frömmigkeit direkt wi-

dersprechen. Die Seelen der Christen unserer Tage sollten bereit sein oder bereit gemacht werden zur 

Überwindung der individualistisch-kapitalistischen, auf römisch-heidnischer Rechtsordnung beru-

henden Eigentumsverhältnisse, bereit zum gemeinwirtschaftlichen System, zur planmäßigen Wirt-

schaft, die nicht /S. 226 um des Profits, sondern um der Bedürfnisse der Menschen wegen da und 

notwendig ist. Bereit sein sollen die Seelen der Christen unserer Tage zur Überwindung des Natio-

nalismus, nicht durch die Aufhebung oder die Verneinung der Wesensart auch unseres Volkstums, 

sondern dadurch, daß die Kirche ein entschiedenes Wort sagt gegen die Gesinnung, die auch in un-

serem Lande mit neuen Kriegen nicht nur rechnet, sondern neue Kriege für notwendig und zum 

Schicksal unseres Volkes gehörig bezeichnet, die so den Frieden unter den Völkern unmöglich macht. 

Wir sollten so weit in unseren Kirchen sein, daß in der Weihnachtszeit etwa ein besonderer Gottes-

dienst gehalten wird in allen evangelischen Kirchen Deutschlands, in dem die Herzen der an Christus, 

den Friedefürsten, Gläubigen zur Friedensbereitschaft und zur Völkerversöhnung aufgerufen werden 

sollen in Predigt und Gebet. 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 83 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

Es würde zu weit führen, wollte ich im Einzelnen sagen, wo und wie wir die Möglichkeit einer Er-

neuerung unserer Kirche sehen. 

Wir hätten es für besser gehalten, wenn der Kirchentag zu dieser schwierigen und ungeklärten Frage 

geschwiegen und in der Stille Wege gesucht hätte, die aus dem Dickicht und der Wirrnis der Zeit 

heraus in die Zukunft führen. Für Ihre Kundgebung, meine Herren, ist es schon zu spät und für einen 

Aufruf in unserem Sinne noch zu früh! 

Aber Sie meinen, es sei die Gelegenheit günstig; die Erinnerung an das Augsburger Bekenntnis gebe 

eine gute Grundlage, das Kirchenvolk des 20. Jahrhunderts zur Treue an die [105] Kirche dieses 

Bekenntnisses zu ermahnen. Ich halte es geradezu für gefährlich, die Erinnerung an Augsburg mit 

der beabsichtigten Kundgebung zu verbinden. Das Augsburger Bekenntnis war vor 400 Jahren trotz 

aller Einschränkungen, die man bei dieser Feststellung machen muß, eine Tat. Ihre Kundgebung aber 

ist weder ein Bekenntnis noch eine Tat; sie ist der Ausdruck der gemeinsamen Sorge der bürgerlich-

konservativen und liberalen Fraktionen dieses Kirchentags um den Bestand und den Umfang der ver-

faßten Kirche. 

Gestatten Sie mir einige Fragen: 

An wen wendet sich die von Ihnen vorgeschlagene Kundgebung? 

An die Kirchenglieder, die schon ohnedem sich aus Tradition und persönlichem Bedürfnis zur Kirche 

halten? Wollen Sie die Kirchentreuen besonders anfeuern zu noch größerer Kirchlichkeit? Das kann 

nicht Ihre Absicht sein, denn dazu braucht es nicht den deutschen evangelischen Kirchentag! 

Oder wenden Sie sich an die breiten Schichten in unserer Kirche, die zwar die Kirchensteuer noch 

zahlen, aber keinen inneren, nicht einmal einen traditionellen Anteil an dem Leben der Kirche und 

an den von ihr angebotenen Heilsgütern nehmen? Wenden Sie sich an diese Schichten, die sich aus 

Gewohnheit, aus bürgerlichen Reputierlichkeitsrücksichten und aus einem noch nicht überwundenen 

Trägheitsmoment heraus zur kirchlichen Organisation zählen, die ihre Kinder taufen und konfirmie-

ren lassen, die kirchliche Trauung und Beerdigung als feierliche Formen, ohne die man in Verlegen-

heit kommen würde, hinnehmen und fordern? Glauben Sie, daß auch nur einer aus dieser Masse sich 

durch Ihre feierliche Kundgebung wird in seiner Einstellung beeinflussen lassen, daß auch nur einer 

den tieferen Sinn der Kundgebung verstehen und innerlich verarbeiten wird? 

Eine dritte Möglichkeit: Sie wenden sich ad urbem et orbem (an alle Welt): an die katholische Kirche, 

um ihr zu sagen, daß wir nicht daran denken, uns das Recht und die Kraft zur Kirchenbildung und 

Kirchenerhaltung nehmen zu lassen; an die Freidenker zum Zeichen, daß wir fest zum Evangelium 

stehen; an den Staat, um ihm zu beweisen, daß wir auch nach der formalen Trennung von Kirche und 

Staat durch die Verfassung noch existieren? 

Sie werden sich bei ruhiger Betrachtung der tatsächlichen Situation sagen müssen, meine Herren, daß 

sich weder die katholische Kirche, noch die Freidenker, noch der Staat von einer solchen Kundgebung 

werden imponieren lassen. Sie müßten schon mit uns zusammen dafür sorgen, daß die evangelische 

Kirche die Gegenwarts- und Zukunftsaufgaben entschlossen anfaßt, etwas tut, um die Neugestaltung 

des Lebens mit durchzuführen; dann würde die katholische Kirche aufhorchen und um ihren Einfluß 

fürchten. Sie müßten den Freidenkern die Möglichkeit nehmen, daß sie mit Recht von der reaktionä-

ren Einstellung der evangelischen Kirche zu den Dingen und Aufgaben dieser Welt reden können, 

um ihnen auch Respekt vor den übersinnlichen Wahrheiten, die wir zu verkünden haben, beizubrin-

gen. Sie müßten mit uns zusammen die vollkommene, auch die finanzielle Trennung der Kirche vom 

Staate zu erreichen trachten, damit die Kirche das Gewissen unserer Zeit auch dem gegenwärtigen 

Staate gegenüber sein könnte. 

Eine zweite Frage! Was verstehen Sie unter Treue zur Kirche? Sie müssen darunter dem ganzen Sinn 

der Kundgebung nach verstehen die energische Zustimmung zu der Art des heutigen kirchlichen Be-

triebs, die »Kirchlichkeit«, die sich nicht nur im regelmäßig besuchten Gottesdienst, in der kritiklosen 

Zustimmung zu allen Maßnahmen des geistlichen Regiments und der [106] periodischen Teilnahme 
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am Abendmahl zeigt, sondern auch darüber hinaus die Mitgliedschaft in den kirchlichen Verbänden 

und Vereinen für ein Zeichen besonderer Frömmigkeit hält. 

Es ist traurig, daß der Normal- und Idealtyp des kirchentreuen Christen im evangelischen Bund, im 

Gustav-Adolf-Verein, im Männerverein auch Mitglied sein soll. Seine wirtschaftlichen Interessen 

vertritt er ohne Anmaßung und in gemäßigter Weise im evangelischen Arbeiterverein, in der christ-

lichen Gewerkschaft, seine politischen Rechte aber in der Deutschnationalen Partei oder neuerdings 

im Christlich-Sozialen Volksdienst. Sein internationales Verständnis erweist sich im »Verein für das 

Auslandsdeutschtum«. Selbstverständlich tritt er für die Konfessionsschule ein, für dieses »letzte 

Bollwerk des Christentums gegen den Unglauben«. Der kirchentreue Mann, die kirchentreue Frau ist 

selbstverständlich antisozialistisch und überzeugt davon, daß Gott ein für alle Mal die auf dem heili-

gen Recht der Persönlichkeit aufgebaute Privatwirtschaft, »das heilige Privateigentum«, vor allem 

Umsturz bewahrt wissen will. 

Eine dritte Frage. Warum wehren Sie sich so ausdrücklich dagegen, daß evangelische Frömmigkeit 

in ihrer Konsequenz die Entkirchlichung des Christentums fordere? Warum bleiben Sie auch heute 

noch, nach 400 Jahren, bei der Halbheit, die damals revolutionär und das äußerst Erreichbare gegen 

den Absolutismus des Papsttums gewesen ist, heute aber Stillstand und Rückschritt des Protestantis-

mus bedeutet, Rückschritt nämlich zu einem Liebäugeln mit dem autoritären Kirchenbegriff des Ka-

tholizismus, zu einem Liliputkatholizismus, der unsere Kirche in den bewußt evangelischen Kreisen 

um den Rest des Vertrauens zu ihr bringen muß. 

Eine vierte Frage. Können Sie hier im Rahmen der deutschen evangelischen Kirchen überhaupt spre-

chen? Wer ist die evangelische Kirche? Die kirchenpolitischen Gruppen und deren Vertreter im Kir-

chentag, die voneinander sehr verschiedene Auffassungen haben auch über das Wesen und die Auf-

gaben der Kirche? Sind die Theologen, die hier in überwältigender Mehrheit anwesend sind, die Kir-

che, und welche Gruppe unter ihnen hat den richtigen Kirchenbegriff? Welche der Theologenschulen, 

die heute lehren, ist die maßgebende? Die Vorträge der Herren Professoren auf dieser Tagung des 

Kirchentages waren so verschieden voneinander, daß man nicht weiß, wo nun die Wahrheit sei. 

/S. 227 Wem sollen wir folgen? Herrn Professor Althaus, Herrn D. Rendtorff, Herrn Präses D. Wolff 

oder Herrn Professor Brunstäd? Kann der Kundgebungsausschuß, in dem heiß um diese Erklärungen 

gerungen wurde, glauben, er sei die Kirche? 

Sind die Hunderttausende von evangelischen Christen und Kirchengliedern, die mit der gegenwärti-

gen Führung der Kirchen und der gegenwärtigen Theologie nicht im Geringsten einverstanden sind 

– nicht etwa aus Kritiklust, sondern aus lebendiger Frömmigkeit –, nicht auch Kirche?? 

Ich bezweifle, daß Sie hier im Namen der Evangelischen Kirche sprechen können. Es gibt nach meiner 

Auffassung im Augenblick überhaupt keine Stelle, die im Namen der evangelischen Kirche sprechen 

könnte. 

Aber Sie wollen die Erklärung, wie wir vorhin vom Herrn Berichterstatter gehört haben, hinausge-

ben, um inmitten des tosenden Kampfes der Interessen- und Machtgruppierungen im politisch-wirt-

schaftlichen Leben eine Insel der Zuflucht, eine Gemeinschaft im Geiste, zu ermöglichen. Sie wollen 

wenigstens dazu aufrufen. Sie sprechen darum auch in diesem Sinne von der Volkskirche, in der 

alle gleich seien, in der es kein Ansehen der Person, keine Politik [107] und keine Stellungnahme 

zu den Fragen des Wirtschaftslebens gibt. Zugleich aber nehmen Sie einstimmig Kundgebungen an 

zum Friedensvertrag von Versailles, zur Rußlandfrage, zur Ostmarkfrage, zur Rheinlandbefreiung, 

sprechen sich für den Wirtschaftsfrieden [aus], der natürlich die bestehende Wirtschaftsunordnung 

vor dem drohenden Kriegszustand retten soll. Sind das keine politischen Fragen? Ist das kein Stel-

lungnehmen zu den Fragen des Kampfes um die Art der Wirtschaft und der Ordnung unserer Ge-

sellschaft? Trotzdem, Sie wollen in der Kirche die Harmonie, die Überwindung, die Überbietung 

aller Gegensätze des sozialen Lebens; sie wollen die christliche Gemeinschaft! 

Ein schöner, großer Gedanke, unser tiefster Wunsch – die in Christus geeinigte Gemeinschaft aller, 

die guten Willens sind. 
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Aber meine Herren, es ist eine Utopie im besten Falle, von einer solchen Gemeinschaft heute in un-

serer Kirche zu reden, es ist eine Schwärmerei, eine Wunschvorstellung, die Sie in Gedanken reali-

sieren; es ist geistliche Romantik, wenn Sie davon reden. 

Sie werden mir das nicht zugestehen wollen, umso mehr, weil Sie offensichtlich die kirchliche Wirt-

schaft für sich haben. Beinahe wäre es ja auch wieder auf diesem Kirchentag zu dieser alles umfas-

senden, scheinbaren Harmonie gekommen, wenn ich nicht zu Ihrem Leidwesen da wäre und von einer 

ganz anderen Auffassung über die uns allen wichtigen Dinge gesprochen hätte. 

Im Allgemeinen ist es nämlich in unserer Kirche und innerhalb des kirchlichen Lebens im weiteren 

Sinne so, daß man keine Gegensätze mehr merkt. Die sich z.Zt. verjüngen wollende Orthodoxie und 

der sich seines geruhsamen Alters immer mehr bewußte Liberalismus treffen sich auf der mittleren 

Linie. Man ist sich theoretisch wenigstens darüber einig, daß sowohl die patriarchalisch-konservative 

Frömmigkeit des Urluthertums wie die individualistische Frömmigkeitshaltung der liberalen Sturm- 

und Drangperiode endgültig vorüber sei. Auf dem Gebiet der Lehrstreitigkeiten ist es still geworden; 

man sucht auch da einen modus vivendi (Lebensmöglichkeit); nur gelegentlich streitet man sich noch 

über das Maß des gegenseitigen Nachgebenmüssens, wobei die Liberalen regelmäßig unterliegen. 

Aber meine Herren, diese Kampflosigkeit, dieses Müdegewordensein der einst so streitbaren Theo-

logen und Parteiführer, die sich über die kirchlichen Körperschaften in Land und Gemeinde bis in das 

Kirchenvolk hineingesenkt hat, ist nicht Gemeinschaft! 

Die Einträchtigkeit der beiden großen bürgerlichen Gruppen, die scheinbare Gemeinschaft, kommt 

daher, daß beide Gruppen in Verteidigungsstellung gedrängt sind, daß neue uneingrenzbare Kräfte 

lebendiger christlicher Frömmigkeit aufbrechen, die alles in Frage stellen, was 400 Jahre lang die 

Formen der Kirche und ihre Betätigung bestimmte, was kirchliches Herkommen geworden ist. 

Täuschen Sie sich darüber nicht; wenn diese Kräfte, die heute noch sehr zerstreut, sehr gehemmt sind, 

sich zusammengefunden haben werden, in Leid und Gebet geklärt und stark geworden sind, dann 

muß auch in unserer Kirche und nicht nur in ihr der Kampf beginnen um die tatsächliche Erneuerung 

der christlichen Kirche überhaupt in allen ihren historisch gewordenen Erscheinungsformen. 

Die Träger dieses Kampfes werden nicht die Bischöfe, nicht Konsistorien, nicht die Besitzenden, 

nicht die Gebildeten, nicht das wohlanständige Bürgertum sein, nicht die Theologen und nicht die 

Gelehrten; es werden die Massen sein, die unter ihrem gegenwärtigen Schicksal körperlich und see-

lisch leiden und ins Licht drängen, und mit ihnen zusammen die Frommen, [108] die als Stille im 

Lande nichts anderes wollen, als in Demut Gottes Willen zur Erfüllung zu bringen, und auf keine 

Stimme hören, die Frommen im Lande, die es nicht mehr fertigbringen, zu der Not der Brüder zu 

schweigen und sich dabei fromm vorzukommen. 

Wir wollen nicht zu denen gehören, die vor dem Gericht Gottes, das kommen wird, auch über unsere 

Kirche kommen wird, zittern müssen, weil Sie mit offenen Ohren nicht hörten und mit sehenden 

Augen nicht sahen. Wir warnen darum, wir bitten Sie darum, nehmen Sie die Situation, in der unsere 

Kirche und alle Kirchen sind, ernster; sie ist gefährlich, und glauben Sie nicht, die ihr drohenden 

Gefahren durch Erklärungen und Aufrufe zur kirchlichen Treue, zur »Kirchlichkeit«, abwenden zu 

können. 

Man wird Gott nicht hören in dem Sturm und dem Wetter, das kommen wird und muß nach seinem 

Willen; man wird ihn nicht hören im Feuer und Erdbeben des Umsturzes – so wenig wie Elias Gott 

darin hören konnte, als sein Herz danach verlangte –, aber im sanften Sausen nach dem Sturm, in 

den Zeiten des Neubauens, wird Gott wieder reden, wird sein Evangelium aufs Neue unter die Men-

schen fallen, und es wird wieder Kirche werden – die Kirche Gottes, die Wohnung Gottes unter den 

Menschen in ihren Seelen. 

Wir halten es also, um es noch einmal zu sagen, für eine gefährliche Illusion, von Ihren Erklärungen 

eine Erneuerung unserer Kirche, eine Stärkung des kirchlichen Lebens zu erwarten. 
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Sie würden besser schweigen, aus der Vergangenheit lernen, die Fehler ausmerzen, das Kommende 

und von Gott uns Aufgetragene erkennen – und dann erst, wenn die Kirche den radikal neuen Standort 

gefunden hat, – dann reden – dann handeln. 

Das wäre ein Bekenntnis; das müßte ein Bekenntnis sein gegen die heute in der Welt Mächtigen, 

gegen die, die heute Gottes Wort unter Menschengetue verschütten, gegen die, die heute mit Gottes 

Wort Schindluder treiben und es mißbrauchen, um ihren Vorteil und ihre Macht zu sichern. 

Dann wird Bekenntnis werden zur Kirche Gottes, zur Kirche Jesu Christi, die nicht unter- /S. 228 

gehen kann, die das Leben der Menschen auch in seinen neuen Formen bestimmen wird aus dem 

Born der ewigen Kräfte des Heiligen Geistes. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 29 vom 20. Juli 1930, S. 225-228 

19. Erwin Eckert, Der deutsche evangelische Kirchentag in Nürnberg vom 26. bis 30. Juni 

1930* 

Die Stadt Nürnberg hat es sich zur Ehre gerechnet, den deutschen evangelischen Kirchentagwürdig 

zu empfangen. Fahnen an den offiziellen Stellen und an den für solche Zwecke aufgestellten Dauer-

masten. Die Sitzungen beginnen um 5 Uhr nachmittags am ersten Tage in dem akustisch miserablen 

Saal des Industrie- und Kulturvereins. Der Saal ist geschmückt, hat [109] kleine Tribünen; man ver-

steht kein Wort, wenn jemand im Saal selbst oder auf der Bühne vom Rednerpult aus spricht. Die 

später angebrachte Lautsprecheranlage macht dieses Unglück nicht besser. Man hört nun in den hin-

teren Teilen des Saales ein polyphones Rauschen, aber keine zusammenhängende Rede. 

Der Präsident des deutschen evangelischen Kirchenausschusses, D. Kapler, bescheiden und ironisch, 

fachlich und von der Schwierigkeit seiner Position berührt, eröffnet den Kirchentag. 

Der Präsident des Kirchentages wird gewählt. Wie man erfährt, haben schon vor Wochen Bespre-

chungen darüber stattgefunden, wer dazu bestimmt werden soll. Die orthodoxe Mehrheit schlägt 

Herrn Grafen Vitzthum von Eckstädt, Generalleutnant a. D., vor. Die Wahl wird durch Zuruf bestä-

tigt. Herr Graf ist zugleich auch Präsident der sächsischen Landessynode. Er kann repräsentieren, 

meint man. Das Büro wird den Abmachungen der drei Gruppen entsprechend (Positive 119, Liberale 

42, Mittelparteiler 48 Abgeordnete) durch Zuruf gewählt. 

/S. 229 Graf Vitzthum mußte noch einmal das Telegramm Hindenburgs verlesen, das stehend ange-

hört wurde, ebenso ein Schreiben der Reichsregierung, das von Dr. Wirth unterzeichnet war. Königs-

berg schickt dem Kirchentag ein Telegramm an die Stadt des letzten Kirchentagsund die Hauptstadt 

der von Deutschland abgeschnittenen Provinz Ostpreußen. Das Telegramm wird in der gleichen Art 

beantwortet. 

Dann ist die [Zeit – d. Hrsg.] der Ausschüsse; die Vorgänge dabei sind aus den letzten Nummern des 

Sonntagsblattes bekannt. 

Am Abend Festgottesdienst in der wundervollen alten St. Lorenzkirche. Landesbischof Abt zu Loc-

cum D. Marahrens-Hannover predigt. Mittelpunkt wiederum das Augsburger Bekenntnis, Rückblick 

auf die bisherigen Kirchentage in Bethel und Königsberg. Gott schweigt zu dem äußeren Jammer der 

Menschen, um sie in die Tiefe zu führen. Mit festem Glauben an die Aufgaben des Kirchentages. 

Festgottesdienste sind gefährlich; man spürt so wenig von der Nähe Gottes, wenn alles so auf be-

stimmte Anlässe abgezweckt ist. 

Abends 9 Uhr Empfang durch die Stadt Nürnberg. Der große Rathaussaal ist von Dürer ausgemalt 

und hat schon manche denkwürdigen Vorkommnisse gesehen. Bürgermeister Luppe weist darauf hin 

in seiner Begrüßungsrede, daß hier in dem Saal das Religionsgespräch stattgefunden hat, nachdem 

 
*  Die Berichterstattung Eckerts über den Kirchentag führte zu persönlichen Schreiben an Eckert von Martin Rade, 

Adolf Deißmann, Walter Simons und Wilhelm Freiherr von Pechmann, die versuchten, die Wogen zu glätten 

und »Mißverständnisse« aus dem Wege zu räumen. [d. Hrsg.] 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 87 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

die freie Stadt Nürnberg sich 1525 der Reformation angeschlossen hat. Gustav Adolf war in diesem 

Saal, als er der Stadt gegen Wallenstein zu Hilfe kam. Der Bürgermeister sagte ein sehr gutes und 

kluges Wort in seiner Rede: 

»Wir wissen, daß es in der Entwicklung unseres Volkes von entscheidender Bedeutung ist, wie weit 

es gelingt, den inneren Menschen umzugestalten. Wir fragen zu viel nach der äußeren Gestaltung: 

Entscheidend ist, wie die Menschen selbst sind, ob uns sittliche Kräfte zur inneren Erneuerung zur 

Verfügung stehen. Dazu müssen die Kirchengemeinschaften helfen im Interesse des ganzen deut-

schen Volkes«. 

Die Antwort des neugewählten Präsidenten war ein vollkommenes Versagen, eine verpaßte Gelegen-

heit. Aber man kann von einem Dornbusch keine Feigen lesen und von Graf Vitzthum von Eckstädt 

keine Rede erwarten, die etwas Wichtiges und Neues sagt. An dem der Begrüßung folgenden be-

scheidenen Imbiß nahm ich nicht teil, weil mich die Verhandlungen des kommenden Tages sehr be-

schäftigten. 

[110] Der Präses der Rheinischen Provinzialsynode D. Wolff hielt am Freitag, 27. Juni, den entschei-

denden Vortrag des Kirchentags, der von Anfang an darauf angelegt war, sich in einem Aufruf zu 

entschiedener Kirchlichkeit zu verdichten. Die abgedruckte »Kundgebung des Kirchentages zur Kir-

chenfrage« ist darum auch die Disposition dieser Rede. Präsident Kapler erstattete in Anlehnung an 

die gedruckte Vorlage den Tätigkeitsbericht des deutschen evangelischen Kirchenausschusses*: Kul-

turelle Reichsgesetzgebung, kirchliche Versorgung der Auslandsdeutschen, Anschluß der Riogran-

denser Synode (Brasilien), Stockholmer Weltkirchenkonferenz, Initiative des Herrn Präsidenten Kap-

ler in der Frage einer Kundgebung gegen die Christenverfolgung in Sowjetrußland, die von der ame-

rikanischen Sektion übrigens nicht mitgemacht wurde, Notwendigkeit der Kirchenpolitik, das waren 

die Punkte, die besonders betont wurden in seiner kurzen Rede. Generaldebatte. Der frühere Reichs-

minister Koch hofft immer noch auf die Konfessionsschule, dankt Kapler für die Kundgebung. Die 

Rheinlandräumung sei leider noch nicht vollkommen. Versailles verelendet unser Volk, vergiftet die 

Völkerbeziehungen. Generalsuperintendent Schian, Breslau: Die Kirche hat sich für die Aufwertung 

eingesetzt. Zu begrüßen, daß der Ausschuß sich auch mit den sozial- und sexualethischen Fragen 

beschäftigt hat und sich gegen den Kulturbolschewismus wehrt. 

Reichsgerichtspräsident a. D. Simons gehört in die gleiche Front. Der Staat muß die Kirche mehr als 

bisher stützen. Konkordat. Reichsschulgesetz. Strafgesetzgebung im Sinne des hergebrachten Straf-

vollzugs. Die Rheinlandräumung wird das Verbieten kirchlicher Trauerkundgebungen wegen des 

Versailler Vertrages durch die interalliierte Kommission unmöglich machen. Am Nachmittag sind 

 
*  Es wäre an der Zeit, über die Tätigkeit des deutschen Evangelischen Kirchenausschusses unter Hermann Kapler 

im Falle Eckert mehr zu erfahren. Fest steht, daß der Deutsche Evangelische Kirchenausschuß das öffentliche 

Auftreten Eckerts nach seiner Entfernung aus dem Dienst überwachen ließ und Stenographen mit der Mitschrift 

von Eckerts Reden beauftragte, die vertraulich an die obersten Kirchenbehörden der im Deutschen Evangeli-

schen Kirchenbund zusammengeschlossenen Landeskirchen verschickt wurden. Gegen diese »Hetze eines frühe-

ren Geistlichen einer deutschen evangelischen Landeskirche« sei mit dem Strafgesetzbuch nur schwer entgegen-

zutreten, da bisher nicht bekannt geworden sei, »daß die fälschliche Beilegung des Titels von Eckert selber 

nachweislich ausgeht.« Kapler fordert daher am 23. Februar 1932 den Evangelischen Oberkirchenrat in Karls-

ruhe auf, »geeignete Sicherungsmaßnahmen auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten zur Bekämpfung 

politischer Ausschreitungen vom 28. März 1932« zu veranlassen. Diese Aufforderung blieb nicht erfolglos, da 

zahlreiche Auftritte Eckerts in ganz Deutschland verboten wurden, während der bereits 1925 entlassene Pfarrer 

Münchmeyer sein Unwesen als Reichsagitator der NSDAP, auch in der Badischen Landeskirche, unbehindert 

als »Pfarrer« fortsetzen konnte. In einem Schreiben des Badischen Landespolizeiamtes an den Reichsminister 

des Innern, Wilhelm Groener, vom 16. März 1932 hieß es: »Das Reichsinnenministerium hat das Vorgehen des 

SPD-Ministers Maier als vorbildlich empfunden und um dem Genossen Eckert im ganzen Reich das Wort zu 

verbieten, hat er diesen Erlaß des SPD-Ministers Maier und den Bericht des Polizeiamtes an alle Länderregie-

rungen weitergegeben. Sofort hat die bayerische Regierung ihre Ämter verständigt, worauf dem Genossen Eckert 

in einer Versammlung in Schweinfurt am 2. Märzverboten wurde zu sprechen. Es ist nach den ganzen Umständen 

unwahrscheinlich, daß der Vorgang von hier aus der kommunistischen Presse bekannt geworden ist.« Das 

Schreiben ist im Bundesarchiv, Abteilung Potsdam. Alle diesbezüglichen Unterlagen befinden sich als Kopie im 

PAB. [d. Hrsg.] 
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die ersten Ausschußsitzungen. Ich gehe in den Kundgebungsausschuß, weil ich annehme, daß dort 

die für den kommenden Tag angekündigte Kundgebung wegen der Christenverfolgung in Rußland 

und die Kundgebung gegen die Freidenker vorbereitet würden. Aber ich hatte mich getäuscht. Es 

wurde in sehr lebendiger Aussprache die Kundgebung zur Kirchenfrage behandelt, auch in einer be-

sonderen Sitzung am Abend. Bei dem Gemeindeabend [111] in der städtischen Festhalle sprach Pro-

fessor Brunstäd, Rostock, über »Die bekennende Kirche«. Auch dieser »populäre« Vortrag wurde, 

wie mir Genossen, die in diesen Gemeindeabend gegangen waren, um einen unserer entschiedensten 

Gegner zu hören, von einem ganz kleinen Teil der sehr zahlreichen Anwesenden verstanden. Im Üb-

rigen muß festgestellt werden, daß selbst Professor Brunstäd die ungeheure Problematik, in der unsere 

Kirche zu ertrinken droht, heute bedeutend klarer sieht als vor Jahren und daß sein Vortrag eher eine 

Diskussionsmöglichkeit über das, was geschehen muß in und von unserer Kirche, bilden kann als 

alles, was sonst auf dem Kirchentag in Nürnberg gesprochen worden ist. Samstagvormittag waren 

Sitzungen der Ausschüsse. Nachmittag die Rußlandkundgebung. 

Zu dem bereits hierüber gesagten ist noch nachzutragen, daß Professor D. Deißmann, Berlin, in sei-

nem Schlußwort versuchte, die Wogen der Empörung zur Ruhe zu bringen. Er sprach von dem sittli-

chen Ernst meiner Ausführungen, von den Herztönen, die er trotz der durch meine Jugend (!) ja be-

greiflichen agitatorischen Form herausgehört habe aus dem von mir Gesagten. Aber eigentlich habe 

ich ja nichts die Kundgebung Entkräftendes gesagt. Die Forderung der Buße und der Umkehr der 

Kirche sei auch in dem von ihm verlesenen Wortlaut der Kundgebung zu finden. Die griechisch-

katholische Kirche habe immerhin den russischen Massen eine geistige Haltung gegeben. Er unter-

malte das durch die Erzählung persönlicher Erlebnisse auf seinen Orientreisen. 

Kein Wunder, daß dem Herrn Präsidenten die Replik des Herrn Professor D. Deißmann zu wenig 

energisch war, wie er am Montag bei der Eröffnung der Sitzung feststellte. Wenn wir auch nichts 

oder nicht viel von Leuten wie Professor Deißmann erwarten können für unsere Bewegung, er gehörte 

zu den wenigen Abgeordneten des Kirchentages, die unserem Kampf gerecht zu werden versuchten. 

Am Abend war die große öffentliche Kundgebung auf dem Hauptmarkt mit seinem herrlichen Brun-

nen und den alten Häusern, die ihn umrahmen. Präses D. Wolff sprach auch hier von dem Recht und 

der Aufgabe der evangelischen Kirche zur Kirchenbildung und Kirchenerhaltung, von der Notwen-

digkeit echter Kirchlichkeit. 

Sonntag: Enthüllung des Gustav-Adolf-Denkmals in Lichtenhof und Einweihung der Gustav-Adolf-

Kirche. 

25 Festgottesdienste mit auswärtigen Predigern. Ausflüge nach Neuendettelsau und in die fränkische 

Schweiz mit Autos. 8 Uhr Festvorstellung im Schauspielhaus »Luther auf der Wartburg« 

Montag: Schlußsitzung. 

Graf Woldemar Vitzthum von Eckstädt verliest einen »Gruß an die Westmark«. D. Stange begründet 

die »Kundgebung zur Kirchenfrage«. Das Übrige ist bekannt bis zu meinem Weggang aus dem Saal. 

Nach den Zeitungsberichten wurde dann noch die Auslandsarbeit des Kirchenausschusses betont, 

vom Schulausschuß über die Wichtigkeit der deutschen Familie gesprochen gegen /S. 230 die Ver-

einsgefahr. »Das deutsche Haus mit der deutschen Bibel ist die einzige Quelle der Erneuerung, der 

einzige Schutzwall gegen den Bolschewismus!« Front zu machen sei gegen die Säkularisationsbe-

strebungen (Verweltlichung) auch auf dem Gebieten des Schulwesens. Der Deutsche Evangelische 

Kirchenausschuß wird gewählt, der die eigentliche ununterbrochene Arbeit des Kirchenbundes leis-

tet. Er hat folgende Zusammensetzung: 

[112] D. Adams, Behrens, D. Barth, D. Fischer-Berlin, D. Herz, D. Ihmels, D. Michaelis-Bethel, D. 

Paula Müller-Otfried, D. Frhr. v. Pechmann, D. Preiser, D.-Berlin, D. Rendtorff, D. Schäfer, D. 

Schoell, D. Simons, D. Titius, Graf Vitzthum von Eckstädt, D. Wolff-Aachen. 

Wir sind gespannt, was dieser Ausschuß für die kommende Tagung des Kirchentages in drei Jahren 

vorbereiten wird. Seine Zusammensetzung berechtigt uns zu allen möglichen Befürchtungen. 
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Über die Arbeitslosenfrage spricht ausgerechnet Reichsminister a. D. Koch im Auftrag des sozialen 

Ausschusses. Nicht Unterstützung der Arbeitslosen, sondern Arbeitsbeschaffung. Eine Entschließung, 

die niemand zu leid verfaßt ist und in der die Wirtschaftsdemokratie, die »gemeinsame Arbeit der 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer« begrüßt wird, um der Arbeitslosenfrage Herr zu werden, wird ein-

stimmig angenommen. Man weiß nicht recht, ist es Unwissenheit oder Heuchelei, die den Kirchentag 

in einer Zeit der schlimmsten Wirtschaftskämpfe von der »gemeinsamen Arbeit der Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer zur Lösung der Arbeitslosenfrage« reden läßt, in einer Zeit, in der die bürgerlichen 

Parteien alle Sicherungen gegen die Arbeitslosennot abbauen wollen und die Phrase von der Arbeits-

beschaffung nur dazu dienen soll, die Löhne zu drücken und Arbeitsbedingungen zu rechtfertigen, die 

das Proletariat noch mehr auszubeuten erlauben, als es bisher schon geschieht. Dieser deutsche evan-

gelische Kirchentag und sein »sozialer Ausschuß« haben kaum eine Ahnung von der Furchtbarkeit der 

Lage, sie beruhigen sich mit der Hoffnung, daß es den besitzenden Schichten gelingen wird, die kapi-

talistische Wirtschaftsordnung auch über die gegenwärtige schwierigste Krisis auf Kosten der Arbei-

terklasse hinüberzuretten, und daß die Kräfte des Evangeliums die Arbeitslosen »vor Verzweiflung« 

und »Verbitterung« bewahren werden!!! Kein Wort gegen die seelenmordende kapitalistische Wirt-

schaftsordnung, kein Wort des Glaubens, daß dieses Elend durch die Gutgesinnten geändert werden 

muß durch den Sturz dieser Gesellschaft. Wie sollte dieser Kirchentag, diese Zusammenfassung der 

kirchlichen »Crème de la Société«, es wagen, ein entscheidendes Wort zu sagen? 

Umso deutlicher begrüßt der Kirchentag »sowohl in kirchlichem wie im vaterländischen Interesse« 

die von der (bürgerlichen) Reichsregierung beabsichtigte Osthilfe und die im Gesetzentwurf vorge-

sehene Siedlung. Jawohl, Herr Pastor Mumm und Frau Müller-Otfried, beides deutschnationale, ab-

gesplitterte Führer der Reaktion, sitzen nicht umsonst im »sozialen Ausschuß«. 

Eine erfreuliche Entschließung zum Schluß. Der Kirchentag begrüßt das Gaststättengesetz und ruft 

alle Gemeinden auf, mitzuarbeiten gegen die Alkoholnot. Das wäre der einzige Antrag des Kirchen-

tages gewesen, dem auch wir hätten freudig zustimmen können. 

Die Sitzungen des deutschen evangelischen Kirchentages sind vorbei. Es gilt die kommenden Tagun-

gen vorzubereiten, es gilt vor allem, dafür zu sorgen, daß bei kommenden Kirchenwahlen die religi-

ösen Sozialisten so stark in die kirchlichen Körperschaften der einzelnen Länder eindringen, daß man 

auch aus ihren Reihen Abgeordnete in den Kirchentag entsenden muß. 

Die Erfahrungen dieses Kirchentages aber werden uns allen gezeigt haben, wie schwer unser Kampf 

ist, gezeigt haben, daß alle, die sich unter uns getäuscht haben, die glaubten, durch die Kraft des 

Wortes und der Überzeugung allein könnten wir die Kirchen umbauen und erneuern. Wir müssen 

alles daransetzen, um die tatsächliche Macht in den kirchlichen Parlamenten zu erringen. 

[113] Genossen und Freunde, an die Arbeit! Sammelt neue Leser für das Sonntagsblatt, sammelt 

Kampffonds in den Ortsgruppen, gewinnt Freunde, die sich in nimmermüder Arbeit für unsere Auf-

gabe im Betrieb, im Büro, im öffentlichen Leben einsetzen. Der nächste Schritt aber, der auf unserem 

Wege getan werden wird in dieser Linie, ist die Durchführung der Kirchenwahlen in Württemberg 

im kommenden Jahre und der Wahlen in Baden im Jahre 1932. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg. Nr. 29 vom 20. Juli 1930, S. 228-230. 

20. Erwin Eckert, Unverzagt vorwärts! 

Zum fünften Mal kommen wir aus allen Gauen Deutschlands zusammen, um miteinander Rückblick 

zu halten auf die Kämpfe und Erfahrungen der letzten zwei Jahre, um die gegenwärtige Situation zu 

besprechen und die zukünftigen Aufgaben in Angriff zu nehmen. 

Die zwei Jahre seit dem Mannheimer Kongreß haben uns ein großes Stück vorwärtsgebracht; die 

Diskussion über die religiös-sozialistische Bewegung in Deutschland hört nicht mehr auf. In den 

Massen der sozialistischen Wählerschaft und in allen proletarischen Zweckorganisationen, nicht nur 

in den politischen Parteien, sondern auch in den freien Gewerkschaften, in den sozialistischen 
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Kulturverbänden, weiß man von den religiös-sozialistischen Genossen und ihren besonderen Aufga-

ben. Das Mißtrauen gegen sie ist im Schwinden begriffen; Parteisekretäre rufen die Wortführer der 

Bewegung, vor allem in süddeutschen Gegenden, zu Agitation und Propaganda, aber auch zu aufklä-

renden Vorträgen über unsere Bewegung. In steigendem Masse beschäftigen sich die theologisch 

interessierten Kreise im protestantischen und katholischen Lager mit uns; die bürgerliche Tagespresse 

sieht sich genötigt, über die Veranstaltungen und Maßnahmen der Bewegung zu berichten. 

Das gleichzeitige Erscheinen der neuen wissenschaftlichen »Zeitschrift für Religion und Sozialis-

mus« und des »Roten Blattes der katholischen Sozialisten« am 1. Januar 1929 hat zusammen mit der 

verstärkten Propaganda des neu gegründeten eigenen Verlags der religiösen Sozialisten mit dazu bei-

getragen, daß auch die theoretisch interessierten Kreise der sozialistischen Gesamtbewegung mehr 

als bisher auf die religiösen Sozialisten aufmerksam wurden und beginnen, sich mit ihnen auseinan-

derzusetzen. Gelegentliche Vorträge auf Pfarrerzusammenkünften, Studentenversammlungen, die 

von theologischen Fachschaften der verschiedenen Universitäten zusammengerufen waren, oder auch 

Vorträge, die von den sozialistischen Studentenorganisationen einberufen wurden, lösten lebhafte 

Debatten aus über den Weg und das Ziel der religiösen Sozialisten; sie zeigten ein wachsendes Ver-

ständnis für die Wichtigkeit unserer Sache. Freilich ist der Kampf gegen die religiösen Sozialisten 

auch schärfer und erbitterter geworden. 

Die bürgerliche Front spürt den Einbruch der religiös-sozialistischen Bewegung in die kirchliche Do-

mäne. Orthodoxie und Liberalismus fanden sich bei allen kirchlichen Entscheidungen der vergange-

nen Jahre zum gemeinsamen Abwehrkampf gegen unsere »neue Gläubigkeit«. Andererseits versu-

chen die Freidenker und die Kommunisten unentwegt das Vorhandensein [114] der religiösen Sozi-

alisten innerhalb der sozialistischen Bewegung als ein symptomatisches Verfallszeichen der verspie-

ßerten SPD zu bezeichnen, obwohl sie genau wissen, daß die religiösen Sozialisten in keiner Weise 

von der SPD abhängig noch ihr eingegliedert noch mit ihr auf Gedeih und Verderben verbunden sind. 

Mit aller Energie versucht die KPD sich die religiösen Sozialisten vom Halse zu halten; auch im 

vergangenen Jahr hat sie einige ihrer Mitglieder vor die Alternative gestellt, entweder den Bund der 

religiösen Sozialisten oder die Partei zu verlassen. Das Verhalten der Kommunistischen Partei ist 

töricht, denn unsere Freunde, die sich nicht von den Parolen areligiöser Parteifunktionäre imponieren 

lassen, halten dem Bund die Treue. Die Parole der Kommunisten »Alle entschlossenen Freidenker 

gehören in die KPD« hatte zur Folge, daß innerhalb der proletarischen Freidenkerbewegung Spal-

tungs- und Richtungskämpfe ausgebrochen sind, die jede geschlossene Aktivität der Freidenkerorga-

nisationen unmöglich machten. Wir haben uns in dieser Auseinandersetzung völlig neutral gehalten, 

obwohl die Versuchung groß war, bei dieser Gelegenheit auf die Oberflächlichkeit und rein negative 

Bedeutung der Freidenker innerhalb der sozialistischen Front hinzuweisen. 

Die Vorwärtsentwicklung des Bundes zeigt sich auch darin, daß im Berichtsjahr neue Landesver-

bände ins Leben gerufen werden konnten in Lippe und im Saargebiet. Die Zahl der Vertrauensleute 

ist sehr stark gestiegen; die Durchorganisation der Landesverbände in Orts- und Bezirksgruppen ist 

überall in Angriff genommen. 

Das Agitations- und Kampfblatt der Bewegung, das »Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes«, hat Tau-

sende von neuen Lesern gewonnen. Als Neuerscheinungen des Verlags sind folgende Broschüren an-

zuführen: 1. »Christliche Sittlichkeit und sozialistische Wirtschaft« von Professor Wünsch. 2. »Das 

religiöse Problem des Marxismus« von Dr. Dietz. 3. »Feierklänge« von Pfarrer Dr. Piechowski. 4. »Un-

schuldig verurteilt« von Pfarrer Kohlstock. 5. »Die Staatsauffassung bei Marx und Engels« von Dr. 

Dietz. 6. »Von Naumann zu den religiösen Sozialisten« von Pfarrer D. Fuchs. 7. »Der Kampf um die 

Volkskirche in Lippe« von Heinrich Schwartze. In einer besonderen Schriftenreihe der katholischen 

Freunde erschien: »Katholische Sozialisten« von Heinrich Mertens. Außerdem viele Tausend Flug-

blätter zu Kirchen- und Landtagswahlen. In den 17 Landesverbänden wurden viele hundert Vorträge 

gehalten aus dem Ideenkreis unseres Wollens. Allenthalben fanden sich die Mitglieder zusammen zu 

regelmäßigen Feierstunden und Ausspracheabenden über Teilfragen der Arbeit und der Taktik unse-

res Kreises. Den 1. Mai feierten Tausende sozialistischer Arbeiter und Arbeiterinnen in überfüllten 

Kirchen wie in Mannheim und Karlsruhe. Am 1. Mai marschierten die Religiösen Sozialisten zum 
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ersten Mal geschlossen für sich unter der roten Fahne mit dem schwarzen Kreuz im Gesamtzug der 

Arbeiterschaft. Bei zwei besonderen Anlässen sahen sich die religiösen Sozialisten vollkommen iso-

liert, bei der kirchlich-christlichen Aktion gegen »die Christenverfolgung« in Sowjetrussland und auf 

dem deutschen evangelischen Kirchentag. Über beide Situationen ist im Sonntagsblatt aufs Ausführ-

lichste berichtet worden. Es soll hier aber festgestellt werden, daß die entschlossene Stellungnahme 

des Bundes in der Öffentlichkeit nicht nur großes Aufsehen erregte, sondern auch die Zustimmung 

bisher an der Arbeit und dem Kampf des Bundes völlig desinteressierter Arbeitermassen fand. 

Der organisatorischen Konsolidierung dienten die Landesversammlungen der pfälzischen, württem-

bergischen, thüringischen, badischen und preußischen Gruppen. 

[115] In Anhalt hatten die Freunde Küsell und Richter1 mit ihren Kirchenbehörden sehr heftige Aus-

einandersetzungen, die ihnen Disziplinarstrafen einbrachten, weil sie sich dem Eindruck nicht ver-

schließen konnten, die Kirchenleitung Anhalts leiste den Stahlhelmpastoren dadurch Vorschub, daß 

gegen diese species theologorum nicht energisch vorgegangen wird, wenn sie das Kirchenvolk auf-

reizen gegen Republik und Friedensbewegung. (Paul Richter leistete Aktiven Widerstand gegen den 

Faschismus, wurde am 10.11.1941 verhaftet und starb am 10.11,1942 im KZ Dachau – FMB) 

Der badische Landesverband hatte in der Berichtszeit wichtige Kämpfe durchzustehen. Es ist ihm 

leider nicht gelungen, Professor D. Wünsch, der früher in Baden Pfarrer war, als Kandidaten unserer 

Gruppe für drei Pfarreien durchzubringen, deren Besetzung mit einem religiösen Sozialisten nach den 

letzten Wahlergebnissen zur Synode und Gemeindevertretung eine Selbstverständlichkeit sein sollte. 

Dagegen hat es das geschlossene Eintreten des Landesverbandes für Pfarrer Eckert, der wegen des 

bekannten Flugblattes der religiösen Sozialisten durch die Oberkirchenbehörde vor ein Dienstgericht 

gestellt worden war, mit erreicht, daß dieses Dienstgericht nur die Mindeststrafe einer Verwarnung 

auszusprechen bereit war. Die dienstgerichtliche Verhandlung, über die im »Sonntagsblatt des arbei-

tenden Volkes« ausführlich berichtet worden ist, soweit das bei der »Vertraulichkeit« der Verhand-

lungen möglich war, hat uns gezeigt, welche Unwissenheit selbst bei ver- /S. 235 antwortlichen kirch-

lichen Stellen auch heute noch über die Stellung des Proletariats zur gegenwärtigen Form kirchlicher 

Geschäftigkeit und Verkündigung herrscht. Interessant und wichtig ist folgender Satz aus der Be-

gründung des Urteils gegen Pfarrer Eckert: »Die Vertretung der Anschauungen der kirchenpoliti-

schen Richtung des Bundes der religiösen Sozialisten, wie sie der Angeklagte nach Obigem zu seiner 

Verteidigung dargelegt hatte, hat innerhalb der Evang.-prot. Landeskirche Badens Platz. Das Ge-

richt stellt auch fest, daß jedem Mitglied der Kirche, auch den Pfarrern, das Recht der fachlichen 

Kritik an der Kirche, ihren Einrichtungen und ihrer Betätigungsweise zusteht«. 

Im Zusammenhang mit diesem Disziplinarverfahren stand ein sehr lebhafter Kampf mit der bürger-

lich-theologischen Front. Die positiven und liberalen Geistlichen hatten sich zusammengefunden, um 

die religiösen Sozialisten in Baden als »eigentlich nicht christlich« zu desavouieren. Das Gegenteil 

dieser Absicht ist erreicht worden: weite Kreise wurden erst durch diese Auseinandersetzungen auf 

die Bewegung aufmerksam. 

Die Verhandlungen der badischen Landessynode, die vom 17. Mai bis Mitte Juni tagte, zeigten die 

Entschlossenheit vor allem der Orthodoxie, unsere Bewegung mit allen Mitteln zu diskreditieren und 

mit aller Macht zu unterdrücken. Man spürte schon den kommenden Wahlkampf des Jahres 1932 

voraus, bei dem wir alles werden aufbieten müssen, um in Baden die Herrschaft der Orthodoxie zu 

brechen. 

Der bürgerliche »Christliche Volksdienst« hat sich in Baden einen Ableger im »Evangelischen Volks-

dienst« geschaffen, der nichts anderes darstellt als den Versuch, die kirchlich-sozialen Gruppen zu-

sammenzufassen unter einem neuen Firmenschild zu politischer Betätigung, da das deutschnationale 

Abenteuer so wenig erfolgreich verlaufen ist. Stahlhelm und Nationalsozialisten suchen unter Beru-

fung auf ihr »positives Christentum«! in kirchlichen Gebäuden ihre Versammlungen abzuhalten, um 

dadurch zu dokumentieren, daß sie die eigentlichen »Führer der arischen Christenheit« seien. Gegen 
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beide Gruppen haben die religiösen Sozialisten vor allem bei den letzten Landtagswahlen auf das 

Entschiedenste Stellung nehmen müssen. Ein Flugblatt, das die christlich überzeugten Wähler zur 

Wahlbeteiligung für die sozialistischen [116] Parteien* aufrief, wurde in 120.000 Exemplaren ver-

breitet und hat große Zustimmung, vielerorts Begeisterung, ausgelöst. 

In Bayern fanden sich im vergangenen Jahr Katholiken und Protestanten zusammen zu kleinen Krei-

sen, und es ist zu hoffen, daß daraus im kommenden Jahr eine geschlossene Organisation des Lan-

desverbandes sich ausbauen läßt. Auch in Bayern zeigen sich Anfänge eines scharfen Gegensatzes 

zwischen religiösen Sozialisten und kirchlicher Führung. 

Die religiösen Sozialisten der drei Hansestädte haben sich in der Hamburger Geschäftsstelle eine 

Zentrale geschaffen, von der aus Propaganda und Arbeit des Bundes geleitet wird. 

In Hessen geht unsere Bewegung entschieden vorwärts, das Verhältnis zur Sozialdemokratischen 

Partei ist das denkbar beste. Selbst bürgerliche kirchliche Kreise bringen unserer Aufgabe und unse-

rem Kampf dort Verständnis entgegen und beginnen sich loszulösen von ihren bisherigen Bindungen. 

In Frankfurt a. M. fanden Kirchenwahlen statt. Es gelang uns, in die Körperschaften der Paulskirche 

einige Vertreter zu schicken, die der übergroßen Mehrheit gegenüber einen schweren Standpunkt 

haben, den sie mit Tapferkeit und Entschlossenheit zu wahren wissen, vor allem gegen die Absicht, 

in der Frankfurter Kirche faschistische Gesinnung mit christlicher Scheinfrömmigkeit zu verkleiden. 

In der Pfalz haben die religiösen Sozialisten in der im April dieses Jahres abgehaltenen Landessynode 

einen nicht leichten Kampf gegen die geschlossene bürgerliche Front der Positiven und Liberalen 

auszufechten gehabt. Auch in der Pfalz geht es vorwärts, obwohl gerade dort mit der nationalsozia-

listischen Seuche schwere Kämpfe bevorstehen. 

Die preußischen Freunde hatten eine energische Auseinandersetzung mit den Freidenkern, die sich 

anstrengen, eine stärkere Beeinflussung des Parteiapparates durch die religiösen Sozialisten zu ver-

hindern. Es hat den Anschein, als ob diese außerordentlich heftigen Auseinandersetzungen den Par-

teivorstand der SPD dazu veranlassen werden, auf dem nächsten Parteitag die Frage nach der Zuge-

hörigkeit bewußt christlicher Genossen zur Partei zu diskutieren und zu beantworten. Wir nehmen 

an, daß der Parteivorstand die Regelung dieser wichtigen Angelegenheit im engsten Kontakt mit un-

serem Bund treffen wird. Die bürgerlichen Blätter haben selbstverständlich unsere scharfe Kampfan-

sage gegen die Freidenker benutzt, um ihrer Freude Ausdruck zu geben über unseren Gegensatz zur 

Sozialdemokratischen Partei. Es soll auch an dieser Stelle betont werden, daß unser Kampf gegen die 

Freidenker in keiner Weise etwa ein Kampf gegen die Partei ist, der wir zum großen Teil angehören, 

sondern ein Kampf um unsere Selbstbehauptung innerhalb der Partei den Freidenkern gegenüber. Die 

bürgerlichen Gruppenhaben gar keinen Anlaß, sich über den Familienstreit innerhalb der sozialisti-

schen Bewegung sehr zu freuen; wir haben und werden nicht vergessen, daß wir auch mit den Frei-

denkern zusammen in einer geschlossenen Front gegen die bürgerlich-kapitalistische Welt stehen. 

[117] In dem weiten Gebiet des preußischen Landesverbandes haben sich im Lauf des vergangenen 

Jahres in den verschiedensten Teilen neue Gruppen gebildet, die unsere Sache vorwärtstragen. 

An den Gemeindekirchenwahlen in Preußen konnte der Bund sich noch nicht geschlossen beteiligen, 

weil die organisatorischen Voraussetzungen hierzu weithin gefehlt haben. Es mußte uns genügen, 

durch die Presse und durch einen Aufruf auf unsere Absicht hinzuweisen, die wir für die Umgestal-

tung des kirchlichen Lebens haben. Bis zu den nächsten Kirchenwahlen allerdings sollte auch in 

Preußen die Vorarbeit soweit geleistet sein, daß Aussicht auf einen durchschlagenden Erfolg bei einer 

Wahlbeteiligung besteht. 

 
*  Bei den Reichstagswahlen am 14. September 1930 lehnte die SPD in Baden ab, ein Flugblatt des Bundes, das 

zur Wahl von »sozialistischen Parteien« auffordert, zu verbreiten. Das Schreiben beklagt in dem Flugblatt »eine 

gewisse Unentschiedenheit«, weil es nicht ausschließlich zur Wahl der SPD aufriefe. Auf die kommunistische 

Partei sollte vom Bund der religiösen Sozialisten keine Rücksicht genommen werden, da ein praktizierender 

Pfarrer »überhaupt nicht in die kommunistische Partei aufgenommen würde«. Schreiben von Georg Reinbold 

vom 14. September 1930. In: PAB. [d. Hrsg.] 
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Der preußische Landesverband nahm bei den Konkordatsverhandlungen Gelegenheit, sich gegen den 

Abschluß jedes Konkordats zu wenden bei allem Verständnis für den Zwang, der durch die Koalition 

der SPD mit den bürgerlichen Parteien auf den Abschluß eines Konkordats hindrängte. 

Im Rheinland, vor allem in Köln, läßt sich die reibungslose Zusammenarbeit zwischen katholischen 

und evangelischen Sozialisten in der Partei und in der Öffentlichkeit konstatieren, was ein verhei-

ßungsvolles Zeichen für die Zukunft sein kann. 

Lippe, der jüngste Landesverband unseres Bundes, hat in der Auseinandersetzung mit der dortigen, 

durchaus reaktionären Landeskirche eine Volkskirche organisiert im vergangenen Jahr, deren Mit-

glieder sich zu besonderen Gemeinschaftsstunden, Vorträgen und öffentlichen Veranstaltungen zu-

sammenfinden, der Versuch einer religiös-sozialistischen Freikirche innerhalb des landeskirchlichen 

Verbandes. Man kann gespannt sein, wie diese Form der Auseinandersetzung sich im kommenden 

Jahr auswirken wird. 

/S. 236 Die Hemmungen, die in Sachsen unserer Bewegung vorab durch die areligiöse Einstellung 

der meisten Parteizeitungsredakteure entstehen, werden durch die zähe und unermüdliche Arbeit un-

serer Freunde langsam überwunden, wenn auch das Mißtrauen besonders in der sächsischen Arbei-

terschaft sehr groß ist gegen alles, was mit Religion und Kirche noch irgendwie Zusammenhang hat. 

Eine groß angelegte Agitation unter den sächsischen Geistlichen wird hoffentlich den erwünschten 

Erfolg einer intensiven Beschäftigung der theologischen Kreise mit unserer Sache haben. 

Die Verhandlungen des Thüringer Landeskirchentags über die Dotationen des Staates an die Landes-

kirche haben unseren Freunden dort Gelegenheit gegeben, sich aufs Neue eindeutig für die Trennung 

von Staat und Kirche einzusetzen und einen praktisch gangbaren Weg zur Liquidierung des gegen-

wärtigen Abhängigkeitsverhältnisses zu zeigen. Auch in Thüringen haben die Gegensätzlichkeiten 

der obersten Kirchenbehörde gegen unsere Wortführer sich verschärft. Der Landesoberpfarrer ver-

suchte sogar den Genossen Pfarrer Fuchs gegen den Genossen Pfarrer Eckert bei dessen Disziplinar-

verfahren auszuspielen. Es scheint überhaupt ein besonderes Anliegen der Kirchenbehörden zu sein, 

sich untereinander zu verständigen, wenn ein Angriff gegen einen der Wortführer der Bewegung 

durchgeführt werden soll und durch krampfhaft betonte Unterschiedenheiten angeblich grundsätzlich 

verschiedener Ansichten in unserem Bund Spaltungen und Gegensätzlichkeiten innerhalb unseres 

Bundes provozieren zu wollen. Unter Führung der thüringischen Orthodoxie wurde in einer Erklä-

rung den religiösen Sozialisten der schärfste Kampf angesagt. Aber auch in [118] Thüringen geht die 

Bewegung vorwärts; wir haben dort außerordentlich zuverlässige und aktive Genossen gefunden. 

Die Arbeit in Saargebiet wurde bisher sehr erschwert durch das Abgeschnittensein dieser Landesteile; 

aber die dort bestehenden Lesergruppen des Sonntagsblattes werden zu starker Aktivität kommen 

können nach der endgültigen Regelung der Saarfrage. 

Die Freunde in Württemberg sind im vergangenen Jahr dem Ziel einer Durchorganisation ihres Lan-

desverbandes bedeutend nähergekommen; eine größere Zahl von Geistlichen hat sich im Berichtsjahr 

der Bewegung angeschlossen; intensive Vortragstätigkeit, die meist in Zusammenarbeit mit der Partei 

überall eingesetzt hat, gab Gelegenheit, den Vertrauensmännerapparat so auszubauen, daß wir mit 

Zuversicht den im Jahr 1931 dort stattfindenden Kirchenwahlen entgegensehen. 

Die österreichische Bewegung hat unter der Führung Otto Bauers bei den verschiedensten Gelegen-

heiten deutlich gezeigt, daß sie nicht mehr aus dem öffentlichen Leben Österreichs wegzudenken ist, 

so vor allem bei der Heimwehrfrage. Die österreichischen Freunde erreichten, daß mit durch ihren 

Einspruch der katholischen Geistlichkeit untersagt wurde, sich für die Heimwehren und deren be-

waffnete Aufstände zu erklären. 

Bedeutsam war die zweite »Tagung für Christentum und Sozialismus« vom 25. bis 28. Oktober in 

Wien, auf der Katholiken und Protestanten sprachen. 

Zum ersten Mal versuchten wir im verflossenen Jahr, in einem besonderen Kurs auf der Heimvolks-

hochschule Habertshof Vertrauensleute des Bundes heranzubilden, die in unserem vielgestaltigen 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 94 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

Kampf ihren Mann stehen können. Es hat sich dabei gezeigt, wie schwer es ist, Arbeiter von ihrer 

Arbeitsstätte frei zu machen für längere Zeit, ohne ihre Existenz dadurch aufs Spiel zu setzen. Im-

merhin können wir mit dem Erfolg dieses Versuches zufrieden sein, und wir werden zu gegebener 

Zeit einen neuen Versuch in der gleichen Weise unternehmen. 

Durch den Austausch der religiös-sozialistischen Publikationsorgane anderer Länder mit unserer 

Zeitschrift und unserem Sonntagsblatt blieben wir in dauerndem Kontakt mit den befreundeten Be-

wegungen im Ausland. Durch den religiös-sozialistischen Pressedienst können wir alles das erfahren, 

was in der Öffentlichkeit, auch im Ausland, über uns geschrieben und behauptet wird. Es ist eigen-

tümlich, welche widersprechende Beurteilung unsere Bewegung erfährt; begeisterte Zustimmung, 

abwartendes Kennenlernenwollen und entschiedene Ablehnung wechseln miteinander ab. 

Eine internationale Führerzusammenkunft in Köln, Anfang November 1929, die von der Schweiz, 

Holland, England, Österreich und Deutschland beschickt war, ermöglichte zum ersten Mal eine en-

gere persönliche Fühlungnahme der Führer der internationalen religiös-sozialistischen Bewegung. Es 

besteht also eine religiös-sozialistische Internationale, deren Präsident Professor D. Ragaz in Zürich 

ist. Das bedeutsame Ergebnis dieser Zusammenkunft ist die Klärung der Methoden und der Taktik 

unserer Bewegung und ihre überkonfessionelle Einheitlichkeit, die nach außen hin dadurch doku-

mentiert wird, daß das »Rote Blatt der katholischen Sozialisten« als Monatsschrift ab 1. Januar 1930 

im Verlag der religiösen Sozialisten Mannheim erschienen ist. Herausgeber und Schriftleiter blieb 

wie bisher Heinrich Mertens. Die Einheitlichkeit der religiös-sozialistischen Bewegung schließt na-

türlich nicht aus, daß die katholischen Freunde ihren eigenen Weg innerhalb der Gesamtbewegung 

gehen müssen und [119] daß die Methoden der evangelisch-protestantisch orientierten Freunde an-

dere sein müssen als die der katholischen Genossen. 

Wie soll es nun weitergehen? Was wird unsere Arbeit in den kommenden zwei Jahren sein? Wie 

werden wir zu unserer Aufgabe tüchtig, und was verlangt sie von uns? 

Wir müssen auch weiterhin kämpfen in uns, gegen uns, um eine verantwortbare Lebensführung. 

Selbstprüfung – Läuterung – Erneuerung aus dem Geiste Christi. 

Wir müssen uns verantwortlich wissen auch für die Seelen unserer Mitmenschen, alle Ursachen, Zu-

stände und Verhältnisse angreifen, durch die Menschenseelen gequält und gemordet werden. 

Darum müssen wir, wie bisher, entschlossen gegen die kapitalistisch-mammonistische Wirtschafts- 

und Gesellschaftsordnung zum Kampf, zum heiligen Kampf, aufrufen. 

Die Trägen, die Gleichgültigen, die Nichtwissenden müssen wir aufrütteln, müssen sie einordnen in 

die Klassenfront der sozialistischen Massen, die proletarischen Kampforganisationen stärken durch 

neugewonnene Mitglieder der Partei und der freien Gewerkschaften. 

Wir müssen die bürgerlich-kapitalistische »Kultur«, die faule, animalische, genügsame Kleinbürger-

lichkeit und Bauchreligion anprangern, wo wir sie finden, auch da, wo sie sich in die sozialistischen 

Reihen, auch in unseren Gruppen etwa, einschleichen und einnisten will. 

Wir müssen rückhaltlos uns für den Frieden und die Versöhnung der Volker einsetzen gegen die 

nationalistische und Rassenverhetzung. 

Wir müssen den Verantwortlichen in den Kirchen die Augen öffnen, damit sie sehend werden, die 

Aufgaben erkennen, die sie in Gegenwart und Zukunft erfüllen sollen. Wir dürfen uns dabei nicht 

scheuen, den herkömmlichen Kirchenbetrieb aufs schärfste abzulehnen, entschiedene Neuordnung 

des kirchlichen Lebens zu fordern und, wo das möglich wird, durchzuführen. Dazu brauchen wir 

Macht in den evangelischen Kirchen, Einfluß in den kirchlichen Körperschaften. Klare Trennung von 

den bürgerlichen kirchenpolitischen Gruppen der Liberalen und der Orthodoxie. Intensivste Vorbe-

reitung der Landes- /S. 237 kirchenwahlen in Württemberg und Baden für die Jahre 1931 und 1932 

– da setzen wir den Hebel an zur Umgestaltung der evangelisch-protestantischen Kirchen in ganz 

Deutschland. 
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Wachsame Augen müssen wir haben auf die Stahlhelmpastoren und den Evangelischen Bund, auf die 

Verhandlungen in den örtlichen und Landeskirchenparlamenten, auf die kirchlich-sozialen Gruppen 

und den »Evangelischen Volksdienst«, auf die evangelischen »Arbeiter- u. Volksvereine«, auf die 

»Deutschkirche«, die »christlich-positiven« Leute vom Stahlhelm und von den Nationalsozialisten. 

Wir müssen besonders den Freidenkern gegenüber unser Recht, innerhalb der sozialistischen Ge-

samtbewegung Christen zu sein und zu bleiben, auf das Entschiedenste wahren ohne irgendwelche 

Überheblichkeit den Genossen gegenüber, die nicht über den politisch-wirtschaftlichen Kampf hinaus 

Antwort und Erlösung, Sinngebung und Erfüllung des Lebens suchen, aber auch ohne die Furcht, als 

seien wir wegen unseres Glaubens an die Welt des Übersinnlichen und Ewigen etwa weniger kluge 

und ehrliche Sozialisten. 

Wir müssen das unerhörte Mißtrauen der Kommunisten gegen die religiösen Sozialisten zu überwin-

den suchen. Nicht etwa dadurch, daß wir gelegentlich äußerlich möglichst radikal reden und ihren 

Parolen blindlings folgen, sondern dadurch, daß die kommunistischen Ge-[120]nossen im Bunde 

volle Freiheit haben, ihre politische Auffassung zu vertreten, und dadurch, daß alle religiösen Sozia-

listen mit der Tat beweisen, wie ernst es ihnen mit der Überwindung, mit der Zerstörung der kapita-

listischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung ist. Wir müssen auch dann die kommunistischen 

Genossen in ihrem Kampf und in ihrer Methode zu verstehen suchen, wenn wir anderer Meinung 

sind. Vor allem müssen wir verhindern, daß durch gehässige und verlogene Propaganda, vorab durch 

verdrehte, tendenziös entstellte Berichte aus Sowjetrußland, wie sie von besonders frommen Kirchen-

blättern gern verbreitet werden, die Kommunisten als Räuber, Diebe, Mörder, Verbrecher, Kinder- 

und Frauenschänder, brutale Unmenschen und krasse Materialisten, denen es nur auf einen gefüllten 

Bauch ankäme, hingestellt werden. 

Der Kampf der Genossen unter uns gegen die KPD, die in den kommunistischen Methoden eine 

Gefahr für den endgültigen Sieg der sozialistischen Ordnung sehen, muß bei aller Entschiedenheit 

streng sachlich sein. Auch dann, wenn kommunistische Zeitungen und Zeitschriften, Redner und 

Funktionäre uns mit Spott und Hohn, mit häßlichen Verdächtigungen und lügnerischen Behauptun-

gen entgegentreten; auch dann, wenn die KPD versucht, religiöse Bindung als Zeichen bourgeoiser 

Gesinnung zu bezeichnen und die Freidenker gegen uns ausspielt, werden wir ihnen besonnen und 

deutlich, aber ohne Haß und ohne Beschimpfungen antworten. Vielleicht tragen wir dadurch dazu 

bei, daß der Kampf der Meinungen um den richtigen Weg zur sozialistischen Verwirklichung entgif-

tet und die Einheitsfront der proletarischen Massen nicht ganz unmöglich gemacht wird. 

Wir müssen, um unseren Zielen näher zu kommen, die Auflage unseres »Sonntagsblattes des arbei-

tenden Volkes« verdoppeln. 

Unsere Zeitschrift für Religion und Sozialismus muß in die Hand jedes Vertrauensmannes kommen. 

Die Mitarbeit am Sonntagsblatt muß noch vielseitiger werden. Jede Nummer soll eine Kollektivarbeit 

sein, eine Selbstdarstellung der Bewegung, so gut oder schlecht, so vielgestaltig sie ist. 

Unser Verlag wird ausgebaut. 

Die beim Verlag vorrätigen Flugschriften und Broschüren müssen noch ganz anders als im vergan-

genen Jahre verbreitet werden. Öffentliche Vorträge und Diskussionen werden die Propaganda des 

Verlages unterstützen und weitertragen. 

Wir müssen die Zweckorganisation des Gesamtbundes, der Landesverbände, der Ortsgruppen weiter 

ausbauen. Nur absolut zuverlässige Genossen, die religiös erfaßt sind, können Vertrauensleute sein. 

In rein evangelischen Landesteilen sind evangelische, in rein katholischen Landesteilen katholische 

Vertrauensleute zu bestimmen; in gemischten bewohnten Gegenden ist auch die Führung der Grup-

pen konfessionell gemischt zu gestalten. 

Und nun, Freunde, an die Arbeit, an die Aufgaben unseres 5. Kongresses, der dadurch besonders 

aktuelle Bedeutung gewinnt, daß wir in einer Zeit zusammenkommen, in der sich der große politische 

Kampf entscheidet um die neue Zusammensetzung des durch die sozialistische Initiative aufgelösten 
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Reichstages. Die bürgerliche Regierung hat unter der Führung des christlichen Zentrums versucht, 

die Massen des werktätigen Volkes mit Steuern zu belasten, durch die es den besitzenden Schichten 

möglich werden sollte, die Gewinne der [121] kapitalistischen Wirtschaft noch mehr zu steigern. 

Zugleich wollte man die soziale Fürsorge an den Opfern der kapitalistischen Profitwirtschaft abbauen, 

um die verelendeten Massen auch für die jämmerlichsten Arbeitsbedingungen willfährig zu machen. 

In dieser großen politischen Auseinandersetzung handelt es sich um mehr als nur um eine neue Zu-

sammensetzung des Reichsparlaments. Es geht um die Konzentration der beiden Klassenfronten 

überhaupt, um die Vorbereitung zu dem entscheidenden Kampfe zwischen Kapital und Arbeit, zwi-

schen Besitztum und Armut, zwischen Privatwirtschaft und Gemeinwirtschaft, zwischen bürgerlicher 

und sozialistischer Lebensgestaltung. 

Ob die Parlamentswahlen eine Klärung bringen werden, ob nicht die Demokratie durch den Miß-

brauch der bürgerlichen Gruppen schon zu diskreditiert und unfähig geworden ist, die Probleme der 

Neugestaltung der Wirtschaft und Gesellschaft zu meistern, muß sich noch erweisen. 

Jedenfalls werden wir in dieser entscheidenden Situation alles tun, um durch die Tat, durch entschlos-

sene Mitarbeit bei den Wahlkämpfen die sozialistische Einheitsfront möglichst stark zu machen. Wir 

werden die bürgerlichen Gruppen hindern, etwa mit dem Unsinn während der Wahlen hausieren zu 

gehen, daß die christliche Kultur, Religion und Sitte in Gefahr sei, wenn die sozialistischen Parteien 

aus diesem Wahlkampf siegreich hervorgehen. Wir wollen außerdem alles aufbieten, um die Ausei-

nandersetzung zwischen der Sozialdemokratie und den Kommunisten in den Hintergrund treten zu 

lassen; mehr als je ist es notwendig, daß auf diese sicher auch wichtige Auseinandersetzung gerade 

jetzt keine Kraft vergeudet wird. 

Es gilt bei dieser Gelegenheit der Öffentlichkeit aufs Neue zu demonstrieren, daß wir als Christen 

ohne Rückhalt in den Reihen des kämpfenden Proletariats stehen und /S. 238 daß wir trotzdem ein 

Recht haben, als Christen in den Kirchen unseres Glaubens zu leben. 

Die Vorträge der Genossen Wünsch und Mertens werden uns Gelegenheit geben, das Recht und die 

Aufgabe unserer Bewegung in Kirche und Arbeiterschaft zu begründen. 

Besondere Aufmerksamkeit müssen wir den Vertretern des »positiven Christentums« widmen, den 

Nationalsozialisten, die man nicht durch Verbote, sondern durch eine stärkere und bessere Überzeu-

gung überwinden muß, durch den Nachweis, daß sie das Unglück unseres Volkes sind, daß sie die 

größte Gefahr für eine friedliche Entwicklung und Gestaltung unseres Volkslebens sind, daß sie im 

schärfsten Gegensatz zu christlicher Lebensauffassung ihren Kampf führen. Sie drängen als der von 

den kapitalistischen Machthabern ausgehaltene Militärersatz zum Bürgerkrieg mit der Absicht, die 

proletarischen Zweckorganisationen und Kampfverbände zu zerstören. 

Leider ist Genosse Bauer, Wien, so sehr erkrankt, daß er das Referat hierüber nicht halten kann. Wir 

wünschen unserem Freund und Bruder von Herzen, er möge bald wieder gesund sein, um mit uns 

weiterzukämpfen. Das Referat hält unser Genosse Pfarrer Fuchs über »Der Faschismus, eine Gefahr 

für das Christentum«. 

Das dritte Referat unseres Kongresses soll die zum Schutze der unter der heutigen Wirtschaftsordnung 

leidenden Arbeitermassen geforderten Maßnahmen der Sozialpolitik und der Sozialgesetzgebung als 

eine Selbstverständlichkeit christlicher Verantwortlichkeit gegenüber den Notleidenden und Unter-

drückten kennzeichnen. Wir wollen lauten Protest erheben gegen die Machenschaften der bürgerlichen 

Parteien, die vorgeben, Schützer christlicher Art zu sein, [122] und zugleich die Hilfe der Gesamtheit 

an den Mühseligen und Beladenen verweigern um der „Wirtschaft«, lies des Profits willen! 

Wir hoffen, daß die Arbeit des Kongresses für uns einen Schritt vorwärts bedeutet und uns eine Reihe 

neuer Mitarbeiter und Freunde zuführt, die von der großen Aufgabe, die wir in Angriff genommen 

haben, innerlich erfaßt werden durch die Vorträge und Verhandlungen der Augusttage in Stuttgart. 

Es werden Protestanten und Katholiken in brüderlicher Zusammenarbeit auf diesem unserem Kon-

greß sein, eine Hoffnung und eine Verheißung vielleicht auf eine christliche Einheitsfront im Geiste 
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und in der Tat, eine Einheitsfront, die aus der Tiefe, aus der Masse, im Kampfe um ihre Freiheit und 

um die brüderliche Gemeinschaft aller Menschen wachsen möge. 

Unverzagt vorwärts, Genossen und Freunde! Wer kann uns auf unserem Weg aufhalten, wer kann 

uns hindern, den Auftrag zu erfüllen, den uns der Herr alles Geschehens aufgetragen hat? Alle Hem-

mungen und alle Schwierigkeiten, auch alle Niederlagen, die unsere Bewegung durchmachen muß, 

sind nur dazu da, damit wir umso deutlicher erkennen, was wir tun sollen, daß wir entschlossener 

werden und uns vor den Menschen nicht fürchten, die das, was kommen muß, aufhalten wollen, die 

uns bekämpfen, weil sie die Macht und den Vorteil, die sie bisher auf Kosten der anderen gehabt 

haben, nicht einbüßen wollen. 

Darum noch einmal, Genossen und Freunde: Unverzagt vorwärts! Wir müssen, darum können wir 

auch. Wir müssen, darum sind wir ohne Furcht und Zittern, auch dann, wenn uns vor den drohenden 

Katastrophen der Zukunft manchmal bange ist und die Größe der Verantwortung, die auf unserer 

Bewegung mitlastet, uns erschrecken läßt. 

Unverzagt vorwärts in die kommenden zwei Jahre, bis wir uns Wiedersehen beim 6. Kongreß 1932. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 30 vom 27. Juli 1930, S. 234-238. 

21. Erwin Eckert, Eröffnungsrede auf dem 5. Kongreß in Stuttgart* 

Ich eröffne hiermit den 5. Kongreß der religiösen Sozialisten und heiße Sie alle aufs herzlichste will-

kommen. Wir freuen uns, daß eine so stattliche Anzahl von Vertrauensleuten unserer Bewegung sich 

eingefunden hat. Wir wissen, wie schwer es ist für unsere Freunde aus der Fabrik, der Werkstätte und 

beim Büro, sich für einen mehrtägigen Kongreß frei zu machen und bei der geringen Löhnung der 

werktätigen Bevölkerung die Kosten einer größeren Reise aufzubringen. 

Unser Kongreß ist eine Zusammenkunft von Sozialisten; er hat nichts Gemeinsames mit den sozial-

reformerischen Tagungen der bürgerlich-christlichen Kreise, etwa dem Evangelisch-Sozialen Kon-

greß oder dem Kirchlich-Sozialen Bund. [123] 

Auf unserem Kongreß werden darum nicht die mehr oder minder belangvollen Ansichten Einzelner 

vorgetragen und akademisch diskutiert, ohne daß sich daraus ein praktisches Ergebnis feststellen läßt. 

Unsere Referate sind Ausdruck und Zusammenfassung des von uns allen durch die Beobachtung des 

wirklichen Lebens Erkannten. Unsere Redner sind Wortführer einer geschlossenen Bewegung mit 

ganz konkreten Zielen, die durch die unbestechliche Analyse der Vergangenheit und aus der Schau 

des Zukünftigen die Forderungen des Gegenwärtigen klar herausstellen. Der Kongreß nimmt zu dem 

Ergebnis ihrer Arbeit und ihren Vorschlägen Stellung, sucht den möglichen Weg zur Erreichung des 

nächsten Zieles und handelt. Er verpflichtet die einzelnen Genossen und Genossinnen, das durch die 

kollektive geistige Arbeit Erkannte hinauszutragen, zu propagieren und alles das zu ändern, zu be-

kämpfen bei sich selbst und in der Gesellschaft, was dem erhofften und erstrebten Ziele im Wege ist. 

Die Hauptaufgabe unserer Zusammenkunft ist es, zu den brennenden Fragen als Christen und Sozia-

listen Stellung zu nehmen, die jeden durch die Krisen und Nöte der Gegenwart bewegten Menschen 

quälen müssen. 

Wir sind wie alle Sozialisten der Meinung, daß diese Nöte und Krisen der Gegenwart nicht durch 

wohlwollende Reförmchen und idealistische Redensarten einer illusionären Volksgemeinschaft über-

wunden werden können, sondern allein durch eine radikale Umgestaltung der heutigen Wirtschaft 

und Gesellschaft im Sinne des Sozialismus. 

 
*  Die Delegierten und Vertrauensleute des Bundes auf dem Stuttgarter Bundeskongreß setzten sich aus 74 Arbei-

tern und Arbeiterinnen, 35 Angestellten, 21 Lehrern, 52 Pfarrern, 6 Beamten, 17 Studenten, 6 Sozialbeamten 

und 6 Angehörigen der Freien Berufe zusammen. Hiervon waren 157 Männer und 58 Frauen. In: SAV, Nr. 33 

vom 17. August 1930, S. 259. [d. Hrsg.]. 
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Wir wissen aber auch, daß die sich ankündigende sozialistische Wirtschafts- und Gesellschaftsord-

nung eine neue, sie von innen her begründende und erfüllende Besinnung verlangt, soll sie Wirklich-

keit werden. 

Den politisch-wirtschaftlichen, den physischen Kampf führen wir in den sozialistischen Parteien und 

in den freien Gewerkschaften. Die zur Gemeinschaft drängende neue Besinnung aber, die zum ent-

schlossenen Kampf notwendige innerste Bereitschaft aus der Tiefe des Übersinnlich-Ewigen wollen 

wir, die religiösen Sozialisten, in uns selber gewinnen und in die Herzen der zur Gestaltung des Zu-

künftigen berufenen proletarischen Massen senken. 

Wir sind allerdings der Auffassung, daß das eigentlich die Aufgabe aller lebendigen Christen und 

damit der Kirche wäre. 

Das erste Referat wird darum von dem »Recht und der Aufgabe der religiösen Sozialisten in der 

Kirche und im Proletariat« handeln. 

Eine nicht minder wichtige Aufgabe unseres Kongresses ist die Aufräumungsarbeit der antiquierten 

bürgerlichen Theologien. Man versucht durch einen vielstimmigen Appell an die Urteilslosen, durch 

den Appell an den Rasse-Instinkt, den Militarismus, die Urteilslosen auch in der Arbeiterschaft zu 

einer Schutztruppe der kapitalistischen Front zu machen, deren imperialistische Gelüste, deren Schrei 

nach der bürgerlichen Diktatur nur noch mühsam verheimlicht und unterdrückt werden kann. 

Dieser Gefahr der ideologischen Verseuchung der Harmlosen und Unzuverlässigen auch mit der 

Phrase von der Rettung des Christentums vor dem gottlosen Marxismus entgegenzutreten, ist eines 

unserer wichtigsten Anliegen. Die Zeichen der Zeit schrecken jeden ehrlichen Christen. Mussolini 

hat mit dem Papst ein Konkordat geschlossen, in Deutschland preisen sich die Faschisten als die 

Retter des positiven Christentums an; der Vormarsch der Lappoleute* in [124] Finnland, der zur Ver-

nichtung der Kommunisten und Sozialisten führen soll, ist mit christlichen Parolen geführt und ver-

klärt /S. 252 worden; außer dem Landwirtsvertreter Kolas haben nur Geistliche als Agitatoren mitge-

wirkt; die imperialistische Front der Kapitalisten unter der Führung Englands und Amerikas leiteten 

eine Gebetsaktion gegen Sowjetrußland und zugleich natürlich gegen alles, was ernstlich sozialistisch 

ist, ein. Alles Zeichen einer heraufziehenden Gefahr, gegen die es Front zu machen heißt im Namen 

eines ehrlichen Christentums. 

Das zweite Referat soll darum »Den Faschismus als eine Gefahr für das Christentum« kennzeichnen. 

Leider sind beide in Aussicht genommenen Referenten, der Genosse Otto Bauer, Wien, und der Ge-

nosse Fuchs aus Eisenach, so schwer erkrankt, daß sie nicht reisefähig sind. Wir werden trotzdem die 

Tagesordnung durchführen. 

Als ein drittes, was uns quält, drängt sich die Frage der materiellen Not der Massen auf, die als Opfer 

der Nationalisierung und Konzentration des sich konsolidierenden Kapitals auf der Straße liegen und 

der vollständigen leiblichen und seelischen Verelendung ausgeliefert sind. 

Wir halten es für eine selbstverständliche Pflicht christlicher Gesinnung, daß in einem »christlichen« 

Staat, in einer »christlichen« Gesellschaft Gesetze gegeben und Mittel bereitgestellt werden, durch 

die, solange wir diese unzulängliche Wirtschaftsordnung und Eigentumsordnung haben, die Massen 

der Arbeitslosen und sonst aus dem Produktionsprozeß Ausgeschiedenen vor der äußersten Not be-

wahrt bleiben. 

Das dritte Referat stellt darum fest, daß »Sozialgesetzgebung und Sozialversicherung Forderung 

christlicher Sittlichkeit« sind. 

Wir haben, da nach unserer Auffassung nächst dem Proletariat und seinen Führern die christlichen 

Kirchen an diesen auf unserem Kongreß behandelten Problemen in erster Linie interessiert sein soll-

ten, außer den sozialistischen Organisationen auch die Leitungen der Landeskirchen eingeladen, in 

deren Gebiet wir Landesverbände unseres Bundes haben. 

 
*  Anhänger der faschistischen Bewegung in Finnland. – d. Hrsg. 
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Leider müssen wir feststellen, daß außer einer bedingten Zusage der württembergischen Oberkirchen-

behörde, es werde eines ihrer Mitglieder, soweit dazu Zeit ist, an den Verhandlungen teilnehmen, 

keine der eingeladenen Kirchenführungen unsere Tagung für so wichtig gehalten hat, daß sie einen 

Delegierten geschickt hat. Die Antwortschreiben der Kirchenleitungen sind alle freundlich gehaltene 

Absagen, was uns nach den Erfahrungen des deutschen evangelischen Kirchentages nicht besonders 

wundert. Die Geschäftslage gestattet es den Kirchenregierungen nicht, sich vertreten zu lassen; man 

wünscht dem Kongreß einen für die Kirche ersprießlichen Verlauf. 

Wir bedauern es außerordentlich, daß die Kirche die Gelegenheit, auf unserem Kongreß einmal in 

direkten Kontakt mit Vertretern des klassenbewußten Proletariats zusammenzukommen, nicht benutzt. 

Wir glauben, daß eine Teilnahme an den Verhandlungen manchem Kirchenführer eine nicht unbe-

deutsame Instruktion gewesen wäre. 

Wir begrüßen den Vertreter der theologischen Fakultät Heidelberg mit besonderer Genugtuung und 

wünschen, daß die damit aufgenommenen Beziehungen zu dieser lebendigen Badischen Universität 

nicht wieder abbrechen. Die theologische Fakultät Württembergs in Tübingen hat uns mitteilen müs-

sen, daß die Herren Professoren durch den Semesterschluß so in Anspruch genommen seien, daß kein 

Vertreter zu uns kommen könne. Wir bedauern das. 

[125] Umso mehr freut es uns, daß wir in der Anwesenheit unserer Genossen aus der Sozialdemokrati-

schen Partei Württembergs und der freien Gewerkschaften ein Zeichen der Verbundenheit unseres Bun-

des mit der gesamtsozialistischen Arbeiterbewegung erblicken können. Ich begrüße den Genossen 

Landtagspräsident Pflüger und die Genossin Evert vom Landesvorstand der SPD; ich begrüße den 

Genossen vom Bezirksvorstand der freien Gewerkschaften. Zugleich möchte ich bekanntgeben, daß 

der Parteivorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands in Berlin und der Bundesvorstand 

des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes es aufs tiefste bedauern, daß wegen der Wahlvor-

bereitungen kein Mitglied der Zentralvorstände auf unserem Kongreß anwesend sein kann, dem sie 

einen ersprießlichen Verlauf wünschen. 

Nicht unerwähnt will ich lassen, daß die Kommunistische Partei Deutschlands ihr Interesse an unse-

rem Kongreß dadurch zum Ausdruck bringt, daß die kommunistische »Arbeiterzeitung« eigene Be-

richterstatter geschickt hat. Wir haben die Kommunistische Partei zu unserem Kongreß deshalb nicht 

eingeladen, weil die KPD uns bisher auf unsere an sie gerichteten Schreiben keiner Antwort gewür-

digt hat. Zu besonderer Freude gereicht es uns, den Vertreter des Stadt Stuttgart, in deren gastlichen 

Mauern wir weilen, zu begrüßen. 

Gestatten Sie mir noch kurz, dem Kongreß von einigen an ihn gerichteten Begrüßungsschreiben 

Kenntnis zu geben. 

Unser Freund Professor Ragaz aus Zürich wünscht dem Kongreß einen gesegneten Verlauf; er selbst 

kann nicht teilnehmen, weil er durch eine Invalidität an das Zimmer gefesselt ist. 

Der Führer der französischen religiösen Sozialisten, Paul Passy, schickt uns seine besten Wünsche. 

Wir werden an einem der Tage den Sekretär der französischen Bewegung, Louis Jugnet, in unserer 

Mitte begrüßen können. 

William Banning, der Führer der holländischen Genossen, schreibt: »Unsere herzlichsten Grüße und 

besten Wünsche zu Eurem Kongreß. Führen Sie unseren gemeinsamen Kampf mit festem Mut und 

freudiger Hingabe weiter. Die dunklen Drohungen in der heutigen Welt, die politische und geistige 

Reaktion mögen uns noch tiefer überzeugt und in gläubiger Entschiedenheit an die Sache des Proleta-

riats binden, die die Sache einer neuen Welt und einer neuen Zeit ist. Mit herzlichem Brudergruß ...« 

Die belgischen Genossen, die glaubten, unseren Kongreß besuchen zu können, mußten in der letzten 

Minute absagen; auch sie wünschen uns gutes Gelingen. 

Unser Freund und Genosse Grimme, preußischer Kultusminister, schreibt uns unter anderem: »Sie 

können sich denken, daß ich gerade zu dieser Tagung um der gemeinsamen Sache wie um der 
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Menschen willen gern kommen würde. Es ist mir leider nicht möglich; ich darf Ihnen aber sagen, daß 

ich mich Ihnen allen verbunden weiß.« 

Freund Dr. Jäschke, der z.Zt. in Konstantinopel auf der deutschen Botschaft tätig ist, schickt dem 

Kongreß ein Telegramm und wünscht uns einen guten Verlauf des Kongresses. 

Gen. Engler, Präsident des Landesarbeitsamts Frankfurt, bedauert außerordentlich, nicht am Kongreß 

teilnehmen zu können, weil er keine Stellvertretung bekommen kann. Gutes Gelingen wünscht dem 

Kongreß auch der frühere Reichsjustizminister Gen. Prof. Radbruch, Heidelberg. 

Vor allem aber will ich die vielen Grüße der Genossen überbringen, die in Briefen und auf Karten 

sehr bedauern, nicht bei uns zu sein, weil sie in den Fabriken und Büros arbeiten [126] müssen oder 

als Arbeitslose keine Möglichkeit haben, die Reise nach Stuttgart zu unternehmen. 

Wir denken an alle die vielen treuen Freunde in Stadt und Land, die Woche für Woche für unsere 

Sache kämpfen und nicht müde werden trotz aller Enttäuschungen und Mühen. Wir grüßen sie und 

sind im Geiste mit ihnen verbunden. 

Und nun an die Arbeit. Genossen und Genossinnen, unser V. Kongreß soll uns einen Schritt vor-

wärtsbringen, dem Ziel zu, dem wir nachstreben. Er soll uns festigen in dem entschlossenen Kampf 

um die neue, sozialistische Gemeinschaft. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 32 vom 10. August 1930, S. 251-252. In: Zeitschrift für Religion 

und Sozialismus, Jahrgang 1930, Zweimonatszeitschrift, Herausgegeben für den Bund der Religiösen Sozialisten 

Deutschlands von Professor D. Georg Wünsch (Marburg), Heft 5, S. 277-281. 

22. Erwin Eckert, Rückblick auf den 5. Kongreß 

Unser 5. Kongreß hat schon äußerlich gezeigt, wie sehr unsere Bewegung gewachsen ist seit dem 

Mannheimer Kongreß 1928. 

Besonders erfreulich war die Verjüngung der Teilnehmerschaft. Es war eine große Zahl junger Ar-

beiter und Angestellter zusammen mit den bisherigen Vertrauensleuten des Bundes; erfreulich war 

auch, daß über 50 Geistliche teilgenommen haben, bedeutsam die Zusammenarbeit von Protestanten 

und Katholiken, die, bei voller Anerkennung der Verschiedenartigkeit ihrer Stellung zu Kirche und 

Dogma, einmütig und entschlossen sind, christliche Frömmigkeit für die unserer Zeit gewiesenen 

Aufgaben einzusetzen. 

Kirchengeschichtliche Perspektiven beginnen sich aufzutun. 

Die Selbständigkeit und Aktionsfreudigkeit der 15 Landesverbände ist gewachsen – es drängt überall 

vorwärts. Die erste Etappe der Sammlung aller irgendwie für unsere Aufgaben bewußt oder instinktiv 

Interessierten ist in ihrem ersten Abschnitt zurückgelegt, handelt sich nun darum, aus den zu uns 

Gestoßenen die Brauchbaren herauszufinden, die Kräfte zu sondieren, jeder Art ihre besondere prak-

tische Teilaufgabe innerhalb der Gesamtbewegung anzuweisen, die Unsicheren und Unklaren ver-

ständnisvoll zu sicherer Erkenntnis zu führen, die schwärmerischen, gefühlsbetonten Enthusiasmier-

ten durch die nüchterne Sachlichkeit marxistischer Methodik brauchbar zu machen, die Unbrauchba-

ren aber, die Unbelehrbaren, die Nur-Verärgerten auszuschalten. 

Kurz, es geht in diesen nächsten zwei Jahren um die Säuberung, die Ausgestaltung und Schlagfähig-

keit der Organisation, in der alle sich innerlich zu uns Bekennenden an den richtigen Platz gestellt 

werden müssen. 

Wir können umso beruhigter an diese zunächst mehr nach innen gerichtete Aufgabe gehen, als unsere 

Bewegung nicht mehr in Gefahr steht, als Tummelplatz sozial angerührter und weichselig geworde-

ner Bürger aufgefaßt zu werden, als eine verkappte kirchliche Kampforga-[127]nisation gegen die 

sozialistische Front. Die Abgrenzung gegen alle bürgerlichen Formationen ist zu offensichtlich ge-

worden, um übersehen werden zu können. Selbst die Kommunisten wagen nicht mehr, uns so ohne 

weiteres als »Söldlinge der Bourgeoisie« zu bezeichnen, wie das früher an der Tagesordnung gewesen 
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ist. Die SPD und die Freien Gewerkschaften haben uns offiziell begrüßt. Die Trennungslinie zwischen 

dem Bund und der bürgerlichen Kirchlichkeit, auch dem Evangelisch-Sozialen Bund und dem Kirch-

lich-Sozialen Kongreß ist endgültig gezogen. Die Versuche von außen her innerhalb des Bundes so-

genannte Richtungen zu konstruieren, sind als liquidiert zu betrachten. Die Geschlossenheit des Bun-

des bei aller Freiheit für die innere Haltung des Einzelnen ist durch diesen Kongreß auch dem Au-

ßenstehenden greifbar dokumentiert worden. 

Die Phalanx schließt sich, der Angriffskeil wird spitzer, seine Basis wuchtiger und breiter, zusam-

mengeschweißt im Feuer der täglichen Kleinkämpfe unserer Freunde in Kirche und Öffentlichkeit. 

Wünschs ausführliches Referat und die daran anschließende Aussprache haben hoffentlich auch end-

gültig aufgeräumt mit dem törichten Gerede, daß es zwischen den anderen Wortführern des Bundes 

und mir irgendwelche grundsätzliche Unterschiede der Auffassung gäbe. 

Es ist nicht ein wichtiger Punkt, in dem wir uneinig wären. 

Ich will noch einmal das Wichtigste wiederholen aus dem Aufbau des Referats und einiges ergänzend 

hinzufügen. 

Bekenntnis zu Christus Jesus. Bekenntnis zum sozialistischen Kampf als der uns von Gott in unseren 

durch Christus geöffneten Seelen gezeigten Gegenwartsaufgabe. 

Die Kirchen verlebendigen durch den Nachweis des für ihr Handeln heute Notwendigen, durch den 

Aufruf zum Bereitsein für das Kommende, für die innere Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft. 

Die sozialistische Bewegung aus dem Geist heraus radikalisieren, verantwortlich machen; dabei sein, 

die Seelen nicht ersticken lassen im Schlamm des Elends und der Wut. 

Wer zu uns gehört, muß Sozialist sein, entschlossen sein zur Umgestaltung der Wirtschaft und Ge-

sellschaft im Sinne einer Gemeinschaft aller, die guten Willens sind. 

Die religiösen Sozialisten sind eingeordnet in den schicksalhaften Kampf des Proletariats, das die 

Energie und Zentrale der neuen Gestaltung ist. Darum ist es für alle unter uns, die den politischen 

Kampf mitmachen können und wollen, selbstverständlich, daß sie in der SPD oder KPD organisiert 

sind. Es ist nicht Voraussetzung für die Zugehörigkeit zum Bund, daß man in einer dieser Parteien 

organisiert ist; man kann auch die besondere Aufgabe des Bundes in Kirche und Öffentlichkeit mit-

erfüllen, ohne politisch organisiert zu sein, aber in einer bürgerlichen Partei organisiert zu sein, ist 

ganz ausgeschlossen. 

Kampf in der Kirche um bestimmenden Einfluß nicht zu ihrer Zerstörung, sondern zu ihrer Neuge-

staltung, Hoffnung auf eine spätere Entkirchlichung des Christentums. 

Kein Haß gegen Kirchenführer und Kapitalisten, aber entschlossener Kampf gegen die Exponenten 

des bürgerlichen Kirchenregimes und des kapitalistischen Systems. 

In den proletarischen Parteien klare feste Haltung. Keine Verwässerung oder Eingrenzung des sozia-

listischen Kampfes durch irgendwelche »sittlich-religiös« verbrämte bürgerliche Ressentiments. 

[128] Front gegen den »verhinderten Kapitalismus«, gegen die Gefahr kleinbürgerlicher Genügsam-

keitsideale. Aufmerken auf alle positiven Ansätze sozialistischer Lebensgestaltung, sie bis in die me-

taphysischen Wurzeln aufzeigen, wo sie sich mit christlicher Sittlichkeit berühren. 

Die Methode unseres Kampfes ergibt sich aus der unbestechlichen Analyse der Gegenwart ohne jede 

Romantik, rückhaltlose Offenheit, vor allem keine Selbstüberschätzung und keine Unterschätzung 

der Schwierigkeiten, die uns entgegenstehen. Zähes Aushalten; keine Enttäuschung und Erbitterung 

kann uns müde machen. Wir müssen. 

Wünschs Referat hat erreicht, was beabsichtigt war: Scheidung und Klärung. 

Eine wichtige konkrete Einzelaufgabe hatte das zweite Referat gegen den Faschismus. Jüchen, den 

wir als einen unserer jüngsten Freunde und Wortführer zum ersten Male hörten, hat aus der Erfahrung 

in Thüringen gesprochen. Seine Ableitung des faschistischen Wollens aus der vorchristlichen 
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Seelenhaltung war für alle Zuhörer sehr instruktiv. Die in der vorhergehenden Nummer des Sonn-

tagsblattes abgedruckte Resolution gegen den Faschismus ist das praktische Ergebnis des Referats 

und der sich daran anschließenden Aussprache. 

Unsere Freunde und alle Christen müssen wissen, woran sie sind. Die Kirchenleitungen hüten sich, 

klare Parolen zu geben; sie wissen nicht, wie sie sich entscheiden sollen. Manchmal hat man sogar 

den Eindruck, als wollten sie sich auf die Seite der Faschisten stellen! 

Für uns gibt es nur eine Parole gegen den Faschismus und gegen die Nationalsozialisten im Namen 

des Evangeliums der Liebe und Bruderschaft aller Menschen, gegen den Nationalhaß und den Ras-

senhaß der Überheblichen und Instinktgebundenen. 

Einen Gedankengang gilt es bei dieser Gelegenheit zu klären. Einer unserer Freunde, ich glaube, es 

war Stürmer, hat in Übereinstimmung mit einigen anderen Freunden, die von der bürgerlichen De-

mokratie zu uns gestoßen sind, die unrichtige Folgerung aus unserer Entschließung gegen die Diktatur 

des Faschismus gezogen, daß wir als /S. 268 religiöse Sozialisten auch mit der gleichen Entschlos-

senheit gegen den Bolschewismus, der als Diktatur des Proletariats auf dem Klassenhaß aufgebaut 

sei, uns zu wenden hätten. 

Hierzu ist zunächst zu sagen (siehe übrigens auch die Thesen von Fuchs), daß es ein großer Unter-

schied ist, ob man Gewalt anwenden will, um die Ungerechtigkeit der bürgerlich-kapitalistischen Un-

ordnung, die das Elend der Massen bedeutet, aufrechtzuerhalten, oder ob man Gewalt anwenden muß, 

um einer Kaste, die sich durch den Schweiß und das Elend der Masse ein »erfülltes« Leben sichert, 

die Macht zu entreißen, um eine Ordnung herzustellen, in der der Dienst aller für alle das Ziel ist, die 

brüderliche Gemeinschaft. 

Es ist ein Unterschied, ob man die Gewalt zum Prinzip einer »Herrenschicht« erhebt, ihre brutale 

Anwendung sittlich, ja religiös rechtfertigt aus der »Berufung« der »Edelmenschen« zu Herrschern 

über die knechtseligen Massen oder ob man die Gewalt vorübergehend anwenden muß, um einer 

Ordnung die Wege zu bereiten, in der die »Edlen«, die »Besten«, denen mehr gegeben ist als den 

anderen, mehr zu leisten haben und gern mehr leisten um des Wohles der Gesamtheit, um des Diens-

tes willen, den Gott ihnen an ihrem Mitmenschen aufgetragen hat. 

Es ist ein Unterschied, ob man sich die Gewalt anmaßt gegen das Vertrauen des Volkes zu seiner 

Unterdrückung oder ob man die Gewalt übernehmen muß, von dem Vertrauen des Volkes gerufen 

und getragen. 

[129] Es ist ein Unterschied, ob man die Gewalt zur Dauermethode macht oder nur solange benutzt, 

als die Gefahr besteht, daß die Wächter des zum Vergehen Verurteilten das Kommende böswillig 

sabotieren. 

Ich will aber gerade über dieses Problem »Macht oder Gewalt« einen grundsätzlichen Artikel in un-

serer Zeitschrift für Religion und Sozialismus schreiben, damit wir durch eine Aussprache auch diese 

Frage klären, solange es noch Zeit ist. Niemand von uns weiß, ob nicht das Proletariat gezwungen 

sein wird, der organisierten Diktatur der Bourgeoisie die entschlossene Diktatur des Proletariats ent-

gegenstellen zu müssen. 

Ich verabscheue die Gewalt; man ist bei ihrer Anwendung immer in Gefahr »Unrecht« zu tun. Wer 

aber kann entscheiden, wo das »Unrecht der Gewalt« anfängt und das »Recht der Macht« aufhört? 

Und noch eines: Ist die bürgerliche »Demokratie« unserer Zeit nicht auf dem Wege einer Diktatur 

mit den legalen Mitteln der »demokratischsten« aller Verfassungen? 

Wir müssen auf alle Fälle ein wachsames Ohr für die Töne auch in der Kirche und in den »christli-

chen« Kreisen haben, die jetzt schon mit fromm klingenden, »sittlich einwandfreien« Phrasen, ja 

unter Berufung auf den »Sinn der Demokratie«, auf die »Gerechtigkeit« und »Freiheit«, die »Mensch-

lichkeit«, die »christliche Kultur« eine mögliche Diktatur der internationalen Bourgeoisie in einem 

geeinten »Paneuropa« zu decken, zu rechtfertigen versuchen. 
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Die Ohren auf, Genossen! Hier liegt eine Aufgabe für uns. Schützt das Proletariat und seinen Befrei-

ungskampf von der »sittlich-religiös« gefärbten Ideologie-Offensive des auf die Sicherung seines 

Bestandes bedachten Kapitalismus, der auf der Höhe seiner internationalen Konsolidierung von Kri-

sen geschüttelt wird, deren er mit den Mitteln der gewöhnlichen Zeit nicht mehr Herr wird. 

Aber diese Bereitschaft, auch die Aufgaben und Gefahren von morgen und übermorgen zu sehen, hat 

uns nicht blind gemacht gegen die Aufgaben des heutigen Tages. Darum haben wir im dritten Referat 

uns für die Sozialgesetzgebung als eine Forderung christlicher Sittlichkeit eingesetzt. Unser beson-

deres Anliegen war es, nicht etwa den Nachweis für die Tragbarkeit der Soziallasten auch in der 

kapitalistischen Wirtschaft zu erbringen gegenüber der Behauptung, die Wirtschaft gehe dabei zu-

grunde; das ist Sache der Partei und der Gewerkschaft. Wir haben die Rederei zu entlarven, die mit 

sogenannten »sittlichen Motiven« die Sozialgesetzgebung aushöhlen und erledigen will. 

»Die Initiative des tüchtigen Unternehmers wird gelähmt; die Freiheit der Persönlichkeit steht in 

Frage; sie darf nicht durch den Zwang der Soziallasten erdrückt werden.« 

»Die Arbeitslosenunterstützung ist aller Laster Anfang.« »Sozialversicherung ist nichts anderes als 

die staatlich subventionierte Lebensversicherung der Faulen auf Kosten der Fleißigen.« »Die Sozial-

gesetzgebung ist im Grunde genommen Säkularisation aller christlichen Liebestätigkeit! Der Tod des 

aus Güte gegebenen, Segen in sich tragenden Almosens!« 

Es ist unsere Pflicht, Genossen, diese und ähnliche Schwätzereien, diese verlogene Offensive christ-

licher Kreise zu brandmarken und die Selbstverständlichkeit der staatlichen Hilfe an den Opfern der 

heutigen Wirtschaftsunordnung zu betonen. Es ist die Konferenz unserer Auffassung, daß wir alle 

Christen auffordern, bei den kommenden Reichstagswahlen nur sozialistischen Kandidaten ihre 

Stimme zu geben, deren Parteien die Gewähr bieten für entschiedenen Ausbau der Sozialpolitik. 

[130] Die Erklärung des Bundes zur Kinderfreundebewegung soll nicht nur die vielen Anfragenbe-

antworten, wie wir uns zu dieser jüngsten sozialistischen Arbeit stellen; sie soll auch zum Ausdruck 

bringen, daß wir uns nicht von vorgefaßten Meinungen und Werturteilen der bürgerlich befangenen 

Kirche beeinflussen lassen, sondern diese Hilfs- und Erziehungsarbeit an den Kindern des Proletari-

ats, der Hoffnung der kommenden Generation, energisch unterstützen. 

Die Erklärung des Bundes zu den Vorgängen auf dem deutschen evangelischen Kirchentag in Nürn-

berg war notwendig. Sie ist übrigens nicht von mir vorgeschlagen und nicht von mir formuliert. Die 

Bemühungen, zwischen der von mir in Nürnberg vertretenen Ansicht, der von mir dort eingenomme-

nen Haltung und der Meinung des Bundes einen Widerspruch zu konstruieren, sind durch die Erklä-

rung des Kongresses, die einstimmig angenommen wurde, erledigt. Man hört jetzt allenthalben, daß 

»prominente« Mitglieder der Gruppe 1 und die Führer der Gruppe und 3 auf dem Kirchentag sich 

gegen die mir dort angetane Vergewaltigung gewendet haben. Diese nachträglichen Erklärungen 

schaffen die Tatsache nicht aus der Welt, daß eine positiv-liberale Mehrheit mir das Wort entzogen 

hat. Von den »Führererklärungen« der Gruppe 2 und 3 halten wir nicht viel; sie sind nach ihrem 

Wortlaut und den gelegentlich dazu abgedruckten Kommentaren nur aus der taktischen Erwägung 

heraus abgegeben. Es war doch zu riskant, nicht irgendwie von der Mundtotmachung eines Delegier-

ten auf dem deutschen evangelisch-protestantischen Kirchentag nachträglich abzurücken. Die evan-

gelisch-soziale Korrespondenz des Herrn Dr. Herz schreibt denn auch, man hätte den »religiös-sozi-

alistischen Agitator«!! ruhig reden lassen sollen. Das wäre das kleinere Übel gewesen. 

Die täglichen Andachten vor den Verhandlungen des Kongresses und der Gottesdienst in der Erlöser-

kirche, den unser Freund Weitbrecht gehalten hat, waren leider nicht von allen Teilnehmern besucht. 

Zum Teil mag das darauf zurückzuführen sein, daß viele Quartiere weit weg lagen. Jedenfalls aber ist 

es denen, die an diesen Stunden der Sammlung und innersten Besinnung teilgenommen haben, aufs 

Neue klar geworden, wie wichtig gerade diese Stunden für die Arbeit unseres Kongresses sind. 

Die neue Zusammensetzung des Bundesvorstandes ist die z. Zt. zweckmäßigste. 

Die Initiative liegt bei dem geschäftsführenden Vorsitzenden, der sich in Zweifelsfällen mit dem 

zweiten Vor- /S. 269 sitzenden, Göring, Berlin, bespricht. Bei wichtigeren Anlässen werden alle 
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Vorstandsmitglieder, also auch die fünf Beisitzer, befragt. Die Mehrheit des Vorstandes entscheidet. 

Alle grundsätzlichen Fragen werden im Bundesausschuß, der Zusammenfassung aller Landesver-

bandsvorsitzenden, erledigt. 

Die fünf Beisitzer sind gewissermaßen die Sachberater des geschäftsführenden Vorsitzenden, der sich 

bei fraglichen Angelegenheiten mit dem jeweiligen Ressortverantwortlichen ins Benehmen setzt. Für 

die katholische Aktion ist Otto Bauer, Wien, gewählt, für evangelische Kirchenpolitik: Emil Fuchs, 

Eisenach, für Theologie: Georg Wünsch, Marburg; für Schulfragen: Heinrich Dietrich, Mannheim; 

für Politik: Genosse Rais, Reutlingen, Mitglied des württembergischen Landtags. 

Aufs Ganze gesehen war dieser 5. Kongreß ein wichtiger Merkpunkt auf unserem Wege. 

Wir dürfen uns getrost des Erreichten freuen und wollen arbeiten, soviel wir können, damit wir 1932 

wieder ein Stück vorwärtsgekommen sind. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 34 vom 17. August 1930, S. 267-269. [131] 

23. Erwin Eckert, Warum kämpfen die Kirchen nicht gegen den Faschismus? Rede in der öf-

fentlichen Sitzung der badischen Landessynode am 5. Juni 1930* 

Meine Damen und Herren! Wir haben den Antrag gegen die Faschisten und Wehrverbände deswegen 

gestellt, weil in weiten Kreisen des Kirchenvolkes starke Erregung darüber herrscht, daß Gemeinde-

häuser und Hospize zu Zentralen gemacht werden für bestimmte politische Parteien und ihren Anhang. 

Es läßt sich nicht leugnen, daß in steigendem Maße solche aus Kirchensteuermitteln errichtete Gebäude 

bürgerlichen, rechtsstehenden Parteien überlassen werden nicht nur zu Fraktionsbesprechungen und 

politischen Ausbildungskursen, sondern auch zu öffentlichen Versammlungen. Dadurch wird nach au-

ßen hin zum mindesten der Eindruck erweckt, als ob die Kirche – nicht direkt, aber doch mittelbar – 

ein Interesse daran habe, mit den bürgerlichen, den politisch rechtsstehenden Parteien zusammenzuge-

hören. Wir geben uns die größte Mühe, die Vorurteile und die zum Teil auch berechtigten Urteile über 

die Verflochtenheit der Kirche mit den bürgerlichen politischen Gruppen in der breiten Masse unseres 

Volkes zu revidieren und durch unsere Arbeit die Haltung der Kirche politisch neutral zu gestalten. 

Die Vorkommnisse, die unseren Anträgen zugrunde liegen, sind mancherlei Art. Ich will, damit Sie 

nicht glauben, unser Antrag sei nur aus einem Bedürfnis, über diese Frage zu sprechen, geboren, 

Tatsachen mitteilen. 

In Heidelberg wurde das dort neu errichtete Lutherhaus zu einer sogen. Totengedenkfeier der Natio-

nalsozialisten Heidelbergs benutzt. Eingeladen wurde zu dieser Feier in einem öffentlichen Aufruf, in 

dem es hieß: »Zum Gedenken der Toten des Weltkrieges und zum Gedenken der gefallenen Freiheits-

kämpfer« – nämlich der Nationalsozialisten! – »Orgelspiel, Ansprache, Musikvorträge, Reichspartei-

tag, der Film der 60.000, der Aufmarsch der brauen Hitler-Kolonnen, ... der Führer, Helden Verehrung, 

Adolf Hitler spricht« usw. Ich möchte sehr in Frage stellen, ob man das noch eine Totenfeier im reli-

giösen Sinn nennen kann, umso mehr, als Berichte über diese Feier in der Presse u. a. folgendes ent-

hielten: »Zur Ehrung der Toten, die gefallen sind für die Ideale der Nationalsozialisten« – nicht etwa 

der Toten des Weltkrieges! – »erhoben sich die Versammelten von den Sitzen und entbot eine Kolonne 

Braunhemden mit hoch emporgereckten Armen den Faschistengruß.« Es ist doch außerordentlich ko-

misch, daß man das eine religiöse Feier nennen will. Was würden Sie dazu sagen, wenn etwa die 

Kommunisten eine Feier für die 1919/23 im Straßenkampf gefallenen Kommunisten abhielten und mit 

geballter Faust im Chor davon Zeugnis ablegten, daß sie mit »Rotfront« die Zukunft ändern wollten! 

Daß solche Dinge vorkommen, ist begreiflich – sie sollten wenigstens nicht gebilligt oder geduldet 

werden. Der Vorsitzende des Kirchengemeinderats aber, Herr Pfarrer Dr. Österreicher, hat diese Feier 

durchaus gebilligt, ja er hat sie gerechtfertigt in einem Artikel, der ebenfalls in der Zeitung erschien. 

 
*  Siehe Verhandlungen der Landessynode der Vereinigten evangelisch-protestantischen Landeskirche Badens. Or-

dentliche Tagung vom Mai/Juni 1930, Vierte Sitzung vom 5. Juni 1930, Karlsruhe 1931, S. 101-104. 
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Zu Pforzheim marschierte im Juni vorigen Jahres der Stahlhelm mit seinen Fahnen am Jugendsonntag 

in die Kirche ein, was weite kirchliche Kreise außerordentlich empörte. 

[132] Der dritte Fall: In Mannheim werden regelmäßig Zusammenkünfte der Führergruppe der Nati-

onalsozialisten, der Hakenkreuzler, im Christlichen Hospiz abgehalten. Daß die bürgerlichen Par-

teien, die Deutschnationalen, die Deutsche Volkspartei, der Christlichsoziale Volksdienst, ihre 

Zusammenkünfte dort in den sogen. Klubräumen abhalten, ist für die bürgerliche Mehrheit des Mann-

heimer Kirchengemeinderats selbstverständlich. Aber nicht nur solche Führerbesprechungen finden 

dort statt, sondern auch Zusammenkünfte, zu denen öffentlich eingeladen wird durch Handzettel, die 

in allen Stadtteilen in die Briefkästen eingeworfen werden. Auch durch öffentliche Anschläge wird 

dazu aufgefordert, im Evang. Hospiz, im Wartburghospiz, zu erscheinen zu den politischen Ver-

sammlungen, die dort abgehalten werden. 

Für jemanden, der es mit dem Schicksal der Kirche ernst nimmt und sieht, wie sich die Dinge entwi-

ckeln, der sieht, wie ausgerechnet die Nationalsozialisten immer lauter den Anspruch erheben, Vertre-

ter des positiven Christentums zu sein, ist es natürlich unmöglich zu schweigen. Die Gleichgültigkeit 

der Kirchengemeinderäte gegenüber diesen Dingen kann dazu führen, daß wir innerhalb der Kirche 

die schwersten Erschütterungen des Gemeindelebens erleben müssen. 

Am Himmelfahrtstag, also vor einigen Tagen, sind in Hilsbach 200 Nationalsozialisten mit ihren 

Fahnen und mit Musik in die Kirche marschiert (Zuruf: In den Hauptgottesdienst), in den Hauptgot-

tesdienst und haben damit in der kleinen Kirche dem Hauptgottesdienst das Gepräge eines faschisti-

schen Gottesdienstes unter den Hakenkreuzfahnen gegeben. 

Diese und ähnliche Vorkommnisse sind es, die uns veranlaßt haben, in der Synode die Stimme zu 

erheben. So kann es nicht weitergehen! Der Auffassung der /S. 322 Nationalsozialisten, sie seien 

Vertreter des positiven Christentums, ist nirgends widersprochen worden von Seiten der Kirche. Lei-

der! In ihrem Programm heißt es: »Wir fordern die Freiheit aller religiösen Bekenntnisse im Staate, 

soweit sie nicht dessen Bestand gefährden oder gegen das Sittlichkeits- und Moralgefühl der germa-

nischen Rasse verstoßen. Die Partei als solche vertritt den Standpunkt eines positiven Christentums, 

ohne sich konfessionell an ein bestimmtes Bekenntnis zu binden.« Ich glaube, es ist nicht notwendig, 

zu sagen, daß ich selbstverständlich nicht etwa die positive Gruppe dieser Synode meine, wenn ich 

in Zukunft vom »positiven Christentum« der Nationalsozialisten spreche (Heiterkeit. Zuruf von der 

kirchlich-positiven Gruppe). Das »positive Christentum« der Nationalsozialisten sieht nämlich eigen-

tümlich aus. Seine Abgrenzung sowohl in religiöser wie in sittlicher Hinsicht findet dieses Christen-

tum da, wo die eigentümliche Art der »germanischen Rasse« zu Einschränkungen des Evangeliums 

zwingt. Wie diese eigentümliche Moral – welche so die Einschränkung der christlichen Moralpostu-

liert, – aussieht, mögen Sie aus folgenden praktischen Beispielen ersehen: 

In Heidelberg hat die nationalsozialistische Studentengruppe es fertiggebracht, in einer Versammlung 

wie die Vandalen zu hausen. Mir ist berichtet worden, daß sie sogar gegen Universitätsprofessoren tätlich 

vorgegangen sei und mit dem außerordentlich germanisch-moralischen Ruf »Deutschland, erwache! 

Jude, verrecke!« den Saal verlassen habe, nachdem die Erneuerer Deutschlands dort alles kurz und klein 

geschlagen hatten. Solche Handlungen sind außerordentlich »germanisch« moralisch und christlich! 

Aber das ist noch lange nicht alles. Es gibt Pfarrer, die sich dieser nationalsozialistischen Bewegung 

anschließen, obwohl alle Äußerungen dieser Gruppe ganz deutlich zeigen, wohin [133] 
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SPD-Veranstaltung »Kampf dem Faschismus« in Heidelberg (PAB) 

[134] die Reise geht, und obwohl es keinen größeren Gegensatz gibt als den zwischen christlicher Art 

und nationalsozialistischer Propaganda. Die Nationalsozialisten haben im Reichstag einen Gesetzesini-

tiativantrag eingebracht, wonach jeder, der den »sittlichen Grundsatz der allgemeinen Wehr- und sons-

tigen Staatsdienstpflicht« der Deutschen in Wort, Schrift, Druck, Bild und ähnlicher Weise überhaupt 

leugnet oder verächtlich macht, mit dem Tode bestraft werden soll wegen Wehrverrats! Kurz, sie be-

haupten, daß es christliche Art und christliche Sittlichkeit – germanisch eingegrenzt! – verlange, die 

Waffen zu ergreifen, sich zum Krieg zu rüsten, Krieg zu führen und sich gegen den Frieden, gegen die 

Gemeinschaft der Menschen untereinander einzusetzen. Die Nationalsozialisten haben bei den ver-

schiedensten Gelegenheiten aus dieser germanisch betonten Sittlichkeit heraus, aus dieser neuen christ-

lichen Moral und Religiosität, aus dieser höheren Art des christlichen Denkens gefordert, daß die Kin-

der, die durch farbige Besatzungssoldaten gezeugt und von deutschen Müttern geboren wurden, getötet 

werden. Sie haben in ihren Zeitungen aus Anlaß eines Krawalls mit den Kommunisten ihrer Freude 

Ausdruck gegeben über die Möglichkeit, endlich einmal aufräumen und ein »großes Schlachten« an-

fangen zu können. Sie haben nicht nur einmal, sondern oft, immer wieder betont, daß zum Freiwerden 

– wie sie es sich vorstellen – Stolz, Wille, Trotz, Haß, Haß und noch einmal Haß gehöre. Besser kann 

man christliche Gesinnung gar nicht demonstrieren, als es die Nationalsozialisten tun! 

Diese Tatsachen sind unbestreitbar, und es ist traurig, daß die positive in trauter Eintracht mit der 

liberalen Gruppe im Kirchengemeinderat Mannheim gegen unsere Stimmen beschlossen hat, solche 

Leute und ihre Zusammenkünfte im christlichen Hospiz zu dulden, da ihre Ziele sich nicht im Ge-

gensatz zu dem Geist eines christlichen Hospizes befinden!!! 

Noch eine Ergänzung zu diesem Bild: Über die »Totenfeier« in Heidelberg hat es in den Tageszei-

tungen eine Diskussion gegeben. Da heißt es u. a. von den Nationalsozialisten aus: 

»In einer Zeit, in der es um die Befreiung des Volkes geht, kann man nicht darauf achten, ob die im 

Kampf angewendeten Mittel vornehm sind oder nicht«. 

Weiter: »Erzberger und Rathenau sind nicht ermordet, sondern getötet worden. Die Täter sind keine 

Mörder, sondern ganze Kerle.« 

(Hört! hört!) Das ist nun wirklich eine Besinnung, die außerordentlich »christlich« genannt werden 

kann! Und die Höhe ist, daß diese Leute, von der Kirche unwidersprochen, behaupten können, es sei 

christlich, Nationalsozialist zu sein. Nationalsozialist sein heißt sogar Luther nachfolgen! 
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»D. Martin Luther war ein Kämpfer, und die Nationalsozialisten kämpfen ebenfalls für Volk und 

Vaterland. Der Geist Luthers ist mit dem Nationalsozialismus eng verwandt«, so behaupten die Her-

ren vom Hakenkreuz. Sie sehen, wie weit es bereits gekommen ist. Es ist so weit gekommen, daß die 

Nationalsozialisten auftreten mit dem Anspruch, Vertreter des wahrhaftigen, des positiven Christen-

tums zu sein, das aus dem Geist Luthers in unserer Zeit wirksam geworden ist. 

Beim Stahlhelm ist es genau ebenso. Ich will darüber nichts mehr vorlesen; es genügt das Material, 

das Sie kennengelernt haben. Wenn ich glauben könnte, daß die Auffassung der Nationalsozialisten 

wirklich auf eine innerste, im Evangelium gegründete Überzeugung zurückgehe, würde ich nichts 

gegen sie sagen können. Aber ich habe aus dem Studium sehr vieler [135] Zeitungsausschnitte und 

Reden den Eindruck bekommen, daß es diesen nationalsozialistischen Gruppen gar nicht darauf an-

kommt, dem Christentum eine lebendige Wirkungsmöglichkeit in der Gegenwart zu schaffen, son-

dern allein darauf, die Pfarrer, die Kirche, die christlichen Kreise zu benutzen, um ihre politischen 

Ziele zu erreichen. (Abg. D. Frey: Sehr richtig!) Sie scheuen sich nicht, in ihrer Agitation mit Fahnen 

und Musik in die Kirche zu marschieren und nachher vor dem in der Kirche zusammengekommenen 

Volk hetzerische Reden zu halten. 

Ich möchte noch einmal auf die große Gefahr hinweisen, die aus der Duldung dieses Faschismus 

innerhalb unserer kirchlichen Häuser und in den Kirchen selbst erwächst. Es ist höchste Zeit, daß 

auch die positive Gruppe einmal recht deutlich von diesen Leuten abrückt und klar macht, daß das 

»positive Christentum« der Nationalsozialisten mit dem von Ihnen, der positiven Vereinigung, ver-

tretenen Christentum nichts zu tun hat. 

Nun wird uns gesagt, wir könnten unseren Antrag hier gar nicht zur Verhandlung stellen, weil es nach 

§ 9 der Kirchenverfassung zur Kompetenz der einzelnen Gemeinde, nicht aber zur Kompetenz der 

Synode gehöre, über die Verwendung von kirchlichen Gebäuden und von einzelnen Kirchen zu ent-

scheiden. Ja, man hat sogar geglaubt, wir könnten hier in der Synode nicht einmal über diese Dinge 

sprechen. Verehrte Herren! Die Sache ist doch so, daß nach § 123 RV. der Oberkirchenrat ein Auf-

sichtsrecht über alles, was in der Gemeinde geschieht, hat und daß zum mindesten der Oberkirchenrat 

von sich aus diese Dinge hätte viel mehr als bisher in Augenschein nehmen und abbremsen müssen. 

Da der Oberkirchenrat das aber nicht getan hat, hat die Synode, die nach § 105 alles, was in der Kirche 

vorkommt, zum Gegenstand einer Beratung und Beschlußfassung machen kann, nach unserer Auf-

fassung die Pflicht, von diesen Dingen zu sprechen und vom Oberkirchenrat nachdrücklichst zu for-

dern, daß er hier einmal eine Tat wagt. Wir fordern das umso mehr, als der Ober- /S. 223 kirchenrat 

in anderen Zusammenhängen die Kompetenz des Kirchengemeinderats – die nach der Verfassung 

feststeht – nicht so zu achten gewillt war. Er hat auch sonst klar zu Substitut Handlungen, d. h. zu 

Handlungen, die Unterlassungssünden des Kirchengemeinderats wieder gutzumachen versuchen, ge-

griffen um des kirchlichen Gesamtwohles willen. 

Wir fordern darum also – und wir hoffen, daß unsere Forderung nicht so ganz leicht abgewiesen wird 

–, daß die Synode den Oberkirchenrat veranlaßt, in der Linie unseres Antrags etwas zu tun. Wir hoffen, 

der Oberkirchenrat werde dafür sorgen, daß keine Kirche mehr von uniformierten, mit Militärmusik 

und Fahnen in die Kirche einziehenden geschlossenen politischen oder Wehrverbandsgruppen über-

fallen wird; und wir hoffen, daß nicht mehr wie bisher die Gemeindehäuser, die Hospize, Zentralen 

bleiben oder werden für die bürgerlichen, für die reaktionären politischen Parteien unseres Volkes. 

Wir glauben dadurch unserer Kirche einen Dienst zu tun und damit etwas angerührt zu haben, was 

gewissensmäßig von jedem, dem die Weiterentwicklung und die Dienstbereitschaft unserer Kirche für 

die Zukunft am Herzen liegt, vertreten werden muß. Täuschen Sie sich nicht darüber: Die Nationalso-

zialisten und alle die Gruppen, die ihnen gleich zu setzen sind, sind nichts anderes als Organisationen, 

die – wenn es sein muß, mit Waffengewalt, mit dem Bürgerkrieg – die gegenwärtige nationalistisch-

kapitalistische Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung zu sichern suchen! Und wehe der Kirche, die 

mit diesen Gruppen in irgendeiner Weise verbunden ist! Diese Gruppen werden die Zukunft nicht 

gestalten können, weil sie das Vergangene zu halten suchen und an das Zukünftige [136] keinen Glau-

ben mehr haben. Darum wollen wir Sie herzlich bitten, uns doch zu helfen, daß wir die große Gefahr, 
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die in der faschistischen Einstellung weiter bürgerlicher Kreise und kleinbürgerlicher Schichten für 

unser Volk liegt, für unsere Kirche bannen können. (Beifall bei der volkskirchlichen Gruppe). 

Präsident: Wünscht noch jemand das Wort? – Ich möchte bitten, jetzt nicht in eine Debatte über den 

Nationalsozialismus einzutreten, weil es nicht zu unserer Zuständigkeit gehört!!* 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 41 vom 12. Oktober 1930, S. 321-323. 

24. Erwin Eckert, Opposition, nicht Koalition!* 

Wir müssen die tieferen Ursachen der sozialdemokratischen Wahlniederlage** suchen und feststellen. 

Es ist töricht, den Versuch einer ehrlichen, öffentlichen Selbstkritik als Defätismus, als mangelndes 

Parteibewußtsein zu bezeichnen. Gerade das gesteigerte Verantwortungsbewußtsein für die Aufgaben 

und die Arbeitsmöglichkeiten der Partei zwingt uns zu einer ganz ehrlichen, rückhaltlosen Kritik und 

zu dem Willen, aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen. Denn nur aus den Fehlern der Vergan-

genheit ist die Niederlage der Partei zu erklären, ob das die Parteigenossen, die bisher die politische 

Linie der Partei bestimmt haben, wahrhaben wollen oder nicht. Es wäre verhängnisvoll, wollte man 

das irgendwie verschleiern. 

[137] Die Bedeutung des Stimmenverlustes von etwa 600.000 Stimmen wird dann erst richtig einge-

schätzt, wenn man sich klarmacht, daß unter den am 14. September abgegebenen Stimmen eine nicht 

unbeträchtliche Zahl von früher demokratisch wählenden Volksgenossen enthalten ist, die ihren Füh-

rern Erkelenz und Potthoff gefolgt sind, um die »große, linke, demokratische Partei zu stärken«. Ist 

das richtig, dann haben wir fraglos eine große Zahl von bisher entschieden sozialistisch Wählenden 

verloren, die zur KPD gegangen sind. Es gibt keine gefährlichere Version als die geflissentlich immer 

wieder in der Parteipresse vertretene Behauptung, es handle sich um »Krisenwahlen, um Arbeitslo-

senwahlen, um Konjunkturwahlen«. Die Signatur unserer Zeit und der zukünftigen Jahre wird eben 

die Arbeitslosigkeit, das Massenelend, sein. Was »Konjunktur«, also vorübergehender Zustand, ge-

nannt wird, ist Dauerzustand für unsere Zeit, jedenfalls für die Zeitspanne, in der die nächsten politi-

schen Entscheidungen fallen. 

Es ist keine Entschuldigung und keine Erklärung für unsere verlustreichen Wahlergebnisse, daß die 

Arbeitslosigkeit »daran schuld« sei; es ist eher eine scharfe Anklage in dieser Entschuldigung 

 
*  Der Antrag der religiösen Sozialisten bei der badischen Landessynode im Mai 1930 lautete: »Die Landessynode 

beschließt, daß Kirchen- und Gemeindehäuser politischen Parteien, vor allem aber auch den sogenannten Wehr-

verbänden: Stahlhelm, Nationalsozialisten usw., nicht überlassen werden dürfen; auch nicht zu parteipolitischen 

Fraktionssitzungen und politischen Ausbildungskursen«. Der Antrag wurde mehrheitlich abgelehnt [d. Hrsg.]. 
*  Am 25. September 1930 wurde in einer Mitgliederversammlung der SPD-Mannheim nach lebhafter Diskussion 

über das Ergebnis der Reichstagswahlen und über die daraus zu ziehenden Lehren folgende, von Erwin Eckert 

eingebrachte Resolution angenommen: »Die Mannheimer Organisation der SPD ist der Auffassung, daß die von 

der sich bildenden bürgerlich-faschistischen Einheitsfront drohenden Gefahren allein durch eine radikale Um-

stellung der politischen und taktischen Einstellung der Partei, durch eine entschlossene Opposition, abgewendet 

werden können. Den Versuchen der bürgerlich-faschistischen Parteien, die Demokratie als Waffe gegen die In-

teressen des Volkes und als einen Weg zur legalen Diktatur der Besitzenden zu mißbrauchen, wird die SPD als 

die Partei der werktätigen Bevölkerung mit ihrer machtvollen Organisation entgegentreten, und zu allen Mitteln 

bereit sein, die geeignet sind, der Verteidigung der Volks- und Menschenrechte zu dienen. Die beabsichtigten 

gesetzlichen Maßnahmen, zur Herabsetzung der Löhne, zur Verschlimmerung der Arbeitslosenversicherung, zur 

Abwälzung der Lasten des Youngplanes auf die Schultern der Besitzlosen, werden das Proletariat zu einer ge-

schlossenen Einheitsfront zusammenschweißen unter Führung der SPD gegen das kapitalistische System, die 

Ursache des Massenelends und der Massennot.« Von »Zellenbildung« konnte keine Rede sein. Der Wortlaut 

dieser Resolution wurde am 5. Oktober 1930 im »Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes« auf S. 319 veröffent-

licht [d. Hrsg.]. 
**  Bei der Reichstagswähl am 14. September 1930 ging der Stimmenanteil der SPD von 29,8 auf 24,5 Millionen 

Stimmen zurück; die Zahl der Abgeordneten sank gegenüber 1928 von 153 auf 143. Die NSDAP hingegen stei-

gerte die Zahl der auf sie abgegebenen Stimmen von 2,6 auf 18,3 Millionen und errang statt 12 Abgeordneten 

107 Parlamentssitze. Siehe Reinhard Kühnl, Der deutsche Faschismus in Quellen und Dokumenten, 6. durchge-

sehene und erweiterte Auflage, Köln 1987, S. 94 f. [d. Hrsg.] 
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enthalten dagegen, daß unsere Partei nicht vermocht hat, die Arbeitslosen an sich zu ketten, die Partei 

der Arbeitslosen, der eigentlichen Opfer der heutigen kapitalistischen Krise, zu werden und als solche 

zu gelten. Es ist töricht, immer wieder davon zu sprechen, daß in Zeiten wirtschaftlicher Depression 

solche Wahlen verständlich seien. Die SPD hat nach meiner Auffassung in erster Linie die Pflicht, 

gerade in solchen Zeiten der wirtschaftlichen Depression die Zu- S. 623 flucht aller Bedrückten und 

Hoffnungslosgewordenen zu sein. 

Wir haben diese Wahl verloren, weil wir eine verkehrte politische Linie eingehalten haben. Diese 

verkehrte Linie aber ist die Folge der falschen Analyse des gegenwärtigen wirtschaftlichen und ge-

sellschaftlichen Lebens. Die führenden Parteigenossen waren des besten Glaubens, daß man in einer 

Zeit der kapitalistischen Krise sich, um das Schlimmste zu verhüten, an der Regierung beteiligen 

müsse. Man konnte das noch zugeben Anfang 1928 und noch nach den Maiwahlen. Man konnte der 

Auffassung sein, daß es einen Weg der Verhandlung und der Kompromisse mit den politischen Ver-

tretern der bürgerlich-kapitalistischen Front gebe. Aber schon die Schwierigkeiten bei der Bildung 

des Kabinetts Müller und die ersten entscheidenden Kämpfe innerhalb des Kabinetts machten es klar 

oder sollten es wenigstens auch den vertrauensseligen Genossen deutlich gezeigt haben, wie unmög-

lich es ist, in einem in seiner Majorität kapitalistisch orientierten Kabinett unter sozialistischer Kanz-

lerschaft etwas für die Arbeiterklasse Entscheidendes zu erreichen. Auch die »großen Erfolge« der 

Außenpolitik, auf die sich die Befürworter der Koalitionsbereitschaft so viel zugutehalten, sind, bei 

Licht besehen, sehr fragwürdig. 

Die Abmachungen des Young-Abkommens lagen in erster Linie im Interesse der großbürgerlichen 

Kreise der Deutschen Volkspartei, die ganz mit Recht den Abschluß des Youngabkommens als einen 

Erfolg der kapitalistischen Interessenpolitik Stresemanns bezeichneten. Die »vaterländischen Tira-

den«, die man gern mit der »Rheinlandräumung« und der Sicherheit der geregelten Nachkriegsver-

pflichtungen verbindet, »sollen nur den durchaus Kapitalisten dienlichen Charakter des Youngplanes 

verdecken«. Wir haben auf alle Fälle kein Interesse, den Youngplan, der die Ankurbelung der kapi-

talistischen Wirtschaft bedingen sollte, als »unser«, der SPD, Werk zu bezeichnen oder gar stolz da-

rauf zu sein. Wir werden, wenn wir die Interessen der werktätigen Massen im Auge behalten wollen, 

alles daransetzen, um den Youngplan durch unseren [138] Einspruch gegen seine Untragbarkeit re-

vidieren zu lassen. Die Übernahme der Mitverantwortung für die in dieser Zeit der Wirtschaftskrise 

zur Erhaltung der kapitalistischen Wirtschaft notwendigen Maßnahmen hat unsere Partei als die Ver-

tretung der Arbeitnehmerschicht zu stark belastet, als daß ihr das alles vergessen werden konnte in 

den wenigen Wochen, die sie zwangsläufig in eine Opposition gedrängt war von den Koalitionspart-

nern, die glaubten, des Deckmantels der SPD für ihre Interessenpolitik nicht mehr zu bedürfen. Es ist 

nicht notwendig, alle Stadien der verlustreichen Regierungsbeteiligung unter allen Umständen, über 

den Panzerkreuzer bis zu den Entwürfen für die Massenbelastungen um des Youngplanes willen auf-

zuzählen, und den Verhandlungen über die Gestaltung der Arbeitslosenversicherung. Es genügt, da-

rauf hinzuweisen, daß die ganze Zeit der Regierung Müller eine Leidenszeit gewesen ist für die SPD, 

die auch durch die von den koalitionsbereiten Genossen sehr betonte Staatsverantwortlichkeit nicht 

verklärt wird. 

Aus dieser unklaren und zu immer neuen Kompromissen und Zugeständnissen an die bürgerlichen 

Partner zwingenden Haltung der Partei ist es zu verstehen, daß die Agitation der Partei im Wahlkampf 

wie gelähmt war. Die auf eine bereits neue in Aussicht genommene Koalition bedachten Reichstags-

kandidaten hüteten sich, »mehr zu versprechen, als sie zu erfüllen imstande sein würden«. Die in der 

Opposition stehenden Genossen, die ohne innere Hemmung eine klassenbewußtere Linie der Politik 

verlangen konnten in der Wahlkampagne und damit /S. 624 spontane und laute Zustimmung der pro-

letarischen Wählermassen fanden, empfand man als eine Art »enfant terrible«, als eine Gefahr für die 

vorsichtige staatsmännische Klugheit der Regierungsbereiten, als Genossen, die sich zu weit vorwag-

ten. Es ist klar, daß man mit einer so lauwarmen Agitation die Angriffe der faschistischen Front nicht 

bestehen konnte; man hatte keine wirkliche, keine innere Radikalität der Gesinnung und der Kampf-

entschlossenheit zum Sturz der untergangsreifen kapitalistischen Wirtschaft gegenüber der radikalen 

Phrase der faschistischen Banden. 
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Aus dem Vergangenen zu lernen, ist die erste Voraussetzung eines zukünftigen Sieges, die gegen-

wärtige Situation richtig zu erkennen, die eigenen Kräfte richtig einzuschätzen, aber ist der erste 

Schritt einem neuen Ziele zu. Für einen Sozialisten und Marxisten sind nicht die Ansichten eines 

einzelnen oder irgendeine Idee maßgebend für die zu fassenden Entschlüsse, sondern die objektive 

Situation des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens. Erst die nüchterne Analyse der wirt-

schaftlichen und staatspolitischen Lage kann uns das im Augenblick notwendige Handeln zeigen. 

Das Tempo der kapitalistischen Entwicklung ist unheimlich. Noch vor kurzem hofften die Kapitalis-

ten, und wir fürchteten das mit ihnen, daß die internationale Konsolidierung der kapitalistischen Wirt-

schaft trotz der offensichtlichen Krisen und Spannungen würde erreicht werden können. Die westli-

chen Demokratien schienen als politisches Werkzeug wohl geeignet zu sein, die wirtschaftliche Kräf-

tigung des kapitalistischen Systems durch gesetzliche Maßnahmen zu fördern und zu verteidigen. Es 

ist anders gekommen, über Nacht beinahe. Die Wirtschaftskrise ist vor aller Augen; sie ist überall, 

auch in den siegreichen Ländern, die glaubten, durch die Kontributionen der Besiegten der Schwie-

rigkeiten Herr zu werden. Ja, gerade die Übersättigung der Märkte und die Desorganisation der Pro-

duktion, die durch die Stauungen in den verschiedensten Absatzgebieten verursacht wurde, treibt die 

internationale [139] Bourgeoisie zu immer neuen, sich überstürzenden Sicherungsmaßnahmen, die 

allerdings nur neue Schwierigkeiten schaffen und zur Evidenz zeigen, daß die kapitalistische Wirt-

schaft nicht mehr imstande ist, die jeder Wirtschaft obliegende Pflicht zu erfüllen, Brot und Arbeit 

für alle zu schaffen. Das deutlichste Symptom der sich verschärfenden Krise ist die Massenarbeitslo-

sigkeit bei gesteigerter Produktion, der Hunger der Massen bei vollen Scheuern und Warenlagern. 

Insbesondere der kommende Winter wird uns eine wirtschaftliche Krisis bringen, deren Folgen noch 

nicht abzusehen sind. Es ist möglich, daß nur die politische und wirtschaftliche Machtergreifung 

durch das Proletariat der Rat- und Hilflosigkeit wird abhelfen können. Die Vorzeichen der nahenden 

Entscheidung kann jeder, der guten Willens ist, sehen. Die Börse ist unsicher; die Zahlungsmittel sind 

nicht mehr stabil; Kredite werden bereits jetzt gekündigt. Lohndruck auf der ganzen Linie steht bevor; 

die Berliner Metallindustriellen haben nur angefangen mit ihren 15 Prozent Abbau. Massenentlas-

sungen sind vorbereitet. Preissteigerungen der lebenswichtigsten Produkte sind unaufhaltbar. Die 

Kartelle und Syndikate halten nicht umsonst die Preisgestaltung in der äußersten Spannung. Es ist 

ganz sinnlos, etwa durch staatliche Maßnahmen diese Entwicklung aufhalten zu wollen und der ka-

pitalistischen Methode nicht zugleich das Lebenslicht auszublasen. Der Kapitalismus wehrt sich mit 

allen Mitteln um sein Leben; er ist zwangsläufig dazu gezwungen. Er muß die Maske fallen lassen 

und brutal werden, um am Leben bleiben zu können – vorläufig. 

Die Verelendung der Massen ist größer als derer, die noch im Produktionsprozeß stehen; man glaubt 

die Redensarten, mit denen sich die bürgerlich-kapita- /S. 625 listischen Parteien ihre Wählerschaft 

zusammenidealisiert haben, nicht mehr; die nationale Phrase zieht nicht mehr, auch die von der »ge-

sicherten Volksgemeinschaft« nicht, auch nicht mehr die Beschwörung der großen herrlichen Ver-

gangenheit der Tradition. Das Bürgertum muß von der Demokratie, seiner Waffe gegen den Absolu-

tismus, Abschied nehmen. Sie rentiert sich nicht mehr, die Phrase von der Freiheit und Gleichheit der 

Bürger, sie wird nicht mehr geglaubt. Man muß sich umstellen. Der verschärften Methodik der Rati-

onalisierung, der Abwälzung der Soziallasten, der Massenentlassungen und des Lohnabbaus ent-

spricht die neue Methode des um seine Existenz ringenden Kapitalismus auf dem politischen Gebiet. 

Die Demokratie wird ausgehöhlt, der Faschismus wird als das Instrument und als die Waffe bürger-

licher Macht ausgebildet, zunächst unter revolutionär klingenden Parolen. Er wird solange zurück-

gehalten, bis nach menschlichem Ermessen das Risiko von Seiten der physischen Gewalten der Re-

publik, der Reichswehr etwa und der Polizei, nicht mehr groß ist. 

Man macht »Revolution«, lies »bürgerliche Revolution«, nicht gegen die Machtmittel des »Staates“, 

sondern mit ihnen! Die durchsickernden Absichten der Nationalsozialisten lassen das deutlich erken-

nen. Es gibt keine Macht gegen die faschistische Gefahr als das klassenbewußte Proletariat. Das 

Proletariat von der Illusion zu befreien, als ob die Mittel der »Demokratie« – welcher Demokratie 

und welche Mittel? – ausreichen würden, um gegen das seinen Verzweiflungskampf kämpfende 
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Bürgertum die Interessen des ganzen Volkes, also auch des Proletariats, zu verteidigen, ist die gegen-

wärtige Hauptaufgabe der sozialistischen Agitation. 

Wenn die Lage so ist, wie ich sie zu umreißen versuchte, dann wäre es ein Verbrechen, die große 

Arbeiterpartei der SPD zu einer Koalition aufzumuntern. 

Auch der tüchtigste sozialistische »Staatsmann« müßte an der Logik des Geschehens scheitern, auch 

Otto Braun, dem man nachrühmt, die Fähigkeiten zu haben, die allzu großen [140] Ambitionen bür-

gerlicher Parteien in den für das Proletariat erträglichen Grenzen zu halten. Das wird auch dem opti-

mistischen Beurteiler der Lage sofort klar, wenn wir die konkreten Forderungen aufzählen, die als 

Mindestforderungen von der SPD gestellt werden müßten für jede Koalition und Regierungsbeteili-

gung, wenn eine solche rein zahlenmäßig als Große Koalition möglich wäre, und wenn die bürgerli-

chen Gruppen eine solche Koalition überhaupt wollten. Sie glauben vorerst immer noch, daß es 

höchste Zeit sei, ohne und gegen die Sozialdemokratie die tatsächliche Macht der Bourgeoisie zu 

sichern. Da in diesem löblichen Tun die SPD sie immerhin etwas hindern könnte, soll sie gar nicht 

mehr mit in die Regierung nach dem Willen Brünings und des Herrn Scholz. 

Was aber müßte die SPD in einer imaginären Koalition verlangen? Aufhebung der Brüning’schen 

Notverordnungen, Arbeitszeitgesetz zur Herabsetzung der Arbeitszeit auf 7 Stunden, Arbeitsbeschaf-

fungsprogramm für die Arbeitslosgewordenen. Besitzsteuern. Maßnahmen gegen Steuerflucht und 

die Kapitalverschiebungen. Durchführung der Reichsreform. Abbau des Wehretats. Herabsetzung der 

hohen Gehälter und Pensionen. Einstellung des Lohnabbaus. Sicherstellung der Mittel zur Arbeits-

losenunterstützung durch den Staat. Sicherung der Demokratie gegen alle Versuche, die Diktatur zu 

errichten. Sofortige und /S. 626 nachdrücklichste Bestrafung aller politischen Gewalttätigkeiten. 

Man braucht diese Forderungen nur auszusprechen, um zu erkennen, wie ganz unmöglich es ist, eine 

tragfähige Regierung auf dieser Grundlage mit den bürgerlichen Gruppen zu bilden. Brüning, der 

Führer des Zentrums, der auch bei der unmöglichen Regierungsbildung, die uns vorschwebt, die 

Schlüsselstellung innehätte, wird niemals zu unseren Forderungen der Sozialpolitik seine Zustim-

mung geben, ganz abgesehen von den Interessen der Deutschen »Volks«partei, dem politischen In-

strument der Schwerindustrie, und dem einstimmigen Beschluß der Wirtschaftspartei des Herrn 

Bredt, mit der SPD keine Koalition einzugehen. 

Es bleibt darum nach nüchterner Überlegung der SPD nichts übrig, als zu einer entschlossenen Op-

position bereit zu sein. Sie hat in jeder denkbaren Koalition nichts zu gewinnen und alles zu verlieren, 

das Vertrauen der werktätigen Massen, das Vertrauen ihrer 8 Millionen Wähler. 

Außerordentlich bedenklich muß es uns stimmen, wenn die bürgerlichen Blätter des Auslands davon 

reden, daß nur eine Regierung der Mitte mit der SPD eine Sicherung des politischen Lebens darstellen 

würde. Wir sollen uns sehr in Acht nehmen, daß wir nicht zu den Beschützern und Hütern der inter-

nationalen Interessen der kapitalistischen Bourgeoisie werden, ja schon davor, daß wir als solche 

angesehen werden können. 

Linke Opposition, nicht etwa Linksopportunismus! Ehrliche, klassenbewußte Opposition ist die For-

derung der Stunde! 

Auch dann Opposition, wenn man uns mit dem Schreckgespenst der faschistischen Diktatur bange-

machen und uns veranlassen will, das »kleinere Übel« einer Duldung des Minderheitenkabinetts 

Brüning oder gar der Beteiligung an einem Minderheitenkabinett zu wählen! Es hat den Anschein, 

als ob die allenthalben veröffentlichten strengen Maßnahmen Brünings eine Angstpsychose bei der 

SPD auslösen soll, die schließlich bei einer Minderung der »ursprünglich beabsichtigten schärferen 

Maßnahmen« bereit sein soll, zur »Rettung der Demokratie und des Staates« die Verantwortung wie-

der mit zu übernehmen! 

Wir warnen vor einer solchen Politik! In solchen entscheidenden Situationen braucht das Proletariat 

sein Selbstbewußtsein und seinen Mut mehr als das tägliche Brot. 
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[141] Die konkrete Aufgabe der Partei aber ist es darum, der Masse jede Illusion zu nehmen, die 

Betriebe zu politisieren, die Erwerbslosen organisatorisch zu erfassen durch besondere Ausschüsse, 

das Reichsbanner zu einer Arbeiterwehr zu machen und die Gewerkschaften aus »Wirtschaftsvertre-

tungen« zu Kampforganisationen des Proletariats. Nichts anderes, als bereit sein zum Entscheidungs-

kampf zwischen Kapital und Arbeit, das ist die Aufgabe unserer Partei. Die Vertreter in den Parla-

menten haben m. E. die Aufgabe, bei jeder Gelegenheit die Unfähigkeit der kapitalistischen Wirt-

schaft zu brandmarken, als Anklägerin der Massen Gesetze zu verlangen, die den Sturz der kapitalis-

tischen Unordnung erzwingen. 

Es gibt keinen anderen Weg mehr als diesen der entschlossenen Opposition, die zu allem bereit ist, 

um das Elend der Massen zu lindern durch die Errichtung der sozialistischen Ordnung. 

In: Der Klassenkampf, 4. Jahrgang, Nummer 20, 15. Oktober 1930, S. 622-626. 

25. Erwin Eckert, »Unser täglich Brot gib uns heute« 

Die »christliche Wirtschaftsordnung« des Kapitalismus treibt zur Katastrophe; nur die sozialistische, 

die kollektivistische Wirtschaftsgestaltung kann uns retten. 

Wir lassen die Tatsachen des wirtschaftlichen Elends und der Ratlosigkeit der kapitalistischen Macht-

haber diesmal nicht in der »Woche«* erscheinen, sondern wegen ihrer Bedeutsamkeit in diesem be-

sonderen Artikel. Kein objektiver Beurteiler kann sich der Erkenntnis entziehen, daß das Gericht 

Gottes immer deutlicher über die kapitalistische Wirtschaft hereinbricht, die immer größeres Elend 

der Massen heraufbeschwören muß, um die Profitrate sicherzustellen. Die Arbeitslosigkeit steigt, die 

Löhne und Gehälter werden gekürzt; die Preise der lebenswichtigen Produkte bleiben hoch; die Di-

videnden sind gesichert; die Hilfe des kapitalistisch orientierten und abhängigen Staates wird immer 

geringer. 

Selbst ein bürgerliches Blatt, das »Berliner Tageblatt«, schreibt am 6. November: 

»Hier sei nur die Erkenntnis festgehalten, daß unter den obwaltenden Umständen auf eine heilsame 

Kur gegen die Arbeitslosigkeit im besten Falle noch lange zu warten sein wird; soweit eine solche 

Kur im Rahmen der kapitalistischen Begebenheiten überhaupt möglich ist.« (!) 

Wir sind der Überzeugung, daß nur durch die Überführung der Produktionsmittel aus dem Privatbe-

sitz in den Gemeinbesitz, durch die sozialistische Plan- und Bedarfswirtschaft unser Volk und alle 

Völker gerettet werden können aus dem Irrsinn des Mammonsdienstes. 

Wir werden darum nicht nachlassen, immer wieder die Forderung aufzustellen, daß alle entschiede-

nen Christen Sozialisten sein müssen. [142] 

Die Arbeitslosigkeit steigt – die Löhne sinken. 

Die Meldungen der Arbeitsuchenden bei den Arbeitsämtern beliefen sich am 31. Oktober auf rund 

3.323.000. Setzt man von dieser Zahl diejenigen ab, die noch in gekündigter oder ungekündigter 

Stellung oder in Notstandsarbeit beschäftigt sind, so verbleiben rund 2.253.000 oder rund 136.000 

mehr, als am vorigen Stichtag als arbeitslos angesehen werden müssen. 

Der Vorstand der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände lehnt in seinem »Arbeitsbeschaf-

fungsprogramm« staatliche Eingriffe gegen die Wirtschaftsnot, auch eine grundsätzliche Verkürzung 

der Arbeitszeit ab. 

»Nur durch Senkung des Lohnes – unter Umständen auch in Form der Arbeitszeitverlängerung (!) 

und der Aufrechterhaltung des bisherigen Gesamtlohnes!« – wäre eine Einschränkung der 

 
*  Die Wochenberichte Erwin Eckerts vom 5. Oktober 1930 bis 19. August 1931 sind vollständig abgedruckt in: 

Erwin Eckert/Emil Fuchs: Blick in den Abgrund. Das Ende der Weimarer Republik im Spiegel zeitgenössischer 

Berichte und Interpretationen. Herausgegeben von Friedrich-Martin Balzer und Manfred Weißbecker, Bonn 

2002, S. 59-186. 
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Arbeitslosigkeit möglich. Die Unternehmer erklären sich gegen eine Ausdehnung der Notstandsar-

beiten, bei denen Arbeitslose beschäftigt werden könnten. Die Mittel, die dafür aufgebracht werden 

müßten, könnten besser zu anderen Zwecken verwendet werden. Dagegen sind die Unternehmer für 

eine Ausdehnung der möglichst unentgeltlichen Pflichtarbeit, weil, wie es wörtlich heißt, »diese Ar-

beiten eine wirksame Unterstützung der zuständigen Stellen bei der Prüfung der Arbeitswilligkeit der 

Erwerbslosen darstelle«. 

Auf der Tagung des Vereins zur Wahrung der gemeinsamen Wirtschaftsinteressen des Rheinlandes 

und Westfalens erklärte Dr. Ernst Poensgen von Stahlwerkverband, daß nur durch eine Senkung der 

Gehälter und der Löhne die Wirtschaftskrise überwunden werden könne. 

Handelsminister Schreiber nahm Stellung zu dem Schlagwort Marxismus. Es sei gar nicht damit ge-

holfen, wenn man sich immer wieder nur in alten Schlagworten formell gegen den Marxismus mit 

der Vorkriegsprägung wende, statt jede wirtschaftsfeindliche Einstellung überall zu bekämpfen, 

gleichviel in welchen Parteien sie sich zeige. Er wünsche, daß auch die Führer der deutschen Wirt-

schaft in dieser Frage zu einer größeren Geschlossenheit kämen. 

Dr. Kehl (D. D.-Bank) meinte, die internationale wirtschaftliche Kooperation habe keine Fortschritte 

gemacht, um die deutsche Wirtschaft zu entlasten; auch die bisherige Tätigkeit der BIZ (Reparations-

bank) habe enttäuscht. 

Silverberg, einer der entscheidendsten Männer der deutschen Schwerindustrie, fordert zur Hebung 

der Wirtschaftskrise, daß sämtliche gewerblichen öffentlichen Unternehmen in die private Form 

überführt würden. 

Die Privatwirtschaft ihrerseits müsse sich frei machen von allen kollektivistischen Tendenzen. Besei-

tigung der Lohn- und Arbeitszeitgesetze, sofortige Aufhebung der Zwangswirtschaft im Miet- und 

Bauwesen sowie der Kohlen- und Kalisyndikate. 

Die Unternehmer reden aber nicht nur von der Lohnsenkung; sie setzen sie auch durch. Minister 

Stegerwald erklärt ganz im Sinne der Unternehmer, eine starke Lohnsenkung lasse sich gar nicht 

vermeiden; wenn die Reichsregierung ihre Machtmittel zur Stabilisierung der seitherigen Löhne ein-

setzen wollte, so stände sie vor einer kaum lösbaren Aufgabe!! 

Der verbindliche Schiedsspruch in der Berliner Metallindustrie ist gefällt; er lautet: 

Der z. Zt. geltende Lohntarif bleibt bis zum 16. November 1930 in Kraft. S. 362. 

Die bisherigen Tarifmindestlöhne werden vom 17. November 1930 bis einschließlich 18. Januar 1931 

in allen Gruppen um 3 Prozent gekürzt. 

Mit Wirkung vom 19. Januar 1931 vermindern sich die bis zum 16. November 1930 geltenden [143] 

Tarifmindestlöhne um weitere 3 Prozent für männliche und weibliche Jugendliche unter 18 Jahren 

und um weitere 5 Prozent für alle übrigen Gruppen. 

Diese Regelung ist mit Monatsfrist kündbar, erstmalig zum Schluß der Lohnwoche, in die der 30. Juni 

1931 fällt. 

Dieser Schiedsspruch ist ein ausgesprochener Sieg des kapitalistischen Standpunkts. Verwunderlich 

ist, daß er einstimmig angenommen wurde. Von einer Verbindung der Lohnsenkung mit einer gleich-

zeitig vorzunehmenden Preissenkung wird abgesehen, weil nach Ansicht des Schiedsgerichts dieser 

Gedanke an der Unmöglichkeit seiner allgemeinen technischen Durchführung scheitern muß. 

Die Preise bleiben hoch 

An dem gleichen Tage, an dem der neue Schiedsspruch für die Berliner Metallindustrie eine zunächst 

drei- und dann nach wenigen Wochen achtprozentige Lohnsenkung vorschreibt, ergibt die Beobachtung 

der Preisbewegungen durch das statistische Reichsamt, daß die Indexziffer für Nahrungsmittel inner-

halb einer Woche um 1,3 Prozent für Agrarstoffe und um 0,9 Prozent für Kolonialwaren gestiegen ist. 

Das teure tägliche Brot 
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Die Reichsregierung (Schiele) hat zum vierten Mal im Jahre 1930 die Getreidezölle erhöht. Der Zoll 

ist nun beinahe fünfmal so hoch wie vor dem Kriege (25 Mark für den Doppelzentner), bei der Fut-

tergerste neunmal so hoch (12 Mark für den Doppelzentner). Die Weltmarktpreise für Getreide aber 

sind gesunken (vor dem Krieg Doppelzentner 12.70 Mark, heute 10.80 Mark). Die arbeitende Bevöl-

kerung könnte, wenn nicht der ungeheuerliche Weizenzoll wäre, das Brot zur Hälfte des jetzigen 

Preises kaufen. 

Die deutschen Bäckerinnungen haben auf ihrer Tagung am 7.11. in Berlin beschlossen, daß eine allge-

meine Herabsetzung der Brotpreise im Reich z. Zt. nicht möglich sei, weil die Voraussetzungen hierfür 

– Senkung der Lohnunkosten (!!), soziale Lasten (!!), Steuern und Werkstarife – nicht gegeben seien. 

Auf dem Berliner Schlacht- und Viehhof sind die Preise für Schweine in den letzten zehn Tagen um 

8 Pfennig pro Pfund Lebendgewicht gestiegen, was eine Preissteigerung für den Kleinhandel von 12 

Pfennig pro Pfund ausmachte. 

Die Kartoffelernte beträgt 45 bis 46 Millionen Tonnen. Trotzdem der Zentner Kartoffeln auf etwa 50 

Pfennig zu stehen kommt, müssen die Konsumenten 3.50 bis 4 Mark und mehr für den Zentner Kar-

toffeln zahlen. Die Kartoffeln sollen Teils der Futtermittelindustrie, Teils der Stärkeindustrie zuge-

führt werden; sie sollen jetzt sogar in das Brot verbacken werden. 

Die deutsche Zuckerproduktion hat dieses Jahr fast zwei Millionen Tonnen oder 10,79 Prozent mehr 

erbracht als im Vorjahr. Trotzdem bleiben die Preise für den Zucker hoch. Der Schutzzoll in Höhe 

von 25 Mark verhindert, daß der billige Auslandszucker, der in London 7 Mark kostet, also nur ein 

Drittel des deutschen Preises, nach Deutschland gebracht werden kann. 

Der bekannte bürgerliche Statistiker Dr. Jürgen Kuczynski* schreibt in einem eben erschienenen Ar-

tikel »Das Lohneinkommen der Metallarbeiter«: 

»Von 1928 bis zum September 1930 ist das Wochenlohneinkommen des Metallarbeiters um etwa 20 

Prozent, das heißt um ein Fünftel, gesunken. Das Realeinkommen des Metallarbeiters ist im [144] 

September 1930 um 20 Prozent oder um ein Fünftel niedriger gewesen als in der Vorkriegszeit. Es 

ist heute um 14 Prozent niedriger als vor einem Jahr. Die Löhne der Metallarbeiter waren niemals so 

hoch, um die Kosten einer vom statistischen Reichsamt als angemessen angesehenen Lebenshaltung 

mit einer Familie mit drei Kindern zu bestreiten. Im September 1930 fehlten den Metallarbeitern 

durchschnittlich 36 Prozent ihres Lohneinkommens.« 

Lohn- und Gehaltsabbau auf der ganzen Linie 

Die rheinisch-westfälischen Unternehmer haben die am 4. November stattgefundene Tagung ihres 

Interessenvereins dazu ausgenützt, um mit besonderer Schärfe die Forderung auf Lohnabbau zu un-

terstreichen. 

Der Unternehmer Georg Müller erklärte, daß ein Lohn- und Gehaltsabbau von 20 Prozent durchge-

setzt werden müsse. 

Der Vorsitzende des Unternehmervereins, Springorum, gab der Befriedigung darüber Ausdruck, daß 

das Programm der Brüning-Regierung »gewisse Ansätze« zeige, die die Unternehmer »begrüßen und 

unterstützen«. Auf der gleichen Tagung erklärte der preußische Handelsminister Dr. Schreiber, es 

handle sich doch »nicht um eine Lohn- und Gehaltsherabsetzung, sondern um eine Angleichung die-

ses wichtigen Teiles der Produktionskosten an die veränderten Goldwertverhältnisse« (!!). 

Das Peiner Walzwerk (Hannover) und die Ilseder Hütte haben durch Anschlag bekanntgegeben, daß 

die Senkung der Verdienste wie in Rheinland-Westfalen mit 7,5 Prozent erfolgt. 

Die seit dem 1. Juli 1930 unterbliebene Verdienstkürzung (!!) nachträglich berücksichtigt wird. 

 
*  Jürgen Kuczynski, seit 1930 Mitglied der KPD, marxistischer Ökonom; das war Erwin Eckert nicht bekannt. [d. 

Hrsg.] 
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Der inzwischen eingetretenen weiteren Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage Rechnung getra-

gen wird. 

Man will dem Lohnabbau also rückwirkende Kraft geben. Die Arbeiterschaft soll, da der Tarifvertrag 

am 31. Oktober abläuft, mit einem Lohnabbau vom 1. Juli 1930 an bedacht werden, den sie für die 

Zukunft zu tragen hat. 

Gleichzeitig ist der gesamten Belegschaft des Peiner Walzwerkes und der Ilseder Hütte, etwa 3500 

Arbeitern, die Kündigung mit der Maßgabe zugestellt worden, daß am 13. November das Arbeitsver-

hältnis als beendet zu betrachten sei. Zugleich wurde allen Arbeitern ein Revers zur Unterschrift 

überreicht, wonach diejenigen, die sich der Lohnherabsetzung beugen, weiterbeschäftigt werden sol-

len. In zwei großen überfüllten Belegschaftsversammlungen haben die Arbeiter einmütig den Be-

schluß gefaßt, die Unterschrift unter den Revers abzulehnen, und sich entschlossen, den Kampf um 

den Lohnabbau aufzunehmen. 

Die Bergarbeiterlöhne auf der Grube Karsten in Beuthen in Oberschlesien betrugen täglich 3 Mark 

in zehnstündiger Arbeitszeit (!!) seit 1921. Die Arbeiter machten nun ihren Anspruch auf Zahlung 

des Tariflohnes geltend. Die hätten sich nur unter einem wirtschaftlichen Druck gefügt, um nicht 

brotlos zu werden. Die Unternehmer lehnen die Forderung der Bergarbeiter mit folgendem Einwand 

ab: Die Kläger hätten den bisherigen Lohn widerspruchslos angenommen; er sei daher als vereinbart 

anerkannt. Er sei auch angemessen (!), und die Kläger würden woanders auch keinen höheren Lohn 

erhalten. Das Landesarbeitsgericht verurteilte die Grubenbarone zur Zahlung der Tariflöhne. 

[145] Die Bergunternehmer verlangten Aufhebung des vorinstanzlichen Urteils und Abweisung der 

Klage. Das Reichsarbeitsgericht entschied zugunsten der klagenden Bergarbeiter. Die Grubenba-

rone sind nunmehr gezwungen, den Bergarbeitern Tariflöhne zu zahlen. /S. 363 Die Gehälter der 

Angestellten der oberschlesischen Montanindustrie werden ab 1. November um 4 Prozent gekürzt. 

Die Unternehmer der bergischen Metallindustrie im Wuppertal haben den Lohntarif in der Absicht 

starker Senkung der tariflichen Löhne zum 31. Dezember gekündigt. Die Uhrenindustriellen im 

Schwarzwald haben die Tarifverträge gekündigt. Sie beabsichtigen, wie sie offen zugeben, eine Ge-

haltskürzung von 14 Prozent für alle Angestellten. Der Arbeitgeberverband für die oberbergische 

Textilindustrie hat den Lohntarif und das Arbeitszeitabkommen für die Textilindustrie im oberbergi-

schen Bezirk zum 1. Jan. gekündigt. Das Ziel der Unternehmer ist eine weitere Herabsetzung der 

ohnehin erbärmlichen Löhne. 

Die Löhne der staatlichen Arbeiter in den Schieferbrüchen und Griffelwerken in Thüringen sind um 

10-25% gekürzt. Der Tarif für die Staatl. Forstarbeiter ist gekündigt, 25prozentiger Lohnabbau beab-

sichtigt; bei einzelnen Positionen fordert der Beauftragte der Regierung sogar eine 51prozentige 

Lohnherabsetzung. Dabei beträgt heute schon der Hungerlohn höchstens 69 Pfennig die Stunde. 

Die AEG hat mit dem Abbau der Angestelltengehälter begonnen. Die Gehälter der technischen An-

gestellten/Baugewerbe des Rheinlandes sollen ab 1. November um 4 Prozent und ab 1. Januar 1931 

um weitere 4 Prozent gesenkt werden. Der Bund der technischen Angestellten und Beamten und der 

Verband Deutscher Techniker haben den Schiedsspruch abgelehnt. Die endgültige Entscheidung ist 

jetzt beim Haupttarifamt Berlin. 

Für die schleswig-holsteinische Zementindustrie ist ein Schiedsspruch gefällt worden, der einen 

Lohnabbau um durchschnittlich 6 Prozent vorsieht. 

Der Provinzialverband Berlin-Brandenburg der Allgemeinen Freien Lehrergewerkschaft befaßte sich 

in einer Mitgliederversammlung mit der schon so oft behandelten Junglehrerfrage, worüber Riggert-

Harburg referierte. Bei der allgemeinen Arbeitslosigkeit ist das Elend der Junglehrerschaft keine 

Ausnahme. Die preußische Regierung plant die Einsparung von 10.000 Lehrerstellen. 11.500 stel-

lungslose Junglehrer kommen nie mehr ins Amt! 

Die Unternehmer des Buchdruckgewerbes haben den Lohntarif zum Zweck des Lohnabbaues zum 31. 

Dezember gekündigt. Von der Tarifkündigung werden etwa 225.000 graphische Arbeiter betroffen. 
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Die Belegschaft der Ankerwerke in Bielefeld ist am 5.11.[1930] in Stärke von etwa 115 Mann in den 

Streik getreten. Seit dem 1. Oktober arbeiten die Metallarbeiter in Bielefeld tariflos. Nachdem die 

Verhandlungen zwischen den Parteien gescheitert waren, wurde der Schlichter für Rheinland-West-

falen angerufen. Doch auch hier kam es nicht zu einer Einigung. Der Konflikt umfaßt sowohl die 

Löhne wie die Arbeitszeit, die Ferienfrage und die Akkordberechnung. 

Die Dividenden sind gesichert 

Die Berliner Kindl-Brauerei wird für das verflossene Jahr abermals die Rekorddividende von 22 Pro-

zent ausschütten. Landkraftwerke Leipzig A.-G., Kultwitz: Vorschlag 6,5 (i. V. 6) Prozent. 

[146] Reiser-Brauerei, A.-G., Hannover-Ricklingen: Vorschlag wieder 10 Prozent. 

Elektrizitäts- und Bahnanlagen, A.-G., Dresden (Konzern Elektra): Vorschlag wieder 8 Prozent. 

Marmor-Werke Wandsbeck, A.-G., Vorschlag 8 Prozent. 

Sandlerbräum, A.-G., Kulmbach: Vorschlag 14 Prozent aus dem Reingewinn von 0,329 (i.V. 0,1290) 

Mill. Mark. 

Gladbacher Wollindustrie, A.-G., 11 Prozent. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 46 vom 16. November 1930, S. 361-363. 

26. Erwin Eckert, Internationaler Zusammenschluß gegen Sowjetrußland »zum Schutz der 

abendländischen Kultur« 

»Am Sonntag, den 16. November, wird im Berliner Sportpalast eine vom Deutschen Bund zum Schutz 

der abendländischen Kultur einberufene Kundgebung stattfinden, in der namhafte Vertreter aller mo-

notheistischen Religionen gegen die kirchenfeindliche Politik Sowjetrußlands Stellung nehmen wer-

den. Es handelt sich um ein Massenmeeting, wie es bisher in dieser Art in London und Paris, nicht 

aber in Deutschland stattgefunden hat. Als Vertreter der evangelischen Kirche wird der Berliner Ge-

neralsuperintendent Karow über ›Bolschewismus und Kulturgefahr‹ sprechen. Die Katholiken schick-

ten den Aachener Professor Berg als Redner vor. Ein zweites Referat übernimmt, wie man hört, Fürst 

Löwenstein, bekanntlich einer der maßgebenden Persönlichkeiten des deutschen Katholizismus. Für 

die mosaische Konfession wird der Rabbiner Rosenthal aus Köln das Wort ergreifen, während für die 

orthodoxe russische Kirche Bischof Seraphim, der bekanntlich in Berlin im Exil lebt, sprechen wird. 

Die Veranstaltung erhält eine besondere Note durch das ebenfalls angekündigte Auftreten des ehema-

ligen englischen Innenministers Johnson Hicks, der als Gegner der Sowjets bekannt ist.« 

/S. 354 Eine interessante Nachricht aus den bürgerlichen Zeitungen. Es wird uns also in Deutschland 

nicht erspart, daß die offiziellen Vertreter der christlichen Kirchen zusammen mit den ausgespro-

chensten Reaktionären gegen »die bolschewistische Kulturgefahr« in einer zusammen organisierten 

Massenkundgebung auftreten. Es scheint mir, als ob Herr Generalsuperintendent Karow in Berlin 

wichtigere Aufgaben hätte, als zusammen mit den russischen Emigrantenpriestern und dem Vertreter 

des englischen hochkapitalistischen konservativen Bürgertums »Meetings« abzuhalten. 

Ich glaube auch nicht, daß solche Meetings das Geringste gegen die antikirchliche Haltung der Sow-

jets erreichen – sie können nur als politische Geste des »abendländischen« Bürgertums ausgelegt 

werden, das vor dem Kollektivismus, vor dem Sozialismus zittert. Es wirkt auf mich geradezu ko-

misch, wenn ich mir auszudeuten versuche, wie dieser »Deutsche Bund zum Schutz der abendländi-

schen Kultur« die »bolschewistische Gefahr bannen will«. 

Auch Herr Mahraun, der Hochmeister des Jungdo [Jungdeutscher Orden – d. Hrsg.], steht auf der 

Seite des Herrn Generalsuperintendenten von Berlin, des Herrn D. Karow. Er verlangt [147] »ge-

schlossenen Kampf der Regierung gegen die Bolschewisierung Deutschlands und infolgedessen so-

fortige Ausweisung aller bolschewistischen Agenten, Anklageerhebung wegen Landesverrats gegen 

alle Deutschen, die unmittelbar oder mittelbar der Aufrüstung der Roten Armee Vorschub leisteten, 

sofortige Aufnahme von Verhandlungen mit den Westmächten zur Aufrüstung des deutschen Heeres. 
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Nur eine Regierung, die den entschlossenen Kampf gegen den Bolschewismus aufnähme, könne von 

den Volksnationalen unterstützt werden.« 

Und Herr Adolf Hitler darf nicht fehlen in dieser Front: »Eine Militärkonvention zur Aufrechterhal-

tung des zu bildenden europäischen Status quo sowohl als zur Abwendung der bolschewistischen 

Gefahr (!!) hat meiner Überzeugung nach nur dann einen Sinn, wenn alle großen europäischen Nati-

onen in diesem Bunde gleichberechtigt (!) vereinigt sind und die USA sowohl als Japan, wenigstens 

soweit es den Schutz der menschlichen Kultur vor der bolschewistischen Barbarei (!!) betrifft, daran 

teilnehmen.« 

So schrieb er an die französischen Nationalisten. Die bürgerlichen Politiker sind bemüht darum, eine 

politisch-wirtschaftliche Einheitsfront der kapitalistischen Welt zustande zu bringen. Dieser Absicht 

werden die Sozialisten aller Länder im politischen Kampf entgegentreten. Wenn aber versucht wird, 

christliche oder besser »monotheistische Schutzbünde zur Rettung der abendländischen Kultur vor dem 

Bolschewismus« zu organisieren, um dem politisch-wirtschaftlich-militärischen Angriff der Kapitalis-

ten gegen Sowjetrußland ein moralisches, ein religiöses, ein »kulturelles« Mäntelchen umzuhängen, 

dann werde ich wenigstens mit den Freunden, die gleicher Meinung mit mir sind, dieser Scheinheilig-

keit und Selbstüberhebung der kulturseligen Abendländer auf das Entschiedenste entgegentreten. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 46 vom 16. November 1930, S. 363-364. 

27. Erwin Eckert, »Pfarrer Eckert und die Wahrhaftigkeit«. Eine notwendige Antwort 

Unter dieser Schlagzeile fährt die »Wochenschrift für kirchliches Leben in Baden«, das Organ der 

badischen Orthodoxie, fort mit seinen gehässigen und böswilligen Angriffen gegen unsere Bewegung 

und ihre Wortführer. 

Ich habe bisher, d. h. in den letzten Monaten überhaupt nicht mehr auf die Schimpfereien und Ver-

drehtheiten der »Positiven Blätter« geantwortet. So schwer es auch gewesen ist, zu schweigen, ich 

habe die Kraft bekommen, mich nicht mehr aus der gleichen häßlichen Art heraus wehren zu müssen; 

ich werde das auch heute nicht tun, sondern dem anonymen Herrn N. N., der in dem Artikel »Pfarrer 

Eckert und die Wahrhaftigkeit« direkte Fragen an mich stellt, antworten. 

I. Der Fall Damian. 

Das Wort von dem »Gottesdienst« des den Feind mit dem Bajonett tötenden Soldaten können Sie 

nachlesen in der bekannten Kriegsbroschüre des Herrn Pfarrers Lic. Schettler, Berlin-Lichterfelde, 

der von der theologischen Fakultät Heidelberg zum Ehrendoktor ernannt worden ist. 

[148] Sie wissen genau, daß die Religion Christi sehr oft so mißbraucht worden ist von den Mächtigen 

der Welt, wie es Pfarrer Damian in den Vergleichen seines Artikels deutlich machen wollte. 

Wir brauchen den nach Ihrer Ansicht »unerhörte Beleidigung« enthaltenden Artikel unseres Freundes 

Damian nicht abzudrucken, weil er unseren Freunden in der Pfalz durch die sozialdemokratische Par-

teipresse bekannt ist. 

Man kann über die Zulänglichkeit der in dem betreffenden Artikel benutzten Bilder verschiedener 

Ansicht sein – auch ich hätte sie nicht benutzt –, aber die Absicht des Gen. Damian war, und auf sie 

kommt es bei der Beurteilung eines solchen Artikels vor allen Dingen an, zu verhindern, daß die 

bürgerlichen Parteien, vor allem die Nationalsozialisten, während des Wahlkampfes unwiderspro-

chen mit der Behauptung hausieren gehen konnten: »die Religion sei durch die atheistische marxis-

tische SPD in Gefahr«. 

Ich sehe darum keine Unwahrhaftigkeit darin, wenn ich feststellte, daß Damian wegen seiner ent-

schlossenen Haltung gegen die unwahrhaftige Propaganda der bürgerlichen Gruppen bekämpft wird. 

Ich finde es sehr bezeichnend, daß Sie, der mir den Vorwurf der Unwahrhaftigkeit zu machen wagt, 

Ihren Artikel anonym N. N. zeichnen und zugleich es Damian verübeln, weil er seinen Wahlkampf-

artikel anonym erscheinen ließ. Sie kennzeichnen Damians Handlung als eine feige Beschimpfung 
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aus dem Hinterhalt. Was ist aber dann Ihre Handlungsweise mir gegenüber, Herr N. N.? Sie werden 

sagen: Tapferkeit in vorderster Front. 

II. Sie wundem sich, Herr N. N., warum ich auf den in Ihrem Blatt Nr. 39 gegen mich erhobenen 

Vorwurf der »Heuchelei« bisher nicht eingegangen bin. Meine »Heuchelei« soll darin bestehen, daß 

ich mich über die Intoleranz des Deutschen evangelischen Kirchentages beschwert habe – zugleich 

aber schon 1926 auf dem Meersburger Kongreß des Bundes erklärt haben soll, daß wir (nämlich die 

religiösen Sozialisten) »die anderen aus der Kirche einfach rausschmeißen werden, sobald wir die 

Macht dazu haben«. Ihre »Wahrhaftigkeit« geht so weit, verehrter Herr N. N., daß Sie die von einem 

Apostaten, einem Gegner unseres Bundes, dem jetzigen Mitgliede des Christlich-Sozialen Volksdiens-

tes, Herrn Professor Dr. Hans Müller, Jena, verbreitete falsche, ja, vielleicht bewußt verdrehte Wie-

dergabe meiner damaligen Rede als eine Tatsache hinstellen, der nicht widersprochen werden kann. 

Ich habe auf der Meersburger Tagung gesagt, daß wir sozialistischen Geistlichen uns nicht aus der 

Kirche hinausdrängenlassen (Fürstenenteignungskampagne), weil wir der Überzeugung seien, ernst-

haft in der gegenwärtigen Zeit den Willen Gottes und den Auftrag Jesu Christi zu erfüllen. Nach un-

serer Meinung sollten eher die Geistlichen und die »Christen«, die den Krieg zu rechtfertigen und zu 

verherrlichen suchen, die von der »Gottgewolltheit« der gegenwärtigen Wirtschaft und Gesellschaft 

reden, aus der Kirche ausgeschlossen werden; »aber«, so fuhr ich fort: »Wir wollen noch hoffen, daß 

auch diese Glieder der christlichen Kirchen aus unserem Kampf und unserem Bekenntnis lernen«. Das 

allerdings ist auch noch heute meine Meinung, wenngleich vor allem durch die Einstellung der deut-

schen Orthodoxie die im Schlußsatz ausgesprochene Hoffnung bei mir immer geringer wird. Sie und 

Ihre Freunde, Herr N. N., sind nämlich unbelehrbar. Siewerden mit blinden Augen unsere Kirche in 

den Abgrund führen und sich dabei sogar als die »Rettendes kirchlichen Lebens« Vorkommen. 

[149] /S. 365 III. Die für Sie typische Unwissenheit in politischen Dingen kommt zum Ausdruck in 

Ihrem dritten Vorwurf. Sie glauben mich als »zwiespältig« charakterisieren zu müssen, weil ich auf 

einer »sozialdemokratischen Kreisversammlung« in Offenburg, »wo ich mir einen Reichskandida-

tensitz erkämpfen wollte« und »von den eigenen Genossen das Wort entzogen bekam«, nicht protes-

tiert habe wie in Nürnberg, wo man mich auch nicht zu Worte kommen ließ. Man habe mich in Of-

fenburg noch schlimmer behandelt als in Nürnberg – aber in Offenburg hätte ich geschwiegen, in 

Nürnberg dagegen »den starken Mann gespielt« und mich als »Märtyrer« hingestellt. Verehrter Herr 

N. N., ich war in Offenburg als Delegierter der Mannheimer Parteigenossen auf dem offiziellen ba-

dischen Parteitag der SPD; nebenbei bemerkt, als der erste amtierende Pfarrer einer Landeskirche, 

der als Delegierter einem sozialistischen Parteitag beiwohnte. Dort habe ich mit den übrigen Abge-

ordneten eine Geschäftsordnung angenommen, die jedem Diskussionsredner zehn Minuten Redezeit 

zubilligte. – Als ich in meiner Rede in der Diskussion über das Referat des Genossen Breitscheid die 

mir wie allen anderen zugebilligte Redezeit überschritt, wurde ich von dem Vorsitzenden darauf auf-

merksam gemacht und mir schließlich auch das Wort entzogen, weil durch ein Mißverständnis der 

Vorsitzende meinte, ich wolle mich durch eine lange Rede über die Geschäftsordnung hinwegsetzen. 

– Wenn Sie und Ihre Freunde nun immer noch von meiner »Mundtotmachung« auf einer »sozialde-

mokratischen Kreisversammlung« reden, dann zeigt das wieder Ihre große Liebe zur »Wahrhaf-

tigkeit«, die Sie bei mir vermissen. 

Ich war nicht auf dem Parteitag in Offenburg, um mir einen »Reichskandidatensitz« zu erkämpfen – 

welch komische Vorstellung haben Sie doch von der Aufstellung eines sozialistischen Reichstags-

kandidaten, Herr N. N., – sondern um dort die Meinung der Parteigenossen zum Ausdruck zu bringen, 

denen die Koalitionsmethode der Parteimehrheit untragbar erschien. Ich sprach dort als Sprecher der 

Opposition, wenn Sie so wollen, der verlangte, es sollten, um die entschlossene Abkehr von der nach 

seiner Ansicht für die Interessen des Proletariats gefährlichen Koalitionspolitik zur klassenbetonten 

Opposition auch im Parlament deutlich zu kennzeichnen, die alten Reichstagsabgeordneten nicht 

mehr aufgestellt werden. 

Ich bin mit meiner Ansicht nicht durchgedrungen – ja, ich habe als einziger bei der Abstimmung 

gegen die Wiederaufstellung der alten Kandidaten gestimmt. Nennen Sie das nun Feigheit vor der 

SPD? Die Vorgänge in Nürnberg sind so bekannt, daß ich nicht notwendig habe, noch einmal 
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festzustellen, wie mich die Mehrheit des Kirchentages bei meiner Rußland-Rede niederzuschreien 

versuchte und wie sie die Geschäftsordnung handhabte, um mir, nachdem die Vertreter der anderen 

Gruppen geredet hatten, das Wort überhaupt nicht zu geben, obwohl ich mich am Anfang der Tages-

ordnung schriftlich gemeldet hatte. 

Im Übrigen lege ich weder Wert darauf, den »starken Mann zu spielen«, noch als »Märtyrer« zu 

gelten: ich will einfach den Weg ohne Furcht und Schwachheit gehen, zu dem ich gezwungen bin. 

Sie schließen mit dem Satz: »Seit sechs Wochen ist in diesen Blättern (den Positiven Blättern Badens) 

gegen Pfarrer Eckert dieser Vorwurf (nämlich der mehrfacher Heuchelei und der Unwahrhaftigkeit!) 

erhoben. Bis heute hat der sonst so Red-, Schreib- und Protestselige geschwiegen.« 

Sie stellen damit, tapferer Herr N. N., noch einmal selbst fest, daß die von Ihrer Gruppe immer arm-

seliger eröffneten Angriffe auf meine bedeutungslose Person mir im Allgemeinen [150] nicht wichtig 

genug sind. Nur wenn Sie sich allzu pharisäisch über mich zu erheben genötigt sehen, will ich, da ich 

das Reden-, Schreiben- und Protestierenmüssen nur gezwungen tue und nicht um einer besonderen 

»Seligkeit« willen, Ihnen ein klein wenig Aufklärungsunterricht geben; allerdings heute zum letzten 

Mal in unserem Sonntagsblatt. Wir haben nämlich wichtigere Dinge zu erledigen, als uns mit Ihnen 

herumzustreiten. Manchmal hat man den deutlichen Eindruck, als ob Sie und Ihre Freunde, um die 

positiven Blätter »aktuell und interessant« zu gestalten, auf uns religiöse Sozialisten schimpfen müß-

ten. Wir verstehen Ihren Schmerz und geben Ihnen hierzu künftig völlige Freiheit. 

Zum Schluß möchte ich Sie nur um der Wahrhaftigkeit willen bitten, in Zukunft Zitate aus dem Sonn-

tagsblatt richtig wiederzugeben – vielleicht haben Sie auch nur ganz zufällig das Fragezeichen hinter 

der Überschrift »Verfolgung sozialistischer Pfarrer in Deutschland?« in unserem Blatt übersehen; 

oder sollten Sie, verehrter Herr N. N., in einer kirchlichen Behörde sitzen, die genau weiß, daß es sich 

in Bälde tatsächlich um eine solche Verfolgung handeln wird? 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 46 vom 16. November 1930, S. 364-365. 

28. Erwin Eckert, Die christlichen Kirchen und der Faschismus* 

Die evangelische Kirche, d. h. viele evangelische Pfarrer geraten immer mehr in die Gefahr, das 

Evangelium an den Nationalismus zu verraten. Von den immer wiederkehrenden pfarrherrlichen Lo-

beshymnen auf die National-»Sozialisten« in der »evangelischen Tageszeitung Deutschlands«, dem 

»Reichsboten«, haben wir in einer der letzten Nummern einiges abgedruckt. Inzwischen steigt die 

nationalistische Flut in der kirchlichen Sonntagspresse von Woche zu Woche. Im »Evangelischen 

Pfarrerblatt« schreibt Dompfarrer Dr. Wienecke, Soldin: »Hakenkreuz und Christuskreuz sind keine 

Gegensätze«, »Die nationalsozialistische Bewegung ist noch im Werden. Aber das Werden ist von 

Gott gesegnet«. Der Herr Dompfarrer muß das ja wissen. Der »Völkische Beobachter« druckt den 

Artikel wonnebebend ab mit folgender Bemerkung: »Mögen die gläubigen nationalsozialistischen 

Christen in unserem Vaterlande diesen Aufsatz nicht nur lesen, sondern seinen Inhalt weitertragen 

als Antwort auf die niedrigen Verleumdungsmanöver der scheinchristlichen Schwarzen Presse.« 

In Frankenberg (Hessen-Kassel) betätigte sich der Ortsgeistliche Pfarrer Sauer als Festredner für ei-

nen nationalsozialistischen Propagandamarsch. Die Arbeiterschaft des Ortes hat zusammen mit den 

gläubigen nicht-nationalistischen Bürgern den Kirchenstreik beschlossen. 

In Pirmasens zogen 500 Nationalsozialisten in Uniform mit zehn Hitlerfahnen in die Kirche, um die 

bei dem mißglückten Putsch am 9. November 1923 »auf dem Felde der Ehre gefallenen« Faschisten 

durch einen Gottesdienst! zu ehren! 

Die evangelische Zentralbank, dieses Geldinstitut, das mit der Konfession ein Geschäft zu machen 

sucht und die höchsten Zinssätze verspricht, macht mit Vorliebe in den völkischen [151] Blättern 

große Reklame. Bekanntlich geben die Nationalsozialisten vor, für die »Brechung der Zinsknecht-

schaft« einzutreten. 

 
*  Der Artikel ist namentlich nicht gezeichnet, stammt aber mit Sicherheit von Erwin Eckert. [d. Hrsg.] 
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In der katholischen Kirche versuchen einige Pfarrer sich die Nationalisten vom Halse zuhalten. Das 

katholische Stadtpfarramt (Stiftskirche) in Baden-Baden verweigerte unter Angabe nachstehender 

Gründe die Abhaltung eines Seelenamtes für »gefallene Krieger« am 9. November: »Nachdem ich 

von verschiedener Seite gehört habe, daß das für nächsten Samstagbestellte Seelenamt ›für gefallene 

Krieger‹ zu einer politischen Demonstration der Nationalsozialistischen Partei benützt werden soll, 

erkläre ich Ihnen hiermit, daß ich dieses Seelenamt nicht abhalten werde, um Ärgernis von der Stifts-

kirche und dem Marktplatz fernzuhalten. Die bereits entrichteten Gebühren – 25 Mark – werde ich 

Ihnen per Post wieder zugehen lassen. Hochachtungsvoll ergebenst Monsignore. Martin, Stadtpfarrer. 

Das Bischöfliche Ordinariat Passau schrieb an die dortige nationalsozialistische Ortsgruppe: »Es 

wird ersucht, dahin zu wirken, daß aus Anlaß des Gefallenen-Gottesdienstes in der Domkirche am 

Sonntag, den 9. November, das ›Hakenkreuz‹ als Parteiabzeichen der Nationalsozialistischen Partei 

beim Gottesdienst in keiner Weise sichtbar getragen wird. Das ›Hakenkreuz‹ kann als parteipoliti-

sches Symbol beim katholischen Gottesdienst nicht geduldet werden. Falls Fahnen oder Uniformen 

mit diesem Abzeichen im Gotteshaus erscheinen würden, könnte der Gottesdienst bis zur Entfernung 

der Abzeichen nicht gehalten werden. Gez. Dr. Krick, Generalvikar.« 

In München hat ein katholischer Priester namens Gebhardt in einer öffentlichen Versammlung fest-

gestellt: »Der Nationalsozialismus bedeutet eine große Gefahr für die Kultur, denn je mehr der 

Mensch nationalsozialistisch wird, desto mehr entfernt er sich von den edlen Bestimmungen der Men-

schen und gehört umso mehr zum Untermenschentum.« 

Die nationalsozialistischen Blätter hetzen in schamlos-verlogener Weise gegen diese vereinzelten 

tapferen katholischen Priester und verlangen, daß die katholische Kirche solche »Schandkerle« aus-

schließe. Verherrlicht aber wird von ihnen der ungarische Erzbischof von Erlau, der ganz im Sinne 

des Horthy-Faschismus in einem offiziellen Hirtenbrief seine Geistlichen auffordert, den Nationalis-

mus und die Wehrfähigkeit im Volke zu fördern. 

Unsere religiös-sozialistischen Pfarrer werden in einem Artikel des »Eisenhammers«, der sich voll 

Gift und Wut mit der Rede des Genossen Eckert in der badischen Synode über die faschistische Ge-

fahr beschäftigt, auf das niederträchtigste beschimpft. Der Bund der religiösen Sozialisten ist nichts 

anderes als eine »plump getarnte marxistische Organisation«. »Man muß sich nur über die Lamms-

geduld der Landessynode wundern, die sich dieses eindringende marxistische Gift nicht kurz und 

schmerzlos vom Halse schafft. In einem katholischen Kirchenverband wäre eine solche Wühlarbeit 

undenkbar. Dort flögen solche roten Läuse in großem Bogen heraus.« 

In ihrem Flugblatt zur badischen Gemeindewahl fordern die Nationalsozialisten unter Punkt 6: Kul-

turpolitische Forderungen. a) Erziehung der deutschen Jugend auf der Grundlage christlicher Glau-

benslehre, vaterländischer Gesinnung, sozialer Gerechtigkeit und der Wehrhaftigkeit; b) Ablehnung 

von Lehrern und Geistlichen, die dem Internationalismus und Pazifismus huldigen. (!). 

/S. 381 Und so was nennt sich »Vertretung des positiven Christentums«! 

[152] Generalsuperintendent D. O. Dibelius schreibt im »Tag«: »Daß die evangelische Kirche dem 

Beispiel des Bischofs von Mainz nicht folgen und zwischen sich und den Nationalsozialisten keinen 

Schnitt machen wird, versteht sich von selbst.« 

In den »Deutschen Nachrichten« schreibt K. Fahrenhorst: »Es ist auf die Dauer ein ganz unmöglicher 

Zustand, der zu den schwersten Konflikten führen muß, wenn die Leiter der evangelischen Kirche 

weiter ruhig zusehen und nichts dagegen tun, daß Pastoren eingeschriebene Mitglieder der Partei des 

Novemberverrats werden und von der Kanzel herab durch Konfirmandenunterricht und kirchliche 

Vereinsarbeit evangelische Gemeindeglieder pazifistisch verseuchen. Die Leitung der evangelischen 

Kirche sei sich klar darüber, daß ihr Kampf gegen das deutsche Hakenkreuz letzten Endes die Selbst-

aufgabe der evangelischen Kirche bedeutet.« 

Die Christlich-Deutsche Bewegung, geführt von den Herren v. Kleist-Schmenzin, Hofprediger D. 

Doehring, Pf. Wilm, erklärt: »Wider Gottes Willen ist die bewußte und planvolle Abtötung der Wehr-

haftigkeit und des wehrhaften Sinnes. Wider Gottes Willen ist der verschwommene und unwahrhafte 
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Pazifismus, der das von Gott geschaffene eigene Volk verleugnet um des leeren Begriffes einer sogen. 

Menschheit willen. Wider Gottes Willen sind Klassenkampf und Klassenherrschaft an Stelle der 

christlichen Volksgemeinschaft. Wider Gottes Willen ist die Zusammenfassung eines christlichen 

Volkes in einem unchristlichen Staat und dessen Leitung durch unchristliche oder gar christenfeind-

liche Gewalten.« 

Sie fordert von der Kirche: Kampf gegen die Undankbarkeit gegenüber den Hohenzollern, die durch 

fünf Jahrhunderte der evangelischen Kirche als der Hüterin des Christentums treue und segensreiche 

Dienste geleistet haben. 

Vertiefung und Pflege des Willens zu der von Gott gewollten Freiheit des deutschen Volkes, Erwe-

ckung des Verständnisses dafür, daß zur Erreichung dieses hohen Zieles Wehrhaftigkeit, Kampf und 

im äußersten Falle Krieg notwendig und gottgewollt sind. 

Genossen, nun wißt ihr, welcher Kampf uns bevorsteht; sorgt dafür, daß wir gerüstet sind, daß unsere 

Reihen durch neue Freunde gestärkt werden. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 48 vom 30. November 1930, S. 380-381. 

29. Erwin Eckert, Christus vom Militarismus gekreuzigt. Zum dritten George Grosz-Prozeß 

Außerordentlich stark war der Andrang von Zuhörern – einfache Proleten, Künstler, Literaten und 

Juristen, sogar zwei Handelsschulklassen –, als im Schwurgerichtssaal des Landgerichts III Berlin 

der mit großer Spannung erwartete Gotteslästerungsprozeß gegen den revolutionären Zeichner, den 

Genossen George Grosz, und den Leiter des Malik-Verlages, Wieland Herzfelde, begann. Es ist der 

dritte Prozeß, der gegen die beiden Angeklagten wegen des Bildes »Christus am Kreuz« mit Gas-

maske und Kommissstiefeln (siehe »Sonntagsblatt« Nr. 11) und zwei weiteren Bildern aus der Sam-

melmappe »Hintergrund« geführt wird. 

[153] Um was geht es in diesem Prozeß? 

In der zweiten Instanz wurde George Grosz unter Vorsitz des Landgerichtsdirektors Siegert freige-

sprochen. Das Reichsgericht hob dieses Urteil auf und verwies es an die Vorinstanz. Dasselbe Gericht 

muß sich nun noch einmal mit diesem Prozeß befassen. 

Nach Eröffnung der Verhandlung wurde das Urteil zweiter Instanz verlesen. Es heißt darin: Die Bil-

der des Zeichners George Grosz sind gegen die »Auswüchse der Kirche in Gestalt kriegshetzender 

Vertreter« gerichtet. Grosz hat eine »hohe ethische Mission« erfüllt. Nach Verlesung des Urteils wird 

die Entscheidung des Reichsgerichts verlesen. 

George Grosz wurde vernommen. Er schildert die Beweggründe, die ihn veranlaßten, die drei Bilder 

zu zeichnen. 

Er sagt: »Ich habe die kriegshetzerischen Vertreter der Kirche treffen wollen, die den Militarismus 

unterstützen.« 

Richter: »Wie verhalten Sie sich zum Pazifismus?« 

Grosz: »Ich bin gegen den Krieg.« 

Richter: »Gehören Sie einer politischen Partei an?« 

Grosz: »Ja, der Kommunistischen.« 

Zum Christus am Kreuz mit Kommissstiefeln und Gasmaske erklärt Grosz: »Die kirchlichen Kriegs-

hetzer würden selbst einen Christus, wenn er unter den Menschen wäre und Nächstenliebe predigen 

würde, in Soldatenkleidung stecken und ihm zurufen: ›Maul halten und weiterdienen!‹ In dieser Auf-

fassung habe ich das Bild gezeichnet. Deshalb auch die Unterschrift.« 

Der Reichskunstwart Redslob sagt aus: »Grosz ist ein Künstler von großem Wert. Er wird im Ausland 

das zeichnerische Gewissen der Gegner genannt. Er nannte Grosz einen Künstler mit schöpferischen 
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Motiven, der ein innerlich frommer Mensch sei und die Menschen besser haben wolle, als sie in 

Wirklichkeit seien. Die Zeichnungen, in denen Grosz sich gegen den Mißbrauch für den Krieg ge-

wandt habe, stellten keine Verhöhnung und keine rohe Beschimpfung der Kirche dar.« 

Der Sachverständige Kahl, ein 82jähriger Greis, erklärte, daß es nach seiner Ansicht nicht darauf 

ankomme, ob die Kirche oder ein einzelner Mensch durch die Zeichnungen verletzt würden, sondern 

ob die Art und Weise der Bilder die kirchlichen Einrichtungen objektiv beschimpfe. Er selbst habe 

persönlich außerordentlich Anstoß genommen an den Bildern, da in ihnen eine ungeheure Einseitig-

keit und Ungerechtigkeit zum Ausdruck gekommen sei, indem der Krieg als schimpfliches Handwerk 

hingestellt werde. Er stellt die Frage: »Gibt es einen gerechten Krieg, zu welchem die Kirche aufrufen 

muß?« 

Die Antwort kommt aus dem Zuschauerraum: »Nein!« 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 50 vom 14. Dezember 1930, S. 399. 

[154] 

30. Erwin Eckert, Was sagst du, Jesus Christus?* 

Was sagst du, Jesus Christus, mein Freund, mein Bruder, der du größer und reiner bist als wir alle 

miteinander, was sagst du zu den Ereignissen dieser Zeit? 

Du bist bei uns gewesen auf der Erde und hast uns die Augen weit aufgetan, so weit, wie die deinen 

offen waren, damit sie sehend würden wie die deinen. Wir haben plötzlich gesehen, wie wenig an den 

Gesetzen und an der Gesetzeserfüllung liegt und wieviel am Menschen und an seinem Herzen. Du 

hast uns das erkennen lassen. 

Als die Wegelagerer den Wandernden niedergeschlagen hatten, gingen die Gerechten und Wohlge-

achteten vorüber, aber der verachtete und unwerte Samaritaner wusch ihm die Wunden. 

Und jetzt ist das so bei uns: Millionen von Brüdern haben kaum das tägliche Brot auf dem Tisch. 

Bald wird der Schnee zu fallen beginnen, und die Kälte wird sich durch die Ritzen der Fenster und 

den Spalt in der Tür in die Stuben zwängen und wird die Stuben ausfüllen, sich darin groß und furcht-

bar machen. Ich muß es dir sagen, wie viele Menschen vor den Arbeitsämtern wartend stehen; mehr 

sind das, als johlend hinter dir her gezogen sind auf deinem Weg zum Tod. 

Von den Kindern hast du zu uns gesprochen. Ich will sagen, wie das bei uns mit den Kindern gewor-

den ist. Wir haben große bläulich strahlende Lampen ersonnen, in deren Schein führen wir sie, wenn 

der dünne Kaffee und die ewige Kartoffelspeise sie hat krank werden lassen, hinfällig, blaß, einge-

fallen, hüstelnd, zu leicht an Gewicht. Diese Lampen kommen uns nicht billig. Aber sie kommen uns 

billiger als die Liebe. 

Denn das darf ich ja nicht vergessen, hinzuzufügen: es geht nicht allen so. Viele sind da, in deren 

Küchen duftet es süß, bratig und angenehm. Viele, sehr schön gekleidet und erfreulich zu betrachten. 

Viele, denen die Zeit schmeckt. Viele, die durchaus hart sind und das, was sie besitzen, ihr Eigen 

nennen. Ihr Eigen, über das niemand zu verfügen hat als sie selbst. Nicht die Liebe zu verfügen hat, 

nicht du. 

Sicherlich, Kirchen sind auch da. Und wir beten auch. Wir beten viel. In manchen Gebeten preisen 

wir den Haß und bitten deinen Vater, er möge uns Kraft zum Hassen geben. In anderen wieder spre-

chen wir über die ewige Seligkeit zu Gott. In einem heißt es: Gott, dein Wille geschehe, wie im 

Himmel also auch auf Erden Aber diese Gebete helfen uns nicht. Denn sie kommen uns auch billiger 

als die Liebe. 

 
*  Der Text ist namentlich nicht gezeichnet. Es spricht jedoch alles dafür, daß der Chefredakteur des »Sonntags-

blattes des arbeitenden Volkes«, Erwin Eckert, der Verfasser ist. [d. Hrsg.] 
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Zur Liebe ringen wir uns nicht durch. Von der Liebe wird nicht gesprochen. Köpfe sollen in den Sand 

rollen, so sagt man. 

Nichtstuer, Faulenzer, träge Gesellen, Pack, Geschmeiß nennen manche unsere Brüder, die die 

menschliche Ordnung zwingt, sich vom Staat aushalten zu lassen. 

Hat Gott Kain nicht gefragt: Wo ist dein Bruder Abel? Ach, wir wissen es nicht, wo unser Bruder ist 

und wie er lebt. Wir kümmern uns um ihn nicht. 

[155] 

 

 

»Protestanten protestiert«, März 1931. (PAB). 
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[156] Du hast einmal davon gesprochen, wie Besitz und Reichtum auf den Menschen wirken. Den 

Mammon nanntest du die dämonische Macht des Geldes. Wir haben ein anderes Wort dafür heute im 

Gebrauch: wir sagen Kapital. Das ist tatsächlich eine dämonische Macht, und diese Macht regiert 

uns. Nicht die Liebe. Dein Geist nicht. 

Wund und betrübt ist unser Herz, wenn wir an die Ereignisse unserer Zeit denken. Wir kreuzigen 

tagtäglich und sehen noch kein Ende ab. Aber es ist nicht umsonst gewesen, mein Freund, mein Bru-

der, du reiner Menschensohn, daß du damals zu uns gekommen bist. Denn die Liebe, die du auf die 

Erde brachtest, Erlösung, Sehnsucht nach dem Anbruch deines Tages, lebt doch auch in vielen. Laß 

sie brennen, leuchten, glutrot werden. Laß sie siegen in uns. Amen. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 51 vom 21. Dezember 1930, S. 401. 

31. Erwin Eckert, Ehre sei Gott in der Höhe und Friede auf Erden!* 

Ein Blick in die Wirklichkeit muß alles Weihnachtshoffen auf den Frieden auf Erden zunichtemachen. 

Die Staaten der Erde verausgaben für Rüstungen jährlich 19.547 Millionen Mark. Europa allein gibt 

im Tag 27 Millionen für Kriegsvorbereitungen aus. 30 Millionen Soldaten warten auf ein neues 

Schlachten. In Europa sind 9.300 Kampfflugzeuge startbereit. Die Bombenträger können 1.000 Phos-

gengasbomben tragen, die ganze Häuserviertel zertrümmern. Nichts wird der Wirkung der Giftgase 

entgehen können: es sind Feuerbomben erfunden, die Temperaturen von 3.000 Grad Celsius erzeugen 

können. In Europa gibt es 95.000 Maschinengewehre, 175.000 Minenwerfer, 20.000 Geschütze, 1.823 

Kriegsschiffe. – Die deutsche Regierung spart überall: 100 Millionen bei den Arbeitslosen, 20 Millio-

nen bei der Invalidenversicherung, 10 Millionen bei der Krankenversicherung – nur bei den Waffen-

mordmaschinen wird nicht gespart. Hunderte von Millionen werden den Arbeitern ausgepreßt für Pan-

zerkreuzer und Reichswehr. Die einzigen Papiere, die ständig steigen, sind die der Rüstungsindustrie. 

Trotz Kelloggpakt und Völkerbund zählt man heute in Europa 10 Millionen mehr ausgebildete Solda-

ten als 1914. So sieht es mit dem Frieden aus. Man hat nichts gelernt aus dem letzten Krieg. 

Vier Jahre lang sind ungefähr 6.400 Menschen an jedem Tag an den verschiedenen Fronten abge-

schlachtet worden. Außer den 10 Millionen wurden 36 Millionen den Folgen des Weltkriegs geopfert. 

9 Millionen Kinder sind zu Waisen, 5 Millionen Frauen zu Witwen geworden. Das alles aber sind 

nur Zahlen. Wer beschreibt den ganzen Jammer, das Elend und die Angst der hungernden, wartenden 

Frauen mit ihren Kindern, – wer kann sich eine Vorstellung machen, was der Krieg für den Frontsol-

daten bedeutete? 

Und doch wird überall Stimmung gemacht für einen neuen »frisch-fröhlichen Krieg«. Pazifistische 

Werbeartikel sind eine gefährliche Sache. Minister Frick verbot H. v. Gerlach, als Pazifist in Thürin-

gen zu sprechen. Vor einigen Wochen hat Minister Dr. Wirth einen Vortrag am Radio unterbunden, 

den der Friedenskämpfer Pater Stratmann halten sollte. – Auch in den [157] kleinsten Kindern wird 

schon militärischer Geist gezüchtet. Überall werden Zinnsoldaten und Schießgewehre als beliebte 

Weihnachtsgaben angepriesen. – Die Nationalsozialisten tun ihr Bestes, breite Massen für den Krieg 

aufzuhetzen; mit tönenden Phrasen von Ehre und Vaterland kaufen sie sich die Zustimmung junger, 

unzufriedener Menschen, die nicht ahnen, daß man sie für den Profit der Kapitalisten der Welt hin-

schlachten wird. Sie scheuen sich sogar nicht, die Arbeitslosigkeit in den Dienst ihrer Propaganda zu 

stellen, wie ein Flugblatt der Hitlerpartei beweist, worin es heißt: »Die Franzosen bieten uns ein Mi-

litärbündnis an, und zwar sollen wir bis zu ihrer Stärke aufrüsten. Die Rüstungsindustrie kommt dann 

in Gang und wird die anderen Industrien mit sich ziehen. Die Arbeitslosigkeit wird bald verschwin-

den.« Auch Italien verfährt nach diesem Rezept: das Ministerium für Luftfahrt hat beschlossen, zur 

Ausbreitung seiner Luftflotte überzugehen, weil dadurch 6.000 Menschen Arbeit verschafft werde. 

Doch nicht nur die Kapitalisten, denen ein kolossaler Profit winkt, treiben in einen neuen Krieg. Was 

 
*  Der Artikel im »Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes« ist namentlich nicht gezeichnet. Es spricht jedoch alles 

für Erwin Eckert als Verfasser. [d. Hrsg.] 
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tut aber die Kirche gegen diese Kriegsvorbereitungen, die Kirche als Verkünderin des Friedens und 

der Versöhnung unter den Menschen? Die evangelische Kirche, d. h. viele Pfarrer in ihr bekennen 

sich zum Hakenkreuz, siehe Pfarrerblatt Nr. 50, und scheuen sich nicht, von der Kanzel herunter ihrer 

faschistischen Sympathie Ausdruck zu verleihen. Die Christlich-Deutsche Bewegung, die von den 

nationalsozialistischen Pfarren empfohlen wird, wird geführt von den Herren v. Kleist-Schmenzin, 

Hofprediger, D. Doehring, Pfarrer Wilm, und erklärt: »Wider Gottes Willen ist bewußte und planvolle 

Abtötung /S. 412 der Wehrhaftigkeit und des wehrhaften Sinnes. Wider Gottes Willen ist der ver-

schwommene und unwahrhafte Pazifismus, der das von Gott geschaffene eigene Volk verleugnet um 

des leeren Begriffes einer sogenannten Menschheit willen.« 

Sie fordert von der Kirche: Kampf gegen die Undankbarkeit gegenüber den Hohenzollern, die durch 

fünf Jahrhunderte der evangelischen Kirche als der Hüterin des Christentums treue und segensreiche 

Dienste geleistet haben. 

Vertiefung und Pflege des Willens zu der von Gott gewollten Freiheit des deutschen Volkes, Erwe-

ckung des Verständnisses dafür, daß zur Erreichung dieses hohen Zieles Wehrhaftigkeit, Kampf und 

im äußersten Fall Krieg notwendig und gottgewollt sind. 

So ist es, wie unser Bild es zeigt: Der durch den heiligen Hakenkreuzgeist des Nationalismus verklärte 

Götze des Hasses und der Brutalität, der Vernichtung und der Gier schreitet über die Erde, die im 

Blut der mitleidlos unter seinen Tritten zerquetschten Menschen, der »Ebenbilder Gottes«, dampft. 

Tanks, Giftgase, Kanonen, Maschinengewehre, Handgranaten, Kriegsschiffe, Flugzeuge, Gift und 

Stahl, das sind die kleinen und großen Opfergaben, die verrückte, gottferne, gottlose Menschen dem 

Götzen ihrer tierischen Gebundenheit darbringen. 

Sie verdecken mit idealistischem Geschwätz ihre Sünde, ja sie beten um die »Befreiung unseres Vol-

kes«, und vernichten seine Seele; sie feiern Gottesdienste in christlichen Kirchen und wissen nicht, 

wie sehr sie Gott, den Herrn der Welten, lästern. 

Und die christlichen Kirchen schweigen! Sie erkennen die Schuld ihres Schweigens nicht einmal! 

Schweigen sie aus Angst vor der Macht der weltlichen Gewalten – schweigen sie, weil sie kein gutes 

Gewissen haben? 

[158] Schweigen sie, weil sie nichts zu sagen haben gegen die unerhörte Gotteslästerung, die wir vor 

Augen sehen? 

Wie traurig ist unser Herz an Weihnachten 1930, zwölf Jahre nach dem grauenhaften Krieg, der den 

Völkern Europas, der ganzen Welt, die Augen öffnen sollte über den Irrsinn der gegenseitigen Ver-

nichtung, der eine letzte Mahnung Gottes zum Frieden auf Erden gewesen ist. 

Traurig ist unser Herz – aber wir verzagen nicht. Wir werden vor dem Götzen des Hakenkreuzes die 

Knie nicht beugen; wir werden ihm nicht dienen – wir werden Gott, dem Herrn der Welten, treu 

bleiben, Christus, dem Fürsten des Friedens, nachfolgen und darum beten, daß der Heilige Geist der 

Liebe und der Güte, der Gerechtigkeit und wahrhaftigen Brüderschaft in unseren Herzen Wohnung 

mache. 

So feiern wir Weihnachten – so gehen wir in den Kampf, der uns verordnet ist, und sind bereit, eher 

zu sterben, als daß wir ruhig zusehen, wie der Faschismus »im Namen Gottes« die Völker der Welt 

an Leib und Seele vergiftet und verwüstet. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 52 vom 28. Dezember 1930, S. 411-412. 
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32. Erwin Eckert, Adolf Hitlers »deutsche Weihnacht«* 

Bei der Weihnachtsfeier der SA, der Nationalsozialisten in München hat Adolf Hitler über den Sinn 

der deutschen Weihnacht laut »Völkischem Beobachter« u. a. Folgendes gesagt: 

»Dieser unser großer Glaube kann bei uns an Weihnachten sogar noch gestärkt werden. Denn wir 

haben ja in diesem symbolischen Fest das unsterbliche Beispiel vor uns, was aus Kleinstem werden 

kann, was aus Kleinstem sich zu erheben vermag. Und wir dürfen heute vielleicht für uns National-

sozialisten mit Recht bekennen, daß wir mehr als politisierende Diener der Religion der Religion 

dienen, indem wir sie nicht mit Politik vermengen, aber in unserem politischen Handeln Prinzipien 

verfechten, für die einst Christus geboren und für die er verfolgt und von den Juden ans Kreuz ge-

schlagen worden ist. (Brausender Beifall.) ... Dann beginnt an diesem Tage ja auch nur ein großer 

Lebenskampf, ein unsterbliches Ringen und nicht schwächliche Ergebung. Indem wir unser Chris-

tentum so auffassen, fühlen auch wir uns verpflichtet, unser Volk diesen Weg des Kampfes zu führen, 

soll es das erreichen, was durch dieses Fest den Menschen gegeben ist. 

Denn wenn die Not zu lange dauert und die rote Fahne sich erhebt, wird auch dieses Fest kein Ende 

nehmen. Wenn über Deutschland der rote Geist sein Unwesen treibt, dann wird nach zwei oder drei 

Generationen dieses Fest auch aus Deutschlands Gauen verschwunden sein! Der Kampf heute geht 

nicht nur um eine Freiheit im Sinne äußerer Machtvollkommenheit und äußeren Machtzuwachses, 

nein, auch um die Freiheit der deutschen Seele, um die Freiheitunseres Glaubens, die Freiheit unserer 

heiligsten Überzeugung.« 

[159] Nationalistische »Machtvollkommenheit«, Kriegshetze, Rechtfertigung des politischen Mor-

des, Rassenhaß, Überheblichkeit der Edelinge über das »Untermenschentum der Marxisten«, das wa-

ren also nach Herrn Hitler die Prinzipien, für die einst Christus geboren wurde. (!!!) 

Wenn der »rote Geist« über Deutschland sein Unwesen weiterhin treibt, wird, nach Herrn Hitler, das 

Weihnachtsfest verschwunden sein nach zwei oder drei Generationen. 

Der rote Geist des Sozialismus, der Geist des Versöhnungswillens, der Anerkennung aller Völker und 

Rassen als gleichberechtigte Menschen, die einen Weg zum brüderlichen Zusammenarbeiten finden 

müssen, der unser Volk und die Welt vor einem neuen Völkermorden behüten möchte, scheint uns der 

Botschaft vom Frieden auf Erden, den Forderungen der Liebe und Gemeinschaft, die in Jesus Christus 

Fleisch und Blut geworden sind, der Gewißheit von der erbarmenden Güte und Versöhnung Gottes 

mit den Menschen näher zu stehen als die idealistische Haßpropaganda der Nationalsozialisten. 

Eine vom nationalsozialistischen Deutschen Studentenbund herausgegebene Zeitschrift hat ganz 

recht, wenn sie schreibt: 

»Es gibt in der christlichen Religion kaum einen Moralgrundsatz, den man als solchen gelten lassen 

kann. Die christliche Ethik grenzt sich scharf gegen unsere idealistische ab, weil sie das Gute um des 

Guten willen nicht kennt ...« 

Die »deutschen Weihnachten« werden von den Nationalsozialisten zu einem recht »jüdischen« Ge-

schäft und zur Propaganda für ihre Versammlungen benutzt. In Mannheim wurde ein Flugblatt in alle 

Briefkästen gesteckt mit der Überschrift: »Weihnachten steht vor der Tür«, indem 1. die Christen 

aufgefordert werden, »ihre Weihnachtsgeschenke nicht in Warenhäusern oder sonstigen jüdischen 

Geschäften zu kaufen«! »Schande jedem Volksgenossen, der es fertigbringt, unter seinem Weih-

nachtsbaum ein Geschenk liegen zu haben, das in einem jüdischen Geschäft gekauft wurde.« 

2. »Kommen Sie, es geht um Sein oder Nichtsein! Zu dem Vortrag der Pgs.  Über das Thema: ›Ster-

bender Mittelstand, laß dich nicht erwürgen‹«. 

Zum »Völkischen Beobachter« kann man aus den Weihnachtsangeboten der »christlichen« Geschäfte 

sich genügend bedienen. Da gibt es zunächst neben den in der vorigen Nummer des »Sonntagsblat-

tes« angeführten Sportgeräten, wie Übungshandgranaten und Seitengewehren, Heeresgut diverser 

 
*  Der Autor ist nicht angegeben, es dürfte sich aber um Erwin Eckert handeln. [d. Hrsg.] 
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Firmen, dann vor allem Zinn- und Bleisoldaten in jeder Ausführung von der Zinnfigurenfabrik in 

Kiel: »SA-Sturmabteilungen in ›vollen Körperformen‹, 75 Grammschwer, schön bemalt, mit Führer 

und Fahnenträger, 8 Mann, 5 Mark«. In Blei sind sie schonbilliger zu haben: »Bleisoldaten in SA-

Uniform, 12er-Schachtel 2.30 M., 24er-Schachtel mit Musikzug in neuer, verstärkter Ausführung 4.- 

M.«. Außerdem gibt es da: »›Parlamentarismus‹, Nat.-soz. Unterhaltungsspiel, 1.90 M., nat.-soz. Se-

gelschiffchen mit Hakenkreuzsegel 1.90 M., usw. Preisliste gratis.« 

Die Konkurrenz in Hamburg (ebenfalls nationalsozialistisch) macht es noch billiger: »Geschenk-Sor-

timent Zinnsoldaten, 3 verschiedene Kartons, 5.20«! 

»Weihnachtslieder« der Nationalsozialisten sind Sturmlieder und Märsche auf Schallplatten, die jeder 

Pg. (Parteigenosse der Nationalsozialisten) verschenken soll: »Sturm-Serie I: Bestell-Nr. 501, Platte 

1: ›Steunes-Marsch‹, ›Es pfeift von allen Dächern‹: Best.-Nr. 502, Platte 2: ›Badenweiler Marsch‹, 

›Heil Hitler dir‹: Bestell-Nr. 503, Platte 3: ›Osaf von Pfeffer-Marsch‹, [160] ›Brüder in Zechen und 

Gruben‹: Bestell-Nr. 504, Platte 4: ›Bayerischer Defilier-Marsch‹, ›Märk. Heide, märk. Sand‹. Ka-

pelle: Osaf-Ost (Militärmusik mit SA-Gesang). Versand erfolgt nur gegen Nachnahme. Jeder Platte 

ist ein Sturmliedertextheft beigefügt.« 

/S. 415 »Stets willkommene ›Hakenkreuz-Weihnachtsgeschenke‹ sind ›Waschechte Malereien auf 

Sofa-Kissen: SA-Mann‹, 7 M., ›Sofa-Kissen Adler 7 M.‹, ›SA marschiert‹ 6.50 M., ›Deutschland, 

erwache‹ 6.50 M.« 

Dann: »Rassehunde, pa. Weihnachtsgeschenke. Nähere Beschreib. G. Rückport«, und »Parteigen! 

Ein stets willk. Weihnachtsgeschenk! Zeller Schwarze Katz, der köstlichste Wein des schönsten 

Städtchens an der Mosel. Befriedigt jeden Kenner. Ziert jeden Tisch. 20 Flaschen 1929er einschl. 

Glas und Kiste 30.- Mk.« 

Die Kinder der Nationalsozialisten essen nur Weihnachtskonfekt, das hergestellt ist mit den echten 

»Hakenkreuz- und Runen-Ausstechformen« des Pg. Ing. E. Strömsdörfer, 5 versch. Gegen. Voraus-

zahlung 1.25 Mk., 5 versch. Gegen Nachname 1.45 Mk. 

Als Weihnachtsbuch schenkt man: Hans Hauptmann: Jesus der Arier, mit Hakenkreuz und Schwert, 

oder »Kronprinzessin Cecilie Erinnerungen«, 9 Mk. Netto, oder die »ariochristliche Jogaschulung« 

von E. Issberner-Haldane, 7.- Mk. – die der »Illustrierte Beobachter« den Pg. empfiehlt unter einem 

Bilde Mussolinis. 

Außerdem gibt es: »Achtung! Das denkb. prakt. Weihnachtsgeschenk! Schütze Dein Eigentum! In 

einer wirklich diebessicheren Stahlkassette mit elektrischem Alarmwerk.« 

Unter keinem deutschen Weihnachtsbaum darf nach dem »Völkischen Beobachter« als »das schönste 

Weihnachtsgeschenk für jeden Deutschen« das Bild von Adolf Hitler aus Braunau in Österreich feh-

len. Größe 38:51 cm, Preis 2.50 Mk. Ortsgruppen geben Sammelbestellungen auf. 50:67 cm kostet 

das Bild 18.50 Mk., in Eiche gerahmt 26.50 Mk. 

Eine Weihnachtsbitte des »Völkischen Beobachters« soll nicht vergessen werden: Welch edle Per-

sönlichkeit hilft gebildeter Witwe, Pg., m. schönem Landbesitz in schöner Gegend, aus den Krallen 

eines Juden? Es würde dafür behagl. Dauerheim geboten werden. Off. Unter »Edelmut 15.652« an 

den »Volk. Beob.«. 

Auch Weihnachtsverdienst winkt tüchtigen Pg. »Durch Weihnachtsschlager können Pgg. v. Geld ver-

dienen. Jed. Gesch. und j. Haushalt Käufer, reizend. Geschenkartikel. Neuheit. Für Frauengruppen, 

für Weihnachtsfeier usw.« 

Der Verdienst wird zwar nicht ganz so groß sein wie bei folgenden Möglichkeiten, die der »Völkische 

Beobachter«, das Organ der »Arbeiterpartei« zum Zweck der Brechung aller Zinsknechtschaft, an-

bietet: 

»100 Prozent Verdienst. Zum Vertrieb des ›Purus‹-Wasserstrahlreglers und weiterer Haushaltsartikel 

Vertreter und Wiederverkäufer an allen Plätzen gesucht«; oder »100 Prozent Verdienst. Vertreter, 

welcher bei Autobesitzern eingeführt ist, für konkurrenzlosen Artikel sofort gezüchtet. Kapital 
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erforderlich«; RM 100 bis 200.000 Jahreseinkommen (!!) bieten sich arbeitsfreudigen und tüchtigen 

Pg. durch Übernahme unserer General-Vertretung. Ernsthafte Bewerber, welche über 5 bis 10.000 

RM. Bar-Kapital verfügen, schreiben unter ›Arier krisenlos‹ 21365 an den ›Völkischen Beobachter‹.« 

Ihr Kinderlein, kommet, o kommet doch all – aber nicht zur Krippe des Friedensfürsten, sondern zu 

Adolf Hitler und zum Kampfe für das Dritte Reich; denn dazu schenkte sie Gottes [161] Güte den 

hocherfreuten arischen Eltern, wie folgende kleine Auslese zeigt: 

»Unser Herrgott segnete uns und schenkte uns einen kräftigen Hitlerjungen. Wir hoffen unseren lie-

ben kleinen Eberhardt Helmut zu einem mutigen Kämpfer für das Dritte Reich zu erziehen. Albert 

Klose (SA) und Frau Wall, geb. Lammich. Vieskau (D.-E.), den 24. November 1930.« 

»Die Geburt ihrer dritten Tochter zeigen an: Rittergutsbesitzer Rademacher und Frau Ursula, geb. 

Pondorf. Winge (Memelgebiet), 14 November 1930. 

Edda Gerlinde. Die glückliche Geburt eines kräftigen, gesunden Mädchens zeigen in herzlicher 

Freude an: Hans Lustig. Oberleutnant a. D., Brit 1 Pm., und Frau Milli, geb. Erler. Stettin, den 19. 

November 1930, Beethovenstraße 10.« 

»Die Geburt eines strammen Hitler-Buben zeigen an: Alb. Emrich und Frau Dilh, geb. Müller. Mag-

deburg, 18. Nov. 30.« 

»Roland Karl Adolf. Am 15. Dezember haben Sieglinde und Siegfried ein kräftiges Brüderchen be-

kommen. Voll Freude zeigen dies an SS-Mann Eugen Thein, Sturm 57, Würzburg, und Frau Betth, 

geb. Kemmer.« 

Vielleicht sind Hitlerkinder schwer zu erziehen; es rentiert sich also, daß ausgerechnet ein evangeli-

sches Pfarrhaus am Niederrhein eine Dauerannonce im »Völkischen Beobachter« hat, durch die nach 

»schwer erziehbaren Knaben« gefragt wird zwecks »sorgfältiger Erziehung« in diesem evangeli-

schen Pfarrhaus!! 

Herr Goebbels wird vom Schlag getroffen werden, wenn er, der es für eine Schande hält, daß eine 

Frau das Richteramt ausübt, erfährt, daß im offiziellen Organ seiner Partei während der Adventszeit 

folgende Anzeige steht: »Referendar Hildegard Uhlig – Referendar Theodor Sommerlad, Sta. IV 

Leipzig, Verlobte.« 

Die Nationalsozialistische Partei ruft durch große Plakate in allen Städten zu »Weihnachtsfeiern« im 

Zeichen des Hakenkreuzes auf; alle »deutschfühlenden Volksgenossen« werden herzlich eingeladen. 

Alles in allem: Die »deutsche Weihnachten« des Herrn Hitler ist ein Zeichen nicht nur für die völlige 

Ideenlosigkeit der Nationalsozialisten, sondern, was viel schlimmer ist, ein trauriges Zeichen für die 

Kraftlosigkeit des Christentums in unserer Zeit. Sonst wären solche Dinge unmöglich. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 52 vom 28. Dezember 1930, S. 414-415. 

33. Erwin Eckert, Der Papst für Hitler? Eine Antwort an die Schriftleitung vom »Frohen Leben« 

Sie richten in der Dezember-Nummer einen Offenen Brief an mich wegen der im »Sonntagsblatt« 

Nr. 45 veröffentlichten Notiz mit der Überschrift: »Der Papst für Hitler«, in der ich behaupte, daß im 

Vatikan Besprechungen stattgefunden haben zwischen den vom Papst nach Rom gerufenen Kardinä-

len von Wien und Ungarn zusammen mit dem Bischof von Berlin mit [162] 
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Zwei Welten (Der Religiöse Sozialist Nr. 1 vom 4. Januar 1931, S. 4) 

[163] dem Ziel, die internationale Zusammenarbeit der katholischen Kirche mit dem Faschismus zu 

organisieren. In dem kurzen Hinweis stand auch die Behauptung, der Bischof von Berlin habe im 

»Kath. Kirchenblatt von Berlin« den Erfolg der Hitlerpartei begrüßt. 

Ich beeile mich, Ihnen auf Ihre Frage nach den Beweisen und Quellen für diese Nachricht Folgendes 

mitzuteilen: 

Die Tatsache, daß in der fraglichen Zeit nach den Hitlerwahlen die Kardinäle von Österreich und Un-

garn zusammen mit dem Herrn Bischof Schreiber von Berlin in Rom waren, ist wohl auch Ihnen be-

kannt und aus der katholischen Presse feststellbar. Allerdings waren nach der offiziösen katholischen 

Mitteilung, die nachträglich erschien, die Kardinäle zusammen mit dem Herrn Bischof Schreiber nur 

»ganz zufällig« gleichzeitig in Rom beim Papst. Genauso »zufällig« war auch der Abdruck einer Mel-

dung in den katholischen Blättern Süddeutschlands in den gleichen Tagen, nach der aus Italien ver-

breitet wurde, es werde in Bälde eine Stellungnahme des Papstes zur Frage des Faschismus ergehen. 

Allerdings enthielt diese Nachricht einen Hinweis darüber, daß die nationalsozialistische Bewegung, 

so wie sie ist, vom katholischen Standpunkt aus nicht bejaht werden könne. Genau wie vor dem Kon-

kordat des Papstes mit Mussolini: Es wird Kritik an den Faschisten geübt, um mit ihnen einen Vertrag 

zu schließen, durch den der kath. Kirche Vorteile gesichert werden und der Faschismus freie Hand 

bekommt. Wenn Sie sich diese Tatsache vor Augen halten – gemeinsame Beratungen der Kirchen-

fürsten, in deren Gebiet der Faschismus, wie in Italien damals, jetzt sein Haupt erhebt – das durch-

sichtige Dementi – die Verträge des faschistischen Italiens mit dem Heiligen Stuhl –, dann wird es 

Ihnen möglich sein, zu verstehen, wenn wir auf Gefahren aufmerksam machen, die wir unserem 

Volke, auch der katholischen Kirche, die ihrem ganzen autoritären Aufbau /S. 416 nach grundsätzlich 

für die faschistische Devise eine herrliche »religiös-sittliche Untermauerung« darstellen könnte, er-

sparen wollen. Was sagen Sie dazu, daß in der »Germania« am 23. November das faschistische Polen 

als ein »Bollwerk des Abendlandes gegen den Bolschewismus« bezeichnet wird und »in dieser seiner 

besonderen Mission auch in Mitteleuropa und an höchster kirchlicher Stelle (also beim Vatikan) be-

sondere Beachtung und Nachsicht gefunden hat«? 

Unser Gewährsmann hat aus der im Rundfunk von Bischof Schreiber gehaltenen »Christkönigspre-

digt«, die doch wohl im katholischen »Kirchenblatt« erschienen ist, außerdem aus einem Artikel im 

gleichen Blatt, der kurz nach der Wahl ohne Namensangabe abgedruckt wurde, unter der Überschrift: 

»Was ist? Was nun?« geschlossen, daß Bischof Schreiber immer noch auf dem Standpunkt stehe wie 

am 6. April dieses Jahres, als er in der »Germania« einen Artikel »Wider den Geist des Bolschewis-

mus« schrieb, dessen Gedankengänge durchaus mit der faschistischen Auffassung in Zusammenhang 

stehen. 
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Ich nehme an, daß Ihnen diese Aufklärung genügt, und benütze diesen Anlaß eines persönlichen 

Kontakts mit dem »Frohen Leben«, um Ihnen zu sagen, wie sehr wir religiösen Sozialisten uns schon 

mehr als einmal über Ihre tapfere Haltung gefreut haben. 

In: Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 12. Jg., Nr. 52 vom 28. Dezember 1930, S. 415-416. 

[164] 
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II. Das Jahr 1931 

Vorbemerkung 

Das Jahr 1931, das Joseph Goebbels zum »Jahr der Entscheidung« ausgerufen hatte, stand ganz im 

Zeichen des ungeheuren Rechtsrucks der Krisenwahlen vom 14. September 1930 und der sich bil-

denden Präsidialregierungen unter mißbräuchlicher Anwendung des Art. 48 der WRV. Heinrich 

Brüning (Zentrum), am 30. März 1930 kurz nach dem Beginn der Weltwirtschaftskrise zum Reich-

kanzler ernannt, hatte am 18. Juli 1930 den Reichstag aufgelöst und die Neuwahlen für den 14. Sep-

tember 1930 ausgeschrieben. Er war alles andere als ein Garant der Weimarer Reichsverfassung, 

sondern schaltete das Parlament aus der wirtschafts- und sozialpolitischen Gesetzgebung aus. Aus-

gabenkürzungen vor allem auf sozialem Gebiet, Steuererhöhungen, Eingriffe in das Tarifrecht, Sen-

kung der Löhne und Gehälter, Subventionen für Großindustrielle wurden auf dem Verordnungsweg 

durchgesetzt. Brüning beschnitt die demokratischen Rechte der Arbeitnehmer und begünstigte die 

probeweise Einbeziehung der NSDAP in Landesregierungen. In seinen Memoiren (posthum veröf-

fentlicht 1970) gab Brüning unumwunden zu, als Reichskanzler auf die Wiedererrichtung der Hohen-

zollernmonarchie und die Wiederherstellung der kaiserlichen sozialen und politischen Verhältnisse 

hingearbeitet zu haben und die demokratischen Seiten der Weimarer Reichsverfassung zerstören zu 

wollen.1 »Von einer parlamentarischen Demokratie [...] bei Existenz legaler großer Arbeiterparteien 

wollte er von vornherein nichts wissen. Zwar strebt Brüning keinen Faschismus an, aber was er ha-

ben wollte und was seinem politischen Weltbild entsprach, war ein Obrigkeitsstaat möglichst sogar 

monarchischer Prägung, in dem die Volksmassen nicht mehr über den Weg der parlamentarischen 

Vertretung in die Geschäfte des Reiches hineinreden duften«.2 

Für die SPD stellte sich das Problem, wie sie mit der schleichenden Aushöhlung demokratischer Po-

sitionen im Verfassungsrecht umgehen sollte. »Die sozialdemokratische Führung sah in der Brüning-

Regierung nicht nur das kleinere Übel gegenüber einer faschistischen Machtergreifung, sondern sie 

hielt Brüning tatsächlich für einen Schutzwall gegen einen weiteren Faschisierungsprozeß, den sie 

stützen wollte, bis mit einer Besserung der Konjunktur auch der Nazi-Spuk wieder gleichsam auto-

matisch verschwinden würde«.3 Im Oktober 1930 beschloß die SPD-Reichstagsfraktion, die Regie-

rung Brüning während ihrer ganzen Regierungszeit zu tolerieren, indem sie den Gesetzentwürfen 

zwar nicht zustimmen, die Notverordnungen aber dulden wollte. Die selbstmörderische Politik der 

Tolerierung war nach der Einschätzung Wolfgang Abendroths »das sicherste Mittel, nicht nur den 

Kampfwillen und die Kampfkraft in den Betrieben zu schwächen, sondern generell die Abwehrkraft 

gegen einen weiteren [165] Faschisierungsprozeß zu zerrütten«.4 Gegen diesen Kurs wuchs in be-

stimmten Funktionärskreisen der reformistischen Arbeiterbewegung der Widerstand, so in Frank-

furt/Main, Breslau und Mannheim, hier unter dem maßgebenden Einfluß des Wortführers der linken 

Opposition Erwin Eckert5. Die Beschlüsse der Untergliederungen der Partei ermutigten einige Abge-

ordneten im Reichstag, die Disziplin der sozialdemokratischen Fraktion zu sprengen und gegen den 

Tolerierungskurs auch außerhalb der Partei und im Parlament offen aufzutreten. 

Am 20. März 1931 brachen neun SPD-Reichstagsabgeordnete bei der Abstimmung über den Bau des 

Panzerkreuzers B den Fraktionszwang und votieren zusammen mit den Kommunisten gegen den Pan-

zerkreuzer und stellten damit die Tolerierungspolitik in Frage. Auf dem Leipziger Parteitag der SPD 

im Mai/Juni 1931 wurde das Verhalten der neun Reichstagsabgeordneten verurteilt und als partei-

schädigend eingestuft. Als Brüning unmittelbar danach mit seiner Notverordnung vom 5. Juni 1931 

einen weiteren Sozialabbau vornahm und der SPD-Fraktionsvorstand auch diese Notverordnung durch 

 
1  Siehe: Wolfgang Ruge, Wer war Heinrich Brüning? Bonn 2003. (Lektoriert vom Herausgeber) 
2  Wolfgang Abendroth, Einführung in die Geschichte der Arbeiterbewegung, Heilbronn 1985, S. 245. 
3  Ebenda, S. 253. 
4  Ebenda, S. 254. Vgl. Eckerts Aufsatz »Opposition, nicht Koalition« vom Oktober 1930 in I. 24 in diesem Band. 
5  Siehe die von Eckert inspirierte Resolution der SPD Mannheims vom 24. September 1930 und Eckerts Aufsatz 

im Organ der linken Opposition im »Klassenkampf« (siehe I. 24 in diesem Band). 
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Stimmenthaltung passieren ließ, formulierten die oppositionellen Sozialdemokraten Max Adler, Kurt 

Rosenfeld, Max Seydewitz und Heinrich Strobel einen »Mahnruf an die Partei«, in dem sie das Ende 

der Tolerierungspolitik forderten. Ende September schloß die Parteiführung daraufhin Kurt Rosenfeld 

und Max Seydewitz aus der SPD aus. Erwin Eckert solidarisierte sich sofort mit ihnen und erfuhr 

seinen eigenen Parteiausschluß am 3. Oktober 1931 in Berlin, als er an dem Gründungskongreß der 

sich bildenden »Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands« (SAPD) teilnahm, ohne ihr beizutreten.6 

In Übereinstimmung mit den Massen wußte Eckert, »daß man in dieser katastrophalen Lage nicht 

plötzlich noch neue Organisationen schaffen kann«.7 Statt dessen wurde er nach einem Gespräch u. a. 

mit Wilhelm Pieck und Walter Ulbricht noch am gleichen Tag in die KPD aufgenommen, weil er 

überzeugt war, in und mit der KPD die faschistische Bedrohung am besten bekämpfen zu können. 

Die Kombination der obrigkeitsstaatlichen und der faschistischen Kräfte zwecks Liquidation der letz-

ten Reste demokratischer Rechtsformen fand ihren Ausdruck acht Tage später in der Bildung der 

Harzburger Front aus NSDAP, DNVP, Stahlhelm und anderen »vaterländischen« Verbänden sowie 

Vertretern der Großkonzerne, des Adels und des Großgrundbesitzes. 

Bei den Reichspräsidentenwahlen am 10. April 1932 rief der SPD-Vorstand im zweiten Wahlgang zur 

Wahl Hindenburgs auf, »der keinerlei Hehl daraus macht, daß er auf die Wei-[166]marer Reichsver-

fassung pfeift«, während die KPD mit der »absolut richtigen Parole«8 »Wer Hindenburg wählt, wählt 

Hitler, wer Hitler wählt, wählt den Krieg« zur Wahl ihres Vorsitzenden Ernst Thälmann aufrief. Hier-

mit soll keineswegs der Eindruck erweckt werden, als habe die KPD nicht schwerwiegende und nach-

haltige Fehler in ihrer Politik der Jahre 1930 bis 1933 begangen und mit dazu beigetragen, daß der 

Faschismus am Ende mit der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichkanzler am 30. Januar 1933 siegte. 

Später hat die KPD ihre eigene Politik revidiert, wie etwa in den Beschlüssen der Brüsseler Konferenz 

und in ihrem Aufruf vom Juni 1945.9 Eckert selbst hat sich in der Auseinandersetzung mit Kurt Schu-

macher und in seinem Plädoyer für eine einheitliche sozialistische Partei aus SPD und KPD an dieser 

Selbstkritik beteiligt, als er am 24. Mai 1946 auf dem Mannheimer Marktplatz erklärte: »Es gibt doch 

nichts, was uns voneinander trennt. 1932 konnte man über den Weg verschiedener Meinung sein. Ihr 

habt Fehler gemacht, und wir haben auch Fehler gemacht. Wir haben viel zu sehr auf die SPD einge-

hauen, als ob sie unser Hauptgegner wäre und haben nicht das richtige Verständnis gehabt.«10 

Die von beiden Arbeiterparteien, SPD und KPD, verursachte Spaltung der Arbeiterbewegung schlug 

sich auch im Bund der religiösen Sozialisten nieder und führte ab 1931 zu einer größer werdenden 

Isolation des Bundesvorsitzenden. Mit Eckerts Ausschluß aus der SPD und seinem Übertritt in die 

KPD wurde aus dem »Advokaten des Teufels«, so die bürgerliche Presse, nun der »Hofprediger Sta-

lins«11 in der sozialdemokratischen Presse. 

Ausgelöst durch Eckerts Rede am 17. Dezember 1930 bei der SPD in Neustadt an der Haardt über 

die »große Lüge des Nationalsozialismus« ziehen sich die Konflikte Eckerts mit der Badischen Lan-

deskirche von Beginn des Jahres 1931 bis zur definitiven Entfernung Eckerts aus dem Kirchendienst 

am 11. Dezember 1931. Am 30. Januar 1931 reagierte die Kirchenleitung auf Eckerts antifaschisti-

sche Redetätigkeit mit einem allgemeinen Verbot öffentlicher Rede. Eckert klagte daraufhin den Kir-

chenpräsidenten Wurth »der offensichtlichen Parteilichkeit und des willkürlichen Mißbrauchs seiner 

Dienstgewalt« an. Am 6. Februar 1931 verfügte die Kirchenleitung Eckerts vorläufige Suspendierung 

 
6  Siehe Hanno Drechsler, Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD). Ein Beitrag zur Geschichte der 

deutschen Arbeiterbewegung am Ende der Weimarer Republik, Meisenheim/Glan 1965. Zu den bekannteren 

Mitgliedern der SAPD gehören neben Willy Brandt, Walter Fabian, Otto Brenner, Max Diamant, Karl Schroth, 

Paul Frölich, Fritz Küster, Georg Ledebour, Hans Seigewasser, Max Seydewitz, Anna Siemsen und Fritz Stern-

berg an. 
7  Wolfgang Abendroth, Einführung in die Geschichte, a. a. O., S. 262. 
8  Ebenda, S. 263. 
9  Aufruf des Zentralkomitees der KPD vom 11. Juni 1945. In: Weltgeschichte im Aufriß. Deutschland in der Welt 

nach 1945, Frankfurt/Main/Berlin/München 1985, S. 65-67. 
10  Erwin Eckert, Vorwärts zur neuen Demokratie. Rede am 24. Mai 1946 auf dem Mannheimer Marktplatz. In: 

Friedrich-Martin Balzer, Ärgernis und Zeichen, a. a. O., S. 271. 
11  »Vorwärts« (Berlin) vom 09.10.1931. 
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vom Dienst. Am 18. März wurde seine Klage vom Evangelisch-Kirchlichen Verwaltungsgericht als 

unbegründet zurückgewiesen. Am 7. Mai 1931 eröffnete die Kirchenleitung ein Disziplinarverfahren 

gegen Eckert mit dem Ziel seiner Amtsenthebung. Das Urteil vom 14. Juni 1931 lautete auf Zurück-

stufung des Dienstalters um sechs Jahre sowie die Übernahme der Prozesskosten wegen Dienstver-

gehens. Das Redeverbot wurde nicht aufgehoben. 

Nach dem Ausschluß Eckerts aus der SPD wegen Linksabweichung am 2. Oktober 1931 und dem am 

darauffolgenden Tag vollzogenen Übertritt zur KPD eröffnete Entfernung Eckerts am 9. Oktober bei 

einem Abstimmungsverhältnis von 7:2 ein Dienstgerichtsverfahrens gegen Eckert. Die Anklage war 

nicht auf die Behauptung einer Dienstvernachlässigung gestützt. Vom angestrebten und erfolgten Ur-

teil her gesehen stellte das [167] Dienstgerichtsverfahren auch kein Disziplinarverfahren dar. Auch 

handelte es sich nicht um ein Lehrbeanstandungsverfahren12, eine Einrichtung, die es erst nach 1945 

gab und nur in zwei Fällen zur Trennung der Pfarrer von ihrer Landeskirche führte. Die unehrenhafte 

Entlassung Eckerts aus dem Kirchendienst bleibt so ein unrühmliches Beispiel der Kirchenjustiz in 

der Weimarer Republik.13 

Am 11. Dezember 1931 wurde Eckert fristlos und unehrenhaft aus dem Dienst der Badischen Lan-

deskirche entfernt. Grund war ausschließlich die Tatsache, daß er der Kommunistischen Partei bei-

getreten war. Das Verhalten der damaligen Kirchenleitung gegenüber Erwin Eckert war, nach den 

Worten von Walter Kreck, »kein Sonderfall, sondern das totale Damnamus [kirchenrechtliches Ver-

dammungsurteil, wörtlich: wir verurteilen – d. Hrsg.] jedenfalls gegenüber Kommunisten nicht nur 

in allen Landeskirchen, sondern galt auch noch lange Zeit in der Bekennenden Kirche als selbstver-

ständlich.«14 

[168] 

 
12  Lehrbeanstandungsverfahren sind in der evangelischen Kirche ein rechtlich geordnetes Verfahren gegen ordi-

nierte Geistliche, deren Lehre im Widerspruch zum entscheidenden Inhalt der Bibel und der Bekenntnisse steht. 
13  Siehe Friedrich-Martin Balzer, »Das Große bleibt groß nicht und klein nicht das Kleine«. In: Ders., »Es wechseln 

die Zeiten«. Reden, Aufsätze, Vorträge, Briefe eines 68ers aus vier Jahrzehnten (1958-1998), Bonn 1998, S. 

315-333. 
14  Zit. nach Walter Kreck in seinem Schreiben an den Badischen Landesbischof Klaus Engelhardt vom 8.12.1997. 

Kopie im PAB. 
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1. Erwin Eckert, Vorwärts zu neuen Aufgaben und neuen Kämpfen! 

Ein arbeits- und kampfreiches Jahr liegt hinter uns. Ein Jahr, das manchen unter uns noch entschlos-

sener gemacht hat, sich als Christ für die sozialistische Gestaltung der Gesellschaft einzusetzen und 

als Christ in der sozialistischen Bewegung seinen Glauben zu bewahren. 

Unsere Bewegung ist gewachsen, ihre Arbeit einheitlicher geworden im Jahre 1930. 

Es genügt, auf einige besonders wichtige Fragen und Geschehnisse hinzuweisen, um das zu erhärten. 

Die Leserzahl unseres Sonntagsblattes, des »Religiösen Sozialisten«, hat um einige Tausend zuge-

nommen; unsere Zeitschrift ist als das wissenschaftliche Organ, in dem die grundsätzlichen Fragen 

über das Verhältnis von Religion und Sozialismus behandelt werden, anerkannt; sie wird von der 

soeben erscheinenden ersten Nummer des neuen Jahrganges ab auch die Problematik, die in der ka-

tholischen Haltung zum Sozialismus liegt, einbeziehen. Trotz aller Freiheit der einzelnen Landesver-

bände hat sich aus den konkreten Aufgaben unseres Bundes und aus dem überall gegen die gleichen 

Hemmungen entbrennenden Kampf eine Geschlossenheit der Bewegung ergeben, wie wir sie vorher 

nicht gehabt haben. 

Organisatorisch können wir nicht mit dem Erreichten zufrieden sein – die Aktivität einzelner Lan-

desverbände läßt zu wünschen übrig – es ist auch nicht einfach, den Dreifrontenkampf zu bestehen 

gegen die kapitalistisch-mammonistisch-faschistische Front, gegen die verknöcherte Führer- und 

Machtgruppe in den Kirchen, gegen die Freidenker-Angriffe und das Mißtrauen der Genossen in der 

SPD und KPD. 

Nach außen hin ist die Arbeit des Bundes innerhalb der sozialistischen Gesamtbewegung in Erschei-

nung getreten bei den sächsischen Landtags- und vor allem bei den Reichstagswahlen. Eine ganze 

Reihe unserer Wortführer haben sich restlos in den Dienst der SPD gestellt in einer Unmenge von 

Versammlungen. Der Bund gab ein besonderes Flugblatt heraus, das allenthalben durch seine Ein-

deutigkeit großes Aufsehen erregte. Außer den verschiedenen Jahreszusammenkünften der Landes-

verbände fand im Berichtsjahr der fünfte deutsche Kongreß vom 1.-5. Augustin Stuttgart statt, der 

von über 400 Vertrauensleuten und Delegierten besucht war. 

Auf der Breslauer sozialistischen Arbeiterkulturausstellung hatte der Bund als Teil der sozialisti-

schen Bewegung seine Zeitschriften und Broschüren ausgestellt. 

Die Synoden der pfälzischen und badischen Landeskirchen brachten unseren Vertretern heiße Kämpfe. 

Unsere Freunde in Lippe haben unter der Führung von Heinrich Schwartze für die neue Verfassung 

der Lippischen Landeskirche Vorschläge gemacht. Leider ist es wegen der verständnislosen Haltung 

der lippischen Kirchenführer immer noch notwendig, daß unsere Freunde sich in der »Lippischen 

Volkskirche« zusammenschließen. 

Besonders kennzeichnend für die Schwierigkeit unseres Weges innerhalb der verfaßten Kirchen wa-

ren die Zusammenstöße des Genossen Eckert mit den offiziellen Kirchenführern auf dem Deutschen 

Evangelischen Kirchentag und die versuchte Maßregelung der sozialistischen Geistlichen in Thürin-

gen, die sich einem Verbot politischer Betätigung nicht gefügt haben. Auch sonst kam es in Kirchen-

gemeinderatssitzungen und Besprechungen zu heftigen Auseinandersetzungen mit den bürgerlichen 

Vertretern in den kirchlichen Körperschaften. Außer den allgemeinen Aufgaben unserer Bewegung, 

Bekenntnis zum Sozialismus in den Kirchen – Bekenntnis zu Christus in der sozialistischen Front – 

Kampf für Frieden und Abrüstung – gegen die Arbeitslosigkeit – für [169] die Neugestaltung der 

Gesellschaft – gegen Alkohol und Nikotin – haben wir im Berichtsjahr vor allem an zwei Brennpunk-

ten bedeutsame Entscheidungen treffen müssen: In der Frage der »Christenverfolgungen in Rußland« 

und in der noch wichtigeren Frage nach der Berechtigung und der »Christlichkeit« des deutschen 

Faschismus, der durch die Nationalsozialisten einen bedrohlichen Einfluß auf die öffentliche Mei-

nung gewonnen hat. 

So sehr wir die Bedrückungen und die Mißhandlungen gläubiger Christen in Sowjetrußland verab-

scheuen, wir verstehen den Kampf der Bolschewisten gegen die reaktionären Kirchenführer und 
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können darum die Aktion der europäischen Kirchen, die alle Ursache hätten, ihre eigene Schuld zu 

erkennen, gegen Sowjetrußland nicht mitmachen, hinter die sich die antibolschewistische Wirt-

schafts- und Staatspolitik der »Kulturvölker« der Welt stellte. Wir haben wegen unserer Einstellung 

viele böswillige Angriffe ausgehalten und können heute konstatieren, daß die ganze großartig in aller 

Welt aufgezogene Versammlungs- und Gebetsaktion, die man im Namen und Auftrag Gottes und 

christlicher Kultur begonnen hat, im Sande verlaufen ist, verspottet von den Atheisten und Freiden-

kern. Das Ansehen der Kirche ist aber wiederum einige Grade gesunken bei den sozialistischen Mas-

sen; gewonnen ist gar nichts. Wir werden – und ich glaube allerdings, daß wir als Sozialisten eher als 

bürgerliche Kirchenfürsten dazu das Recht haben – nicht aufhören, durch unsere persönlichen Bezie-

hungen auch mit deutschen Kommunisten gegen die Sinnlosigkeit der immer wieder an Christen ver-

übten Brutalitäten Front zu machen. Unser Blatt ist die einzige deutsche Zeitschrift, die das Schrift-

tum der russischen Atheisten unvoreingenommen übersetzen läßt und im Auszug veröffentlicht, da-

mit eine sachliche Grundlage für die notwendige Auseinandersetzung geschaffen wird. Die regelmä-

ßige Lektüre der »Iswestija«, der größten russischen Zeitung, wird unsere Bewegung davor bewah-

ren, die tendenziöse Berichterstattung der bürgerlichen Blätter über die Zustände in Rußland allein 

bei deren Beurteilung zu benützen. 

Die faschistische Gefahr kann gar nicht ernst genug genommen werden – der erbitterte Kampf unserer 

Bewegung gegen diese neue Welle eines engstirnigen dämonischen Nationalismus, der sich religiös 

verbrämt und idealistisch redet, muß mit aller Entschiedenheit durchgefochten werden. Hier ist im 

Augenblick die gefährdetste Position zu halten. Wir werden von den ausländischen Freunden erwarten 

müssen, daß sie sich, wie wir in Deutschland, in ihren Ländern einsetzen für eine entschiedene Revi-

sion der Kriegsschuldlüge und der Kriegschuldregelung, die nicht ein großes internationales kapita-

listisches Geschäft auf Kosten der Proletarier vor allem Deutschlands werden oder besser bleiben darf. 

Die internationale Besprechung der religiösen Sozialisten am 1. und 2. November in Basel, die sich 

mit dem 1931 sehr wahrscheinlich in Wien stattfindenden internationalen Kongreß der religiösen 

Sozialisten befaßte, hat auch zu dieser Frage Stellung genommen. Der Aufruf gegen den Faschismus 

ist unseren Freunden bekannt. Im kommenden Jahre wird es hart auf hart gehen – es werden manche, 

die mit uns »sympathisiert« haben, von uns abspringen; neue Freunde werden gewonnen werden – 

die Einordnung unseres Bundes in die sozialistische Einheitsfront wird noch deutlicher werden. Wir 

werden andererseits aber auch uns nicht von den Freidenkern, auch nicht von freidenkerischen Re-

dakteuren in unserer besonderen religiösen Einstellung beirren lassen; wir sind entschlossen, es nicht 

mehr zu dulden, daß gelegentlich in Parteizeitungen der christliche Glaube und christliche Fröm-

migkeit verspottet oder lächerlich gemacht wird. Der Kampf gegen die Verkehrtheiten und Kurzsich-

tigkeiten der bürgerlich geführten Kirchen, gegen die politische Gefahr, die der sozialistischen Be-

wegung von dorther droht, muß bei [170] aller Entschiedenheit auch in der Parteipresse sachlich 

und aus einer höheren Erkenntnis geführt werden. 

Man versucht immer wieder von bürgerlicher Seite, uns als die »Totengräber der christlichen Kir-

chen« zu bezeichnen. Demgegenüber können wir immer wieder nur betonen, daß wir dem Evange-

lium Jesu Christi den Weg in die Zukunft bereiten wollen, das in den soziologisch und praktisch vom 

Kleinbürgertum unserer Tage beherrschten Kirchen verschüttet und gelähmt, fast erstickt ist. Unsere 

Einflußmöglichkeiten auf die Umgestaltung und Erneuerung der evangelischen Kirchen hoffen wir 

bei den Anfang des Jahres in Württemberg bevorstehenden Wahlen zur Landessynode und zu den 

Kirchengemeindevertretungen beträchtlich zu steigern. Die württembergische Oberkirchenbehörde 

hat allerdings den Termin der Wahlen immer noch nicht bekannt gegeben; vielleicht hofft sie, uns 

dadurch zu überrumpeln. Im kommenden Jahre werden auch die Vorbereitungen für den entscheiden-

den Wahlkampf um die neue Zusammensetzung der badischen Landessynode 1932 beginnen müssen. 

Organisatorisch haben wir im neuen Jahre die straffe Zusammenfassung und Sichtung der Mitglied-

schaft auf Grund der neuen Satzungen in den Landesverbänden durchzuführen und aus dem Leser-

kreis unseres Blattes neue zuverlässige Vertrauensleute zu gewinnen. 

»Der Religiöse Sozialist«, unser »Sonntagsblatt«, soll ausgebaut werden zu einer sonntäglich erschei-

nenden Zeitung, die zur Besinnung auf die tiefsten und innersten Voraussetzungen des sozialistischen 
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Wollens zwingt, zugleich den vielgestaltigen Kampf führt gegen unsere Gegner und einen Überblick 

gibt über die wichtigen Ereignisse der Woche auf dem wirtschaftlichen, politischen und kulturellen 

Gebiet. 

Dieses Ziel ist nur zu erreichen, wenn jeder Leser und Freund sich persönlich einsetzt für die Ver-

breitung unseres Blattes. »Der Religiöse Sozialist« muß bis Ostern in jeder größeren Bahnhofbuch-

handlung zu haben sein und in den Zeitungskiosken aushängen. Wir werden ab Januar auch Inserate 

aufnehmen, aber keine Alkohol-, Nikotin- oder Geheimmittelanzeigen! 

Die Mitarbeit an unserem Blatt muß noch vielseitiger werden. Jede Nummer soll eine Kollektivarbeit 

sein. Die Verweigerung des einen oder anderen nicht abgedruckten Artikels darf keinen Freund ver-

ärgern. Es läßt sich von einer zentralen Stelle aus besser übersehen, was unserer Bewegung nützt und 

für sie wichtig ist. Um den Mitarbeitern eine gewisse Anleitung zu geben, wollen wir in jedem Monat 

im kommenden Jahre durch das Blatt ein besonderes Thema neben unserem allgemeinen Kampf be-

handeln. Januar: Arbeitslosigkeit. Februar: Gewalt oder Gewaltlosigkeit. März: Was ist »Marxis-

mus«? April: Tod und Ewigkeit. Mai: Nation und Menschheit. Juni: Der Sinn des Lebens. Juli: Ge-

burtenverhütung? August: Gibt es einen Gott? September: Wesen und Aufgaben der Kirche. Oktober: 

Sünde – Schuld – Erlösung. November: Die »Naturgesetze«. Dezember Krieg und Frieden. 

Alles Material, Zeitungsausschnitte und Originalberichte über den Versuch der Faschisten, das Chris-

tentum für die nationalistisch-kapitalistische Propaganda zu mißbrauchen, bitten wir regelmäßig an 

die Schriftleitung nach Mannheim zu schicken. 

Das neue Jahr beginnt; wir arbeiten unverdrossen weiter, kein Spott, kein Haß, keine Verdächtigung, 

keine Enttäuschung kann uns irre machen. Wir sind an den Platz gestellt, den wir gefunden haben, 

und werden weiter kämpfen um das Näherkommen des Reiches Gottes, des Reiches der Gerechtigkeit 

und des Friedens. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 1 vom 4. Januar 1931, S. 1. [171] 

2. Erwin Eckert, Ist die evangelische Kirche rettungslos dem Faschismusverfallen? 

In der Nummer 50 des »Deutschen Pfarrerblattes« Seite 789, stellt Herr Dompfarrer D. Wienecke aus 

Soldin, von dessen erstem, die Nationalsozialisten verherrlichendem Artikel im »Pfarrerblatt« wir in 

der Nr. 48 des letzten Jahrganges unseres Blattes berichtet haben, wörtlich fest: 

»Auf meinen Aufsatz ist eine Fülle von Zuschriften aus den verschiedensten deutschen Bundesstaaten 

eingegangen, die fast durchweg eine lebendige, ja begeisterte Zustimmung zum Ausdruck brachten. 

Ein Eingehen aufs einzelne ist unmöglich; nur das Wichtigste sei erörtert: 

Die Zuschriften ergeben, daß im weiten Deutschland zahlreiche nationalsozialistische Geistliche vor-

handen sind. 

Sie haben zum großen Teil ernstliche Sorgen, es könnte unsere Kirche an der neuen großen Bewegung 

achtlos vorübergehen und eine Gelegenheit erster Ordnung verpassen, dem Volke helfend dienstbar 

zu sein. 

Darum sind sie dem Pfarrerblatt von Herzen dankbar für die Veröffentlichung meines Aufsatzes. 

Auch der ›Völkische Beobachter‹ druckte ohne mein Zutun den Aufsatz vom Pfarrerblatt ab, ein 

Zeichen dafür, daß man nach solchen Stimmen christlicher Besinnung auch seitens der Kampfpresse 

verlangt. 

Es besteht ein lebendiger Wunsch nach Zusammenschluß von Pfarrern nationalsozialistischer Rich-

tung. Ich empfehle eine rein kirchenpolitische Gruppe, die unsere Interessen wahrnimmt: Christlich-

deutsche Bewegung (mit Pfarrergruppe), Berlin-Wilmersdorf, Duisburger Straße 2a. 

Als weiteres Material ist von mir in der Schriftenreihe dieser Bewegung ein Büchlein verfasst: Chris-

tentum und Nationalsozialismus. 
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Natürlich sind auch einige, allerdings wenige, ablehnende Äußerungen eingegangen«. 

Wir danken dem Herrn Dompfarrer für seine Offenheit. 

Es gibt also »zahlreiche nationalsozialistische Geistliche im weiten Deutschland«, die das Bedürfnis 

haben, sich zu einer nationalsozialistischen kirchenpolitischen Gruppe zusammenzuschließen. Diese 

Gruppe ist schon da – nach Herrn Pfarrer Wienecke; es ist die von uns schon des Öfteren zitierte 

»Christlich-deutsche Bewegung«, die unter anderem in ihren programmatischen Forderungen ver-

langt: 

»Kampf gegen die Undankbarkeit gegenüber den Hohenzollern, die durch fünf Jahrhunderte der 

evangelischen Kirche als der Hüterin des Christentums treue und segensreiche Dienste geleitstet ha-

ben. Vertiefung und Pflege des Willens zu der von Gott gewollten Freiheit des deutschen Volkes, 

Erweckung des Verständnisses dafür, daß zur Erreichung dieses hohen Zieles Wehrhaftigkeit, Kampf 

und im äußersten Fall Krieg notwendig und gottgewollt sind.« 

Man kann sich nur freuen über diese neue kirchenpolitische Gruppe, an der wir vordemonstrieren 

werden, bis zu welchen Verzerrungen christliche Art zum Dienst des Nationalismus mißbraucht wer-

den kann. 

Die evangelische Kirche hat bis jetzt nichts gegen die Nationalsozialisten getan, ja die »zahlreichen 

nationalsozialistischen Pfarrer« im weiten Deutschland haben die ernstliche Sorge, [172] »sie könnte 

an der neuen großen Bewegung achtlos vorübergehen und eine Gelegenheit erster Ordnung verpas-

sen, ›dem Volke‹! helfend dienstbar zu sein!« In Markneukirchen wurde bereits am Totensonntag 

1930 die Hakenkreuzfahne am Altar aufgepflanzt. Superintendent Onnasch, Köslin, ließ sich in seiner 

Predigt vom 14. Dezember [1930] folgendermaßen vernehmen: 

»Aber schon weht ein starker Frühlingssturm durch unser deutsches Land. Wenn er auch jetzt noch 

vieles vernichtet und zerschlägt, so soll man ihm trotzdem nicht feindlich gegenüberstehen. Er fegt 

ja alles Weiche in Deutschland fort und richtet allmählich ein neues Reich in Deutschland auf. Diese 

Bewegung ist von Gott gewollt. Wir wollen beten, daß diesem Frühlingssturm, der alles Weiche fort-

fegt, die Frühlingssonne folgt, die an die Stelle von Altem Neues setzt.« 

Im »Reichsboten«, dem Blättchen der Oberfrommen, findet sich diese Verherrlichung des Faschis-

mus: 

»Der Nationalsozialismus ist die einzige ganz große politische Arbeiterbewegung, die ein positives 

Christentum wünscht. In der Art, wie diese Bewegung ihre Märtyrer jetzt stellt, ... liegt etwas, das 

dem Geist echten Christentums entschieden verwandt ist... Die Lauheit des Bürgertums liegt auf aller 

kirchlichen Arbeit wie ein Alpdruck ... Sollten wir Christen, die wir auch diese Lauheit bekämpfen 

und dagegen die restlose Hingabe des Lebens an Jesus ... pflegen, sollten wir Christen in der natio-

nalsozialistischen Bewegung nicht vieles finden, was Fleisch von unserem Fleisch und Wein von 

unserem Wein ist?«!! 

Durch das Siegener Land zieht ein nationalsozialistischer Pfarrer namens Loffin aus Bayreuth, um 

den Nachweis zu liefern, daß Hakenkreuz und Christenkreuz ein und dasselbe sei! 

Einige kleine, neue Proben der christlichen Hakenkreuzgesinnung: 

In Trebnitz haben die Faschisten auf dem jüdischen Friedhof die Grabsteine mit großen Hakenkreu-

zen besudelt und an die Wand der Leichenhalle einen Galgen geschmiert, an dem ein Mann aufge-

hängt ist. Überschrift: »Heil Hitler! – »Juda verrecke!«, drei Mordkreuze! 

In Festenberg (Kreis Groß-Wartenberg) in Schlesien haben Nationalsozialisten die im Vorraum der 

katholischen Kirche aufgestellte Gedenktafel für die im Weltkrieg Gefallenen mit in roter Farbe auf 

getragenen Hakenkreuzen besudelt und außerdem die Verbindungstür zur Kirche zerschlagen. 

In Berlin wurde einer Dame, die sich mit einem jüdisch aussehenden Herrn im Vestibül eines Berliner 

Hotels befand, folgendes Schriftstück in dem Augenblick übergeben, als sich der Herr für einige Mi-

nuten entfernte: »Sie verkehren mit einem Juden. Wir nehmen an, daß Sie sich der Tragweite Ihres 
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Tuns bewußt sind. Da wir nicht wünschen, daß Sie in absehbarer Zeitmoralisch und körperlich die 

Folgen zu tragen haben, werden Sie hiermit gewarnt. Es ist einer deutschen Frau unwürdig, überhaupt 

einen Juden zu beachten, geschweige gar, sich mit ihm zu vermischen. 

Falls unsere Beobachtungen ergeben, daß diese Warnungen ohne Einfluß auf Sie geblieben sind resp. 

Sie weiter verjuden, wird Ihr Name in das Register derjenigen Frauen aufgenommen, die keinen Ras-

sestolz besaßen und sich an einen Juden wegwarfen. 

Zur Kennzeichnung für jeden deutschen Mann wird diesen Personen in einem neuen Deutschland ein 

sichtbares Zeichen ins Gesicht eingeätzt oder tätowiert werden. 

[173] Glauben Sie ja nicht, dies wären ein Scherz oder leere Drohungen. Sie sind gewarnt – und 

werden weiter beobachtet.« 

Die evangelische Kirche denkt nicht daran, die nationalsozialistische Gefahr abzudämmen; im Ge-

genteil. Die pfälzische Kirchenregierung hat folgenden Beschluß gefaßt: 

»Das Mitbringen von Fahnen politischer Parteien in die Kirche bei allgemeinen Gottesdiensten wird 

künftig nicht mehr genehmigt. Von diesem Verbot nicht betroffen werden die Fahnen militärischer 

Vereinigungen sowie Fahnen, die bei besonderen, auf Wunsch von Parteien abgehaltenen Gottes-

diensten in die Kirche zur Aufstellung kommen.« 

Hakenkreuztotengedenkfeiern, Hakenkreuzgottesdienste, Hakenkreuztrauungen mit Uniform und 

Fahnen, Militärmusik und Hitlergruß werden also jetzt mit Zustimmung der Oberkirchenbehörde in 

der Pfalz ungehindert stattfinden können. 

Dafür hat dieselbe Kirchenbehörde unseren Genossen Damian mit einer »Versetzung wider Willen« 

bedacht. Die nationalsozialistische Hetze in Pirmasens gegen unseren Gesinnungsfreund war also 

nicht erfolglos. 

Sehr instruktiv für die völlige Verseuchung »christlicher« Vereine und Verbände durch den Natio-

nalsozialismus ist folgendes Zitat aus der letzten Nummer des deutschnationalen »Christlichen 

Volksdienstes«, der Angst hat vor der völkischen Konkurrenz: »Ist es nicht ein Jammer, sehen zu 

müssen, wie junge und alte Theologen der evangelischen Kirche scharenweise zum Nationalsozialis-

mus überlaufen, die die Christlichen Vereine Junger Männer, die die fettesten Domänen für die poli-

tische Zellenbildung der Hitlerleute sind, wie auch Führer von Gemeinschaften und Blätter der Ta-

gespresse, ja christliche Tageszeitungen, wie z. B. der ›Aufwärts‹, mit dieser Bewegung mehr oder 

weniger offen (der ›Aufwärts‹ z. B. läßt an Offenheit nichts zu wünschen übrig!) liebäugeln? 

Ist es nicht unsäglich betrüblich, daß man zwar – und mit Recht – gegen Unchristliches im Sozialis-

mus und Kommunismus zu Felde zieht, – aber ähnliche Erscheinungen im ›nationalen‹ Lager mit 

dem Schleier der christlichen Liebe überdeckt? 

Eine Kirche, eine christliche Gemeinde, die nicht mehr den Mut zum Zeugnis hat, ist zum Untergang 

verurteilt. Die evangelische Kirche wird guttun, daran zu denken, daß der Nationalsozialismus für 

seine Anhänger ebenso sehr Religionsersatz ist wie der Sozialismus für dies einigen. ›Die Christli-

chen Vereine Junger Männer‹ werden es jetzt schon spüren, daß das Hauptinteresse vieler ihrer Mit-

glieder nicht mehr in erster Linie der Bibel, sondern dem ›Völkischen Beobachter‹ gilt und daß viele 

Vereine zu politischen Debattierklubs und Agitationszirkeln für die Hitlerbewegung geworden sind«. 

Die Gauleitung Hessen der Nationalsozialisten hat unter dem 13. November 1930 an das Bischöfliche 

Ordinariat in Mainz unter anderem folgendes geschrieben: 

»Am 9. November fanden wie alljährlich auf Befehl der Reichsleitung der NSDAP Kranzniederle-

gungen an sämtlichen deutschen Gefallenengedenksteinen, Kriegerdenkmälern usw. statt zu Ehren-

der im Weltkrieg gefallenen Soldaten und der in der Nachkriegszeit von marxistischem Mordgesindel 

getöteten Kämpfer für eine neue deutsche Zukunft. Während die protestantischen Geistlichen fast 

durchweg anstandslos uns behilflich waren bei der Trauerfeier und zum Teil sogar die Predigteigens 

darauf einstellten, verweigerten die katholischen Geistlichen sogar die Niederlegung von Kränzen, 

soweit sich das Kriegerdenkmal auf katholischem Gemeindeboden befindet.« [174] 
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Karikatur von Elisabeth Fuchs* (Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, Nr. 51 vom 21.12.1930, S. 404) 

[175] Das Bischöfliche Ordinariat hat am 22. November darauf unter anderem geantwortet: »In un-

serer Diözese ist es nicht üblich, daß politische Parteien an Kriegerdenkmälern, die sich in einer Kir-

che oder auf katholischem Boden befinden, Trauerfeiern veranstalten. Die von politischen Parteien 

ausgehenden Totenehrungen bringen nur zu leicht Zwiespalt in die Gemeinde, wozu die katholische 

Kirche nicht mitwirken kann. Wir können erst recht nicht zulassen, daß politische Parteien, deren 

weltanschauliche Einstellung in wichtigen Punkten den Lehren und Grundsätzen der Kirche wider-

spricht, solche Feiern auf katholischem Boden abhalten. Daß die Nationalsozialistische Partei zu die-

sen Parteien gehört, ist eine Tatsache, die nicht bestritten werden kann, wenn auch einzelne dies in 

Abrede stellen. Unsere Stellung zur NSDAP kann nur dann eine andere werden, wenn sie den in 

ihrem Programm und dem Schrifttum ihrer Führer enthaltenen unchristlichen Auffassungen klar und 

unzweideutig entsagt.« 

Der katholische Bischof von Augsburg hat sich den besonderen Zorn der Nazis zugezogen, weil er 

über den nationalsozialistischen Pfarrer Häuser** ein Redeverbot verhängt hat. 

Die gegen den Bischof daraufhin einsetzende wüste und maßlose Hetze kann ihren ersten Erfolg ver-

zeichnen: die Nürnberger Mitgliederversammlung des Bayerischen Heimat- und Königsbundes hat 

eine ungewöhnlich scharfe Entschließung gegen den Bischof verfaßt und ihre offene Sympathie mit 

dem Hakenkreuz herausgestellt. 

Die Hetze gegen den katholischen Bischof von Augsburg geht in unverminderter Schärfeweiter – bis 

die notwendige Siedehitze unreifer Gemüter zum Überfall auf den Verfemten erzeugt ist. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 3 vom 18. Januar 1931, S. 11. 

 
*  Elisabeth Fuchs (1908-1938 Suizid) ist die Tochter von Emil Fuchs (1874-1971). [d. Hrsg.] 
**  Philipp Häuser (1876-1960) war ein katholischer Geistlicher und überzeugter Faschist. Aus taktischen Gründen 

nicht Mitglied der NSDAP. 1932 dichtete er für eine NS-Weihnachtsfeier in Augsburg: »Ihr Kämpfer Hitlers, 

Männer deutschen Mutes! / Noch lastet schwer auf deutschem Volk bittere Not. / Wer rettet uns? Nur Männer 

deutschen Blutes / Nur unser Hitler und der liebe Gott«. Nach Kriegsende wurde seine Schrift »Jud oder Christ 

oder wem gehört die Weltherrschaft?« (Regensburg 1923) in der BRD neu aufgelegt und in der SBZ auf die Liste 

der auszusondernden Literatur gesetzt. [d. Hrsg.] 
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3. Erwin Eckert, Der »Völkische Beobachter« lügt und verleumdet 

In der Nummer 304 des »Völkischen Beobachters« steht ein Bericht über die Vorgänge bei dem von 

mir gehaltenen Vortrag, der eine einzige große Lüge ist. 

Am 24. Dezember habe ich an den »Völkischen Beobachter« folgende Berichtigung unter Berufung 

auf § 11 des Pressegesetzes geschickt: 

An die Schriftleitung des »Völkischen Beobachters« 

München, Schellingstraße 39 1. 

Sie drucken in der Nummer 304 Ihres Blattes auf Seite 3 einen Bericht unter der Überschrift „Fürch-

terliche Saalschlacht in Neustadt a. d. Hdt« ab. 

[176] Ich verlange auf Grund des § 11 des Pressegesetzes den Abdruck folgender Berichtigung: 

Es ist unwahr, daß meine Ausführungen auf eine Provokation der Nationalsozialisten abgezweckt 

waren. 

Wahr ist, daß die Nationalsozialisten durch ihr Betragen – einige der Herren setzten sich von Anfang 

an mit dem Rücken gegen den Redner und versuchten in den ersten Minuten, die Rede völlig sinnlos 

durch Zwischenrufe zu stören –, alles darauf angelegt hatten, die Versammlung zu brutalisieren und 

zu sprengen. 

So ist unwahr, daß keine Frauen im Saal waren. 

Wahr ist, daß eine große Anzahl Frauen im Saal anwesend war und von den blind zuschlagenden 

Nationalsozialisten mißhandelt wurden. 

Es ist unwahr, daß im Hofe der Turnhalle die Antifa aufmarschiert war zu einem Überfall auf die 

Nationalsozialisten. 

Wahr ist, daß ein großer Trupp von auswärts mit dem Lastauto gekommener Nationalsozialisten we-

gen Überfüllung des Saales nicht mehr eingelassen werden konnte, durch das Absingen faschistischer 

Lieder die Versammlung vom Hofe aus zu stören und durch eine verschlossene Tür einzudringen 

versuchte. 

Unwahr ist, daß ich behauptet habe, Herr Goebbels habe gesagt: »Der liebe Gott hat beim Hitler-

Putsch Hitler aus dem Feuer herausgeholt.« 

Wahr ist, daß ich eine Stelle aus dem »Angriff«, der Zeitung des Herrn Goebbels, zitiert habe, die 

mir als Zeitungsausschnitt im Original zugeschickt worden ist. Sie lautet: »Der deutsche Herrgott 

schützte uns unseren Führer vor den Maschinengewehren der Lossow-Seißer-Gardisten vor der 

Münchner Feldherrnhalle.« 

Wahr ist, daß ich mich gegen diesen Mißbrauch des christlichen Gottesbegriffes verwahrt habe. 

Es ist nicht wahr, daß ein »Reichsbannerstrolch« mit einem Totschläger einem Nationalsozialisten 

einen Hieb hinterrücks über den Kopf versetzte zum Zeichen des allgemeinen Angriffes. 

Wahr ist, daß dieselben Nationalsozialisten, die schon am Anfang zu stören versuchten, ihre Stühle 

auf die Reichsbannerleute warfen, mit Stahlruten auf die Versammlungsbesucher einschlugen und 

einstachen. 

Es ist nicht wahr, daß einer der »roten Mordbanditen« im Saal drei Schüsse abgegeben hat. 

Wahr ist, daß ein Nationalsozialist an derselben Stelle, von der die ersten Zwischenrufe kamen, zwei-

mal geschossen hat und dann durch die Tür auf den Hof zu entkommen versuchte. 

Es ist unwahr, daß die Nationalsozialisten völlig unbewaffnet waren. 

Wahr ist, daß die nationalsozialistischen SA-Leute mit Hieb- und Stichwaffen gegen die wehrlosen 

Versammlungsbesucher losstürmten und sie blutig schlugen. Die Anzahl der durch Messerstiche 
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verletzten Sozialisten konnte nicht festgestellt werden. Ich persönlich habe zwei durch Messerstiche 

in die Brust und im Kopf verletzte Genossen gesehen. 

Es ist unwahr, daß ich »sofort nach dem Angriff der Roten aus dem Saal verschwunden war«. 

[177] Wahr ist, daß ich mitten im Tumult, zuerst vom Rednerpult aus, dann im Saal selbst, dem 

wahnsinnigen Toben der Nationalsozialisten Einhalt zu gebieten versuchte. 

Wahr ist, daß der Führer der Nationalsozialisten, Ingenieur Schmeichel, den ich aufgefordert hatte, 

dazubleiben, weil ich mit ihm noch zu reden habe, den Saal verließ. 

Der »Völkische Beobachter« hat bis zum heutigen Tage diese Berichtigung nicht abgedruckt. Er hat 

sich dadurch der bewußten Verbreitung böswilliger Lügen und Verleumdungen schuldig gemacht. 

Besonders instruktiv ist es, diese Haltung des »Völkischen Beobachters« mit den Tiraden des natio-

nalsozialistischen Programmpunktes 23 zu vergleichen, der »den gesetzlichen Kampf gegen die be-

wußte politische Lüge und ihre Verbreitung durch die Presse« fordert. Wir haben diese Einstellung 

aller anständigen Menschen lügnerischen Presseverbreitungen gegenüber immer schon als durchaus 

richtig angesehen und werden darum den »Völkischen Beobachter« gerichtlich belangen. Vorläufig 

gibt es nämlich noch Pressegesetze, die auch vor dem »Völkischen Beobachter« und seinen bewußten 

Lügen nicht Halt machen. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 3 vom 18. Januar 1931, S. 12. 

4. Erwin Eckert, Rüstet ab! Rede bei der Friedensfeier am 28. Dezember 1930 in der Trinita-

tiskirche Mannheim 

(1) Wir religiösen Sozialisten halten jedes Jahr am Abend des Sonntags zwischen Weihnachten und 

Neujahr eine Feier für Friede und Völkerversöhnung ab, und zwar in der Kirche, weil wir die Auffas-

sung vertreten, es sei eine der wichtigsten Aufgaben lebendigen Christentums, einen neuen Krieg un-

möglich zu machen durch die innere Abrüstung der Völker, durch eine wahrhaft christliche Gesinnung. 

Wir würden es viel lieber sehen, daß in der Weihnachtszeit von den Kanzeln aller Kirchen gepredigt 

und geredet würde gegen Krieg und Kriegsvorbereitungen. 

Aber nicht nur unser Versuch, in den kirchlichen Körperschaften, in die wir einige unserer Wortführer 

entsenden konnten, einen solchen Friedenssonntag durchzusetzen, ist an dem Willen der bürgerlichen 

Mehrheit, die uns nicht verstehen kann, gescheitert – der von anderer Seite in Berlin wieder aufge-

nommene Vorschlag, einen besonderen Friedenssonntag einzuführen, ist von der als besonders 

»christlich« und »evangelisch« empfohlenen Tageszeitung, dem »Reichsboten«, mit Spott und Hohn 

beantwortet worden. Der »Reichsbote« schreibt wörtlich: 

»Handelte es sich um einen Sonntag zur Hebung der Ziegenzucht: immerhin eine ehrliche Sache. 

Handelte es sich um einen solchen zur Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht, für Wieder-

aufrichtung von Wahrhaftigkeit, Mannhaftigkeit und Treue – man ließe mit sich reden. Ein ›Friedens-

sonntag?!‹ – das ist in den Augen einfacher Menschen Unsauberkeit. Es ist so widerwärtig, als wenn 

man bei einer Leiche Karten spielt oder einem Sterbenden Couplets vorsingt.« 

[178] Man sollte allerdings meinen, es sei unnötig, nach dem letzten furchtbaren Krieg besonders für 

die Gesinnung des Friedens und für äußere und innere Abrüstung werben zu müssen, – aber leider ist 

es dringend nötig, vielleicht dringender, als viele in unserem Volke ahnen; wir sind nach meiner 

Auffassung nämlich bereits über die Nachkriegszeit hinaus in eine neue Vorkriegszeit hineingeraten 

– und merken das nur nicht. 

Weite Teile unseres Volkes haben nicht nur alles vergessen; man beginnt bereits wieder den Krieg 

zu verherrlichen, ihn als eine Notwendigkeit, ja als eine gottgewollte Notwendigkeit hinzustellen. 

Man beginnt, die Jugend mit romantisierender Vorstellung über Heldentum im Kampfe, über Vater-

landsliebe, die mit dem Opfertod nur bewiesen werden könne, zum »Kampf um die Freiheit« zu be-

geistern – Offiziersvereine – Wehrverbände bestimmter politischer Parteien – ja eine große Zahl 

evangelischer und katholischer Geistlicher wetteifert darin, gegen den »knochenerweichenden, 
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schlappen, armseligen Pazifismus« und die landesverräterischen Umtriebe der zur Kriegsdienstver-

weigerung entschlossenen Männer eine maßlose Hetze zu inszenieren. 

In einem Gesetzentwurf der Nationalsozialistischen Partei, der 1930 im Reichstag bei den Beratungen 

über das Republikschutzgesetz vorgelegt wurde, heißt es wörtlich: 

»Wer den sittlichen Grundsatz der allgemeinen Wehr- oder sonstigen Staatsdienstpflicht der Deut-

schen in Wort, Schrift, Druck, Bild oder in anderer Weise bekämpft, leugnet oder verächtlich macht 

oder wer für die geistige, körperliche oder materielle Abrüstung des deutschen Volkes wirbt oder wer 

zur Kriegsdienstverweigerung oder zu sonstigen, die Landesverteidigung gefährdenden Maßnahmen 

auffordert oder wer sich selbst der gesetzlichen Pflicht zur persönlichen Dienstleistung entzieht, wird 

wegen Wehrverrats mit dem Tod bestraft.« 

Unsere Forderung aber ist gerade diese von den nationalistischen Kreisen mit dem Tode bedrohte 

geistige und materielle Abrüstung. Wir werden diese Abrüstung auch dann verlangen und propagie-

ren, wenn man uns darum haßt, verleumdet und schmäht, wenn man uns »Feiglinge«, Verräter unse-

res Volkes, von internationalen Juden gekaufte Söldlinge nennt. 

Wir reden und fordern die Abrüstung und die innere Friedensbereitschaft nicht, weil wir etwa ängst-

lich oder feige sind, nicht weil uns etwa die Idee eines genußreichen Friedens vorschwebt, in dem 

man wie im Schlaraffenland leben kann und in dem es keine großen Spannungen und Aufgaben gäbe, 

nein, wir fordern Friede und Völkerversöhnung, weil uns unser Glaube dazu zwingt, – unser Glaube 

an Gott, den Vater aller Menschen. 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß Gott, den mich Christus erkennen ließ, der die Liebe ist und die 

Gerechtigkeit und die Güte, daß er den Krieg will, das grauenhafte Morden der Völker, die alle in dem 

Wahne leben, sie müßten sich gegen die anderen zur Wehr setzen, weil sie sonst vernichtet würden. 

Ich müßte irre werden an Gott und an allem, was Glaube und Religion heißt – wenn ich zugeben müßte, 

predigen müßte auf meiner Kanzel: Gott will den Krieg – will die Wehrhaftigkeit, will Gift und Gas; 

Gott, der das Leben geschaffen hat, damit es uns heilig sei!! Zweitens muß ich gegen den Krieg alles 

tun, weil ich glaube, daß der Sinn des Lebens für alle Menschen in Jesus Christus uns geoffenbart ist. 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß Christus die Waffen, mit denen sich Menschen gegenseitig töten, 

gesegnet hätte. Allein die Versuchungsgeschichte Jesu: »Wenn du niederfällst und mich anbetest, so 

soll die Welt untertan sein«, zeigt einem [179] wirklichen Christen, daß die vom Bösen Besessenen 

seine Sklaven sind, die zur Gewalt, zum Krieg, zur Vernichtung der Schwächeren aufrufen. 

»Daran wird jedermann erkennen, daß ihr meine Jünger seid, daß ihr Liebe untereinander habt.« 

Gewiß, Jesus Christus war kein weichmütiger, sentimentaler Träumer, sondern ein Kämpfer. Aber er 

kämpfte nicht gegen Menschen, nicht mit den Waffen der Vernichtung, sondern gegen die Mächte 

des Niedrigen und Gemeinen, der Zerstörung, der Triebhaftigkeit aus der Kraft des Heiligen Geistes. 

Gewiß hat er die Geißel genommen und die Wucherer aus dem Tempel getrieben, die mit Gottes-

dienst, mit der religiösen Sehnsucht der Menschen ein Geschäft machten, – und so werden alle von 

ihm gestäubt werden, die seine Lehre, sein Wollen, die die innerste Sehnsucht der Menschen, Gott 

nahe zu sein, zu politischen Geschäften mißbrauchen, die aus Jesus einen Arier machen, aus der Bibel 

eine jüdische Tendenzfälschung, aus Gott, dem Herrn der Welten, den »deutschen« Gott, den Gott 

der »arischen Rasse«. 

Drittens: Wir treten ein für den Frieden und gegen den Krieg, weil wir an die Kraft des Heiligen 

Geistes glauben. Jawohl, wir glauben daran, daß durch Christus die Mächte der Finsternis, des Has-

ses, der Brutalität, des Mordens, der Bestialität besiegt sind, auch in uns und in allen Völkern besiegt 

werden können und müssen, soll die Geburt und das ganze Leben Christi nicht sinnlos geblieben sein. 

Wenn anders es Ziel eines christlichen Lebens ist, die Triebhaftigkeit, die Instinkte des Tieres in uns, 

durch die heiligen Kräfte der Liebe, der Güte, der Reinheit zu gestalten und zu veredeln, dann ist für 

einen Christen jedes Bereitsein zum Kriege unmöglich, denn der Krieg ist aus den Urtiefen des vor-

menschlichen tierischen Kampfes ums Dasein geboren und löscht alle heiligen, göttlichen Kräfte aus 

in uns. 
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Darum fordern wir seelische, geistige und materielle Abrüstung, rufen wir denen, die sich Christen 

nennen wollen, zu: »Rüstet ab – es muß Friede werden auf Erden, damit wir Menschen Kinder Gottes 

werden können!« Es gehört gegenüber – der harten Wirklichkeit ein unerhörter Glaube an den Auf-

trag der Christen, den Frieden zu bereiten, dazu, nicht zu verzagen, nicht zu verzweifeln. Denn ein 

einziger Blick in die Wirklichkeit zeigt uns, daß die Völker Europas und der Neuen Welt, Asiens und 

aller Erdteile gerüstet sind und weiterrüsten, – trotz aller Friedensreden und Beteuerungen, trotz aller 

Verhandlungen, trotz der 54 Unterschriften unter dem Kelloggpakt, der den »Krieg ächtet«, trotz des 

§ 8 des Versailler Vertrages, nach dem die gewaltsame Abrüstung Deutschlands nur der Anfang einer 

allgemeinen Abrüstung sein sollte, – trotz der jetzt, d. h. am 6. November ds. Js., begonnenen fünfwö-

chigen Verhandlungen des vorbereitenden Ausschusses für die Abrüstungskonferenz, die im kom-

menden Jahre stattfinden soll. Die Wirklichkeit aber sieht so aus: 

Die Staaten der Erde verausgaben für Rüstungen jährlich 18.547 Millionen Mark. Europa allein gibt 

am Tag 27 Millionen für Kriegsvorbereitungen aus. 30 Millionen Soldaten warten auf ein neues 

Schlachten. In Europa sind 9.300 Kampfflugzeuge startbereit. Die Bombenträger können 1.000 kg 

Phosgengasbomben tragen, die ganze Häuserviertel zertrümmern. Nichts wird der Wirkung der Gift-

gase entgehen können: es sind Feuerbomben erfunden, die Temperaturen von 3.000 Grad Celsius er-

zeugen können. In Europa gibt es 95.000 Maschinengewehre, 175.000 Minenwerfer, [180] Geschütze, 

1.823 Kriegsschiffe. Man zählt heute in Europa 10 Millionen mehr ausgebildete Soldaten als 1914. 

Diese Rüstungen dürfen nicht zu neuen Kriegen führen. Wir müssen unter allen Umständen verhin-

dern, daß ein neuer Krieg die Völker ins Chaos stürzt. Wir müssen abrüsten. 

Wir sollen abrüsten, ausgerechnet wir? In Frankreich ist von 1.000 jeder 12., in England jeder 8., in 

Italien jeder 8., in Polen jeder 9. Soldat. Bei uns nicht einmal jeder 2. 

Ist es nicht darum für uns sittliche Pflicht, einfache Pflicht der Selbsterhaltung, auch zu rüsten, die 

Bestimmungen des Versailler Vertrags, die uns entwaffnen, nicht anzuerkennen – die gleiche Hee-

resstärke zu verlangen, wie sie die anderen europäischen Völker haben, an die Stelle der Reichswehr 

ein Volk in Waffen –, so lange, bis die anderen Völker auch abgerüstet haben? 

Es ist keine sittliche Pflicht, – ja nicht einmal eine Pflicht der Selbsterhaltung, die Wehrhaftmachung 

unseres Volkes, die Aufrüstung zu verlangen –, es wäre aber Wahnsinn, der einer Selbstauflösung 

unseres Volkes gleichkäme, die Aufrüstung zu propagieren. 

Wir sind vom Schicksal, wenn ihr so wollt, von Gott dazu berufen, inmitten eines waffenstarrenden 

Europas den Beweis zu liefern, daß ein Volk auch ohne Waffen, ohne Krieg, ohne Eroberungen des 

Schwertes die ihm gestellten Aufgaben erfüllen kann. 

Ja, werden die anderen sagen, als Sklavenvolk können wir dann den anderen Völkern dienen; unser 

Volk wird dann noch mehr ausgebeutet, wird Kolonie der bewaffneten Siegernationen. 

Wir sind kein Sklavenvolk, Freunde, und werden es nie sein; wir sind ein freies Volk, das sein Recht 

verlangt, das nicht schlechter ist als die anderen. Wir, die äußerlich abgerüstet haben, wollen auch 

innerlich abrüsten, in Frieden leben, aber wir fordern Gerechtigkeit – nicht mit den Waffen in der 

Faust; sie geben nicht Gerechtigkeit, – sondern aus dem guten Gewissen, daß unser Volk den letzten 

Krieg nicht vom Zaun gebrochen hat, daß alle Völker schuld sind an dem Jammer des Weltkrieges, 

der hinter uns liegt. 

Aber sollen wir denn dulden, daß unser friedsames Volk hungern und entsagen muß, daß es ausge-

plündert wird, nach 60 Jahren so geschwächt sein wird, daß die anderen es schließlich zerreißen und 

sich angliedern? 

Liebe Freunde, ich glaube, daß unser Volk, wenn es sich bewährt und den Weg des Friedens, der 

Waffenlosigkeit geht, das Volk der Zukunft sein wird. 

Die Unterdrückung wird nicht ewig dauern. Die Gesetzmäßigkeiten des Wirtschaftslebens, die Ver-

flochtenheit der Interessensphären der Länder zwingen alle Völker zu einer Revision der bestehenden 

Kriegsschuldenregelung, die uns so ungeheure Lasten auferlegt. 
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Gott wird auch in den anderen Völkern Menschen erwecken und hat sie erweckt, die für die Abrüs-

tung eintreten. 

Wir müssen diese internationale Front der Friedensentschlossenen stärken. Die zum Frieden bereiten 

Menschen in allen Ländern müssen sich gegenseitig Mut machen. Die Nationalisten des einen Landes 

leben nur vom Nationalismus und Chauvinismus der anderen Länder. Darum müssen die Christen 

aller Länder untereinander wetteifern in ihrer Bereitschaft zur Anerkennung, zur Versöhnung der 

Völker. Hier läge eine Aufgabe der christlichen Kirche in den verschiedenen Nationen. 

[181] Kleine Anfänge sehen wir hierzu etwa darin, daß der Vorsitzende der Stockholmer Weltkir-

chenkonferenz, der Bischof Söderblom, in diesen Tagen den Friedensnobelpreis bekommen hat für 

seine, allerdings von recht bescheidenen Erfolgen gekrönten Bemühungen, die Kirche zur Friedens-

bereitung der Völker einzusetzen. 

Der Papst hat an Weihnachten in seiner großen Rede beim Empfang der Kardinäle sich gegen den 

Nationalismus gewendet, sich für einen Frieden auf der Grundlage der Gerechtigkeit erklärt und das 

Volk mit dem Bann bedroht, mit dem Gebet um seine Vernichtung, das absichtlich und um eines 

erhofften Vorteiles willen einen neuen Krieg heraufbeschwören möchte. 

Was aber können wir tun, um dem Frieden den Weg zu bereiten? Wir müssen abrüsten, unser Herz 

abrüsten! 

Unsere Kinder müssen wir erziehen zur Friedensbereitschaft, zum Verständigungswillen, zur Aner-

kennung des Rechts auch der andern Völker und Rassen. 

Wir müssen die Phrasen, mit denen man die begeisterungsfähige Jugend einzufangen versucht, ent-

larven, der Jugend zeigen, wie die Wirklichkeit ist. Wir müssen ihr zeigen, daß sich wahres Helden-

tum nicht in dem brutalen und sinnlosen Morden des modernen Krieges zeigen kann, sondern in dem 

hingebungsvollen Dienst für die Schwachen, für die Entrechteten aller Völker. 

Wir sollen ihnen vor Augen stellen, daß wahres Heldentum sich in dem tapferen Kampf gegen das 

Gemeine in uns und um uns her zeigt. 

Wir wollen ihnen klar machen, daß Opferbereitschaft nicht das Bereitsein zu neuem Kriege bedeutet, 

sondern die Hingabe des ganzen Lebens und aller seiner Kräfte für die Befreiung der unterdrückten 

Massen, für die Erlösung der Völker aus der Tiefe und der Nacht ihrer Unvollkommenheit. 

Wenn du eine Sekunde im Nahkampfe zu spät schießest und darum zuerst fällst, was hast du dann 

für ein Opfer gebracht? Du wolltest doch den andern töten. Du hast dich nicht geopfert; du hast nur 

zu spät geschossen. Wenn du aber von der Bestialität der instinkthaft Getriebenen, der niedrig Den-

kenden im Kampf um den Frieden, um die Höhergestaltung des Lebens der Völker angegriffen wirst, 

geschmäht, verhöhnt wirst, getötet wirst, waffenlos, um des Guten und Heiligen willen, das du er-

sehnst und erkämpfen willst, dann ist dein Leben zu einem Opfer geworden; dann kann es eine Erlö-

sung werden und sein für viele. 

Wir werden gegen den Nationalismus kämpfen, der behauptet, es sei ein göttliches Naturgesetz, daß 

immer die Stärkeren die Schwächeren vernichten, die stärkeren Nationen die schwächeren. Wir wer-

den uns gegen die völkische und Rassenhetze, die in einem grauenvollen Morden enden muß, und die 

zugleich dieses Morden noch sittlich, ja, religiös verklären möchte, mit aller Entschiedenheit wenden. 

Wir müssen uns wehren für eine Staatsform, die es unmöglich macht, daß ein Einzelner, ein Diktator, 

ein Direktorium, ein Senat, ein kleiner Kreis über das Geschick des ganzen Volkes, über Krieg und 

Frieden zu entscheiden hat. Wir müssen darauf dringen, daß jeder, der erwachsen ist in unserem Volk, 

mitbestimmt über diese letzten Fragen der Existenz unseres Volkes; schon dadurch wird die Gefahr 

eines neuen Krieges eingedämmt. 

Wir müssen aber auch die Wirtschaftsordnung in allen Ländern bekämpfen, die immer wieder nach 

neuen Absatzgebieten, Rohstoffquellen, Kolonien ausgeht, die die immer wieder im Frieden zur bluti-

gen Konkurrenz der Waffen im Kriege macht. Wir [182] müssen nach einer international organisierten 
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Plan- und Bedarfswirtschaft streben, in der die Völker das ihnen zur Verwaltung und Verarbeitung 

anvertraute Gut gegenseitig brüderlich austauschen, nach der internationalen Gemeinwirtschaft. 

Wir müssen alle arbeitenden Menschen, die unter der gegenwärtigen Unordnung leiden, Kopf- und 

Handarbeiter, für diese großen Ziele in allen Ländern zusammenfassen und im äußersten Falle dafür 

sorgen, daß keine Waffen hergestellt, keine Kriegsgeräte verschickt werden können, kein Kriegs-

dienst geleistet wird. 

»Aber wenn ihr das tut«, werden andere sagen, »wenn ihr so abrüstet und solche Ziele habt, reißt ihr 

dann nicht eine neue Kluft auf, die quer durch alle Völker geht; wenn ihr gegen den Nationalismus, 

gegen den Kapitalismus, gegen den Militarismus aufrüstet, werden nicht die, denen der Ruhm der 

Nation, die Sicherung ihres Besitzes und ihrer Vorteile durch die heutige Wirtschaft, das Metier der 

Soldaten wichtig und heilig ist, aufstehen und den Bürgerkrieg um die Macht im Staate heraufbe-

schwören?« 

Ist der Bürgerkrieg nicht noch viel, viel schlimmer als ein nationaler Krieg? Wenn Väter gegen Söhne, 

Brüder gegen Brüder, Verwandte gegeneinanderstehen, sich töten, martern, morden, ist das nicht 

noch viel grauenhafter als alle Kriege der Vergangenheit? Ist es nicht heute schon so, daß kaum ein 

Tag vergeht, an dem nicht verklärte Helden des Bürgerkrieges beklagt werden, die auf dem »Feld der 

Ehre und der Pflicht« ihr Leben gelassen haben? 

Wollt ihr, die ihr den Krieg der Völker verhindern wollt, den Bürgerkrieg? 

Wir wollen ihn nicht – wir verabscheuen dieses gegenseitige Morden –, und wir vertrauen auf die 

Vernunft unserer Mitmenschen, darauf, daß sie uns recht geben müssen, wenn wir ihnen unsere hö-

here und weitere Sicht der Dinge aus innerstem Glauben vor die Seele stellen. Wir wissen, daß die 

Gesetzmäßigkeiten Gottes stärker sind als die Bosheiten der Menschen, daß es keinen anderen Aus-

weg gibt aus der Arbeitslosigkeit, der Wirtschaftskrisis, als die Umgestaltung der Wirtschaft in die 

sozialistische Ordnung, als die Verständigung der Völker. 

Wir werden dem Nationalismus und der militaristischen Verblendung gegenüber nicht feig sein; wir 

werden unsere Meinung sagen, – auch den brutalsten und gewalttätigsten Menschen gegenüber und 

eher unser Leben lassen, als daß wir unseren christlichen Glauben, unseren Glauben an die Aufgabe, 

die uns Gott gestellt hat, verraten. 

Und wenn es zum Bürgerkrieg kommt? Dann werden wir religiöse Sozialisten auf der Seite der sozi-

alistischen Massen stehen, die aus der Not ihres Lebens nach der Überwindung der Klassengegensätze, 

nach der Solidarität der Volksgenossen, nach der Gemeinschaft aller Völker streben, nach einer neuen 

Wirtschaft, die jedem Brot und Arbeit gibt. Wir werden bis zum Letzten dabei sein, nicht zum Schie-

ßen – dazu sind wir fest entschlossen –, sondern um mitten in dem Strudel der Leidenschaften den 

Glauben an das Heilige und Große zu bewahren, an das Reich der Gerechtigkeit, des Friedens und 

der Güte, das nicht untergehen darf im Blut und Morden eines Bürgerkriegs. 

So feiern wir diesen Abend, der dem Frieden und der Völkerversöhnung geweiht ist. 

Rüstet ab, bevor es zu spät ist, rüstet eure Seele, euer Herz ab, seid bereit zum Frieden! Amen. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 4 vom 25. Januar 1931, S. 13. (1); Nr. 5 vom 

1. Februar 1931, S. 17, (2); Unter der Überschrift »Christenvolk erwache! Kampf dem Faschismus!« Nr. 6 vom 8. Februar 

1931, S. 21 (3). [183] 

5. Erwin Eckert, Der »Völkische Beobachter« lügt, verleumdet und kneift 

In der vorhergehenden Nummer haben wir die dem »Völkischen Beobachter« von uns zugeschickte 

Berichtigung über die erlogene Darstellung der Neustädter Vorgänge abgedruckt. Da die Schriftleitung 

des Völkischen Blattes den auf Grund des § 11 Pressegesetz verlangten Abdruck der Berichtigung 

nicht vollzog, haben wir sie durch die Staatsanwaltschaft München belangen lassen. 
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Am 10. Januar teilt uns der Oberstaatsanwalt Jaenicke, München, mit, daß das Verfahren gegen den 

Schriftleiter Walther Buch wegen einer Übertretung der §§ 11, 19 des Pressegesetzes gemäß Artikel 

37 der Reichsverfassung vorläufig eingestellt wird, da der Beschuldigte Mitglied des Reichstags ist. 

Eine wundervolle Einrichtung, diese »Immunität« der Abgeordneten, als Schriftleiter eines Partei-

blattes, – man kann lügen und verleumden und wird doch nicht zur Verantwortung gezogen. 

Besonders nett ist diese Flucht eines nationalsozialistischen Schriftleiters hinter diese Barrikade der 

demokratischen Verfassung, eines Schriftleiters des Blattes, dessen Hauptschriftleiter Alfred Rosen-

berg mit Emphase in seiner programmatischen Broschüre auf Seite 38 schrieb: »Die Immunität der 

Angehörigen der Parlamente ist selbstverständlich abzuschaffen«. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 4 vom 25. Januar 1931, S. 15. 

6. Erwin Eckert, Herabwürdigung des Abendmahls und des Lehramts? 

Wir drucken das Bild, das schon in der Nummer 48 des letzten Jahrganges unseres Blattes inmitten 

eines Artikels, der die Indienststellung des Evangeliums zu hakenkreuzlerischer Propaganda durch 

evangelische Geistliche eindeutig bewies, erschienen ist, noch einmal ab, weil es Anlaß zu einer un-

erhört niedrigen Hetze gegen mich gegeben hat. 

Die oberfromme positive Geistlichkeit Badens versucht in trauter Gemeinschaft mit der nationalso-

zialistischen Hetzpresse, die das Bild mit einem verlogenen Begleittext abdruckte, in der Öffentlich-

keit den Eindruck zu erwecken durch in der bürgerlichen Presse verbreitete „Entschließungen«, als 

ob ich das heilige Abendmahl und das Predigtsamt also kirchliche Einrichtungen als solche, verächt-

lich gemacht und in den Schmutz getreten hätte. 

Der Badische Oberkirchenrat hat mich auf diese Hetze hin mit einem Verweis bestraft, weil das Bild 

»für unbeteiligte Kirchenmitglieder Anstoß und Ärgernis bedeuten könne«. Dieses „Ärgernis geben« 

aber sei mit der Dienstpflicht eines Geistlichen nicht zu vereinbaren. Einberufung gegen diesen Verweis 

wurde von der Kirchenregierung verworfen. – Da die Hetze immer noch weitergeht und selbst das 

Evangelische Pfarrerblatt ohne einen Hinweis auf den Text, mit dem das Bild damals abgedruckt war, 

ein Klischee davon veröffentlicht, stelle ichhiermit noch einmal fest, daß mir auch jeder Gedanke da-

ran, das Abendmahl oder das Pfarramt lächerlich und verächtlich zu machen, fern gelegen hat. [184] 

 

Karikatur von Elisabeth Fuchs (Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, Nr. 48 vom 20. November 

1930, S. 380 und Der religiöse Sozialist, Nr. 6 vom 8. Februar 1931, S. 29) 

[185] Ich sehe im Abendmahl, das ich nie ohne innerste Erschütterung feiern kann, eine mir so heilige 

Handlung, daß mir jeder Mißbrauch des Abendmahls unmöglich ist. 
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Das Lehramt, die Predigt als das Zeugnis vom Worte Gottes in unserer Zeit, ist für mich die wichtigste 

und darum unantastbare Aufgabe des Amtes, zu dem ich mich berufen weiß. 

Es kam mir allein darauf an, den unerhörten Mißbrauch, der mit dem Evangelium, symbolisiert in 

dem kreuzgeschmückten Kelch, von nationalistischen Pfarrern im Amt zu inhaltloser und aufgebla-

sener hakenkreuzlerischer Propaganda getrieben wird, genügend und wirkungsvoll zu kennzeichnen. 

Gegen die Urheber der verleumderischen und verhetzenden »Entschließungen«, in denen »positive« 

Geistliche davon sprechen, daß ich tatsächlich das Abendmahl und das Lehramt verächtlich gemacht 

und in den Schmutz gezogen hätte und deshalb bestraft worden sei, habe ich Strafantrag gestellt. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 6 vom 8. Februar 1931, S. 22. 

7. Erwin Eckert, Ich klage den Präsidenten der badischen Landeskirchen! 

3. Februar 1931 

An den Evangelischen Oberkirchenrat, Karlsruhe, Blumenstraße 1. 

Ich klage den Präsidenten der badischen Landeskirche und, wenn der Oberkirchenrat die von dem 

Herrn Präsidenten gegen mich unternommenen Maßnahmen mitbeschlossen und darum mitzuverant-

worten hat, den Oberkirchenrat der Landeskirche der offensichtlichen Parteilichkeit und des willkür-

lichen Mißbrauchs seiner Dienstgewalt an. 

Der Herr Präsident hat auf das Drohen der Nationalsozialisten, die eine von mir in Neustadt a. H. 

abgehaltene Versammlung der SPD nach einem vorher besprochenen Plane terrorisierten und spreng-

ten, mir die Beteiligung an einer aus diesem Grunde wiederholten Versammlung untersagt, weil es 

sich »mit dem Ernst und der Würde des Pfarramts nicht vereinigen lasse, wenn der Träger dieses 

Amtes die Ursache zu solchen wüsten, die öffentliche Ordnung in erheblichem Maße störenden 

Schlägereien sei«. Der Herr Präsident hat mich mit dieser Behauptung, daß ich die Ursache zu den 

von den nationalsozialistischen Stoßtrupps systematisch vorbereiteten Schlägereien gewesen sei, 

nicht nur auf das Empfindlichste beleidigt; er hat sich vielmehr durch diese seine Begründung des 

Verbots auch völlig einseitig und parteiisch auf die Seite meiner politischen Gegner gestellt, deren 

durch und durch verlogene und hetzerische Berichterstattung über die Vorgänge in Neustadt er zum 

Ausgangspunkt seiner Maßnahmengegen mich gemacht hat. 

Der Herr Präsident hat es nicht für notwendig erachtet, auf den von mir gegen die ungerechtfertigte 

Einengung und Aufhebung meiner staatsbürgerlichen Rechte sofort erhobenen Protest einzugehen. 

Er hat vielmehr ohne eine neue Begründung auf meinen Einspruch gegen das erste Verbot ein zweites 

Verbot erlassen, um mir dadurch auch die Beteiligung an der in Frage stehenden [186] zweiten Ver-

sammlung in Neustadt unmöglich zu machen. Der Herr Präsident hätte die Pflicht gehabt, mir die 

Möglichkeit zu geben, der erbärmlichen Hetze der Nationalsozialisten, die mich auf das Gemeinste 

in ihrer Presse beschimpften, in dieser Versammlung entgegenzutreten. Er hat sich aber durch das 

apodiktische Verbot schützend vor den nationalsozialistischen Terror gestellt. Die Ehre eines Geist-

lichen, der politisch zu seinen Gegnern gehört, gilt dem Herrn Präsidenten nichts. 

Die Parteilichkeit des Herrn Präsidenten erhellt sich auch deutlich daraus, daß er mich beim gerings-

ten Anlaß, selbst auf anonyme Anklagen meiner politischen und kirchenpolitischen Gegner hin, vor-

laden oder protokollarisch vernehmen läßt, mich nicht einmal anhörte über die Vorgänge in Neustadt. 

Die selbstverständliche Pflicht einer amtlichen Stelle, auch den anderen Teil zu hören, hat der Präsi-

dent geflissentlich unterlassen. 

Der Herr Präsident hat, obwohl er weiß, daß für meine Freunde und mich der Kampf gegen die Natio-

nalsozialisten ein Kampf ist, zu dem wir uns aus unserem christlichen Glauben gezwungen sehen um 

der Zukunft unseres Volkes und unserer Kirche willen, von mir verlangt, daß ich von diesem Kampfe 

Abstand nehmen solle. Als ich das ablehnte, hat er durch dienstlichen Befehl gefordert, daß ich ihm 
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die Liste der politischen Versammlungen, in denen ich für meine Parteisprechen wolle, vorlegen 

müsse. 

Ich habe diese Zumutung des Herrn Präsidenten abgelehnt, weil sie einen völlig unberechtigten, par-

teiischen Eingriff in mein persönliches und staatsbürgerliches Leben bedeutet. Es ist nirgends in 

Deutschland geschehen, daß einem Pfarrer oder Oberkirchenrat ein Verzeichnis der Versammlungen, 

in denen er als Politiker zu sprechen beabsichtigte, abgefordert wurde. Die Forderung des Herrn Prä-

sidenten stellt eine bewußte Provokation dar mit dem Zwecke, bei mir ein scheinbares Dienstverge-

hen zu konstruieren. Es müßte nämlich dem Herrn Präsidenten von vornherein klar gewesen sein, daß 

ein evangelischer Christ sich einer solchen Bevormundung seines persönlichen Lebens um seiner 

innersten Freiheit willen nicht fügen darf. 

Das Verbot des Herrn Präsidenten fällt zeitlich zusammen mit einem Sonderbefehl des Stahlhelms 

gegen mich, in dem der badische Gauführer des Stahlhelms folgendes bestimmt: »Ich ordne an, daß 

das Auftreten des Pfarrers Eckert verhindert wird. Geeignete Maßnahmen hierzu gehen den StaOGr 

[Stahlhelmortsgruppen – d. Hrsg.] sofort schriftlich oder mündlich zu.« 

Der Herr Präsident hat meine politische Versammlung in Pforzheim durch zwei Beamte des OK 

dienstpolizeilich überwachen lassen! Es ist mir kein Fall bekannt, in dem der Herr Präsident auch 

andere politische Versammlungen, in denen ein Pfarrer sprach, überwachen ließ. 

Der Herr Präsident hat auf meine Weigerung, die geforderte Versammlungsliste vorzulegen, mir mit 

sofortiger Wirkung »bis auf weiteres jedes Auftreten als Redner in politischen Versammlungen« un-

tersagt. Diese ungeheuerliche Vergewaltigung steht nach meiner Auffassung im schärfsten Wider-

spruch zu jeder evangelischen Frömmigkeitshaltung. 

Ich werde diesem Verbot darum nicht gehorchen. 

Der Herr Präsident hat es, obwohl ich darum gebeten hatte, abgelehnt, mich zu einer persönlichen 

Unterredung über die ganze Angelegenheit zu empfangen. 

Es könne eine solche Unterredung erst stattfinden, wenn ich gewillt sei, seinem von mir nicht aner-

kennbaren dienstlichen Befehle nachzukommen!! 

Die Parteilichkeit des Herrn Präsidenten wird ferner dadurch illustriert, daß in der gleichen Zeit seine 

Parteifreunde ungehindert in Veranstaltungen militärisch-vaterländischer Verbände, [187] in Ver-

sammlungen des Evangelischen Volksdienstes, der Nationalsozialistischen Partei reden können, ohne 

daß ihnen das Geringste in den Weg gelegt wird. 

Herr Landeskirchenrat Bender hat am 17. Januar in Mannheim in einer Versammlung der militäri-

schen Verbände gesprochen, deren Mitglieder sich restlos zu den entschiedensten politischen Geg-

nern meiner Partei bekennen. 

Herr Pfarrer Teutsch*, Leutershausen, vom Christlichen Volksdienst, der im Badischen Landtag va-

terländische nationalistische Reden hält und in Versammlungen und Besprechungen »die Marxisten 

zu erledigen« als seine Hauptaufgabe bezeichnet, wird nicht im Geringsten in dieser politischen Tä-

tigkeit behindert. 

Herr Pfarrer Streng, Waldwimmemsbach, redete bei der »deutschen Weihnachtsfeier« der National-

sozialisten in Heidelberg, in der gegen meine politischen Freunde, gegen das marxistische, sozialis-

tische organisierte Proletariat in der niederträchtigsten Weise gehetzt worden ist. 

Herr Pfarrer Walter Teutsch von Obereggenen ist nach unbestrittenen Zeitungsnachrichten mit ande-

ren Nationalsozialisten zusammen wegen systematischer Sprengung einer sozialdemokratischen 

Wählerversammlung von dem Amtsgericht in Mülheim zu einer Geldstrafe verurteilt worden, ohne 

daß das Geringste gegen ihn unternommen wurde. 

 
*  Pfarrer Hermann Teutsch (Übertritt in die NSDAP Juni 1931), Pfarrer Walter Teutsch und Pfarrer Emil Streng 

gehörten den 56 Pfarrern der Badischen Landeskirche, die bereits vor 1933 Mitglieder der NSDAP waren. Siehe: 

Die Evangelische Landeskirche in Baden im »Dritten Reich«. Quellen zu ihrer Geschichte, Karlsruhe 1991, S. 

30 f. 
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Pfarrer und Vikare besuchen ostentativ die Versammlungen der Nationalsozialisten und setzen sich 

für diese Partei ein, ohne daß ihnen die Beteiligung an solchen Versammlungen und die Propaganda 

für diese Partei verboten wird. 

Der Herr Präsident, der sich entschieden gegen meine politische Tätigkeit wendet, weil dadurch »Er-

regung in das Kirchenvolk« getragen werde, ist gegenüber der maßlosen, unwahrhaftigen Hetze sei-

ner kirchenpolitischen Parteifreunde gegen mich vollkommen empfindungslos. 

Er schätzt die durch sein und seiner Parteifreunde Verhalten ausgelöste Erregung der kirchlichen 

Massen, die sozialistisch gesinnt sind, sehr gering, weil sie nicht zu dem durch die positiven Geistli-

chen in seiner Partei zusammengefaßten »kirchentreuen Volk« im Sinne der Orthodoxie gehören. 

Das von mir im Sonntagsblatt Nr. 48, Jahrgang 30, abgedruckte Bild eines Hakenkreuzpfarrers, der 

das Evangelium mißbraucht zu nationalsozialistischer Propaganda, hat dem Herrn Präsidenten Anlaß 

gegeben, mich darüber verhören zu lassen, ob ich mit dem Bilde meine Amtsbrüder beleidigen wollte. 

Obwohl er weiß, daß mir das völlig ferngelegen hat, daß das Bild nur eine bestimmte Art von ver-

zerrtem Christentum, eine Gefahr für die Kirche und ihre Aufgabe kennzeichnen sollte, wurde der 

ganze Apparat der kirchlichen Disziplinargewalt aufgeboten, um mich eines Vergehens zeihen und 

bestrafen zu können. 

Der Herr Präsident schweigt aber dazu, wenn seine Parteifreunde in dem Mitteilungsblatt der kir-

chenpolitischen Partei des Herrn Präsidenten, den »Positiven Blättern«, durch den Abdruck gemei-

ner, verleumderischer, im Kaschemmenton gehaltener Artikel der Nationalsozialisten, wenn sie 

durch verlogene Zeitungsberichte und heuchlerische, unehrliche »Kundgebungen« der positiven Be-

zirksorganisationen mich in der Öffentlichkeit bewußt beleidigen, schmähen und verächtlich machen. 

Diese Herabwürdigung eines amtierenden Geistlichen ist kein Anlaß für den Herrn Präsidenten, ge-

gen seine Parteifreunde vorzugehen; im Gegenteil, er nimmt Gelegenheit, sich gewissermaßen zu 

entschuldigen, daß er nicht schärfer gegen mich Vorgehen könne. [188] 

 

Rheinische Zeitung 5. Jan. 1931, S. 1 (PAB) 
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[189] Gegen den verantwortlichen Schriftleiter der »Positiven Blätter« habe ich wegen bewußter Ver-

leumdung und Verbreitung lügnerischer Behauptungen, die geeignet sind, meine Amtstätigkeit zu 

untergraben, Strafantrag gestellt. 

Da durch alle diese Vorkommnisse für mich eindeutig erwiesen ist, daß der Präsident und der Ober-

kirchenrat, in Sonderheit der eigentliche Urheber dieses unverantwortlichen Vorgehens gegen mich, 

Herr Oberkirchenrat Dr. Friedrich, voreingenommen und befangen sind, werde ich mich keinem Ver-

hör und keiner Vernehmung durch diesen Oberkirchenrat mehr unterziehen. 

Ich beantrage die schleunige Einleitung eines dienstgerichtlichen Verfahrens gegen mich, das fest-

stellen soll, ob meine Anklagen gegen den Herrn Präsidenten und den Oberkirchenrat zu Recht be-

stehen, ob der Herr Präsident unter Zustimmung und im Aufträge des OK sich einer willkürlichen 

Überschreitung seiner Dienstgewalt, einer Beraubung meiner persönlichen und staatsbürgerlichen 

Freiheit, der Parteilichkeit und Einseitigkeit schuldig gemacht hat und ob darum meine Weigerung, 

mich dieser ungerechten Handhabung der Disziplinargewalt zu beugen, gerechtfertigt ist oder nicht. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 6 vom 8. Februar 1931, S. 23. 

8. Erwin Eckert, Christuskreuz – nicht Hakenkreuz! Rede am 17. Januar 1931 im Musensaal 

zu Mannheim 

(1) Die Formulierung des Themas dieses Abends »Christuskreuz, nicht Hakenkreuz« ist bewusst ge-

wählt, um von vornherein keinen Zweifel darüber zu lassen, daß nach unserer Auffassung die Bewe-

gung und die Weltanschauung, deren Symbol das Hakenkreuz geworden ist, mit der Welt- und Le-

bensanschauung, deren Symbol das Kreuz Christi ist, mit dem Christentum, nichts zu tun hat. 

Die Nationalsozialisten sind anderer Meinung; sie behaupten nicht nur in ihren öffentlichen Veran-

staltungen, sondern auch in ihrer Presse und sogar in den programmatischen Erklärungen, daß ihre 

Partei sich zum positiven Christentum bekenne, ja, daß die Nationalsozialisten die eigentlichen Chris-

ten unserer Zeit seien! Da diese Behauptung der Nationalsozialisten und die zu ihrer Erhärtung ver-

suchten Beweisführungen eine direkte Gefahr der Verzerrung des christlichen Glaubens, christlicher 

Lebens- und Weltgestaltung darstellen, so sollte man eigentlich annehmen, daß die christlichen Kir-

chen als die berufenen Bewahrerinnen der christlichen Wahrheit sich der nationalsozialistischen Pro-

paganda entgegenstemmen würden. 

Aber abgesehen von den recht erfreulichen Absagen einzelner katholischer Pfarrer und einzelner Bi-

schöfe, so vor allem der Bischöfe von Mainz und Augsburg, geschieht nichts, um der weltanschauli-

chen Aushöhlung des Christentums durch die Nationalsozialisten entgegenzutreten. 

Wir müssen vielmehr leider feststellen, daß die evangelischen Kirchenführer, die Präsidenten [190] 

und Prälaten, die Generalsuperintendenten und Bischöfe der deutschen Landeskirchen sich aus-

schweigen, mit wohlwollender Duldung die Agitation ungezählter nationalsozialistischer Geistlicher 

registrieren und gegen die wenigen Geistlichen, die sich gegen die faschistische Flut im Namen des 

Christentums wehren, mit Disziplinarstrafen vorgehen! 

Trotzdem werden wir religiösen Sozialisten, die den Weg suchen zur Verwirklichung christlicher 

Gesinnung und Frömmigkeit in der Gegenwart, die wir den ewigen Werten der in Christus geoffen-

barten Wahrheit in unserer Zeit und in der Zukunft Geltung verschaffen wollen – und glauben, daß 

die internationale sozialistische Bewegung der arbeitenden Massen aller Völker das Hohe und Hei-

lige, das in Christus Fleisch geworden ist, über den Sumpf der kapitalistischen bürgerlichen Welt 

hinüberträgt an das Ufer einer neuen Zeit – wir werden uns die unserem Gewissen auferlegte Pflicht 

nicht nehmen lassen, und alles das, von dem wir annehmen, daß es dem Näherkommen des Reiches 

Gottes, des Reiches der Gerechtigkeit, des Friedens, der Güte und der Freude im Heiligen Geiste im 

Wege steht, bekämpfen. 

Zu diesen Widerständen gegen das Reich Gottes müssen wir den Faschismus, müssen wir die natio-

nalsozialistische Bewegung rechnen – darum sind wir ihre Gegner. 
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Gegen die politischen und wirtschaftlichen Irrtümer, um nicht zu sagen Irreführungen der National-

sozialisten wenden wir uns heute Abend nur insofern, als sie Ausdruck einer Weltanschauung sind; 

wir bekämpfen sie sonst in den Reihen der marxistisch-sozialistischen Parteien und der freien Ge-

werkschaften. 

Heute Abend handelt es sich um eine weltanschauliche Auseinandersetzung mit den Anhängern des 

Hakenkreuzes, das im Widerspruch steht mit dem Kreuz Christi! 

Das Kreuz Christi ist zunächst Sinnbild und Ausdruck christlichen Glaubens – des Glaubens Jesu 

Christi an Gott den Vater, den ewigen Geist, der sich für uns Menschen offenbart als die Kraft der 

Liebe, der Güte, des Friedens, an Gott den Geist, den man nicht nach völkischen Methoden in Jeru-

salem so und auf dem Garizim anders anbeten kann, der über allen irdischen Unzulänglichkeiten die 

letzte Wirklichkeit ist, im ewigen Lichte, da niemand zukommen kann, den wir im Geist und in der 

Wahrheit allein anbeten können. Gott ist es, der das Herz aller Menschen, die ihm begegnet sind, auf 

die gleiche Weise bewegt, erschüttert, ergreift, zur Buße zwingt – auch das Herz eines Russen, eines 

Chinesen, eines Schwarzen. Der amerikanische Neger Jos. S. Cotter sagt dem weißen Bruder: Bruder, 

komm! Laß uns treten vor unseren Gott. Und wenn wir dann vor ihm stehen, dann werde ich sagen: 

Herr, ich hasse nicht. Ich werde gehaßt. Ich peitsche niemanden. Ich werde gepeitscht. Ich begehre 

keines Land. Mein Land wird begehrt. Ich verspotte kein Volk. Mein Volk wird verspottet. Und du, 

Bruder, was wirst du sagen? 

Die gläubigen Christen in allen Völkern und Rassen meinen dasselbe, wenn sie Gott nennen. Die 

Nationalsozialisten aber, ihre Führer, sprechen vom deutschen Gott, der den arischen Menschen aus-

ersehen habe zum Retter der Menschheit. »Was wir Gott nennen«, sagt Herr Alfred Rosenberg, »nen-

nen die anderen Teufel.« Das mag für die Zeit Geltung gehabt haben, in der die kindlich-naive Got-

tesvorstellung der primitiven vorchristlichen Völker sich überall einen Stammes- oder Nationalgötzen 

zurecht machten, der von den feindlichen Nationen als Teufel verschrien wurde. 

Christlicher Glaube weiß von solchen Nationalgötzen nichts; nach ihm gibt es auch keine Erwählung 

irgendeiner Rasse. Wir haben das Judentum nicht darum als »das auserwählte Volk« [191] überwun-

den, damit an seine Stelle das gottgewollte Ariertum treten solle. Wir stellen an die Stelle des Ras-

sentums das Menschentum. Das Göttliche, das durch Gott in jedem Menschen Aufgerufene soll die 

Menschheit befreien, nicht irgendeine Rasse, irgendein Volk. Menschentum ist für uns kein »locken-

des schönes Phantasiegebilde« wie für den nationalsozialistischen Führer Rosenberg, sondern eine 

Aufgabe, eine werdende Wirklichkeit! 

(2) Das Kreuz, das Symbol Christi, erinnert uns immer daran, daß, »nachdem vor Zeiten Gott manch-

mal auf mancherlei Weise geredet hat zu den Vätern durch die Propheten, er am letzten in diesen 

Tagen zu uns geredet hat durch seinen Sohn«, um uns den Sinn und das Ziel menschlichen Lebens 

zu verdeutlichen. Darum muß sich alles, was sich christlich nennt, mit der Art und dem Wesen Christi 

in Einklang bringen lassen oder doch als ein Streben nach der Art Christi erkannt werden können. 

Gewiß, Gottes Wille wird auch heute noch unmittelbar in Menschen lebendig und reißt sie fort zu 

Bekenntnis und Tat. Aber wir können nur dann sagen, daß ein Mensch Gottes Willen in unserer Zeit 

offenbare, wenn sein Wollen und Handeln sich mit den im Evangelium durch Christus geoffenbarten 

Wahrheiten und Forderungen vereinbaren läßt. Ist das nicht der Fall, dann ist das Reden von der 

Gottgesandtheit eines Menschen und Führers eine Blasphemie, eine Gotteslästerung. Ich behaupte, 

daß die Verherrlichung Hitlers – als des gottgesandten Retters des deutschen Volkes und der ganzen 

Welt im Zeichen des Hakenkreuzes – für einen Christen eine unerhörte Lästerung seines Glaubens 

an Gott, den Herrn der Welten, darstellt, die nur erklärlich ist aus einer hysterischen Überspannung 

des hakenkreuzlerischen Geltungsbedürfnisses. 

Was aber sind die uns durch Christus für das Leben der Menschen untereinander geoffenbarten Wahr-

heiten, an denen sich alles entscheidet? Ich bin aus Gottes Gnade sein Kind. Der tiefste, letzte Grund 

meines, jedes Menschen Wesens ist aus Gott selbst, ganz unabhängig von jeder Rasse und von jeder 

völkischen Gebundenheit. Nicht mein Fleisch und Blut, nicht die irdische Hülle ist das an mir We-

sentliche, sondern meine Seele, die Kraft Gottes, die Kraft des Guten, Ewigen in mir. Der Völkische 
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Beobachter aber schreibt am 17. Mai 1930: »Wir Nationalsozialisten gründen unser Wollen in den 

reinen Werten deutschen Blutes. Dieses Blut als erdnaher Träger deutschen Wesens gibt uns Sicher-

heit, Lebenswillen und Tatkraft; in diese Ströme des wach und bewußt gewordenen Blutes haben wir 

die Anker gesenkt, haben neuen Grund gefunden, neuen Halt und neue Besinnlichkeit«. 

Und der Herr Rosenberg, Chefredakteur des Völkischen Beobachters, schreibt in seinem Buche: „My-

thus des zwanzigsten Jahrhunderts«: »Heute erwacht aber ein neuer Glaube: der Mythus des Blutes, 

der Glaube, mit dem Blute auch das göttliche Wesen des Menschen überhaupt zu verteidigen. Dieser 

Glaube, diese Überzeugung lehrt uns: Der Mann hat für sein Volk zu kämpfen in täglicher Arbeit, 

wenn es nottut, unter Einsatz des Blutes. Aufgabe der Frau ist es: Hüterin dieses Blutes zu sein, auf 

daß es rein erhalten und nicht verfälscht werde. Denn zum Untergang verurteilt von der Geschichte 

wird ein Volk immer erst dann, wenn es sein Blut nicht gewahrt hat, wenn sein Blut soweit vermischt 

wurde, daß es vom Edeling herabsank zum Köter«. 

Diese Verherrlichung und Vergötzung des Blutes, und zwar des arischen Blutes, der »nordischen 

Edelrasse«, diese Behauptung der Nationalsozialisten, als ob das Blut, der Instinkt, wie Hitler in 

München sagte, der Träger, die Ursache eines höheren, besseren Seins, des »göttlichen [192] 

 

Christuskreuz nicht Hakenkreuz! Der Religiöse Sozialist, 15. Feb. 1931 (PAB) 
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[193] Wesens des Menschen« wäre, ist durch und durch unchristlich, ist nicht der Mythus des 20. 

Jahrhunderts, wie Herr Rosenberg meint, sondern der Mythus der primitiven Horden- und Nomaden-

völker etwa des 12. Jahrhunderts vor Christi Geburt und darum der größte Unsinn des 20. Jahrhun-

derts! Wie wenig das Blut an und für sich der Träger des höheren Lebens ist, erhellt daraus: Ich kenne 

eine ganze Menge höchst »edelrassiger germanischer Schufte«, und ich kenne sehr edle, innerliche 

Menschen, die Christus nahestehen, in allen Rassen und Völkern der Erde. Interessant ist was der 

Schweizer Flieger Mittelholzer über Afrika sagt: »Schon hoffte ich, nun endlich ungestört schlafen 

zu können, als es gegen 11 Uhr draußen klopfte. Es waren die zuerst da gewesenen Neger, die mir in 

einer Platte zwei große gesottene Fische sowie ein halbes Dutzend Eier brachten. Wie richtig hatte 

ich doch gehandelt, als ich das von der eidgenössischen Militärverwaltung freundlichst zur Verfü-

gung gestellte Maschinengewehr zu Hause gelassen und sogar am Viktoriasee an Stelle von Filmma-

terial meine persönliche Offizierspistole zurückgesandt hatte. Für einen Kenner des jetzigen Afrikas 

ist es ein offenes Geheimnis, daß man im sogenannten ›schwarzem‹ Erdteil viel sicherer reist als im 

zivilisierten Europa«. 

Bis zu welcher Torheit sich aber die Anhänger der hakenkreuzlerischen Bluttheorie versteigen, soll 

ein Zitat aus dem Völkischen Beobachter vom 15. Februar 1930 beweisen: »Der Germane huldigte 

zu allen Zeiten einem heldischen Vorbild. Der Lichtrecke Siegfried des Nibelungenliedes ist sein 

spätgeborener Enkel. Jahrhunderte später tritt uns dasselbe Vorbild im Lauf der Zeit gewandelt ent-

gegen im Ritter; dann kam der Zusammenbruch. Und da geschah das Wunder: Ein gütiger Gott sandte 

dem Volk einen Retter. Adolf Hitler stand auf und schuf dem deutschen Volk im Nationalsozialismus 

ein neues Bekenntnis, gab ihm den verlorenen Glauben an sich selbst zurück. Aus dem Boden 

stampfte er das braune Heer vom Hakenkreuz. So wurde das Hakenkreuz zur einzigen letzten Hoff-

nung aller deutschen Menschen, in deren Adern das Blut der nordischen Edelrasse lebendig ist. Jetzt 

hat das deutsche Volk wieder Vorbilder!« 

Hier ist der Platz zu einem Wort über die armselige Judenhetze der Nationalsozialisten. Das Kreuz ist 

das Symbol Christi, der ein Jude war seiner Rasse nach. Alle Versuche der Nationalsozialisten, das zu 

bestreiten, sind für einen Wissenden so kindisch wie ihre Versuche, Teile des Alten Testaments, die 

Psalmen, als ein Machwerk mittelalterlicher Fälscher hinzustellen. »Die Psalmen sind bekanntlich«, 

schreibt der Völkische Beobachter vom 18./19. Mai 1930, »arischen Vorbildern nachgedichtet!« 

Trotzdem veranlaßt ihr Christentum die Hakenkreuzler, die Juden auf das gemeinste zu beschimpfen, 

als ob sie der Ausbund von Gemeinheit der ganzen Welt wären, die »Weltpest«. 

Es gibt auch unter den Juden gemeine Naturen, und die Jahrhunderte, Jahrtausende lange Verfolgung 

der Juden durch die am römischen Imperium gebildeten germanischen »Christvölker« hat sie weithin 

zu einer Lebensart gezwungen, die uns zuwider ist, zu einem kriecherischen, sich immer wieder si-

chern müssenden Durchschlängeln im Leben. Hätten wir als Christen nicht eher Ursache, diese Ver-

ächtlichmachung und Unterdrückung der Juden zu bedauern und ihre angeblich schlechten Charak-

tereigenschaften, »Rassenminderwertigkeiten«, wie die Nationalsozialisten sagen, durch unsere an-

geblich besseren und stärkeren geistigen Kräfte zu überwinden? 

Aber mir scheint, als ob der abgründige Haß der Hakenkreuzler gegen die Juden, die gemeinen 

Schimpfworte, die Morddrohungen, keine Zeichen einer besonderen höheren Kultur [194] wären. Es 

hat, das läßt sich nicht bestreiten, auch immer unter den verachteten Juden Menschen gegeben, die 

Christus näher standen, als viele ehrbare Katholiken und Protestanten. Einer unter ihnen war 

Rathenau, den die »Richter« Deutschlands, wie der Herr Rosenberg sagt, »gerichtet haben«; wir sa-

gen, den irregeleitete »Edelarier«, Fememörder, feig ermordet haben. Lassen Sie mich einen kurzen 

Abschnitt aus dem Brief Rathenaus an einen jungen völkischen Leutnant, Hans Breisig, vorlesen, den 

er am 29. November 1919 geschrieben hat: »Wir Juden aber haben unsere Sendung nicht erfüllt; 

deshalb mögen Sie uns verurteilen. Denn wir haben uns der Führung Christi nicht anvertraut, weil 

wir nur den katholischen und den protestantischen, nicht den lebendigen Christus erblickten. Der aber 

wird uns alle führen, und einer Führung durch Zeitgenossen bedarf es nicht. Nicht zur Vollendung 

des Familienstammes wird er uns führen, sondern zu dem Hause mit den vielen Wohnungen, das 

keine Proletarierkaserne, aber auch kein Wolkenbau und Luftschloß ist. Es handelt sich nicht darum, 
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aus den Proletariermassen ›ungezählte Talente‹ herauszufischen, auch nicht darum, aus Gewerk-

schaftssekretären Minister zu machen; alles das ist nebensächlich und unschädlich. Aber aus dem, 

was sie Mob nennen, sollen Menschen und Gotteskinder werden trotz aller Schwächen und Laster, 

die in ihnen stecken mögen, freie Menschen, nicht braves Gesinde und ehrbare Untertanen.« Das 

Kreuz ist für uns das Symbol der allgemeinen Schuld der Menschen und nicht der Juden. Nach christ-

licher Auffassung sind wir allzumal Sünder und mangeln des Ruhmes vor Gott. – Alle Menschen sind 

im Angesicht des Kreuzes Christi schuldig! Luther spricht von der »angeborenen Verderbnis mensch-

licher Natur und der reizenden Lust zum Bösen«, die sich bei Juden, bei Griechen und Germanen 

gleichermaßen auswirkt. An anderer Stelle sagt er: »Ich will in einer Kirche sein und bleiben, darin 

Kleinmütige, Schwache und Kranke sind, die ihre Sünde, Jammer und Elend erkennen.« 

Die Nationalsozialisten aber sagen (Prof. Günther*/Jena), daß »nur in einem sittlich so fragwürdigen 

Volk wie dem jüdischen diese Lehre von der Erbsünde entstehen konnte«. Und der Krontheologe der 

Nationalsozialisten Hase in Leipzig verstieg sich sogar zu folgenden programmatischen Sätzen über 

»Nationalsozialismus und Christentum«: »Wir behaupten, daß nicht das Christentum uns erst die Ge-

sittung gebracht hat, sondern daß das Christentum seine dauernden Werte dem germanischen Cha-

rakter zu verdanken hat.« 

Vielleicht ist es das Einfachste zu sagen wie die Nationalsozialisten: »Es gibt keine Sünde außer der 

Sünde wider das Blut, nicht alles zu tun für die Nation«, wobei »für Nation« für sich, für die Partei, 

bedeutet. Das allergefährlichste aber ist für einen Menschen nicht, daß er der Sünde verfallen ist und 

von ihr beherrscht wird, sondern daß er es gar nicht merkt, wie der Haß, die Lüge, die Triebhaftigkeit, 

die gemeine Gesinnung ihn beherrschen. Ja, manchmal ist es so, daß dieser Schuldiggewordene die 

Mächte des Niedrigen, das ihn gefaßt hat, noch verklärt. In dieser Gefahr aber stehen die Nationalso-

zialisten. 

[195] Das Kreuz ist für den Christen das Symbol der Erlösung. Christus hat am Kreuz die Sünde unter 

seine Füße getreten, ihr die Macht und uns die Furcht vor ihr genommen. Das Hakenkreuz braucht 

keine Erlösung. Sein Weg ist der »Weg der Reinheit und des Guten«, der Weg Gottes aus dem »ge-

sunden Instinkt« des Herrn Hitler. Welche Überheblichkeit! 

Vor dem Kreuze Christi sind alle angeklagt, die das Reine beschmutzen, die Lüge, Herrschsucht, 

Haß, Machtgier treibt und die die Erlösung aus dieser Macht ablehnen. Das Kreuz Christi ist so eine 

unerhörte Anklage gegen die Nationalsozialisten, denn sie rufen zum Haß auf, sie sind bereit, um die 

politische Macht zu bekommen, zu lügen und zu morden. Sie sind entschlossen zu Krieg und Zerstö-

rung. Sie haben noch nicht genug daran, daß Christus im Krieg millionenfach gekreuzigt worden ist. 

Sie wollen aufs Neue unser Volk in die Sünde führen und seine Erlösung unmöglich machen. 

(3) Bei Matthäus Kapitel 20 Vers 25-27 aber steht ein Wort Jesu: »Ihr wißt, daß die weltlichen Fürsten 

herrschen und die Oberherren haben Gewalt. So soll es unter euch nicht sein. Sondern so jemand will 

unter Euch gewaltig sein, der sei Euer Knecht – gleichwie ich nicht gekommen bin, daß ich mir dienen 

lasse, sondern daß ich diene und gebe mein Leben zu einer Erlösung für viele.« 

Und Matthäus Kapitel 25 Vers 40: »Was ihr einem unter diesen meinen geringsten Brüdern getan 

habt, das habt ihr mir getan.« Aber der Führer der Nationalsozialisten, Adolf Hitler, der „uns von 

Gott geschenkt ist« (Opferdienst der völkischen Frauen, Nummer 17) sagt in seiner Aussprache mit 

Otto Strasser, der seine eigene Nationalbolschewistische Partei aufgetan hat, folgendes: »Die große 

Masse der Arbeiter will nichts anderes als Brot und Spiele; sie hat kein Verständnis für irgendwelche 

Ideale, und nie werden wir damit rechnen können, die Arbeiter in erheblichem Maße zu gewinnen. 

 
*  Hans Friedrich Karl Günther (1891-1968), genannt Rassen-Günther, 1930 von Wilhelm Frick (NSDAP), Innen-

minister von Thüringen, mit einem Lehrstuhl für Sozialanthropologie in Jena betraut, 1930 Antrittsvorlesung in 

Anwesenheit von Frick, Göring, Darré, Sauckel und Hitler; 1932 Eintritt in die NSDAP, 1935 Professor für 

Rassenkunde und Völkerbiologie in Berlin, 1939-1945 Professor an der Albert-Ludwigs-Universität in Frei-

burg/Br., vor und nach 1933 als »Rassenpapst« der Nazis bekannt, Begründer der Ideologie von der »nordischen 

Rasse«. Nach 1945, im Entnazifizierungsverfahren als „Mitläufer“ eingestuft, publizierte er seine ungebrochenen 

rassistischen Auffassungen weiter. [d. Hrsg.] 
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Wir wollen eine Auswahl der neuen Herrenschicht, die nicht von irgendwelcher Mitleidsmoral ge-

trieben wird, sondern weiß, daß sie das Recht hat, zu herrschen, und diese Herrschaft über die breite 

Masse rücksichtslos aufrechterhält und sichert.« 

Die Nationalsozialisten behaupten, dem Volk, dem ganzen Volk, aus christlicher Nächstenliebe hel-

fen zu wollen zu einer menschenwürdigen Existenz aller durch die Brechung der Zinsknechtschaft – 

und wollen im Grunde die wirtschaftlich Mächtigen, die Besitzenden durch die Ausschaltung des 

Finanzkapitals, des Zinszwischengliedes umso besser rüsten für eine neue brutale Unterdrückung und 

Ausbeutung der wirtschaftlich abhängigen Massen. Nicht helfen, herrschen wollen sie; das zeigt ihr 

Gesellschafts- und Staatsideal. Das Herrenmenschentum wird verherrlicht – und die Masse, das rote 

»Pack«, verachtet. In den nationalsozialistischen Zeitungen werden die »Marxisten«, die proletari-

schen Organisationen, die darum kämpfen, daß jeder, der Menschenantlitz trägt, menschenwürdig 

leben soll, auf das gemeinste beschimpft. »Marxistische Verbrecher«, »Mob«, »Untermenschentum 

der Masse« – das sind täglich in der völkischen Presse wiederkehrende Schlagworte. Die National-

sozialisten möchten aus der Masse, die der Kapitalismus um ihr Menschsein betrügt, Herdenmen-

schen, Untertanen machen, die Zeiten der Barbarei wieder einführen, von denen Fichte schon 1793 

sagt: »Die Zeiten der Barbarei sind vorüber, ihr Völker, wo man euch im Namen Gottes anzukündigen 

wagte, ihr seid Herdenvieh, die Gott deswegen auf die Erde gesetzt habe, um ein Dutzend Göttersöh-

nen zum Tragen ihrer Lasten, zu Knechten und Mägden ihrer Persönlichkeit, und endlich zum 

Schlachten zu dienen. [196] Ebenso wenig werdet ihr noch weiterhin glauben, daß ihr alle blind, 

hilflos und unwissend seid und daß ihr selbst euch nicht zu retten wißt, wenn sie euch nicht wie 

unmündige Kinder an ihren väterlichen Händen leiten. Sie haben erst in diesen Tagen durch Fehl-

schlüsse, die der Einfältigste unter euch nicht gemacht hätte, gezeigt, daß sie auch nicht mehr wissen 

als ihr und daß sie sich und euch ins Elend stürzen, weil sie mehr zu wissen glauben.« 

Wir danken für das neue »Dutzend Göttersöhne« – von Herrn Hitlers und Mussolinis Gnaden. – 

Christliche Gesellschaftsauffassung will brüderliche Gemeinschaft, Dienst der Starken für die 

Schwachen, nicht Herrschaft, will die aus der Freiheit aller wachsende Bruderschaft. Das gesell-

schaftliche Ziel der Nationalsozialisten aber ist auch nur vorübergehend allein zu erreichen durch 

einen Bürgerkrieg. Sie wollen darum auch den Vernichtungskrieg gegen den Marxismus. Hitler 

schreibt in seinem Hauptwerk »Mein Kampf«: »Nein, eine wirkliche nationale Regierung mußte da-

mals (1923) die Unordnung und die Unruhe wünschen, wenn nur unter ihren Wirren endlich eine 

prinzipielle Abrechnung mit den marxistischen Todfeinden unseres Volkes möglich wurde und statt-

fand. Unterließ man dies, dann war jeder Gedanke an Widerstand purer Wahnsinn.« 

Und an einer anderen Stelle: »Gegen Frankreich kämpfen zu wollen mit dem Todfeind in den eigenen 

Reihen, war heller Blödsinn. Ehe man äußere Feinde besiegt, muß erst der Feind im eigenen Innern 

vernichtet werden. Man rede durchaus nicht von der Fraglichkeit eines militärischen Erfolgs gegen 

Frankreich. Denn wenn das Ergebnis des deutschen Handelns gegenüber dem Ruhreinfall der Fran-

zosen nur die Vernichtung des Marxismus im Innern gewesen wäre, so würde schon damit der Erfolg 

auf unserer Seite gewesen sein.« 

Man erinnere nur daran, daß Kaiser Wilhelm II. in einem Briefe an Bülow vom 31. Dezember aus 

Anlaß der Marokkokrise schrieb: »Erst die Sozialisten abschießen, köpfen und unschädlich machen 

– wenn nötig, per Blutbad – und dann Krieg nach außen! Aber nicht vorher und nicht à tempo. Mit 

herzlichen Grüßen und Wünschen zum neuen Jahr, welche uns gesegnete Arbeit bringen möge« (Ber-

liner Tageblatt Nr. 487 vom 14. Oktober 1928). Dieselben Methoden, aber diesmal unter der Maske 

des nationalen, positiv christlichen »Sozialismus«! 

Die Methoden der Machtergreifung durch die Nationalsozialisten sind ebenfalls sehr christlich. Ihr 

Hauptmann Göring hat Ende Oktober 1923 die Losung ausgegeben: »Bei der Übernahme der Gewalt 

durch die Nationalsozialisten muß mit schärfstem Terror vorgegangen werden; wer die geringste 

Schwierigkeit macht, ist zu erschießen. Es ist notwendig, daß sich die Führer jetzt schon die Persön-

lichkeiten heraussuchen, deren Beseitigung notwendig ist. Mindestens einer muß zum abschrecken-

den Beispiel nach Erlaß des Aufrufes überall erschossen werden.« 
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Im Illustrierten Beobachter Nr. 10 (1930) wurde folgende Dichtung veröffentlicht: Rache. Nähret die 

Flamme der Rache gut! Rache für Wessels edles Blut. Deutscher Entstammung, viehisch vergossen 

von Marxismus und Satansgenossen. Keinen Pardon einst! Blut nur im Blut! Rache reife der roten Brut. 

Im Völkischen Beobachter vom 22.2.30 heißt es: »Der Geist des Kampfes ist wach. Er lebt in uns. 

Der alte Gott der Rache schläft nicht. Bald wird er sich gürten und wappnen.« Diese Hetze zum 

Bürgerkrieg ist systematisch vorbereitet in dem Propagandamaterial der Nationalsozialisten. In dem 

offiziellen, von der »Reichspropaganda-Abteilung« des Herrn Goebbels herausgegebenen 1. Heft 

heißt es auf Seite 19: »Die andere Art, Versammlungsthemen zu finden, ist: Sensationelle [197] Ta-

gesereignisse, Skandale jüdischer oder marxistischer Art, besonders politische Geschehnisse, in kür-

zesten Schlagworten – meist bloß drei bis vier großgedruckte Worte – aufzustellen, so daß die Masse 

aus Neugierde – aus Wut über politische Ereignisse, in der Hoffnung, für ihre materiellen Standes- 

und Klasseninteressen etwas Vorteilhaftes zu hören, hereingeht.« 

Direkte auch praktische Hetze zum Bürgerkrieg – Aufhetzung der Triebhaftigkeit in der niedrigsten 

und berechnendsten Weise –, das ist der »Idealismus« der positiv christlichen »Arbeiterpartei«, daß 

sie durch Plakate in den Massen die Hoffnung erweckt, sie höre in der Versammlung etwas »für ihre 

materiellen Standes- und Klasseninteressen Vorteilhaftes«. 

Im Völkischen Beobachter erscheinen jeden Tag Bürgerkriegs- und Heeresberichte über gewonnene 

Saalschlachten, bei denen immer die »Rotmordbanditen« die Angreifer sind. 

Etwas Verlogeneres als diese Berichte, die unter dem Schutz der Immunität der Reichstagsabgeord-

neten von den Redakteuren herausgegeben werden, habe ich nirgends gelesen. 

Die beim Hitler putsch am 9. November 1923 ums Leben gekommenen, irregeleiteten Männer wer-

den in der völkischen Presse als Vorbilder glorifiziert – ja, die »Reichsleitung der NSDAP« verlangt 

von den Pfarrämtern, es »möchten am 9. November Feiern abgehalten werden zu Ehren der im Welt-

krieg gefallenen Soldaten und der in der Nachkriegszeit von marxistischem Mordgesindel getöteten 

Kämpfer für eine neue deutsche Zukunft.« 

Wir leiden unter den Methoden des politischen Kampfes, die mit Notwendigkeit zum Bürgerkrieg 

führen müssen, – wir betrauern jeden, der in politischen Schlägereien ums Leben kommt, gleichgül-

tig, ob er Sozialist oder Faschist ist, die Nationalsozialisten aber verherrlichen die bei politischen 

Schlägereien ums Leben gekommenen Faschisten als »Deutsche Helden, die auf dem Feld der Ehre 

und der Pflicht geblieben sind«. Regelmäßig heißt es in den Nachrufen: »Von einer Horde Marxisten 

(einer marxistischen Übermacht) angefallen und nach tapferer Gegenwehr erschossen.« 

Wie die von den Nationalsozialisten kopierte faschistische Bewegung den Bürgerkrieg zur Machter-

greifung durchgeführt hat, ist in der Erinnerung aller, die damals die Vorgänge in Italien verfolgt 

haben. 

Damals brachen die Faschisten auf dem Lande in die Häuser der Gewerkschaftsbeamten ein, holten 

sie aus dem Bett und ermordeten sie. Auf schweren Lastautos fuhren sie, bis an die Zähne bewaffnet, 

von einem Teil des Landes zum anderen, machten die Städte unsicher, verwüsteten die Wohnungen 

der sozialistischen Bürgermeister und Stadtverordneten, plünderten Geschäfte, brannten Häuser an; 

sozialistische Zeitungen und Redaktionsstuben wurden zerstört. Wer Geldsummen an oppositionelle 

Blätter schickt, den holt die faschistische Miliz auf das Wachlokal. Dort wird er beschimpft, bedroht, 

geschlagen. Die Wortführer der Opposition holt man mit dem Auto ab, fährt sie meilenweit fort und 

erschießt sie irgendwo draußen im flachen Land hinter einer Hecke. Pietro Ferrero, der nichts ande-

res verbrochen hat, als daß er Sekretär des Metallarbeiterverbandes war, haben die Faschisten mit den 

Füßen an ein Auto gebunden und als einen blutenden Klumpen zerfetzten Fleisches durch Turin ge-

schleift. – Als Matteotti im Parlament eine kluge, scharfe, aber völlig sachliche Anklagerede gegen 

die Gräuel dieses politischen Kampfes gehalten hatte, setzte er sich und sagte halb im Scherz und 

halb im Ernst zu seinen Freunden: »Jetzt, meine Freunde, könnt ihr meine Leichenrede vorbereiten.« 

Zehn Tage später wurde Matteotti auf der Straße von fünf Personen aufgehalten, in ein Auto gedrängt. 

[198] Im fahrenden Auto kommt es zu einem furchtbaren Kampf, der damit endet, daß einer der 
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Mordgesellen dem tapferen Matteotti den Dolch in die Brust stößt. Das Bürgertum verachtete die 

Kampfmethoden der Faschisten, aber es rührte sich auch nicht ein Finger zur Verteidigung des 

Rechts. Der Staat war machtlos. Die Polizei hatte Angst. Sie schritt regelmäßig dann ein, wenn das 

Unglück geschehen war und die Täter nicht mehr erwischt werden konnten. 

Die Kirche schwieg. 

Die Kirche schweigt auch bei uns, bis es zu spät sein wird. Sie schweigt aber nicht nur zu den offen-

sichtlichen Bürgerkriegsvorbereitungen der Nationalsozialisten – sie schweigt auch zu der Kriegs-

propaganda der Faschisten, die mit der Weltanschauung, die das Kreuz Christi kennzeichnet, unver-

einbar ist. 

Herr Goebbels schreibt: »Das aber ist Christentum: Liebe deinen Nächsten wie dich selbst. Mein 

Nächster ist mein Volksgenosse. Liebe ich ihn, dann muß ich seine Feinde hassen.« Die Auslegung 

Jesu Christi über die Nächstenliebe in dem Gleichnis vom barmherzigen Samariter lautet anders, Herr 

Goebbels! Dort haben gerade die »Volksgenossen« den ausgeplünderten und halb totgeschlagenen 

Nächsten liegen lassen, und der dem »Kötervolk« angehörende, der Samariter, um mit ihrem Freund 

Rosenberg zu sprechen, hat dem in der Not Zugrundegehenden aus dem internationalen, denken Sie, 

Herr Goebbels, internationalen Liebeszwang eines in Gott gegründeten Gewissens geholfen. 

Der »militärische Sachverständige« des Dritten Reiches, der Oberst a. D. Constantin Hierl, schreibt 

in der parteiamtlichen Broschüre Nr. 12 »Grundlagen einer deutschen Wehrpolitik«, Seite 3: »Der 

Staat ist nach unserer Auffassung die Machtorganisation, die ein Volk braucht, damit es den schick-

salsverhängten Kampf um sein Leben auf dieser Erde bestehen, seine natürlichen Fähigkeiten und 

Anlagen entwickeln und damit seiner göttlichen Bestimmung dienen kann (!)«. 

Sehr christlich, diese Auffassung vom Staate. Seite 4 zitiert als Definition des Krieges das Wort von 

Clausewitz: »Der Krieg ist ein Akt der Gewalt, um den Gegner zur Erfüllung unseres Willens zu 

zwingen, und es gibt in der Anwendung der Gewalt keine Grenzen.« 

Sehr christliche Auffassungen, positiv christliche Auffassungen, Herr Oberst Hierl! 

Seite 4: »Es gibt nur einen unparteilichen Richter über die Völker, das ist – der geschichtliche Erfolg. 

Dieses Gottesgericht gibt dem Starken Recht.« 

Dann wäre also unser Volk, das den Weltkrieg verloren hat, von »Gott gerichtet«, Herr Oberst Hierl. 

– Der unparteiliche Richter der Welten aber und der Völker, Herr Oberst, ist für einen Christen we-

nigstens nicht »der geschäftliche Erfolg«, sondern Jesus Christus. 

Seite 3: »Blut allein treibt die Räder der Weltgeschichte«, meint Mussolini, und der Herr Oberst Hierl 

zitiert diese abgrundtiefe, positiv christliche Erkenntnis im Sperrdruck. 

Die ganze Broschüre des nationalsozialistischen Kriegssachverständigen ist eine einzige Blasphemie 

für den Christen, der in seiner Seele die Sehnsucht nach dem Frieden auf Erden trägt, der uns durch 

Christus Jesus verheißen ist: Das Kreuz ist das Symbol des Friedens – und der Friedensbereitschaft –, 

und nicht der Wehrhaftmachung unseres Volkes. 

Es ist traurig, daß in der SA-Beilage des Völkischen Beobachters die Gedichte von 1914 Auferste-

hung feiern. Am 24. Dezember 1930 war da zu lesen: »Volk, steh auf! Volk, werde frei! Brich deine 

Sklavenketten entzwei: Volk, stehe auf! Blick auf zu den Ahnen, den Heldengestalten. [199] Greife 

zum Schwert, wie sie die Faust einst ballten! Mut nur und Stolz kann Achtung erzwingen. In feiger 

Angst kann nichts gelingen. Trau deiner Kraft! Trau dir allein! Gott wird dir Helfer sein. Zu ihm 

schau trotzig – wild empor. Tu ab den Trauerflor: Denn du stirbst nicht.« 

Wir werden auf keinen Fall uns der Kriegspropaganda der Nationalsozialisten beugen. Wir halten es 

mit Berthold Auerbach: Solange noch eine Kanone gegossen wird, solange noch ein Mensch den 

andern tötet, ist keine Religion auf der Welt. Solange noch ein Geistlicher einen Menschen schwören 

läßt, auf Kommando seinen Bruder zu töten, ist alles Kirchentum eitel Lüge. 

Wir halten es mit Chr. Blumhardt: Wer in den Geboten des Heilandes steht und sein Leben in sich 

aufgenommen hat, der kann Frieden haben unter allem Streit der Menschen. Es soll aber auch Frieden 
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werden auf der Erde. Auch die Völker und Gesellschaften untereinander sollten Frieden haben. Es 

soll Frieden werden in der ganzen Welt, und in dieser Hoffnung dürfen wir stark werden. Wir wenden 

uns um des lebendigen Christentums, um des Evangeliums willen mit aller Entschiedenheit gegen 

das »positive Christentum« der Nationalsozialisten – wir kämpfen im Zeichen des Christuskreuzes 

gegen das Hakenkreuz. 

Zu dieser Rede waren die Nationalsozialisten öffentlich durch Plakate eingeladen; es wurde ihnen 

eine Stunde Redezeit zugebilligt. Sie haben nicht gewagt, in der Diskussion zu sprechen. 

In: »Der Religiöse Sozialist«, 13. Jg., (1931), (1) Nr. 7 vom 15. Februar 1931, S. 27; (2) Nr. 8 vom 22. Februar 1931, S. 

32; (3) Nr. 9 vom 1. März 1931, S. 38. 

9. Erwin Eckert, Der badische Kirchenpräsident flaggt schwarz-weiß-Rot und entsetzt Pfarrer 

Eckert vorläufig seines Amtes! 

Das ist der Wortlaut der Pressenachricht, durch die der badische Kirchenpräsident meine vorläufige 

Amtsenthebung der Öffentlichkeit übergibt. 

»Der Oberkirchenrat hat von dem durch die Art seines Auftretens allenthalben bekannten Pfarrer 

Eckert eine Zusammenstellung der von ihm abzuhaltenden politischen Versammlungen verlangt, um 

über den Geistlichen in ausreichender Weise die Dienstaufsicht ausüben zu können. Pfarrer Eckert 

ist der Anordnung nicht nachgekommen. Es wurde daher gegen ihn ein allgemeines Verbot, als Red-

ner in politischen Versammlungen aufzutreten, ausgesprochen. Als Pfarrer Eckert auch hiergegen 

Front machte, hat der Oberkirchenrat unterm 4. des M.s. von Amts wegen das Dienststrafverfahren 

gegen ihn eröffnet. Pfarrer Eckert hat es nun aber noch für nötig befunden, einen amtlichen Bericht, 

in welchem er völlig unsachliche und für die Kirchenbehörde beleidigende Ausführungen machte, in 

der Presse zu veröffentlichen. Da in diesem Verhalten des Pfarrers Eckert Gefahr für das Wohl der 

Kirche liegt, sah sich der Oberkirchenrat unterm 6. Februar ds. Js. genötigt, Pfarrer Eckert mit sofor-

tiger Wirkung vorläufig seines Amtes zu entheben. Es wird nunmehr der Spruch des Dienstgerichts 

abzuwarten sein.« 

Durch die Verfügung meiner vorläufigen Dienstentlassung hat der Präsident aufs Neue seine Dienst-

gewalt mißbraucht. Ein Geistlicher der badischen Landeskirche kann nämlich [200] nur durch den 

Oberkirchenrat dienstentlassen werden, wenn die Wahrscheinlichkeit besteht, daß das gegen den 

Geistlichen einzuleitende Dienstverfahren mit einer Strafversetzung, einer Zuruhesetzung oder einer 

Entlassung enden wird. 

Da es aber viel wahrscheinlicher ist, daß das Dienstgericht dem Präsidenten und dem Oberkirchenrat 

sein Befremden ausdrücken wird über die eigentümliche Verwendung der geistlichen Dienstgewalt 

zur Überwachung meiner politischen Tätigkeit und mich freisprechen wird, so hat der Oberkirchenrat 

auch in diesem Stück seine Dienstgewalt mißbraucht. 

Es liegt der Gedanke nahe, daß er durch diese vorläufige Dienstentlassung einen Druck auf das 

Dienstgericht ausüben wollte, das mich schon, um das Prestige der obersten Kirchenbehörde zu wah-

ren, nach der Ansicht des Oberkirchenrats mit einer der drei schwersten Strafen bedenken müßte. 

In meinem Falle stellt diese »vorläufige Amtsenthebung« nur eine neue Schikane in der Reihe der 

mir vom Oberkirchenrat zugefügten Ungerechtigkeiten dar. 

Ich bitte darum die Freunde, sich nicht im Geringsten aufzuregen. 

Zu dem Zeitungsbericht des OK [Oberkirchenrat – d. Hrsg.] ist im Einzelnen zu sagen, daß der »durch 

die Art seines Auftretens allenthalben bekannte Pfarrer Eckert« schon am 3. Februar das dienstge-

richtliche Verfahren beantragt hat und daß darum der Oberkirchenrat nicht bei der Wahrheit bleibt, 

wenn er das verschweigt und so hinstellen läßt, als ob er das dienstgerichtliche Verfahren von Amts 

wegen eröffnet habe. 

Die Absicht ist durchsichtig. Der OK will nicht als angeklagte Partei vor den Schranken des Dienst-

gerichtes erscheinen. Der von mir der parteiischen Stellungnahme, der willkürlichen Überschreitung 
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und des Mißbrauchs der Dienstgewalt geziehene Präsident und Oberkirchenrat möchte seine Schuld 

dahinter verbergen, daß er als »Ankläger« gegen mich wegen Gehorsamsverweigerung auftritt. 

Zum zweiten ist es recht merkwürdig, wenn sich der OK über die Veröffentlichung meiner Anklage 

wundert; er selbst hat es für nötig befunden, dem evangelischen Pressedienst einen Auszug aus dem 

Protokoll der ersten Vernehmung in dieser Angelegenheit zur Veröffentlichung zu übergeben. 

Ich bleibe bei den in der vorhergehenden Nummer gegen den Präsidenten gerichteten Anklage und 

halte das unverantwortbare Vorgehen des Präsidenten gegen mich für ein unerhörtes Unrecht, gegen 

das sich nicht nur die religiösen Sozialisten, sondern alle rechtlich denkenden Menschen empören 

müssen. 

Derselbe Präsident, der als oberster Beamter der Kirche die schwarz-weiß-rote Fahne hißt und damit 

eine eindeutige politische Kundgebung gegen die gegenwärtige Obrigkeit, »die Gewalt über uns hat«, 

ganz im Sinne der Faschisten, veranstaltet, wagt es, einem Geistlichen sein Recht, ja seine gewissens-

mäßige Pflicht, die dem Christentum drohende nationalsozialistische Gefahr zu bekämpfen, zu rau-

ben und ihn, weil er oberkirchenrätlicher Willkür sich nicht beugen konnte, mit einer Dienstenthe-

bung zu bestrafen unter dem Vorwand, es liege in dem Verhalten des Pfarrers Eckert Gefahr für die 

Kirche. Die einzige Gefahr für die Kirche liegt in Ihrem unmöglichen, ungerechten und unevangeli-

schen Verhalten, Herr Präsident! Sie werden unsere Kirche in den Abgrund führen, wenn Sie auf dem 

begonnenen Wegeweitergehen. 

[201] Liebe Freunde und Genossen – keine Überstürzung und keine Unbedachtsamkeiten! Wir blei-

ben alle in der Kirche! Wir wissen, daß alle diese Maßnahmen nur Machtfragen sind. Darum sorgen 

wir dafür, daß durch eine gewaltig gesteigerte Beteiligung der sozialistisch eingestellten Christen bei 

den nächsten Wahlen die orthodoxe Mehrheit in Baden gebrochen und der gegenwärtige Präsident 

Wurth* gestürzt wird. 

Werbt für unsere Bewegung; das ist die beste Antwort auf die letzte Offensive der sterbenden Ortho-

doxie. Sorgt dafür, daß die Wahlen in Württemberg einen vollen Erfolg bringen und daß die Leserzahl 

unseres »Religiösen Sozialisten« sich in diesem Jahre verdoppelt! An die Arbeit, Genossen und 

Freunde, die Zähne zusammen! Vorwärts, furchtlos und entschlossen! 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 7 vom 15. Februar 1931, S. 29. 

10. Erwin Eckert, Werter Herr D. Wahl! 

Sie haben das von mir in der Nummer 48 Jahrgang 1930 unseres Blattes abgedruckte Bild, das die 

Kirche auf die Gefahr aufmerksam machen soll, die ihr von den leeren und hohlen Phrasen der ha-

kenkreuzlerischen Pastoren her droht, im »Evangelischen Pfarrerblatt« wiedergegeben, ohne die für 

jeden ehrlichen Schriftleiter selbstverständliche Pflicht zu erfüllen, den zu diesem Bild gehörenden 

Text mit abzudrucken. 

Sie haben durch diese unehrliche Wiedergabe des Bildes und die von Ihnen dazugefügten Worte in 

der deutschen Pfarrerschaft den Eindruck erwecken wollen, als ob ich das Abendmahl und das Lehr-

amt verächtlich zu machen beabsichtigte. 

 
*  Vgl. die Äußerung von Klaus Wurth nach dem Mord an Matthias Erzberger: »Auch Erzberger ist von einer 

Kugel getroffen, [...]; und alle Zeitungen verurteilen das Attentat des Gymnasiasten als etwas Schändliches [...]. 

Haben sie vielleicht ein gleiches Urteil gehabt über die Revolution und den Sturz der Fürsten und die Zerstörung 

des Reiches? [...] aber die Revolution ist stets die Mutter solcher Taten gewesen, wer sie willkommen hieß oder 

sie gar heraufbeschwor, hat wenig Recht, sich über derartige nachfolgende Gewalttaten gegen ›Reichsverderber‹ 

zu entsetzen.« Zit. nach Caroline Witt, Die Bekennende Kirche in Baden. www.ag-landeskunde-oberrhein.de/in-

dex.php?id=p458v – Siehe auch: Riemschneider, Matthias, Die Geschichte der kirchlich-positiven Vereinigung 

in Baden, in: Veröffentlichungen des Vereins für Kirchengeschichte in der evangelischen Landeskirche in Ba-

den, Bd. XXXIX, Erbacher, Hermann, [Hrsg.], Beiträge zur kirchlichen Zeitgeschichte der Evangelischen Lan-

deskirche in Baden, Preisarbeiten anläßlich des Barmenjubiläums 1983, Karlsruhe 1989, S. 17. [d. Hrsg.] 

http://www.ag-landeskunde-oberrhein.de/index.php?id=p458v
http://www.ag-landeskunde-oberrhein.de/index.php?id=p458v
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Sie haben sich auch nicht genötigt gesehen, obwohl ich in der Nummer 6 des »Religiösen Sozialisten« 

auf das eindeutigste erklärt habe, wie verlogen jene Ausdeutung des Bildes ist, meine von Ihnen be-

schmutzte Amtsehre wieder herzustellen. 

Ja, Sie lassen sich auf der Sitzung des »weiteren Vorstandes evangelischer Pfarrvereine« am 8. Feb-

ruar den Dank für Ihre verleumderische Tätigkeit aussprechen. 

Wissen Sie, Herr D. Wahl, daß Sie auch die gegen Ihre politischen und kirchenpolitischen Gegner 

unternommenen Handlungen verantworten müssen? 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 9 vom 1. März 1931, S. 40. [202] 

11. Erwin Eckert, »Schädigung der Kirche, des Ansehens der Pfarrerschaft, Verunglimpfung 

des eigenen Standes, Unbotmäßigkeit der Behörde gegenüber« 

Ein »amtsbrüderliches« Schreiben. 

Der Vorsitzende des badischen evangelischen Pfarrvereins, Pfarrer Viktor Renner, Karlsruhe, der im 

letzten Mitteilungsblatt des Pfarrvereins einen Werbeaufruf des Pfarrers Streng zur Gründung einer 

nationalsozialistischen Pfarrvereinigung unter der Überschrift »NSDAP« abgedruckt hat, läßt als 

Freund und Parteigenosse des Herrn Kirchenpräsidenten folgendes »amtsbrüderliche«, an mich per-

sönlich gerichtete Schreiben durch den evangelischen Pressedienst! veröffentlichen: 

»Sehr geehrter Herr Amtsbruder! 

Seit Wochen sind dem Ausschuß des Badischen Pfarrvereins von Einzelmitgliedern und Kirchenbe-

zirken sowie aus dem deutschen Gesamtverband Proteste gegen und Beschwerden über Ihre Kund-

gebungen in der Presse, Ihr Auftreten in der Öffentlichkeit und Ihr Verhalten gegen Kirche und Kir-

chenbehörde zugegangen. Der Ausschuß hätte sich auch von sich aus damit beschäftigt, glaubte aber 

aus amtsbrüderlicher Gesinnung davon abstehen zu sollen, öffentlich in ein schwebendes Verfahren 

einzugreifen. Nachdem Sie selbst sich aber keinerlei Mäßigung auferlegen und neuerdings versuchen, 

dem kommenden Dienstgericht durch Massenversammlungen entgegenzuwirken, sieht sich der Aus-

schuß den Mitgliedern des Vereins und Ihnen gegenüber verpflichtet, aus seiner Zurückhaltung her-

auszutreten. Als neutrale Standesvertretung fühlt er sich dabei gegen den Vorwurf gefeit, daß politi-

sche oder kirchenpolitische Einstellung ihn bei seiner Stellungnahme bestimmte. Der Ausschuß ist 

zu folgender Entschließung gekommen: 

Die Art und Weise Ihres politischen und kirchenpolitischen Kampfes hat zu Vorgängen geführt, die 

unsere Kirche und auch das Ansehen des Pfarrstandes schwer schädigten. Wir bedauern es aufs 

tiefste, daß Sie weder vor Verunglimpfungen des eigenen Standes noch vor einer mit unserem Amt 

und unserer Ordinationsverpflichtung nicht zu vereinbarenden Unbotmäßigkeit gegenüber Kirche 

und Behörde zurückgeschreckt sind. Als Vertretung unserer Standesvereinigung müssen wir Ihr Ver-

halten und Ihr Vorgehen mißbilligen und ermahnen Sie als Amtsbruder und als Diener unserer Kir-

che, von weiteren Schriften bis zur Erledigung des Dienstgerichtsverfahrens abzusehen.« 

Ich werde dem Ausschuß des evangelischen Pfarrvereins, der sich anmaßt, im Namen der badischen 

Pfarrerschaft zu reden und in deren Namen mir unbegründete Vorwürfe zu machen, nicht antworten. 

Für mich ist dieses »amtsbrüderliche« Schreiben nichts als eine der längst verrosteten Waffen unserer 

kirchenpolitischen und politischen Gegner, die nicht offen, sondern versteckt gegen uns kämpfen 

unter der fadenscheinigen Marke der »Neutralität«! 

Schlotternde Angst vor den Nationalsozialisten und vollendete Untertanengesinnung des Kirchenbe-

amtentums spricht aus diesem Schreiben und die Absicht, dem in große Bedrängnis geratenen Kir-

chenpräsidenten beizuspringen. 

Genossen und Freunde! 

Unsere Massenversammlungen sind unseren Gegnern in die Knochen gefahren. 
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[203] Sie sollen merken, wer das Ansehen der Kirche und des Pfarrstandes schädigt – den »eigenen 

Stand« verunglimpft: Wir, die wir gegen die große Gegenwartsgefahr für Christentum und Volk, 

gegen den Faschismus kämpfen, oder der Präsident der Landeskirche, der aus seiner Dienstwohnung 

eine »kleine alte schwarz-weiß-rote Fahne« heraushängt und mich meines Amtes enthebt, wir oder 

der Schriftleiter der »Positiven Blätter«, Herr Pfarrer a. D. Greiner, Ichenheim, der ungestraft Lügen 

und Verleumdungen im offiziellen Blatt der badischen Orthodoxie verbreiten kann, die einen Amts-

bruder auf das schmählichste erniedrigen! 

Gebt diesem Ausschuß des badischen Pfarrvereins, der sich benutzen läßt, um die nationalsozialisti-

sche Propaganda in der Kirche zu fördern, und dazu, die Fehler und Verkehrtheiten eines den Aufga-

ben der Zeit gegenüber hilflosen Kirchenregiments zu verdecken, die richtige Antwort! 

Organisiert die Unterschriftensammlung im ganzen Land – in jeder badischen Gemeinde, damit der 

Herr Präsident und der Ausschuß des badischen Pfarrvereins erkennen kann, wie das Kirchenvolk 

über den »Fall Eckert« denkt! 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 10 vom 8. März 1931, S. 45. 

12. Erwin Eckert, Heraus aus der Kirche? Rede bei der von über 8.000 Menschen besuchten 

Protestkundgebung im Nibelungensaal Mannheim am 19. Februar 1931 

Es ist eine große Genugtuung für mich, vor einer so überfüllten Massenversammlung sprechen zu 

können, nicht, weil ich darin etwa eine Vertrauenskundgebung der Massen unserer Stadt für mich 

persönlich erblickte, sondern, weil diese Versammlung beweist, wie notwendig der Kampf unseres 

Bundes und wie groß das Interesse an diesem Kampf der religiösen Sozialisten um die Erneuerung, 

um die Revolutionierung der christlichen Kirchen ist. 

Es sind zwölf Jahre vergangen, seitdem ich in diesem größten Saale Mannheims gesprochen habe, 

damals in den Tagen der Revolution als ganz junger, eben vom Kriege heimgekehrter Mensch. Da-

mals kämpften wir mit aller Leidenschaft um die sozialistische Mehrheit des neuen Parlaments, – 

damals, nach dem Zusammenbruch, glaubten wir der sozialistischen Ordnung. Wer wollte uns diese 

Hoffnung, diese Gläubigkeit übelnehmen? 

Die zwölf Jahre, die hinter uns liegen, haben uns gelehrt, daß wir erst am Anfang der Vorbereitungs- 

und Kampfzeit um den Sozialismus leben. Die zwölf Jahre haben uns ernüchtert, aber nicht müde 

gemacht. Für uns hat der Sozialismus nicht »versagt« – aus uns hat die Konzentrierung, die Dynami-

sierung, die Reorganisation der kapitalistischen Gesellschaftsordnung nur umso entschlossenere, op-

ferbereitere und um die Schwierigkeit des sozialistischen Weges wissende Männer und Frauen ge-

macht. 

Wir beginnen nun erst recht von der Grundlage der Demokratie, dieser besser als die Mon-[204]archie 

zum Kampf der Masse um die neue Zeit geeigneten Plattform, unser Ringen, unseren Kampf um die 

sozialistische Erneuerung der Gesellschaft und des Lebens. 

Eine besondere Aufgabe in diesem Gesamtkampf um die Neugestaltung des Lebens der Menschen 

haben wir, hat der Bund der religiösen Sozialisten zu erfüllen. 

Wir wollen neben und in dem Kampf der sozialistischen Parteien um die Macht im Staate, neben und 

in dem Kampf der freien Gewerkschaften um die Voraussetzungen der sozialistischen Gemeinwirt-

schaft unseren besonderen Kampf um eine neue Gesinnung, eine Neuorientierung der Lebens- und 

Seelenkräfte in der Gegenwart für die Zukunft führen. 

Wir glauben aber, daß die sich aus christlicher Frömmigkeit ergebende Gesinnung und Lebenshaltung 

dem Kampf um die sozialistische Gesellschaft neue und tiefere Kraft geben könnte, wenn sie nicht in 

den Kirchen durch die verbürgerlichten, an das Vergangene gebundenen Führer wirkungslos gewor-

den wäre. Wir glauben, daß auch in der sozialistischen Ordnung christliche Frömmigkeit, christliche 

Verantwortlichkeit notwendig ist. 
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Unser Kampf um den Sinn der neuen Zeit muß darum konsequenterweise zu solchen Zusammenstö-

ßen führen, wie wir sie jetzt wieder erlebt haben, zu Zusammenstößen zwischen den gegenwärtig in 

der Kirche an die Vergangenheit gebundenen Mächtigen und denen, die in der Kirche eine neue Stel-

lung zu den Fragen des öffentlichen, des wirtschaftlichen und des gesellschaftlichen Lebens erzwin-

gen wollen. 

Es ist nicht der erste Zusammenstoß, den unsere Bewegung mit der Kirche durchzustehen hat. 

Zum ersten Mal wurden die Spannungen zwischen uns und der Kirchenleitung deutlich bei der Fürs-

tenenteignungskampagne. 

Wir religiösen Sozialisten haben uns als einzige christlich eingestellte Gruppe gegen die fürstenschüt-

zende Haltung der Kirche eingesetzt, für die Enteignung der Fürsten. Schon damals drohte man uns 

mit der Entlassung aus dem Dienst der Kirche. 

Der zweite Fall war die kirchliche Propaganda für die Wahl Hindenburgs, gegen die wir uns gestellt 

haben, weil Hindenburg damals mindestens als der Exponent der reaktionären nationalistischen Kreise 

anzusehen war. 

Der dritte Fall war meine Disziplinierung durch ein Dienstgericht wegen der Herausgabe eines Flug-

blattes, in dem wir rücksichtslos der Kirche die Wahrheit gesagt haben über ihre Bindung an die 

bürgerlichen, antisozialistischen Kreise, die alles Leben in ihr ertötet hat. 

Der vierte Fall war mein Protest gegen die auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag gefaßte 

Entschließung wegen der »Christenverfolgungen in Sowjetrußland«, die ein Zeichen des internatio-

nalen Propagandafeldzuges der Kapitalisten gegen das kommunistische Rußland und damit gegen 

den »Marxismus« überhaupt darstellt. 

In der badischen Synode, der 8 Sozialisten unter 63 Abgeordneten angehören, in der Kirchenregie-

rung, in der ein Sozialist unter neun Mitgliedern sitzt, häufen sich die Zusammenstöße von Jahr zu 

Jahr bei allen wichtigen Entscheidungen über die Gestaltung des kirchlichen Lebens. 

Der neueste Fall, der zu meiner vorläufigen Dienstenthebung geführt hat, ist in Ihrer aller Erinnerung: 

Meine Weigerung, den politischen Kampf gegen die Nationalsozialisten, zu dem ich aus der [205] 

innersten Not meines Gewissens gezwungen bin, aufzugeben, hat die Oberkirchenbehörde veranlasst, 

mich meines Dienstes vorläufig zu entheben. Auf die einzelnen Stadien des Kampfes brauche ich 

nicht einzugehen; er ist den meisten unter Ihnen aus der Presse bekannt. 

Diese Zusammenstöße sind nicht etwa zu erklären aus meinem und meiner Freunde bösem Willen, 

aus irgendeiner Oppositionslust oder gar aus Sensationsbedürfnis, auch nicht aus einem bösen Willen 

oder aus der Gehässigkeit etwa des Herrn Kirchenpräsidenten, sondern aus der Lage der empirischen 

Kirche in solchen Krisen- und Übergangszeiten. 

Die Glieder der Kirche gehören längst nicht mehr wie früher einer bestimmten, in ihrer Lebenshaltung 

mehr oder weniger gleichförmigen Schicht an. Die damals, schon zu Luthers Zeiten, an die feudalis-

tisch-bürgerlichen Massen gebundene und von ihr getragene, ihr dienende Kirche birgt heute in sich 

Massen sozialistisch-proletarischer Bevölkerung, die sie ihrer ganzen Art nach nicht zu begreifen 

vermag, auf die sich die kirchlich-bürgerliche Tradition und Führung der Kirche nicht einstellen 

kann, ohne ihre Struktur und ihre ganze Art völlig zu ändern (Sehr richtig). 

Die proletarischen Massen haben bisher keine Wortführer innerhalb der Kirche gehabt und haben 

darum instinktmäßig richtig die Parole ausgegeben: »Heraus aus dieser bürgerlichen Kirche«, die, 

ohne es zu wissen vielleicht, die kapitalistisch-nationalistische Front gegen das kämpferische Prole-

tariat stützte und verteidigte. 

Die Kirche wehrte sich gegen die Austrittsbewegung, ohne deren eigentliche Ursache zu sehen, ge-

schweige denn zu ändern. Die in der Kirche oft aus äußeren Motiven gebliebenen, nicht bürgerlich-

kapitalistischen Massen wurden gleichgültig. Sie fühlten sich und fühlen sich auch heute noch nicht 

angesprochen von der herkömmlichen kirchlichen Verkündigung. 
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Als den sozialistisch-antikapitalistischen Massen aber innerhalb der Kirche Wortführer erwuchsen, 

als die religiösen Sozialisten auftraten, mußte sich selbstverständlich eine Spannung zwischen den 

Verteidigern der bürgerlichen Vergangenheit und Größe der Kirche und den Angreifern auf die un-

zulänglich gewordene Einstellung der Kirchenführer zeigen, eine Spannung, die bei allen konkreten 

wichtigen Anlässen zu entschlossenen Kämpfen führen mußte und muß. 

Wir befinden uns bereits im zweiten Stadium dieser Kämpfe. 

Die alten Machthaber der Kirche, die Führer der bürgerlichen Kirchenpolitik, rufen, um den Bestand 

der alten Kirche und damit ihre Macht zu sichern, nach der »Entpolitisierung«, nach der »Neutralität« 

der Kirche. 

Dieselben Leute, die früher hemmungslos deutschnationale Propaganda getrieben haben, wie zum 

Beispiel unser badischer Kirchenpräsident, der hessische Kirchenpräsident, der württembergische 

Kirchenpräsident, von denen die beiden letzteren sogar deutschnationale Abgeordnete waren, und 

selbstverständlich die norddeutschen deutschnationalen und nationalsozialistischen Herren Superin-

tendenten und Oberkonsistorialräte in ihrer erdrückenden Mehrheit, wollen heute die Wortführer der 

die Zukunft stürmenden und aufbauenden sozialistischen Massen mundtot machen, die Kirche in 

Ordnung halten, die »für alle«, d. h. für die bisher in ihnen Mächtigen da sei. 

Es ist für einen Geistlichen, der von einem starken Glauben an die lebensgestaltende Kraft des Evan-

geliums getrieben ist, ganz unmöglich, zu den Fragen des öffentlichen, des wirtschaftlichen [206] und 

gesellschaftlichen Lebens nicht Stellung zu nehmen. Auch die unter den Geistlichen, die politisch 

keine Stellung zu nehmen vorgeben, haben eine politische Stellung – sie gehören zwar nicht zu denen, 

die offensichtlich die bürgerlich-nationalistische Front stützen, aber sie verhelfen durch ihre Gleich-

gültigkeit der sogenannten Tradition, der Stagnation des kirchlichen, des politischen Lebens zu dau-

erndem Bestehen. 

Der Präsident unserer Landeskirche ist für uns der Exponent der Kräfte, die das alte, unzulänglich 

Gewordene in der Kirche verteidigen wollen. 

Wir aber sichern die Basis für das kommende Neue, um die Aufgaben der Kirche in der Zukunft 

vorzubereiten. 

Darum habe ich persönlich gar nichts gegen den Herrn Präsidenten – im Gegenteil –; er ist ein Cha-

rakter, aber ein Charakter ohne Format, ohne das für die Gegenwart notwendige Format. Er ist ein 

Führer der Vergangenheit samt seinen Freunden, die wir als eine Gefahr für die Zukunft unserer 

Kirche mit aller nüchternen Rücksichtslosigkeit bekämpfen müssen, um den Weg frei zu machen für 

eine lebendige Zukunft unserer Kirche. 

Unser Ziel ist Befreiung der evangelischen Kirche zunächst von allen unnötig und gefährlich gewor-

denen Bindungen an die Vergangenheit, Sturz der gegenwärtigen Machthaber und Wortführer der 

Kirche (Sehr richtig). 

Wir verheimlichen unsere Absichten nicht im Geringsten. Der Präsident sieht darum die Gefahr, die 

seiner Partei, die der Orthodoxie samt dem bürgerlichen Liberalismus von uns her droht, und er 

spricht von einer »Gefahr für die Kirche«, obwohl es sich um eine Gefahr für die Herrschaft der 

Orthodoxie in der Kirche handelt. 

Der jetzige Zusammenstoß ist nur eine kleine Etappe in dem Ringen um den Einfluß auf die Neuge-

staltung der Kirche; es werden ihm noch viele solche Zusammenstöße folgen, bis die radikale Um-

stellung und Neueingliederung der Kirche Christi in das Leben der menschlichen Gesellschaft er-

reicht ist. 

Die Richtigkeit unserer Analyse beweist die Tatsache, daß unser Kampf gegen den Faschismus die 

bürgerlichen, die nationalistischen Kreise auf den Plan gerufen hat, in deren Sinne der Präsident 

mich maßregelte. 

Die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft spürt, daß es um Sein oder Nichtsein geht; darum faßt sie 

alles, was noch schlagkräftig ist, zusammen in die nationalsozialistische Bewegung, die auch die 
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evangelische Kirche zur Rettung der kapitalistisch-bürgerlichen Ordnung durch ihr »positives Chris-

tentum« einsetzen möchte (Lauter Beifall). 

Diesem Versuch der Nationalsozialisten, die Kirche aufs Neue und endgültig bei den Massen der 

werktätigen Bevölkerung zu desavouieren, müßten wir uns mit aller Macht entgegenstemmen. 

Das habe ich getan – dafür hat mich der Präsident maßregeln müssen. 

Die bürgerliche Tradition der Kirche verlangte das, die nationalistisch-faschistischen Kleinbürger 

und Kapitalisten brüllten danach und drohten mit Kirchenaustritt, und der Herr Präsident gab zitternd 

nach. 

Der Streit darüber, ob meine staatsbürgerlichen Rechte durch das Verbot des Präsidenten verletzt 

wurden – ich bin überzeugt, daß dem so ist –, scheint mir von dieser Erkenntnis aus ganz sekundär. 

Wichtig ist für mich einzig und allein die Antwort auf die Frage: Ob der Präsident der Kirche aus 

der Vollmacht [207] eines in Gott gebundenen Gewissens gehandelt hat, aus der Vollmacht des Geis-

tes oder nicht! 

Wie aber begründet der Herr Präsident das Verbot meiner politischen Versammlungen, meiner vor-

läufigen Amtsenthebung? 

»Ich verbiete Ihnen, politische Versammlungen gegen die Faschisten abzuhalten, weil es der ›Würde 

und dem Ansehen des Pfarramtes‹ widerspricht, die Ursache zu politischen Schlägereien zu werden.« 

»Ich verlange von Ihnen ein Verzeichnis Ihrer politischen Versammlungen, damit ich Ihr außerdienst-

liches Verhalten genügend überwachen kann.« 

»Ich verbiete Ihnen, weil Sie dieses Verzeichnis nicht liefern, bis auf weiteres jedes Auftreten als 

Redner in einer politischen Versammlung.« 

»Ich weigere mich, mit Ihnen über die Angelegenheit zu verhandeln, bevor Sie meinen Befehlen ge-

horchen.« 

»Ich entsetze Sie nach § 23 des Dienstgesetzes vorläufig Ihres Amtes, weil Sie Unruhe in die Kirche 

bringen.« 

»Ich verbiete Ihnen das Betreten der dienstlichen Räume und der Kirche. Wenn Sie meinem Befehl 

nicht Folge leisten, so werde ich gegen Sie strafrechtlich (das heißt mit der Polizei und dem Staats-

anwalt) vorgehen.« – (Stürmische Pfuirufe) 

Soweit der Herr Präsident. – Ist das ein Reden, ein Handeln aus der Vollmacht des Geistes? Es ist im 

besten Fall die sorgende Angst eines verknöcherten Kirchenbeamten, der die Kirche auch weiterhin 

als eine Institution für bürgerliche Wohlanständigkeit und Ruhe gesichert sehen will. 

Warum habe ich diesen Befehlen des Kirchenpräsidenten nicht gehorcht? 

Weil mein Gewissen, weil Gott mich zwingt, seinem lebendigen Willen gehorsam zu sein und alle 

Hemmungen zu bekämpfen, die sich dem Näherkommen seines Reiches entgegenstellen. Die große 

Hemmung und Gefahr für das Reich der Gerechtigkeit und des Friedens und des Heiligen Geistes ist 

aber der Faschismus, ist der Nationalismus, ist der Kapitalismus. Darum müssen wir reden und kämp-

fen gegen ihn, koste es, was es wolle. 

Wir müssen uns auf die Seite der sozialistischen Massen stellen, weil uns des Volkes jammert, weil 

wir nicht mehr mit ansehen können, wie die heutige Wirtschaft alles, was Leben und Menschentum 

heißt, in den Seelen der Massen verwüstet, weil wir nicht mit ansehen können, daß die Kinder des 

Proletariats hungern, die Frauen dahinsterben, die Männer verbittert verzweifeln, weil wir eine neue 

Ordnung erkämpfen wollen, die diesen Jammer ändert, die sozialistische Ordnung, die ein neues 

Kriegsmorden unmöglich macht. 

Wir müssen kämpfen, müssen politisch kämpfen, weil der Weg zur neuen Gestaltung des Lebens nur 

so möglich ist, daß wir die Macht der alten Ordnung zerbrechen, um der Neuen Platz zu machen. 

(Stürmischer Beifall) 
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Wir müssen kämpfen gegen die Kurzsichtigkeit der heutigen Kirchenführer, die alles das nicht sehen, 

kämpfen, weil uns der innere Auftrag dazu geworden ist. Wenn unser Wollen nicht harmloses Gerede 

bleiben soll, dann müssen wir Einfluß gewinnen, müssen wir alle die zusammenfassen, die das glei-

che fühlen und wollen wie wir. Die Zusammenfassung aber dieser lebendigen Christen ist der Bund 

der religiösen Sozialisten. 

Wir werden uns nicht aus der Kirche verdrängen lassen; wir werden in ihr bestimmenden Einfluß 

erzwingen. 

Wir werden es nicht dulden, daß man unsere Wortführer maßregelt (Stürmischer Beifall). 

[208] Wenn wir zusammenstehen, sind wir eine unüberwindliche Macht. 323.000 Männer und Frauen 

haben in Baden bei den letzten Wahlen am 14. September 1930 sozialistisch und kommunistisch, d. h. 

also antikapitalistisch, antinationalsozialistisch gewählt, sich für die neue Zeit erklärt. Von diesen 

323.000 sind 7.465 freireligiös und 796 organisierte Freidenker in Baden! Über 315.000 Sozialisten 

und Kommunisten sind also in der Kirche. 

Und wir sollten uns als Wortführer dieser Massen den Mund verbieten lassen – wir sollten uns mund-

tot machen lassen durch einen hilflosen Oberkirchenrat, der Angst hat vor jedem Aufgescheuchtwer-

den aus seinem wohlgeordneten Beamtendasein? (Sehr gut) 

Nicht wir, Herr Präsident, sind schuld an der Unruhe unseres Kirchenvolkes, sondern Ihre Kurzsich-

tigkeit, Ihre Maßnahmen gegen uns sind schuld. 

Sie haben mich von meiner Kanzel gejagt, von meiner Gemeinde, von meinem Beruf, an dem ich mit 

meinem ganzen Herzen hänge. 

Sie haben mich von meinen Schülern und Schülerinnen getrennt, mit denen die innersten Fragen des 

Lebens zu durchdenken ich mir zum Ziel gesetzt habe. 

Sie haben mich von meinen Konfirmanden einen halben Monat vor ihrer Einsegnung losgerissen, 

gleichgültig gegen die innere Verbundenheit zwischen mir und den Kindern. 

Sie wollen das Vertrauensband, das zwischen mir und vielen Mühseligen und Beladenen, die zu mir 

kommen, geschlungen ist, zerschneiden. 

Sie haben mich durch die Amtsenthebung dem Gespött und dem Geschwätz meiner politischen Geg-

ner ausgesetzt. 

Sie haben an die Dekanate eine Anweisung hinausgegeben, Stimmungsberichte in allen Gemeinden 

Badens gegen mich und unsere Bewegung zu sammeln. 

Sie sind die Ursache einer Erregung des Kirchenvolkes, die Sie vielleicht nicht vorausgesehen haben 

(Laute Protestkundgebungen). 

Vielleicht wollen Sie mit diesem Vorgehen gegen mich als einen der Wortführer der religiös-sozia-

listischen Bewegung erreichen, daß wir alle aus der Kirche austreten, damit Sie und Ihre Freunde 

die von Ihnen so sehnsüchtig erwartete »Bekenntniskirche der Väter« aufrichten könnten, damit Sie 

unter sich wären. 

Nein, Herr Präsident, wir werden nicht aus der Kirche austreten (Stürmischer, langanhaltender Bei-

fall). 

Den Gefallen werden wir Ihnen nicht tun. Wir werden die unaufgeklärten und fast verzweifelten 

Massen in den Kirchen nicht im Stich lassen. Wir werden Ihnen 1932 bei den kommenden badischen 

Kirchen wählen die Antwort geben, Herr Präsident; wir werden eine neue Kirchenregierung schaffen, 

weil Sie nicht imstande sind, unsere Kirche in die Zukunft hineinzuführen. 

Wir werden Sie stürzen, Herr Präsident (Tosender Beifall). 

Noch haben wir die Hoffnung, daß das Dienstgericht mich freispricht, die von Ihnen verfügten Maß-

nahmen aufhebt und mich in mein Amt wieder einsetzt. 
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Aber selbst, wenn das Dienstgericht um des Prestiges des Präsidenten und der Oberkirchenbehörde 

willen mich nicht freispricht – wenn es das unerhörte Vorgehen des Präsidenten rechtfertigt –, geht 

der Kampf weiter. 

Das Schicksal des Einzelnen, auch mein Schicksal, ist wenig bedeutungsvoll, an der Größe der Auf-

gabe gemessen, die vor uns steht. 

[209] Wenn ich selbst nicht mehr in der Kirche unseren Kampf anführen kann, was tut’s, hundert 

andere werden an meine Stelle treten, und es wird keine Ruhe geben, Herr Präsident, keine Ruhe, bis 

unsere Sache gesiegt hat, denn ihr gehört die Zukunft (Stürmischer, minutenlanger, immer aufs Neue 

einsetzender Beifall). 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 11 vom 15. März 1931, S. 47 f. 

13. Erwin Eckert, Wir fordern Gerechtigkeit! Rede vor dem Verwaltungsgericht in Karlsruhe 

am 16. März 1931 

Der größte Teil dieser Rede ist im Wortlaut so gehalten worden – einige Sätze und Verbindungen 

sind hinzugefügt um der Verdeutlichung willen. Sinnmäßig ist nichts geändert. 

Meine Herren Richter! 

Bei meiner Antwort will ich mich um der Übersichtlichkeit willen an den Aufbau der Ausführungen 

des Vertreters der angeklagten Oberkirchenbehörde halten. 

Ich bestreite, daß die Oberkirchenbehörde berechtigt war, von mir ein Verzeichnis der beabsichtigten 

politischen Versammlungen gegen die Nationalsozialisten zu verlangen, mir »bis auf weiteres jedes 

Auftreten als Redner in politischen Versammlungen« zu verbieten und schließlich mich vorläufig des 

Dienstes zu entheben. Die juristische Begründung hierfür hat mein Freund, Rechtsanwalt Dr. Dietz, 

vorhin verdeutlicht. 

Ich spreche der Oberkirchenbehörde aber auch schlechthin das Recht und die Kompetenz ab, Gebote 

und Verbote über die politische Tätigkeit der Geistlichen zu erlassen. Die politische Betätigungsein-

grenzung der Geistlichen liegt nicht im Ermessensgebiete einer Oberkirchenbehörde. Sie soll und 

muß prüfen, ob ihre Geistlichen aus evangelischer Gläubigkeit ihr Amt und ihr Leben führen oder 

nicht. Wozu diese Gläubigkeit aber den Geistlichen zwingt, auch politisch, auch im öffentlichen Le-

ben, ist dem Urteil und der Überwachung durch die Oberkirchenbehörde entzogen. Das fordert die 

Freiheit eines evangelischen Menschen. 

Es steht für uns außerhalb jedes Zweifels, daß die Verfassung der deutschen Republik dem Geistli-

chen das Recht gibt, ja in gewissem Sinne sogar die Pflicht auferlegt, seine Kraft dem Aufbau der 

neuen Gesellschaft zu widmen. 

Der Herr Oberkirchenrat Friedrich hat gemeint, dem Gericht plausibel machen zu können, daß man 

gerade mich immer sehr schonend, ja geradezu »wohlwollend« behandelt habe von Seiten der Ober-

kirchenbehörde!! 

Mir ist von diesem Wohlwollen nicht das geringste bekannt. 

Ich teile dem Gericht aus der Fülle der kleinen und großen Schikanen, die das »Wohlwollen der Kir-

chenbehörde« gegen mich dokumentieren können, folgende Tatsachen mit: 

Der Oberkirchenrat hat von mir auf die Anklage eines Einzelnen, eines Oberstleutnants. D., ohne die 

Gemeinde zu hören, die Vorlegung sämtlicher während des damals verflossenen [210] halben Jahres 

gehaltenen Predigten verlangt. Er mußte allerdings bestätigen, daß sich aus dem Wortlaut der Predig-

ten keine politische Beeinflussung der Gemeinde ergäbe. 

Sie hat mich dauernd überwachen lassen, hat von Karlsruhe aus einen Stenographen nach Konstanz 

geschickt, als ich bei der Fürstenenteignung sprach. Die Behörde hat mich auf »Berichte« einzelner, 

selbst auf anonyme Anklagen hin, protokollarisch vernehmen lassen; sie hat mir den Urlaub zu 
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sperren versucht und nicht das geringste getan, um mich gegen böswillige Verdächtigungen meiner 

Gegner in Schutz zu nehmen. 

Die Ausführungen des Herrn Oberkirchenrats Friedrich über die Neustädter Vorgänge und die Ver-

lesung des von der pfälzischen Polizei nachträglich zusammengestellten Berichtes über jene Ver-

sammlung durch den Vorsitzenden des Gerichtes geben mir Gelegenheit, kurz eine authentische Dar-

stellung der Neustädter »Saalschlacht« zu geben. 

Ich stelle zunächst fest, daß zwischen dem am Tage nach der Versammlung eine authentische und 

dem Verlesenen große Unterschiede bestehen. Der soeben verlesene Bericht bringt Zitate aus den 

bürgerlichen Zeitungen. Ursprüngliche Polizeimeldungen ergeben, daß die Nationalsozialisten schon 

bei Beginn meines Vortrages ohne jede Veranlassung telefonisch »Verstärkung« heranzuziehen ver-

suchten. Sie waren allein von Kaiserslautern in fünf Lastautos gekommen, hatten gruppenweise Ein-

laßkarten verlangt; einer unserer Leute wurde gefragt, ob er auch bereit sei; in zehn Minuten ginge es 

los; ein Teil der Nationalsozialisten hatte sich mit dem Rücken zum Redner ostentativ niedergelassen 

und versuchte von der ersten Minute an, zu stören. Der Führer der Nationalsozialisten verteilte seine 

Leute, die Hieb- und Stichwaffen in Besitz hatten, systematisch auf den Saal. 

Das Thema des Vortrags war von der Parteiorganisation in Neustadt bestimmt und als Antwort ge-

dacht auf die in einer kurz vorher im gleichen Saal gehaltenen Versammlung verbreiteten niedrigen 

und hetzerischen Lügen der Nationalsozialisten über die proletarische sozialistische Bewegung. 

Zum Zusammenstoß kam es, als ich mich gegen den Mißbrauch wehrte, den nationalsozialistische Blät-

ter mit dem mir heiligen Namen Gottes treiben. Ich zitierte eine Stelle aus dem »Angriff« des Herrn 

Goebbels (und nicht aus dem »Völkischen Beobachter«, wie der unzuverlässige Polizeibericht feststellt), 

in dem es heißt: »Der deutsche Herrgott schützte unsere Führer vor den Maschinengewehren der Los-

sow-Seißer-Gardisten am 9. November 1923 vor der Münchener Feldherrnhalle.« Ich sagte wörtlich 

weiter: Recht merkwürdig! Gott, der Herr der Welten, soll als der »deutsche Herrgott« Herrn Hitler bei 

seinem verunglückten Putsch gerettet haben! Nein, nicht der »deutsche Herrgott« hat Herrn Hitler ge-

rettet, überhaupt kein Gott, sondern einzig und allein der Umstand, daß sich Hitler auf den Bauch ge-

worfen hat und schleunigst den Rückzug im Auto des Herrn Hanfstaengl antrat. (Eine Darstellung der 

Vorgänge in München, wie sie unzählige Mal in der Presse erschienen ist, wie sie zuletzt von dem 

früheren Freund des Herrn Hitler, dem Kapitänleutnant Mücke, der das ja wissen muß, in aller Öffent-

lichkeit verbreitet wird, ohne daß je ein sachliches Dementi in der völkischen Presse erschienen wäre.) 

Die Nationalsozialisten brüllten wie auf Kommando Schimpfworte gegen mich; einer sprang auf ei-

nen Stuhl mit dem Ruf: »Deutschland erwache!«, und stach nach einem ihn zurechtweisenden Reichs-

bannermann. Aus der rechten Ecke des Saals, wo schon vorher dauernd [211] von jungen Leuten 

Zwischenrufe gemacht worden waren, wurde zweimal geschossen von einem Nationalsozialisten. In 

dem allgemeinen Tumult war die Polizei machtlos und überhaupt nicht zu sehen. Ich habe an den 

bedauerlichen Vorkommnissen nicht die geringste Schuld; ich habe im Gegenteil versucht, das 

Schlimmste abzuwehren, wie übereinstimmend auch die bürgerlichen Berichte zugeben müssen. 

Trotzdem behauptet der Oberkirchenrat, ohne mich überhaupt vorher anzuhören, ich sei die Ursache 

zu »wüsten Schlägereien«. 

Der Oberkirchenrat muß versuchen, hier Stimmung gegen mich zu machen; darum hat er die Neu-

städter Vorkommnisse so breit ausgemalt. Ja, er hat aus demselben Grund einen Fall, der gar nichts 

mit der hier zu verhandelnden Sache zu tun hat, mit herein zu ziehen versucht: die Veröffentlichung 

des bekannten Bildes, das einen evangelischen Geistlichen karikiert, der das Evangelium mißbraucht, 

um daraus hakenkreuzlerische Propagandaseifenblasen zu machen. Der Herr Oberkirchenrat hat so-

gar davon gesprochen, die durch Neustadt geschaffene Erregung sei durch diesen Bildabdruck ver-

schlimmert worden, obwohl auch ihm bekannt sein mußte, daß die Neustädter Versammlung erst 

lange nach der disziplinären Erledigung der Bildveröffentlichung stattfand. 

Auf die unehrliche Hetze, die wegen der Veröffentlichung des Bildes gegen mich von den politischen 

und kirchenpolitischen Freunden des Herrn Kirchenpräsidenten getrieben wurde, werde ich erst bei 

den Verhandlungen des Dienstgerichtes eingehen. 
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Der Herr Oberkirchenrat meint: Ich hätte den Kampf gegen die Nationalsozialisten mit aller Rück-

sichtslosigkeit geführt. 

Jawohl, Herr Oberkirchenrat, das habe ich getan, und das werde ich auch weiter tun; allerdings führen 

wir diesen Kampf nicht mit den geistigen Waffen der Faschisten, nicht mit Beschimpfungen, Schlag-

ringen, Totschlägern, Messern und Revolvern, sondern aus der höheren Erkenntnis, aus dem tieferen 

Glauben, aus dem Wissen um den Irrweg der anderen. Es ist darum im besten Falle auf eine schlechte 

Benachrichtigung des Herrn Oberkirchenrats durch seine Spitzel zurückzuführen, wenn er glaubte, 

behaupten zu können, ich hätte in Hockenheim in einer öffentlichen Versammlung vom Mittelstand 

als dem »Pack« gesprochen. 

Wie notwendig die Überwachung meines Kampfes gegen die Nationalsozialisten sei, erhärtet der 

Vertreter der angeklagten Oberkirchenbehörde mit dem polizeilichen Versammlungsverbot in Neu-

stadt, das unter dem Terror der Nationalsozialisten ausgesprochen wurde. Bezeichnend für die juris-

tische Mentalität des Oberkirchenrats Friedrich ist es, daß er ein Polizeiverbot für sakrosankt, für die 

letzte juristische Instanz hält, die alle eigenen Beweisführungen überflüssig mache! Der Herr Ober-

kirchenrat Friedrich hat schon vorhin von Dr. Dietz gehört, daß der bayerische Minister des Innern 

auf das Entschiedenste die Haltung der pfälzischen Behörde im Landtag rügte. 

Ich füge hinzu, daß der Minister auf dem Standpunkt steht, es sei geradezu die oberste Pflicht der 

Behörde, die in der Verfassung gewährleistete Versammlungsfreiheit, und zwar gerade für die Ver-

anstalter einer Versammlung, zu schützen. 

Was bleibt nun von Ihrer »klassischen« Begründung des oberkirchenrätlichen Versammlungsverbots 

übrig, Herr Oberkirchenrat? 

Sehr interessant war es für mich, zu hören, daß die Dekanate von Pforzheim und Mannheim den 

Oberkirchenrat bestärkt haben in seinem Vorgehen gegen mich. In Pforzheim waren es nach dem 

Bericht »größere Fabrikanten und eine ganze Reihe kaufmännischer Angestellter«, die ge-[212]gen 

mich eine kirchliche Aktion verlangten; der Herr Dekan befürchtet »Explosionen«, wenn ich in Pforz-

heim rede! 

Ich kann mir denken, daß das nationalsozialistische Herz »größerer Fabrikanten und einer ganzen 

Reihe kaufmännischer Angestellter« in Erregung kommen muß, wenn ein Geistlicher es wagt, als 

Sozialist ihrer Klassenherrschaft entgegenzutreten; aber »Explosionen«? Jawohl, Explosionen der 

Begeisterung, als ich in Pforzheim redete in einer Versammlung, über die selbst der evangelische 

Pressedienst Karlsruhe nur Günstiges ausgesagt hat. 

Das Dekanat Mannheim berichtet, daß immer »weitere Kreise« an meiner politischen Tätigkeit An-

stoß nehmen. 

Wir werden ihnen 3-, 5-, 25-, 20.000 Unterschriften allein aus Mannheim vorlegen, die protestieren 

gegen die willkürliche Parteilichkeit und den Amtsmißbrauch der obersten Kirchenbehörde! 

Bewundernswert diese Aktivität der Herren Dekane, die sich sonst nicht im mindesten um die »poli-

tischen Erregungen« im Kirchenvolke kümmern, die aber gerne und dienstbeschließend den kapita-

listisch-nationalistischen Kreisen beistehen gegen die geistlichen Wortführer des sozialistischen Pro-

letariats. 

»Ein Sprengelratsmitglied der Trinitatiskirche hat sich beschwerdeführend an den Oberkirchenrat ge-

wandt« – welche erschütternde Tatsache! Ein Sprengelrat, der dem Evangelischen Volksdienst als 

Funktionär angehört, macht sich recht gut unter Ihren Kronzeugen gegen die Berechtigung meines 

politischen Kampfes mit den Nationalsozialisten, Herr Oberkirchenrat. Sie haben von der Eingabe 

der Sprengelräte und Ausschußmitglieder Mannheims, die meine sofortige Wiedereinsetzung in mein 

Amt um der Gemeinde willen verlangen, eigentümlicherweise nichts gesagt, Herr Oberkirchenrat. 

Das haben Sie wohl vergessen? 

Aber Sie mußten gegen mich vorgehen, weil Sie »vor Gott und der Welt die Kirche zu führen und die 

Dienstaufsicht in ihr auszuüben haben«. 
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Und so meinen Sie, wenn sich ein Pfarrer in seiner öffentlichen Tätigkeit nicht überwachen lassen 

will von seiner Oberkirchenbehörde, seinem Dienstherrn, dann soll er aus diesem Dienstverhältnis 

ausscheiden! 

/S. 58 Ich will es Ihnen gleich jetzt sagen, Herr Oberkirchenrat: »Ich stehe in keinem Untertanen- und 

Knechtsverhältnis zum Oberkirchenrat, sondern in einem Dienstverhältnis zu Gott, vor dem ich mich 

verantworte in Demut und Ernst.« 

Sie meinen auch von Gott den Auftrag zur Führung der Kirche zu haben, von Gott den Auftrag zur 

Ausübung der Dienstaufsicht auch über mein inner- und außerdienstliches Verhalten. Sie wissen 

scheinbar nicht, daß Sie Ihre ganze Macht der zufälligen positiven Mehrheit in der Synode verdanken, 

die durch die Beeinflussung der Wahlberechtigten vor allem auf dem Lande durch die orthodoxen 

Geistlichen und ihre Helfershelfer zustande kam und die wir stürzen werden. 

Sie haben, Herr Oberkirchenrat, um die menschenfreundliche Behandlung, die mir der Herr Präsident 

zuteilwerden lasse, zu schildern, einen Teil des entscheidenden Erlasses vom 28. Januar hier vorge-

lesen, den Teil, in dem der Herr Präsident mich bittet, von meiner politischen Tätigkeit Abstand zu 

nehmen. Sie haben den zweiten Teil desselben Schreibens nicht ganz verlesen, der mir mit Diszipli-

narstrafen droht, wenn ich dieser »Bitte« nicht nachkomme! Sie haben sich getäuscht, Herr Oberkir-

chenrat – denn auch für diesen Erlaß sind Sie der eigentlich Verantwortliche –, wenn [213] Sie mein-

ten, ich werde auf ihr Zuckerbrotangebot reagieren und vor Ihrem Peitschchen Angst haben; ich bin 

nicht Ihr Untertan und kein Kind, das Sie zu erziehen brauchen. 

Der Herr Präsident, den ich auf diesen Erlaß hin um eine Unterredung bat, lehnte das ab und verlangte 

von mir unbedingten Gehorsam! 

Ich muß schon sagen, von der berühmten Seelsorge, die angeblich auch in der Führung einer evange-

lischen Kirche vorhanden sein soll, habe ich nichts gespürt. 

Kennzeichnend für die Haltung dieser verknöcherten Beamtenobrigkeitskirche ist Ihr vorhin gemach-

ter Ausspruch zu dieser Sache: »Mit einem Herrn, der sich gegen die Erlasse der Behörde erklärt, 

setzt man sich nicht an einen Tisch!« 

Aber Sie meinen, die Pflicht zu haben, darüber zu wachen, daß ein Geistlicher nicht die Würde und 

das Ansehen des Pfarrstandes herabsetze. Wo haben sie eigentlich das Kriterium, nachdem Sie ent-

scheiden, ob ein Pfarrer die Würde und das Ansehen seines Standes herabsetze oder nicht? Was er-

fordert diese Würde und das Ansehen? Jene armselige kleinbürgerliche Unentschiedenheit, die allen 

zu Munde redet, jene komische Pathetik des Abstandes von allen „weltlichen Dingen«, jene Unbe-

rührtheit von den Kämpfen der Gesellschaft, in der man ein ruhiges, bürgerlich gesichertes, mit from-

men Sentimentalitäten durchflochtenes beschäftigungsreiches Dasein lebt, ohne die eigentlichen 

Kräfte des Lebens, die Stimme Gottes in der Wirklichkeit des täglichen Geschehens zu kennen? 

Mir graut vor der Normalfigur der Geistlichen, wie Sie ihn haben möchten. Sie fürchten, daß ein 

Geistlicher, der aus innerster Gewissensnot kämpft mit allen Kräften seines Geistes und seiner Seele, 

die Würde und das Ansehen des Pfarramtes herabsetze!! Welch eigentümliche Auffassung haben Sie 

doch vom Amte eines geistlichen Menschen, Herr Oberkirchenrat, die Auffassung eines an der »Ruhe 

und Ordnung«, an der Gemütlichkeit orientierten Kleinbürgers; die aber ist der obersten Behörde 

einer evangelischen Kirche unwürdig. Denn die Kirche ist wirklich – und damit nehme ich den von 

Ihnen angedeuteten Kirchenbegriff auf und vertiefe ihn –: die Kirche ist wirklich kein Verein wie 

tausend andere. 

Die Kirche ist die Gemeinschaft der Menschen, die von den in Christus geoffenbarten Kräften vor-

wärtsgetrieben werden, die angefaßt sind von der Wirklichkeit Gottes, die seinem Reich näherkom-

men wollen, weil er sie in ihrer Seele dazu nötigt. 

Sie meinen, die Kirche sei dann nicht mehr, wenn sie keine Lehre habe. 

Wir sagen, Kirche ist dann nicht mehr, wenn jenes Leben aus ihr entschwunden ist, wenn ein verros-

teter, immer wieder versagender Apparat zurückbleibt, ein brüchig gewordenes Gefäß, aus dessen 
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Sprüngen aller Saft entronnen ist, eine Überwachungsbehörde gegen die Geistlichen, eine Diszipli-

narinstitution gegen frommes Leben um der »Ordnung« halber, um des Bestandes willen! 

Sie, Herr Oberkirchenrat Friedrich, und Herr Präsident der badischen Landeskirche, D. Wurth, zer-

stören das Leben in der Kirche, die pulsenden frommen Kräfte der Gegenwart; darum müssen Sie 

verschwinden! 

Ach, daß doch aus dem fast verschütteten, fast erstickten Leben der Kirche, aus den Kräften des 

Auferstandenen in ihr für unsere Zeit eine Lehre werden könnte! Aber wir haben keine Lehre – wo 

ist sie? Hätten wir sie, dann wüßte die Oberkirchenbehörde wenigstens, daß sie Front machen müßte 

gegen den Verrat der Nationalsozialisten an Christus Jesus. 

[214] In diesem Zusammenhang ist gegen die Oberkirchenbehörde der Vorwurf zu erheben, daß sie 

nicht systematisch die programmatischen Äußerungen, die Presse, die Vorträge der Nationalsozialis-

ten überwachen läßt. 

Nur so ist es überhaupt erklärlich, daß sie bisher nicht nur nichts gegen diese Weltanschauung und 

die Methoden des Faschismus in seiner deutschen Ausprägung getan, sondern sich geradezu schüt-

zend vor ihn gestellt hat. 

Und nun die »Lehre der Kirche«. Wir haben keine Lehre. Die Theologen der Universitäten streiten 

miteinander um ihre persönlichen Lieblingsbegriffe und Diskussionsmethoden. Oder ist die Lehre die 

Meinung der positiven Blätter? Oder gar die Meinung der juristischen Sachverständigen bei den 

Oberkirchenbehörden des evangelischen Deutschland? 

Wir haben keine Lehre, aber wir haben Gottes Wort in der Bibel und in den Wirklichkeiten des Le-

bens, das er uns begreifen lehrt, wenn wir aufhorchen und nicht uns, nicht unsere persönlichen Le-

bensbedingungen als Trennungswand dazwischenschieben. 

Die Kirche ist die Gemeinschaft der in unserer Zeit auf Gott Hinhorchenden, der von ihm Angerufe-

nen, die nicht mehr schweigen können, die rufen und kämpfen müssen um die Verwirklichung seines 

Willens. 

Nicht was wir denken, nicht unsere Lieblingsgedanken sollen verkündigt werden, sondern das, was 

aus dem schlimmsten Zwang, den es geben kann, was aus unserem Gewissen hinausdrängt im Ge-

gensatz oft zu unserem kreatürlichen Wollen und Wünschen; das ist es, was wir reden, wofür wir 

kämpfen. Diesen Gewissenszwang prüfen wir an der Heiligen Schrift, soweit sie Christum treibt; 

diesen Kampf prüfen wir daran, ob seine Etappen gesegnet sind, Wirklichkeit werden oder nicht. 

Solange dieser Gehorsam gegen Gott mich nicht gegen die Behörde stellt, habe und will ich alles tun, 

was sie von mir verlangt; sobald aber die Behörde, als Dienstherr, von mir etwas verlangt, was gegen 

den Anruf Gottes in mir ist, werde ich nicht gehorchen, aber auch nicht aus der Kirche austreten, 

weil sie nicht des Präsidenten, sondern Gottes ist – werde ich mein Amt nicht niederlegen, weil ich 

es nicht von der Behörde, sondern von Gott habe. Er hat mich »ordiniert« und nicht der juristische 

Berater eines deutschnationalen Kirchenpräsidenten. 

Sie wollen den »Bestand der Kirche« sichern durch das Vorgehen gegen mich, Herr Oberkirchenrat? 

Merken Sie gar nicht, daß Sie den Bestand dieser äußeren empirischen badischen Landeskirche in 

Frage stellen, wenn Sie einen Wortführer der Schicht, aus deren Kraft und Art nach Gottes Willen 

die Zukunft gestaltet wird, wenn Sie die sozialistischen Geistlichen zu maßregeln suchen? 

Aber über Ihre recht merkwürdigen Auslassungen und Ihre Stellungnahme zu Nationalsozialismus 

und Sozialismus werden wir bei der dienstgerichtlichen Verhandlung noch zu reden haben. 

Die richtige Stellung dem sozialen Problem gegenüber sehen Sie in dem Worte Bodelschwinghs: 

Weil mir Erbarmen widerfahren ist, werde ich nicht müde, zu helfen! 

Wer sagt Ihnen, Herr Oberkirchenrat, daß wir religiösen Sozialisten, daß ich selbst, nicht auch nur 

deshalb nicht müde werden, unseren Kampf um die Erlösung der in besonderem Sinne Mühseligen 

und Beladenen auf unsere Weise zu kämpfen, weil uns Erbarmung widerfahren ist, weil uns die 
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Gnade geschenkt ist, trotz aller eigenen Sünde und Schuld Handlanger Gottes zu sein in dieser Zeit? 

Wer sagt Ihnen das? 

[215] Wir wollen die Kirche nicht zerstören, selbst diese durch und durch bürgerlich-nationalistisch-

kapitalistische Kirche nicht – wir wollen sie erneuern; wir wollen eine Kirche der lebendigen From-

men unserer Tage – eine kämpferische Kirche, die das Faule zerstört, das Wertlose einstampft, eine 

Kirche, die Christus den Weg in die Zukunft bereitet. Und weil wir das wollen, müssen wir diese 

geistlose kirchenbehördliche Überwachungsapparatur zerschlagen, müssen wir dieses unfähige und 

hilflose Kirchenregiment stürzen, das, um sich zu behaupten, seine Macht bewußt mißbraucht! 

Ich bin der Überzeugung, werte Herren Richter, daß mir unerhörtes Unrecht geschehen ist, Unrecht 

auch meiner Gemeinde, die man von mir gerissen hat, und ich hoffe, daß schon das Verwaltungsge-

richt die von der Oberkirchenbehörde gegen mich unternommenen Maßnahmen als ungerechtfertigt 

bezeichnet und die vorläufige Amtsenthebung als unberechtigt aufhebt. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 13 vom 29. März 1931, S. 57 f. 

14. »Recht« geht vor Gerechtigkeit! Das Verwaltungsgericht entscheidet gegen Eckert! 

Endlich ist das Urteil des evangelischen kirchlichen Verwaltungsgerichts, das am 18. März [1931] 

getagt hatte, den Parteien zugestellt und damit der Öffentlichkeit übergeben worden. Das Urteil lautet: 

»Die Klage des Stadtpfarrers Eckert auf Aufhebung der Verfügung des evangelischen Oberkirchen-

rats vom 28. Jan. Nr. 1555 und vom 30. Jan. Nr. 1891 wird als unbegründet und die Klage des Ge-

nannten wegen Aufhebung der Verfügung des evangelischen Oberkirchenrats vom 6. Februar Nr. 

2461 wird als unzulässig abgewiesen. Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens.« 

Damit wurde der Antrag des beklagten Oberkirchenrats, also des Kirchenpräsidenten, voll inhaltlich 

zum Beschluß des Gerichts erhoben! 

Das Urteil umfaßt 46 Seiten. Von Seite 2-29 wird noch einmal der Tatbestand ausführlich dargestellt. 

Ausgehend von jener von den Nationalsozialisten vorsätzlich gesprengten Versammlung in Neustadt 

a. H. vom 17. Dezember 1930 wird das Redeverbot des Oberkirchenrats zu den zwei geplanten sozi-

aldemokratischen Versammlungen vom 14. und 21. Januar begründet. Eckert verweigerte zwar den 

Gehorsam nicht, protestierte aber schriftlich und mündlich gegen die Begründung, welche die Be-

hörde dem Verbot gegeben hatte. Die Beunruhigung weitester Kreise des Kirchenvolks, deren »Ur-

sache« Eckert angeblich war und durch weitere Reden hätte werden können, wird durch den Tumult 

in Neustadt und durch die Proteste der verschiedensten, meist positiven Kreise gegen die Karikatur 

im »Sonntagsblatt«, die einen evangelischen Pfarrer im Ornat mit einer großen, aus einem Kelch 

geblasenen Hakenkreuzseifenblase darstellt, begründet. Eckert hatte deswegen schon am 3. Januar 

1931 vom Oberkirchenrat die Ordnungsstrafe eines Verweises erhalten. Da Eckert bei der Verneh-

mung am 26. Januar erklärte, daß er auch um der Zukunft der Kirche willen gegen die Nationalsozi-

alisten auftreten werde, die den Anspruch erheben, Vertreter des positiven Christentums zu sein, und 

[216] daß er darin einen Auftrag sehe, den er um der Kirche willen erfüllen müsse, wurde er am 28. 

Januar vom Kirchenpräsidenten eindringlich gebeten, bis auf weiteres in öffentlichen politischen Ver-

sammlungen nicht aufzutreten. Denn durch die Art und Weise seines Auftretens als Redner in Ver-

sammlungen der SPD sei ein Gegensatz in die Landeskirche hineingetragen worden, der sich aus-

schließlich auf außerkirchliche, weltpolitische Gründe stütze. Falls Eckert dieser Bitte nicht nach-

komme, erhalte er die dienstliche Weisung, das Versammlungsverzeichnis vorzulegen. Eckert ver-

weigerte die verlangte Aufstellung. Am 30. Januar 1931 wurde ihm mit sofortiger Wirkung jedes 

Auftreten untersagt. Eckert protestierte und schickte am 3. Februar jene bekannte, in der Zeitung 

veröffentlichte Schrift ab: »Ich klage den Präsidenten der badischen evangelischen Kirche der offen-

sichtlichen Parteilichkeit und des willkürlichen Mißbrauchs seiner Dienstgewalt an!« Das von ihm 

beantragte dienstgerichtliche Verfahren leitete am 4. Februar der Oberkirchenrat von Amts wegen 

ein, das Redeverbot wurde aufrechterhalten, und als Eckert am 5. Februar nochmals auf seinem Re-

derecht bestand und am Vorabend schon in Kaiserslautern gesprochen hatte, wurde er am 6. Februar 
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telegraphisch und schriftlich mit sofortiger Wirkung seines Amtes vorläufig enthoben. Am 10. Feb-

ruar reichte Eckert durch seinen Bevollmächtigten, Dr. Klage beim kirchlichen Verwaltungsgericht 

ein, da ihm durch die Gebote, Verbote und vorläufige Amtsenthebung das Recht der freien politischen 

Meinungsäußerung und -betätigung und das ihm durch seine Anstellung garantierte Recht der unge-

störten Amtsausübung verletzt wurde und die obwaltenden tatsächlichen Verhältnisse die Berechti-

gung der Behörde zu den angefochtenen Verfügungen ausschließen. 

Auf vier Seiten wird in der Urteilsschrift die Zahl und Begründung der fünf »Vorstrafen« festgestellt: 

1925 anläßlich der Hindenburgwahl: 50 Mark Geldstrafe; 1926 »stärkstes Mißfallen« anläßlich seiner 

Betätigung bei der Fürstenenteignungskampagne; 1929 eine Verwarnung vor dem Dienstgericht we-

gen eines Artikels »Was wollen die religiösen Sozialisten?«; 1930 ein ernstes Mißfallen wegen eines 

Flugblatts bei den sächsischen Landtagswahlen; und 1930 noch eine Vermahnung wegen seiner Stel-

lungnahme zu den russischen Religionsverfolgungen. 

Die Entscheidungsgründe des Urteils umfassen 17 Seiten. Einleitend wird betont, daß das Gericht 

keine Werturteile über Persönlichkeiten, Behörden und Bewegungen zu fällen habe. Es habe nur über 

Rechtsfragen zu entscheiden, »niemand zulieb und niemand zuleid«. Alle Mitglieder »begrüßten die 

Wiederzuführung derjenigen Kreise, die sich von der Kirche abgewandt hätten, zur Kirche im Inte-

resse der Kirche aufs wärmste«. Die Grundlage für die Tätigkeit des Gerichts wird eingehend erörtert 

und vor allem die Zuständigkeit behauptet für »alle Entscheidungen kirchlicher Behörden ..., sofern 

die Klage auf Verletzung einer Rechtsvorschrift oder darauf gestützt wird, daß ‘Verhältnisse die Be-

rechtigung der Behörden zu der angefochtenen Verfügung ausschließen«. Es können also auch recht-

liche Vorfragen eines späteren Dienstgerichts hier zur Entscheidung gebracht werden. Aber: grund-

sätzlich ausgenommen hiervon sind die vorläufigen Verwaltungsmaßnahmen im Lauf eines Dienst- 

oder kriminellen Strafverfahrens (also hier der vorläufigen Amtsenthebung), da durch solche Verfü-

gungen ja dem Spruch des Dienstgerichts nicht vorgegriffen werde und demgemäß auch durch ein 

Urteil des Verwaltungsgerichts, das ja unanfechtbar ist, weder bestätigt noch aufgehoben werden 

dürfe. Da außerdem durch die Klageerhebung beim Verwaltungsgericht die angefochtene Entschei-

dung bis zum Erlaß des Urteils gehemmt werde, sei sonst ein sinn-[217]widriges, allzu bequemes 

Mittel, jede solche vorläufige disziplinäre Maßnahme zu verhindern, gegeben. Darum sei die Klage 

auf Aufhebung der vorläufigen Entlassung unzulässig. Man kann sich also nur bei der Kirchenregie-

rung gegen solche Maßnahmen beschweren. (Sollte Eckert bei den heutigen Mehrheitsverhältnissen 

etwa den Teufel bei seiner Großmutter verklagen?) 

Der interessanteste Teil der Entscheidungsgründe befaßt sich aber mit der Frage der Rechtmäßigkeit 

des Gebots der Versammlungsverzeichnisse und des Verbots der politischen Reden. Der Oberkirchen-

rat beruft sich auf seine Pflicht, Amtsführung und Wandel der Geistlichen zu beaufsichtigen. Das 

Recht der freien Meinungsäußerung gemäß Art. 118 WRV. ist gar nicht verletzt worden. Denn durch 

das Verlangen der Listen sei ja Eckert noch nicht gehindert worden, zu reden, wo und wie er wolle. 

Auch die Kirchenverfassung und das kirchliche Dienstgesetz böten eine ausreichende gesetzliche 

Grundlage zur Forderung der Behörde, da von den Pfarrern ein musterhafter christlicher Lebenswan-

del verlangt werde, sie sich durch ihr Verhalten in und außerhalb des Amts der Achtung und des Ver-

trauens, das ihr Beruf fordert, würdig zu erweisen haben und sie durch ihr Ordinationsgelübde sich 

verpflichtet hätten, den Anordnungen der Kirchenbehörde Gehorsam zu leisten. Zwar wird Eckert zu 

gut gehalten, daß er »offenbar sich aus tiefster innerer Überzeugung in seinem Gewissen gezwungen 

sieht, eine öffentliche Propagandatätigkeit in der Richtung zu entfalten, wie es geschehen ist. Es wird 

ihm auch zugutegehalten, damit der Zukunft der Kirche zu dienen, so wie er sie sich wünscht«. Aber: 

auch über diese Tätigkeit haben die Kirchenbehörden das Aufsichtsrecht. Nur (!!) für die Tätigkeit 

im Rahmen seiner geistlichen Amtsführung ist eine Unabhängigkeit des Pfarrers anzuerkennen, so-

weit er sich dabei nur gebunden fühlt an die absolute Haltung des Wortes Gottes, das er zu verkündi-

gen hat, wie sein Wissen und Gewissen es ihm ermöglicht. Dagegen bei der Tätigkeit in der weltlichen 

Politik (und in der Kirchenpolitik??) gilt weder für den Entschluß noch für die Art und Weise der 

Verwirklichung diese Berufung auf das Gewissen(!!). Sondern hier steht fest, daß der Oberkirchenrat 

das Aufsichtsrecht hat und nach seinem Ermessen (!!) seine Mahnungen und Anordnungen erläßt. – 
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Und nun ist das Verwaltungsgericht unzuständig zur Prüfung, ob das Ermessen der kirchlichen Ver-

waltungsstellen richtig gewaltet hat, da ja dies Gericht keine oberste Verwaltungsbehörde werden 

soll. Sondern er kann nur entscheiden, ob ein Ermessensmißbrauch oder eine Ermessensüberschrei-

tung vorliegt. Da nun der Oberkirchenrat sich durch das Verzeichnis ein objektives Bild über die 

Vorgänge bilden wollte (!), auch den Dienst überwachen und Eckert zu einem maßvollen Verhalten 

veranlassen wollte, so ist »unter den obwaltenden tatsächlichen Verhältnissen« diese Maßnahme so-

gar im wohlverstandenen eigenen Interesse Eckerts gelegen (das soll wohl kein Hohn sein?), denn so 

nur kann der Oberkirchenrat ihm wirklich gerecht werden und ist nicht mehr auf die Berichte seiner 

politischen Gegner angewiesen. (!) Also hier hat der Kirchenpräsident Recht erhalten! 

Aber noch interessanter ist die Begründung, weshalb das Redeverbot zu Recht besteht: Es musste 

erfolgen, da Eckert nicht die Listen einreichte. Denn: das Grundrecht der freien Meinungsäußerung 

wird eingeschränkt in der Verfassung durch die Worte: »innerhalb der Schranken der allgemeinen 

Gesetze«. Hierunter sind die Disziplinargesetze und Verordnungen für die Beamten zu verstehen. Die 

Kirche kann also hier ihre eigenen Gesetze schaffen. Die oben schon erwähnten Gesetze für das Ver-

halten der Pfarrer und das Gehorsamsgelübde schränken die freie Meinungsäußerung ein! Die nun 

folgenden Erklärungen müssen unbedingt wörtlich abgedruckt werden: 

[218] »Die parteipolitischen Kämpfe der letzten Zeit hatten die Spannung und Erregung in den sich 

gegenüberstehenden Lagern aufs äußerste gesteigert. Pfarrer Eckert hatte sich in die vorderste Linie 

des Kampfes für die SPD und gegen die NSDAP gestellt. Daß ihm eine einseitige leidenschaftliche 

Vertretung seiner Auffassung unter Außerachtlassung einer objektiven Würdigung entgegenstehen-

der Ansichten eignet (sind das keine Werturteile??), ergibt sich aus den im Tatbestand festgestellten 

Vorgängen. Eine schwere Explosion war in Neustadt a. H. im Anschluß an eine Rede Eckerts erfolgt. 

Die Würde und das Ansehen des durch ihn vertretenen geistlichen Standes schien, wie aus zahlrei-

chen Presseäußerungen und Zuschriften sich ergab, infolge dieser Ereignisse und der publizistischen 

Tätigkeit Eckerts bereits Schaden gelitten zu haben (nicht etwa durch die Hetze der positiven Blätter?) 

und fernerhin durch das von ihm geplante Auftreten als Rednerin zahlreichen weiteren Versammlun-

gen schwer gefährdet zu sein. Eine solche Gefährdung war auch dann zu befürchten, wenn es ohne 

(!) die Schuld Eckerts aus Anlaß seines Auftretens zu Schlägereien und Tumulten kommen sollte. 

Das preußische Oberverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 20. Mai 1927 mit Recht ausgeführt, 

daß das Amt die gesamte Persönlichkeit des Beamten erfaßt. Er sei niemals nur Privatmann. In allen 

seinen Handlungen auch außerhalb seines Dienstes im engsten Wortsinn müsse er sich dessen bewußt 

sein und bleiben, daß das Amt ihn bindet. In einem Pfarrer der evangelisch-protestantischen Landes-

kirche sieht die Bevölkerung, auch wenn er lediglich als politischer Redner in einer Versammlung 

spricht, vor allem den Pfarrer. Sowohl die NSDAP als auch der Stahlhelm waren gewillt (!!), sich 

Eckert in seinen eigenen Versammlungen oder in gleichzeitigen Gegenkundgebungen entgegenzu-

stellen. Der Stahlhelm hatte sogar seine Angehörigen öffentlich aufgefordert, Eckert nicht mehr spre-

chen zu lassen. Eckert hatte sich der Erwägung, daß es dem Ernst und der Würde seines Amtes ent-

sprechen würde, angesichts dieser Lage wenigstens für die nächste Zeit auf das Auftreten in politi-

schen Versammlungen als Redner zu verzichten, nicht zugänglich gezeigt usw. Wenn bei dieser Sach-

lage und angesichts der hohen Gefahr, daß sich tumultuarische Vorgänge mit Pfarrer Eckert als Mit-

telpunkt wiederholen könnten, der Oberkirchenrat glaubte, in Erfüllung der ihm obliegenden Auf-

sichtspflicht dem Pfarrer Eckert, der der Verfügung des Oberkirchenrats nachzukommen sich gewei-

gert hatte, für die nächste Zeit das Auftreten als Redner in politischen Versammlungen überhaupt zu 

verbieten, so kann nicht gesagt werden, daß »die obwaltenden tatsächlichen Verhältnisse die Berech-

tigung der Behörde zu der angefochtenen Verfügung ausschlossen«. 

Und nun?? 

Es wird eitel Freude im Hause Wurth und Friedrich sein! Sieg auf der ganzen Linie! Also: der Herr 

Kirchenpräsident hat bei seinen Entscheidungen richtig »ermessen«, als er mit beabsichtigter Endgültig-

keit vorläufig seine Kirche gegen Eckert schützte! Ja: »seine« Kirche. Denn nach welchem Maßstab 

hat denn der Kirchenpräsident gemessen? Doch wohl nur aus der Perspektive des nach dem ihm politisch 

nahestehenden Teil des Kirchenpräsidenten ist seit Eckerts Auftreten als Redner in politischen 
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Versammlungen der SPD erst ein Gegensatz in die Kirche hineingetragen worden! Als der Kirchen-

präsident oder der Oberkirchenrat Mayer weltlich-politisch tätig waren, gab es keinen Gegensatz. Wo 

kam denn all die Empörung her, welche die Arbeiterschaft jahrzehntelang von der Kirche fernhielt? 

Doch von der politischen Tätigkeit der Konservativen! Nun: Noch einige Tausend Abstimmungsunter-

schriften mehr werden dem Kirchenpräsidenten den kirchlichen Willen dieser Massen zeigen! – 

[219] Aber, Ihr sehr klugen Herren Richter: Ist Ihnen der Widerspruch in Ihrem Urteil entgangen: 

»Das Amt erfaßt die gesamte Persönlichkeit des Beamten«, und nun auf einmal gibt es für die Ge-

wissensfreiheit und die Verantwortung des Pfarrers vor Gott, dem er doch mehr gehorchen soll als 

den Menschen, nur einen Ausschnitt für diese protestantische Gewissensfreiheit, nämlich nur dann, 

wenn er auf der Kanzel steht? Auf diese Weise wird der Pfarrer wohl säuberlich in die einzelnen 

Ressorts des Oberkirchenrats eingeteilt: für die eine Sache ist dann der Herr Prälat und für die andre 

der Herr Rechtsreferent zuständig. Und doch geschieht alles in einer Verantwortung vor Gott! Das 

ist ein feiner Protestantismus »halb und halb«. 

Den Höhepunkt der Begründungen stellt aber doch der wörtlich abgedruckte dritte Teil dar! Meine 

Herren Richter: Sie waren doch Juristen, hohe Verwaltungsjuristen, und ein Theologe: Sie haben da 

wohl den tüchtigen SA-Leuten und Stahlhelmern einen »legalen Weg« zeigen oder einen »geistlichen 

Rat« geben wollen, wie man den roten Pfarrern leicht einen geistlichen Maulkorb verschaffen kann? 

Diese /S. 65 Helden brauchen nur recht zu bramarbasieren, wie sie die Versammlungen terrorisieren 

wollen, eventuell auch einmal ein bißchen mit der Waffe zu fuchteln ..., schon hat nicht diese geistige 

Kampfschar, sondern – der Pfarrer die Ruhe gestört, noch mehr: die Würde seines Amtes verletzt!! 

Sollen es dann die Leute vom Reichsbanner oder vom Antifa ebenso in den Versammlungen machen, 

wo Pfarrer des Volksdienstes oder anderer Rechtsparteien sprechen? Das eröffnet liebliche Perspektiven! 

Also zum ersten Mal hat nun das Verwaltungsgericht getagt. Und sein erstes Urteil stützte den Kampf 

der Positiven gegen die religiösen Sozialisten! Wir sind nun sehr auf den Ausgang des Dienstgerichts 

gespannt! Der Oberkirchenrat hat nun ein prachtvolles Instrument gegen mißliebige politische Pfarrer 

in der Hand. Nur ein Illusionist konnte anderes erwarten! Wir unterstellen den Richtern keine böse 

Absicht. Aber wenn sie so die »Wiederzuführung« der entfremdeten Massen begrüßen, hätten sie 

doch auch mit einem Gedanken darüber nachdenken sollen, daß unter der Herrschaft der Positiven 

die Arbeiter davonlaufen und daß sie erst wieder seit der Tätigkeit der religiösen Sozialisten sich um 

die Kirche zu bekümmern anfangen. Sollten da die Herren Richter nicht »die obwaltenden tatsächli-

chen Verhältnisse« doch ein bißchen sehr verkehrt ermessen haben? – Wie lange wird dies Urteil 

gelten? Nur, solange die bürgerliche Klasse die Kirche regiert, und keinen Tag länger! – Der Schrei-

ber hat sich, bevor er eine ganze Nacht hindurch das Urteil studierte und den Artikel schrieb, einen 

Trostspruch geholt. In der Bibel fand er das Wort: »Es geht Gewalt über Recht!« (Hab. 1, 3.) Und bei 

Marx im Kommunistischen Manifest fand er den Satz: »Euer Recht ist nur der zum Gesetz erhobene 

Wille Eurer Klasse!« Und mit ihm sind viele Tausende so respektlos, diese Sätze von diesem Urteil 

des Verwaltungsgerichts für wahr zu halten!! E. J.* 

Die Veröffentlichung des Urteils ist erfolgt bevor ich es selbst in Händen hatte. 

Ich behalte mir vor, in der nächsten Nummer des Blattes das Urteil des Verwaltungsgerichtes selbst-

kritisch zu würdigen. 

[220] Das eine aber steht jetzt schon fest, daß es nun zum Entscheidungskampf innerhalb der Kirche 

geht. Die einzige Möglichkeit, einen geordneten Rückzug anzutreten, hat die Oberkirchenbehörde 

verpaßt – wir werden keinen Millimeter zurückweichen Genossen und Freunde, wir sind im Recht, 

daran kann auch keine formal juristische Korrektheit etwas ändern. 

Macht euch bereit, sorgt dafür, daß die Zahl der hinter uns Stehenden noch größer wird. 

 
*  Wer sich hinter den Initialen E. J. verbirgt, konnte nicht ermitteln werden. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 

daß es sich um eine anonyme Stellungnahme des Verteidigers von Erwin Eckert, Rechtsanwalt Dr. Eduard Dietz, 

handelt, der namentlich nicht hervortreten wollte. Die anschließende erste Stellungnahme zum Urteil des Ver-

waltungsgerichts stammt von Erwin Eckert. [d. Hrsg.] 
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Der Präsident, die Oberkirchenbehörde will den Kampf – sie soll ihn haben, – aber anders, als sie 

sich ihn denkt; sie soll ihn haben bis zum bittersten Ende. 

Setzt keine Hoffnungen auf das Dienstgericht – es wird genauso »gerecht« urteilen, aber es wird ein 

Tribunal werden, vor dem die Unversöhnlichkeit unserer Auffassungen mit denen der Verderber der 

evangelischen Kirche deutlich wird; ein Tribunal, vor dem wir die Parteilichkeit, die Hilflosigkeit 

und den Amtsmißbrauch des Präsidenten und des Oberkirchenrates beweisen werden. 

Das verspreche ich euch, Genossen und Freunde, die ihr euch mit einer aufopfernden Hingabe für 

unser Recht eingesetzt habt, daß ich mich nicht losreißen lasse von euch, komme, was wolle. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 14 vom 5. April 1931, S. 64 f. 

15. Erwin Eckert, Das begrenzte Gewissen. Juristen an der Arbeit 

Das Ergebnis des Verwaltungsgerichts ist mehr als mager. Man ist versucht, die ganze Verhandlung 

als völlig überflüssig und nebensächlich zu bezeichnen, wenigstens soweit es sich um die Klärung 

der Frage handelte, ob der Präsident der Landeskirche seine Befugnisse überschritten habe oder nicht, 

ob ein Amtsmißbrauch seinerseits vorliege oder nicht. 

Natürlich wird die Behörde in Schutz genommen und ihr Verhalten begreiflich zu machen versucht, 

ja geradezu entschuldigt, und zwar mit den Argumenten des Oberkirchenrats selbst, aber eine eigent-

liche Entscheidung ist nicht gefällt. 

Das Verwaltungsgericht hat gar keine eigene Meinung geäußert. Das paßt ganz zu der Tatsache, daß 

keiner der Herren Richter, auch der Vorsitzende nicht, es für notwendig gehalten hat, bei der Ver-

handlung direkte Fragen an den beklagten Oberkirchenrat oder an den Kläger zu stellen. Der hohe 

Gerichtshof hatte überhaupt keine Fragen zu stellen; er war sich klar darüber, was zu geschehen habe. 

Das Endresultat ist in dürren Worten, ohne juristischen Formelkram folgendes: 

Es war nicht ausgeschlossen, daß die Behörde dem Pfarrer Eckert das Verzeichnis der politischen 

Versammlungen abverlangte und ihm auf seine Weigerung, dieses Verzeichnis zu liefern, jedes Auf-

treten als Redner in politischen Versammlungen verbot. 

Die vorläufige Amtsenthebung ist ein Teil des dienstgerichtlichen Verfahrens, dessen Begutachtung 

dem Verwaltungsgericht nicht untersteht. 

Man beachte wohl: das Gericht sagt nicht: es war notwendig und richtig, sondern: es war nicht aus-

geschlossen, daß die Behörde gegen mich so vorging! Warum »nicht ausgeschlossen«? Weil nach 

Ansicht der Oberkirchenbehörde und des Gerichtes die Würde und das Ansehen des [221] Geistlichen 

Eckert durch seinen politischen Kampf gegen den Faschismus in Gefahr stand, Not zu leiden, und 

man das »in seinem eigenen Interesse«!! – wer lacht nicht aus voller Kehle über diese bodenlose 

Heuchelei – verhindern mußte. 

Und wer entscheidet darüber, ob die »Würde und das Ansehen« der Geistlichen gewahrt bleibt – das 

Kirchenvolk! 

Wer ist dieses Kirchenvolk? Nach der Urteilsbegründung: 

[1.] die positiven Geistlichen und ihr Anhang auf dem Lande, den sie zu »Kundgebungen« gegen 

mich aufhetzten, und 

2. die Nationalsozialisten und Stahlhelmer, die drohten, meine Versammlungen zu sprengen. 

Dafür, daß die breitesten Massen es für die oberste Pflicht des Geistlichen, um sein Ansehen und 

seine Würde nicht vor die Hunde gehen zu lassen, halten, daß er sich einsetzt gegen den Faschismus, 

gegen diese antichristliche Pest unserer Tage, hat das Gericht kein Ohr – nichts, gar nichts hat dieses 

unparteiische Gericht über die Einstellung der breiten antifaschistischen Massen zu sagen – Klassen-

gericht. 
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Die jubelnde Zustimmung der Massenversammlung zu unserem Kampf existiert für das Gericht nicht; 

die unzählbaren Sympathiekundgebungen für uns sind nie gewesen. 

Das Gericht hätte bei einer selbständigen und ausgiebigen Prüfung des Tatbestandes dazu kommen 

müssen, daß das Verhalten der Kirchenbehörde ganz ausgeschlossen, ganz unmöglich und unnötig war. 

Die verwaltungsgerichtliche Begründung aber des politischen Überwachungsrechts der Geistlichen« 

durch die Oberkirchenbehörde ist ein Kabinettstück juristischer Equilibristik [Gleichgewichtskunst 

besonders beim Seiltanz – d. Hrsg.], eine Verhöhnung des evangelisch-protestantischen Glaubens 

und ein Thema für die nächste evangelisch-theologische Doktorarbeit mit dem Titel: »Warum und 

wann hat eine Oberkirchenbehörde das Recht und die Pflicht, einem Geistlichen die Verkündigung 

des Willens Gottes zu verbieten – unter besonderer Berücksichtigung der behördlich feststellbaren 

Grenzen des in Christo gebundenen Gewissens«. 

Wir empfehlen den Doktoranden, sich nach Erlangen zu wenden. 

Die Arbeit hätte von der Voraussetzung auszugehen, daß am 16. März 1931 das oberste Verwaltungs-

gericht einer evangelischen Landeskirche folgendes festgestellt hat: 

Der Geistliche ist in der Ausübung seines »eigentlichen geistlichen Amtes« von der obersten Kir-

chenbehörde unabhängig, sofern er sich dabei nur gebunden fühlt an die absolute Geltung des Wortes 

Gottes, das er zu verkündigen hat, wie sein Wissen und Gewissen es ihm ermöglicht. 

Wenn der Geistliche aber um seines Gewissens willen, aus dem Gehorsam Gott gegenüber im öffent-

lichen, im politischen Leben kämpft, um Gottes Reich den Weg zu bereiten, dann gehört das nicht zu 

seiner geistlichen Amtsführung, sondern zu seinem außerdienstlichen Benehmen! 

Dieses Benehmen überfordert »Würde und die Achtung des Geistlichen«, über deren Verletzungen 

die Behörde zu entscheiden hat. Der Geistliche kann sich weder »für den Entschluß noch für die Art 

und Weise seiner politischen Betätigung auf sein Gewissen berufen«!! 

Der kirchlich approbierte Normalpfarrer hat zu sagen: »Hier stehe ich – ich kann auch anders.« Wenn 

der Herr Oberkirchenrat und wenn der Herr Präsident meinen, es sei nicht angängig, es widerspreche 

meiner »Würde und meinem Ansehen«, daß ich Gott auch in unse-[222]rer Zeit gehorche und die 

Widerstände gegen sein Reich bekämpfe – dann lasse ich das eben. Ich möchte unter gar keinen Um-

ständen, daß die positiven Stützen des Kirchenregiments ins Wanken geraten und etwa die Nationalso-

zialisten und Stahlhelmführer Ihnen Unannehmlichkeiten machen, Herr Präsident. »Mein Gewissen«, 

– ach, das ist nicht so wichtig –, ich lesejeden Morgen und jeden Abend die »Rechtsgutachten« der 

Herren Thümmel, Evangelisches Kirchenrecht für Preußen, 1930, Seite 297 und 366, und Bunzel , Die 

rechtliche Stellung des evangelischen Pfarrers, 1931, Seite 68 und 71, durch, und dazu die Seite 37 der 

Urteilsbegründung des badischen Kirchlichen Verwaltungsgerichtes; dann gibt sich das schon. Even-

tuelle Reste meines »geistlichen Amtes«, die mit mir in mein ganzes »weltliches« Leben hinauswollen, 

gebe ich vorher in der Sakristei und meinem Amtszimmer ab. Was soll ich damit in der »Welt«? 

Man könnte verrückt werden über einen solchen Irrsinn und blutige Tränen weinen über den Verrat 

evangelischen Glaubens durch die derzeitigen Machthaber der Landeskirche. 

Das Gericht, auch das Dienstgericht, kann beschließen, was es will; ich werde auch weiterhin und 

mit aller Rücksichtslosigkeit den weltanschaulichen und politischen Kampf gegen den Nationalismus 

und den Faschismus im Namen Christi führen und mit mir meine Freunde. 

Wenn die oberste Gerichtsinstanz die Ansicht zum Gesetz erhoben hat, daß die Behörde das Recht 

habe – ich gestehe ihr das unter gar keinen Umständen zu –, die politische Tätigkeit der Geistlichen 

durch Einfordern von Versammlungsverzeichnissen zu überwachen, dann wird die Behörde in Zu-

kunft zum mindesten solche Verzeichnisse von allen Pfarrern, die politisch tätig sind, auch von den 

Abgeordneten verlangen müssen, und nicht von mir allein! 

Aber was will sie mit den Verzeichnissen? Sie kann doch nicht gut einen KPÜD. = »Kirchl.-politi-

schen Überwachungsdienst« einführen, selbst wenn sie aus Spandau einen Überwachungsdienstbe-

amten umsonst bekäme. 
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Man soll einem Geistlichen, auch einem politisch kämpfenden, ruhig vertrauen. Vielleicht sitzt Gott 

doch im Regiment, Herr Präsident, und vielleicht bestimmt doch er und nicht die positive Christenheit 

der Nationalsozialisten, wie alles weitergehen soll. 

Nur im Kampf und durch den Kampf um die bessere Erkenntnis, das tiefere Wissen und den größeren 

Glauben wird das zukünftig Wichtige geboren. 

Sehr bezeichnend ist die Behauptung des Verwaltungsgerichts, die vorläufige Amtsenthebung sei nur 

ein Teil des dienstgerichtlichen Verfahrens und präjudiziere nichts. Ob in meinem Falle die Amtsent-

hebung nach dem Sinn der gesetzlichen Bestimmungen gerechtfertigt ist, wagt das Verwaltungsge-

richt nicht zu entscheiden. 

Wir werden darum umso deutlicher vor dem Dienstgericht die Unmöglichkeit dieser Amtsenthebung 

anprangern, diese Versündigung der Behörde an dem geistlichen, dem kirchlichen Leben meiner Ge-

meinde. 

Von dem Termin des Dienstgerichts ist vorläufig noch nichts bekannt. Wir warten ab. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 15 vom 12. April 1931, S. 69. [223] 

16. Erwin Eckert, »Es rettet uns kein höh’res Wesen, kein Gott, kein Kaiser, noch Tribun« 

Sowohl der »Verband für Freidenkertum und Feuerbestattung e.V, Sitz Berlin« wie der »Bund sozi-

alistischer Freidenker, Sitz Leipzig« bemühen sich in letzter Zeit besonders zu beweisen, daß ein 

gottgläubiger Mensch nicht klassenbewußter Sozialist sein könne. 

Ihr »Beweismaterial« ist zwar reichlich dürftig, aber auf unvorbereitete Gemüter nicht ganz wir-

kungslos. 

Die Freidenker zitieren zunächst den Anfang der zweiten Strophe der »Internationale«: „Es rettet uns 

kein höh’res Wesen, kein Gott, kein Kaiser, noch Tribun. Uns aus dem Elend zu erlösen, können wir 

nur selber tun!« /S. 90 und dann als Gegensatz dazu aus Chorälen etwa: „Mit unsrer Macht ist nichts 

getan. Wir sind gar bald verloren. Es streit für uns der rechte Mann, den Gott hat selbst erkoren. Fragst 

Du, wer der ist? Er heißt Jesus Christ ...« Oder: »Hoff, o du arme Seele. Hoff und sei unverzagt! Gott 

wird Dich aus der Höhle, da Dich der Kummer plagt, Mit großen Gnaden rücken; Erwarte nur die 

Zeit. So wirst Du schon erblicken Die Sonn der schönsten Freud.« 

Die Freidenker behaupten nun, daß wir, die religiösen Sozialisten, die zweite Strophe der »Internati-

onale« nicht aus innerer Überzeugung mitsingen könnten. 

Ich stelle fest, daß die »Internationale« von uns aus innerer Überzeugung gesungen wird. 

»Uns aus dem Elend zu erlösen, können wir nur selber tun.« 

Jawohl! – das können wir nur selber tun –. Die »Wunder« beginnen erst in der Sphäre, die dem 

menschlichen Verstand, dem menschlichen Willen, dem menschlichen Handeln entzogen sind. Die 

Ordnungen und Verhältnisse des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens aber stehen durchaus 

im Bereich der menschlichen Handlungsfreiheit, also auch der Kampf um den Sturz der kapitalisti-

schen Unordnung. 

Der Kampf um den Sturz des Kapitalismus und der Aufbau der sozialistischen Ordnung ist darum 

auch nach unserer Auffassung nicht Aufgabe eines Volkstribuns noch eines Kaisers noch eines Got-

tes, sondern die Aufgabe und das Werk der Arbeiterklasse selbst. Zur Arbeiterklasse aber gehören 

wir auch. 

Das ist der Sinn der zweiten Strophe der »Internationale«, die sich dagegen wendet, daß die Massen 

etwa glauben sollen, ohne ihr Zutun, durch irgendein Wunder oder die Handlung eines höheren We-

sens würden sie aus der Ungerechtigkeit der Gegenwart befreit werden. 

Für einen Menschen, der alles Geschehen bis zu Ende zu denken versucht, aber schließt der Gesang 

der »Internationale« nicht den Glauben an Gott aus. 
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Woher sind die Kräfte der Erkenntnis, des Verstandes, der Vernunft, des Glaubens, der Hoffnung, 

der Sehnsucht, die uns zum sozialistischen Kampf zwingen, in uns Menschen? Woher ist das Verlan-

gen nach Gerechtigkeit und Wahrheit, nach Frieden und Liebe? 

Ihr wißt es nicht, Genossen Freidenker! Ihr sagt bestenfalls – von der Natur –, ihr spürt nichts von 

jenem gewaltigen Kraftzentrum, für das ihr kein Empfangsgerät in euch habt; ihr wißt nichts davon, 

daß Gott, der Herr der Welten, Wirkungen seines Wesens in diese Welt und Menschheit gab, damit 

die Erde erfüllt, erlöst werde. Ihr wißt nicht, daß diese heiligen Kräfte am deutlichsten und unmittel-

barsten in Jesus Christus für unser Leben greifbar wurden. 

[224] Wir sind allerdings überzeugt, daß die frohe Botschaft von der Erlösung der Menschen aus den 

Niederungen des Lebens, daß das »Evangelium« der Gerechtigkeit, des Friedens und der Liebe ein 

lauter und die besten Kräfte auch der Arbeiterklasse auslösender Ruf Gottes zum Kampf gegen die 

Ungerechtigkeit und Menschenunwürdigkeit der kapitalistischen Gegenwart bedeutet. 

Wir meinen auch, daß der Mensch, der sich einbildet, »von sich aus«, mit »seiner Macht« etwas 

Entscheidendes ausrichten zu können, bald merken wird, wie er versagt, müde wird, gemütlich und 

verspießert, Genossen Freidenker! Er ruht gewissermaßen auf den einmal gelesenen populären Bro-

schüren aus und macht sich gelegentlich wieder einmal stark an den Kraftausdrücken seiner jugend-

lichen Vergangenheit in der Partei, die längst zur Phrase geworden sind. 

Man kann sogar, verehrte Genossen, durch die Jahrzehnte konserviertes individualistisches Aufklä-

rertum aufwärmen und sich dabei »revolutionär«, »klassenbewußt« vorkommen. 

Ein Mensch, der sich in Demut zum Gefäß der Kräfte des Heiligen, Großen, zum »Knechte Gottes« 

»erniedrigt« weiß, wird in immer neuer Kraft kämpfen können, kämpfen müssen für das Reich der 

Gerechtigkeit, des Friedens und der Güte, wird ein Revolutionär von Geblüt und Seele sein. 

Wir Menschen arbeiten wie elektrische Maschinen, wie Preßlufthammer, wie Dampfturbinen. Wenn 

wir den Zusammenhang mit der Zentrale verlieren oder wenn der Kontakt, die Leitungsdrähte und 

Rohre zerschnitten sind, dann ist unser Leben tot; dann sieht es nur noch so aus, als ob – aber es ist 

nichts mehr los damit; es ist stillgelegt, wartet auf Abbruch und Zusammenfallen. 

»Es rettet uns kein höh’res Wesen.« – Wir retten die Welt und die Menschheit – aber nicht von uns 

aus –, wir retten sie im Auftrag und mit der Hilfe Gottes, der will, daß allen Menschen geholfen werde. 

Ihr Freidenker tut das nämlich genau wie wir auch. – Ihr kennt bloß den Auftraggeber nicht – ihr seht 

nur die Auftragszettel – ihr hört nur die Stimme aus dem Telefon und meint, am anderen Ende da 

sitze »das Nichts«, der »Urschleim«, »die Keimzelle«, das »chemie-elektrische Etwas«. 

Vielleicht kommt ihr doch noch trotz der kirchlichen Unzulänglichkeit und Schuld mit uns soweit, 

daß ihr in stummer Ehrfurcht vor dem Geheimnis der Gottheit steht und mit ahnender Seele hinhorcht 

auf das, was uns der Unfaßbare – der heilige Gott – sagt und aufträgt, daß ihr eure »Götter« und 

»Göttinnen«, an die ihr nämlich glaubt, beerdigt, als da sind: der Verstand, die Wissenschaft, die 

Natur, die Kausalität, die Entwicklung, der Mensch, der Weltnebel usw. 

Ihr werft uns vor, wir glaubten an Götter (!!), welcher Unsinn! Wir glauben an Gott, den Geist der 

Welten! Aber ihr – verehrte Genossen –, glaubt ihr nicht an Götzen, die ihr euch zurechtgemacht, die 

aus eurem Hirn entspringen und mit der jeweilig modernen »Wissenschaft« ihr Aussehen und ihre 

Frisur ändern? 

»Mit unserer Macht ist nichts getan; wir sind gar bald verloren.« Jawohl, werte Genossen Freidenker, 

wir sind überzeugt, daß die sozialistische Bewegung nicht siegen wird aus eurer Macht, sondern des-

halb, weil ihr Sieg schicksalhaft bestimmt ist nach den Gesetzen des menschlichen Lebens und der 

Gesellschaft, die Gott, der Herr, bestimmt hat und nicht der »Verband [225] für Freidenkertum und 

Feuerbestattung«, die Karl Marx erkannt hat und für deren Erfüllung die Arbeiterklasse kämpft. Wenn 

die sozialistische Bewegung auf eure Macht angewiesen wäre, dann wäre es bald vorbei mit ihr; dann 

wäre sie allerdings bald verloren. Da aber in ihr etwas lebendig ist von dem Wollen Jesu Christi, 

etwas getan wird letztlich im Auftrag des lebendigen Gottes, wird sie siegen, wird ihre Macht 
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unüberwindbar sein, auch ohne, ja trotz der Freidenkerpropaganda, die Gott und den Dienst Gottes 

an der Menschheit verspottet. 

In: Der Religiöse Sozialist, Nr. 20 vom 17. Mai 1931, S. 89 f. 

17. Ohne Sinn für Recht und Billigkeit. Die Kirche verzichtet auf Arbeiter* 

Gestern trat der neu gewählte Landeskirchentag, das Parlament der württembergischen Evangeli-

schen Kirche, in Stuttgart erstmals zusammen. Bei den vorgenommenen Zuwahlen in den Landeskir-

chentag gab es eine Überraschung, die blitzlichtartig den Geist dieser kirchlichen Versammlung auf-

zeigt. Bekanntlich hat der Landeskirchentag das Recht, noch sechs Abgeordnete zu wählen. Es lagen 

drei Eingaben vor, in denen um die Zuwahl von Vertretern der religiösen Sozialisten gebeten wurde. 

Abg. Böhringer (Ulm) gab eine gemeinsame Erklärung der beiden bürgerlichen Gruppen ab, wonach 

diese ihren Mitgliedern die Freiheit der Abstimmung nach ihrem Gewissen zugestanden haben. Das 

Ergebnis der Abstimmung ergab 23 Stimmen für, 35 aber gegen die Zuwahl eines religiösen Sozia-

listen, so daß die nötige Zweidrittelmehrheit nicht erreicht wurde. Zugewählt wurden dagegen für die 

orthodoxe Gruppe I Professor D. Fezer (Tübingen), Pfarrer Metzger (Bronnweiler) und Oberlandes-

gerichtsrat Nestle (Stuttgart); für die liberale Gruppe II: Dekan Welsch (Vaihingen-Enz), Staatsrat 

Rau (Stuttgart) und der Geschäftsführer des Evangelischen Volksbundes, Springer (Ludwigsburg). 

Diese Wahl ist eine Ungeheuerlichkeit und stellt einen Affront gegen die religiösen Sozialisten und 

die Arbeiterschaft dar, wie wir ihn nicht erwartet haben. Am 18. Mai noch ist in der »Schwäbischen 

Tagwacht« mit den besten Gründen nachgewiesen worden, daß die Kirche um der Gerechtigkeit wil-

len und im eigenen Interesse gut beraten wäre und nichts weiter als eine Selbstverständlichkeit täte, 

wenn sie der religiös-sozialistischen Minderheit freiwillig im Sinne der rechtlichen Möglichkeiten, 

die das Kirchengesetz gibt, Sitz und Stimme im Kirchenrat einräumen würde. 

Die religiösen Sozialisten haben bei der Landeskirchenwahl anfangs März dieses Jahres 12 Prozent 

aller im Lande abgegebenen Stimmen erhalten. Wäre das Kirchenwahlrecht nicht so reaktionär und 

ungerecht, wie es ist, sondern würde, wie überall sonst, nach der Verhältniswahl gewählt, so hätten 

die religiösen Sozialisten etwa acht Sitze bekommen. 

So aber hat man die Mitarbeit der Vertreter der Arbeiterschaft in der Kirche verrammelt. 

[226] Wenn man hier noch von den ungerechten Auswirkungen eines ungerechten Wahlsystems spre-

chen kann, so läßt sich das von der am 18. Mai vorgenommenen Zuwahl nicht sagen. Hier war es 

dem freien Ermessen des Landeskirchentages überlassen, die Ungerechtigkeit des Wahlsystems von 

sich aus zu korrigieren. Man hat davon keinen Gebrauch gemacht. 

Diese Tatsache ist so beschämend für die Kirche und wirft ein so katastrophal schlechtes Licht auf 

den Geist ihrer führenden Leute, daß sich die Herren Prälaten und Pastoren über die möglichen 

Auswirkungen dieses Stücks nicht wundern dürfen. 

Ihr »Gewissen« hat diesen Herren der Welt und des Himmels solches Handeln vorgeschrieben! – 

Nicht das beste Gewissen sicherlich. Sie haben ihrem sonst so oft gepredigten »Appell an das Gewis-

sen« das denkbar schlechteste Vorbild gegeben. 

Es sind also drei weitere Theologen, zwei weitere hohe Beamte und ein weiterer Kirchenbediensteter 

in den Landeskirchentag gewählt, der bereits vorher dieses Gesicht hatte: 

26 Theologen, 1 Missionar, 1 Schulrat, 17 höhere und mittlere Beamte, 2 Kirchenmusiker, 5 Hand-

werker und Kaufleute, 1 Fabrikant, 1 Apotheker, 5 Landwirte und Großgrundbesitzer, worunter ein 

Fürst und ein Freiherr, 1 Bürgermeister und 1 Frau. 

 
*  Der Text ist namentlich nicht gezeichnet. Es spricht jedoch alles dafür, daß der Chefredakteur des »Sonntags-

blattes des arbeitenden Volkes«, Erwin Eckert, der Verfasser ist, da bei ihm religionssoziologisches Bewußtsein 

besonders ausgeprägt war. [d. Hrsg.] 
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Arbeiter war und ist kein einziger im Kirchenparlament. Auf Arbeiter legt die Kirche des Nazareners 

also kein Gewicht! Aber auf Fürsten, Freiherren, Fabrikanten, Großgrundbesitzer, Generalstaatsan-

wälte und andere »Mühselige und Beladene«. Die Arbeiterschaft ist auch hier nur dazu da, Steuern 

zu bezahlen. Wenn Freidenker den Geist der Kirche kritisch beleuchten wollen, brauchen sie sich 

bloß auf die Zusammensetzung dieses Kirchenparlaments zu berufen. 

Zu Beginn der Sitzung eröffnete der Kirchenpräsident Wurm die erlauchte Versammlung mit einer 

Ansprache, der wir folgendes entnehmen: 

Fünf Millionen Arbeitslose, trostlose Berufsaussichten, furchtbare Verzweiflungstaten, Verschärfung 

der weltanschaulichen, politischen und wirtschaftlichen Gegensätze bis zur Siedehitze bezeichnen 

den Leidensweg, den das deutsche Volk unter dem Druck des Friedensvertrages gehen muß. Diese 

Zustände bilden den günstigsten Nährboden für die Ausbreitung eines Systems, das dort, wo es zur 

Herrschaft gelangt ist, den Jammer des Weltkrieges noch überbietet (!). Im letzten Grund ist der fa-

natische Haß gegen Kirche und Christentum auf den titanischen Versuch zurückzuführen, ein der 

menschlichen Natur widersprechendes Wirtschaftssystem (!) durchzudrücken, ein Versuch, der nicht 

gelingen kann und der dafür den Sündenbock in der Kirche sucht, die mit ihrer Verkündigung die 

Menschheit zum Tragen des Leids willig mache statt zur Empörung gegen Tyrannenmacht. Freilich 

könne nicht übersehen werden, daß die Entwicklung der Gottlosigkeitsich längst in der bürgerlichen 

Welt angebahnt hat und daß schwere Versäumnisse gegenüber den Umschichtungen im Erwerbsleben 

vorgekommen sind, auch seitens der Christenheit. Wenn die Kirche das Volk vor der Annahme dieser 

falschen Heilslehre warnt, so tut sie es nicht in dem Sinne, als ob sie sich solidarisch erklären wollte 

mit der Wirtschaftsweise, die heute herrscht, sondern weil sie überzeugt ist, daß auch der Arbeiter-

schaft die heutigen Verhältnisse als Paradies (!) erscheinen würden, wenn jene Ideen verwirklicht 

würden. Die Kirche wird für soziale Anliegen ebenso offen sein wie für nationale; sie wird gegebe-

nenfalls auch die Regierenden mahnen, bei allen gebotenen Sparmaßnahmen doch die schwachen 

Schultern möglichst zu schonen. Unter dem Druck der Not ist es selbstverständlich, daß sich die 

Kirche auch willig Sparmaßnahmen unterzieht. Jede wesentliche Verkürzung der Staatsleistungen 

würde eine entsprechende Erhöhung der Kirchensteuer [227] bedeuten, die im jetzigen Zeitpunkt 

nicht in Frage kommen kann. Mit der geltenden Verfassung ist eine Erreichung oder wesentliche 

Minderung der jetzigen Staatszuschüsse nicht vereinbar. 

Wir bewundern den Kirchenpräsidenten, den früheren deutschnationalen Landtagsabgeordneten 

Wurm, um den politischen Mut zu dieser Rede. Vom Faschismus und seiner Tyrannei hat er nie etwas 

gehört. Seine »gegebenenfaltige Mahnung« an die »Regierenden« zur Schonung der schwachen 

Schultern hat uns ordentlich gerührt. So also, wie aus dieser klassischen Rede klar wird, sieht die 

Kirche die soziale Not der Gegenwart. Aus dem letzten Satz der Rede nehmen wir noch ein Bekennt-

nis. Nämlich das: Daß der Staat den Kirchen all die Jahre über tatsächlich viel mehr gab, als er ver-

pflichtet war. Diese kirchenpräsidentliche Ansicht deckt sich mit der vor wenigen Tagen von der 

Sozialdemokratie im Landtag vorgebrachten. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 22 vom 31. Mai 1931, S. 97. 

18. Erwin Eckert, Noch eine »Berichtigung« des Herrn Hindenlang 

Der zu diesem Amte völlig ungeeignete Leiter des badischen evangelischen Pressedienstes, Pfarrer 

Hindenlang, der gelegentlich pathetisch seine »Unabhängigkeit« von der Oberkirchenbehörde betont, 

hat wieder, jetzt die fünfte oder sechste, »Berichtigung« während des »Falles Eckert« durch seinen 

epd (Evang. Presse-Dienst) gebracht. Diesmal über den »Fall Streng«. Für neu hinzugekommene Le-

ser – und das sind in den letzten Wochen Tausende –, kurz dies: Pfarrer Streng in Waldwimmersbach 

ist Nationalsozialist – er hat nach unseren Angaben am 18. Jan. 1931 auf dem Altar seiner Kirche als 

liturgische Ausschmückung einen Stahlhelm, einen Säbel und einen Karabiner niedergelegt und eine 

schwarz-weiß-rote Hakenkreuzfahne am Altar angebracht. Der epd [Evangelischer Pressedienst, d. 

Hrsg.] »berichtigt« diese Nachricht, nachdem erst auf unsere Feststellungen hin die Untersuchung 

der in Frage stehenden Vorgänge eingeleitet wurde, wie folgt: 
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»Die Schmückung des Altars mit den ›Mordwerkzeugen‹ hat seinerzeit stattgefunden bei der kirchli-

chen Trauerfeier für den ersten im Kriege gefallenen Waldwimmersbacher, also schon im Jahre 1914. 

Es hat sich daraus ein Ortsbrauch gebildet, der bei jeder Trauerfeier für einen Gefallenen und, nach 

dem Ende des Krieges, an jedem Volkstrauertag innegehalten wurde. 

Pfarrer Streng ist aber erst seit dem Februar 1929 in Waldwimmersbach; er hat also diesen Brauch 

nicht eingeführt, auch sonst nicht irgendein Faschist; jene Ausschmückung erfolgte schon unter der 

Amtsführung der Pfarrer Krieger und Dürr, welche politisch überhaupt nicht hervorgetreten sind. Die 

ganze Sache hat also mit dem Faschismus nichts zu tun, und der Kirchengemeinderat von Waldwim-

mersbach bittet den Oberkirchenrat, ihm die schon 17 Jahre alte örtliche Übung zu belassen. – Ferner 

bestreitet der Kirchengemeinderat von Waldwimmersbach, daß in der Kirche jemals eine Hakenkreuz-

fahne an der Kanzel angebracht gewesen sei. Richtig ist, daß bei der Reichsgründungsfeier eine alte 

Reichsfahne mit dem Reichsadler an der Kanzel angelehnt stand. Diese war ohne Vorwissen des Pfar-

rers und Kirchengemeinderats von einer von auswärts kommenen Schar hingestellt. Wie wenig der 

Ortspfarrer an diesen Dingen be-[228]teiligt ist, geht daraus hervor, daß er noch vor den Angriffen 

gegen ihn an einem gewöhnlichen Sonntag eine nationalsozialistische Gruppe veranlaßt hat, ihre Ha-

kenkreuzfahne nicht mit in die Kirche zu nehmen, sondern vorher in einem Hause abzustellen. – End-

lich ist festgestellt, daß an nationalen Feiertagen alle Vereine, auch sozialistische, von jeher mit ihren 

Fahnen in die Kirche kamen und ihre Fahnen am Pfarrstuhl oder an der Sakristei aufstellten. 

Daraus ergibt sich, daß der Oberkirchenrat keinen Anlaß hat, gegen Pfarrer Streng wegen faschisti-

scher oder sonstiger Parteiagitation in der Kirche durch Aufstellen von Fahnen und dergleichen vor-

zugehen. Es sollte erwartet werden dürfen, daß nun endlich die ganz unbegründeten Angriffe gegen 

den Oberkirchenrat wegen parteilicher Haltung im Falle Streng verstummen.« 

Diese Berichtigung bestätigt also nicht nur, daß auf dem Altar einer badischen Kirche Stahlhelm, 

Säbel und Karabiner gelegen haben, sondern auch, daß die Oberkirchenbehörde diesen Vorgang nicht 

weiter tragisch nimmt. Die Anführungszeichen, in denen das Wort »Mordwerkzeuge« steht, sind 

nämlich von der Behörde selbst gesetzt; sie sollen sagen, Säbel und Karabiner sind ja gar keine Mord-

werkzeuge. Der Kirchengemeinderat »bittet« sogar die Oberkirchenbehörde, die schon 17 Jahre alte 

Übung, auf den Tisch des heiligen Abendmahles Stahlhelm, Säbel und Gewehr zu legen!!!, beibehal-

ten zu dürfen. 

Was 17 Jahre eine Sünde gegen den heiligen Geist, eine tatsächliche »unerhörte Herabwürdigung 

kirchlicher Einrichtungen und Gegenstände« war, soll auch weiterhin nicht unmöglich gemacht wer-

den, weil das »Kirchenvolk« von Waldwimmersbach das so will!! 

Die in der »Berichtigung« angeführte, in der Kirche am 1. März, also nicht am 18. Januar, aufgestellte 

»alte Reichsfahne mit dem Reichsadler«! war die Hakenkreuz-Bundesfahne des faschistischen Frau-

enordens, Ortsgruppe Meckesheim. 

Diese Fahne war allerdings – und darin hat die Berichtigung allein recht – nicht über die Kanzel 

herabgehängt, sondern in der Kirche an der Kanzel an die Wand angelehnt! 

Es ist nicht richtig, daß in Waldwimmersbach auch »sozialistische Vereine ihre Vereinsfahnen von 

jeher an nationalen Feiertagen in der Kirche aufstellten«! 

Es gibt in Waldwimmersbach überhaupt keine sozialistischen Vereine, also auch keine sozialistischen 

Vereinsfahnen. 

Dieser Ausschnitt aus den absolut zuverlässigen Informationen, die wir uns für das Verfahren vor 

dem Dienstgericht vorerst noch aufbewahren, zeigt deutlichst, was man von den Presse»berichtigun-

gen« der Oberkirchenbehörde halten darf, die Herr Pfarrer Hindenlang weitergibt. 

Wir werden auch die bürgerliche Presse vor diesem »überparteiischen« Kircheninstitut des epd war-

nen müssen, damit sie nicht im guten Glauben, objektiv zu berichten, kirchenpolitische Tendenznach-

richten abdruckt. 

Wir wollen, um das noch einmal zu sagen, keine Disziplinierung des Pfarrers Streng – er hat genauso 

gut das Recht, seine Auffassungen im parteipolitischen Leben zu bekennen, wie wir das für uns 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 182 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

fordern; wir wollen und werden aber, und zwar nicht nur am Falle Streng, beweisen, daß der Präsident 

der Landeskirche parteiisch seine Dienstgewalt benutzt hat. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 16 vom 19. April 1931, S. 74. [229] 

19. Erwin Eckert, Um des Gewissens willen. Rede vor dem Dienstgericht in Karlsruhe am 14. 

Juni 1931 

Da die badische Oberkirchenbehörde es für richtig gehalten hat, den Wortlaut des Urteils, das das 

Dienstgericht gegen den Genossen Pfarrer Eckert gefällt hat, zu veröffentlichen, sehen wir uns in den 

Stand gesetzt, den Wortlaut der, vor dem geheim tagenden Gericht gehaltenen Reden der Genossen 

Dietz, Kappes und Eckert, in dieser und den folgenden Nummern zu veröffentlichen. 

Werte Herren Richter! 

Ich will den Verhandlungen eine kurze grundsätzliche Erklärung vorausschicken, um Ihnen ein klares 

Bild über die Begründung meiner Einstellung zu geben. Aus ihr können Sie erkennen, daß ich von dem, 

was ich getan habe, nichts bereuen kann, nichts zurückzunehmen vermag, und warum ich bei gleichge-

lagerten Voraussetzungen genauso reden und handeln müßte, wie ich gehandelt und geredet habe. 

Ich bin Pfarrer geworden, weil ich mir keinen höheren und schöneren Beruf denken konnte als den, 

den Willen Gottes begreifen zu wollen und ihn zu verwirklichen. Es dauerte lange, bis ich verstehen 

lernte, daß Gott mir unfaßbar bleiben werde trotz aller Unruhe, die er in mein persönliches Leben 

gab, trotz allem Verlangen, ihn zu begreifen und ihm zudienen. Die vorletzten, die unserer Begriffs-

welt zugänglichen Erkenntnisse wurden mir immer bedeutsamer: Die Reste der Gottesoffenbarungen 

in der Religionsgeschichte, das Alte Testament, die Propheten vor allem, schließlich Christus selbst 

und die Ahnungen von seiner Bedeutung für die Menschheit in den Bekenntnisschriften der Apostel, 

der Kirchenväter und der Reformation. 

Aber immer blieb in mir das Fragen und Suchen danach, ob Gott sich nicht in unserer Zeit manifes-

tiere, welche besondere Aufgabe er unserer Frömmigkeit und unserer Kirche gestellt habe. 

Ich sah von klein auf den unerhörten Widerspruch zwischen dem, was im Willen Gottes beschlossen, 

gut und gerecht ist, und der Wirklichkeit des Lebens. In der proletarischen Vorstadt Mannheims auf-

gewachsen, war mir schon als Kind das Elend, das Vertieren, der Jammer der Masse bekannt. Es waren 

doch alles auch Menschen, die da in der äußersten Not leben mußten wie ich, meine Geschwister, 

meine Eltern, und es geschah nichts von der Kirche aus, um das alles zu ändern, um das anzuklagen. 

Die Kirche, die Pfarrer schwiegen. 

Das Studium vertiefte diesen Eindruck von der Kraftlosigkeit der Kirche und der Theologie den kon-

kreten Aufgaben des Lebens gegenüber in mir. Der Krieg mit seiner ganzen Grauenhaftigkeit des 

gegenseitigen Mordens, die ungezählten Nahkämpfe und die Todesnähe, die Verantwortung für die 

von mir zum Sterben Geführten ließen mich in der Tiefe erschrecken vor der Sinnlosigkeit und der 

Gottesferne einer Gesellschaft, die den Krieg geradezu verherrlicht um der Vorteile willen, die sie 

sich daraus erhoffte. 

Die politischen Kämpfe nach dem Krieg, die Revolution, vor allem in Rußland, erschienen mir wie 

ein Gericht von Gott über die faul gewordene Ordnung unserer Zeit. 

Die Seelsorge, das Amt, das bewußte Kennenlernen der inneren Zusammenhänge und der Gesetzmäßig-

keiten des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens, das wiederaufgenom-[230]mene ernsthafte 

Studium der Volkswirtschaftstheorien und der Soziologie erhärtete das in der Kinderzeit instinkthaft 

Empfundene zur unumstößlichen Gewißheit: 

Gott will diese ganze Gesellschaft stürzen und verderben, und wehe der Kirche, wehe den Geistlichen, 

die aus der eigenen Gebundenheit und Verflochtenheit mit der Sphäre der bürgerlichen Interessen-

ordnung den Gerichtsruf Gottes nicht hören. 

Es wurde mir klar, daß ich reden müßte, anklagen müßte, koste es, was es wolle. 
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Ich zitterte erst vor dem Gedanken, ob ich als junger Vikar das dürfe. Es war nicht Angst vor den 

Menschen, nicht Angst vor meiner Behörde, nicht Angst um meine Existenz; es war vielmehr die 

Angst vor der Größe der Aufgabe und ihrer Verantwortung. Es war das Bewußtsein meiner eigenen 

Unzulänglichkeit, Nichtigkeit und Sünde, das mich zurückhielt, bis ich im Vertrauen auf jene Lehre 

unseres evangelischen Glaubens, daß auch der unwürdige Mensch Gottes Wort verkünden kann und 

daß es einen Segen in sich selbst trüge, den Mut gewann zum Kampf gegen alles, von dem ich über-

zeugt war, daß es dem Willen Gottes in unserer Zeit widerspreche und der Kirche schaden müsse. 

Darum habe ich seit Jahren die Bindungen der Kirche an das Vergangene und Zugrundegehende aus-

zuschalten und unmöglich zu machen versucht; darum habe ich mich gegen alle monarchistischen 

Umtriebe in der Kirche gewendet, gegen die Versuche, deutsch-nationale Parteipolitik zur Norm 

evangelischer politischer Tätigkeit zu machen; darum habe ich mich für die Fürstenenteignung ein-

gesetzt, die die Kirche unmöglich machen wollte, habe ich mich auch gegen die religiös verbrämte 

politische Propaganda gegen Sowjetrußland gewendet. 

In den letzten Monaten vollzog sich nun die Konzentration all dieser Bestrebungen, das Alte zu si-

chern, die alte gerichtete Eigentumsordnung, die alte gerichtete Gesellschaft und Staatsauffassung, 

die verlogene Weltanschauung der sterbenden bürgerlichen Gesellschaft zu retten in der nationalso-

zialistischen Bewegung, die ihrer Theorie, ihrer Methode und ihrem Ziele nach durch und durch 

unchristlich, ja antichristlich ist und in der Maske des »positiven Christentums« die Kirche um den 

letzten Rest des Vertrauens bei allen nicht bürgerlich Frommen bringen muß. 

Um der Kirche willen, um unseres Volkes willen, um der Not der Massen willen mußte ich, mußten 

wir die Nationalsozialisten bekämpfen, und ich werde das auch weiterhin tun. 

Eigentlich wäre das alles die Aufgabe der verantwortlichen Führer der Kirche gewesen, aber die sind 

blind; sie sind verstockt. Vielleicht müssen sie verstockt und blind sein, damit bewiesen wird, daß 

Gottes Kraft und Größe es ist, die aus den verachteten Massen der Gottlosen die beruft, die seinem 

Reich in der Gegenwart und Zukunft dienen wollen. Die verantwortlichen Führer der Kirche, die 

selbst auf der Seite der bürgerlichen Interessengruppen stehen, die das Kommende aufhalten wollen, 

versuchten mich und damit meine Freunde wegen unseres Kampfes gegen die nationalsozialistische 

Gefahr zu treffen, uns mundtot zu machen, ja sie verdächtigten unseren Kampf, als sei er aus ober-

flächlichen, von Menschen ersonnenen Beweggründen absichtlich vom Zaune gebrochen. 

Sie wagten es, Herr Oberkirchenrat Friedrich, von meinem »blinden Haß« gegen die Nationalsozia-

listen zu reden. Sie können nicht begreifen, daß es auch andere Motive gibt, die einen Geistlichen 

zwingen können zu einer so rücksichtslosen Anklage, wie wir sie gegen die Nationalsozialisten erho-

ben haben. Sie stellten sich beschützend durch unwahre Berichtigungen [231] vor die nationalsozia-

listische Propaganda in der Kirche; Sie und der Präsident treiben unsere Kirche dem Untergang ent-

gegen, und Sie sehen es nicht. 

Sie berufen sich darauf, daß meine Disziplinierung notwendig geworden sei, weil ich nicht gehorcht 

habe, daß ich nach der Ansicht des Oberkirchenrats die Würde und das Ansehen meines Amtes verletzt 

habe. Sie zitieren zu diesem Zwecke dehnbare Paragraphen der Verfassung, des Dienstgesetzes und das 

Ordinationsgelübde, in dem ich versprochen habe, den Anordnungen der Behörde Gehorsam zu leisten. 

Alle Paragraphen unserer Verfassung stehen unter dem Paragraph 1 unserer Verfassung; der aber 

lautet, meine Herren: 

»Die Vereinigte Evangelisch-protestantische Landeskirche Badens verehrt mit der evangelischen Ge-

samtkirche Jesus Christus als den Herrn und das alleinige Haupt seiner großen Gemeinde.« 

Ein Pfarrer hat sich deshalb bei allem, was er tut, nicht zu fragen: Was wird die Oberkirchenbehörde 

dazu sagen, sondern was hat Christus dir befohlen? 

Das ist auch der Sinn der Bekenntnisschriften, auf denen sich der Glaubensstand unserer Kirche aufbaut; 

das ist der Sinn z. B. der Ausführung Melanchthons in der Apologie der Confessio Augustana zu Artikel 

7 und 8, wo er sagt: »Denn Christus ist ihr Haupt und heiligt und stärkt sie durch seinen Geist.« 
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An einer anderen Stelle heißt es: 

»Die rechte Kirche steht nicht auf den Prälaten, weil sie die Gewalt haben, denn es sind schon viele 

vom hohen Stand, Fürsten und Bischöfe, vom Glauben abgefallen. Darum steht die Kirche auf den-

jenigen, in welchen eine rechte Erkenntnis Christi lebendig ist.« 

Darum, meine Herren, weil ich ein evangelischer Mensch bleiben will, der sich keinem äußeren will-

kürlichen Zwang beugt, werde ich immer dann, wenn die Erlasse der Oberkirchenbehörde der rech-

ten, das heißt der vor dem Evangelium und dem in Gott gebundenen Gewissen geprüften Erkenntnis 

und dem Auftrag Christi widersprechen, stets nur und absolut Christus gehorchen, die menschlichen 

Absichten des Oberkirchenrats aufdecken und anklagen. 

Mein Predigtamt, und dazu gehört nicht nur das Reden auf der Kanzel, sondern alles Reden aus in-

nerstem Auftrag, auch der politische Kampf, habe ich nicht von der Oberkirchenbehörde, nicht vom 

Herrn Präsidenten, sondern von Gott. 

Ich glaube auch in diesem Stück der Confessio Augustana, die unserer Kirche grundlegendes Be-

kenntnis ist. Dort heißt es im 5. Artikel: 

»Um solchen Glauben zu erlangen, hat Gott das Predigtamt eingesetzt, hat er das Evangelium und 

das Sakrament gegeben, und er gibt dadurch, als durch Mittel, den heiligen Geist, welcher den Glau-

ben, wo und wann er will, in denen bewirkt, die das Evangelium hören.« 

Ganz ähnlich spricht sich Luther selbst in den Schmalkaldischen Artikeln aus. 

Wie aber kann ich, meine Herren Richter, das mir von Gott, so glaube ich, gegebene Predigtamt und 

seinen Auftrag mir von einer kurzsichtigen Behörde nehmen lassen? Würde ich nicht vor Gott schul-

dig geworden sein? Und wäre das nicht viel schlimmer als alle Strafen, die eine Behörde oder Sie als 

Richter über mich verhängen können? 

Man wirft mir vor, ich hätte die von mir in der Ordination abgelegten Gelübde nicht gehalten. Was 

habe ich in der Ordination versprochen? [232] 

 

Um des Gewissens willen. Der Religiöse Sozialist, 30. Aug. 1931 (PAB) 
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[233] Erstens, daß ich das Wort und das Sakrament dem evangelischen Glauben gemäß nach bestem 

Wissen und Gewissen, rein und lauter, mit Fleiß und Eifer verkündigen will. – Das habe ich getan, 

so gut ich es konnte. 

Ich habe zweitens versprochen, meiner Gemeinde durch mein Leben ein Beispiel zu geben. Ich habe, 

soweit wir Menschen das überhaupt tun können, versucht und gekämpft darum, daß mein Leben ver-

antwortbar sei vor Gott trotz all seiner Schuld. Was hätte ich mehr tun sollen? 

Ich habe drittens versprochen, mich der Seelen, die mir anvertraut sind, in Liebe anzunehmen. Das 

habe ich getan. Was ist mein ganzer Kampf auch um eine Neuordnung des äußeren Lebens anderes 

als ein Ringen darum, daß die Seelen meiner Mitmenschen nicht im Elend ersticken und zugrunde 

gehen? 

Ich habe viertens allerdings versprochen, den Anordnungen der Behörde gehorsam zu sein. Aber es 

ist selbstverständlich, daß die Behörde selbst sich auch unter den Herrn unserer Kirche zu stellen hat 

und darum nicht von mir verlangen kann, was gegen das in Gott gebundene Gewissen eines verant-

wortlichen evangelischen Menschen gerichtet ist. 

Ich stehe mit gutem und freiem Gewissen vor Ihnen. Ich habe meine Pflicht getan und werde sie auch 

weiter tun, so oder so, wie Gott es will. Es gibt ein Wort in der Apologie der Confessio Augustana 

zum Artikel 14, der vom Kirchenregiment handelt. Dort heißt es: 

»Weil denn die Bischöfe die Unsern nicht dulden wollen, wenn sie nicht diese Lehre verlassen, die 

wir bekannt haben, zu deren Bekenntnis uns Gott gezwungen hat, so müssen wir die Bischöfe fahren 

lassen und Gott mehr gehorsam sein und wissen, daß die christliche Kirche da ist, da Gottes Wort 

recht gelehrt wird. Die Bischöfe mögen zusehen, wie sie es verantworten wollen, daß sie durch solche 

Tyrannei die Kirche zerreißen und wüste machen.« 

Mögen die Herren des Oberkirchenrats sich dieses Wort über die Tyrannei merken, die die Kirche 

zerreißt und wüste macht. Sie, die Herren vom Oberkirchenrat, den Herrn Präsidenten, trifft die Ver-

antwortung an alledem, was unserer badischen Landeskirche noch geschehen mag, wenn Sie weiter-

hin ungeistlich und aus der behördlichen Macht heraus richten und entscheiden. 

Der Präsident hat mich nicht nach Gottes Wort, nicht geistlich gerichtet, sondern mit der Tyrannei, 

die ihm zugefallen ist aus äußerer Macht; nicht aus dem Glauben und aus der Kraft, sondern aus der 

Angst und menschlichen Schwäche. Er hat mich nicht einmal angehört in meiner Gewissensnot, ob-

wohl ich ihn darum bat. Er hat mich zwingen wollen, gegen mein Gewissen zu handeln. Er hat mich 

viele Wochen von meinem Amte weggerissen, von dem ich glaube, daß es mir von Gott gegeben sei. 

Er hat meine Gemeinde durcheinandergebracht, /S. 148 geradezu zerstört und die Kirche erschüttert. 

Die Seelennot der Tausenden, die keinen Gottesdienst mehr bisher besuchten, kümmerte ihn nicht. 

Der Herr Präsident hat mich noch nicht ein einziges Mal persönlich weder politisch noch geistlich 

reden hören; er urteilte, reglementierte, ohne mich zu kennen. 

Nicht ich stehe als Angeklagter vor Ihnen, meine Herren Richter, sondern der Oberkirchenrat, der 

Präsident unserer Landeskirche, der juristische Sachberater der Oberkirchenbehörde; sie haben un-

sere Kirche an den Rand des Verderbens geführt. 

Ich habe mit allem Ernst und innerstem Gehorsam vor Gott mein Amt und meinen Beruf auszuüben 

versucht. Wofür wollen Sie mich bestrafen? 

Ich habe alles, was ich tat, um der Kirche und ihrer Zukunft willen getan, um der Menschen willen, 

die ihr anvertraut sind. Warum soll ich gerichtet werden? 

[234] Ich habe Unrecht leiden müssen. Monatelang. Wie will das Gericht das wieder gut machen? 

Ich habe mit meinen Freunden unabsehbaren Schaden von der Kirche abgehalten, als eine spontane 

Empörung Tausende, ja Zehntausende aus der Kirche herausreißen wollte. Wie soll uns das gedankt 

werden? 

Wir wollen keinen Dank und keine Wiedergutmachung; wir wollen nur Gerechtigkeit und Anerken-

nung dessen, was wir getan haben aus innerstem Glauben. 
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Mag diese Verhandlung ausgehen, wie sie will. Der Kampf zwischen dem Gestern und Morgen hat 

auch in der Kirche begonnen. Wir werden ihn führen, ob wir wollen oder nicht. Wir werden ihn 

führen, und er wird nicht aufhören, bis Klarheit geschaffen ist über den zukünftigen Weg der Kirche, 

bis alle Hemmungen weggeräumt sind, die ihr den Weg in die von Gott gewiesene Zukunft versperren. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 35 vom 30. August 1931, S. 147 f. 

20. Erwin Eckert, Das Kirchengericht hat entschieden! 

Ein Vorpostengefecht aus dem Kampf um die Erreichung unserer Ziele ist zu Ende. 

Wir haben das Recht und die Notwendigkeit der religiös-sozialistischen Bewegung gegen die kirch-

liche Reaktion verteidigt, einen Angriff abgeschlagen, der zu ihrer Ausschaltung und Vernichtung 

führen sollte. 

Selbst die aus der bürgerlichen Mentalität bestimmten Richter konnten sich wenigstens zum Teil nicht 

der Wichtigkeit und dem inneren Zwang unseres Wollens entziehen. 

Der konkrete Anlaß zu dem schweren Zusammenstoß zwischen uns und den Machthabern einer ver-

gehenden Periode kirchlichen Lebens war unser politischer und weltanschaulicher Kampf gegen den 

Faschismus, gegen die widerchristliche Verzerrung des militärischen Nationalismus. 

Wir werden diesen Kampf auch weiterhin unerschrocken führen und zu jedem Opfer bereit sein. Wir 

müssen ihn führen um unseres Volkes, um des Evangeliums und um der Zukunft der Kirche willen. 

Viele von den Freunden und Genossen haben in diesen Monaten der Spannung und der Entscheidung 

mir durch ihre Anhänglichkeit und innere Verbundenheit geholfen, die Gehässigkeit und Hinterhäl-

tigkeit unserer Gegner zu vergessen. 

Ich danke euch dafür, Genossen und Freunde. 

Wir wollen auch weiterhin fest zusammenstehen, unerschütterlich und treu in allem Schweren, was 

uns noch auf dem Wege zu unseren Zielen beschieden sein wird. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 25 vom 21. Juni 1931, S. 108. [235] 

21. Erwin Eckert, Nicht geistige Waffen – Pflastersteine gegen die Marxisten! Sachliche Ausei-

nandersetzung mit dem Hakenkreuz?* 

Einen beachtlichen Beitrag zu dieser Frage lieferte eine Veranstaltung der Arbeitsgemeinschaft für 

Volksmission des Bayrischen Landesvereins für Innere Mission. Auf der diesjährigen Tagung in Neu-

endettelsau (12. bis 14. Juli 1931) sollten vier Vorträge über das interessante Thema »Nationalsozia-

lismus und evangelische Kirche« gehalten werden. Für den Ernst, mit dem die Leitung an dies Thema 

ging, spricht die Tatsache, daß auch unser Gesinnungsfreund Pfarrer Lic. Simon in Arzberg als Red-

ner herangezogen wurde. Außer ihm sprachen zwei Nationalsozialisten und ein Mann des Christli-

chen Volksdienstes. Ein Geistlicher, der grundsätzlich parteilos ist, war nicht vorgesehen; gilt das 

heute bereits für überholt? Unter den nationalsozialistischen Rednern befand sich auch der auf kirch-

lichen Tagungen ja schon bekannte und »bewährte« Reichstagsabgeordnete Lehrer Schemm. Zwar 

hatten verschiedene Seiten gegen diese erst im letzten Augenblick erfolgte Heranziehung Protest ein-

gelegt; aber man meinte unter den zahllosen nationalsozialistischen Geistlichen Bayerns keinen 

Mann von ähnlicher geistiger Bedeutung finden zu können. So mußte man sein Referat mit großer 

Spannung erwarten. 

Leider sprach er nicht, wie vorgesehen, an erster Stelle. Sein Parteigenosse, ein Pfarrer, erging sich 

in allerlei Begriffsklitterungen über das Wesen von Politik, Kirche, Evangelium, Volk, usw., um am 

 
*  Der Artikel ist namentlich nicht gezeichnet, fällt aber unter die Redaktionsverantwortung des Schriftleiters Erwin 

Eckert. [d. Hrsg.] 
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Schluß noch ein paar lächerliche Worte für seine Partei zu sagen, etwa im Tone: »Dies Kind – kein 

Engel ist so rein! – laßt eurer Huld empfohlen sein!« So stieß unser Genosse Simon eigentlich ins 

Leere; denn er mußte sein »Nein!« sagen, bevor auch nur ein »Ja!« gesprochen war. Er deckte nun in 

tiefschürfender Weise die Wurzeln und das Wesen des Nationalsozialismus auf, riß ihm seine Masken 

vom Gesicht und zeigte mit unerbittlicher Schärfe die Aufgabe der Kirche, das Evangelium allem Volke 

zu sagen, auch den Sozialisten, die doch auch noch da seien. Die Anwesenden – überwiegend Natio-

nalsozialisten – konnten nur mit Mühe ihre Erregung darüber, daß auch einmal solche Töne laut wer-

den können, unterdrücken. Prof. Strathmann vom Christlichen Volksdienst brachte gediegene grund-

sätzliche Erwägungen zum Thema; nur sprach er leider nicht direkt, sondern meinte es der Denkarbeit 

seiner Hörer überlassen zu können, dann die entsprechenden Folgerungen selbst zu ziehen. 

Am Schluß – nach der Mittagspause – kam die Kanone des Tages, Schemm. Er sprach zwei Stunden 

– Zeit genug, um über das Thema allerlei zu sagen. Aber er brachte dazu – ganze drei Sätze, und auch 

bei diesen am Schluß drein hinkenden Sätzen mußte man schon guten Willens sein, wenn man einen 

Zusammenhang mit dem Thema herauskonstruieren wollte! Im Übrigen verfocht er mit einer Dema-

gogie, die auf einer Volksversammlung angebracht sein mag, die Meinung, daß die heutige Reichs-

regierung bewußt auf den Bolschewismus hinarbeite. Das war sein Thema! Das Wort Kirche kam 

höchstens in diesem Zusammenhang vor, und wer noch nichts vom Nationalsozialismus wußte, der 

lernte hier nur seinen Namen kennen; Klärung bekam er schon gleich gar nicht. Dafür aber hörte man 

allerlei über die gegenwärtige Innen- und Außenpolitik, über den Parteitag in Leipzig und – daß es 

Hitler schon immer gesagt hätte usw. Auch als er [236] 

 

»Die Kirche ist politisch vollkommen neutral« (Koburg).  

(Der Religiöse Sozialist, Nr. 7 vom 15. Feb. 1931, S. 29. (PAB) 

[237] am Schluß seine beiden Vorredner aufs Korn nahm, wußte er nichts zum Thema zu sagen; er 

suchte sich anscheinend absichtlich lächerliche Nebensächlichkeiten heraus. Nur den von Simon als 

unchristlich bezeichneten Versammlungsterror verteidigte er mit lachendem Stolz; den dabei spon-

taneinsetzenden Beifall (!!) eines Teiles der Versammlung quittierte er gleich freudig mit ein paar 

Erlebnissen aus seiner Praxis. Als er dann mit Professor Stratmann noch in einen Wortwechsel kam, 

mußte er sich sogar von seinen Parteigenossen zeigen lassen, daß er die elementarsten Grundbegriffe 

der Politik nicht versteht: er hielt wirtschaftliches Manchestertum für identisch mit nationaler Dikta-

tur! Dabei nahm er das wirtschaftliche Manchestertum für seine Partei in Anspruch (woher zweifellos 

der Name National Sozialismus kommt!). Daraufhin fand er nur noch mit Mühe den Faden zu einem 

pathetischen Schluß. Trotzdem mußte dann der Versammlungsleiter daran erinnern, daß Beifallsbe-

zeugungen beschlußmäßig unterbleiben müßten! So sehr waren die nationalsozialistischen Pfarrer 

von dieser anscheinend mustergültigen Behandlung des Themas »Nationalsozialismus und evangeli-

sche Kirche« durch ihren Führer begeistert! Leider fand der Vorsitzende kein Wort des Bedauerns 
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über diesen durch nichts bemäntelten Mißbrauch einer kirchlichen Tagung zu leerer, parteipolitischer 

Hetze! Aber wie der Erfolg bewies, darf man sogar theologisch gebildeten Nationalsozialisten eben 

alles bieten, wenn damit nur Andersdenkende verunglimpft werden! Daß sich daraufhin die gegneri-

schen Redner nicht veranlaßt sahen, zu einer Aussprache zu bleiben, versteht sich von selbst. 

Das also war das Schicksal einer Auseinandersetzung über diese ernste Frage – einer Auseinander-

setzung unter Pfarrern (!) und ähnlichen Leuten der Volksmission, noch dazu in einer Atmosphäre, 

wie sie Neuendettelsau naturgemäß verbreitet. Damit ist uns wenigstens eine schwere Frage gelöst, 

die Frage nämlich, wie ein bayrischer Pfarrer (!) in einer nationalsozialistischen Volksversammlung 

dazu kommen konnte, zu erklären: 

»Die Auseinandersetzung mit den Marxisten erfolgt nicht mit geistigen Waffen, sondern mit Pflaster-

steinen!« 

Umso schwerer tut sich eine andere Frage auf – und diese Frage geht unserer Kirche, unserer Pfar-

rerschaft, unserem sogenannten Christentum ans Leben –: Meinen wir denn, wenn wir Christentum 

und Christus sagen, überhaupt noch das nämliche? Täuschen wir uns nicht unsagbar, wenn wir so 

tun, als meinten wir dabei wirklich das Gleiche? Da es aber doch nur ein wirkliches Christentum, nur 

einen Herrn und Heiland Jesus Christus gibt – wer hat Recht? Die Bereinigung dieser Frage erscheint 

uns heute dringender als vor 400 Jahren die Auseinandersetzung mit Rom! 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 35 vom 30. August 1931, S. 150. [238] 

22. Erwin Eckert, Der Auftrag Gottes an unsere Zeit. Erste Predigt am 5. Juli 1931 in der Trini-

tatiskirche zu Mannheim nach der Wiedereinsetzung in sein Amt 

Nach langer Zeit, nach über fünf Monaten, sind wir, liebe Freunde, nun wieder zusammengekommen, 

um uns mitten im Wirrwarr der Zeit, in ihren Plagen und Nöten, auf das Wesentliche zu besinnen, 

um Kraft und Zuversicht zu finden für die Gründung und die Gestaltung unseres Lebens. 

Man weiß bald nicht mehr aus und ein in der verwirrenden Fülle der angepriesenen Wege, die uns 

aus der äußeren und inneren Not der Gegenwart herausführen sollen. Kaum wagt man überhaupt noch 

weiter zu denken als an den kommenden Tag. Und doch ist eine quälende Unruhe in uns, wie soll das 

alles noch weitergehen, was sollen, was können wir tun, um aus dem Jammer herauszukommen? 

Wonach sollen wir uns in unserem Denken und Handeln richten? 

»Kümmere dich nicht um das, was draußen geschieht«, sagen die einen. »Du lebst noch und bist 

gesund; anderen geht es noch schlechter wie dir.« »Vertrau nur auf Gott; er wird dich nicht verhun-

gern lassen.« »Gott? Ich merke nichts davon, daß Gott mir hilft – Jeder Tag ist schlimmer als der 

vorhergehende, jede Woche. Wir stehen vor dem Verhungern; unsere Kinderwerden krank, wir gehen 

zugrunde in der Arbeitslosigkeit und dem inneren ist schlimmer Sinne des Lebens. Die Unterstützun-

gen werden von Monat zu Monat unzulänglicher, die Abzüge immer größer. – Unser Geschäft geht 

nicht mehr; wir können nichts verkaufen – und andere leben in Saus und Braus, in der Spannung 

immer neuen Genusses. Wo ist dein Gott, der uns hilft? Nicht Gott – wir selber müssen uns helfen. 

Jeder ist seines Glückes Schmied. Dem Tüchtigen gehört die Welt; der Starke bezwingt den Schwa-

chen; das ist Naturgesetz, das für den Einzelnen und das Volk gilt. Darum, so sagen die anderen, 

sorge dafür, daß du der Starke, der Einflußreiche bist, der sich über die anderen erhebt, daß unser 

Volk mächtig sei ... Wenn du schuldig wirst dabei, soll dich nichts hemmen.« »Du unterdrückst die 

andren, betrügst andere, treibst sie in Verzweiflung, zu Krieg und Tod?« Was soll diese Sentimenta-

lität und Rührseligkeit? Es geht nur über Leid zur Freude und nur auf diesem Wege zum Erfolg. Und 

der Erfolg allein entscheidet. 

»Jawohl, zum Erfolg, aber nicht zur Rettung führt dieser Weg, weil er nicht aus dem Willen Gottes 

ist.« 
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»Wie kannst du das behaupten? Was weißt du von Gott und seinem Willen? Weißt du einen anderen 

Weg etwa, der seinem Willen eher entspricht? – Gibt es überhaupt eine Erkenntnis, die das Absolute 

zu deuten vermag?« 

Damit sind wir am entscheidenden Punkte angelangt. Ich behaupte, daß nicht die aus menschlichen 

Willenskräften, durch Denken konstruierten Wege uns helfen können. Wir Menschen können nicht 

aus dem circulus vitiosus unserer irdischen Gebundenheit heraus. Eine größere Sicht, das Erkennen 

des Wesentlichen, des Kommenden dessen, was wird, und was um dieses Kommenden willen ge-

schehen muß, das können wir uns mit den Mitteln des Verstandes nicht erzwingen; das wird uns 

geschenkt aus Gnade von Gott. Und allein diese über aller menschlichen Absicht, über aller mensch-

lichen Willkür und Wunschhoffnungen stehende [239] Erkenntnis gibt uns Festigkeit, Klarheit und 

Trost, wenn alles um uns her wankt und wenn unsere Seele von Kummer und Verzagtheit über den 

Sinn unseres Daseins gequält ist. 

Die Voraussetzung für eine Hilfe, eine Rettung unseres Volkes ist darum also das Verlangen nach 

dieser Erkenntnis des absoluten Willens, das Verlangen nach dem Wissen um das Bleibende und 

Notwendige. Mir scheint es so, als ob in unserer Zeit etwas von diesem Verlangen deutlich würde. 

Man ist irre geworden an den rein menschlich willensmäßig und organisationsmäßig gesehenen We-

gen. Der Einzelne erkennt immer mehr seine Ohnmacht den großen Aufgaben der Zeit gegenüber. 

Man vertraut dem politischen Parteigetriebe nicht mehr, dem Parlament nicht mehr, den Regierungs-

maßnahmen, den internationalen Besprechungen und Verträgen nicht mehr, ja die »Hilfsaktion des 

Auslandes«, die in Aussicht gestellte Revision des Friedensvertrages, die Botschaft Hoovers – all das 

gibt den Ernsten unter uns kaum Hoffnung. Man wittert auch da nur wieder ein Geschäft. 

Das Verlangen nach einer höheren Schau, nach dem Willen Gottes wird immer größer, nach einer 

absoluten Erkenntnis, die sich nicht wieder irrt, die uns nicht wieder enttäuscht, die nicht wieder noch 

größeres Elend, noch größere Sinnlosigkeit des Lebens heraufbeschwört. 

Wenn das Drängen zu dieser Offenbarung und Erkenntnis des über alles Geschehen auf Erden be-

stimmenden Willens Gottes auch nicht so gewaltig in unseren Tagen ist, so unaufhaltsam wie damals, 

als Christus Jesus Gott den Menschen offenbarte, wie wir es in unserem Text gehört haben; fraglos 

bildet sich in unseren Tagen die Gemeinschaft der ernsthaft gläubigen Menschen, deren Frommsein, 

jeder Phrase abhold, darin besteht, Gottes Willen in unserer Zeit zu erkennen und zu verwirklichen. 

Wer aber gehört zu denen, die wir die ernsthaft Gläubigen nennen? Nicht, als ob alle die, die in die 

Kirche gehen, das wären. Wir wissen nur zu gut, wieviel rein äußere Ursachen und Beweggründe es 

hierzu gibt, wieviel Gewohnheit und frommer Egoismus, der sich die Seligkeit durch Kirchgehen 

verdienen möchte, dahintersteht. Unser Text gibt uns Antwort darauf, wer geschickt ist dazu, Trost 

aus der Erkenntnis zu finden und zu geben. Nicht der Gewohnheitsfromme, sondern der Suchende, 

unruhig Gewordene, der von der Unheimlichkeit des Überirdischen und Überweltlichen Erschütterte, 

der Erschreckte, nicht der freche, des übermütige Verstandesprotz, der auf seine menschliche Herr-

lichkeit Eingebildete, sondern der Demütige, innerlich Angerufene, der in seinem Gewissen von Gott 

in die Knie Gezwungene, nicht der prophetisch tuende Poseur, der alles weiß, der sich besser und 

klüger dünkt als alle anderen – sondern der sich seiner eigenen Schwachheit und Sünde bewußte und 

darum brüderlich verstehende und mitleidende Mensch. 

Die Suchenden, unruhig Gewordenen unserer Zeit, wo sind sie? Sind es die Gebildeten unseres Vol-

kes, der Völker, sind es die, die Zeit haben und Geld? Sind es die Menschen in ihrer bürgerlichen 

Ängstlichkeit, Naturen, die zittern vor der Zukunft, wenn eine akute Gefahr droht? Ich sage: Nein, 

ach, sie sind so beruhigt, sind nicht von der Unruhe gejagt; sie suchen nicht das Kommende zu be-

greifen, sondern das Vergehende zu erhalten. 

Die Suchenden sind da, wo mit ernster Verstandesarbeit aus den Ordnungen und Gesetzendes gesell-

schaftlichen Lebens der Menschen, aus ihren Fehlern nach den kaum keimenden Ansätzen eines Neu 

Werdens, eines Andersseins gesucht wird, gesucht wird nach dem, was wichtig zu tun ist. 

[240] Je ernsthafter ein Mensch unserer Tage das versucht, desto schneller sieht er sich außerstande, 

durchzudringen; desto schneller überfällt ihn jenes Erschrecken vor der Größe und unheimlichen 
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Macht der Gottheit, die alles bestimmt, vor der Herrlichkeit des Weltenherrschers, die Erkenntnis 

seiner eigenen Armseligkeit. »Was bist du Menschlein in deinem Volk, was kannst du erkennen; du 

steckst ja bis über die Augen mitten im Staub und Schmutz der Erde; was bist du vor dem, der die 

Gesetze nicht nur der Welten bestimmt, sondern auch dessen, was auf der kleinen Erde geschieht?« 

Und ein Zittern überwältigt den suchenden Menschen; ein Verzagen überwältigt ihn: Ich kann nichts 

tun, nichts wissen – ich bin zu gering, weniger als ein Wurm, der in der Sonne verdorrt, weil das 

Gestein ihn nicht einlässt, weniger als ein Fisch, der von den Sturmwellen auf die Steine gepeitscht 

wird und elend verdirbt, weniger als ein Gras, das der Fuß am Wege achtlos zertritt. 

Aber wenn dich diese äußerste Not überfällt, sollst du froh sein und aufmerken, ob nicht durch dein 

Zittern hindurch der Auftrag klingt von dem, was Gott will. Wenn alles noch so unverständlich ist, 

was dieser Auftrag dir sagt, wenn er aussichtslos, gegen alles Herkommen, gegen alles, was bisher 

Geltung hatte, sinnlos zu sein scheint, wie das Auswerfen der Netze des Petrus nach durchwachter 

Nacht, habe Vertrauen zu den Stimmen, die dich in deiner Verzweiflung anrufen. – Glaube nicht, daß 

deine Erfahrung, dein Können richtiger sei – Gehorche – nicht den Menschen – gehorche Gott, so 

wie Petrus Gott in Christus gehorchte, auch wenn du hinaus auf das tobende Meer der Leidenschaften 

getrieben wirst. 

Aber wie soll ich Gottes Dinge tun? – bin ich nicht schlecht, tue ich nicht Sünde, quäle ich mich nicht 

damit: was ist gut, was ist böse? Bin ich nicht, wie Jesaja sagt, ein unwürdiger Mensch in einem 

unwürdigen Volke? Das, was dir als Erkenntnis und Tat aufgetragen sein wird, wird wie eine feurige 

Kohle dich brennen, daß du in dem Kampfe um das Ewige ganz anders bist als sonst. Die Gebunden-

heit und Qual deines kreatürlichen Wesens wird dich daran erinnern, daß du nicht besser bist als die 

anderen Menschen, mit denen du lebst, daß du nicht Gott bist, nicht Gottes Sohn, sondern ein schwa-

ches Werkzeug voller Fehler und Schuld. 

Aber fürchte dich nicht und vor nichts. Es wird dir gehen wie Petrus. Wenn du gehorchst, so wird 

dein Gehorsam nicht umsonst sein. Es wird durch dich etwas gewirkt, was du gar nicht erwartet hast, 

was gegen jede Erfahrung spricht. Du wirst dann erst recht erschrocken sein, Angst haben vor dem, 

was da geschehen ist, was noch werden soll, wenn die erste Bestätigung dich trifft. Du wirst dich 

loswinden wollen von der Verantwortung, der Größe der Aufgabe, die du begonnen hast. »Herr, gehe 

von mir; ich bin ein sündiger Mensch!« Ich kann nicht; die Angst der Kreatur vor dem Schöpferi-

schen, die Angst vor dem Einsatz aller Kräfte des Lebens für die überpersönliche große Aufgabe läßt 

dich erschrecken. 

»Herr, gehe weg von mir; ich bin ein sündiger Mensch!« Aber er geht nicht von dir; er zwingt dich 

zu einer höheren Aufgabe, als es die deines bisherigen Lebens war. Du sollst Menschen fangen, her-

ausziehen aus dem Meer der Sinnlosigkeit, der Dumpfheit, des schalen Genusses, der Bequemlich-

keit, der Blasiertheit. Du wirst umgekrempelt. Bis jetzt hast du vielleicht Waren verkauft, Häuser 

vermietet, Brot gebacken, den Acker bestellt, die Wohnung in Ordnung gehalten, Eisen gedreht, Stahl 

gehärtet, Maschinen bedient, Kalkulationen ausgerechnet, Bankzinsen eingeheimst, die Konkurrenz 

erledigt, Geschäfte gemacht, als Arbeitsloser gestempelt, als Beamter verwaltet, als Politiker die 

Pläne der Gegner hintertrieben, hast gelebt, wie man [241] als Mensch eben lebt, funktioniert, mal 

geliebt, mal gehaßt, dich gefreut, dich geärgert, willst immer was Neues oder bist resigniert. Das ist 

nun anders, wenn du angefaßt wirst von Gott, in unserer Zeit seinen Auftrag hörst; dann ist dir das 

bisherige Leben nur insoweit möglich und wichtig, als es einen Sinn hat für das von Gott Geforderte. 

Du merkst, wie sich in dir eine neue Kraft bildet, eine neue Tätigkeit. Das Leben beginnt erst, meinst 

du. Vorher war es ein mehr oder minder stilles und gehaltloses Dahinvegetieren. Es ist in dich etwas 

eingedrungen von den Elementen einer höheren Welt. Was dich vorwärtstreibt und erhebt, ist etwas 

aus der Ewigkeit, das stärker ist als der Tod. 

Aber was ist der Auftrag Gottes in unsrer Zeit, – ist er für alle, die suchen und erschrecken vor seiner 

Größe, derselbe? 

Er ist derselbe Auftrag, wie ihn Christus den ersten Jüngern gab: »Gehet hin in alle Welt und lehret 

alle Völker und lehret sie halten, was ich euch befohlen habe.« »Das Reich Gottes ist nahe herbeige-

kommen; tut Buße und bekehret euch.« 
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Lasset ab von aller Ungerechtigkeit. Hört auf mit der Unterdrückung der Armen und Schwachen. 

Schaffet eine Ordnung, die jeden als ein Kind Gottes, als einen Menschen leben läßt. Gebt, was Gott 

für alle geschaffen, die Felder und Wälder, die Bergwerke und die Fabriken, allen zurück, daß es für 

alle verwaltet werde und keiner mehr hungern und verzweifeln muß und nicht weiß, wo er schlafen 

soll. Keiner sei Herr, keiner Knecht und Sklave. Nicht vornehm – gering sollen sie sein. Dienet einan-

der, jeder nach seiner Gabe, in Freiheit und Gemeinschaft, in der Verantwortung vor dem Ganzen 

und vor Gott. 

Haltet Frieden, tötet den Krieg! Warum baut ihr Panzerkreuzer, warum redet ihr von Aufrüstung, 

warum verherrlicht ihr die Vernichtung des Lebens, der Völker? – Rüstet ab, dient dem Frieden ohne 

Rücksicht auf die anderen Völker, was sie tun und was sie wollen. 

Verachtet die Verlogenheit der heutigen Kultur, die Menschen zugrunde gehen läßt, Seelen vergiftet, 

ja, in der teuflischen Macht des Hasses, der Zwietracht versinken läßt. 

Das ist für die alte, für unsere Zeit die doch so neue Botschaft vom Reich des Friedens und der Ge-

rechtigkeit, der Freude in dem heiligen Geist. Sie werden uns verlachen, die das nicht begreifen, die 

Überklugen, die Mächtigen der Welt, die Wirtschaftsführer, die Reichen, die Einflußgewaltigen und 

die, die es werden wollen; ja, sie werden uns für töricht und weltfremd erklären, die heutigen Führer 

der Kirche werden uns Schwärmer, gefährliche Demagogen nennen. 

Was tut’s? Mir scheint, daß wir unseren Auftrag erfüllen müssen wie Jesaja. »Gehe hin und sprich zu 

diesem Volke: Höret und versteht nicht, sehet und merket nicht.« Sage dem Volke meinen Willen, 

sage ihn so, daß sie ihn nicht begreifen, /S. 168 rücksichtslos, brutal, ohne Kompromisse, und wenn 

sie dich steinigen, unmöglich machen; mache sie verstockt, daß sie hören und nicht verstehen. 

Jawohl. So ist es heute. Verstockt sollen die Verteidiger der bestehenden Ordnung der Gesellschaft 

sein, die Verteidiger des Krieges und der Klassengesellschaft. Es gibt keine Rettung mehr für sie, bis 

Gott sie vernichtet. 

Es kam der Krieg, sie haben nicht gehört; es kam die Revolution, sie haben nicht verstanden; es kam die 

Inflation, sie haben nichts gemerkt. »Und ob noch der zehnte Teil darin bleibt, so wird das Land aber-

mals verheert.« Diese Generation ist nichts mehr wert, sie hört nicht; sie muß darum zugrunde gehen. 

[242] Sie darf nicht, sie kann nicht hören, weil sie verstrickt ist in das Leben, in die Ordnung einer 

vergangenen Epoche, und nicht loskommt vom Dienst des Mammons, vom Dienst des zum Götzen 

erhobenen Ichs. 

Was wollt ihr tun? Wollt ihr zu denen gehören, die sagen: Was kann uns passieren; wir sind gesichert; 

uns geht es noch gut; wir werden schon fertig mit den anspruchsvollen Massen; wir werden sie schon 

niederhalten, die Untermenschen der Gosse; wir werden schon unser Volk wehrhaft machen und ei-

nen neuen Krieg gewinnen. Wollt ihr zu denen gehören, die so verblendet, so verstockt sind, die zwar 

Gott, den Herrn der Welten, Gott, den Vater der Menschen, den Gott der Liebe, Güte und Gerechtig-

keit, den Vater der Menschen, Völker, Rassen, im Munde führen, seinen Willen aber verachten? 

Oder wollt ihr den Weg der Suchenden, unruhig Gewordenen, der Erschütterten, Demütigen, von 

dem Verlangen, Gott gehorsam zu sein, Vorwärtsgetriebenen gehen. Wollt ihr immer mehr hinein-

wachsen in das Verständnis des von dem Herrn der Welt in unserer Zeit Verlangten? 

Wolle er es geben, daß die Faulheit, die Gleichgültigkeit der herkömmlichen Frömmigkeit aufhört 

und daß ein neues Fromm- und Nüchternsein der Gemeinschaft baut die neue Kirche, aus der Kraft 

und Trost in unserer Zeit werden kann. 

Herr Gott gib, daß wir, die wir dienen wollen, den Auftrag zu hören bereit sind, nicht müde werden, 

nicht ängstlich in dieser verstockten Welt. Laß uns freudig sein an deinem Werk, die Trauergeister 

verscheuchen, die unsere Seele umschatten. Wir wissen es: Christus siegt, sein Reich der Gerechtig-

keit, des Friedens und der Freude. Amen. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 40 vom 4. Oktober 1931, S. 167 f. 
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23. Erwin Eckert, Die Woche 

Es ist mir trotz bestem Willen praktisch unmöglich, bei einer politischen Wochenübersicht eine be-

stimmte, persönlich wertende Einschätzung der politischen Geschehnisse und Maßnahmen auszu-

schalten. Andrerseits kann unser Bund als solcher, und darum auch sein Organ, »Der religiöse Sozi-

alist«, innerhalb der sozialistischen Gesamtbewegung keine besondere politische und taktische Hal-

tung einnehmen, da er in seinen Reihen rechtsstehende, zur Koalitionspolitik geneigte Genossen, aber 

auch neben ausgesprochenen Parteikommunisten eine ganze Reihe Mitglieder hat, die der kommu-

nistischen Einstellung sehr nahestehen [Hervorhebung vom Herausgeber]. Ich werde darum in Zu-

kunft, so notwendig gerade jetzt die Überwachung und systematische Beobachtung des politischen 

Geschehens für jeden Sozialisten ist, die bisher unter dem Titel »Die Woche« erschienene politische 

Übersicht nicht mehr in unserem Blatt veröffentlichen. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 35 vom 30. August 1931, S. 150. [243] 

24. Erwin Eckert, Immer wieder die Klassenkampffrage* 

In dem Programm der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei heißt es: »Unser antimarxis-

tischer Kampf richtet sich gegen die staatszersetzende Lehre des Juden Karl Marx, gegen die das 

Volk zerreißende Lehre vom Klassenkampf, gegen die wirtschaftsmordende Lehre der Verneinung 

des Privateigentums und die rein ökonomische materialistische Geschichtsauffassung.« 

Über die anderen Punkte möchte ich ein anderes Mal rede. Heute soll nur der Satz vom Klassenkampf 

besprochen werden. 

Wenn irgendein Bierbankpolitiker diesen Satz von sich gegeben hätte, würde ich keinen Augenblick 

darauf verwenden, ihn zu widerlegen. 

Da er aber von den Führern derjenigen Partei stammt, die ganz offen davon redet, daß sie demnächst 

die Zügel der Regierung in die Hand nehmen wolle und das deutsche Volk dann frei, reich und mäch-

tig machen werde, so ist es notwendig zu beweisen, daß dieser Satz entweder aus Unkenntnis auf dem 

Gebiet der Geschichte oder aus Spekulation auf die Dummheit des Volkes entsprungen ist. Beides ist 

für die Führer der Partei, die alle anderen Parteien so scharf beurteilt und die ihre Partei so hoch über 

allen anderen erhebt, gleich beschämend. 

Wer sich einigermaßen mit der Sozialgeschichte beschäftigt, der erkennt bald, daß die soziale Erkran-

kung, die das Volk zerreißt und in zwei Klassen spaltet, mit der Ersetzung des germanischen Gemein-

eigentums an dem Volksgut – Boden, Bodenschätze, Verkehrswesen usw. – durch das römische Pri-

vateigentum an diesem Volksgut begonnen hat. 

Die dadurch geschaffene Möglichkeit, Teile des Volksguts in unbeschränkten Privatbesitz zu neh-

men, hat vor allem dazu geführt, daß einige Volksgenossen von diesem Volksgut mehr an sich ge-

bracht haben, als sie nötig hatten, und daß andererseits dadurch andere Volksgenossen landlos ge-

macht wurden. 

Nennen wir alle diejenigen, die mehr Boden in ihrer Hand haben, als sie zum menschenwürdigen 

Dasein brauchen, Mehrgrundbesitzer, wogegen wir alle diejenigen, die keinen Besitz an Boden haben, 

Enterbte nennen, so haben wir damit den Anfang der kapitalistischen Wirtschaftsordnung vor uns. 

Im Lauf der Jahrhunderte hat dann die Schicht der Mehrgrundbesitzer immer weiteren Boden in ihre 

Hand bekommen und hat zu ihrem Mehrbesitz an Boden auch noch den Mehrbesitz an Geldkapital 

hinzugefügt. Sie hat sich so in die Lage versetzt, von dem Enterbten auf dem Weg der verknappenden 

Zurückhaltung von Boden und Leihkapital einen immer höheren Tribut an Grundrente und Kapital-

zins zu erpressen. 

 
*  Der Artikel ist namentlich nicht gezeichnet, dürfte aber mit Sicherheit von Erwin Eckert stammen. [d. Hrsg.] 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 193 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

Diese mußten unter solchen Verhältnissen von dem Ertrag ihrer Arbeit in Gestalt der Grundrente 

(Wohnungsmiete) des Kapitalzinses und des Mehrwerts mehr an die Kapitalisten abführen, als sie bei 

niedrigerer Höhe der Grundrente und des Kapitalzinses hätten aufbringen müssen. 

Die Grundrente wäre unter der Herrschaft des Gemeineigentums in die Kasse der Volksgemeinschaft 

geflossen und hätte auf diese Weise eine so große Steuereinnahme dargestellt, daß neben ihr nur noch 

ganz geringe andere Steuern zu entrichten gewesen wären. 

[244] So aber werden nunmehr die Reichen immer noch reicher, die Armen aber immer noch ärmer. 

Das Volk wird auf diese Weise mehr und mehr in zwei Klassen gespalten: Ausbeuter und Ausgebeutete. 

Der Wirklichkeit entspricht also die Tatsache, daß die Spaltung des Volkes in diese zwei Klassen 

nicht durch die Lehre von Karl Marx bewerkstelligt worden ist, sondern durch die Entartung der 

germanischen Gemeinschaftsordnung. 

Derjenige aber, der das Wesen der Entartung des Volksstaats zum Klassenstaat zuerst ganz klar er-

kannt hat, war eben dieser beschuldigte Karl Marx. 

Der Marxismus, soweit er dieses Gebiet betrifft, stellt also eine nicht das Volk zerreißende und den 

Staat zersetzende Lehre dar, sondern im Gegenteil eine Lehre, die den durch die kapitalistische Wirt-

schaftsordnung an den Rand des Grabes gebrachten Staat wieder auf eine gesunde Grundlage zu stel-

len und die Spaltung des Volkes in die zwei Klassen durch endgültige Aufhebung der Klassen zur 

Heilung zu bringen vermag. 

Das ist das gerade Gegenteil von der Sachlage, die Feder und Hitler in dem – nebenbei gesagt mehr-

fach von ihnen als »unabänderlich« erklärten – Programm der NSDAP dargelegt haben. 

Wenn unser Volk auf dem Gebiet der Politik zureichend geschult und reif wäre, hätten allein schon 

diese beiden Sätze genügen müssen, um die NSDAP abzulehnen. 

Daß das nicht geschehen ist, daß vielmehr diese Partei bei der letzten Reichstagswahl 107 Sitze er-

ringen konnte und daß so viele Christen, insbesondere so viele Pfarrer, Mitglieder derselben gewor-

den sind, das zeigt, daß auf dem Gebiet der politischen und religiösen Schulung unendlich viele Ar-

beit vor uns liegt und daß die sozialpolitisch aufgeklärten Christen sich nunmehr doch entschließen 

müssen, auf den politischen Kampfplatz hinabzusteigen. Sonst überlassen sie diesen Kampfplatz den 

Nationalsozialisten und sind mitschuldig an dem, was hieraus entspringt. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 38 vom 20. September 1931, S. 160. 

25. Erwin Eckert, Katholische »Caritas« gegen die Sowjetunion 

»Augen ausgestochen« – »Salzsäure auf blutende Wunde« – »Brüste abgeschnitten« – »Bolschewis-

tentänze« – »Fell abziehen bei lebendigem Leibe« – »Beine abhacken«. 

Für die Diözese Breslau erscheint das Organ des katholischen Caritasverbandes unter dem Titel »Un-

sere Karitas«. In Nr. 7 dieses mit dem erzbischöflichen Segen ausgestatteten Blattes lesen wir fol-

gende Notiz: »Mordbuben als Richter«. 

»Der ehemalige Rittmeister der alten zaristischen Armee, H. K. Kustow, dem es gelang, aus dem 

kommunistischen ›Paradies‹ zu entkommen, erzählt von schauerlichen Tschekagreueln, deren Au-

genzeuge er war. Mit einer Reihe von Angeklagten stand er vor dem Tschekatisch und harrte seiner 

Aburteilung. Auf dem Tisch vor dem ›Gerichtsherren‹ stand Wein, Likör, Schnaps, dem sie fleißig 

zusprachen. Und angeheitert, besoffen, johlend und lärmend, sprachen sie ihre Todesurteile und wei-

deten sich an den Qualen der Armen. Da wurde zuerst ein ergrauter, hochangesehener [245] Univer-

sitätsprofessor vorgeführt. Er war als edler Menschenfreund in ganz Rußland bekannt und genannt. 

Aber er hatte es gewagt, in einer Versammlung gegen die Ausschreitungen des Bolschewismus seine 

Stimme zu erheben. Nun mußte er es büßen, indem man ihm die Augen ausstach und mit Salzsäure 

die blutenden Höhlungen ausbrannte. Erst dann folgte die Kugel ins Gehirn und ward die Leiche auf 
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den Wagen geworfen. Es folgte eine junge Frau, mehr noch ein Mädchen. Sie gestand, über die Sow-

jets geschmäht zu haben. Zur Sühne sollte sie nun den Bolschewistentanz vorführen. Sie konnte es 

nicht. Dafür wurden ihr die Zehen abgehackt und dann die Brüste abgeschnitten. Schließlich die Kugel 

und Wurf auf den Leichenwagen. Ein älterer General wurde zur Handschuhausziehung verurteilt. Man 

steckte ihm die gefesselten Hände mit Gewalt in siedeheißes Wasser eines Teekessels. Man sah zu und 

lachte noch über sein wahnsinniges Schmerzensgeschrei, und als die Haut schon vollständig weiß ge-

worden, streifte man ihm Haut und Fleisch über die Knochen herab. Der nächste war ein Arbeiter. 

Man höre, wie selbst dieser von der roten ›Arbeiterregierung‹ behandelt wurde. Unter der Zarenregie-

rung hatte er im Gefängnis und lange in Sibirien gelitten. Hoffnungsfroh war er bei der Revolution 

heimgekehrt, hatte sich aber bald an den herrschenden Umständen satt gesehen. Nun sollte er seine 

Kritik büßen. Auf einen schweren Tisch gelegt, ward er mit Armen und Oberkörper angeschnallt. So-

dann wurde mit einem Säbel das eine und das andere Bein abgehackt. Immer wieder bat er: ›Schont 

mich, schon mich, ich bin ja selber Arbeiter!‹. Und dann: ›Ihr Mörder, ihr Mörder ...!‹ bis er vollendet 

hatte. So pflegen die Richter der ›humansten Regierung der Welt‹ mit ihren Angeklagten umzugehen!« 

Das kommunistische Blatt, dem wir diesen »Bericht« entnehmen, schreibt dazu: »Solche Phantasien 

können nur in einem krankhaften Hirn entstanden sein. Die Quelle dieser echtchristlichen, karitativem 

Verleumdungen ist dieselbe, aus der die berüchtigten Tschekaratten des der Lüge überführten Pater 

Muckermanns* gekommen sind. Indem wir der deutschen Arbeiterschaft dieses neue Produkt einer 

kaum noch zu überbietenden Hetze der Kirche gegen die Sowjetunion unterbreiten, fordern wir 

gleichzeitig das Organ des katholischen Caritasverbandes auf, die Beweise für seine Behauptungen 

anzutreten.« 

Eine Veröffentlichung von Beweisen ist natürlich in der katholischen Presse nicht erschienen. 

Dieselbe Methode der gehässigen Verleumdung Sowjetrußlands findet sich auch immer wieder in der 

evangelischen »Sonntags«-Presse. Ich verabscheue die wirklich vorgekommenen schlimmen Dinge 

bei den Zusammenstößen zwischen dem Bolschewismus und der russisch-orthodoxen Kirche, aber 

ich protestiere gegen diese Schauermärchen, die eines christlichen Kampfes unwürdig sind.** 

In: Der religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 39 vom 27. September 1931, S. 164. [246] 

26. Erwin Eckert, Brief an Elisabeth Eckert vom 4. Oktober 1931 

Liebe Elisabeth, 

Ich schreibe Dir, damit Du über meine Absichten im Bilde bist und nicht durch Zeitungsnachrichten 

überrascht wirst. Von Berlin bin ich schon seit heute früh zurück; ich mache die neue Partei Seydewitz 

nicht mit; es ist ein aussichtsloses Unternehmen. Darum bin ich nach einer Unterredung mit dem 

Zentralkomitee der KPD der kommunistischen Partei beigetreten. Man hat mir ausdrücklich zuge-

standen, daß ich weder meine Weltanschauung noch mein Amt aufgeben soll. Trägt mich die KPD 

als Pfarrer, muß mich auch die Kirche als Kommunisten tragen. Am Mittwoch große Versammlung 

im Nibelungensaal – ich rede. Meinen Ausschluß [aus der SPD, d. Hrsg.] wirst Du aus der Presse 

erfahren haben. Auf Wiedersehen am Donnerstag. Bin todmüde, seit 36 Stunden nicht geschlafen. 

Wolf geht’s gut; er ist bei Erna. Dein Erwin 

In: PAB 

 
*  Hermann Muckermann, (1877-1962), Jesuit und Eugeniker, 1927 Mitbegründer und Abteilungsleiter für Euge-

nik am Kaiser-Wilhelm-Institut für Anthropologie, 1952-1961 Leiter des Instituts für natur- und geisteswissen-

schaftliche Anthropologie. Wiederholte öffentliche Auseinandersetzungen zwischen Eckert und Muckermann in 

der Weimarer Republik. [d. Hrsg.] 
**  Nur acht Jahre später griff Nazideutschland Polen an, zwei Jahre später erfolgte der Überfall auf die Sowjetunion. 

Wie sich die Retter der abendländischen Kultur in den besetzten Gebieten, vor allem beim Vernichtungskrieg 

gegen die Sowjetunion, aufführten, kann jetzt ungeschminkt und unverstellt nachgelesen werden bei Sönke Neit-

zel/Harald Welzer, Soldaten. Protokolle vom Kämpfen, Töten und Sterben, Frankfurt/Main 2011. [d. Hrsg.] 
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27. Arthur Rackwitz, Brief an Heinz Kappes vom 3. Oktober 1931 

Werter Kollege und Freund! 

Eben waren Piechowski und ich mit Eckert ein paar Augenblicke zusammen. Er berichtete uns von 

seinem Übertritt zur KPD und von der erstaunlichen Bereitwilligkeit, mit der er dort aufgenommen 

worden ist. So sehr wir erstaunt und überrascht waren, so einig waren wir uns beide, daß vor allen 

Dingen verhütet werden muß, daß nun etwa der Bund Eckert fallen läßt. Vor allen Dingen warnen 

wir dringend vor Übereilungen. Wir sind nicht auf die SPD festgelegt, sondern jeder Sozialist soll in 

unseren Reihen gleichberechtigt sein. So hieß es immer, und bei uns darf das nicht bloß auf dem 

Papier stehen. In unserem Bunde müssen Sozialdemokraten und Kommunisten nebeneinander mög-

lich sein, das wäre aber unmöglich gemacht, wenn man verlangen würde, daß der Vorsitzende zur 

SPD gehören muß. 

Sachlich verstehen wir Eckert nur zu gut. Kollege Tittmann in Berlin wird vermutlich der erste sein, 

der Eckert folgt. Und die Berliner Mitglieder unseres Bundes – mit Ausnahme der erste – sind alle 

höchst mißvergnügt über die taktische Haltung der SPD. 

Ich schreibe dies noch am Bahnhof gleich, weil Eckert sagte, daß schon in den nächsten Tagen die 

Entscheidung gegen ihn im Bunde fallen könnte. Ich weiß zwar nicht, wer ihn absetzen könnte, auf 

alle Fälle aber in Eile die dringende Bitte, Eckert auch als Kommunisten zu halten. 

Ein Bund relig. Sozialisten, der Eckert aus diesem Grunde fallen ließe und dadurch zeigte, daß er mit 

der SPD durch dick und dünn geht, würde für mich viel von seinem Wert verlieren. 

Die Schwierigkeiten, die sich eventuell ergeben könnten, sehe ich, sehe ich ein, sie werden zu über-

winden sein und müssen überwunden werden, eine Trennung des Bundes von Eckert aber wäre nicht 

zu reparieren. 

Mit herzlichem Freundesgruß Arthur Rackwitz 

In: PAB. [247] 

28. Erwin Eckert, Bekenntnis für den Kommunismus 

Bei seinem Übertritt von der SPD zur KPD übergab Eckert nachfolgende Erklärung der Bezirkslei-

tung der KPD Bezirk Baden-Pfalz: 

In seiner Sitzung vom 2. Oktober hat mich der Vorstand des badischen Unterbezirks der SPD nach 

beinahe 20jähriger Mitgliedschaft und Mitarbeit aus der Partei ausgeschlossen wegen »Zellenbil-

dung« und »groben Vertrauensbruchs«! 

Die »Zellenbildung« bestand darin, daß ich mit anderen Genossen zusammen das Publikationsorgan 

der SPD-Opposition, die »Fackel«, systematisch verbreitete, die »Freie Verlagsgesellschaft« unter-

stützte und zu der von Seydewitz nach Berlin einberufenen Reichskonferenz zu fahren beabsichtigte. 

»Vertrauensbruch« gegen den Vorstand der SPD war es, daß ich an einer Zusammenkunft oppositio-

neller Genossen in Heidelberg teilnahm und in Mannheim nach einer vom SPD-Apparat gesprengten 

Mitgliederversammlung, die in ihrer Mehrheit auf meiner Seite stand, mit den zu einer neuen Partei 

drängenden Genossen in einem öffentlichen Lokal verhandelte. Die angegebenen formalen Gründe 

sind natürlich nicht ausschlaggebend gewesen bei dem Vorgehen gegen mich; sie sollen nur die ei-

gentlichen Ursachen meines Ausschlusses verdecken. 

Der allgemeine Hinauswurf der oppositionellen Wortführer aus der SPD sollte die Partei verhand-

lungs-, koalitions- oder doch wenigstens weiterhin tolerierungsfähig machen für die Regierung 

Brüning. 

Am Tag nach dem Ausschluß von Seydewitz und Rosenfeld waren die Führer der SPD bei Brüning, 

um mit ihm über den Preis zu verhandeln, für den die SPD gewillt sei, auch weiterhin die Sanierung 
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des kapitalistischen /S. 5 Systems auf Kosten der werktätigen Massen zu dulden und dadurch erst zu 

ermöglichen. 

Man schloß die Genossen, die seit einem Jahrzehnt die verkehrte Taktik der SPD bekämpfen, die 

endlich Schluß mit der Tolerierungspolitik verlangten, aus. 

Man wollte die unbequemen Mahner loswerden. Man fürchtete ihre Meinung, ihren Ruf zur revolu-

tionären Entschiedenheit. 

Darum unterband man systematisch die Meinungsfreiheit in der Partei.* Der Vorstand der [248] SPD, 

der »Retter der Demokratie«, übte mit den Mitteln einer unaufrichtigen und verdeckten Sekretariats- 

und Presseregie eine rücksichtslose Diktatur zur Unterdrückung jeder wirkungsvollen Opposition in 

der Partei aus.** 

In den 5 Jahren, in denen ich im hiesigen Parteiverein mitarbeite, habe ich beispielsweise so wenig 

wie ein anderer oppositioneller Genosse weder in einer allgemeinen Mitgliederversammlung noch in 

einer Zahlstelle die politisch-taktische Meinung der Opposition grundsätzlich in einem Referat ver-

treten können! 

Die SPD ist keine revolutionäre Partei mehr; sie ist zu einem Stillhaltekonsortium, zu einem Beruhi-

gungsapparat der Arbeiterschaft in der Periode der nationalkapitalistischen Reorganisationsversuche, zur 

festesten Stütze der Regierung Brüning geworden. Sie ist eine Partei zur Vertretung kleinbürgerlicher 

Interessen. Sie hat darum unter der Leitung eines verbeamteten Funktionärskörpers jede innere Kraft, 

jede große Sicht auf die kommende Entscheidung verloren. 

 
*  Der württembergische Kirchenpräsident (1929-1933) und Landesbischof (1933-1948) Theophil Wurm kommen-

tierte den Ausschluß Eckerts, der ohne vorheriges, klärendes Gespräch und ohne ordentliches Ausschlußverfah-

ren »mit Stich und paradierender Abwehr« (Karl Schroth, a. a. O., S. 258) – der rassistische Thilo Sarrazin hat 

es heutzutage besser – nicht ohne Sarkasmus mit den Worten: »Die unglaubliche Geschwindigkeit, mit der E-

ckert aus der Partei, der er als Agitator doch keine schlechten Dienste erwiesen hatte«, mutet Theophil Wurm 

»komisch« an: »Wie rückständig ist doch die Kirche, auch die des badischen Musterländchens! Wenn da ein 

Pfarrer ein Flugblatt herausgibt, in der er von der Körperschaft, in deren Dienst er steht, alles sagt, nur nichts 

Gutes, dann kriegt er einen ungefährlichen Verweis und wenn er in ganz bestimmten Fällen den Gehorsam ver-

weigert und die ehrenrührigsten Vorwürfe gegen seine Behörde erhebt, so wird ein umständliches Verfahren 

eingeleitet, in welchem dem Angeklagten alle Rechtsmittel zur Verfügung gestellt werden, und die ganze Sache 

endet nach monatelanger Dauer mit einer kleinen finanziellen Einbuße! Die SPD aber, die im Kampf gegen 

Kirche und Staat von jeher alle Freiheit und Duldsamkeit gepachtet hatte, die liebt, wenn sie selbst in Frage 

kommt, ein anderes Verfahren. Da wird nicht lange gefackelt: wer nicht pariert, der fliegt. Da kann wegen Zel-

lenbildung über Nacht ein vielgefeierter Parteiheld ein Verräter werden, den man mit all dem Schmutz bewirft, 

den man für den Gegner jederzeit bereithält. Was wollen die [248] religiösen Sozialisten nach ihrem eigenen 

Geständnis anders als Zellenbildung in der Kirche? Wie wäre es, wenn die kirchlichen Behörden die Zellenbil-

dung ebenso schneidig bekämpfen würden wie die sozialdemokratische Parteileitung?« Theophil Wurm, Zum 

neuesten Fall Eckert, Typoskript, handschriftlich unterschrieben. In: PAB. 
**  Der badische SPD-Landesvorstand unter Georg Reinbold beschloß am 2. Oktober 1931 – vermutlich in einem 

Zustand heilloser Panik – die drakonische Maßnahme, das Parteimitglied Erwin Eckert wegen »Zellenbildung 

in der Partei« und »groben Vertrauensbruchs« unter Ausschluß des statuarischen Verfahrens mit sofortiger Wir-

kung aus der Partei auszuschließen (Siehe III. 4 in diesem Band). Eine schriftliche Mitteilung erfolgte nicht. 

Seinen Ausschluß erfuhr Eckert aus der Presse am 3. Oktober in Berlin. Bereits am 28. September 1931 war der 

SPD-Reichstagsangeordnete Walter Oettinghaus (1883-1950), Kurzbiographie in: Hermann Weber und Andreas 

Herbst, Deutsche Kommunisten. Biographisches Handbuch 1918 bis 1945, Berlin 2004, S. 546-547) demonst-

rativ zur KPD übergetreten. Als einer von neun SPD-Reichstagsabgeordneten hatte er ebenso wie Eckert die 

Tolerierungspolitikseiner Partei gegenüber der Brüning-Regierung kritisiert und im März 1931 gegen den Pan-

zerkreuzer A (Bestandteil des Marineetats) die von der SPD-Fraktion gewünschte Ja-Stimme versagt. Ebenso 

wie Eckert schloß der ehemalige Vorsitzende des Metallarbeiterverbandes in Hagen/Westfalen sich nicht dem 

Kreis um Seydewitz und Rosenfeld an, die die Gründung der SAPD betrieben. Bei den Reichstagswahlen im Juli 

und November 1932 wurde der Gewerkschafter Oettinghaus, diesmal für die KPD, in seinem alten Wahlkreis 

Westfalen-Süd erneut in den Reichstag gewählt. Ab 1933 in der Emigration, wurde er wegen Kritik an den 

Moskauer Prozessen aus der KPD ausgeschlossen. Eckert kandidierte im Jahre 1932 ebenfalls für den Reichstag, 

aber auf Grund seines Listenplatzes blieb ihm ein solcher Erfolg versagt. [d. Hrsg.] 
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Die Politik der SPD führt zur Schwächung der Kampfkraft der Arbeiterklasse. Die SPD trägt die 

Verantwortung dafür, wenn jetzt nach dem offensichtlichen Zusammenbruch ihrer Koalitions- und 

Tolerierungspolitik die nationalfaschistische Front die Arbeiterschaft in der brutalsten Form zu un-

terdrücken versuchen wird, um über die Krise des Kapitalismus hinweg zu kommen. Einer starken, 

geschlossenen, in der Opposition stehenden Arbeiterschaft gegenüber hätten die Kapitalisten es nicht 

gewagt, dem Proletariat die Lasten der Brüning’schen Notverordnungen aufzuerlegen. 

Der Kampf der SPD gegen den Faschismus endigt mit einem politischen Fiasko. 

Die große Parole: »Wo bleibt der zweite Mann?« ist ein Eingeständnis der inneren ideologischen 

Schwächen der SPD, die krampfhaft eine aufgeplusterte Organisation erreichen möchte. 

[249] Die maßlosen, oft direkt lügnerischen Verdächtigungen des tapferen und erfolgreichen sozia-

listischen Aufbaues in Sowjetrußland durch die SPD waren für mich immer ein Zeichen dafür, daß 

die SPD ihre frühere Werbekraft verloren hat. 

Die SPD ist schuld an der Spaltung der Arbeiterklasse, weil sie durch ihre politisch taktische Haltung 

die revolutionär-sozialistische Tradition der früheren Sozialdemokratie aufgegeben hat und in der 

revisionistischen Taktik des »kleineren Übels« versandete. 

/S. 6 Seit Jahren versuchten meine Freunde und ich, die SPD von unten her auf den alten Weg der 

Vorbereitung und Bereitschaft zur proletarischen Revolution zu drängen, suchten wir die Wände des 

Mißtrauens und der Gehässigkeit zwischen SPD und KPD niederzulegen. Ich glaubte an die SPD und 

an den guten Willen ihrer Führung, durch entschlossene sozialistische Klassenpolitik die Massen aus 

dem Elend und der Not der kapitalistischen Gegenwart herauszuführen. Schon frühere Unterredungen 

mit führenden Genossen, so vor allem auch mit Sollmann, hatten meine Hoffnungen sehr herunterge-

schraubt. Die Unterdrückung der Meinungsfreiheit, die Abwürgung auch nur des Versuchs, die SPD 

wieder aus einer dauernd feilschenden zu einer kämpfenden Partei zu machen, und der Ausschluß der 

parlamentarischen Führer der Opposition hat mich endgültig von der Illusion befreit, die SPD könne 

noch einmal die Führung des Proletariats in seinem Kampf um die Freiheit aufnehmen. 

Was sollte ich nach meinem Ausschluß tun und mit mir die vielen Genossen und Genossinnen der 

Opposition? 

Seydewitz und Rosenfeld wollten eine neue Partei gründen, die »Sozialistische Arbeiter-Partei«. Für 

diese Neugründung setzte auch ich mich ein, weil es mir das Beste schien, die in der SPD heimatlos 

Gewordenen in einer Partei zusammenzufassen, die zwischen SPD und KPD die Einigung des Prole-

tariats vorbereiten und erreichen könnte. 

Ruhige Überlegung vor der endgültigen Entscheidung über die objektiven Folgen dieser auch von 

mir gewünschten und begrüßten Neugründung der »Sozialistischen Arbeiter-Partei« zwang mich aber 

dazu, die Gefahren dieses Weges und seine sichere Erfolglosigkeit zu erkennen. 

Man kann keine grundsätzliche ideologische Abgrenzung zwischen SPD und KPD zugleich finden, 

eine neue marxistisch-evolutionär-revolutionäre Parteitheorie. Man kann nicht mit einer ganzen An-

zahl halbresignierter Splittergruppen aus den vergangenen Organisationskämpfen, aus Friedensge-

sellschaft, KPO [Kommunistische Partei Opposition d. Hrsg.], Rote Kämpfergruppe, USP, Opposi-

tion und aus frisch gewonnenen Neusozialisten eine zielbewußte proletarische Kampfpartei ins Leben 

rufen. 

Man kann in der heutigen Situation nicht mit einigen Jahren Zeit zur Konsolidierung einer neuen 

Partei rechnen, die man vielleicht schon in diesem Winter braucht. 

Man kann nicht 2. und 3. Internationale zugleich sein. Man kann sich nicht von der neuen Partei 

abgrenzen und die proletarische Einheitsfront proklamieren. 

Aus diesen sachlichen Gründen habe ich mich von Seydewitz getrennt, was mir menschlich sehr 

schwergefallen ist. 
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Für einen politisch tätigen Menschen aber, der den Sturz des kapitalistischen Systems will, weil die 

Massennot, die Ungerechtigkeit und Gemeinheit der »bestehenden Ordnung« ihn dazu zwingen, kann 

es nur einen Weg geben, den Weg des verantwortlich geführten revolutionären Klassenkampfes. 

/S. 7 Darum habe ich meinen Eintritt in die KPD erklärt. 

[250] Jawohl, auch ich habe die KPD bekämpft. Ich habe noch vor kurzem gemeint, es sei mir un-

möglich, in der KPD mitzumachen wegen ihrer »Gewerkschaftspolitik«, wegen ihrer »Abhängigkeit 

von Moskau«, wegen ihrer »weltanschaulichen Unduldsamkeit«, wegen ihrer »militaristischen Paro-

len« und ihrer »Putschtaktik«. 

Was ist von diesen Einwänden geblieben, nachdem ich den entscheidenden ganzen Schritt grundsätz-

lich tun mußte? Von diesem Augenblick an sind diese taktischen Einwände für mich gegenstandslos 

geworden. 

Die KPD ist mehr als jede andere Partei zu einer rücksichtslosen Selbstkritik bereit. Ich habe erkannt, 

daß auch bei mir die Hetze der bürgerlichen und sozialdemokratischen Presse Voreingenommenheit 

und Mißtrauen gesät hatte. 

Die Gewerkschaftstaktik der KPD kann nicht verglichen werden mit der Taktik der Freien Gewerk-

schaftsbürokratie, die im Begriff steht, die Gewerkschaften durch die »Arbeitsgemeinschaft zwischen 

Unternehmern und Arbeitnehmern« zu staatlich sanktionierten Syndikaten des Faschismus nach dem 

Beispiel Italiens zu machen. 

Ich kann hier nicht auf alle Einwände der Gegner der KPD eingehen. 

Nur eines noch: 

Ich bin der KPD nicht als Pfarrer, sondern als revolutionärer Marxist beigetreten, um in ihr für die 

Befreiung der Arbeiterklasse zu kämpfen. 

Andererseits wurde mein Eintritt in die KPD nicht davon abhängig gemacht, daß ich meine Weltan-

schauung und mein Pfarramt aufgeben müßte. 

Die KPD wird genau so wenig den christlichen Arbeitern wegen ihrer Weltanschauung den Eintritt 

in die Partei versperren, wenn sie ehrlich gewillt sind, in den Reihen der KPD mitzukämpfen. Mich 

wird mit den Freidenkern trotz der Verschiedenheit unserer weltanschaulichen Einstellung der ent-

schiedene Kampf zum Sturz der kapitalistischen Welt vereinigen. 

In und durch diesen Kampf werden auch die Formen der heutigen offen oder versteckt bürgerlich-

faschistischen Kirchen zerbrechen, um so den lebendigen Kräften brüderlicher Gemeinschaft Platz 

zu machen, aus der neue höhere Formen des menschlichen Lebens und Bewußtseins herauswachsen 

werden. 

Ich habe manche meiner Freunde in der SPD enttäuschen müssen, weil ich die Neugründung der 

Partei Seydewitz und Rosenfeld nicht mitmachen konnte; es wäre für mich der bequemere Weg, an 

der »Sozialistischen Arbeiter-Partei« mitverantwortlich und mitführend zu werden. Ein Wortführer 

der proletarischen Bewegung hat aber nicht danach zu fragen, was im Augenblick leichter ist, sondern 

danach, was aus der Gesetzmäßigkeit des gesellschaftlichen Lebens heraus durchgeführt werden muß. 

Ich halte die neue Parteigründung für einen verhängnisvollen Fehler. Ich gebe die Hoffnung nicht 

auf, daß die politischen Geschehnisse der kommenden Tage und Wochen eine Masse von neuen Mit-

gliedern aus der SPD in die KPD bringen werden. 

Ich bin überzeugt, daß in kurzer Zeit alle revolutionär denkenden Sozialisten in der KPD sein werden. 

Nur unter ihrer Führung ist es möglich, das Proletariat zum Sieg über den Kapitalismus zu führen. 

Die ungeheuerliche Hetze vor allem der SPD, der ich seit 20 Jahren mit aller Kraft gedient habe, 

kann [251] mich nicht irremachen auf meinem Weg. Die schmutzigen Verdächtigungen und der gei-

fernde Haß, den man meinen Freunden und mir zum Abschied nachwirft, treffen uns nicht. Solche 

Handlungen kennzeichnen nur die Gesinnungslosigkeit und Engstirnigkeit der SPD-Bürokratie. 
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Wir werden nicht mit denselben Methoden antworten, aber wir werden den Kampf gegen die SPD-

Führer und den verkalkten SPD-Funktionär-Apparat jetzt von außen her mit der ganzen Schärfe mar-

xistischer Kritik führen, bis die SPD im Bewußtsein auch des letzten Proletariers als das erscheint, 

was sie geworden ist. Die Partei, die durch ihre Politik dem Faschismus in Deutschland den Weg 

bereitet. 

Genossen und Genossinnen der SPD und SAJ, wagt den Schritt, den Sprung über den Graben der 

Vorurteile und des Mißtrauens. Kommt zu uns, zu der Partei des revolutionären Sozialismus, zur 

Kommunistischen Partei Deutschlands! 

In: Die Kirche und der Kommunismus. Stadtpfarrer Ecket kommt zur KPD. Herausgegeben von der Bezirksleitung der 

Kommunistischen Partei, Bezirk Baden-Pfalz. Verantwortlich für den gesamten Inhalt: Robert Klausmann, MdL, Wein-

heim, Mannheim 1931, 24 Seiten, hier: S. 4-8. 

29. Der Standpunkt der KPD 

In der Mannheimer Riesenkundgebung gab der Vertreter der KPD im Namen der Bezirksleitung Ba-

den-Pfalz folgende grundsätzliche Erklärung zum Übertritt des Genossen Eckert ab: 

Im Namen der Bezirksleitung der Kommunistischen Partei Deutschlands, Bezirk Baden-Pfalz, im 

Namen aller revolutionären Arbeiter Badens und der Pfalz begrüßen wir unseren Genossen Eckert 

und die vielen jetzt zu uns übergetretenen ehemaligen sozialdemokratischen Arbeiter mit einem drei-

fachen kräftigen »Rot Front«. 

Dieser Schritt, der nach längeren und schweren inneren Kämpfen erfolgt ist, ist ein durchschlagender 

Beweis für die sieghafte Idee des Kommunismus, die trotz allem Terror, trotz aller Verleumdungen 

und Verdächtigungen in stürmischem Tempo die Hirne und Herzen der werktätigen Massen erobert. 

Die Tatsache, daß ganze Teile sozialdemokratischer Arbeiter sich von der Partei des systematischen 

Arbeiterverrats loslösen und viele von ihnen ihren Übertritt zur Kommunistischen Partei vollzogen 

haben, ist ein unumstößlicher Beweis dafür, daß die SPD ihren Masseneinfluß unter den werktätigen 

Schichten zu verlieren beginnt und daß sich unter der Führung der KPD alle ehrlichen und klassen-

bewußten Elemente zu einem Block der roten Einheit zusammenzuschließen beginnen. 

Rote Einheit aber ist der Tod des Kapitalismus. 

/S. 9 Durch rote Einheit zur Macht heißt unsere Parole, die wir unserer gesamten der roten zugrunde 

legen. 

Unsere Gegner, allen voran die SPD – jene Partei, die seit nahezu zwei Jahrzehnten die roten Fahnen 

des Sozialismus in den Schmutz getreten hat –, versuchen aus feiger Angst vor der im Entstehen 

begriffenen roten Einheitsfront mit den verlogensten, unsinnigsten und blödsinnigsten Argumenten 

die klassenbewußte Arbeiterschaft irrezuführen. Daß ihnen das nicht gelingt, [252] dafür ist die heu-

tige Kundgebung ein sichtbarer Beweis. Die rote Einheit formiert sich. Die Arbeiterschaft, alle Aus-

gebeuteten und Unterdrückten, sammeln sich immer mehr und immer schneller unter den blutroten 

Fahnen Lenins, um sich unter der Führung der KPD durch den Sturz des Kapitalismus den Aufbau 

der sozialistischen Gesellschaft, die Freiheit und damit Arbeit, Lohn und Brot zu erkämpfen. 

Im Auftrag meiner Partei möchte ich einige grundsätzliche Bemerkungen zu jenem Problem machen, 

das heute weit über den Rahmen Mannheims hinaus unter den Werktätigen äußerst lebhaft diskutiert 

wird. 

Es ist die Stellung der Kommunisten zur Religion und zur Kirche. 

Als Marxisten betrachten wir alle heutigen Religionen und Kirchen stets als Organe des gegenwär-

tigen kapitalistischen Staates, der bestehenden kapitalistischen Gesellschaft, die zum Schutze der 

Ausbeutung und der Betäubung der Arbeiterklasse dienen. 

Wir wissen jedoch, daß die Wurzeln der Religionen sozialer Natur sind. Die Furcht ist es, die die 

Götter erzeugt hat. 
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Man predigt heute den Massen die Notwendigkeit der Anerkennung der Obrigkeit, die Gewalt über 

sie hat. Man sagt den Massen, sie sollen ruhig diese grausame Verelendung ertragen, die der Kapita-

lismus zwangsläufig mit sich bringt. Wir aber wollen als Kommunisten für die Menschheit nicht erst 

das Paradies im Jenseits, sondern wir wollen für alle arbeiten, die auf dieser Erde für ein menschen-

würdiges Dasein kämpfen, so wie das Lenin in folgenden Sätzen zum Ausdruck brachte: 

»Die Einheitlichkeit dieses wirklichen revolutionären Kampfes der unterdrückten Klasse um die 

Schaffung eines Paradieses auf Erden ist uns wichtiger als die Einheitlichkeit der Meinungen der 

Proletarier über das Paradies im Himmel.« 

Wir werden nach dem Sieg der proletarischen Revolution Arbeit und Brot für alle schaffen. Wir wer-

den jedoch dann den Grundsatz verwirklichen: 

»Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen.« 

Für die Erreichung dieses Zieles erstreben wir die Einheit der Arbeiterklasse auf dem Boden des 

revolutionären Klassenkampfes.  

Wir wollen die Zersplitterung der Kräfte des wirklich revolutionären, ökonomischen und politischen 

Kampfes um zweitrangige Meinungen nicht zulassen, die durch den Gang der ökonomischen Ent-

wicklung selbst überholt werden. 

Den Schmutzfinken in den Redaktionsstuben der sozialdemokratischen Presse, die heute mit den 

schmutzigsten Mitteln die Bildung der roten Einheit zu hindern versuchen, antworten wir mit den 

Worten Lenins, des größten Revolutionärs aller Zeiten, die von ihm bereits im Jahre 1909 geschrieben 

wurden: 

»Wenn ein Geistlicher zwecks gemeinsamer politischer Arbeit zu uns kommt und gewissenhaft Par-

teiarbeit leistet, ohne gegen das Parteiprogramm aufzutreten, so können wir ihn in die Reihen der 

bolschewistischen Partei aufnehmen, denn der Widerspruch zwischen dem Geiste und den Grundla-

gen unseres Programms und der religiösen Überzeugung des Geistlichen könnte unter solchen Um-

ständen ein nur ihn allein angehender persönlicher Widerspruch sein, eine politische Organisation 

kann aber nicht ihre Mitglieder daraufhin prüfen, ob nicht zwischen ihren Anschauungen und dem 

Programm der Partei ein Widerspruch besteht ... 

[253] ... Und würde zum Beispiel ein Geistlicher in die bolschewistische Partei eintreten und als seine 

wichtigste und fast ausschließliche Arbeit eine aktive Propaganda religiöser Anschauungen in der 

Partei betreiben wollen, so müßte die Partei ihn aus ihrer Mitte unbedingt ausschließen. Wir müssen 

alle Arbeiter, die den Glauben an Gott noch bewahrt haben, zu der Kommunistischen Partei nicht 

nur zulassen, sondern mit verdoppelter Energie heranziehen; wir sind unbedingt gegen die geringste 

Verletzung ihrer religiösen Überzeugung, aber wir wollen sie heranziehen, um sie im Geiste unseres 

Programms zu erziehen, nicht aber, damit sie aktiv gegen dieses kämpfen.« 

Diese großen, bedeutungsvollen Worte unseres Meisters Lenin haben nach wie vor für uns eine 

grundsätzliche Bedeutung. 

Wenn der Genosse Eckert und die übrigen ehemaligen sozialdemokratischen Funktionäre und Arbei-

ter, die sich von der SPD getrennt haben und jetzt Schulter an Schulter innerhalb der KPD auf der 

Grundlage unseres Programms und auf der Grundlage unserer bolschewistischen Grundprinzipien 

aktiv mit uns zusammen kämpfen, um den Leidensweg der deutschen Arbeiterklasse und des werk-

tätigen Volkes abzukürzen, sind sie uns als vollberechtigte und gleichberechtigte Mitglieder in unse-

ren Reihen auf das herzlichste willkommen. 

Darüber hinaus reichen wir allen ehrlichen proletarischen Elementen – ob im Lager der SPD, des 

Zentrums oder der Nationalsozialisten – die Bruderhand zum gemeinsamen Kampf gegen Not und 

Reaktion, gegen Hunger und Faschismus. Wir rufen ihnen zu: Her zu uns, zur KPD als der einzigen 

Partei der Arbeiterklasse, die unter ihren Fahnen alle revolutionären Kräfte für die Befreiung der 

Menschheit aus Not und Unterdrückung, aus Elend und Knechtschaft, aus Sklaverei und Barbarei 

sammelt zum Kampfe für den Sturz des Kapitalismus, für den Aufbau der neuen sozialistischen Welt. 
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Als Kommunist für die evangelische Kirche nicht tragbar. 

Die badische Evangelische Kirchenregierung hat in ihrer Sitzung am Freitag, dem 9. Oktober in Karls-

ruhe unter dem Vorsitz von Kirchenpräsident Dr. Wurth sich auch mit dem Fall Eckert befaßt. Nach 

langer Diskussion wurde eine Entschließung angenommen, in der Pfarrer Eckert in Mannheim vorläu-

fig vom Amt suspendiert wird. Ferner wird die Zurückziehung des bereits gewährten Rußlandurlaubs 

beschlossen, da dieser Urlaub Pfarrer Eckert unter anderen Voraussetzungen gewährt worden war. 

Pfarrer Eckert ist nach der Gewährung des Urlaubs in die Kommunistische Partei eingetreten. 

Schließlich wird ein Disziplinarverfahren mit dem Ziel der definitiven Amtsenthebung von Pfarrer 

Eckert eingeleitet. 

Da sich Pfarrer Eckert voraussichtlich nicht an die von seiner Vorgesetzten Behörde verweigerte Er-

laubnis halten wird und trotz Verbots am kommenden Dienstag seine Reise nach der Sowjet-Union 

antritt, wird das Disziplinarverfahren wohl Erfolg haben. Es ist anzunehmen, daß Pfarrer Eckert nach 

seiner Amtsenthebung auch nicht mehr Mitglied der evangelischen Kirche bleibt und versuchen wird, 

vor allem mit seinen kommunistischen religiösen Anhängern außerhalb der christlichen Kirche eine 

Gemeinschaft zu bilden. Die Religiösen Sozialisten, bei denen Mitgliedschaft in der evangelischen 

Kirche Bedingung ist, werden in einem solchen Fall Pfarrer Eckert ausschließen müssen, falls er nicht 

freiwillig austritt. 

Aus dem Mannheimer evangelischen Kirchengemeinderat geht uns folgender Bericht zu: 

Auf den Antrag des überwiegenden Teils der Kirchenältesten ist der evangelische Kirchengemeinde-

rat gestern Abend zu einer außerordentlichen Sitzung zusammengetreten mit der Tagesordnung: »Die 

Lage der evangelischen Gemeinde Mannheim durch den Fall Eckert«. Mit [254] Ausnahme der Re-

ligiösen Sozialisten waren alle nicht durch Abwesenheit von Mannheim oder durch Krankheit ver-

hinderten Mitglieder erschienen. Trotz mehrfachen Ersuchens durch den Vorsitzenden hat sich kein 

Vertreter der Religiösen Sozialisten eingefunden. In der Sitzung ist einstimmig folgende Resolution 

gefaßt worden: 

»Der Übertritt des Herrn Pfarrer Eckert zur Kommunistischen Partei und die Art, wie er ihn vollzogen 

hat, hat in der evangelischen Gesamtgemeinde Mannheims tiefste Beunruhigung und Erregung her-

vorgerufen. Es wird nirgends verstanden, daß ein evangelischer Pfarrer Mitglied und Anwalt einer 

politischen Partei wird, die der Kirche hemmungslos feindlich gegenübersteht und an der die Gott-

losenbewegung ihren stärksten Rückhalt hat. 

Der Kirchengemeinderat, der als verantwortlicher Vertreter der Gesamtgemeinde von seinen Mitglie-

dern aus diesem Anlaß aufgerufen worden ist, ist zu der Erkenntnis gekommen, daß ein Diener der 

evangelischen Kirche nicht zugleich Diener der Kommunistischen Parteisein sein kann. 

Die tief ernste und gründliche Aussprache mußte zu dem einmütigen Ergebnis führen, daß Pfarrer 

Erwin Eckert im Amt als Pfarrer in Mannheim nicht tragbar ist.« 

In: Die Kirche und der Kommunismus. Stadtpfarrer Eckert kommt zur KPD. Herausgegeben von der Bezirksleitung der 

Kommunistischen Partei, Bezirk Baden-Pfalz. Verantwortlich für den gesamten Inhalt: Robert Klausmann, MdL, Wein-

heim, Mannheim 1931, 24 Seiten, hier: S. 8-11. 

30. Erwin Eckert, Warum ich in die KPD eingetreten bin. Rede am 9. Oktober 1931 in Karls-

ruhe vor 7.000 Menschen* 

Genossen und Genossinnen! Verehrte Versammlung! 

Für einen innerlich lebendigen Menschen ist es selbstverständlich, daß er zu den Geschehnissen des 

öffentlichen Lebens, zu den Fragen der Gestaltung des wirtschaftlichen und politischen Lebens Stel-

lung nehmen muß, wenn er nicht sein ganzes Leben als eine ziemlich nebensächliche persönliche 

Angelegenheit auffassen will, sondern als eine Aufgabe – eine Aufgabe, die zu lösen, zu erfüllen 

 
*  Die Rede wurde auf Veranlassung der Kirchlichen Behörde mitstenographiert. [d. Hrsg.] 
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vielleicht all die Zeit nicht ausreicht, die ihm auf dieser Erde gegeben ist. In einer Zeit, wie es die 

unsrige ist, in einer Zeit, der man anspürt, daß wieder eine ganz neue Struktur des gesellschaftlichen 

Lebens werden will, ist es doppelt notwendig, daß sich alle innerlich lebendigen Menschen mit den 

Fragen und Spannungen des öffentlichen Lebens, des wirtschaftlichen und politischen Lebens be-

schäftigen. Es ist in dem ersten Augenblick scheinbar unmöglich, aus der verwirrenden Fülle der 

Symptome des Zusammenbruchs die keimenden Anfänge eines Neuen herauszufinden, das in der 

Zukunft werden muß und das von den verantwortlichen Menschen unserer Gegenwart deswegen ge-

staltet werden muß, wenn der Sinn der gegenwärtigen Zeit richtig erfaßt werden soll. Wie kann man 

denn erkennen, was wir tun [255] sollen in dieser Zeit, in der alles zusammenbricht, in der /S. 6 keiner 

der Maßstäbe, nach denen wir früher das Leben gemessen haben, mehr zulänglich ist? 

Wie können wir aus der verwirrenden Fülle der Vorschläge und Meinungen die richtige Meinung 

herausfinden und erkennen, was geschehen muß, wenn die Geschichte nicht ihren Sinn verlieren soll, 

ob das Wirrwarr der Meinungen überhaupt geklärt werden kann? Wir Marxisten sind der Überzeu-

gung, daß nicht die mehr oder minder geistreichen Lösungen und Ansichten einzelner Menschen, 

sogenannter großer Männer, und heißen sie Hitler oder Ludendorff oder sonst irgendwie, maßgebend 

sein können für die Erkenntnis, für die Zielsetzung des Handelns innerhalb unseres Volkes. Wir wis-

sen, daß das Geschehen nicht nur in unserem Volk, sondern überhaupt in den Völkern genau nach 

Gesetzmäßigkeiten sich vollzieht, wie sich die Sterne, die Weltenkörper nach bestimmten Gesetzmä-

ßigkeiten im Weltraume bewegen. (Zurufe: Sehr gut!) 

Darum ist es erste Voraussetzung für jeden Menschen, der wirklich dem Kommenden dienen will, 

daß er aus dem Gegenwärtigen zu erkennen versucht, welche Gesetzmäßigkeiten in ihm wirksam sind 

und was diese Gesetzmäßigkeiten von der Zukunft verlangen und fordern. Wenn wir aber diese Un-

tersuchung anstellen, dann kommen wir dahinter, daß das, was heute versucht wird von den wirt-

schaftlich und politisch Maßgebenden unseres Volkes, nicht in die Zukunft, nicht ins Freie, nicht zu 

einer Überwindung der gegenwärtigen Krisis führen kann. Wir müssen vielmehr anerkennen, daß 

das, was heute unternommen wird, die Schwierigkeiten und Spannungen des Lebens, des täglichen 

wirtschaftlichen Lebens vor allen Dingen, zu überwinden, nicht ins Licht, in die Freiheit führt, son-

dern in den Zusammenbruch, in das Chaos, in die Nacht. (Zurufe: Sehr richtig!) /S. 7 Darum hat jeder 

Mensch in unserer Zeit, der Verantwortung spürt für diejenigen, die in diesem Chaos den ganzen 

Jammer menschlichen Elends noch ganz anders aushalten müssen als heute, die Verpflichtung, all 

diesen verkehrten Wegen, diesen verkehrten Versuchen entgegenzutreten, zu warnen, zu mahnen – 

aber nicht nur zu warnen und zu mahnen, sondern zu kämpfen um eine Änderung des Gegenwärtigen. 

(Stürmischer Beifall). 

Wie ist die Situation heute? Wir sehen heute, daß sich die kapitalistische Wirtschaftsordnung und 

Gesellschaftsordnung, die Ordnung, die auf dem Privateigentum an den Produktionsmitteln aufgebaut 

ist, auf einer Besitzordnung, die das, was für alle Menschen notwendig ist, um ihre Existenz zu si-

chern, in die Hände Einzelner und in ihre Willkür gibt – wir sehen, daß diese Wirtschaftsordnung 

nicht imstande ist, Brot und Arbeit zu schaffen, um dadurch die Existenzvoraussetzungen zu schaffen 

für alle, die in einem Volk, in einem Wirtschaftsbezirk leben. Überall Massenarbeitslosigkeit in allen 

Ländern, die die kapitalistische Wirtschaftsordnung zum System des Wirtschaftens erhoben haben! 

In allen Ländern Krisen der Finanz! In Alpenländern Zusammenbruch der mittelständischen Schicht, 

Konzentration und Monopolisierung des ganzen Produktionsprozesses, in allen Ländern eine Schwä-

chung der Kaufkraft! Warum? Weil die Anarchie des kapitalistischen Wirtschaftssystems keine Ord-

nung, keinen Plan, keine Sicherheit, die Voraussetzungen des Arbeitens und des Verbrauchens brin-

gen kann. Je größer und je schwieriger nun die Spannungen werden, je deutlicher es vor den Augen 

der Massen aller Völker wird, daß diese Wirtschaftsordnung nicht mehr bestehen darf und kann, je 

mehr das der Fall ist, um so rücksichtsloser und energischer versuchen diejenigen, die einen Vorteil 

[256] 
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[257] von dem Bestehen dieser Wirtschaftsordnung haben, sie zu retten, sie zu bewahren, und wenn 

dabei /S. 8 Hunderttausende und Millionen von Proletariern hungern, frieren und zugrunde gehen. 

(Zurufe: Sehr richtig!) Das ist ihnen alles vollkommen gleichgültig, wenn nur die Sicherheit für die 

Profitrate geschaffen ist, wenn nur die Sicherheit dafür geschaffen ist, daß sich das angelegte, das 

investierte Kapital rentiert. (Zurufe: Sehr gut) 

Verehrte Zuhörer, was sind nun die Versuche zur Rettung dieser ins Wanken geratenen kapitalisti-

schen Wirtschaftsordnung? Die Versuche sind zunächst einmal rein wirtschaftlich gesehen all das, 

was mit dem Begriff Rationalisierung umschrieben wird. Der Kapitalismus der ganzen Welt versucht 

zunächst im nationalen Maßstab sich zu reorganisieren, kleine und mittlere Betriebe auszuschalten, 

die Industrien, die Schlüsselindustrien zu konzentrieren und nach einem bestimmten Plan aufzu-

bauen. Er versucht durch eine Massenentlassung von Arbeitern die Gestehungskosten herabzusetzen, 

durch klug ausgesonnene Methoden die im Betrieb stehenden Arbeiter auszuquetschen bis aufs Äu-

ßerste, durch Lohnsenkungen die Gestehungskosten zu drücken und durch die Herabsetzung der So-

ziallasten, der Summen, die aufgebracht werden müssen, um die ohne ihre Schuld arbeitslos Gewor-

denen vor dem Schlimmsten zu bewahren. Das sind die Mittel, durch die man zunächst einmal in 

jeder Nation glaubt fertig zu werden mit diesem Problem: Wie schaffen wir Arbeit und Brot für alle, 

wie kommen wir über die Krisis der kapitalistischen Wirtschaftsordnung hinüber? Man merkt gar 

nicht, daß jedes dieser Mittel die Situation, die Krisis nur verschlimmert, anstatt sie aufzuheben. 
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(Zustimmung) Je mehr dieser Weg gegangen wird, und er wurde von Anfang an von der Regierung, 

die jetzt zurückgetreten ist, in einer unheimlich rücksichtslosen und brutalen Weise gegangen, je mehr 

dieser Weg gegangen wird, umso größer muß das Elend werden, umso größer muß die Arbeitslosig-

keit werden. 

/S. 9 Nun die politischen Mittel, die Mittel, die man mit politischer Gewalt durchzusetzen versucht 

auf dem Wege der Notverordnung unter Ausschaltung des Parlaments in der Demokratie. (Zurufe: 

Sehr richtig) Ich sage, was man da zu unternehmen versucht, diese direkten wirtschaftlichen Maß-

nahmen, als da sind: Massenbelastung durch neue Steuern, als da sind auf der anderen Seite: Unter-

stützungen und Subventionen für Industrie und Landwirtschaft – alles das soll dazu beitragen, um die 

gegenwärtigen Schwierigkeiten im wirtschaftlichen Leben zu überwinden. Mittel des Staates, Steu-

ermittel werden fallit [zahlungsunfähig – d. Hrsg.] gewordenen Banken eingeimpft; Hunderte von 

Millionen werden diesen Geld-Instituten eines sich konzentrierenden Privatkapitalismus eingeimpft, 

damit er umso brutaler und rücksichtsloser die fast im Elend versinkenden Massen des Proletariats 

ausbeuten und unterdrücken kann. (Zurufe: Sehr gut) 

Wenn man das alles sieht, wenn man das alles erkennt und wenn man aus den Gesetzmäßigkeiten, 

die sich in diesen Wegen der Sanierung des Kapitalismus äußern, erkennt, daß es in eine bodenlose 

Tiefe hinunterführen muß, wenn das so weitergeht, daß es dazu führen muß, daß an einem Tage, daß 

in einer bestimmten Zeit die Spannungen so groß werden, daß überhaupt nichts anderes mehr nützt, 

als diese Gesellschaft hinwegzufegen, dann hat man die Aufgabe, diese Zeit des Sturzes der kapita-

listischen Wirtschaftsordnung vorzubereiten und nicht die Hände in den Schoß zu legen. (Stürmischer 

Beifall) 

Ich will nicht davon sprechen, daß unsere ganze heutige Gesellschaftsordnung und sogenannte Kultur 

durch und durch verlogen ist (Zurufe: Sehr richtig!), daß wir eine Gesellschafts-[258]ordnung haben, 

die nicht das innerste kleinste Recht hat, davon zu sprechen, daß sie auch die Zukunft mitbestimmen 

könne. Man braucht ja nur einmal die Struktur der heutigen Gesellschaft sich deutlich zu machen. 

Man braucht /S. 10 sich nur einmal klar zu machen, daß 38 Millionen Werktätige mehr oder minder 

im Elend leben und daß eine kleine Schicht ist, die aus dem Ertrag der Arbeitermassen ein Leben 

führt, von dem sie meint, daß es ein schönes und bedeutsames Leben ist, aber ein Leben im Grunde, 

das sittlich außerordentlich fragwürdig und minderwertig ist (Zurufe: Sehr richtig!), und zwar des-

wegen, weil es aus dem Schweiß und dem Blut, der Not der Massen seine Herrlichkeit aufbaut und 

weil dieses Leben der besitzenden Klasse innerlich bedeutungslos und sinnlos ist für die Struktur des 

ganzen Lebens im Volke. 

Verehrte Zuhörer, ich habe 20 Jahre gekämpft innerhalb der sozialdemokratischen Partei um den 

Sturz, um die Vorbereitung des Sturzes, der Veränderung der gegenwärtigen kapitalistischen Wirt-

schaftsordnung, und ich habe immer noch gehofft, daß es möglich wäre, diese älteste, stärkste, größte 

Partei der Arbeiterklasse in Deutschland so zu bestimmen, so geführt zu sehen, daß sie wirklich als 

die Führerin der Massen in eine bessere Zukunft gelten könne. Ich habe all die Mißerfolge der letzten 

10 Jahre gesehen. Ich habe geschwiegen. Ich habe auch angeklagt; ich habe versucht, mit meinen 

Freunden das zu ändern in der SPD. Ich habe davor gewarnt, an Koalitionen teilzunehmen mit den 

bürgerlichen Gruppen, die interessenmäßig gebunden sind an die Erhaltung des kapitalistischen Sys-

tems. Ich habe gewarnt vor Regierungsbeteiligungen. Man hat uns ausgelacht und hat uns politische 

Kinder genannt. Wir haben davor gewarnt, die Tolerierungspolitik, die Duldung der Regierung 

Brüning mitzumachen. Wir haben gesagt, daß aus der Gesetzmäßigkeit heraus zu erkennen ist, daß 

die Regierung Brüning eines Tages einer Regierung Platz machen muß, die eindeutig nichts anderes 

ist als das Klasseninstrument der sich reorganisierenden kapitalistischen Wirtschaftsordnung. Man 

hat es nicht gehört. Man hat es in den Wind ge- /S. 11 schlagen und hat gesagt: Man muß den Fa-

schismus töten – mit dem Enderfolg, daß der Faschismus in Deutschland stärker ist als je (Zurufe: 

Sehr richtig!) und daß wir über kurz oder lang eine Regierung haben können, die ausgesprochen 

bürgerlich-kapitalistisch-faschistisch ist (Zurufe: Sehr gut! – Sehr wahr!) mit Duldung der SPD. 
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Verehrte Zuhörer, wenn man das alles sieht und wenn man das alles weiß, dann ist es einem furchtbar 

schwergefallen, in der SPD weiterzukämpfen. Wenn ich es trotzdem getan habe mit meinen Freun-

den, so geschah es deswegen, weil man nicht gerne von einer Partei weggeht, für deren Massen man 

unter Aufbietung aller physischen und geistigen Kräfte gekämpft hat – und das darf ich von mir wohl 

sagen. Das war wahrlich nicht leicht; das war furchtbar schwer. Aber wenn man dem sich konzent-

rierenden, mit den faschistisch-militaristischen Methoden zusammengeballten, in seiner Macht be-

deutend stärker gewordenen Kapitalismus nur dadurch entgegenzutreten und ihn zu überwinden ver-

mag, daß die Einheitsfront aller derer geschaffen wird, die unter der gegenwärtigen Ordnung leiden, 

dann kann man nicht mehr in der SPD bleiben, weil sie auf der anderen Seite steht. (Stürmischer 

Beifall) Wie lange habe ich gehofft, daß die revolutionären Kräfte in der SPD sich durchsetzen und 

mit diesem ewigen Feilschen einmal Schluß machen, bei dem die Arbeiterklasse stets über das Ohr 

gehauen wurde. Umsonst die Hoffnung! Es wird weiter toleriert; es wird weiter gefeilscht. Man wird 

weiter betrogen. Die SPD, die Partei, die ich wirklich geliebt habe, mit der ich zusammengehört habe, 

hat es gar [259] nicht gemerkt, wie sie nach und nach immer mehr das Vertrauen der Massen des 

Proletariats verlieren mußte. (Zurufe; Sehr gut!) Und wenn man davon sprach, da wurde man ausge-

lacht. Wenn man das Wort »revolutionärer Sozialismus« gebrauchte, da wurde man ausgelacht, weil 

es ja nach Ansicht der maßgebenden Theo- /S. 12 retiker und Führer der SPD so ist, daß wir ohne 

große Schwierigkeiten so langsam aus dem Kapitalismus in den Sozialismus hineinwachsen und daß 

man überhaupt keine Revolution braucht. (Lachen) 

Verehrte Zuhörer, es ist, glaube ich, im Geschehen dieser Erde so, daß nicht eine gemütliche Vor-

wärtsentwicklung ist, sondern daß Spannungen sind, daß eine Behauptung, eine Situation einer ande-

ren gegenübergestellt wird, Kräfte miteinander ringen, das Alte gegen das Neue und umgekehrt. Aus 

diesen Spannungen zwischen diesen ganz anders gerichteten Kräften, die das Ganze gestalten wollen, 

durch Katastrophen hindurch wird das Neue gebaut und nicht anders (Zustimmung). Wer sich dieser 

Erkenntnis verschließt, ist entweder ein romantischer Kleinbürger oder aber ein Mensch, der nicht 

offen und nüchtern die Dinge sehen will, wie sie sind. Auf die heutige Situation angewendet, heißt 

das: Je mehr die kapitalistische Wirtschaftsordnung wirtschaftlich unzulänglich wird, je mehr sich in 

allen Ländern zeigt, daß die Struktur der bestehenden Wirtschaftsordnung unmöglich ist, daß eine 

Niederlage, ein Zusammenbruch dem anderen folgt, umso stärker, um so brutaler wird der Kapitalis-

mus versuchen, mit Hilfe des Staates, mit Hilfe von bewaffneten Truppen, mit Hilfe des Herrn Hitler 

bei uns in Deutschland etwa sich an der Macht zu halten (Zurufe: Sehr richtig!). Es wird deswegen 

niemals eine ausweglose Situation für den Kapitalismus geben, es sei denn, daß das geeinte Proletariat, 

die überwältigende Mehrheit, die ungeheure Mehrheit in jedem Volk, den Nutznießern der bestehen-

den Wirtschaftsordnung ein Nein entgegensetzt und sie absetzt aus der Führung desgesellschaftlichen 

und wirtschaftlichen Lebens. (Starker Beifall und Händeklatschen). Erst dann ist das möglich. 

Wie aber soll diese Einheitsfront gegen Not und Reaktion, gegen die Kräfte, die das Alte wieder 

aufrichten wollen, ge- /S. 13 schaffen werden? Die SPD, das war meine Hoffnung, würde, weil sie 

die Massen, den gewaltigen Apparat organisiert hat, weil sie in den Jahrzehnten, die hinter uns liegen, 

bis ins kleinste Dorf durchgedrungen ist – sie würde durch all die Nebenorganisationen und Unterab-

teilungen ihres Apparates im Stande sein, das Proletariat zusammenzufassen zu einer großen Ein-

heitsfront. Die KPD, das habe ich mir früher immer gedacht, ist gewissermaßen wie ein Sauerteig, 

der immer wieder neues Leben da hineingibt, und es wird die Zeit kommen, in der die KPD zur SPD 

stößt. So habe ich in meiner Illusion, in dieser Liebe zu dieser ganzen Geschichte gedacht. Aber ich 

bin dahintergekommen, daß dieser Weg vollkommen unmöglich ist. Die SPD will ja gar nicht diesen 

Weg des Sturzes der kapitalistischen Wirtschaftsordnung. (Zurufe: Sehr richtig!) Sie will ja, wie einer 

der führenden Genossen gesagt hat, eher dem Kapitalismus als Arzt beistehen, damit er jetzt nicht 

zusammenbricht. Das war das erste Mal, daß meine Freunde und ich so stutzig geworden sind, daß 

wir der Geschichte nicht mehr ganz getraut haben, daß wir auf Klärung gedrungen haben, daß wir in 

der SPD in der schärfsten Form verlangt haben: es muß nun endlich Schluß gemacht werden mit der 

Duldung der Regierung Brüning, bevor das letzte Vertrauen der Massen in die Führung der SPD 

verschwunden ist. Aber aussichtsloses Unterfangen! Aussichtslos deswegen, weil der Parteiapparat 
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der Partei sofort auf diese energischere Sprache, durch die eine innere [260] Umstellung der SPD 

erreicht werden sollte, reagierte in einer Weise, wie wir es nicht erwartet haben. Diejenigen von uns, 

die diese Auffassung vertraten und auch nach außen hin deutlich machen konnten, weil sie im Parla-

ment, im Reichstag waren, wurden unter dem Vorwand ausgeschlossen, daß sie Sondergruppen in-

nerhalb der SPD gegründet hätten. Diese Sonderbündelei sah man darin, daß zur Propagierung der 

oppositionellen Meinung in der SPD ein besonderes Blatt herausgebracht wurde, das /S. 14 natürlich 

Kolporteure brauchte, Leute, die es abonnierten und die es vertrieben. Ja, Genossen und verehrte 

Zuhörer, die SPD-Zeitungen haben überhaupt keine eigene Meinung mehr. (Zurufe: Sehr richtig!) Sie 

schreiben das, was von der Zentrale in Berlin zur Besänftigung der Proletarier für notwendig gehalten 

wird. Es ist schon so, daß die Redakteure der SPD-Zeitungen, selbst wenn sie uns nahe standen in 

ihrer politischen Meinung, es gar nicht gewagt haben, davon in der Zeitung zu schreiben, weil sie 

fürchteten, daß sie von oben herunter erledigt werden würden. (Zurufe: Hört, hört! und: Sehr richtig!) 

Darum mußten wir uns ein Organ schaffen, mußten wir versuchen, uns eine Ansprache-, eine Agita-

tionsmöglichkeit durch ganz Deutschland hindurch zu verschaffen, damit unsere Meinung gehört 

wurde in der SPD. Darum wurden die Genossen, die das durchsetzten und organisierten, aus der SPD 

ausgeschlossen. Jawohl, auch ich, ich bin ausgeschlossen worden, und in der Begründung vom zwei-

ten Oktober heißt es: wegen Zellenbildung und zum zweiten wegen groben Vertrauensbruches. 

Ich habe mir fest vorgenommen, über diese Dinge der breitesten Öffentlichkeit Aufschluß zu geben, 

weil ich keine Lust habe, auch nicht von der SPD, solch ehrenrührige Dinge nachgesagt zu bekommen 

wie groben Vertrauensbruch. Ausgerechnet mir, der zwanzig Jahre dieser Partei gedient hat in diesem 

Vertrauen, der seine ganze Kraft eingesetzt hat, daß sie vorwärtskomme. (Zurufe: Sehr richtig!) Das 

ist der Dank, daß sie mich jetzt schmähen und verleumden. Ich werde noch Verschiedenes dazu zu 

bemerken haben. 

Zellenbildung! Was war Zellenbildung? Wir sind im Kreis derer, die politisch so dachten wie ich, 

zusammengekommen; wir haben uns ausgesprochen; wir haben versucht, diese Meinungen hineinzu-

geben in die Zusammenkünfte /S. 15 der SPD. Das war Zellenbildung! Wie sollten wir denn anders 

überhaupt das, was wir für richtig und notwendig hielten in politischer Hinsicht, hineingeben in die 

Massen, wenn wir nicht versuchten, es da zu unternehmen, wo die Beeinflussung der Massen möglich 

war: in den Zahlstellen der Mitgliederversammlungen. Darum mußten wir uns doch vorher miteinan-

der besprechen, nicht vor jeder Versammlung, sondern über die Lage. Wir mußten uns gemeinsam 

Erkenntnis und Klarheit verschaffen. So weit ist es in der demokratischen SPD schon gewesen, daß 

diese Zusammenkünfte als eine Gefahr angesehen wurden, eine Gefahr für den Bestand der Partei. Ich 

bin der Überzeugung, wenn die SPD diese anders eingestellten Genossen ganz offen und ganz nach-

drücklich mit herangezogen hätte zur Aussprache, zur Mitarbeit, zur Verantwortung, würde die SPD 

vielleicht nicht so schnell, wie es jetzt der Fall sein wird, versanden und zu einer Partei des kleinbür-

gerlichen Behagens werden. (Zustimmung) Aber zweitens der Vertrauensbruch. Nachdem die SPD-

Organisation mir diese Zusammenkünfte mit meinen nächsten Freunden dadurch unmöglich machte, 

daß sie sagte: das sind offensichtlich parteischädigende Veranstaltungen, habe ich gesagt: Gut, wir 

vertrauen darauf, daß sie uns in Zukunft die von uns als notwendig gesehenen Dinge ganz anders sagen 

läßt als bisher; dann brauchen wir diese Zusammenkünfte nicht mehr. Es wurde uns [261] auch in 

Aussicht gestellt. Es wurde uns versprochen, sogar vom Sekretariat aus versprochen, daß man über 

diese Dinge sprechen werde, daß man Mitgliederversammlungen einberufen werde, in denen über die 

Taktik der Partei und die politische Lage gesprochen werde. Was hat man gemacht? Man hat, anstatt 

dieses Versprechen der gemeinsamen solidarischen Arbeit der verschiedenen Ansichten in unserer 

Partei zu halten, kurz darauf die Wortführer Seydewitz und /S. 16 Rosenfeld aus der Partei ausge-

schlossen. Also, wer hat das Vertrauen gebrochen? (Pfuirufe) Diejenigen, die schuld daran sind, daß 

die, die damals unsere politischen Führer und Vertrauensleute waren, aus der Partei ausgeschlossen 

wurden. Daraufhin habe ich selbstverständlich nach einer Mitgliederversammlung in Mannheim, in 

der die Mehrheit in Opposition auf meiner Seite stand, nach einer Versammlung, die durch die Büro-

kratie der SPD gesprengt wurde, weil die Demokratie einmal nicht für sie ausfiel, nach dieser Ver-

sammlung habe ich meine Freunde in ein Lokal eingeladen, damit ich mit ihnen dort sprechen könne 

über das, was nun geschehen mußte, nachdem das in der Partei unmöglich gemacht worden war. Das 
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war der Vertrauensbruch, daß ich die Leute dann zusammennahm, um mit ihnen zu beraten, was wir 

machen sollten nach dem Ausschluß der Genossen Seydewitz und Rosenfeld aus der Partei. Ich über-

lasse es der Öffentlichkeit, über solche eigentümlichen Methoden des Kampfes gegen einen, der aus 

innerster Überzeugung der Partei den Rücken hat kehren müssen, ein Urteil zu fällen. 

Aber nun weiter: Glauben Sie, diese Ausschlüsse sind nicht getätigt worden wegen dieses Ungehor-

sams? Oh nein. Sie sind getätigt worden, um die SPD sauber zu machen von diesen Warnern, von 

diesen oppositionellen Genossen zu reinigen. Das ist mehr als einmal gesagt worden. Ich kann das 

verstehen. Eine Partei, die Wert darauflegt, koalitionsfähig zu sein mit den bürgerlichen Parteien, darf 

natürlich keine Leute in ihren Reihen haben, die unter Umständen die Mehrheit der Reichstagsfrak-

tion so bestimmen und zwingen können, daß sie eben nicht weiter eine Tolerierungspolitik treibt. Am 

Tage nach dem Ausschluß von Rosenfeld und Seydewitz waren die Führer der SPD – wie die Zei-

tungsmeldungen lauteten – beim Herrn Brüning, um /S. 17 mit ihm in Verhandlungen einzutreten. 

(Zurufe: Hört, hört!) 

Genossen, die SPD ist nicht imstande, das Proletariat zu einigen. Sie ist keine revolutionäre Partei. 

Sie ist ein Stillhalte-Konsortium für die gegenwärtige Regierung. (Starker Beifall und Heiterkeit) 

Verehrte Zuhörer, wenn heute oder morgen eine Regierung in Deutschland sein wird, die noch weni-

ger verdeckt kapitalistisch-faschistisch ist als die Brüning-Regierung, dann ist daran die SPD schuld 

und sonst niemand. (Beifall) Und warum ist sie schuld? Hätte die SPD spätestens nach den Wahlen 

vom 14. September 1930 eine eindeutig oppositionelle Stellung eingenommen, dann hätte der Fa-

schismus sich damals – und damals noch ganz anders als jetzt – blamieren müssen. Denn dann hätte 

er die furchtbaren Schwierigkeiten, die Krisenzeiten des Kapitalismus durchleben müssen, die schon 

schlimm genug waren, soweit sie hinter uns liegen, und der nationalistisch eingestellte engstirnige 

Standpunkt der Nationalsozialisten wäre an der internationalen Wirtschaftskrise des Kapitalismus 

zersplittert. (Zurufe: Sehr richtig!) Und der Sozialismus, die sozialdemokratische Partei hätte gewal-

tiges Vertrauen bei den Massen gehabt. (Zurufe: sehr richtig!) So hat sie alles Vertrauen verloren. 

„Der Faschismus wird erledigt; wir müssen Brüning als das kleinere Übel tragen.« Jetzt ist das klei-

nere Übel so klein geworden, daß man es überhaupt nicht mehr sieht. (Heiterkeit) [262] Es wird so 

kommen, daß ein sehr großes Übel an die Stelle dieses kleineren Übels tritt. (Zustimmung) 

Wir Kommunisten – das erste Mal, daß ich dieses Wort gebrauche – wir Kommunisten – jawohl 

(Stürmischer Beifall) – wir sind nicht der Überzeugung, daß die Weltrevolution übermorgen aus-

bricht; wir wissen sehr wohl, daß wir mit einer Periode zu rechnen haben – wie lange sie ist, kann 

kein Mensch wissen –, in der der Kapitalismus mit allen /S. 18 Mitteln versuchen wird, sich an der 

Macht zu halten, auch mit den Mitteln der internationalen gegenseitigen Stützung. Und was wir heute 

erleben, das, was angefangen wurde mit der deutsch-österreichischen Zollunion, mit dem Plan Bri-

ands von Paneuropa, mit den Besprechungen zwischen Paris, London, Berlin mit der Hoover-Aktion, 

jetzt mit den Unternehmungen, die die französisch-deutsche Allianz zum Ausdruck bringen – all das 

genommen, ist gar nichts anderes als ein Verzweiflungsmanöver des Kapitalismus (Sehr richtig!), 

sich mit internationalen Mitteln an der Macht zu halten. 

Unterschätzen wir doch ja nicht die Macht des Kapitalismus! Das Gefährlichste für die proletarische 

Bewegung ist, in Selbstüberschätzung die Macht der gegnerischen Kräfte zu unterschätzen. (Sehr 

richtig!) Die Reserven des Kapitalismus sind in der Welt riesengroß. Der Lebenswille in der kapita-

listischen Welt für dieses System ist unheimlich. Man gibt nicht gerne etwas her, was man hat, selbst 

wenn es sittlich so deutlich ist, daß dieses Haben für andere längst zu einem Vorenthalten, ja, man 

kann sagen: zu einem Diebstahl an dem, was allen gehört, geworden ist. (Lebhafte Zustimmung) 

Darum täuschen wir uns nicht: Wir werden nicht übermorgen mit der Revolution beginnen. Man 

stelle sich die Revolution bloß nicht so vor, so romantisch, wie wenn das in wenigen Tagen getan 

wäre mit etwas Tamtam, etwas Geknatter und etwas Maschinengewehr. Oh nein, Revolution heißt 

Umgestaltung, Umkrempelung der ganzen Welt, des ganzen Systems, der ganzen Gesellschaft; und 

das ist ein ungeheuer schwieriger und langdauernder Prozess. Wir leben ja schon mittendrin in der 

Revolution. (Sehr richtig) Es handelt sich aber darum, das Endstadium, das letzte entscheidende Sta-

dium der Revolution vorzubereiten. Und das Proletariat hat in dieser Zeit nichts anderes nötiger, als 
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/S. 19 daß es geeint und entschlossen zum letzten und entscheidenden Schritt ist. (Sehr richtig!) Wenn 

das nicht von einer Parteivorbereitet, durchgeführt wird, dann nützt alles nichts; dann nützt alle äußere 

Situation nichts; dann ist alles umsonst. Aber wenn ich das so sage, merke ich schon, daß es töricht 

ist, denn ich bin überzeugt, daß, wenn die Zeit soweit ist, wir auch alles das getan haben werden, was 

notwendig ist, um dem Neuen den Weg zu bereiten. (Sehr richtig!) 

Ich hätte nur einen tiefen Wunsch, nämlich den, daß die proletarische Revolution, die die neue Ge-

meinschaft zum Ziele hat und erreichen will, errungen und erzwungen wird, ohne daß viele Men-

schen, Hekatomben von Menschen ihr Leben lassen müssen. Wenn man das will, dann muß man jetzt 

dafür sorgen, daß die neue Einheitsfront all derer, die unter der gegenwärtigen Wirtschafts- und Ge-

sellschaftsordnung leiden, so deutlich und so einheitlich hergestellt wird, daß den anderen schon der 

Mut vergeht, überhaupt an einen Bürgerkrieg zudenken. (Stürmischer Beifall.) 

Es ist ganz unmöglich, daß das durch eine dritte Partei, etwa durch die Gruppe Seydewitz, gemacht 

werden könnte. Ich habe ja auch die Hoffnung gehabt, es wäre, nachdem in der SPD [263] uns der 

Weg versperrt war, möglich, durch diese Zwischengruppe, durch diese wirklich revolutionäre sozia-

listische Partei eine Einigung von rechts und links zu erreichen, und es war eine große Versuchung für 

mich und für meine Freunde, dieser Partei wirklich zum Leben zu verhelfen. Nüchterne Überlegung, 

die für einen Marxisten Voraussetzung ist für sein politisches Handeln – das nicht bestimmt sein darf 

von Gefühlen und persönlichen Wünschen –, hat mir aber gesagt, daß die objektiven Voraussetzungen 

und die objektiven Einordnungsmöglichkeiten dieser Partei innerhalb der proletarischen Front so ge-

ring sind, daß es sich gar nicht lohne, diese Partei erst zu gründen. (Sehr /S. 20 richtig!) Warum? 

Ideologisch, grundsätzlich kann man nicht zwischen der revisionistischen Linie der SPD und der re-

volutionären Linie der KPD noch ein Zwischending schaffen. (Sehr richtig!) Man kann nicht evolu-

tionär-revolutionär sein. (Sehr richtig!) Entweder glaubt man, daß die Evolution die Revolution schon 

an und für sich bedeute; oder aber man glaubt, daß die Evolution unmöglich ist und daß tatsächlich 

der Sturz, die Revolution, die vollkommene Umgestaltung mit den Mitteln der Macht des Proletariats 

notwendig ist. Dazwischen gibt es nichts. Was dazwischen ist, ist Halbheit, ist Unentschlossenheit, 

ist vielleicht Furcht vor der Konsequenz, zu der uns das Denken zwingt. (Sehr richtig!) 

Zweitens: Man kann nicht, wie die Gruppe Seydewitz das meint, mit einer ganzen Anzahl kleiner 

Grüppchen und Gruppen eine revolutionäre Kampfpartei schaffen. Man kann nicht verärgerte Frie-

densgesellschafts-Leute und KPO und Rotkämpfer [Mitglieder des Rotfrontkämpferbundes, d. Hrsg.] 

und jetzt erst neu gewordene Sozialisten und Opposition und eine Gruppe so kleiner Klüngel noch 

mit hineinnehmen, alte USP-Leute [Unabhängige Sozialdemokratische Partei, d. Hrsg.], die Le-

debourgruppe usw.; man kann das nicht, und dabei noch sagen: Alle diese Gruppen werden in der 

zentralen Führung der neuen Partei vertreten sein. Man kann das nicht, wenn man wirklich eine 

Kampfpartei für das Proletariat schaffen will. 

Und das dritte ist: Man kann das nicht machen in einer Zeit, in der wir vielleicht binnen kurzem eine 

Organisation brauchen, die direkte Arbeit für den Endkampf zu leisten vermag. Man kann in einer 

solchen Zeit nicht mit den Jahren rechnen, die notwendig sind, um eine neue Partei zu organisieren. 

Und wenn dann meine Freunde, die ich in der Gruppe Seydewitz hatte, mir sagten: »Ja, wir wollen ja 

bloß vorübergehend diese Gruppe schaffen, weil eben viele SPD-Mitglieder täglich zur KPD kom-

men; wir wollen sie noch /S. 21 so in ein Zwischenstadium hineinbringen«, dann sage ich: »Wer nicht 

für uns ist, der ist gegen uns!« (Stürmischer Beifall.) Diese psychologischen Einwände können in 

solchen entscheidungsvollen Zeiten nicht maßgebend sein. 

Das andere, was hier noch auszuführen ist: man kann nicht zugleich der Zweiten Internationale an-

gehören und nach der dritten hinschielen. (Sehr richtig!) Das ist ganz ausgeschlossen. Man kann nicht 

nach Moskau hin offen sein und zugleich sich scharf gegen die KPD abgrenzen. Das ist innerlich, das 

ist logisch unmöglich. 

Aus diesen sachlichen Gründen habe ich mich von der Gruppe Seydewitz vor der letzten Entschei-

dung, bevor die Reichskonferenz in Berlin endgültig die neue Partei beschlossen hat, getrennt. Ich 

bin in Berlin gewesen, habe mit Seydewitz gesprochen; ich habe ihm gesagt: »Hör’ einmal, es geht 

nicht aus den und den Gründen«, und es war vielleicht kaum eine Stunde in den letzten Monaten und 
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Jahren, in der es mir menschlich so schwer war, mich von einem [264] Freund zu trennen, als diese 

Stunde, in der ich Seydewitz sagen mußte: »Ich kann nicht mit euch gehen. Kommt Ihr mit mir; es 

gibt keinen anderen Weg; Ihr müßt über kurz oder lang doch bei uns sein.« Sie sind nicht mitgekom-

men; sie konnten nicht; sie hatten am Tage vorher schon die Partei in Breslau gegründet. Wie sollten 

sie sich noch freimachen können; es war unmöglich. Seydewitz glaubte an seinen Versuch – ihm 

traue ich das zu, daß er daran glaubte –, und wenn er daran glaubt und wenn er dann aber sieht, daß 

es falsch ist, was er will, dann wird er – so hoffe ich wenigstens – auch den Mut und die Entschlos-

senheit aufbringen, zu uns, zur KPD, zu kommen. (Stürmischer Beifall.) 

Ich bin am Nachmittag des Tages zum Zentralkomitee der Kommunistischen Partei gegangen, nach-

dem ich gleichzeitig aus den Berliner Abendblättern erfahren hatte, daß ich /S. 22 aus der SPD aus-

geschlossen bin; ich habe beim Zentralkomitee erfahren, daß vom W.T.B. [Wolffs Telegraphisches 

Bureau] eine Nachricht weitergegeben worden sei, nach der ich gleichzeitig aus der SPD und aus der 

evangelischen Kirche ausgeschlossen wäre. (Lachen) Ich habe diese Nachricht sofort als eine leichte 

Übertreibung gekennzeichnet, denn ich wußte wie auch heute, daß eigentlich die evangelische Kirche 

gar kein inneres Recht hat, einen Geistlichen, bloß deswegen, weil er sich aus innerer Überzeugung 

zum Proletariat und zum Kommunismus bekennt, auszuschließen. (Sehr richtig!) Sie hat das Recht 

eigentlich nicht. Sie kann sagen: Ja, entweder lassen alle Pfarrer die politischen Kämpfe, auch die 

nationalsozialistischen Pfarrer (Sehr gut!), oder aber wir können nichts dagegen haben, wenn es dann 

auch Kommunisten gibt, die ihrem Beruf nach Geistliche sind. Jedenfalls war es für mich etwas sehr 

Bedeutsames, daß die Kommunistische Partei von mir gar nicht verlangte, daß ich meine Kirche und 

mein Pfarramt aufgebe, und daß sie mich durchaus so nahm, wie ich bin – und deswegen nahm, weil 

ich zur Kommunistischen Partei nicht gekommen bin, um dort Pfarrer zu sein, sondern um dort revo-

lutionärer marxistischer Kämpfer zu sein für das Proletariat. (Stürmischer Beifall.) 

Es ist natürlich schwierig: »Die Kommunistische Partei unterstützt die Gottlosenbewegung«, »die 

Kommunistische Partei bekämpft die Kirche, die Religion« – jawohl! 

Die Gottlosenbewegung zunächst einmal. Ich habe vorgestern in der Versammlung in Mannheim 

einen kleinen Sprechfehler gemacht und habe, als ich von der Anti-Gottlosenbewegung gesprochen 

habe, von der »Gottlosenbewegung« gesprochen; aber die Leute, die bürgerlichen Blätter zum Teil, 

haben aus dem ganz klaren Sinn gar nicht gemerkt, was ich eigentlich sagen wollte (Heiterkeit); sie 

haben ruhig diesen Sprechfehler benutzt, um es so hinzustellen, als hätte ich meine erste Kampf- /S. 

23 handlung in der KPD darin gesehen, gegen die Gottlosenbewegung vorzustoßen. 

Verehrte Zuhörer, wissen Sie: »Gottlosenbewegung« – ja, was heißt denn das? Daß die Gottlosenbe-

wegung überhaupt da ist, ist eine ungeheure Anklage gegen die Kirchen und gegen die Frommen 

unserer Zeit. (Stürmischer Beifall) Dann noch eines: Es ist nämlich nicht so, daß diejenigen, die re-

den: »Ja, ich tue das im Auftrag Gottes, und wir wollen Gottesdienst tun und Gottes Willen erfüllen 

auf dieser Erde«, auch wirklich Gottes Willen erfüllen; sie benötigen meistens Gott, um ihren eigenen 

Willen durchzuführen, ihren eigenen ... (Stürmischer Beifall). Es ist auch nicht so, daß da, wo man 

das Wort »Gott« überhaupt nicht in den Mund nimmt, wo man von Gott – eben diesem Gott, der 

immer so verkündigt wird und der gar nicht die Wirklichkeit trifft, die ein frommer Mensch meint, 

wenn er vor der Gottheit steht und vor ihrem [265] Walten ... – ich sage, es ist nicht so, daß diejenigen, 

die gar nicht von Gott reden wollen und »gottlos« sind, wirklich nur das tun, was sie wollen. Wissen 

Sie, ich bin überzeugt – das wird Sie überraschen –, daß in der kommunistischen Bewegung, in dem 

kommunistischen Kampf um eine neue Ordnung der Gerechtigkeit und des Friedens mehr von geis-

tiger, innerer Kraft, die die Zukunft bestimmt, liegt als in dem frommen Geschwätz der Kleinbürger, 

die Angst haben vor ... (Stürmischer Beifall). 

Verehrte Zuhörer! Die Kommunisten bekämpfen die Kirche. Hat man denn nie gefragt, warum das 

so ist? Hat nicht die Sozialdemokratie das früher auch getan? (Sehr wahr! Sehr richtig!) Ist die Sozi-

aldemokratie nun nicht etwas stiller geworden, weil die Kirchen noch eine bestimmte Macht haben 

und man so wegen Koalitionsrücksichten da etwas stiller sein muß? (Heiterkeit) 

/S. 24 Verehrte Zuhörer! Mir ist gar nicht bange davor, daß ich in der Kommunistischen Partei meinen 

Weg gehen muß. Mir ist nur bange davor, daß die Engstirnigkeit der bürgerlich abgestempelten 
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kirchlichen Vorstellungen mir meinen Weg als Kommunist in den Kreisen der Frommen unmöglich 

macht. Ich habe gesagt: mir ist bange davor; das war ein falscher Ausdruck, ich wollte sagen: ich sehe, 

daß mir dort unendlich viel Hemmungen in den Weg gelegt werden, wenn man mich überhaupt zu 

tragen bereit ist. Es ist ja heute schon so, daß alles Mögliche gegen mich vorgebracht wird, daß man 

sagt: »Wenn der auf die Kanzel kommt am Sonntag – das ist ja geradezu Gotteslästerung!« (Gelächter.) 

Jawohl, das sage ich hier: Wenn mich die Kirche nicht trägt – gut, dann soll sie’s lassen! Den Kampf 

um die Freiheit der Massen führe ich trotzdem weiter bis zum letzten Atemzuge. (Stürmischer Beifall) 

Aber ich bin gewiß, daß dieser Weg mir vielleicht doch nicht so schnell aufgezwungen wird. Ich gebe 

zu: Es ist einer Kirchenregierung, wie der Leitung dieser verfaßten Kirche in ihrer historischen Abhän-

gigkeit, außerordentlich schwer, jetzt das Richtige zu tun; aber ich kann nicht helfen: Es muß einmal 

darüber Klarheit geschaffen werden, ob die Kirche Christi, die davon lebt, daß in Christus die Kräfte 

der Liebe und der Güte und der Barmherzigkeit und des Friedens lebendig geworden sind – ob diese 

Kirche versteht, daß die kommunistische Bewegung vielleicht ein Kampf und eine Tat ist nach dieser 

Neuordnung hin, oder ob sie aus Vorteilen, engstirnigen und bürgerlich-kapitalistischen Eingrenzungen 

ihrer Begriffswelt diese zusammengehörenden großen, gewaltigen Bewegungen auseinander reißt und 

auseinanderhalten will. Das muß einmal durchgekämpft und deutlich gemacht werden: Wenn die Kir-

che den Trennungsstrich zieht, zeigt sie damit eindeutig, daß sie, daß diese Kirche nicht imstande ist 

und ihre Leitungen, die großen, gewaltigen Aufgaben der Zukunft mitzubestimmen (Sehr richtig!), 

daß sie reif ist, ausgeschal- /S. 25 tet zu werden aus den großen, ungeheuren Aufgaben der Zukunft. 

Verehrte Zuhörer! Es ist beinahe eine historische Situation, in der wir uns befinden, das erste Mal, 

daß die proletarische Bewegung in ihrer ganzen Wucht und Rücksichtslosigkeit in einem, der mitten 

in ihr steht, zusammenprallt mit der verfaßten Kirche. Wir wollen einmal sehen, wie das ausgeht. Ich 

bin gespannt und bereit zu allem. Ich kann auch als ganz einfacher Mensch in der Kommunistischen 

Partei meine Dienste tun und dabei das Bewußtsein haben, daß ich der großen, schicksalhaften Auf-

gabe diene, die letztlich von einer überpersönlichen ewigen Macht der Menschheit aufgetragen ist. 

(Bravo!) Und vielleicht liegt in dieser stillen, ganz stillen inneren Entschlossenheit, die Massen der 

»Mühseligen und Beladenen« zunächst [266] einmal aus dem Jammer ihres gegenwärtigen irdischen 

Lebens herauszuführen, viel mehr Glaube und viel mehr, ich sage einmal, Entschiedenheit aus christ-

licher Gesinnung als in dem, was heute so verkündet wird als christliche Botschaft. (Sehr richtig!) 

Ich finde: Wenn man zu diesen Dingen entschlossen ist, dann schrecken einen die Probleme nicht, 

die in mir ausgelöst werden durch die konkrete Situation, in der ich mich befinde. 

Das Schwerste ist, daß die Partei, von der ich mich habe trennen müssen, von der ich getrennt worden 

bin, nun in einer Art und Weise über mich herfällt, die eigentlich nichtgerechtfertigt ist. (Pfui! Rufe) 

Was habe ich ihr denn getan? Ich habe ihr gedient. Aber man kann doch nicht gegen sein Gewissen 

handeln. (Sehr richtig!) Und wenn ich schon gegenüber der Kirchenbehörde, die mich vom politi-

schen Kampf abhalten wollte, den ich um meines Gewissens willen führe, festbleiben mußte, ob ich 

wollte oder nicht, so mußte ich genau so fest und unerschüttert um meines Ge- /S. 26 wissens willen 

bleiben gegenüber der SPD, von der ich glaube, daß sie eben nicht das Proletariat in die Freiheit führt. 

Sehen Sie, es ist merkwürdig: Solange ich gegen die Kirche kämpfen mußte, hat die SPD mich un-

terstützt und von dem Recht auf Gewissensfreiheit in der innersten Entscheidung des Einzelnen ge-

sprochen. Als ich aber aus innerem Zwang die Entscheidung gegen die SPD wenden mußte, als ich 

versuchte, die Massen der SPD herauszunehmen für eine Entscheidung, die die Revolution im tiefsten 

Sinne des Wortes will, da war ich plötzlich ein Eigenbrötler, ein asozialer Mensch, einer, der bloß 

sich sieht und sein Eigentum. Oh nein, wenn ich irgendwelche Ambitionen hätte, etwas zu werden, 

wo der Eigenbrötler sich und seinem Eigentum etwas Großartiges erhofft, dann hätte ich mich der 

SPD-Bürokratie gefügt. (Sehr richtig!) Aber das weiß ich, daß ich in der Kommunistischen Partei 

nichts anderes sein will als ein einfacher Soldat der Revolution. (Stürmischer Beifall) 

Sie werden sagen: »Der Mann spricht dauernd von der Revolution; der ist doch Pfarrer (Heiterkeit); 

bei der Revolution kommt es doch auch vor, daß da schlimme Dinge geschehen! „Jawohl, jawohl, 

das ist schon so; aber wenn man den Glauben hat, daß im letzten Grunde die Geschichte sich vollzieht 

nicht nach dem Willen einzelner Menschen, sondern nach einem Zwang, den wir seinem Ursprung 
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nach nicht zu kontrollieren vermögen, der da ist – dessen nächste Ursachen wir allerdings sehen in 

den ökonomischen und gesellschaftlichen Zuständen –, wissen Sie: wenn man dann wirklich dienen 

will, tapfer sein will, dann darf man sich dem, was als zwangsläufige Notwendigkeit kommt, nicht 

verschließen, sondern man muß mit der innersten Verantwortlichkeit eines Menschen, der weiß, was 

er tut, mittendrin stehen in diesen Kämpfen und das Beste für die Zukunft zu erreichen versuchen. 

/S. 27 Und so werde ich in der KPD meinen Weg zu gehen versuchen. Schon sind die Unken am 

Werk und schreien: »Jawohl, wie lange wird’s dauern, dann fliegt er im schlanken Bogen heraus!« 

Keine Angst! Keine Angst! Wer mich kennt, der weiß, daß ich es wirklich ernst meine; und wenn mir 

schon die Trennung von der SPD so furchtbar schwer gefallen ist, so furchtbar schwer, dann dürfte 

das vielleicht doch ein Zeichen dafür sein, daß meinem Eintritt in die KPD eine sehr ernsthafte Prü-

fung vorausgegangen ist (Sehr richtig), und wenn man diese Prüfung bestanden hat, dann darf man 

wohl auch sagen, daß man treu bleiben kann dem, was man sich vorgenommen hat, und daß man 

nicht irre zu werden braucht an dem, was man vor sich sah in der Stunde der Entscheidung. 

[267] Ich wünschte nur eines: ich wünschte, daß die Massen von Gleichgültigen, die noch nicht auf-

gerüttelt sind durch die gegenwärtige Not, sich endlich bewußt machen: Es gibt keinen anderen Weg 

zur Einigung des Proletariats als den, unter der Führung des Proletariats, der KPD, alle, die leiden, 

zusammenzufassen. Was wollte ich lieber, als die wirklich revolutionär und wirklich sozialistisch, 

entschieden sozialistisch denkenden früheren Genossen von mir kämen mit mir in die KPD, damit 

wir dort mitarbeiten könnten an der großen Aufgabe der inneren und äußeren Vorbereitung der kom-

menden Entscheidungen. Wenn das so käme: das wäre ein Weg, auf dem das Proletariat in die Zu-

kunft gehen könnte ohne Angst und ohne Zittern. 

Es ist etwas Erschütterndes für mich, von den Genossen in der KPD so aufgenommen zu werden, als 

wäre ich schon jahrelang, schon jahrzehntelang einer der Ihren. Woher kommt das? Das kommt daher, 

daß zwischen den Menschen, die zusammengehören um der großen gemeinsamen /S. 28 Aufgabe wil-

len, all das theoretisch Nebensächliche, all die Verschiedenheiten, die aus der Vergangenheit sind, 

versinken in dem Bewußtsein: Wir wollen zusammen nun kämpfen um der Zukunft willen. (Sehr gut!) 

Verehrte Zuhörer! Noch einmal: Es ist ein schwerer Weg für mich gewesen. Aber ich bin froh, daß 

ich durchgestoßen bin, und ich bin froh deswegen, weil ich weiß: Jetzt bist du da, wo der Kampf 

ausgekämpft wird für eine Zeit, in der Gerechtigkeit und Friede einst sein wird; jetzt bist du da, wo 

den Mühseligen und Beladenen einmal geholfen werden wird; jetzt bist du da, wo du zeigen kannst, 

daß du dein Leben einsetzen willst zur Erlösung deiner Brüder. (Stürmischer, langanhaltender Beifall) 

Schlußwort: 

Verehrte Zuhörer! Ich werde morgen Abend in Stuttgart sprechen; übermorgen früh werde ich auf 

meiner Kanzel die innersten, letzten Voraussetzungen, die uns Menschen der Gegenwart hineinstoßen 

in die Erkenntnis der Wahrheit und der Erfüllung des Lebens, zu ergründen versuchen, werde am 

Montag in Berlin sein, dort vor den Massen sprechen; am Dienstag werde ich nach Rußland reisen 

(Stürmischer Beifall), und zwar deswegen, weil ich mir ein eigenes Urteil bilden will; denn die Nach-

richten und die Berichte sind tendenziös, und es ist gut, wenn jemand, der mitten im Kampf um die 

kommunistischen Ziele stehen wird, sich aus eigener Kenntnis Voraussetzungen zu diesem Kampfe 

schafft und weiß, was an den Gerüchten und Behauptungen über Rußland wahr ist. Vor allen Dingen 

lege ich den größten Wert darauf, die Tatarennachrichten – weithin Tatarennachrichten – über Greuel, 

die um der Religion und des Glaubens willen dort drüben geschehen sollen, zu prüfen. Ich habe schon 

vor einer Woche an den /S. 29 kirchlichen Pressedienst die Nachricht gegeben, daß ich nach Rußland 

fahren werde, und den kirchlichen Pressedienst – der sich sonst immer Mühe gibt, in ganz Deutsch-

land diese unkontrollierbaren Schauernachrichten zu verbreiten, gebeten, es der Presse mitzuteilen, 

daß ich nach Rußland fahre, und zugleich aufgefordert, mir die konkreten Angaben über diese Vor-

gänge zu machen, damit ich imstande bin, die Dinge bei den entsprechenden Instanzen zu prüfen. Die 

kirchliche Presse hat es nicht für notwendig gehalten, auch nur einen einzigen Satz von meiner Nach-

richt hinauszugeben. (Pfui! Rufe) Das zeigt mir, daß diejenigen, die ein großes Interesse daran haben, 

das kommunistische Rußland herabzusetzen, kein besonderes Interesse daran haben, eine objektive 
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Prüfung der in Frage stehenden Dinge mit zu propagieren. Ich werde das trotzdem tun. Ich habe eine 

Menge Material. Wenn ich zurückkomme, werde ich [268] nach bestem Wissen und Gewissen, un-

voreingenommen, aber allerdings aus einem Herzen, das eine Liebe in sich trägt zu dem tapferen 

Aufbau der Russen in dem kommunistischen Sowjetrußland – werde ich hier, wenn ich irgend die 

Zeit gewinne, auch darüber Bericht erstatten, wie es da drüben aussieht. (Lebhafter Beifall.) Vielleicht 

wird dann mancher, der heute noch nicht zu uns kommen kann, weil ihn alles Mögliche noch gefühls-

mäßig und sachlich hindert, diesen entscheidungsvollen Schritt zu tun, zu uns kommen. Für mich 

sind diese Versammlungen bei meinem Übertritt zum Kommunismus, diese Massenversammlungen 

ein Erlebnis. Ich weiß sehr wohl, daß ein gewisser Teil derer, die hierhergekommen sind, gekommen 

ist, um sich dieses »Meerwunder« anzusehen, daß da ein Pfarrer Kommunist wird. (Heiterkeit) Aber 

das ist ganz gleichgültig. Wir benutzen auch diese Sensation, um das, was wir in unserem tiefsten 

Herzen tragen, den anderen zu sagen. Wir benutzen jede Möglichkeit, an die anderen, die uns noch 

nicht begreifen können, heranzukommen. Wir sind überzeugt, daß /S. 30 wenn das, was uns alle 

innerlich vorwärtstreibt, die anderen trifft, sie dann bald mit uns kämpfen werden um die Freiheit der 

Unterdrückten und Ausgebeuteten. (Stürmischer Beifall.) 

In: »Ihr Kleingläubigen, warum seid Ihr so furchtsam?« Äußerungen von Erwin Eckert und Heinz Kappes 1931 in Karls-

ruhe. Hrsg., von Friedrich-Martin Balzer, Bonn 1993, S. 5-30. 

31. Erwin Eckert, Rote Einheit ist der Tod des Kapitalismus.* Wie einigen wir das werktätige 

Proletariat. Rede am 10. Oktober 1931 auf der Kundgebung in Stuttgart vor 10.000 Menschen 

Ein innerlich lebendiger Mensch muß an den Geschehnissen des gesellschaftlichen Lebens seiner 

Zeit teilnehmen, wenn sein Leben nicht eine ziemlich nebensächliche Angelegenheit, ein dumpfes 

Dahinvegetieren in Gemütlichkeit sein soll. Doppelt notwendig ist es, sich um die Zusammenhänge 

des öffentlichen Lebens zu kümmern in einer Zeit, in der alle Maßstäbe des Überkommenen hinfällig 

geworden sind, in der alles, was bisher die Ordnung des Lebens bestimmte, innerlich faul geworden 

ist, in einer Zeit, in der neue Ordnungen, neue Maßstäbe, neue Energien ins Licht drängen, um einer 

höheren Gestaltung des Lebens zu dienen. 

Wir leben in einer solchen Zeit, und die letzten Monate, Wochen und Tage haben uns deutlich gezeigt, 

daß wir mitten in einer Umgestaltung des ganzen Lebens der Völker stehen, daß wir mitten in einem 

revolutionären Prozeß leben, den viele nur noch nicht sehen, weil sie außerordentlich romantische 

Vorstellungen von Revolutionen haben. 

Und wenn das so ist, dann ist es notwendig, sich ohne jede Selbsttäuschung klarzumachen, was not-

wendig ist, was getan werden muß, um dieses morsch Gewordene zu beseitigen und dem Neuen den 

Weg zu bereiten. 

Die Symptome der unzulänglich gewordenen Ordnung unserer Tage sehen wir in der Massenarbeits-

losigkeit in allen kapitalistischen Ländern, eine Massenarbeitslosigkeit, die sich [269] nicht mit der 

herkömmlichen, aus der Saison oder aus den immer wieder einsetzenden Krisen der kapitalistischen 

Wirtschaftsordnung ergibt, sondern die in dem gewaltigen Ausmaß nur damit zu erklären ist, daß es 

der bestehenden Wirtschaftsordnung unmöglich geworden ist, die Aufgaben zu erfüllen, Brot und 

Arbeit zu schaffen für Alle. (Stürmische Zustimmung.) 

Wir leben in der Endkrise des Kapitalismus, und es wird denjenigen, die Interesse daran haben, die 

kapitalistische Wirtschaftsordnung aufrechtzuerhalten, gar nichts mehr nützen, daß sie mit rücksichts-

losen Mitteln sich an der Macht zu halten suchen. 

Die kapitalistische Wirtschaftsordnung ist gerichtet und muß fallen, sie mögen machen, was sie wollen. 

Warum ist das der Fall? Es ist so, weil alle, die krampfhaft versuchen, die kapitalistische Wirtschafts-

ordnung zu erhalten, die Schwierigkeiten noch größer machen, unter denen sie leidet. Diejenigen, die 

sich von der bestehenden kapitalistischen Wirtschaftsordnung etwas versprechen für sich, versuchen 

 
*  Vom Herausgeber gewählte Überschrift. 
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sie zu erhalten auf Kosten der breiten werktätigen Massen. Sie versuchen, durch eine Konzentration 

der Betriebe, durch eine Rationalisierung, durch ständige Lohnsenkungen die Gestehungskosten zu 

senken, die Auslagen, die Selbstkosten des Produktionsprozesses herabzudrücken, um dadurch kon-

kurrenzfähig zu bleiben auf dem Weltmarkt und im eigenen Lande die Konkurrenz der anderen Län-

der niederzuringen. Doch dadurch werden die Krisenerscheinungen nur vergrößert. 

Aber nicht nur wirtschaftliche Mittel, nicht nur eine Verschärfung der Arbeitslosigkeit durch diese 

Rationalisierung ist es, die die Wirtschaftsordnung immer tiefer in den Abgrund hineinstößt. Direkte 

politische Maßnahmen zur Sanierung der bestehenden Wirtschaftsordnung werden benutzt, /S. 13 

Massenbelastungen durch Steuern, die auf dem Notverordnungswege durchgesetzt werden. Auf der 

anderen Seite gibt es aber Unterstützung, Hilfeleistung für die Industrie, für die große Landwirtschaft. 

Das verschärft von der politischen Front aus die Differenzen und Schwierigkeiten. Kurz und gut, auch 

die bürgerliche Demokratie versucht alles, um die kapitalistische Wirtschaftsordnung zu retten vor 

dem Zusammenbruch. 

Was wir bei der Umgestaltung des Kabinetts Brüning erlebt haben, ist ein deutliches Zeichen dafür, 

daß sich die kapitalistischen Machthaber anschicken, durch die Zentralisation der physischen Gewalt 

im Staate, durch die Verbindungen, die sie aufnehmen, indirekt und direkt zu Hitler und Hugenberg, 

gerüstet zu sein, wenn der wirtschaftliche Zusammenbruch die Massen auf die Straßen und zum 

Kampf treiben würde in diesem Winter. 

Der Kapitalismus wird nie in einer absolut ausweglosen Situation sein. 

Der Kapitalismus wird, je schwieriger er sich wirtschaftlich durchzusetzen vermag, versuchen mit 

dem Mittel der physischen Macht, der Ausnutzung der Staatsgewalt, sich an der Macht zu halten, und 

wenn dagegen nicht alle, die unter ihm leiden, zusammenhalten in einer großen, gewaltigen Einheits-

front, dann ist gar nicht daran zu denken, daß wir den Kapitalismus zu beseitigen vermögen. (Stür-

mischer Beifall.) 

Und darum war es immer meine Absicht, solange ich in der sozialistischen Arbeiterbewegung mit-

kämpfe, in den letzten zehn Jahren vor allen Dingen, diese Einheitsfront der proletarischen Massen 

herbeizuführen. 

Ich bin 20 Jahre in der SPD gewesen und habe geglaubt, daß die Einheitsfront des Proletariats dadurch 

herzustellen wäre, daß alle, die den Willen haben, den Kapitalismus durch [270] den Sozialismus zu 

ersetzen, sich in der SPD konzentrieren sollten. Ich habe in Hunderten von Versammlungen, Sitzun-

gen und Kundgebungen dafür geworben, daß die Massen sich der Sozialdemokratischen Partei an-

schließen sollten, weil ich die Überzeugung hatte, daß bei aller Zurückhaltung, bei allem Abwarten 

die Sozialdemokratische Partei doch eine revolutionäre, sozialistische Arbeiterpartei sei. Ich habe in 

dem Jahrzehnt nicht geschwiegen zu der von uns aus gesehenen Verratspolitik der SPD in den ver-

schiedensten Situationen. 

Ich habe mit meinen Freunden zusammen immer wieder gewarnt und darauf hingewiesen, daß es 

nicht so weitergehen dürfe, daß die sozialdemokratischen Führer die Macht des Proletariats in die 

Waagschale werfen für Regierungen und ihre Maßnahmen, die nicht von uns, sondern von den Inte-

ressenvertretungen des Großbürgertums bestimmt waren. (Zurufe Sehr richtig!) 

Ich habe umsonst gewarnt vor den Koalitionsregierungen, die in ihrer Wirkung immer gegen die 

Arbeiterklasse beschlossen haben. Ich habe umsonst gewarnt vor der zuletzt getätigten Tolerierungs-

politik der SPD. Wir haben gewarnt und haben gedroht, weil wir wußten, daß, wenn diese Art und 

Weise der politisch-taktischen Haltung der SPD nicht geändert wurde, sie das Vertrauen der werktä-

tigen Massen verlieren müsse, ob sie will oder nicht. Es hat alles nichts genützt. Am 14. September 

1930 und nach diesem Wahltag zu diesem Reichstag versuchten wir, die Parole durchzusetzen in den 

Organisationen der SPD: Nun aber /S. 14 Schluß mit aller Beteiligung oder Duldung dieses Kabinetts 

durch die Arbeiterklasse. Nun mögen diejenigen, die zwangsläufig aus der Situation des Kapitalismus 

die Verantwortung auch politisch tragen, die Regierung bilden. Damals hatte man Angst vor dem 

Faschismus, weil er die Errungenschaften von 1918, Arbeitslosenversicherung, Sozialversicherung, 

Pressefreiheit und Versammlungsfreiheit, aufheben würde. Damit würde die Kampfkraft des 
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Proletariats vernichtet. Doch was man vom Faschismus fürchtete, führte Brüning mit Unterstützung 

der SPD durch. 

Genossen und Genossinnen! Was hinter uns liegt, ist nicht mehr zu ändern, aber was vor uns liegt, 

kann noch geändert werden und, wenn es schon so ist, daß die SPD mit ihrer ganzen Politik, mit der 

Duldung des Kabinetts Brüning Schiffbruch erlitten hat, daß die nationale Einheitsfront sich bereits 

vorbereitet zur Machtübernahme in Deutschland, und wenn es so ist, daß Herr Goebbels in Berlin im 

Sportpalast behauptet hat, der Bürgerkrieg steht vor den Toren, dann hat das Proletariat die Pflicht, 

nicht mehr der ewig feilschenden, nachgebenden SPD zu folgen, sondern der einzigen klassenbewuß-

ten, revolutionären Partei des Proletariats, der Kommunistischen Partei Deutschlands. (Beifall.) Jeder 

politisch geschulte und verantwortliche Mensch muß dieser Erkenntnis folgen und sich entschließen, 

aus dieser Erkenntnis die Konsequenzen zu ziehen. Leider aber ist es in der breiten Masse auch derer, 

die bisher der SPD gefolgt sind, unendlich schwer, die Umkehr, die neue Einstellung zu erzwingen, 

weil die Gewohnheit, weil Herkommen, weil gefühlsmäßige Gründe nur zu stark den Bruch mit der 

Partei, der man lange Zeit gedient hat, für die man gekämpft hat, erschwert. Und es ist mir vielleicht 

in meinem ganzen Leben nichts schwerer gefallen, als mich von der Partei, von der SPD zu trennen, 

für die ich zwei Jahrzehnte gekämpft habe. Aber man darf nicht danach fragen, wo der bequemere 

Weg in die Zukunft weist; man muß danach fragen, was geschehen muß, um den Weg zur Befreiung 

des Proletariats vorzubereiten. Und darum habe ich diesen schweren Weg gewählt. 

Die Opposition in der SPD. 

Lange haben wir Oppositionellen in der SPD versucht, die Partei herumzureißen, sie aus [271] einer 

ewig feilschenden Partei zu einer Kampfpartei des Proletariats zu machen, der all die auch nachfolgen 

könnten, die in der Kommunistischen Partei sich zusammengeschlossen haben. Alle Versuche waren 

umsonst. Und trotzdem wären meine Freunde und ich heute noch nicht in der KPD, wenn der SPD-

Vorstand nicht die Führer der Opposition innerhalb der Partei ausgeschlossen hätte, um eine saubere 

Partei zu haben. (Stürmische Heiterkeit.) Man hat die Genossen Seydewitz und Rosenfeld ausge-

schlossen aus der SPD, weil sie sonderorganisatorische Bestrebungen in Szene gesetzt hätten, weil 

wir es gewagt haben, unsere, die oppositionelle Meinung in der SPD systematisch zum Ausdruck zu 

bringen, weil wir ein Organ geschaffen haben, eine Zeitung »Die Fackel«, die in ganz Deutschland 

verbreitet wurde, um unsere Ansichten zu verkünden. Weil wir die Kolporteure dieser Zeitung zu-

sammenfaßten, darum waren wir in den Augen des Parteivorstandes schon gefährliche Leute gewor-

den, die die Partei »an den Rand des Verderbens« bringen wegen ihrer gegen den Parteivorstand 

gerichteten Meinung über die politisch-taktische Haltung der Partei. 

/S. 15 Die Meinungsfreiheit in der SPD ist immer so hochgepriesen worden. Die SPD hat sich immer 

als die Retterin und Bewahrerin der Demokratie angepriesen. Aber den Genossen gegenüber, die aus 

innerster Verantwortung den Weg, den die SPD-Mehrheit ohne Hemmung gegangen ist, nicht mehr 

mitmachen konnten und davor warnten, die hat man aus lauter Demokratie heraus ausgeschlossen aus 

dieser Partei. 

Am 2. Oktober hat man auch mich ausgeschlossen, und zwar nicht nur wegen dieser organisatori-

schen Sonderbestrebungen, sondern auch wegen »groben Vertrauensbruchs«. 

Da wir z. Zt. in Baden keine eigene kommunistische Presse haben (die »Arbeiter-Zeitung« Mannheim 

war 4 Wochen verboten), ist es außerordentlich schwer, gegen solche unwahren, verleumderischen 

Behauptungen sich zur Wehr zu setzen. Man würdige: die Sozialdemokratische Partei, die früher 

keine Gelegenheit vergehen ließ, um mich im Kampf des politischen Lebens mit zu verwenden, die 

zu mir ein großes Vertrauen hatte, sie spricht nun plötzlich von grobem Vertrauensbruch, weil ich 

diejenigen Genossen, die durch den Ausschluß des Genossen Seydewitz aufs Tiefste empört waren, 

zusammenfaßte, um mit ihnen zu besprechen, was nun geschehen soll. Ich hatte in der Funktionärver-

sammlung im August, in der wir uns über diese Frage ausgesprochen hatten, zum Ausdruck gebracht, 

daß, wenn innerhalb der Partei die Möglichkeit bestünde, die politischen und taktischen Fragen zu 

besprechen, wir nicht notwendig hätten, uns zu solchen Zusammenkünften zusammenzufinden. Die 

SPD ist auf das brutalste gegen die Genossen vorgegangen, die ihre eigene Meinung um des innersten 
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Gewissens willen nicht aufgeben konnten, weil sie wußten, daß ihre Meinung für den Befreiungs-

kampf des Proletariats wichtiger ist als die ewigen Besänftigungsversuche der SPD-Bürokratie. Aber 

das ist der Vertrauensbruch! 

Man wollte meine Freunde und mich zu sittlich nicht ganz einwandfreien Menschen stempeln, um 

damit die Gefahr abzubremsen, daß große Kreise, große Massen ans der SPD mit uns zusammen 

austreten. (Stürmisches: Sehr richtig!) 

Es ist begreiflich, daß nun in der SPD-Presse über diejenigen, die den Schritt zur KPD getan haben, 

auf das maßloseste geschimpft wird. Wir schimpfen nicht dagegen. Aber wir werden die SPD-Füh-

rung, die auch weiterhin den Herrn Brüning und sein Kabinett tolerieren will, wir werden um der 

Zukunft des proletarischen Klassenkampfes willen die SPD-Führung sachlich [272] bekämpfen und 

nicht aufhören mit Agitation und Arbeit in der KPD, in der Öffentlichkeit, bis der letzte SPD-Arbeiter 

erkannt hat; es gibt keinen anderen Weg, als den, in der KPD revolutionäre Arbeit zu leisten. (Stür-

mischer Beifall!) 

Genossen! Nachdem wir aus der Partei ausgeschlossen worden waren, wurde die Frage diskutiert, ob 

wir nicht eine neue Partei gründen sollten. Das war eine große Versuchung auch für mich, diese neue 

Partei ins Leben zu rufen, eine Versuchung deswegen, weil eine neugegründete Partei zunächst gar 

nicht so ohne jede Aussicht gewesen wäre. Es hätte sich bestimmt eine große Masse von sozialdemo-

kratischen Arbeitern zu dieser neuen Partei geschlagen, und es hätten diejenigen, die ein Jahrzehnt 

lang die Opposition geführt haben, bestimmt auch die Führung dieser Partei /S. 16 in die Hände 

bekommen. Es wäre für mich persönlich viel leichter gewesen, dieser Partei beizutreten und in ihr 

maßgebenden Einfluß auszuüben, und trotzdem habe ich mir bei nüchterner und ruhiger Überlegung 

sagen müssen, daß diese Parteigründung nicht der Einheit des Proletariats dienen wird, sondern eine 

neue Zersplitterungsgefahr für das Proletariat ist. (Zurufe: »Sehr richtig!«) 

Man kann einmal nicht ein Programm aufstellen, das einerseits evolutionär, sozialdemokratisch ist 

und andererseits revolutionär sein will, ohne es zu sein. Man kann nicht zu gleicher Zeit II. Interna-

tionale und III. Internationale sein. Man kann nicht mit einer Summe von allen möglichen kleinen 

Splittergruppen, die aus den organisatorischen Kämpfen der sozialistischen Parteien in der Vergan-

genheit übriggeblieben sind, mit der KPO, mit den alten Leuten von der USP, mit verärgerten Frie-

densgesellschaften, mit neugewonnenen Sozialisten, die jetzt plötzlich ihr sozialistisches Herz ent-

deckt haben, mit Leuten, die einmal im »Leninbund« waren, und sonstigen Einzelläufern eine Kampf-

partei gründen, vor allen Dingen dann nicht, wenn man von vornherein erklärt, daß in dieser neuen 

Partei alle diese Gruppen in der zentralen Leitung vertreten sein sollen. 

So etwas kann ein verantwortlicher Politiker nicht mitmachen. So etwas kann auch ein Arbeiter, ein 

politisch denkender Mensch nicht mitmachen. Und wenn dann die Gründer dieser Partei von vornhe-

rein sagen, diese Partei soll nur vorübergehend bestehen; sie soll nur ein Sammelbecken sein für die, 

die in der SPD nichts mehr suchen wollen, die aber zur KPD nicht können, dann muß ich schon sagen, 

daß in einer solchen großen Zeit der Entscheidungen solche Einwendungen nichts mehr zu tun haben, 

daß es jetzt Entweder Oder heißt. Darum habe ich mich, so schwer es mir menschlich gefallen ist, 

von diesen Genossen getrennt. Nachdem ich eingesehen hatte, daß mein Versuch in Berlin, den Ge-

nossen Seydewitz herüberzunehmen zur KPD, aussichtslos war, mußte ich weitergehen zu der Stelle, 

von wo aus die Zukunft des Proletariats allein gestaltet werden kann, weitergehen zur Kommunisti-

schen Partei, die mich aufgenommen hat als einen, der mit ihr zusammen revolutionär, marxistisch 

kämpfen will bis zum Sieg des Proletariats. (Minutenlanger Beifall) 

Ich habe damit schon zum Ausdruck gebracht, warum ich in die KPD gegangen bin. Nicht um dort 

als Pfarrer zu wirken, sondern um dort einer von den vielen Tausenden und Millionen zu sein, die es 

nicht mehr tragen können, daß Ungerechtigkeit und Gemeinheit das Leben der Menschen zerstört. 

Ich bin zur KPD gegangen, weil ich glaube und überzeugt bin aus marxistischer Erkenntnis und hei-

ßem Glauben an die Kraft des Guten, daß nur in der kommunistischen Bewegung der ganzen Welt 

die Kräfte sich zusammenfinden, die einmal imstande [273] sein werden, diese ganze heutige Un-

möglichkeit hinwegzufegen, die imstande sein werden, eine gerechte Ordnung aufzurichten, eine 
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Ordnung, in der jene, die nicht arbeiten, nicht essen werden, eine Ordnung, in der das Kriegsgeschrei 

verstummen, in der Friede und Gemeinschaft unter den Menschen sein wird. (Lebhafter, langanhal-

tender Beifall.) 

/S. 17 Darum bin ich in der KPD. Ich habe die KPD auch bekämpft, scharf, sachlich. Ich kenne die 

Einwände wohl, die Gewerkschaftsfrage, die »Abhängigkeit von Moskau«, politische »Putschtaktik«, 

militärische Organisation, zentralistischer, »diktatorischer Apparat«, »brutale Spräche in der Presse 

usw.« Ich kenne diese Einwände wohl. Ich kenne vor allem den Einwand, der mich immer innerlich 

gequält hat und der auch quält Hunderttausende von Christen, d. h. jene Menschen, die in Christus 

eine Verdeutlichung der letzten und stärksten Kraft menschlichen Lebens sehen, den Einwand von 

der weltanschaulichen Unduldsamkeit der Kommunistischen Partei. Als ich aber auf dem Zentralko-

mitee der Kommunistischen Partei in Berlin war und als ich dort meinen Eintritt erklärte, sagte man 

mir: Jawohl, wir verlangen nicht, daß Du Deine Weltanschauung und Dein Pfarramt aufgibst! 

Da habe ich gestaunt über die Selbstverständlichkeit, mit der die Genossen mich als einen, der eine 

bestimmte Art des Nachdenkens über die Angelegenheit des Lebens mit sich bringt, aufgenommen 

haben als einen der ihren, wie sie sich gefreut haben darüber, daß ich zu ihnen gekommen bin. 

Ich weiß sehr wohl, daß nun behauptet wird, ja, die KPD hat den Eckert nur deswegen freudig auf-

genommen, weil er durch agitatorische Kraft und durch Reden, durch die Sensation, die es gibt, wenn 

ein Pfarrer zur KPD kommt, viel für die Partei tun kann, daß man durch die Sensation, die er auslöst, 

viel für die Partei erreichen kann. Das weiß ich sehr wohl. Jawohl, wir nützen das aus, daß das Spieß-

bürgertum darin eine Sensation sieht, daß ein Pfarrer Kommunist wird. (Bravo! Langanhaltender 

Beifall.) Wir nützen das allerdings aus, damit wir an diejenigen herankommen, die bisher, von Vor-

urteil und Engstirnigkeit geplagt, gemeint haben, daß die Kommunisten gleich nach den Verbrechern 

kommen. 

Wir nützen es aus, um an sie heranzukommen, um ihnen klarzumachen, daß der Kampf der Kommu-

nisten nichts Verbrecherisches an sich hat, sondern ein Kampf ist um gewaltig hohe Ziele, für die es 

sich einzusetzen lohnt mit der ganzen Kraft seines Lebens. Und wenn wir das tun, tun wir nichts 

Schlechtes, auch wenn wir diese »Sensation« ausnützen. 

Noch eins. Sie werden fragen: wie kann man denn als Pfarrer zu einer Partei gehen, die die Kirche 

bekämpft, die die Gottlosenbewegung aufzieht, zu einer Partei, die von Gott und Christus nichts hält, 

die systematisch jede Religion bekämpft, weil sie in ihnen eine Einflußsphäre der bürgerlich-kapita-

listischen Gesellschaft zur Verdummung der Massen sieht? Wie kann man als Pfarrer zu einer solchen 

Partei gehen? Ich will Ihnen einmal etwas sagen über Religion. 

Glauben Sie denn, daß Religion überall da ist, wo man davon redet? Glauben Sie denn, daß wirklich 

überall da, wo im Namen Gottes etwas verlangt wird, Gott etwas verlangt? Ich bin überzeugt, daß der 

Glaube an eine Gottheit nie schlimmer mißbraucht worden ist zu menschlichen Zwecken als in unserer 

Zeit, in der der Faschismus behauptet, daß er im Namen Gottes die Welt vom Bolschewismus befreien 

müsse. (Lebhafter Beifall.) 

/S. 18 Ich glaube, daß da, wo kommunistisch gekämpft wird, mehr von der Aufgabe begriffen ist, die 

der Menschheit für die Zukunft gestellt ist, als da, wo man mit aller Macht das Ver-[274] 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 217 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

 

Berlin am Morgen, 13. Okt. 1931 (PAB) 

[275] gangene halten will, auch dann, wenn Hunderttausende und Millionen dabei um des Profites 

willen zugrunde gehen und elend ihr Leben verlieren müssen. Darum kann mich das nicht irremachen. 

Gottlosenbewegung? Wer ist denn schuld an der Gottlosenbewegung? Wer ist denn schuld, daß das 

Proletariat nichts mehr von der Kirche hält? Das Proletariat ist nicht schuld. Schuld sind diejenigen, 

die aus einer unheilvollen Verflochtenheit der kirchlichen Organisationen nichts anderes zu tun ge-

wußt haben, als die ganze Ideologie der bürgerlichen und kapitalistischen Gesellschaft in Schutz zu 

nehmen gegen das vordrängende Proletariat. 

Und darum soll sich die Kirche nicht wundern, wenn die Masse nichts mehr von ihr hält. 

Jetzt, wo eine große Anti-Gottlosenbewegung durch die deutschen Lande organisiert wird, jetzt ist es 

natürlich außerordentlich unangenehm, wenn da ein Pfarrer plötzlich ausgerechnet zur KPD geht, die 

man natürlich mit dieser Anti-Gottlosenbewegung treffen will. Es kommt ihnen gar nicht so sehr auf 

die Gottlosen an; es kommt ihnen darauf an, daß man die kommunistischen Kampforganisationen 

zerschlagen kann, weil sie der Schutz und die Führung des Proletariats sind, wenn es sich wehrt gegen 

seine Unterdrückung. 

Nun hat die Kirche mich meines Amtes enthoben. 

In derselben Zeit, als ich in Karlsruhe in einer überfüllten, polizeilich geschlossenen Massenver-

sammlung sprach, hat der gemeinsame Kirchengemeinderat beschlossen, daß ich als evangelischer 

Pfarrer von dem Augenblick an nicht mehr tragbar sei, wo ich in die Kommunistische Partei einge-

treten bin. 

Der Kirchengemeinderat hat nämlich Angst gehabt, daß ich morgen Sonntag früh auch als Kommu-

nist auf der Kanzel gestanden wäre. 
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Das wird alles nichts nützen. Wenn man mich jetzt meines Amtes enthoben hat, wenn man mich nicht 

mehr auf die Kanzel läßt, wenn man mir das Recht abspricht, Pfarrer zu sein als Kommunist, dann 

schließt man mich damit auch aus dieser Kirche aus. Nicht ich gehe aus der Kirche heraus; man 

schließt mich aus, der ich im Innersten meiner Seele getroffen bin von den Wirklichkeiten des Lebens. 

Ich habe früher und jetzt so viel von Gott gesprochen, daß ich aus innerster Verbundenheit gekämpft 

habe um eine neue Menschheit, gekämpft habe, damit die Menschen aufwachen aus ihrer Gleichgül-

tigkeit. Man schließt mich aus, der sich bemüht hat, die jungen Menschen zu erziehen, damit sie 

Kämpfer werden für den Geist der Gerechtigkeit und des Friedens und der Liebe. Man schließt mich 

aus und damit auch alle diejenigen, die mit mir geglaubt haben, daß man innerhalb der Kirche Gott 

dienen kann. Und damit hat die Kirche etwas getan, von dem sie noch gar nicht weiß, wie sich das 

auswirken wird. (Lebhafte Zustimmung.) Die Kommunistische Partei Deutschlands, die Gottlosen, 

haben mich als Pfarrer, so wie ich bin, genommen und getragen und haben mich zu verstehen gesucht, 

aber die Kirche, die kann mich nicht als Kommunisten tragen, weil sie christlich ist und duldungsvoll! 

Die Kommunistische Partei hat in dieser historischen Stunde nicht versagt, aber die evangelische 

Kirche hat ein kleines Führertum an der Spitze gehabt. Und darum wird es in der Zukunft einmal 

heißen: Schuld daran, daß das Proletariat endgültig irre geworden ist, daß in der überlieferten Reli-

gion, ihren Formen und in dieser Kirche auch nur irgendetwas in die Zukunft hineingerettet werden 

kann, schuld daran sind die, die die Kirche in dieser Zeit führten, ohne daß sie dazu innerlich stark 

und groß genug gewesen wären. (Beifall.) 

Eckerts Weg, der Weg zur Einheit! 

[276] Verehrte Zuhörer! Ich werde keine neue Kirche gründen, oh nein, ich werde ganz einfach den 

Kampf eines Kommunisten führen um die Befreiung der Brüder und Schwestern, die leiden. Wenn 

man mich ausschließt, weil ich als Pfarrer durch die Zugehörigkeit zur Kommunistischen Partei so 

ungefähr gottlos geworden sei, wenn man mich ausschließt und es als Gottlosigkeit empfindet, daß 

ich als Kommunist auf der Kanzel stehe, dann ist für mich das Wort Gott so mißbraucht, daß ich es 

gar nicht mehr in den Mund nehmen möchte. 

Ich werde, ganz ohne von diesen Dingen zu sprechen, in der Kommunistischen Partei meine Arbeit 

tun und kämpfen, und ich bin überzeugt, daß ich damit vielleicht mehr Gottesdienst – um das zu sagen 

– tue, als wenn ich vielleicht weiter nur von Gott hätte reden können. 

Wissen Sie, es ist ein schwerer Weg, der nun vor mir ist, und doch ist er leicht, denn jetzt ist er 

eindeutig und klar. Durch all die Schwierigkeiten habe ich mich hindurchgerungen, die mich mit der 

SPD verbanden. Ich habe mich durch die Schwierigkeiten hindurchgerungen, die weltanschauliche 

Hemmungen von außen her waren. 

Nun stehe ich da, wo wirklich der Kampf geführt wird zur Umgestaltung des gegenwärtigen Lebens. 

Nun stehe ich da, wo wirklich versucht wird, den Mühseligen und Beladenen zu helfen, wo eine 

Ordnung erkämpft werden soll, die den Hungernden Brot gibt, die den Kranken beisteht, wo eine 

Ordnung erkämpft werden wird, die besser ist als die, in der wir heute leben. 

Viele werden meinen Schritt jetzt noch nicht verstehen. Das ist bitter, aber ich kann es nicht ändern. 

Es kommt die Zeit, in der auch sie begreifen, daß es gar keinen anderen Weg gibt als den, den ich 

ihnen vorangegangen bin. Und wenn ich das so sage, denke ich an alle diejenigen, die mit mir ein 

Jahrzehnt und noch länger gekämpft haben in der SPD, in der freien Gewerkschaft, und ich möchte 

nichts lieber als das, daß sie möglichst heute schon zu uns kommen, mit uns kämpfen. 

Denn es ist nicht sicher, wie viel Zeit wir noch haben. 

Es ist nicht sicher, daß die Katastrophe nicht schneller kommt, als wir alle denken. Es ist nicht sicher, 

daß diesen Winter auch wieder so durchlaviert /S. 20 wird, es ist nicht sicher, daß das Kabinett 

Brüning nicht über Nacht nicht mehr ist und daß der Versuch einer faschistischen Diktatur gemacht 

wird, ein Versuch, der einer der Anfänge wäre zu einer Situation, in der es dann um das Ganze geht. 

Mancher ist in unserer Zeit, der vor den großen Entscheidungen der Zukunft zurückbebt, der Angst 

hat, der unklar ist über das, was wir wollen, der nicht offen in die Zukunft zu schauen wagt. Wir 
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wollen nicht zu denen gehören. Wir wollen vielmehr erreichen, daß unter der Führung der KPD eine 

so breite Einheitsfront aller unter der gegenwärtigen Not Leidenden geschaffen wird, daß dem Fa-

schismus die Lust vergeht, etwa wie in Italien in Deutschland seine Diktatur aufzurichten. (Großer 

Beifall) Aber was muß da alles noch geschehen! Unendliche Arbeit ist zu leisten, eine gewaltige 

Aufklärungsarbeit, eine opferbereite Hingabe ist nötig an unsere Idee, und wer von Ihnen mitwirken 

will, den jetzt sein Herz und seine innerste Erkenntnis zu uns drängt, der soll die Hemmungen über-

winden, die er als Vorurteil in sich trägt; er soll zu uns kommen, mit uns kämpfen, und er wird mer-

ken, daß die Kommunistische Partei Deutschlands kein Sammelsurium von Menschen ist, mit denen 

man nichts gemein haben kann. 

[277] Es ist eigentlich das Schmerzvollste überhaupt, was ein revolutionär gesinnter Mensch unserer 

Zeit erleben kann, daß die Arbeiterklasse gespalten und auseinandergerissen ist. 

Wenn aber der Weg der SPD, die dem Faschismus den Weg bereitet hat, wenn dieser Weg nicht zur 

Einigung des Proletariats führt und wenn die neue Zwischenpartei höchstens neue Zersplitterung 

schafft, dann kann es doch eigentlich nur noch den anderen Weg geben, nämlich den, der Kommu-

nistischen Partei zu vertrauen und zusammen mit ihr die Zukunftsaufgaben in Angriff zu nehmen. 

(Stürmischer, langanhaltender Beifall) 

Es kann kommen, wie es will; für mich sind die Entscheidungen gefallen. Viele denken: jetzt hat der 

Mann sein Amt verloren, ach, der arme Mann. Viele denken: jetzt ist er nicht mehr Pfarrer; da wird 

ihn niemand mehr ansehen; er ist ja degradiert; er ist herabgewürdigt in der öffentlichen Meinung. 

Verehrte Zuhörer! Das ist einem Menschen, der seinem innersten Gewissenszwang folgend seinen 

Weg gehen muß, vollkommen gleichgültig. Hauptsache ist, daß er seiner Überzeugung treu bleibt bis 

in den Tod. (Langanhaltender Beifall.)* 

Sie müssen nicht denken, daß der Weg, den ich gegangen bin, einfach war und einfach sein wird. 

Aber ich freue mich auf diesen Weg, freue mich, weil ich die Überzeugung habe, daß mein Leben 

nicht besser eingesetzt werden kann als bei den Kommunisten, als da, wo es sich darum handelt, den 

Massen zu helfen, die leiden, die Kinder zu sättigen, die hungern, die Frauen zu unterstützen, die 

krank sind, als da, wo es sich darum handelt, die Leidenden zum Licht, die Unterdrückten durch 

Kampf zum Sieg zu führen. Mein Leben kann keinen besseren Inhalt haben als den, entschlossen 

mitten im Proletariat zu kämpfen um Freiheit und Sozialismus, um ein menschenwürdigeres Dasein, 

um Frieden und Gemeinschaft auf dieser Erde. (Minutenlanger Beifall. Die Massen erheben sich und 

singen spontan die Internationale.) 

In: Die Kirche und der Kommunismus. Pfarrer Eckert kommt zur KPD, Mannheim 1931, S. 12-20. 

32. Erwin Eckert, Religiöse Sozialisten in Auflösung. Antwort an die Bankrotteure im Bund 

der Religiösen Sozialisten 

In der gestrigen Nummer der »Volksstimme« schrieb Dr. Dietrich, Direktor der Mollrealschule, so-

zialdemokratischer Kreistagsabgeordneter, von der »Unbefangenheit« meines Austritts aus der Kir-

che und aus dem Bund der religiösen Sozialisten. Er selbst muß einige Zeilen weiter unten zugeben, 

daß durch den Ausgang meines Verfahrens bewiesen ist, wie sehr die deutschen Kirchenleitungen 

»geistige Träger des Bürgertums« sind – mit anderen Worten, daß diese Kirche eine bürgerliche Klas-

senkirche ist. 

Dietrich, der von marxistischer Methodik keine Ahnung hat, begreift nicht, daß ein geschulter Marxist 

in dem Augenblick, in dem für ihn nach einem zehnjährigen Kampf gegen diese Verbürgerlichung 

der Kirche die Ergebnislosigkeit dieses Kampfes eindeutig bewiesen ist, die Konsequenz ziehen und 

dieser Kirche den Rücken kehren muß. 

 
*  Der Ratsvorsitzende der EKD, Nikolaus Schneider, brachte es auf die griffige Formel: »Gott hält sich nicht an 

Ämter.« [d. Hrsg.] 
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[278] Ich bin an dieser Kirche nicht »zerbrochen«; die Kirche aber wird an der proletarischen Klas-

senfront zerbrechen, weil sie die Mühseligen und Beladenen in ihrem Kampf um ein menschenwür-

diges Dasein verrät, um den Interessenkampf der besitzenden Schicht und die Ungerechtigkeit der 

bestehenden Gesellschaft mit frommen Phrasen zu verdecken. 

Wer im Proletariat auch jetzt noch, nach dem 10jährigen entschlossenen Kampf des Bundes der reli-

giösen Sozialisten unter meiner Führung, wer nach diesem Ausgang des Dienstgerichtes gegen einen 

kommunistischen Pfarrer und nach der von Tag zu Tag deutlicher werdenden Verbindung der Kirche 

mit dem Faschismus krampfhaft die Illusion aufrechterhalten will, diese Kirche könne die »geistige 

Ausdrucksform des in den sozialistischen Menschen lebendigen religiösen Gefühls« werden, der ist 

nicht nur ein hoffnungsloser Phantast und ein schwülstiger Phraseur, der begeht ein Verbrechen an 

dem Kampf der Massen um ein neues Leben, der setzt sich in schärfsten Gegensatz zum Sinn des 

geschichtlichen Geschehens. Der Bund der religiösen Sozialisten wird darum unter der Führung des 

neuen »Kapitäns«, des Herrn Direktor Dietrich von der Mollrealschule – der nicht wie ich »auf 

halbem Wege stehen bleibt« und Kraft und Glauben genug hat, SPD-Mitglied und Landeskirchenrat 

zu sein, einen gewaltigen »Aufstieg« ins Nichts nehmen. 

Die neuen »Steuerleute« werden die kommunistenreinen Reste des Schiffes in der sanften Flaute 

sozialdemokratischer Linientreue und kirchlicher Kompromisse auf den Schlamm einer kleinbürger-

lichen Sekte setzen und dem Bund ein unrühmliches Ende bereiten. 

»Eckerts Versuch, unseren Bund zur KPD-Taktik hinüberzuziehen, hat unserem Bund sehr gescha-

det«, schreibt der Direktor Dietrich, es hat sogar »lange Wochen der Sorge gegeben, in denen diese 

Absicht Eckerts Aussicht auf Erfolg hatte. Jetzt aber ist diese Gefahr vorbei; jetzt machen sogar die 

Kommunisten im Bund mit unter der Führung des neuen, des »überlegen lächelnden« Kapitäns, der, 

wie gesagt, »nicht auf halbem Wege wie Eckert stehen bleibt«, sondern weiterhin tapfer seine bür-

gerliche Existenz verteidigt und ausbaut. 

Vielleicht hat Direktor Dietrich, dem ich bis vor einigen Wochen wie einem Freunde vertraute und 

der mich in der unglaublichsten Weise um seiner SPD-Zuverlässigkeit willen verraten hat, doch zu 

sehr damit gerechnet, daß ich ihm die Unverfrorenheit seines Artikels in der »Volksstimme« schwei-

gend hingehen lasse. Die breite Öffentlichkeit soll es aber nun wissen, wie die ängstlichen Leutchen, 

die »Männer der schwieligen Faust« und des allerdings sehr »unkomplizierten Denkens« versuchten, 

den Bund zu einer harmlosen SPD-Filiale mit »religiöser« Verbrämung zu machen. 

Ich stelle folgende Tatsachen fest und lasse die Proletarier selbst das Urteil über den Bund der religi-

ösen Sozialisten fällen. 

Am Tage meines Ausschlusses aus der SPD, in demselben Artikel der SPD-Presse, der meinen Aus-

schluß verbreitete, stand am Schluß »aus zuverlässiger Quelle«: »Eckert wird wohl selbst wissen, daß 

seine Trennung von der SPD auch eine Trennung von den religiösen Sozialisten bedeutet!« Meine 

nächsten Freunde verkauften mich also für ein Butterbrot an die SPD-Bürokratie. 

Vor meiner Abfahrt nach Rußland wurde einstimmig vom Vorstand des Bundes beschlossen, um die 

Parität des von Anfang an inter-sozialistischen Bundes zu wahren, daß der 1. Vorsitzende [279] So-

zialdemokrat, der 2. ein Kommunist sein solle, nämlich ich selbst, und daß neben mich, als Schrift-

leiter des Bundesblattes, ein sozialdemokratischer Mitredakteur, Pfarrer Schenkel aus Zuffenhausen, 

der eher demokratischer Sozialreformer, Siedlungs- und Bodenreformredner als Sozialist ist, treten 

sollte. 

Schon die nächste Nummer des »Religiösen Sozialisten« erschien ohne meinen Namen in der Angabe 

der Schriftleitung. Die SPD hatte mit den Augenbrauen gezuckt und die Stirne gerunzelt; die tapferen 

neuen Steuerleute, der bis zur äußersten Konsequenz entschlossene Kapitän Dietrich, scheuten sogar 

nicht einmal vor einer Unwahrheit zurück und machten der Leserschaft der religiösen Sozialisten vor, 

Pfarrer Eckert habe zugestimmt, daß nun Schenkel die Schriftleitung besorge. Ich habe nie daran 

gedacht, die Schriftleitung aus der Hand zu geben. 
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Die aufmuckenden Mitglieder wurden besänftigt und auf die Entfernung des »Kommunisten Eckert» 

vorbereitet durch neue Unwahrheiten. Ich soll einen Artikel verfaßt haben, von dem auch Dietrich in 

der »Volksstimme« gestern behauptet, daß er die Kirchenaustrittspropaganda der KPD bejaht. Eine 

glatte Unwahrheit. Die Durchschrift des Artikels, den Dietrich in meiner Abwesenheit widerrechtlich 

im »Religiösen Sozialisten« unterdrückte, ist noch in meinem Besitz. Ich schreibe darin, daß mich 

»weder die Kirchenaustrittspropaganda noch die ›Gottlosenbewegung‹ in der KPD abhält, in ihr als 

Christ politisch zu kämpfen.« Ich warnte in dem Artikel die Kirche, mich als Pfarrer zu entlassen, 

weil sie damit alle Christen, die Kommunisten sind, aus der Kirche ausschließe. Es braucht nicht 

bewußte Unwahrheit von Dr. Dietrich zu sein, daß er diesen Artikel verdrehte; es kann auch damit 

zusammenhängen, daß er ihn nicht begriffen hat. 

Als ich von Moskau zurückkam, erfuhr ich in Berlin durch den derzeitigen 1. Vorsitzenden des Bun-

des, den Gewerkschaftsbeamten Göring, daß »der Reichsbundesvorstand und der Vorstand des Verla-

ges der religiösen Sozialisten« mich während meiner Abwesenheit in Rußland, ohne mein Wissen und 

gegen meinen Willen »einstimmig« sowohl meines Amtes als Schriftleiter als auch meines geschäfts-

führenden Vorsitzes enthoben habe! Schlotternde Angst dieses aufrechten »religiösen« Sozialisten vor 

der SPD-Bürokratie, die einen »paritätischen« Kommunisten im »unabhängigen« Bund der religiösen 

Sozialisten an führender Stellung nicht duldet. Dr. Dietrich hat in einem Brief an einen anderen Führer 

des Bundes behauptet, er habe mir schon nach Moskau von seiner Ansicht Mitteilung gemacht, daß 

ich als Schriftleiter des Blattes unmöglich sei. Ich stelle fest, daß auch diese Behauptung unwahr ist. 

Man hat mich mit der Tatsache der Kaltstellung bei der Rückkehr aus Rußland in Berlin begrüßt. 

Daß das Blatt, das ich erst zu einem Kampfblatt machte, dessen einmal beinahe 20.000 Leser ich zum 

allergrößten Teil selbst geworben hatte, das ich zum Organ einer aus innerstem Zwang sozialistisch 

kämpfenden geistig-revolutionären Bewegung machen mußte in zäher Redaktionskleinarbeit, daß 

dieses Blatt die erlogene »Berichtigung« des SPD-Sekretärs Reinbold über meinen Ausschluß aus 

der SPD während meiner Abwesenheit abdruckte unter der »neuen« Schriftleitung des Pfarrers 

Schenkel, soll nur am Rande vermerkt werden. Meine Antwort darauf wurde natürlich nicht abge-

druckt. Und das waren meine »Freunde«!! 

Dr. Dietrich riet mir in einem Brief nach Moskau, ich solle mir den »Rückgang ins Pfarramt nicht 

vermauern.« »Trete an die Kirchenregierung mit der Bitte (!!) heran, sie soll Dir einen [280] 

 

Mitteilung an den Oberkirchenrat mit Eckerts Veranstaltungskalender Dezember 1931 (PAB) 
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[281] zweijährigen Urlaub ohne Bezahlung geben; dann kommst Du um das dienstgerichtliche Ver-

fahren vielleicht (!!) herum und hättest immer noch einen Weg zurück ins Amt.« Diese moralische 

Schlappheit, diese Gesinnungslumperei wagt mir ein Mann zuzumuten, der, wie er von sich selbst 

sagt, den Weg »nicht nur halb zu Ende geht« wie ich, der ihn ganz zu Ende geht, nämlich bis zur 

endgültigen Aufgabe jedes Charakters und jeder Tapferkeit. Und so sieht Euer neuer „Kapitän« aus, 

Genossen im Bund der religiösen Sozialisten, der das Schiff durch »Sturm und Wetter« hindurchfüh-

ren soll. 

»Wir sind alle froh in Mannheim, daß Eckert gegangen ist«, aus dem Bund nämlich, schreibt Direktor 

Dr. Dietrich an einen meiner Freunde, »auch die Kommunisten im Bund werden nicht mit ihm gehen, 

wenn er aus der Kirche austritt!« Das wird sich ja zeigen. Wenn bisher die Mitglieder des Bundes 

noch nicht alle mit mir gingen, dann deshalb, weil die hinterhältige und unehrliche Art, wie man ihnen 

die Wahrheit verschwieg, ein falsches Bild gab von der Zukunft des Bundes und meinem Wollen. 

Die Verhandlungen in Karlsruhe beim Dienstgericht, die Begründung des Urteils, die Stimmung in 

den »kirchlichen Kreisen« haben mir eindeutig bewiesen, daß auch ein erfolgreicher letzter Sturm an 

dieser Kirche nichts mehr hätte erneuern können, deren Ankläger mir während der Verhandlung vor-

hielt, daß selbst meine nächsten Freunde die Unvereinbarkeit des Pfarramtes mit der Zugehörigkeit 

zur Kommunistischen Partei eingesehen hätten. 

Der Bund der religiösen Sozialisten muß liquidiert werden, Genossen! Macht jetzt Schluß! 

Jetzt kann der Bund sich auflösen; jetzt hat er den deutlichen Beweis erbracht, daß die Kirche für das 

klassenbewußte sozialistische Proletariat nicht mehr existiert. Jetzt ist es keine Schande für Euch, 

wenn Ihr sagt: Bis hierher und nicht weiter! 

Wollt ihr erst, daß sich der Bund unter dem neuen Kapitän unsterblich blamiert als eine kleinbürger-

lich orientierte, sozialistisch firmierte, kirchenzahme Sekte? Wollt ihr, daß der Bund sich bei den 

nächsten Kirchenwahlen, selbst auf den Krücken der SPD, bis auf die Knochen blamiert, dann macht 

ruhig weiter. 

Wollt ihr das aber nicht, dann geht ihr mit uns – dann laßt ihr die bürgerlichen Kirchenchristen unter 

sich. Laßt die Toten ihre tote Kirche begraben. Wir wollen ein neues Leben bauen, die neue sozialis-

tische Gesellschaft. 

Es wird in Zukunft keinen Bund der religiösen Sozialisten mehr geben, der diesen Namen mit Recht 

trägt. 

Nicht nur die Kommunisten unter euch, Genossen, auch die Sozialdemokraten, die zu uns gehören, 

werden den Bund auflösen und nur im politisch wirtschaftlichen Kampf die Gesinnung bewahren, 

von der wir im Bund so viel gesprochen haben. Ich stehe euch, Arbeitergenossen von der SPD, noch 

genauso gegenüber wie früher. Ich werde aber ein unversöhnlicher Feind der SPD-Bürokratie sein, 

die euch in die Irre führt. Ich weiß, daß ihr im Grunde genau so denkt wie ich. 

Entscheidend ist, daß ihr euch zur roten Einheitsfront bekennt, die den Sieg über die heutige kapita-

listische Gesellschaft davontragen wird. 

In: Mannheimer Arbeiterzeitung Nr. 214 vom 18. Dezember 1931. [282] 
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Eckert in Dresden. Arbeitsstimme 14. Juli 1932 (PAB) [283] 

33. Erwin Eckert, Methoden der Verzweiflung. Eine letzte Antwort 

Dr. Dietrich gibt sich Mühe, die von mir mitgeteilten Tatsachen, die zur Auflösung des Bundes der 

religiösen Sozialisten führen mußten, durch neue Verdrehungen in ihrer vernichtenden Wirkung ab-

zuschwächen. Daß ihm dabei der Chefredakteur der »Volksstimme« »H. H.« [1911-1933, d. Hrsg.] 

durch seine sentimentalen und zugleich bösartigen Rand- und Vorbemerkungen sekundiert, über-

rascht mich nicht. Irgendwo muß H. H. seine Inferiorität und Kraftlosigkeit abreagieren. Herr Har-

puder redet von meiner Hinterhältigkeit gegen meine Freunde, die bis zur letzten Stunde treu zu mir 

gestanden hätten. Er beweist dadurch, daß er von all den Vorgängen, die ihm bekannt sind, keine 

Ahnung haben will. Die markierte Harmlosigkeit ist überhaupt Herrn Harpuders stärkste Seite. 

Vom ersten Artikel bei meinem Übertritt zur KPD an bis zu der letzten Verlautbarung der »Volks-

stimme« über die Methoden des Renegatentums hat die SPD-Bürokratie in holder Gemeinschaft mit 

meinen »nächsten« Freunden die Gefahr einer Radikalisierung des Bundes der religiösen Sozialisten 

mit den schäbigsten Mitteln zu verhindern gesucht. Nur Dr. Dietrich hat hiervon nichts gemerkt. 

Er hat die »Volksstimme« überhaupt nicht gelesen. Er erinnert sich grundsätzlich nicht an seine per-

sönlichen Gespräche mit dem Geschäftsführer der »Volksstimme«, Herrn Minister a. D. Remmele, 

mit dem Sekretär der SPD Reinbold und mit Herrn Harpuder, der allerdings den letzten Artikel Diet-

richs nicht aufnehmen wollte, weil er als der Klügere ahnte, daß derselbe das Ende des Bundes in 

Mannheim bedeuten würde. 

Dr. Dietrich gegenüber will ich doch einiges feststellen, damit er sich in Zukunft angewöhnt, gegen 

neue Freunde aufrichtiger zu sein als gegen mich. 

Der Artikel, in dem die »Volksstimme« über die Verhandlungen des Bundesvorstandes in Frankfurt 

berichtet und in dem sie als Forderung des Bundes gewissermaßen meine Trennung auch von den 

religiösen Sozialisten verlangte wegen meines Übertritts zur KPD, kann nur aus dem engsten Kreis 

meiner damaligen Freunde stammen, die mich um ihrer SPD-Zuverlässigkeit willen in dem entschei-

denden Augenblick im Stich ließen. 
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Dr. Dietrich und Pfarrer Schenkel haben meine Abwesenheit benutzt, um durch unwahre Manöver, 

durch bewußte Täuschung der Bundesmitglieder mich aus der Schriftleitung zu verdrängen. 

Dr. Dietrich verschweigt, daß nach dem Rundschreiben an die Vertrauensleute des Bundes, das er zu 

seiner Entlastung anführt, am 18.11. eine Vorstandssitzung des Bundes in Stuttgart stattgefunden hat, 

in deren Protokoll es wörtlich heißt: »Ebenso einstimmig wurde der Beschluß des Vorstandes der 

Verlagsgenossenschaft von dem Bundesvorstand gutgeheißen, nach dem Genosse Eckert nicht mehr 

Schriftleiter des Blattes sein kann«. Warum bleibst Du eigentlich nicht bei der Wahrheit, Dietrich? 

Schämst Du Dich eigentlich nicht ein wenig? 

Bezeichnend für die Methoden Dr. Dietrichs ist die Art, wie er aus einem Artikel Zitate herausnimmt, 

um dessen Sinn ins Gegenteil zu verkehren, und mir als dem damaligen Führer des Bundes zu scha-

den. Vor meiner Abreise nach Rußland hatte ich einen Artikel geschrieben für den »Religiösen Sozi-

alisten«, in dem ich zu den Vorgängen und Folgen meines Übertritts zur Kommunistischen Partei 

Stellung nahm. Um den Bund gegen mich [284] einzunehmen, behauptet er, dieser Artikel sei nichts 

anderes als eine »Bejahung der kommunistischen Kirchenaustrittspropaganda«. Zu diesem Zweck 

zitiert er aus diesem Artikel: »Kirchenaustrittsbewegung, Kampf der KPD? Jawohl!« Er vergißt aber 

mitzuteilen, daß hinter »Jawohl« der Satz nicht zu Ende war, daß dort kein Punkt steht!! Der Satz ist 

weitergeführt mit den Worten: Jawohl, es sind nicht die schlechtesten Christen, die innerhalb der 

Kirche gegen diese Kirche kämpfen. Das »Jawohl« unterstreicht also den bisherigen Kampf der reli-

giösen Sozialisten. 

Es kann sein, daß Dr. Dietrich den Sinn des Artikels nicht begriffen hat, der deutlich machen sollte, 

daß weder die »Kirchenaustrittsbewegung« noch die Gottlosigkeit der KPD mich abhalten werden, 

in ihren Reihen zu kämpfen. 

Wenn ich, um mich gegen die unerhörten Anwürfe Dietrichs zu wehren, und um auch die persönli-

chen Beweggründe meines Austritts aus dem Bund den aufgestörten Mitgliedern deutlich zu machen, 

Privatbriefe zitierte, dann hat der sich nicht zu fürchten, der seinen Weg offen und ehrlich geht. »Pri-

vates Denken« kann bei einem Manne nicht anders sein als öffentliches Denken. Bei Dr. Dietrich ist 

dies scheinbar anders. Die Mitglieder des Bundes sind systematisch im Unklaren gehalten worden; 

falsche und halbwahre Nachrichten wurden über mich verbreitet, um den Bund zu einem willfährigen 

Instrument der SPD zu machen. 

Der Verlauf der Mitgliederversammlung am Freitagabend hat aber gezeigt, daß der Bund sich nicht 

länger in die Irre führen läßt, daß die Mitglieder nach den Erfahrungen des 10jährigen Kampfes nicht 

mehr in der Kirche weiterkämpfen wollen, daß der Bund seine ursprüngliche Aufgabe nicht mehr 

erfüllen kann. Es waren natürlich alle Mitglieder eingeladen und nicht nur die »Anhänger Eckerts«. 

Die aktiven Mitglieder waren auch erschienen; 130, d. h. alle, die da waren, sind aus dem Bund aus-

getreten. Trotzdem ist der Bund »unerschüttert«, wie der treue Knappe Dr. Dietrichs, Jugendpfleger 

Rösinger, der leider jede Meinung verloren hat, in der »Volksstimme« erklärt. Es ist darum kein 

»glatter Schwindel«, wie Rösinger behauptet, sondern eine vollzogene Tatsache, daß die Ortsgruppe 

der religiösen Sozialisten in Mannheim aufgehört hat zu existieren. 

Lieber Dietrich, mit sentimentalen Reminiszenzen aus der Vergangenheit und an die Freundschaft, 

die uns einmal verbunden hat, kannst Du den Verrat an der revolutionär-sozialistischen Bewegung, 

den Du zu großer Freude der gesamten bürgerlichen Presse durch die Festlegung des Bundes der 

religiösen Sozialisten auf die SPD begehen wolltest, nicht verdecken. Das Betrüblichste aber ist, daß 

Du es sogar für nötig hieltest, in einer bezahlten Annonce der »Pfälzischen Post« die religiösen So-

zialisten vor dem »Kommunisten Eckert« zu warnen! »Folgt dem Kommunisten Eckert nicht«, 

schreibst Du dort und hast nicht einmal den Mut, Deinen Namen unter diesen »Aufruf« zu setzen, 

mißbrauchst vielmehr den Namen einer Genossin, die mit mir 10 Jahre gekämpft hat an dem Aufbau 

der religiös-sozialistischen Bewegung in der Pfalz. Sie wußte überhaupt nicht, wie ihr Name unter 

einem solchen Aufruf gegen mich erscheinen konnte. 

Für mich sind all diese Vorkommnisse ja nur Symptome dafür, daß der Bund seine innere Kraft und 

Wahrhaftigkeit und damit seine Existenzberechtigung verloren hat. 
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Genossen und Genossinnen, die ihr seit 10 Jahren mit mir gekämpft habt – glaubt mir – es ist Schluß 

mit dem Bund der religiösen Sozialisten! Unser 10jähriger Kampf war nicht umsonst [285] – es ist 

allen Proletariern bewiesen worden, daß die christlichen Kirchen untergehen müssen, weil sie keine 

Aufgabe an der Zukunft, die sozialistisch sein wird, haben. 

In: Mannheimer Arbeiterzeitung vom 22.12.1931. Chefredakteur war Stefan Heymann*. 

[286] 

 
*  Stefan Heymann (1896-1967), geboren in Mannheim, deutsch-jüdischer Kommunist, 1913 SAJ, 1919 KPD, 

Chefredakteur der Mannheimer »Arbeiterzeitung«, 1933 KZ Dachau, 1938 KZ Buchenwald, 1942 KZ 

Auschwitz, 1945 KZ Buchenwald, Kulturfunktionär der SED, Botschafter der DDR in Ungarn sowie Hochschul-

lehrer am Institut für Internationale Beziehungen der Akademie für Staat und Recht in Potsdam-Babelsberg. [d. 

Hrsg.] 
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III. Die gegen Eckert ergangenen Urteile vom Juni 1929 bis Dezember 1931 und 

die Erklärung des Ausschlusses von Eckert aus der SPD vom 2. Oktober 1931 

Vorbemerkung 

Innerhalb von 30 Monaten stand Pfarrer Erwin Eckert vier Mal vor Gericht. Allein diese Zahl belegt 

die Intensität, mit der das Ringen der religiösen Sozialisten um die wahre Kirche unter Mißbrauch 

des Kirchenrechts bekämpft wurde. Trotz des großen Umfangs dieses Textteils hat sich der Heraus-

geber entschlossen, alle vier gegen Eckert ergangenen Urteile dem Leser zugänglich zu machen: Das 

Urteil im Kirchlichen Dienstgerichtsverfahren vom 21. Juni 19291, das Urteil des kirchlichen Ver-

waltungsgerichts in Sachen Eckert gegen Oberkirchenrat vom 18. März 1931, veröffentlicht am 8. 

April 1931, das Urteil im Dienststrafverfahren gegen Pfarrer Eckert vom 14. Juni 1931, veröffentlicht 

am 12. August 1931 und das Urteil im Dienststrafverfahren gegen Pfarrer Eckert vom 11. Dezember 

1931, veröffentlicht am 22. Februar 1932. Neben Eckerts eigenen Texten und der Solidarität, die ihm 

massenhaft und prominent zuteilwurde, soll auch die Gegenseite, also diejenigen, die ihn in allen 

Fällen für schuldig erklärten, zu Wort kommen. 

Dies entspricht der Absicht des Herausgebers, daß die Leserinnen und Leser, seien es nun Bischöfe 

oder einfache Gemeindeglieder, Christen oder Nichtchristen, sich ein eigenes, selbständiges und be-

gründetes Urteil bilden können. 

Vielleicht besteht die Hoffnung, daß nach der Erklärung der Kirchenleitung von 19992, [287] der 

Eckert Gerechtigkeit widerfahren lassen wollte, sein »Fall« auch juristisch neu aufgerollt wird. Der 

jahrzehntelange Entzug von Altersversorgung könnte dazu dienen, eine Eckert-Stiftung ins Leben zu 

rufen, mit der Arbeiten zur Erforschung des »Falles Eckert«, der in Wahrheit ein Fall Kirche war, 

gefördert werden. Als erstes Projekt wäre an ein (Kirchen)rechtliches Gutachten im Lichte der Bar-

mer Theologischen Erklärung3 und eines wahrhaft demokratischen Verfassungsrechts zu denken. 

 
1  Zusätzlich zum Urteil vom 21. Juni 1929 liegt das stenographische Protokoll des Kirchlichen Dienstgerichts vor, 

auf dessen erneute Veröffentlichung aus Platzgründen verzichtet werden muß. Sie erfolgte in der Festschrift zum 

100. Geburtstag von Erwin Eckert. Siehe »Bewußte Verächtlichungmachung der Kirche? Stenographisches Pro-

tokoll des Kirchlichen Dienstgerichts vom 21. Juni 1929«. In: Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.), Ärgernis und 

Zeichen. Erwin Eckert. (1893-1972). Sozialistischer Revolutionär aus christlichem Gewissen, Bonn 1993, S. 81-

152. 
2  Siehe Verhandlungen der Landessynode der Evangelischen Landeskirche in Baden. Ordentliche Tagung vom 

21. April bis 24. April 1999, hier: 22. April 1999, S. 7-8, S. 21-22. Aus der Erklärung und der anschließenden 

Geschäftsordnungsdebatte geht unzweideutig hervor, daß es sich bei dieser Erklärung nicht um eine »Aufhebung 

gerichtlicher Entscheidungen« handelt, sondern um ein »Bekenntnis zu einer Fehlentscheidung oder zu einer 

Überreaktion in der Vergangenheit im Jahre 1931«. Mein Kommentar zum Rehabilitierungsversuch »Auf beiden 

Augen blind«, inzwischen veröffentlicht in »Prüfet alles, das Gute behaltet«, Bonn 2010, S. 92-94 stieß auf wenig 

Verständnis. Auf beiden Augen blind zu sein, war jedoch kein einmaliger Vorgang. Im November 1945 wählte 

die eigens einberufene Landessynode den Jungpositiven Julius Bender, dessen Weltbild stark antiparlamenta-

risch, antidemokratisch, antiwestlich ausgerichtet war und in der Ablehnung Weimars und des Versailler Frie-

densvertrages mit dem deutschnationalen Lager übereinstimmte (siehe Caroline Witt, a. a. O.), zum Landesbi-

schof und Nachfolger des zurückgetretenen Landesbischofs Julius Kühlewein, während gleichzeitig das Dekanat 

Mannheim den Antrag der KPD an die Amerikanische Militärregierung, weitergeleitet an den EOK, auf Wie-

dereinstellung Erwin Eckerts in das Amt eines Pfarrers der badischen Landeskirche vom 31. Mai 1946 mißach-

tete (Siehe Udo Wennemuth, Geschichte der evangelischen Kirche in Mannheim, Sigmaringen 1996, S. 507). 

Der eigentliche kirchliche Antipode Eckerts, Otto Friedrich, 1932 bereits zum Ehrendoktor ernannt, wurde nach 

1945 zum Honorarprofessor an der Universität Heidelberg berufen. Enttäuscht über die Entwicklung der Lan-

deskirche nach 1945 war kein anderer als der ehe-[287]malige Kirchenpräsident Klaus Wurth. 
3  Siehe Günter Brakelmann, Evangelische Kirche im Entscheidungsjahr 1933/34: Der Weg nach Barmen, Ein 

Arbeitsbuch, Berlin 2010, S. 163-179. 
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Die Barmer Erklärung ist gleichsam als Notbremse auf der rasenden Fahrt in das „Deutsche Chris-

tentum« entstanden. Die politischen und theologischen Motive waren dabei höchst unterschiedlich. 

Die einen wollten die traditionelle theologische und organisatorische Eigenständigkeit verteidigen. 

Karl Barth und seinen Mitstreitern ging es andererseits um die Exklusivität und Selbständigkeit des 

christlichen Glaubens und die Abkehr von der politischen Anpassung an den jeweiligen Zeitgeist. 

Deshalb wurde die »falsche Lehre« verworfen, »als könne die Kirche in menschlicher Selbstherrlich-

keit das Wort und Werk des Herren in den Dienst irgendwelcher eigenmächtig gewählter Wünsche, 

Zwecke und Pläne stellen«. Sie stellte für den deutschen Protestantismus theologisch den gewaltigsten 

Umbruch seit der Reformation dar. Sie war geradezu »eine kopernikanische Wende nach mehrhun-

dertjährigen Verschüttungen durch die verschiedensten Systeme des Staatskirchentums, nach dem 

Fluchtversuch der von Bauern und Täuferunruhen erschreckten Reformatoren in obrigkeitsstaatliche 

Ordnungsvorstellungen, nach der Verbindung von ›Thron und Altar‹, nach der Selbstidentifikation 

des verbürgerlichten Christentums der evangelischen Landeskirchen, das noch den Zusammenbruch 

der Wilhelminischen Ära nicht zu bewältigen vermochte und die Befreiung (von 1918) von sich wies.«4 

Kurz: Die Entlassung Eckerts aus dem Kirchendienst war ein höchst politischer Vorgang und stellt 

ein unrühmliches Beispiel der Kirchenjustiz im Jahre 1931 dar. Für diese gilt, was Karl Dieterich 

Bracher über die politische Justiz der Weimarer Republik im Allgemeinen konstatiert hat. Zu Recht 

rät Bracher zunächst, hinter die aktuellen Ereignisse, »beginnend mit der halb vollendeten, halb ge-

scheiterten Revolution von 1918«, den Blick auf den »größeren historischen und politischen Zusam-

menhang«5 zu richten, in dem die Weimarer Republik zu sehen sei. »Mentalität und Selbstverständnis 

der Justiz«6, »antidemokratische Grundhaltung und Anti-Linkseinstellung«7 entstammten überwie-

gend der vor-demokratischen Zeit vor 1918. Die Rechtsprechung habe sich »hinter der Fiktion vom 

unpolitischen, überparteilichen Charakter der Justiz als einer eigenen, unabhängigen Gewalt«8 voll-

zogen. In Wahrheit gehöre die Justiz nicht nur in der Demokratie zum wesentlichen Teil dem Bereich 

des Politischen dazu. Sie müsse dort »als eine durchaus politische Gewalt betrachtet werden«.9 Dies 

gelte [288] natürlich ganz besonders für die »Beurteilung und Behandlung politischer Vorgänge: also 

Politischer Justiz im engeren Sinne«.10 Die »Fiktion vom überparteilichen Charakter der Justiz« ver-

decke »die Tatsache, daß die Beamten und gerade auch die Juristen in ihrem Verhalten, in ihrer 

Tätigkeit, in ihren Entscheidungen doch wesentlich abhängig sind von politischen Einflüssen und 

sozialer Herkunft.«11 Die »Tendenz zur Ermessensauslegung und Ermessensüberschreitung«12, zur 

»einseitigen Beweiswürdigung«13 und zum »unangemessenen Strafmaß«14 sei durch »die einseitige 

politische Orientierung der Richter bedingt«15 gewesen. Das deutlichste Zeichen hierfür setzen, so 

Bracher, »Vergleiche zwischen den Verfahren und den Urteilen«, sofern es im Raum der Kirche über-

haupt zu Verfahren gegen NSDAP-Pfarrer gekommen ist – die große Ausnahme bildet die Entlassung 

von Pfarrer und Reichsredner der NSDAP Ludwig Münchmeyer, der allerdings hauptsächlich wegen 

anderer Vergehen entlassen wurde –, »die gegen links- und rechtsradikale Personen durchgesetzt wur-

den«.16 In der Rechtsanschauung vieler Juristen, einschließlich der Kirchenjuristen und Kirchenobe-

ren, wie das Beispiel des badischen Kirchenpräsidenten Klaus Wurth zeigt, der auch mit dem Mord an 

 
4  Helmut Ridder, Kirche – Staat – Rundfunk. Grundsatzfragen ihrer Rechtsbeziehungen in der Bundesrepublik 

Deutschland, Frankfurt am Main 1958, S. 9. 
5  Karl Dietrich Bracher, Einleitung in: Heinrich Hannover und Elisabeth Hannover-Brück, Politische Justiz 1918-

1933, Frankfurt/Main 1966, S. 9-13, hier S. 9. 
6  Ebenda. 
7  Ebenda, S. 13. 
8  Ebenda, S. 10. 
9  Ebenda. 
10  Ebenda. 
11  Ebenda. 
12  Ebenda, S. 11. 
13  Ebenda. 
14  Ebenda. 
15  Ebenda. 
16  Ebenda. 
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Mathias Erzberger keine Probleme hatte, sei schon »die Entstehung der Demokratie aus der Revolu-

tion mit dem Geruch des Illegitimen behaftet«17 gewesen. Auf dem Hintergrund einer vom obrigkeit-

lichen Verwaltungsstaat herrührenden Anfälligkeit von Bürokratie und Justiz für hierarchisch-autori-

täre Ordnungsideologien muß das Urteil des Kirchlichen Verwaltungsgerichts vom 18. März 1931 

durchaus mit einbezogen werden. Bracher bezieht seine Kritik ausdrücklich auch auf die Verwal-

tungsgerichtsbarkeit. Gerade dort, so Bracher, sei »in den letzten Jahren der Republik das Versagen 

der Justiz gegenüber dem Vordringen des Nationalsozialismus wie auch der autoritären und natio-

nalistischen Bundesgenossen Hitlers, die freilich das übertriebene Selbstvertrauen besaßen, gegebe-

nenfalls mit Hitler selbst fertigzuwerden, augenfällig geworden«.18 

Die vier gegen Eckert ergangenen Urteile im Zeitraum von 1929 bis 1931 heizten die Atmosphäre 

der Bürgerkriegsstimmung an, auch wenn einzelne Urteile aus der Sicht der Betroffenen angesichts 

eines scheinbar übermächtigen Gegners als kleiner Erfolg angesehen wurden. Sie bieten genügend 

Gründe, eine rechtliche Überprüfung der Urteile aus der Sicht eines wirklich demokratischen Verfas-

sungsrechts vorzunehmen. Das Ergebnis der Analyse könnte Licht in das dunkle Kapitel der Kirchen-

justiz der Weimarer Republikwerfen und die wohlmeinenden Anstrengungen seines juristischen Ver-

teidigers Eduard Dietz19, immerhin eines der besten und berühmtesten Strafverteidiger der Weimarer 

Republik, bei weitem in den Schatten stellen. 

[289] 

1. Das Urteil des Kirchlichen Dienstgerichts vom 21. Juni 1929 gegen Pfarrer Erwin Eckert in 

Mannheim 

Im Dienststrafverfahren gegen Pfarrer Erwin Eckert, Mannheim* 

hat das kirchliche Dienstgericht auf die mündliche Verhandlung vom 21. Juni 1929, an welcher teil-

genommen haben: Oberbürgermeister Dr. Finter von Karlsruhe als Vorsitzender, Oberstaatsanwalt 

Dr. Haas von Heidelberg, Oberstaatsanwalt Fitzer von Offenburg, Prälat D. Kühlewein von Karls-

ruhe, Oberkirchenrat Dr. Doerr von Karlsruhe, Kirchenrat Professor D. Dr. Frommel von Heidelberg, 

Pfarrer Barner von Lörrach, Pfarrer Seufert von Karlsruhe, Pfarrer Löw von Riegel als Beisitzer, 

Oberkirchenrat Dr. Friedrich in Karlsruhe als Anklagevertreter, Finanzrat Seitz in Karlsruhe als Pro-

tokollführer, für Recht erkannt: 

Der Angeklagte Pfarrer Erwin Eckert in Mannheim wird wegen Verletzung seiner Amtspflicht unter 

Auferlegung der Kosten des Verfahrens zur Ordnungsstrafe der Verwarnung verurteilt. 

Gründe: 

In Nr. 41 des Sonntagsblattes des arbeitenden Volkes /S. 2 vom 7. Oktober 1928, das von dem Bund 

der religiösen Sozialisten Deutschlands herausgegeben wird, erschien unter der Überschrift »Was 

wollen die religiösen Sozialisten« der folgende Artikel: 

»Es gibt seit dem Zusammenbruch 1918 überall in Deutschland religiöse Sozialisten. Ganz unabhän-

gig voneinander sind sie zur selben Zeit, fast mit denselben Worten und Methoden in die Öffentlich-

keit getreten. Das ist ein Zeichen dafür, daß die religiös-sozialistische Bewegung nichts künstlich 

 
17  Ebenda, S. 12. 
18  Ebenda. 
19  Eckert selbst war mit der Art seiner Verteidigung durch Rechtsanwalt Eduard Dietz keineswegs volleinverstan-

den. 
*  Bei allen drei Kirchlichen Dienstverfahren fällt auf, daß das damalige Kirchenrecht offenbar keine Trennung der 

Gewalten kannte. Mitglieder des Dienstgerichts waren Vertreter der Exekutive (Kühlewein, Doerr) und Vertreter 

der ansonsten schwach ausgebildeten Legislative (Synodale: Barner, Fitzer, Frommel, Löw, Seufert). Chefan-

kläger in der Rolle des Staatsanwalts war Oberkirchenrat Otto Friedrich. Die Berufsbezeichnung zweier Mitglie-

der war Oberstaatsanwalt. [d. Hrsg.] 
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Gemachtes ist, sondern eine notwendige Bewegung, die sich durchsetzen konnte, als die alten Ge-

walten zusammenbrachen. 

In steigendem Maße hat sich die öffentliche Meinung mit den religiösen Sozialisten beschäftigt, und 

der Kreis der religiösen Sozialisten, der seit 1926 in einem ›Bund der religiösen Sozialisten‹ vereinigt 

ist, hat sich ständig vergrößert. Aber auch die Gegnerschaft der jungen Bewegung ist gewachsen und 

sucht unsere Arbeit und unseren Kampf zu hindern. Weithin herrscht Unklarheit und Voreingenom-

menheit gegen den Bund und seine Ziele. Es ist darum notwendig, in Kürze zu sagen, wer die religi-

ösen Sozialisten sind und was sie wollen. 

Wir sind Sozialisten 

Wir wollen wie alle Sozialisten die kapitalistische Herrschaft stürzen und die sozialistische Ordnung 

errichten, weil wir von ihr eine höhere Art menschlichen Lebens erhoffen. 

Die sozialistische Ordnung hebt das Privateigentum an den Produktionsmitteln auf und damit die 

Ungerechtigkeit des Besitzes. Sie erlöst die Masse von der wirtschaftlichen Herrschaft einzelner 

durch die Aufhebung der Lohnknechtschaft. Sie macht die Proletarier zu freien Menschen. Sie erlöst 

die Besitzenden von der Last des Besitzes und der Tragik der Ausbeutung. Sie [290] macht die Arbeit 

zu einem alle verpflichtenden Dienst des Einzelnen für die Gesamtheit. Sie entzieht dem Schmarot-

zertum, dem Betrug, allem Sichbereichern, allem Mammonsdienst die Unterlagen und Möglichkeit. 

Sie läßt den Ertrag /S. 3 der Arbeit aller allen zugutekommen. Die sozialistische Ordnung erneuert 

die menschliche Gesellschaft. Sie schafft ein neues Verhältnis des einzelnen zur Gesamtheit, ein 

Recht, das der Gerechtigkeit näher ist. Sie überwindet die Klassen und Schichten in den einzelnen 

Völkern. Sie vereinigt die verschiedenen Völker und Rassen zu friedlichem Dienst an der kommen-

den Gemeinschaft. Sie schenkt durch straffste Rationalisierung der Produktion und des Konsums dem 

Einzelnen Zeit, sich selbst zu finden und zu bilden. Sie gibt der Gesamtheit genügend Mittel zur 

besten Ausbildung und Ertüchtigung aller Kinder und Heranwachsenden. Sie sorgt für die Veteranen 

und Invaliden der Arbeit, für die Kranken und Krüppel. Die sozialistische Ordnung erzwingt eine 

neue Kultur. Wissenschaft und Kunst, Sittlichkeit und Religion werden – aus den Fesseln kapitalisti-

scher und egoistischer Interessen befreit – der Gemeinschaft freier, brüderlicher Menschen dienen 

und ihrem Leben den tiefsten Inhalt geben. 

Für den Klassenkampf 

Wir wissen, daß diese neue Ordnung nicht von selbst kommt, daß sie erzwungen werden muß im 

Kampf gegen die Nutznießer der bestehenden Ordnung und ihrem Anhang. Die unter der gegenwär-

tigen Ordnung leidenden Massen und alle diejenigen Menschen, die die Unzulänglichkeit der beste-

henden Ordnung erkannt haben, obwohl sie selbst nicht unter ihr zu leiden haben, müssen zusam-

menstehen, um die sozialistische Ordnung zu erkämpfen gegen die Schichten, die besitzen, was ihnen 

nicht gehört, die herrschen, statt zu dienen, die von einer Gemeinschaft nichts wissen wollen. Dieser 

erbitterte geistige, wirtschaftliche, politische, kulturelle und gesellschaftliche Kampf zwischen beiden 

Gruppen in allen Völkern, die eine kapitalistische Wirtschaftsordnung kennen, ist der Klassenkampf, 

den die religiösen Sozialisten in allen Abschnitten und Auswirkungen restlos mitkämpfen in bewußter 

Verantwortung vor Gott. 

Für die Religion 

Wir sind religiöse Sozialisten, weil uns der Kampf um den Sozialismus ein heiliger Kampf ist, zu 

dem uns Gott zwingt. 

Wir sind religiöse Sozialisten, weil nach unserer Ansicht die sozialistische Ordnung nicht nur durch 

Kampf um die politische Macht im Staate und die Durchführung der Gemeinwirtschaft kommen und 

bestehen wird, sondern auch seelisch, innerlich, vorbereitet sein muß in den Herzen der Menschen. 

Egoistische, gewalttätige, lieblose, unverantwortliche Menschen, die sich nicht in den Dienst eines 

Höheren und Ewigen gestellt wissen, die sich nicht von innen her zum Dienst an den Mitmenschen 

gezwungen sehen, werden die sozialistische Gemeinschaft nie bauen können. Die Disziplinierung 
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und Erziehung der Massen, wie sie der politische und wirtschaftliche Kampf mit sich bringt und die 

Kulturbewegung der Arbeiterschaft, kann diese inneren Voraussetzungen der sozialistischen Ge-

meinschaft nicht schaffen. Gerade weil wir Sozialisten sind, müssen wir religiöse Menschen sein, 

müssen wir Christen sein. 

Für das Christentum 

Wir sind überzeugt, daß in keiner Sittenlehre und in keiner Religion mehr Kraft liegt für die innere 

Vorbereitung und Ertüchtigung des kämpfenden Sozialisten als im recht verstandenen Evangelium 

Jesu Christi und in der prophetischen Offenbarung des Alten Testaments. 

[291] Wir sind religiöse Sozialisten, weil unsere Hoffnung auf die neue Ordnung unter den Menschen 

ihre Kraft aus dem Glauben nimmt, daß es eine Vorwärtsentwicklung gibt nach dem Reiche Gottes 

zu, dem Reich der Gerechtigkeit und des Friedens, der Freude im heiligen Geist, hier auf dieser Erde. 

Wir sind weit entfernt davon, die sozialistische Ordnung mit dem Reich Gottes zu verwechseln, wir 

sehen aber in ihr einen notwendigen Schritt in der Richtung auf das Reich Gottes hin. 

Gegen die Kirche 

Wir kämpfen gegen das offizielle Christentum, das ›Kirchentum‹, weil es die Aufgaben der Gegen-

wart und Zukunft nicht sieht, das Reich Gottes nicht baut, das Evangelium unter /S. 5 Menschenwerk 

und Theologengezänk verschüttet hat. 

Die Kirchen sind an Händen und Füßen gebunden, direkt oder indirekt abhängig von den Mächtigen 

der Welt. Sie dulden den widerchristlichen Kapitalismus, der zu Imperialismus und Nationalismus 

führt, ohne dagegen ernsthaft Front zu machen, ja sie stellen sich durch Angriffe auf die proletari-

schen Kampforganisationen und durch Inschutznahme des Besitzes in den Dienst der reaktionären 

Bourgeoisie und deren Helfershelfer. Sie wollen die revolutionären Kräfte niederhalten. 

Sie sind selbst mehr politische und wirtschaftskapitalistische Organisationen als Gemeinschaften 

frommer Menschen. Sie nehmen genau denselben Zins von ihren ausgeliehenen Kapitalien wie die 

andern; sie bauen ›zur Ehre Gottes‹ prachtvolle Kirchen, die leer stehen. Und reden über die Woh-

nungsnot des Proletariats. Sie vertrösten die Armen auf das Jenseits und machen den Reichen ein 

gutes Gewissen. 

Sie lehren ›Gott ist Gott‹ und schützen den Mammonsdienst in den Banken und Palästen. 

Sie lehren ›du sollst den Namen Gottes heiligen‹, und sie sehen zu, wie im Namen Gottes die Schwa-

chen ausgebeutet und von den Heerführern Kriege geführt werden. 

Sie lehren ›du sollst den Sonntag heiligen‹ und wissen zugleich, daß ungezählte Hunderttausende am 

Sonntag arbeiten müssen. 

Sie lehren ›du sollst Vater und Mutter ehren‹ und sehen nicht, daß die kapitalistische Ordnung die 

Familie rettungslos zerstört. 

Sie lehren ›du sollst nicht töten‹ und segnen durch ihre Divisionspriester und Pfarrer die Waffen, mit 

denen sich die Völker gegenseitig ermorden. 

Sie lehren ›du sollst nicht ehebrechen‹ und segnen die Gesellschafts- und Amüsements-Ehen ein. 

Sie lehren ›du sollst nicht Stehlen‹, aber sie kämpfen nicht gegen den Kapitalismus, der sich auf 

offenen und geheimen Diebstahl aufbaut. 

/S. 6 Sie lehren ›du sollst nicht lügen und betrügen‹ und schweigen zu dem Riesenbetrug, den der 

kapitalistische Staat, die Finanz und Börse täglich an der Masse ausübt. 

Sie lehren ›sei nicht neidisch, sei zufrieden‹, kämpfen aber nicht für die Voraussetzungen zu einem 

Leben, das für alle, die Menschenantlitz tragen, ein menschenwürdiges ist. 

Das Salz des offiziellen Kirchentons ist dumm geworden; das Licht ist unter den Scheffel versteckt. 
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Wir religiösen Sozialisten rufen daher, als Sprecher der Masse des Proletariats, die Kirchen und ihre 

Führer zur Umkehr, zur Buße. 

[292] Eure ›Wohltätigkeit‹ ist Geschäft – eure betriebsame ›Liebestätigkeit‹ ist ein Pflästerchen ne-

ben der eiternden Wunde – eure Predigt ist Geschwätz – euer Trost hat keine Kraft – euer Segen ist 

verfault – und ihr wißt es nicht! 

In den Kirchen 

Der Bußruf gegen die Kirchen und ihre Betätigung allein tut es nicht. Die in den Kirchen Mächtigen 

spotten über uns ›Idealisten und Illusionisten‹, über uns ›Schwärmer und Utopisten‹. Darum müssen 

wir uns maßgebenden Einfluß in den Kirchen erzwingen, um sie von Grund auf zu erneuern aus dem 

Geiste Jesu Christi. 

Wir bleiben in den Kirchen, um den praktischen Nachweis zu liefern, daß man zugleich ein gläubiger 

Christ und ein klassenbewusster Sozialist und Kommunist sein kann. Wir bleiben in den Kirchen, 

weil in ihnen trotz allem der Heilige Geist vielen Trost und Kraft, Hilfe und Zuversicht für Leben und 

Sterben geschenkt hat und schenken wird, weil wir der Ansicht sind, daß nicht die Priester und Pfar-

rer, nicht der Papst und die Kirchenregierungen die Kirche ausmachen, sondern das Volk, die Masse 

der Sehnsüchtigen und Verlangenden, der Mühseligen und Beladenen, die durch den Kampf des Pro-

letariats von der äußeren Not befreit, Lebenserfüllung und Lebenskraft in der Gemeinschaft der neuen 

Kirche finden sollen. 

/S. 7 Die aus inneren Gründen aus der Kirche ausgetretenen Sozialisten sind in unseren Reihen will-

kommen. Allen nach der letzten Wahrheit, nach Erlösung und Ewigkeit suchenden Menschen steht 

der Bund der religiösen Sozialisten offen. 

Was verlangen wir von den Kirchen? 

Sie sollen die restlose Trennung der Kirchen vom Staat durchführen. 

Sie sollen die kapitalistische Wirtschaftsordnung anklagen und an ihrem Sturz mitkämpfen. 

Sie sollen für den Völkerfrieden und die Völkerversöhnung predigen und dazu auffordern in allen 

Ländern, daß von einem Christen kein Militärdienst genehmigt, keine Waffen hergestellt und kein 

Kriegsdienst geleistet werden darf. 

Sie sollen ihren Einfluß benutzen dafür, daß die öffentliche Fürsorge für die Armen und Schwachen, 

die Opfer des Mammonsdienstes, ausgebaut werde. 

Sie sollen die kirchlichen Sitten und den Aufbau des Gottesdienstes umgestalten, daß sie den heutigen 

Menschen unmittelbar Frömmigkeit übermitteln 

Sie sollen den Religionsunterricht verselbständigen, ihn methodisch ändern, seinen Besuch freiwillig 

gestalten und ihn von freiwilligen Kräften erteilen lassen. Er soll vor allem aus der kapitalistischen 

Staatsschule losgelöst werden. 

Eine neue Partei? 

Wir denken nicht daran, eine neue politische Partei ins Leben zu rufen. Wir sind, wenn wir politisch 

oder gewerkschaftlich organisiert sind, in den bestehenden proletarischen Parteien, der sozialdemo-

kratischen oder kommunistischen Partei, und in den freien Gewerkschaften oder Angestelltenverbän-

den. Zur Durchführung unserer besonderen Aufgabe haben wir ein sinngemäß gegliedertes Zweck-

verbandssystem. 

/S. 8 Protestanten und Katholiken 

Die konfessionelle Spaltung in die katholische und evangelisch-protestantische Kirche ist geschicht-

lich bedingt. Sie wird nach der Ansicht der religiösen Sozialisten in der sozialistischen Zeit [293] 

überwunden werden. Die Übereinstimmung der protestantischen und katholischen Sozialisten in ih-

rem gemeinsamen Kampf um die Befreiung des Christentums wird die Vorbedingungen schaffen für 
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die Überwindung der Konfessionen in einer einheitlich christlichgläubigen und sozialistisch kämp-

fenden Gemeinschaft, für die Kirche der Zukunft. 

Wir sind Revolutionäre 

Die religiösen Sozialisten sind sich wohl bewußt, daß ihr Kampf einen Umsturz des religiös-kirchli-

chen Lebens bedeutet. Sie wollen diesen Umsturz. 

Als Jesus Christus sagte: 

›Ihr könnt nicht Gott dienen und dem Mammon!‹ und ›Ich bin gekommen, daß ich ein Feuer anzünde 

auf Erden; was wollte ich lieber, als es brennete schon‹ und ›Selig seid ihr Armem‹ und ›Wehe euch 

Reichen, die ihr voll seid‹, da wollte er, daß seine Nachfolger Revolutionäre seien solange, bis Ge-

rechtigkeit sei auf Erden, Reichtum und Armut versunken seien in einer neuen Ordnung menschlicher 

Gemeinschaft! 

Die religiösen Sozialisten suchen nicht das Ihre. Sie kämpfen, nicht um aufzulösen, sondern um zu 

erfüllen. 

Das Symbol, unter dem sie ihren besonderen Kampf kämpfen, ist die rote Fahne der proletarischen 

Revolution mit dem schwarzen Kreuz Jesu Christi. 

Männer und Frauen des arbeitenden Volkes, kommt zu uns, helft uns an unserer heiligen Aufgabe! 

Christliche Brüder und Schwestern, kommt zu uns, helft uns; es ist Gottes Sache, an der wir stehen!« 

/S. 9 Eine Notiz in derselben Nummer des genannten Blattes bezeichnet diesen Artikel als Flugblatt, 

das demnächst zur Werbung herausgegeben werden soll, und fordert zur Anmeldung etwaiger Wün-

sche wegen Änderungen und Zusätzen auf. Die Schriftleitung des Blattes liegt in den Händen des 

Pfarrers Eckert an der Jungbuschkirche zu Mannheim. Er bekennt sich als Verfasser des Artikels. Der 

Artikel wurde in der Art mit einigen unbedeutenden Änderungen aus Anlaß der letzten preußischen 

Kirchenwahlen als Flugblatt in vielen Tausenden Exemplaren in Deutschland verbreitet. Das Flugblatt 

(nicht der Art. in Nr. 41 des Blattes) trägt die Unterschriften von 15 führenden Mitgliedern des Bun-

des der religiösen Sozialisten Deutschlands, darunter die des Pfarrers Eckert. 

Die Anklage macht dem Angeklagten zum Vorwurf, er habe in dem »Gegen die Kirche« überschrie-

benen Abschnitt des oben wiedergegebenen Artikels Angriffe gegen die Vereinigte Evangelisch-pro-

testantische Landeskirche Badens gerichtet, die geeignet seien, die Kirche in der Öffentlichkeit her-

abzuwürdigen, verächtlich zu machen und zu beleidigen. Dadurch habe er seine Dienstpflicht (§ 1 

und 7 des Dienstgesetzes und § 50 KV) verletzt. Wenn der Angeklagte, so führt die Anklage im 

Einzelnen aus, in der genannten Stelle davon ausgehe, daß die Kirchen an Händen und Füßen gebun-

den, direkt oder indirekt abhängig von den Mächten der Welt seien, daß sie viel mehr politische und 

wirtschaftskapitalistische Organisationen als Gemeinschaften frommer Christen seien, so könne da-

mit nichts anderes angedeutet sein, als daß die Kirchen zwar lehrten, die Gemeinschaft der von Chris-

tus Ergriffenen zu sein und als einzigen Grund das Evangelium zu haben, in Wirklichkeit sich aber 

sehr wohl stützten auf irdische Macht und irdisches Gut. Es sei also hier der Vorwurf des heuchleri-

schen Verhaltens der Kirche und ihrer [294] Diener erhoben. Derselbe Vorwurf stecke in der Stelle, 

wo von den Kirchen gesagt wird, daß sie prachtvolle Kirchen bauen, die leer stünden, und dabei über 

die Wohnungsnot reden, und in dem Abschnitt, der von dem Verhältnis der Kirche zu den 10 Geboten 

handle; denn es komme in der Art und Weise, wie der Angeklagte an jedem einzelnen der 10 Gebote 

das Verhalten der Kirche messe, zum Ausdruck, daß die Kirchen die 10 Gebote zwar lehrten, ihre 

Übertretungen aber nicht hinderten, ja sie begünstigten und sogar guthießen, also auch gegen die 10 

Gebote handelten. Sei dieser Vorwurf des heuchlerischen Verhaltens in der gewählten Form geeignet, 

/S. 10 die Kirchen im allgemeinen und damit auch die Kirche des Angeklagten verächtlich zu machen, 

so gehe der Angeklagte in dem Schlußabsatz des inkriminierten Abschnittes mit den Anwürfen »Eure 

Wohltätigkeit ist Geschäft, eure betriebsame Liebestätigkeit ist ein Pflästerchen neben der eiternden 

Wunde, eure Predigt ist Geschwätz, euer Trost hat keine Kraft und euer Segen ist verfault, und ihr 

wißt es nicht« dazu über, die Kirche mit ihren berufenen Dienern in ihren Aufgaben der Wort-
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verkündigung und des Dienstes an der Not der Brüder durch formale wörtliche Beleidigungen zu 

beschimpfen. Mit solchen Vorwürfen, mit denen der Angeklagte den Kirchen in ihrer sichtbaren Ord-

nung und ihrer Betätigung schlechthin und in ganz allgemeiner Form seine Geringschätzung und 

tiefste Verachtung ausspreche, überschreite der Angeklagte die Grenze der Kritik, die auch dem Pfar-

rer an seiner Kirche zustehe. Er habe dabei die Pflicht, sich durch sein Verhalten in und außer dem 

Amte der Achtung und des Vertrauens, die sein Beruf erfordern, würdig zu machen, verletzt, denn 

ein Diener der Kirche, der einerseits allsonntäglich von der Kanzel das Wort Gottes predige, der 

amtlich für die Werke der Inneren und Äußeren Mission und sonstige kirchliche Wohlfahrtseinrich-

tungen eintrete, der fortgesetzt an Kranken- und Sterbebetten Trost zu spenden habe und andererseits 

in weitester Öffentlichkeit so von seiner Kirche rede, wie es der Angeklagte in dem Flugblatt tue, 

verfalle derjenigen Verachtung und dem Mißtrauen, das man gegen einen Mann hege, der anders han-

delt, als er redet. 

Der Angeklagte bestreite jede Schuld. Bei der Beurteilung des inkriminierten Artikels sei davon aus-

zugehen, daß es sich dabei nicht um persönliche Meinungsäußerungen des Angeklagten handle, son-

dern um programmatische Darlegung der Reformbestrebungen des Bundes religiöser Sozialisten in 

den christlichen Kirchen. Der Bund der religiösen Sozialisten sei eine Organisation innerhalb der 

Kirchen, welche im Gegensatz zu der die Kirchen bekämpfenden und auf ihre Zerstörung hinzielen-

den Organisation der Freidenker gerade die in den Kirchen gewahrten religiösen und Kulturgüter der 

breiten Volksmasse erhalten und die Kirchen selber durch Heranbringen an die große Kultur- und 

Wirtschaftsbewegung der Gegenwart für die Masse des arbeitenden Proletariats /S. 11 als Mitkämpfer 

und Führer befähigen wolle. Die Bestrebungen der religiösen Sozialisten seien in der Erkenntnis der 

kapitalistischen Wirtschaftsordnung als der Ursache aller sozialen und sittlichen Mißstände unserer 

Zeit auf eine vollständige Umänderung nicht nur der wirtschaftlichen Angelegenheiten, sondern vor 

allem der menschlichen Kulturformen und Kulturgrundlagen in dem Sinne gerichtet, daß durch Neu-

schaffung einer gerechten Produktions- und Verteilungsweise die Grundlage geschaffen werden solle 

für eine dem Wortlaut und Sinne des Evangeliums besser, als dies heute möglich sei, entsprechende 

Betätigung von Kirchentum und Kirche. Von diesem Standpunkt aus habe es sich in dem Flugblatt 

darum gehandelt, der heutigen christlichen Kirche einen Spiegel in [295] der Richtung vorzuhalten, 

wie ihr Verhalten in der kapitalistischen Welt von der Seite derer ausgewertet werden müsse, die in 

den christlichen Kirchen geblieben seien, aber den Kapitalismus mit allen seinen Begleiterscheinun-

gen von Grund aus bekämpfen und eine dauernde Besserung der wirtschaftlichen und kulturellen 

Verhältnisse und damit auch gleichzeitig eine dauernde Befreiung des religiösen und kirchlichen Le-

bens von den Schattenseiten der heutigen Wirtschaftsordnung nur durch grundsätzliche Abkehr von 

dem bestehenden Wirtschaftssystem erwarten könnten. Es sei darauf angekommen, den Kirchen deut-

lich zu machen, daß von dieser grundsätzlichen Stellung der Sozialisten im allgemeinen und der re-

ligiösen Sozialisten insbesondere aus es nicht genüge, daß, wie es die heutigen Kirchen in der über-

wiegenden Mehrzahl ihrer Vertrete noch täten, die auf dem Boden der kapitalistischen Wirtschafts-

weise entstandenen unerträglichen wirtschaftlichen und sittlichen Zustände, die mit den Grundforde-

rungen des Christentums in Widerspruch stünden, zu beklagen oder die zu Tage getretenen Mißstände 

mit Palliativmitteln aller Art zu bekämpfen, sondern daß eine grundsätzlich andere Einstellung der 

Kirchen zu allen diesen Fragen notwendig sei, wenn sie ihren Einfluß auf die breiten Volksmassen 

nicht mehr und mehr verlieren sollen. Nicht Geringschätzung und Verachtung der Kirchen sei also 

das Motiv und spreche aus dem Flugblatt, sondern tiefste Bekümmernis und Sorge um die Stellung 

und Existenz der Kirchen in der heutigen /S. 12 und in der zukünftigen Welt, denen gegenüber das 

Flugblatt ja ausdrücklich anerkenne, daß in ihnen der Heilige Geist vielen Trost und Kraft, Hilfe, und 

Zuversicht für Leben und Sterben geschenkt hat und schenken wird. 

Wenn im Besonderen in dem Abschnitt »Gegen die Kirche« gesagt werde, die Kirchen seien an Hän-

den und Füßen gebunden, direkt oder indirekt von den Mächten der Welt abhängig, so sei damit 

lediglich die historische Tatsache festgestellt, daß die Kirchen als politische und wirtschaftskapitalis-

tische Organisationen von jeher geneigt gewesen seien, sich auf irdische Macht und irdisches Gut zu 

stützen, und diese Stützen auch heute in dieser Eigenschaft nicht entbehren könnten. Die Stelle von 
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den Kirchenbauten und der Wohnungsnot besage weiter nichts, als daß die Kirchen auch in der Ge-

genwart bei weitem nicht die ganze Macht ihres Einflusses für die Beseitigung der Wohnungsnot 

einsetzen. Ebenso wenig sei in dem Hinweis, daß die Kirchen die Armen auf das Jenseits vertrösten 

und den Reichen ein gutes Gewissen machen, den Kirchen ein heuchlerisches Verhalten vorgeworfen, 

sondern lediglich die rein objektive unzulängliche Wirkung ihres, wenn auch subjektiv noch so gut 

gemeinten Verhaltens gegenüber den Mißständen des wirtschaftskapitalistischen Systems festge-

stellt. Mit den Ausführungen über die 10 Gebote sei nicht etwa der Vorwurf der Zuwiderhandlung 

der Kirchen gegen die 10 Gebote erhoben, sondern nur versucht, den Widerstreit zu zeigen, in wel-

chem die heutige politische und Wirtschaftsordnung der Welt mit den Vorschriften der 10 Gebote 

stehe, obwohl diese von den Kirchen seit Jahrhunderten gepredigt und im Privatleben auch betätigt 

werden. Im gleichen Sinne seien der Bußruf und die Schlußsätze zu verstehen, in denen eine Zusam-

menfassung der Kritik gegeben sei, welcher die bisherige Tätigkeit der Kirchen in den proletarischen 

und sozialistischen Kreisen der evangelischen Kirchenangehörigen unterliege und durch die diesen 

Kreisen die Gewißheit verschafft werden solle, daß mindestens von Seiten der religiösen Sozialisten 

auf eine grundlegende Änderung in der Stellungnahme der Kirche zu den entscheidenden Lebensfra-

gen hingearbeitet werde und der kirchlich-sozialen Tätigkeit, [296] der Predigt, dem Trost und dem 

Segen der Kirche diejenige Wirksamkeit wieder gewonnen werde, die ihnen infolge der bisherigen 

Entwicklung der Dinge, mindestens soweit es sich um das Schicksal, das materielle und Seelenleben 

der breiten Masse des proletarischen /S. 13 Volkes handelt, verloren gegangen sei. Im Übrigen sei 

die Schärfe des Ausdrucks bedingt durch den Personenkreis, an den das Flugblatt sich richtet, nämlich 

an die große proletarische Masse, deren Sprache das Flugblatt sprechen müsse, um eine Wirkung zu 

erzielen, und die verlange, daß die Kritik eine ungeschminkte, laute und scharfe sei, damit sie nicht 

überhört werden könne weder von denen, in deren Namen sie ausgesprochen wird, noch von denen, 

gegen welche sie sich richtet. Sie sei auch gedeckt durch das religiöse Gewissen des Angeklagten. 

Sei also durch das Flugblatt weder subjektiv noch objektiv der Tatbestand der Beleidigung der evan-

gelischen Kirche und deren Diener gegeben, so könne erst recht keine Rede davon sein, daß der An-

geklagte dadurch das Vertrauen und die Achtung verloren habe, deren er in Ausübung seines Amtes 

bedürfe; insbesondere sei durch die Behauptung einer durch das Flugblatt zu Tage getretenen Zwie-

spältigkeit in dem Verhalten des Angeklagten, durch die er sich nach der Anklage des Vertrauens und 

der Achtung unwürdig erwiesen habe, völlig irrig. Wenn der Angeklagte auch scharf unterscheide 

zwischen dienstlichem und außerdienstlichem Verhalten und sich ausdrücklich darauf berufe, daß es 

sich bei dem Flugblatt nicht um die pfarramtliche Betätigung, sondern um eine Kundgebung in seiner 

Eigenschaft als Führer einer kirchenpolitischen Richtung handle, und wenn es auch selbstverständlich 

sei, daß er auf der Kanzel und im täglichen Dienst stets Rücksicht darauf nehme, daß die jenseits aller 

kirchenpolitischen und dogmatischen Abgrenzungen wesentlichen Wahrheiten des Evangeliums al-

len Gemeindegliedern zugänglich gemacht werden, so könne doch kein Zweifel sein, daß die Welt-

anschauung des Angeklagten seine Persönlichkeit in allem seinem Reden und Handeln einheitlich 

durchdringe. Im Übrigen sei es Tatsache, daß der Angeklagte durch den Aufruf in der evang. Ge-

meinde in Mannheim die Achtung und das Vertrauen, die sein Beruf erfordern, nicht verloren, daß er 

vielmehr überall den Ernst und die Würde seines Amtes behauptet und in allen Kreisen, auch in po-

litisch und religiös anders eingestellten, wegen seiner aufopferungsvollen Hingabe und seines allent-

halben zu Tage tretenden idealistischen Strebens sich der größten Wertschätzung als Mensch erfreue. 

Eine Verletzung von Amtspflichten im Sinne der KV und des Dienstgesetzes liegt also nicht vor. 

/S. 14 Das Dienstgericht ist zu folgender Würdigung des Sachverhaltes gekommen: 

Die Vertretung der Anschauungen der kirchen- und politischen Richtung des Bundes der religiösen 

Sozialisten, wie sie der Angeklagte nach Obigem zu seiner Verteidigung dargelegt habe, hat innerhalb 

der Evang.-prot. Landeskirche Badens Platz. Das Gericht stellt auch fest, daß jedem Mitglied der 

Kirche, auch den Pfarrern, das Recht der sachlichen Kritik an der Kirche, ihren Einrichtungen und 

ihrer Betätigungsweise zusteht. Wenn der Angeklagte in dem Flugblatt in Wirklichkeit das ausge-

sprochen hätte, was seine Verteidigung der inkriminierten Stelle als Sinn unterstellt, so könne von 

einer Verletzung der Amtspflicht des Angeklagten als Pfarrer der Vereinigten Evangelisch-
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protestantische Landeskirche Badens nicht die Rede sein. In Wahrheit kommt aber dem Abschnitt 

des Flugblatts, der die Überschrift trägt »Gegen die Kirche«, dieser Sinn nicht zu. Für die Beurteilung 

der Stelle ist der Zweck des ganzen Flugblattes von Bedeutung. Es ist eine Agitationsschrift, heraus-

gegeben aus Anlaß der preußischen Kir-[297]chenwahlen, durch die für den Wahlzettel des Bundes 

der religiösen Sozialisten Deutschlands aus den Reihen der Sozialisten und Kommunisten Stimmen 

gewonnen werden sollten. In dem Blatt soll die Berechtigung des Zieles der religiösen Sozialisten, 

nämlich des »Umsturzes des religiös-kirchlichen Lebens« im Sinne der Erneuerung von Grund auf 

als Mittel und Voraussetzung zur Herbeiführung der erstrebten sozialistischen Weltordnung dargetan 

und sollen die Wähler davon überzeugt werden, daß es notwendig ist, dieser Richtung maßgebenden 

Einfluß in der Kirche zu verschaffen. In dem Abschnitt »Gegen die Kirche« im Besonderen soll die 

Reformbedürftigkeit der Kirche nachgewiesen werden. Aus dem Wirkungskreis des Bundes der reli-

giösen Sozialisten Deutschlands und aus der Beziehung des Flugblattes zu den preußischen Kirchen-

wahlen ergibt sich – und es wird dies von dem Angeklagten auch nicht in Abrede gestellt –, daß unter 

Kirchen in Sinne des inkriminierten Abschnitts die deutschen evangelischen Kirchen und damit auch 

die Vereinigte Evangelisch-protestantische Landeskirche Badens in erster Linie gemeint sind. Die 

Vorwürfe, die darin gegen die Kirchen erhoben sind, erhebt also der verantwortliche Verfasser des 

Artikels, der von der Vereinigten Evangelisch-protestantische Landeskirche Badens bestellte Pfarrer 

Eckert, auch gegen seine Kirche. Diese Vorwürfe überschreiten die Grenzen sachlicher Kritik. 

/S. 15 Mit Recht beanstandet die Anklage zunächst den Satz, die Kirchen seien an Händen und Füßen 

gebunden, direkt oder indirekt abhängig von den Mächten der Welt, im Zusammenhang mit dem 

weiteren, die Kirchen seien mehr politische und wirtschaftskapitalistische Organisationen als Ge-

meinschaften frommer Menschen. Der Versuch des Angeklagten, diese Stelle lediglich als die Fest-

stellung auszulegen, daß die Kirche in ihrer Eigenschaft als im politischen und Wirtschaftsleben der 

heutigen Welt stehende Organisation der Stützen der irdischen Macht und des irdischen Guts nicht 

entbehren könne und daß diese Grundlage für die Existenz der Organisation mit der idealen Grund-

lage als Gemeinschaft der von Christus Ergriffenen notwendigerweise unter den heutigen Verhältnis-

sen zusammen existiere, wird dem Zusammenhang nicht gerecht. Wer zwar die Überschrift »Gegen 

die Kirche« und den Satz, daß die Kirchen das Reich Gottes nicht bauen und das Evangelium unter 

Menschenwerk verschütten, gelesen hat, kann auf eine solche Auslegung nicht kommen; vielmehr 

muß er den allgemeinen Vorwurf heraushören, daß die Kirche statt, wie sie lehrt, eine Gemeinschaft 

der Frommen zu sein, indem sie sich in die Abhängigkeit der Mächte dieser Welt begibt, ihre eigent-

liche Aufgabe, die Gemeinschaft der von Christus Ergriffenen auf der Grundlage des Evangeliums 

zu pflegen, vernachlässigt und in politischen und wirtschaftskapitalistischen Bestrebungen aufgeht. 

Den damit eingeleiteten Vorwurf des Zwiespalts zwischen Lehre und Handeln, also der inneren Un-

wahrhaftigkeit der Kirche setzt der Angeklagte fort, wenn er in der Folge davon redet, daß die Kirche 

»zur Ehre Gottes« prachtvolle Kirchen baue und dabei über die Wohnungsnot redet, denn das kann 

doch wohl nichts anderes heißen, als daß die Kirche zwar die Wohnungsnot kennt, auch darüber redet, 

aber in Wahrheit sich um sie nicht kümmert, vielmehr das Geld zu unnützen Dingen, nämlich zu dem 

Bau leerstehender Kirchen verwendet und sich dazu noch brüstet, das geschehe zu Ehren Gottes. In 

der gleichen Richtung bewegt sich die Stelle, die ausführt, daß die Kirche die Armen auf das Jenseits 

vertröste und den Reichen ein gutes Gewissen mache. Hier wird ganz unzweideutig der Kirche der 

Vorwurfgemacht, daß sie ihr Lehr- und Seelsorgeamt dazu mißbraucht, die Armen durch die Verwei-

[298]sung auf das Jenseits über die ungerechten Zustände dieser Welt /S. 16 hinwegzutäuschen, statt 

sich für die Verbesserung der irdischen Lage der Armen einzusetzen, und den Reichen ihren unge-

rechten Besitz zu rechtfertigen. Den speziellen Teil seiner Vorwürfe schließt der Verfasser ab mit 

einer Abrechnung über das Verhältnis der Kirche zu den 10 Geboten, also zu den elementaren For-

derungen der christlichen Lehre. Auch hier trifft die Anklage das Richtige, wenn sie als den Sinn der 

darin erhobenen Vorwürfe feststellt, daß die Kirche die 10 Gebote zwar lehre, ihre Übertretung aber 

nicht hindere, ja sie begünstige und sogar gutheiße, daß sie selbst gegen die 10 Gebote handle. Die 

zur Kennzeichnung der Stellung der Kirche gegenüber den Übertretungen der 10 Gebote durch Dritte 

gebrauchten Worte: »sie schützen den Mammondienst«, sie sehen zu, »wie im Namen Gottes die 

Schwachen ausgebeutet werden«, »sie segnen die Geschäfts- und Amüsementsehen«, »sie schweigen 
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zu dem Riesenbetrug« sind eben nicht lediglich ein Aufzeichnen des Widerstreits, in welchem die 

heutige wirtschaftspolitische Ordnung der Welt mit den 10 Geboten steht, wie es der Angeklagte als 

den Sinn dieser Stelle ausgeben möchte; sie behaupten vielmehr bewußtes Dulden, ja sogar ein Be-

günstigen der Verletzung der 10 Gebote. Durch die Gegenüberstellung der Lehre der Kirche und ihres 

tatsächlichen Verhaltens wird wirkungsvoll der Vorwurf der Unwahrhaftigkeit der Kirche und ihrer 

Organe erneut herausgearbeitet. 

Wenn bei der Betrachtung der einzelnen Stellen noch irgend ein Zweifel hätte übrig bleiben können, 

daß damit schwere sittliche Verfehlungen der Kirche in dem dargelegten Sinn behauptet werden sol-

len und nicht lediglich die rein objektiv gemeinte Unzulänglichkeit des, wenn auch noch so gut ge-

meinten Verhaltens der Kirche gegenüber den Mißständen des kapitalistischen Systems, so würde er 

endgültig behoben durch den Bußruf, die der Angeklagte wegen des zuvor geschilderten Verhaltens 

an die Kirche richtet. Denn Buße setzt sittliche Schuld voraus. Zur Buße im Sinne der christlichen 

Lehre wird nicht gerufen, wer aus mangelnder Erkenntnis, aus einem Befangensein in falschen Vor-

stellungen von der Bedeutung gewisser Zustände und Ereignisse objektiv Unzulängliches oder Ver-

kehrtes tut, sondern nur wer schuldhaft den Geboten der christlichen Lehre zuwiderhandelt. Im un-

mittelbaren Anschluß an den Bußruf stehen dann die Sätze: Eure »Wohltätigkeit« ist Geschäft; eure 

betriebsame »Liebestätigkeit« ist ein Pflästerchen neben der eiternden Wunde; eure Predigt ist Ge-

schwätz; /S. 17 euer Trost hat keine Kraft; euer Segen ist verfault. – Sie sind die Zusammenfassung 

der vorausgegangenen Einzelvorwürfe, das Schlußurteil des Angeklagten über die Kirche, zu dem 

das Vorausgegangene in rhetorischer Steigerung vorbereitet. Dieses Schlußurteil ist ein geradezu ver-

nichtendes. Hier werdender Kirche und ihren Dienern auf allen Gebieten ihrer Betätigung, auf dem 

karitativen sowohl wie auf dem des Lehramts und der Seelsorge allgemein, nicht nur jedwede Wir-

kung schlechthin abgesprochen; es wird auch der Vorwurf der inneren Unwahrhaftigkeit in den Aus-

drücken »Geschäft« und »Geschwätz« in schärfster Form wiederholt und in den Worten »euer Segen 

ist faul« zum Vorwurf der Verderbnis gesteigert. Es ist keine Abschwächung, sondern eher eine Stei-

gerung, wenn der Angeklagte dieser Kennzeichnung hinzufügt: »und ihr wißt es nicht«. Denn der 

Leser, der das Vorausgegangene auf sich hat wirken lassen, kann darin nur die Behauptung finden, 

daß man sich in der Kirche nicht einmal Rechenschaft über die in ihr herrschenden Mißstände gibt. 

Auch die Stelle, die davon handelt, daß die religiösen Sozialisten in der Kirche bleiben, weil der 

Heilige Geist in der Kirche vielen Trost und Kraft, [299] Hilfe und Zuversicht für Leben und Sterben 

geschenkt hat und schenken wird, kann nicht dazu verwendet werden, die geschilderte Bedeutung des 

Abschnitts »Gegen die Kirche« abzuschwächen oder gar aufzuheben. Denn der Angeklagte setzt den 

Worten von dem Wirken des Heiligen Geistes hinzu, daß dies geschehe »trotz allem«, was bedeutet, 

daß die Kraft des Heiligen Geistes die Hindernisse zu überwinden vermag, die die geschilderten Miß-

stände in der Kirche seiner Wirksamkeit bereiten. Überdies tröstet er die Leser mit der Ausführung, 

daß ja nicht die zuvor in ihrem Verhalten gekennzeichneten Priester, Pfarrer und Kirchenregierungen 

die Kirchen ausmachen, sondern das Volk, die Masse der Sehnsüchtigen und Verlangenden. Hat die 

Anklage »Gegen die Kirche« aber den so festgestellten Sinn, dann stehen die erhobenen Vorwürfe 

durch ihre Verallgemeinerung und Maßlosigkeit außerhalb der Grenzen einer sachlichen Kritik und 

kennzeichnen sich als eine bewußte Verächtlichmachung der Kirche und ihrer Diener, zu der der 

Eifer des Agitators seiner kirchenpolitischen Richtung in dem Bestreben, die behauptete Reformbe-

dürftigkeit der Kirche und damit die Notwendigkeit der Gewinnung eines maßgebenden Einflusses 

auf sie möglichst eindringlich darzutun, den Pfarrer der eigenen Kirche gegenüber /S. 18 verführt hat. 

Damit hat sich der Angeklagte einer Verletzung seiner Amtspflicht schuldig gemacht; denn solche 

Maßlosigkeit aus dem Mund eines Pfarrers verletzt die Würde seines Amtes, die er nach § 50 der KV 

zu wahren hat, und gefährdet zum mindestens das Vertrauen und die Achtung, die sein Amt erfordert 

(§ 1 des Dienstages.). Es mag sein, daß in seiner eigenen Gemeinde die Gesamtpersönlichkeit des 

Angeklagten diese Wirkung hintanzuhalten vermocht hat; der vernommene Zeuge, Pfarrer Rost, hat 

dies, soweit er sich darüber überhaupt unterrichten konnte, bestätigt. Draußen im Lande aber, wo 

diese persönlichen Momente nicht zu wirken vermögen, wie ohne Erhebung von Beweisen angenom-

men werden kann, hat die Maßlosigkeit seiner Kritik an der Kirche Ärgernis hervorgerufen. Sie ist 

aber unvereinbar mit der Vorstellung, die das Kirchenvolk von einem Pfarrer und der Würde seines 
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Amtes hat. Es ist dem Angeklagten ohne weiteres zu glauben, daß er sich dieser Folge seiner Hand-

lungsweise nicht bewußt gewesen ist Bei einer einigermaßen sorgfältigen Überlegung, wie man sie 

von einem Pfarrer bei Abfassung einer Schrift gegen die Kirche erwarten muß, hätte sie ihm aber klar 

werden müssen. Mit dem Zwang des Gewissens kann selbstverständlich solche Entgleisung nicht 

gerechtfertigt werden, zumal ja der Angeklagte in seiner Verteidigung zu dem oben festgestellten 

Sinn seiner Vorwürfe nicht mehr steht.  Ebenso wenig entschuldigt ihn, daß er als Sprecher der Masse 

der Proletarier in dem Flugblatt auftritt; denn er berichtet ja nicht lediglich darüber, was Dritte sagen, 

sondern er ist es, der die Worte gewählt und die Sätze geformt hat; er schleudert als Verfasser die 

Vorwürfe der Kirche entgegen; er ist daher für sie verantwortlich. Auch der Umstand, daß andere das 

Flugblatt mitunterschrieben haben, kann seine Schuld als verantwortlicher Verfasser keineswegs be-

einflussen. Ferner ist es keine Entschuldigung, daß er, um verstanden zu werden, in der Sprache der 

Masse, an die er sich richtet, habe sprechen müssen. Gerade der Umstand, daß er sich an die Masse 

des Volks richtet, die gewohnt ist, die Worte wörtlich zu nehmen, hätte ihn zu größerer Zurückhaltung 

in der Wahl seiner Worte veranlassen müssen; daß er sie trotzdem so gewählt hat, ist nur ein Beweis 

dafür, daß sie, so wie festgestellt, auch gemeint sind. Endlich ist es bedeutungslos, daß er die Hand-

lung nicht in Ausübung seines Pfarramts, sondern im kirchenpolitischen Kampf als kirchenpolitischer 

Führer begangen hat. Das Dienstgesetz stellt ausdrücklich den Pfarrer auch [300] außerhalb des Am-

tes unter die Pflicht der Wahrung seiner Pfarrerwürde, und wenn das /S. 19 Dienstgericht der Anklage 

auch darin nicht folgen kann, daß man aus dem Gegensatz seines korrekten dienstlichen Verhaltens 

zu der inkriminierten Tat den Eindruck der Zwiespältigkeit seiner Persönlichkeit gewinnen könne, so 

ist doch festzustellen, daß gerade bei Geistlichen die Verpflichtung zur Rücksichtnahme auf ihr Amt 

auch im außerdienstlichen Verhalten eine besonders weitgehende ist. 

Der Angeklagte ist also wegen Verletzung seiner Amtspflichten nach § 7 des Dienstgesetzes zu be-

strafen. Bei der Wahl der Strafe hat man berücksichtigt, daß sein Eifer in den Bestrebungen nach 

Reform der Kirche seiner inneren Überzeugung entspricht, und hat es deshalb bei der niedersten zu-

lässigen Strafe, der Ordnungsstrafe der Verwarnung, belassen. 

Die Kostenentscheidung stützt sich auf § 19 Abs. 2 des Dienstgesetzes. 

gez. Dr. Finter, Dr. Haas, Fitzer, D. Kühlewein, Dr. Doerr, D. Dr. Frommel, Barner, Seufert, Löw. 

Ausgefertigt 

Sekretariat des Evang. Oberkirchenrats. 

gez. Vögelin. 

Verkündet am 21. Juni 1929. 

In: PAB und LKA Karlsruhe. 

2. Das Urteil des Evang. Kirchlichen Verwaltungsgerichts vom 18. März 1931 gegen Pfarrer 

Eckert in Mannheim* 

In Sachen des Stadtpfarrers Erwin Eckert in Mannheim, Jungbuschstr. 9, vertreten durch die Rechts-

anwälte Dr. Dietz, Dr. Kirchenbauer und Dr. Sickinger in Karlsruhe, gegen den Evang. Oberkirchen-

rat, vertreten durch den Kirchenpräsidenten, wegen Anfechtung von Geboten, Verboten und vorläu-

figer Amtsenthebung hat das Kirchl. Verwaltungsgericht zu Karlsruhe auf die mündliche Verhand-

lung vom 16. März 1931, an welcher teilgenommen haben Präsident des Verwaltungsgerichtshofs 

Dr. Schneider in Karlsruhe als Vorsitzender sowie Ministerialrat Dr. Umhauer, Bürgermeister Dr. 

Kleinschmidt, Oberlandesgerichtsrat Dr. Kölle, Pfarrer Mondon, alle in Karlsruhe, als beisitzende 

 
*  Dem juristischen Laien stellte sich die Frage, warum der Rechtsstreit um die Entlassung Eckerts durch den ba-

dischen Kirchenpräsidenten vom 3. Februar 1931 nicht vor einem säkularen Verwaltungsgericht verhandelt 

wurde, sondern von dem Evangelisch Kirchlichen Verwaltungsgericht, dessen beisitzende Mitglieder teilweise 

unmittelbare Kirchenvertreter waren. Offenbar war das Kirchliche Verwaltungsgericht Folge der mangelnden 

Trennung von Kirche und Staat in der Weimarer Republik. [d. Hrsg.] 
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Richter, für Recht erkannt: Die Klage des Stadtpfarrers Eckert auf Aufhebung der Verfügungen des 

Evang. Oberkirchenrats vom 28. Januar 1931 Nr. 1555 und vom 30. Januar 1931 Nr. 1891 wird als 

unbegründet und die Klage des Genannten wegen Aufhebung der Verfügung des Evang. Oberkir-

chenrats vom 6. Febr. 1931 Nr. 2461 wird als unzulässig abgewiesen. 

[301] Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens. 

Tatbestand 

Pfarrer Erwin Eckert an der Jungbuschpfarrei in Mannheim ist Führer des Bundes religiöser Sozia-

listen. Er gibt das Organ dieses Bundes »Der religiöse Sozialist« heraus, das früher unter dem Namen 

»Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes« erschienen ist. In diesem Organ und in zahlreichen öffentli-

chen Versammlungen ist er für den Bund und die Sozialdemokratische Partei Deutschlands tätig. In 

der letzten Zeit richtet er seine agitatorische Tätigkeit hauptsächlich gegen die Nationalsozialistische 

Deutsche Arbeiterpartei. So hat er am 17. Dezember 1930 in einer Versammlung der SPD in Neustadt 

a. H. über das Thema »die große Lüge des Nationalsozialismus« gesprochen. Die Ortsgruppe der 

SPD in Neustadt a. H. hatte zu dieser Versammlung durch Bekanntmachungen eingeladen, die fol-

genden Wortlaut hatten: 

»Wer die nationalsozialistische Arbeiterpartei näher kennen lernen will, komme morgen, Mittwoch, 

/S. 22 17. Dezember 1930, abends 8 Uhr, in die öffentliche Versammlung in der Turnhalle 1850, in 

welcher Pfarrer Eckert-Mannheim spricht über ›Die große Lüge des Nationalsozialismus‹. Eintritt 30 

Pf. Erwerbslose 15 Pfg. 

Die Niederringer des Marxismus, der SPD-Bonzen und Antifa-Mordbanditen sind bestens eingela-

den. Freie Aussprache für Gegner. SPD Neustadt a. FI.« 

Über die Vorgänge in dieser Versammlung berichtet Kriminalkommissar Günther in Neustadt a. H. 

unterm 20. Januar 1931 Nr. 509 (in der Akte des Oberkirchenrats gegen Pfarrer Eckert, das Dienst-

strafverfahren gemäß Erlaß vom 4. Februar 1931 Nr. 2293, im Folgenden mit »Akten A« bezeichnet, 

Seite 45): 

»Schon vor der Zeit war der Saal gefüllt und haben sich besonders viele Nationalsozialisten von hier 

und auswärts eingefunden, die ja eigens eingeladen waren. Freie Aussprache wurde eigens zugesi-

chert. Stadtrat Gustav Weil hier hat die Versammlung eröffnet und Pfarrer Eckert das Wort erteilt. 

Er sprach zuerst über die wirtschaftliche, politische und kulturelle Not des Volkes, wobei er ruhig 

angehört wurde. Bei Besprechung der kulturellen Dinge meinte Eckert, solange jeder katholische 

Pfarrer in Zentrumspolitik mache und solange 16.000 evangelische Pfarrer auf der Seite der Natio-

nalsozialisten oder der Deutschnationalen stehen, solange würden auch die paar sozialistischen Pfar-

rer kämpfen für das Proletariat und seine Befreiung. 

Eckert zitierte dann eine Äußerung des Nationalsozialisten Goebbels, der im Völkischen Beobachter 

geschrieben habe, der deutsche Herrgott hat unsern Führer Adolf Hitler am 9. November 1923 in 

München vor der marxistischen Gewalt geschützt. Eckert setzte nun hinzu, der liebe Gott habe wohl 

auch Hitler befohlen, daß er sich auf den Bauch lege vor der Feldherrnhalle. 

Auf diese Äußerung erfolgte heftiges Gelächter auf der einen Seite und starke Zwischenrufe auf der 

anderen Seite. Im Nu standen sich beide Parteien mit Stühlen, Stuhlbeinen usw. gegenüber, und der 

Kampf ging los. Alles flüchtete nach dem Ausgang zu; man sah nur Stühle usw. in der Luft, wo sich 

das Schreien von Frauenspersonen dazwischen mischte. Nach einigen Minuten war der Saal geleert. 

Über 100 Stühle gingen in Trümmer; einige Fensterscheiben wurden eingeschlagen, um durch die Fens-

ter die Flucht zu ergreifen. Pfarrer Eckert stand während des Kampfes mit den Ausschußmitgliedern 

auf der Bühne an dem Platz, wo er gesprochen hatte. [302] Auf der Bühne wurde niemand verletzt. 

Es kann ruhig gesagt werden, daß erstens durch das aufreizende Inserat die vielen Nationalsozialisten 

von hier und auswärts sich eingefunden und daß zweitens der Ausdruck des Pfarrers Eckert, in dem 

er Adolf Hitler als Feigling bezeichnen wollte – so hat sich wenigsten seine Ausführung angehört –, 
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die Ursache der Aufregung bei den anwesenden Nationalsozialisten war und dadurch der Tumult 

schon eine halbe Stunde nach Eröffnung der Versammlung ausbrach. 

Etwa 25 Personen wurde verletzt; 1 Person kam ins Krankenhaus; 3 Personen erhielten Stichverlet-

zungen; Lebensgefahr besteht bei keiner Person. 

Viele Personen von der Gegenseite haben die Abschweifung des Pfarrers Eckert verurteilt, da er als 

Geistlicher vor der Weihnachtszeit nicht zum Frieden mahnte, sondern verletzend wirkte.« 

Polizeiinspektor Klein berichtet unterm 18. Dezember 1930 (Akten A S. 317) über diesen Vorfall 

folgendermaßen: 

»... Im ersten Teil der Rede sprach er (Eckert) ohne Störung über Zweck und Ziele der sozialdemo-

kratischen Partei. Nach etwa halbstündiger Rede ging er dann zu den in der Bekanntmachung er-

wähnten Punkten über. Hierbei kam er auf die Person des Führers Hitler selbst zu sprechen und führte 

u. a. aus, daß Hitler im Jahre 1923 bei der Feldherrnhalle in München auf dem Bauch gekrochen und 

dann mit einem Auto davongefahren sei. Diese Äußerung löste sofort eine große Unruhe bei den 

Hitlern aus ...« 

Da Pfarrer Eckert infolge der tumultuarischen Ausschreitungen in dieser Versammlung sein Referat 

nicht zu Ende halten konnte, plante die SPD auf /S. 23 den 14. Januar eine neue Versammlung in 

Neustadt a. H. mit Pfarrer Eckert als Redner. Die NSDAP beabsichtigte für den gleichen Tag eine 

Gegenkundgebung in einem anderen Saal. Das Morgenblatt der »Neuen Mannheimer Zeitung« vom 

11. Januar 1931 (Akten A S. 15) berichtet hierüber unter der Überschrift »Kritischer Tag« mit fol-

gendem Zusatz: 

»die sozialdemokratische Partei rechnet mit einem starken Besuch ihrer Anhänger nicht nur aus der 

näheren Umgebung Neustadts, sondern auch aus den übrigen vorderen pfälzischen Städten. So sind 

vorgesehen u. a. Sonderfahrten aus Landau, Bad Dürkheim, Speyer usw. 

Wie wir hören, beabsichtigen nun auch die Nationalsozialisten, am gleichen Abend in der Turnhalle 

eine große Gegenkundgebung zu veranstalten, zu der ebenfalls die Parteianhänger aus der näheren 

und weiteren Umgebung erwartet werden. In Anbetracht der blutigen Vorgänge am 17. Dezember 

1930, die zu einer jetzt noch bestehenden starken Erregung und Spannung zwischen den verschiede-

nen politischen Lagern führten, kann heute schon angenommen werden, daß der 14. Januar, sofern 

beide Veranstaltungen, wie geplant, stattfinden, ein äußerst kritischer Tag für Neustadt werden wird.« 

Der Oberkirchenrat telegraphierte daraufhin am 13. Januar 1931 an Pfarrer Eckert: 

»Nach Zeitungsnachrichten sprechen Sie wieder in Neustadt a. H. am 14. d. M. Ich untersage Ihnen 

die Beteiligung an jeder Versammlung.« 

Schriftlich ließ er diesem Verbot durch Verfügung vom 13. Januar 1931 Nr. 755 (Akten A S. 19) 

folgende Begründung nachfolgen: 

»Die Versammlung in Neustadt a. H. Mitte Dezember 1930, bei der Sie als Hauptredner [303] aufge-

treten sind, verlief in einer wüsten Schlägerei. Da Sie in der morgigen Versammlung über den gleichen 

Gegenstand reden wollen, über den Sie im Dezember 1930 sprachen, ist mit größter Wahrscheinlich-

keit zu befürchten, daß gleiche Ereignisse in noch schlimmerem Ausmaß wieder eintreten werden. 

Es steht im Widerspruch zu den Amtspflichten eines Geistlichen, die Ursache zu solchen wüsten, die 

öffentliche Ordnung in erheblichem Masse störenden Raufereien zu sein, weshalb ich in Anwendung 

des § 50 der Kirchenverfassung und des § 1 des Dienstgesetzes vom 24. März 1920 Ihnen das Auf-

treten an dem genannten Abend in der oder den Versammlungen in Neustadt a. H. untersagen mußte. 

Dieses Verbot steht nicht im Widerspruch zu Art. 118 der Reichsverfassung, weil das dort begründete 

Freiheitsrecht jedes Deutschen, seine Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in sonstiger 

Weise frei zu äußern, nur gewährt ist innerhalb der Schranken der allgemeinen Gesetze und zu diesen 

allgemeinen Gesetzen auch die Dienstgesetze zählen. Auch aus Art. 130 Abs. 2 der Reichsverfassung 

kann ein Einwand gegen das Verbot nicht erhoben werden, denn keinem Beamten wird die Freiheit 

der politischen Gesinnung auch derart gewährleistet, daß er kraft dieses Grundrechts gegen seine 
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Amtspflichten verstoßen kann. Im Übrigen weise ich aber ausdrücklich darauf hin, daß die angeführten 

Bestimmungen der Reichsverfassung (Art. 118, Art. 130 Abs. 2) auf Pfarrer nur insoweit Anwendung 

finden, als die Kirche, in deren Dienst sie als öffentlich-rechtlich Bedienstete stehen, diese Bestim-

mungen mit der ihr gestellten Aufgabe zu vereinbaren glaubt (Art. 137 Abs. 3 der Reichsverfassung). 

Ich ersuche um sofortigen Bericht, ob Sie meinem Verbot nachkommen.« 

Beide Versammlungen wurden vom Bezirksamt Neustadt a. H. aus Gründen der öffentlichen Sicher-

heit und Ordnung verboten. 

Der SPD genehmigte das Bezirksamt Neustadt jedoch auf den 21. Januar 1931 eine Versammlung, 

in der Pfarrer Eckert wiederum sprechen sollte. An diesem Tag durfte keine andere Kundgebung einer 

politischen Partei stattfinden. 

Mit Verfügung vom 16. Januar 1931 Nr. 830 (Akten A S. 25) untersagte der Oberkirchenrat dem 

Pfarrer Eckert jede Beteiligung auch an dieser Versammlung und ersuchte ihn, bis längstens 19. Ja-

nuar 1931 abends zu berichten, ob er dem Verbot nachkommen werde. Pfarrer Eckert führte auf den 

Erlaß des Oberkirchenrats vom 13. Januar 1931 Nr. 755 in seinem erst am 17. Januar 1931 beim 

Oberkirchenrat eingekommenen Bericht vom 14. Januar 1931 (Akten A S. 27) aus: 

/S. 24 »... Die Versammlung findet aber am 21. Januar 1931 bestimmt statt, und zwar unter polizeili-

chem Schutz, der es den nationalsozialistischen Überfallkommandos unmöglich machen wird, eine 

Versammlung politischer Gegner zu terrorisieren. In dieser Versammlung werde ich reden. 

Ich nehme an, daß der Herr Präsident gegen meine Beteiligung an der so geschützten Versammlung 

am 21. Januar 1931 nichts einzuwenden hat, da die von ihm befürchteten Vorkommnisse durch die 

staatlichen Maßnahmen gegen die Nationalsozialisten unmöglich gemacht sind.« 

Nachdem er in diesem Schreiben weiterhin die Rechtsauffassung des Oberkirchenrats über die Be-

deutung des Art. 118 RV, § 50 KV und des § 1 des Dienstgesetzes bekämpft hat, verwahrt er sich 

dagegen, die Ursache »zu solchen wüsten, die öffentliche Ordnung in erheblichem Masse störenden 

Raufereien« gewesen zu sein, und fährt fort: 

[304] »Ich verwahre mich auf das entschiedenste gegen diese beleidigenden Unterstellungen des 

Oberkirchenrats, der sich nicht einmal durch eine persönliche Unterredung über die Vorkommnisse 

in Neustadt informiert und seine Kenntnisse allem Anschein nach aus den verlogenen Berichten der 

völkischen Presse bezogen hat.« 

Am Schlusse führt er aus: 

»Art. 137 RV ist für die Einengung der staatsbürgerlichen Rechte eines Pfarrers und vor allem im 

vorliegenden Fall ohne jede Beweiskraft, weil die Erfüllung der Aufgaben der öffentlich-rechtlichen 

Körperschaft, der Kirche, durch meine politische Tätigkeit nicht gehindert wird. Es ist dem Oberkir-

chenrat bekannt, daß ich mich auch in meiner politischen und publizistischen Tätigkeit im Dienst der 

Kirche weiß, für die ich durch die Wirren der Gegenwart hindurch eine Lebens- und Arbeitsmöglich-

keit auch für die Zukunft mitschaffen will. Darüber zu entscheiden, ob die von uns gestellte Analyse 

des gegenwärtigen Geschehens richtig ist und ob unser, der religiösen Sozialisten, Wille tatsächlich 

der Kirche zu einer neuen größeren Bedeutung verhilft, liegt nicht in der Kompetenz des Oberkir-

chenrats.« 

Mit Verfügung vom 19. Januar 1931 Nr. 960 (Akten A S. 39) erklärte der Oberkirchenrat: 

»Das Verbot der Beteiligung an der Versammlung in Neustadt a. H. am 21. Januar 1931, das ich in 

meinem Erlaß vom 16. Januar 1931 Nr. 830 ausgesprochen habe, bleibt aufrechterhalten. Der Um-

stand, daß die genannte Versammlung unter polizeilichem Schutz stattfindet, genügt erfahrungsgemäß 

nicht, mit Sicherheit annehmen zu können, daß die Versammlung in geordneter Weise verläuft. Dies 

gilt umso mehr für Neustadt, wo die Vorfälle bei der Versammlung Mitte Dezember 1930 den Gegen-

satz zwischen den verschiedenen politischen Parteien aufs äußerste verschärft haben und weil die lei-

denschaftliche Art Ihres Auftretens, wie die Vergangenheit zur Genüge lehrt, den Gegner leicht in 

größte Erregung versetzt. Es ist deswegen nach wie vor mit größter Wahrscheinlichkeit anzunehmen, 
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daß es zu tumulthaften Auseinandersetzungen kommen wird. Weder in meinem Erlaß vom 13. Januar 

1931 Nr. 755 noch in dem vom 16. Januar 1931 Nr. 830 habe ich gesagt, daß Ihnen die Schuld an den 

Vorfällen im Dezember 1930 zufällt, wohl aber sind Sie mit die Ursache jener Vorgänge und, wenn 

es am 21. d. M. zu erneuten Zusammenstößen kommt, so sind Sie auch hierfür die Ursache. Mit dem 

Ernst und der Würde des Pfarramts ist es nicht zu vereinbaren, daß ein Träger dieses Amtes in einer 

politischen Versammlung auftritt, bei der nach den oben geschilderten Verhältnissen und nach 

menschlicher Voraussicht dieses Auftreten handgreifliche Auseinandersetzungen der Parteien zur 

Folge hat. Deswegen ist es meine Pflicht, Ihnen die Teilnahme an dieser Versammlung zu verbieten.« 

Die Regierung der Pfalz verbot jedoch diese zuerst von der Neustädter Polizeibehörde genehmigt 

gewesene Versammlung, weil, wie sie in ihrem Schreiben an den Oberkirchenrat vom 25. Februar 

1931 (Akten A S. 315) mitteilte, einige Tage vor dem Termin festgestanden habe, daß es auch in der 

neuerlichen Versammlung wieder zu politischen Ausschreitungen kommen werde und dies umso 

mehr zu befürchten gewesen sei, als sich inzwischen die besonders gegen die Person des Redners und 

sein Thema gerichtete Erregung der politischen Gegner noch wesentlich verschärft habe. Die Ver-

sammlung wurde im Übrigen nachträglich doch polizeilich mit /S. 25 der Maßgabe genehmigt, daß 

nicht Pfarrer Eckert, sondern der Landtagsabgeordnete Wagner-Ludwigshafen als Redner auftrete. 

[305] In der Folgezeit trat Pfarrer Eckert in einer Reihe weiterer Versammlungen auf. So sprach er 

inhaltlich [entsprechend, d. Hrsg.] der dem Gericht vorliegenden Akten am 16. Januar 1931 im Mu-

sensaal in Mannheim in einer von der Ortsgruppe der Mannheimer religiösen Sozialisten einberufe-

nen Versammlung über das Thema »Christuskreuz, nicht Hakenkreuz« und nahm dabei auch Stellung 

zu den Maßnahmen, die in der letzten Zeit seitens des Oberkirchenrats mit Bezug auf seine Tätigkeit 

getroffen worden waren. Die Mannheimer »Volksstimme« berichtet hierüber in der Mittagsausgabe 

vom 17. Januar 1931 unter der Überschrift »Christuskreuz besiegt das Hakenkreuz. Pfarrer Eckert 

rechnet mit den Nazis ab. Deren Führer kneifen.« u. a. folgendes: 

»... Pfarrer Eckert kämpft aber nicht nur gegen das Hakenkreuz; er muß sich auch gegen die offiziellen 

Vertreter des Christenkreuzes zur Wehr setzen. Der Bad. Oberkirchenrat hat ihm wegen eines veröf-

fentlichten Bildes, das die Abweichung eines evangelischen Geistlichen von der Linie des Glaubens 

illustriert, einen Verweis erteilt, und der Präsident der Behörde hat ihm gedroht, daß, ›wenn das nicht 

aufhöre‹, er aus der Kirche ausgeschlossen werde. Pfarrer Eckert natürlich, nicht der Präsident. Die 

Teilnahme an der Versammlung in Neustadt wurde ihm telegraphisch untersagt. Über die Vorgänge 

in der vorhergehenden Neustädter Versammlung informierte sich die Kirchenbehörde an Hand der 

Zeitungsberichte der Gegner. Pfarrer Eckert wurde nicht gefragt. Das hilft aber alles nichts: ›Ich bin 

nicht Pfarrer wegen der paar hundert Mark, sondern weil ich überzeugt bin, daß ich predigen muß, 

wo immer es auch sei‹, erwiderte der Redner auf diese Haltung seiner Vorgesetzen Behörde ...« 

Es ist hier angespielt auf eine Veröffentlichung in dem von Pfarrer Eckert als verantwortlichem 

Schriftleiter herausgegebenen »Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes« Nr. 48 vom 30. November 

1930, S. 380. Dort erschien als Illustration eines Aufsatzes »Die christliche Kirche und der Faschis-

mus« ein Bild, das einen evangelischen Pfarrer in Amtstracht darstellt, der in der einen Hand einen 

mit einem Kreuz versehenen Kelch trägt, aus dem er, mit der anderen Hand ein Rohr haltend, eine 

große Seifenblase bläst, die in der Mitte dick eingezeichnet ein Hakenkreuz enthält. Diese Veröffent-

lichung rief da und dort im Lande große Erregung hervor. Unter anderem gab die am 14. Dezember 

1930 in Dinglingen versammelte Bezirkskonferenz der Kirchlich-positiven Vereinigung Lahr in einer 

Resolution ihrer Empörung über diese öffentliche Beschimpfung von kirchlichen Einrichtungen und 

Gebräuchen Ausdruck, eine Beschimpfung, die umso schändlicher sei, als sie unter der Verantwortung 

eines Pfarrers der Landeskirche erfolgte. Die Konferenz bat den Evang. Oberkirchenrat, »alles zu tun, 

daß diese Untat gesühnt und die Landeskirche geschützt wird gegen das ihre Grundlagen unterwüh-

lende, ihr Ansehen untergrabende, letzten Endes zur Kirchenspaltung führende, immer unverantwort-

licher werdende Treiben des Pfarrers Eckert-Mannheim und seiner Genossen« (in den Akten des Ober-

kirchenrats betr. Pfarrer Eckert-Beschwerden, im Folgenden mit »Akten B« bezeichnet, S. 335). Auch 

der Evang. Kirchengemeinderat Bötzingen nahm unterm 28. Dezember 1930 (Akten B S. 355), die 

Kirchlich-positive Vereinigung im Kirchenbezirk Lörrach am 11. Januar 1931 (Akten B S. 391), die 
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Freie Religionskonferenz von Geistlichen des Dekanatsbezirks Emmendingen am 21. Januar 1931 

(Akten B S. 427), die Ortsgruppe Karlsruhe des Deutschen Evang. Frauenbundes am 20. Januar 1931 

(Akten B S. 449), die Pfarrer des Kirchenbezirks Adelsheim am 3. Februar 1931 (Akten B S. 491) in 

ähnlichem Sinne dem Oberkirchenrat gegenüber Stellung. Außerdem kamen Proteste einzelner Kir-

chenangehöriger in großer Zahl ein. Pfarrer Eckert hatte bei [306] seiner hier wegen durch den Ober-

kirchenrat am 11. Dezember 1930 veranlaßten Vernehmung ausdrücklich erklärt, daß er nicht nur als 

verantwortlicher Schriftleiter die volle Verantwortung für diese Zeichnung übernehme, sondern daß 

dieses Bild auch auf seinen Wunsch und /S. 26 nach seinen Ideen gezeichnet worden sei. Er habe mit 

dem Bilde hinweisen wollen auf die der Kirche drohende sehr große Gefahr, daß immer mehr evan-

gelische Pfarrer im Amte und im Gottesdienst versuchten, aus dem Evangelium hakenkreuzlerische 

Propagandareden zu begründen. In der Verfügung vom 3. Januar 1931 Nr. 146, mit der gegen Pfarrer 

Eckert wegen in der Veröffentlichung des Bildes zu erblickender Verletzung seiner Dienstpflicht auf 

die Ordnungsstrafe eines Verweises erkannt wurde (Akten B S. 341), hat der Oberkirchenrat dem 

Pfarrer Eckert ohne weiteres zugestanden, daß er mit dem Bilde die Absicht verfolgt habe, darauf 

hinzudeuten, daß evangelische Pfarrer daran seien, die heilbringende reine Lehre des Evangeliums 

(Kelch mit Kreuz) dadurch zu mißbrauchen, daß diese in den Dienst nationalsozialistischer Werbear-

beit gestellt werde und auf diese Weise die göttliche Heilsoffenbarung in halt- und widerstandsloses 

Menschenwerk umgewandelt werde. Diese an sich vielleicht einwandfreie Absicht könne aber trotz-

dem eine strafbare Beschimpfung kirchlicher Einrichtungen dann enthalten, wenn die zur Verwirkli-

chung der Absicht gewählten Mittel derart seien, daß der Täter das Bewußtsein hatte und haben mußte, 

bei der Verwirklichung an sich rechtlich nicht zu beanstandender Absichten eine Beschimpfung kirch-

licher Einrichtungen zu begehen. Nun habe Pfarrer Eckert bei seiner Vernehmung erklärt: 

»Ich hatte weder das Bewußtsein noch die Absicht, Einrichtungen der Kirche (Abendmahl, Lehr-

stand) zu treffen. Es lag mir jeder Gedanke fern, daß jemand das Gefäß, das der Pfarrer in der Hand 

hält, als Abendmahlsgefäß ansehen könnte. Das Gefäß mit dem Kreuz soll das Symbol des Evange-

liums sein.« 

Der Oberkirchenrat erwog, wenn man dieser Aussage noch den Umstand hinzunehme, daß Pfarrer 

Eckert als amtierender Geistlicher fortgesetzt selbst das hl. Abendmahl spende, so werde man seiner 

Bekundung, daß ihm das Bewußtsein einer Beschimpfung kirchlicher Einrichtungen fern gelegen 

habe, Glauben schenken müssen, obwohl das Bild als solches in seinem reinen Außensein, losgelöst 

von allen inneren psychologischen Voraussetzungen in solch krassen, karikaturhaften Formen einen 

evangelischen Geistlichen mit dem Kelche zeige, daß der Beschauer ganz unwillkürlich den Eindruck 

eines Angriffs auf das hl. Abendmahl erhalte. Immerhin aber habe Pfarrer Eckert durch Veröffentli-

chung des Bildes gegen die Amtspflicht als Geistlicher der Evang. Landeskirche Badens, die Achtung 

vor den Einrichtungen der Kirche, insbesondere vor den hl. Sakramenten, zu wahren und zu fördern, 

verstoßen. Er habe nämlich nicht berücksichtigt, daß das in Frage stehende Bild durchaus geeignet 

sei, in erster Linie das Abendmahl und auch das Lehramt zum mindesten lächerlich zu machen und 

herabzuziehen. Der dargestellte Vorgang, daß ein Geistlicher in Amtstracht aus dem Kelch heraus, 

der in seiner Hand und mit dem Kreuz versehen unwillkürlich als Abendmahlskelch angesehen 

werde, Seifenblasen blase, werde bei den Gegnern der Kirche ein Hohngelächter und bei ihren Mit-

gliedern eine Empörung auslösen müssen und auch ausgelöst haben. Wenn Pfarrer Eckert davon gar 

nichts empfunden haben wolle, so möge ihm dies geglaubt werden. Es müsse ihm aber der schwere 

Vorwurf gemacht werden, daß er das, was jeder ohne weiteres sehe, auch hätte sehen müssen. Es sei 

für die Kirche untragbar, daß einer ihrer Pfarrer [307] Vorgänge und Einrichtungen der Kirche in 

einer karikaturhaften Weise darstelle, möge er dabei Absichten vorfolgen, welche immer er wolle. 

Pfarrer Eckert habe dies getan und, wenn er die schädlichen Wirkungen auch nicht erkannt haben 

möge, so wäre es unbedingt seine Amtspflicht gewesen, die bildliche Veröffentlichung auch dahin zu 

prüfen, ob diese nicht nur seinen Gesinnungsfreunden eine Freude und den nationalsozialistischen 

Pfarrern eine scharf treffende Kritik bedeute, sondern auch ob das Bild bei den unbeteiligten Kir-

chenmitgliedern Anstoß und Ärgernis erregen könne. Diese Prüfung habe er aber unterlassen. Die 

Veröffentlichung des Bildes stelle daher ein Dienstvergehen im Sinne des § 1 des Dienstgesetzes dar, 
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für das Pfarrer Eckert zu bestrafen sei. Wenn auch das Verhalten Eckerts für die Landeskirche nicht 

ohne Gefahr sei, weil es eine starke Beeinträchtigung ihrer Einrichtungen darstelle und deshalb eine 

strengere Bestrafung am Platze sein müsse, so habe der Oberkirchenrat unter Berücksichti- /S. 27 gung 

aller Umstände doch geglaubt, es im vorliegenden Fall noch mit der Ordnungsstrafe des Verweises 

bewenden lassen zu können, wobei aber nicht verschwiegen werden dürfe, daß eine Einstellung, wie 

sie Pfarrer Eckert zu seinem kirchlichen Amte nehme, mit der Auswirkung, wie sie sich hier gezeigt 

habe, auf die Dauer nicht ertragen werden könne. – Gegen diese dienstpolizeiliche Bestrafung legte 

Pfarrer Eckert Beschwerde an die Kirchenregierung ein. Diese Beschwerde wurde von der Kirchen-

regierung in der Sitzung vom Januar 1931 als unbegründet zurückgewiesen (Akten B S. 439). 

Weiterhin sprach Pfarrer Eckert am 23. Januar 1931 in einer Versammlung der SPD in Pforzheim 

über das Thema »Der Faschismus, eine Gefahr für die Arbeiterschaft«. Die Versammlung verlief 

nach einem Bericht der Evang. Kirchl. Pressestelle, deren Geschäftsführer in die Versammlung ent-

sandt war, ruhig, obwohl auch Nationalsozialisten in größerer Zahl in der Versammlung anwesend 

waren. Auch hier kam Eckert auf die Vorgänge in Neustadt und auf das Bild des nationalsozialisti-

schen evangelischen Pfarrers im Ornat zu sprechen und gab bekannt, daß er hier wegen vom Ober-

kirchenrat mit einem Verweis bestraft worden sei und der Drohung: »Wenn das so weitergeht, ... 

usw.« Er fügte an: 

»Mir imponiert es nicht. Weder durch Drohungen noch Maßregelungen meiner Behörde lasse ich 

mich beirren. Man muß Gott mehr gehorchen als den Menschen. Ich stehe treu zu den Genossen, 

gehe mit ihnen durch Dick und Dünn, treu bis zum letzten Atemzug.« 

Der Berichterstatter hob besonders hervor, daß bei allen religiösen Worten und den biblischen Zitaten 

Eckerts immer eine ehrfürchtige Stille, manchmal sogar eine warme Zustimmung sich zeigte. Es sei 

in den Worten Eckerts über die Stellung der Kirche und kirchlicher Kreise zu ihm und gegen ihn kein 

verletzendes Wort laut geworden. Es habe ja auch für ihn genügt, wie er es im Schlußwort getan habe, 

sich als Märtyrer einer heiligen Sache aufzuspielen, und damit erziele er eine starke Wirkung (Akten 

A S. 85). 

Pfarrer Eckert wurde auf den 26. Januar 1931 vor den Rechtsreferenten des Oberkirchenrats geladen 

zur Erörterung der Vorgänge in Neustadt und der Pläne Eckerts hinsichtlich weiterer Versammlungs-

tätigkeit. Er erklärte zu Protokoll des Rechtsreferenten (Akten A S. 91): 

»Dem Verbot des Oberkirchenrats vom 13. Januar 1931, mich an der Versammlung in Neustadt am 

14. Januar 1931 zu beteiligen, wäre ich – wenn die Versammlung stattgefunden hatte – selbstver-

ständlich nachgekommen, obwohl ich das Verbot nicht für berechtigt und begründet hätte anerkennen 

können. 

[308] Das Verbot vom 16. Januar 1931 Nr. 830 hätte ich mit Rücksicht darauf, daß es in dem Erlaß 

vom 19. Januar 1931 Nr. 960 begründet worden ist, ebenso befolgt wie das Verbot vom 13. Januar 

1931 – selbstverständlich, ohne damit die Rechtmäßigkeit des Verbots anzuerkennen. 

Soweit mir mein Dienst Zeit läßt, werde ich auch in der kommenden Zeit in ähnlicher Weise für 

meine Partei auftreten wie bisher. Ich halte die Anfrage des Oberkirchenrats, an welchen Orten ich 

sprechen werde (diese Anfrage war an ihn bei der Vernehmung mündlich gerichtet worden), nicht für 

begründet und verweigere deshalb die Angaben, obwohl ich eine Reihe von Zusagen schon gegeben 

habe, weil ich nicht weiß, zu welchen Zwecken meine Angaben dienen sollen. 

In den geplanten Referaten werde ich nicht auf das Verfahren wegen des Bildes über den nationalso-

zialistischen Pfarrer in Nr. 48 des ›Sonntagsblattes des arbeitenden Volkes‹ eingehen, wenn ich nicht 

durch unwahre oder bewußt lügnerische Ausbeutung der Angelegenheit dazu gezwungen werde. Eine 

solche lügnerische Ausbeutung sehe ich in der Stellungnahme der Lahrer und der Mosbacher Kund-

gebungen der Bezirksversammlungen, die behaupten, daß ich das Abendmahl und das Lehramt und 

damit Einrichtungen der Kirche verhöhnt und verächtlich gemacht hätte. 

Obwohl mir die Erregung, die mein öffentliches Auftreten nach beiden Seiten hin gebracht hat, be-

kannt ist, halte ich es nicht für notwendig, für die nächste Zeit und überhaupt nicht mein Auftreten 
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gegen die Nationalsozialisten, die mit dem Anspruch auftreten, Vertreter des positiven Christentums 

zu sein, einzustellen, da ich darin einen Auftrag sehe, /S. 28 den ich auch um der Zukunft der Kirche 

willen erfüllen muß. 

Ich habe auch nicht vor, in kommenden Versammlungen das Redeverbot des Oberkirchenrats für 

Neustadt einer Kritik zu unterziehen. 

V. g. U. (gez. Eckert, Pfarrer.)« 

Der Oberkirchenrat erließ daraufhin unterm 28. Januar 1931 Nr. 1555 (Akten B S. 453 ff.) folgende 

Verfügung: 

»Bei Ihrer Vernehmung am 26. d. M. haben Sie erklärt, daß Sie meinen Verboten, am 14. und 21. 

Januar 1931 in Neustadt a. H. zu sprechen, Folge geleistet hätten, wenn die Versammlungen abge-

halten worden wären. 

In den letzten Monaten ist durch die Art und Weise Ihres Auftretens als Redner in politischen Ver-

sammlungen der SPD ein Gegensatz in unsere Landeskirche hineingetragen worden, der sich aus-

schließlich auf außerkirchliche, weltlich-politische Gründe stützt. Wird dieser Gegensatz noch wei-

terhin vertieft, so sehe ich darin eine unmittelbare Lebensgefahr für die Kirche und ihr Wirken. Aus 

der mir zufallenden Verantwortung für die Leitung der Kirche heraus möchte ich Sie daher in aller 

Eindringlichkeit bitten, bis auf weiteres das Auftreten in öffentlichen politischen Versammlungen zu 

unterlassen, damit die in weiten Kreisen unseres Kirchenvolkes bestehende Beunruhigung über die 

erwähnte Gefahr sich wieder legen kann. 

Wollen Sie dieser ermahnenden Bitte nicht nachkommen, so ersuche ich Sie, mir innerhalb zwei Ta-

gen durch das Dekanat eine Aufstellung vorzulegen, wo und mit welchem Thema Sie in nächster Zeit 

in politischen Versammlungen zu sprechen beabsichtigen. Außerdem wollen Sie mir von Fall zu Fall 

vor Abhaltung jeder Versammlung rechtzeitig mitteilen, ob dieselbe auch [309] tatsächlich stattfin-

det. Diese dienstliche Weisung gebe ich deshalb an Sie, weil ich der mir nach § 127 Abs. 2 Ziff. 13 

KV zufallenden Pflicht, die Amtsführung und den Wandel der Geistlichen zu beaufsichtigen, nur 

genügen kann, wenn ich in der Lage bin, die mir zur Beurteilung Ihres Auftretens erforderlichen 

Unterlagen jeweils zu verschaffen.« 

Gleichzeitig ließ der Oberkirchenrat durch Vermittlung der Evang. Kirchl. Pressestelle an die Presse 

folgende Mitteilung (Akten A S. 97) zur Veröffentlichung ergehen: »Pfarrer Eckert gehorcht – seine 

Beschwerde gegen den Verweis ist verworfen. Pfarrer Eckert hat vor dem Oberkirchenrat erklärt, daß 

er das ihm auferlegte Redeverbot für die Versammlungen in Neustadt a. H. am 14. und 21. d. M. als 

zulässig nicht anerkenne, aber trotzdem befolgt hätte, wenn die Versammlungen staatlicherseits nicht 

verboten worden wären. – Die von Pfarrer Eckert gegen den Verweis des Oberkirchenrats erhobene 

Beschwerde ist von der Kirchenregierung als unbegründet verworfen worden.« 

Auf den Erlaß vom 28. Januar 1931 Nr. 1555 erwiderte Pfarrer Eckert unterm 29. Januar 1931 (Akten 

AS. 103 f.): 

»1. Ich hätte auch ohne die staatsbehördliche Untersagung der Versammlungen in Neustadt am 14. 

und 21. Dezember nicht gesprochen und dem Verbot des Oberkirchenrats Folge geleistet, weil mir 

keine Berufungsmöglichkeit gegen dieses Verbot gegeben war. Ich habe bei meiner Erklärung vom 

26. d. M. keinen Zweifel darüber gelassen, daß ich das Verbot nicht als gerechtfertigt anerkenne und 

nicht gewillt bin, mir in meinem persönlichen und staatsbürgerlichen Leben durch den Oberkirchenrat 

Begrenzungen auferlegen zu lassen. 

Ich bestreite, daß durch mein Auftreten in unsere Landeskirche ein Gegensatz hineingetragen wurde, 

der vorher in ihr nicht vorhanden gewesen ist. Es ist vielmehr nur so, daß bei dem konkreten Anlaß, 

dem Kampf gegen den Faschismus, diese Spannungen und Gegensätze deutlich geworden sind durch 

die einseitige Stellung des Oberkirchenrats, der die kirchlich-bürgerlichen Kreise in Schutz genom-

men hat. Darum ist durch das Vorgehen des Oberkirchenrats gegen mich in den kirchlichen Kreisen, 

die sozialistisch gesinnt sind, eine so große Erregung ausgelöst worden, daß man zwar nicht von einer 
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unmittelbaren Lebensgefahr für die Kirche, sondern eher von einer starken Erschütterung des Ver-

trauens zur gegenwärtigen Kirchenleitung sprechen kann. 

/S. 29 Es ist mir ganz unmöglich, die von mir durch meine Partei übernommenen Versammlungen 

abzusagen. Es ist dem Oberkirchenrat bekannt, daß ich diese Versammlungen auch um der Zukunft 

der Kirche willen halte. 

Ich weigere mich, die von dem Herrn Präsidenten verlangte Aufstellung der von mir übernommenen 

politischen Versammlungen an den Oberkirchenrat zu schicken, da meine politische Tätigkeit der 

Disziplinargewalt des Herrn Präsidenten nicht unterliegt. 

Ich nehme an, daß der Herr Präsident auch mir die freie Verantwortung für mein Tun und Lassen im 

öffentlichen Leben zubilligt und daß ihm nicht an meiner dienstpolizeilichen Überwachung gelegen ist. 

Ich bin gerne bereit, mit dem Herrn Präsidenten persönlich über alle diese Dinge zu sprechen, und 

würde darum bitten, mir am Mittwoch, den 4., oder Freitag, den 6. Februar, Gelegenheit zu einer 

solchen Aussprache zu geben. 

Ich benütze die Gelegenheit dieses Schreibens, um gegen die Art und Weise der Veröffent-[310]li-

chung des evangelischen Pressedienstes, die sich mit meiner protokollarischen Vernehmung auf dem 

Oberkirchenrat befaßt, zu protestieren. 

Ich weiß, daß meine Freunde dafür Sorge tragen werden, durch einen Artikel, der in die sozialistische 

Presse gegeben wird, die irreführende Berichterstattung des evangelischen Pressedienstes zu berichti-

gen. Wenn solche Veröffentlichungen des evangelischen Pressedienstes zu einer Verschärfung der 

Gegensätze innerhalb unserer Kirche führen, so lehne ich die Verantwortung hierfür ausdrücklich ab.« 

Hierauf erging die Verfügung des Oberkirchenrats vom 30. Januar 1931 Nr. 1891 (Akten AS. 107) 

folgenden Wortlauts: 

»Nachdem Sie meinem Ersuchen in dem Erlaß vom 28. Januar 1931 Nr. 1555 nicht Folge leisten, 

untersage ich Ihnen mit sofortiger Wirkung bis auf weiteres jedes Auftreten als Redner in politischen 

Versammlungen. Zu dieser Maßregel bin ich gezwungen, weil Sie durch die Weigerung meiner 

dienstlichen Weisung, ein Verzeichnis der von Ihnen abzuhaltenden Versammlungen vorzulegen, 

mich außerstande gesetzt haben, die unter den obwaltenden Umständen notwendige Aufsicht über Ihr 

dienstliches und außerdienstliches Verhalten in genügender Weise durchzuführen. 

Ich ersuche Sie, mir sofort den Empfang dieses Erlasses zu bestätigen. 

Eine Rücksprache mit mir kann erst in Frage kommen, wenn Sie den an Sie ergangenen Weisungen 

Folge leisten.« 

Pfarrer Eckert erwiderte mit zwei Schreiben vom 3. Februar 1931. 

Im ersten dieser Schreiben (Akten A S. 117) führt er aus: 

»Den Erlaß Nr. 1891 des Herrn Präsidenten der badischen Landeskirche, der mir bis auf weiteres 

jedes Auftreten als Redner in politischen Versammlungen verbietet, werde ich nicht befolgen, weil 

er ein offensichtliches Unrecht, eine Einengung, ja eine Aufhebung meiner persönlichen, menschli-

chen Freiheit und meiner staatsbürgerlichen Rechte darstellt. 

Die Begründung des Oberkirchenrats, daß meine Weigerung, ein Verzeichnis der von mir abzuhal-

tenden Versammlungen vorzulegen, zu dem generellen Verbot habe führen müssen, lehne ich als 

unhaltbaren Vorwand, der die willkürliche Handlungsweise des Herrn Präsidenten verdecken soll, 

ab. Der Oberkirchenrat will mir verbieten, eine Aufgabe, zu der ich mich aus einem inneren Zwang 

des Gewissens um der Zukunft und der Wirksamkeit des Evangeliums, auch um der zukünftigen 

Bedeutung der Kirche willen, getrieben weiß, zu erfüllen. 

Er behauptet, daß mein Kampf um ein neues Vertrauen der der Kirche entfremdeten Massen dem 

Ernst und der Würde des Pfarramts widerspreche. Der Oberkirchenrat hat sich, trotzdem er meine 

politische Versammlung in Pforzheim am 23. Januar 1931 überwachen ließ, nicht imstande gesehen, 

diese vage Behauptung zu beweisen. 
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Ich bin mir bei allen Reden und in allen Versammlungen bewußt, daß ich von Christus angerufen und 

in der Verantwortung vor Gott meine Arbeit tue. Es ist für einen Menschen, der durch die Bindung 

an das Evangelium Christi die innerste Freiheit gegen Menschen und Machte sucht und findet, /S. 30 

unmöglich, sich den reglementierenden, dienstpolizeilichen Verfügungen des Oberkirchenrats gegen 

das persönliche und politische Leben eines Geistlichen, der sich nichts zuschulden kommen ließ, zu 

beugen. 

[311] Ich bin immer bereit, den Anordnungen des Oberkirchenrats zu gehorchen, solange sie gerecht 

und aus dem Geiste des Evangeliums Jesu Christi begründet sind. – Einer nach meiner tiefsten Über-

zeugung zu Unrecht erhobenen und im Widerspruch zu dem Willen des auch die Gegenwart und 

Zukunft bestimmenden Herren, in dessen Dienst ich mich weiß, stehenden Forderung werde ich nie 

gehorchen.« 

Im zweiten Schreiben vom 3. Februar 1931 (Akten A S. 125 ff.) führt Pfarrer Eckert aus: 

»Ich klage den Präsidenten der badischen Landeskirche und, wenn der Oberkirchenrat die von dem 

Herrn Präsidenten gegen mich unternommenen Maßnahmen mitbeschlossen und darum mitzuverant-

worten hat, den Oberkirchenrat der Landeskirche der offensichtlichen Parteilichkeit und des willkür-

lichen Mißbrauchs seiner Dienstgewalt an. 

Der Herr Präsident hat auf das Drohen der Nationalsozialisten, die eine von mir in Neustadt a. H. 

abgehaltene Versammlung der SPD nach einem vorher besprochenen Plane terrorisierten und spreng-

ten, mir die Beteiligung an einer aus diesem Grunde wiederholten Versammlung untersagt, weil es 

sich mit dem Ernst und der Würde des Pfarramts nicht vereinigen lasse, wenn der Träger dieses Amtes 

die Ursache zu solchen wüsten, die öffentliche Ordnung in erheblichem Maße störenden Schlägereien 

sei. Der Herr Präsident hat mich mit dieser Behauptung, daß ich die Ursache zu den von den natio-

nalsozialistischen Stoßtrupps systematisch vorbereiteten Schlägereien gewesen sei, nicht nur auf das 

empfindlichste beleidigt; er hat sich vielmehr durch diese seine Begründung des Verbots auch völlig 

einseitig und parteiisch auf die Seite meiner politischen Gegner gestellt, deren durch und durch ver-

logene und hetzerische Berichterstattung über die Vorgänge in Neustadt er zum Ausgangspunkt sei-

ner Maßnahmen gegen mich gemacht hat. 

Der Herr Präsident hat es nicht für notwendig erachtet, auf den von mir gegen die ungerechtfertigte 

Einengung und Aufhebung meiner staatsbürgerlichen Rechte sofort erhobenen Protest einzugehen. Er 

hat vielmehr ohne eine neue Begründung auf meinen Einspruch gegen das erste Verbot ein zweites 

Verbot erlassen, um mir dadurch auch die Beteiligung an der in Frage stehenden zweiten Versammlung 

in Neustadt unmöglich zu machen. Der Herr Präsident hätte die Pflicht gehabt, mir die Möglichkeit 

zu geben, der erbärmlichen Hetze der Nationalsozialisten, die mich auf das Gemeinste in ihrer Presse 

beschimpften, in dieser Versammlung entgegenzutreten. Er hat sich aber durch das apodiktische Ver-

bot schützend vor den nationalsozialistischen Terror gestellt. Die Ehre eines Geistlichen, der politisch 

zu seinen Gegnern gehört, gilt dem Herrn Präsidenten nichts. 

Die Parteilichkeit des Herrn Präsidenten erhellt auch deutlich daraus, daß er, der mich bei dem ge-

ringsten Anlaß, selbst auf anonyme Anklagen meiner politischen und kirchenpolitischen Gegner hin, 

vorladen oder protokollarisch vernehmen läßt, mich nicht einmal anhörte über die Vorgänge in Neu-

stadt. Die selbstverständliche Pflicht einer amtlichen Stelle, auch den anderen Teil zu hören, hat der 

Präsident geflissentlich unterlassen. 

Der Herr Präsident hat, obwohl er weiß, daß für meine Freunde und mich der Kampf gegen die Nati-

onalsozialisten ein Kampf ist, zu dem wir uns aus unserem christlichen Glauben gezwungen sehen 

um der Zukunft unseres Volkes und unserer Kirche willen, von mir verlangt, daß ich von diesem 

Kampfe Abstand nehmen solle. Als ich das ablehnte, hat er durchdienstlichen Befehl gefordert, daß 

ich ihm die Liste der politischen Versammlungen, in denen ich für meine Partei sprechen wolle, vor-

legen müsse. 

[312] Ich habe diese Zumutung des Herrn Präsidenten abgelehnt, weil sie einen völlig unberechtigten, 

parteiischen Eingriff in mein persönliches und staatsbürgerliches Leben bedeutet. Es ist nirgends 
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sonst in Baden und in Deutschland geschehen, daß einem Pfarrer oder Oberkirchenräten Verzeichnis 

der Versammlungen, in denen er als Politiker zu sprechen beabsichtigte, abgefordert wurde. Die For-

derung des Herrn Präsidenten stellt eine bewußte Provokation /S. 31 dar mit dem Zwecke, bei mir ein 

scheinbares Dienstvergehen zu konstruieren. Es müßte nämlich dem Herrn Präsidenten von vornhe-

rein klar gewesen sein, daß ein evangelischer Christ sich einer solchen Bevormundung seines persön-

lichen Lebens um seiner innersten Freiheit willen nicht fügen darf. Das Verbot des Herrn Präsidenten 

fällt zeitlich zusammen mit einem Sonderbefehl des Stahlhelms gegen mich, in dem der badische 

Gauführer des Stahlhelms folgendesbestimmt: ›Ich ordne an, daß das Auftreten des Pfarrers Eckert 

verhindert wird. Geeignete Maßnahmen hierzu gehen den StOGr [Stahlhelmortsgruppen, d. Hrsg.] 

sofort schriftlich oder mündlich zu.‹ 

Der Herr Präsident hat meine politische Versammlung in Pforzheim durch zwei Beamte des Oberkir-

chenrats dienstpolizeilich überwachen lassen. Es ist mir kein Fall bekannt, in dem der Herr Präsident 

auch andre politische Versammlungen, in denen ein Pfarrer sprach, überwachen ließ. 

Der Herr Präsident hat auf meine Weigerung, die geforderte Versammlungsliste vorzulegen, mir mit 

sofortiger Wirkung ›bis auf weiteres jedes Auftreten als Redner in politischen Versammlungen‹ un-

tersagt. Diese ungeheuerliche Vergewaltigung steht nach meiner Auffassung im schärfsten Wider-

spruch zu jeder evangelischen Frömmigkeitshaltung. Ich werde diesem Verbot darum nicht gehorchen. 

Der Herr Präsident hat es, obwohl ich darum gebeten hatte, abgelehnt, mich zu einer persönlichen 

Unterredung über die ganze Angelegenheit zu empfangen. Es könne eine solche Unterredung erst 

stattfinden, wenn ich gewillt sei, seinem von mir nicht anerkennbaren dienstlichen Befehle nachzu-

kommen. 

Die Parteilichkeit des Herrn Präsidenten wird ferner dadurch illustriert, daß in der gleichen Zeit seine 

Parteifreunde ungehindert in Veranstaltungen militärisch-vaterländischer Verbände, in Versammlun-

gen des evangelischen Volksdienstes, der nationalsozialistischen Partei reden können, ohne daß ihnen 

das geringste in den Weg gelegt wird. 

Herr Landeskirchenrat Bender hat am 17. Januar in Mannheim in einer Versammlung der militäri-

schen Verbände gesprochen, deren Mitglieder sich restlos zu den entschiedensten politischen Geg-

nern meiner Partei bekennen. 

Herr Pfarrer Teutsch vom christlichen Volksdienst, der im badischen Landtag vaterländische, natio-

nalistische Reden hält und in Versammlungen und Besprechungen ›die Marxisten zu erledigen‹ als 

seine Hauptaufgabe bezeichnet, wird nicht im Geringsten in dieser politischen Tätigkeit behindert. 

Herr Pfarrer Streng-Waldwimmersbach redete bei der ›deutschen Weihnachtsfeier‹ der Nationalsozi-

alisten in Heidelberg, in der gegen meine politischen Freunde, gegen das marxistische, sozialistisch 

organisierte Proletariat in der niederträchtigsten Weise gehetzt worden ist. 

Herr Pfarrer Walter Teutsch von Obereggenen ist nach unbestrittenen Zeitungsnachrichten wegen 

systematischer Sprengung einer sozialdemokratischen Wählerversammlung von dem [313] Amtsge-

richt in Müllheim zu einer Geldstrafe verurteilt worden, ohne daß das geringste gegen ihn unternom-

men wurde. 

Pfarrer und Vikare besuchen ostentativ die Versammlungen der Nationalsozialisten und setzen sich 

für diese Partei ein, ohne daß ihnen die Beteiligung an solchen Versammlungen und die Propaganda 

für diese Partei verboten wird. 

Der Herr Präsident, der sich entschieden gegen meine politische Tätigkeit wendet, weil dadurch ›Er-

regung in das Kirchenvolk‹ getragen werde, ist gegenüber der maßlosen, unwahrhaftigen Hetze seiner 

kirchenpolitischen Parteifreunde gegen mich vollkommen empfindungslos. Er schätzt die durch sein 

und seiner Parteifreunde Verhalten ausgelöste Erregung der kirchlichen Massen, die sozialistisch ge-

sinnt sind, sehr gering, weil sie nicht zu dem durch die positiven Geistlichen in seiner Partei zusam-

mengefaßten ›kirchentreuen Volk‹ im Sinne der Orthodoxie gehören. 
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Das von mir im Sonntagsblatt Nr. 48 Jahrgang 30 abgedruckte Bild eines Hakenkreuzpfarrers, der 

das Evangelium mißbraucht zu nationalsozialistischer Propaganda, hat dem Herrn Präsidenten Anlaß 

gegeben, mich darüber verhören zu lassen, ob ich mit dem Bilde meine Amtsbrüder beleidigen wollte. 

Obwohl er weiß, daß mir das völlig fern /S. 32 gelegen hat, daß das Bild nur eine bestimmte Art von 

verzerrtem Christentum, eine Gefahr für die Kirche und ihre Aufgabe kennzeichnen sollte, wurde der 

ganze Apparat der kirchlichen Disziplinargewalt aufgeboten, um mich eines Vergehens zeihen und 

bestrafen zu können. 

Der Herr Präsident schweigt aber dazu, wenn seine Parteifreunde in dem Mitteilungsblatt der kir-

chenpolitischen Partei des Herrn Präsidenten, den Positiven Blättern, durch den Abdruck gemeiner, 

verleumderischer, im Kaschemmenton gehaltener Artikel der Nationalsozialisten, wenn sie durch 

verlogene Zeitungsberichte und heuchlerische, unehrliche ›Kundgebungen‹ der positiven Bezirksor-

ganisationen mich in der Öffentlichkeit bewußt beleidigen, schmähen und verächtlich machen. Diese 

Herabwürdigung eines amtierenden Geistlichen ist kein Anlaß für den Herrn Präsidenten, gegen seine 

Parteifreunde vorzugehen; im Gegenteil, er nimmt Gelegenheit, sich gewissermaßen zu entschuldi-

gen, daß er nicht schärfer gegen mich vorgehen könne. 

Gegen den verantwortlichen Schriftleiter der Positiven Blätter habe ich wegen bewußter Verleum-

dung und Verbreitung lügnerischer Behauptungen, die geeignet sind, meine Amtstätigkeit zu unter-

graben, Strafantrag gestellt. 

Da durch alle diese Vorkommnisse für mich eindeutig erwiesen ist, daß der Präsident und der Ober-

kirchenrat, insonderheit der eigentliche Urheber dieses unverantwortlichen Vorgehens gegen mich, 

Herr Oberkirchenrat Dr. Friedrich, voreingenommen und befangen sind, werde ich mich keinem Ver-

hör und keiner Vernehmung durch diesen Oberkirchenrat mehr unterziehen. 

Ich beantrage die schleunige Einleitung eines dienstgerichtlichen Verfahrens gegen mich, das fest-

stellen soll, ob meine Anklagen gegen den Herrn Präsidenten und den Oberkirchenrat zu Recht be-

stehen, ob der Herr Präsident unter Zustimmung und im Aufträge des Oberkirchenrats sich einer will-

kürlichen Überschreitung seiner Dienstgewalt, einer Beraubung meiner persönlichen und staatsbür-

gerlichen Freiheit, der Parteilichkeit und Einseitigkeit schuldig gemacht hat und ob darum meine 

Weigerung, mich dieser ungerechten Handhabung der Disziplinargewalt zu beugen, gerechtfertigt ist 

oder nicht.« 

[314] Auf das erste Schreiben des Pfarrers Eckert vom 3. Februar 1931 (Akten A S. 117) eröffnete 

der Oberkirchenrat mit Verfügung vom 4. Februar 1931 Nr. 2293 gemäß § 13 des Dienstgesetzes das 

Dienststrafverfahren gegen Pfarrer Eckert von Amts wegen im Hinblick darauf, daß Pfarrer Eckert in 

diesem Schreiben erklärt hatte, daß er der im Erlaß des Oberkirchenrats vom 30. Januar 1931 Nr. 

1891 gegebenen Anordnung nicht nachkommen werde. Er fügte unter Bezugnahme auf das zweite 

Schreiben des Pfarrers Eckert vom 3. Februar 1931 (Akten A S. 125) bei: 

»Durch diese von Amts wegen erfolgte Einleitung des Verfahrens ist Ihr gleichgerichteter Antrag 

vom 3. Februar 1931 erledigt. 

Ich mache Sie nochmals mit aller Eindringlichkeit darauf aufmerksam, daß durch die Einleitung des 

Dienststrafverfahrens mein Verbot vom 30. Januar 1931 Nr. 1891, als Redner in politischen Versamm-

lungen aufzutreten, in keiner Weise berührt wird. Das Verbot behält nach wie vor seine Gültigkeit.« 

Ein zweites Schreiben vom 3. Februar 1931 mit der Einleitung: »Ich klage den Präsidenten ... an« 

(Akten A S. 125 ff.) ließ Pfarrer Eckert der Mannheimer »Volksstimme« zum Abdruck zugehen. 

Der Abdruck erfolgte in der Ausgabe der »Volksstimme« vom 4. Februar 1931 unter der Überschrift 

»Eckert Schreiben an den Evang. Oberkirchenrat«. An den Oberkirchenrat aber richtete Pfarrer 

Eckert am 5. Februar 1931 noch folgendes weitere Schreiben (Akten A S. 145): 

»Da der Oberkirchenrat bei der Abfassung des Erlasses Nr. 2292 bereits im Besitze meines gleich-

zeitig auch an die Kirchenregierung gerichteten Schreibens wegen der Einleitung des dienstgericht-

lichen Verfahrens gegen mich gewesen ist, ist für mich der Inhalt dieses Erlasses gegenstandslos. 
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Ich werde deswegen den Anordnungen des Erlasses nicht Folge leisten und erkläre noch einmal, daß 

ich die schleunigste Einleitung eines dienstgerichtlichen Verfahrens gegen mich beantrage, in dem 

auch der Oberkirchenrat als Partei von einer neutralen, /S. 33 nämlich der von dem Dienstgericht 

hierzu bestimmten Stelle verhört wird.« 

Daraufhin und nachdem Pfarrer Eckert am 4. Februar 1931 in einer sozialdemokratischen Versamm-

lung in Kaiserslautern über »die große Lüge des Nationalsozialismus« gesprochen hatte, telegra-

phierte der Oberkirchenrat am 6. Februar 1931 an Pfarrer Eckert: 

»Nach § 23 des Dienstgesetzes ordne ich mit sofortiger Wirkung Ihre vorläufige Enthebung vom 

Amte an.« 

Diesem Telegramm folgte am gleichen Tage unter Nr. 2461 folgende schriftliche Verfügung Akten 

AS. 151): 

»Ich ließ Ihnen heute (6. Februar 1931) zwischen 12 und 1 Uhr nachmittags telegraphisch folgende 

Anordnung zugehen: 

›Nach § 23 des Dienstgesetzes ordne ich mit sofortiger Wirkung Ihre vorläufige Enthebung vom 

Amte an.‹ 

Zu dieser Maßnahme bin ich aus folgenden Gründen gezwungen: 

In Ihrem Bericht vom 3. d. M. haben Sie erklärt, daß Sie meine Anordnung, in politischen Versamm-

lungen als Redner nicht aufzutreten, nicht befolgen werden. Infolgedessen war ichgenötigt, von Amts 

wegen das Dienststrafverfahren mit Beschluß vom 4. Februar 1931 Nr. 2293 gegen Sie zu eröffnen. 

Durch Ihr Auftreten in einer Versammlung in Kaiserslautern haben Sie Ihre in Aussicht gestellte 

Gehorsamsverweigerung auch verwirklicht. Außerdem fanden Sie es [315] für notwendig, Ihren an 

den Evang. Oberkirchenrat gerichteten weiteren Bericht vom 3. Februar 1931, in welchem Sie völlig 

unsachliche und für die Kirchenbehörde in hohem Maße beleidigende Ausführungen machen, der 

Presse zur Veröffentlichung zu übergeben (vgl. ›Volksstimme‹ vom 4. Februar 1931 Nr. 34 und ›Der 

Religiöse Sozialist‹ vom 8. Februar 1931 Nr. 8). Da gegen Sie der dringende Verdacht eines Dienst-

vergehens vorliegt, das nach seiner Beschaffenheit mit einer der in § 8 Ziff. II 2-4 des Dienstgesetzes 

bezeichneten Strafen zu ahnden ist, und bei Berücksichtigung Ihrer ganzen Persönlichkeit und der 

angeführten letzten Vorkommnisse mit Sicherheit angenommen werden muß, daß Sie auch weiterhin 

ein Verhalten an den Tag legen werden, das geeignet ist, das Wohl der Kirche zu schädigen, so mußte 

ich Sie nach § 23 des Dienstgesetzes vorläufig Ihres Amtes entheben. Ich erwarte, daß Sie ohne 

Schwierigkeiten den Dienst an den von mir mit der Verwaltung der Pfarrei betrauten Vikar Karle in 

Mannheim abgeben, und untersage Ihnen das Betreten der dienstlichen Räume und der Kirche zu 

jeglicher Vornahme von Amtshandlungen. Sollten Sie dieser Anordnung nicht nachkommen, so 

werde ich auch davon nicht abstehen, gegen Sie strafgerichtlich vorzugehen.« 

Unterm 10. Februar 1931 ließ Pfarrer Eckert durch seinen Bevollmächtigten, Rechtsanwalt. Dietz, 

beim Kirchl. Verwaltungsgericht gegen 

den Evang. Oberkirchenrat 

den Kirchenpräsidenten (später mit Zustimmung des Beklagten geändert in: den Evang. Oberkirchen-

rat, vertreten durch den Kirchenpräsidenten«) 

Klage erheben wegen 

des dem Kläger seitens der Beklagten mit Verfügung vom 28. Januar 1931 Nr. 1555 zugegangenen 

Gebots, eine Liste der von ihm beabsichtigten politischen Versammlungen vorzulegen, 

wegen des ihm mit Verfügung vom 30. Januar 1931 Nr. 1891 zugegangenen Verbots, in politischen 

Versammlungen irgendwelcher Art bis auf weiteres öffentlich aufzutreten, 

wegen der mit Verfügung vom 6. Februar 1931 Nr. 2461 gegen ihn ausgesprochenen vorläufigen 

Amtsenthebung 
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und stellte den Antrag, »die angefochtenen Verfügungen und Entscheidungen als ungesetzlich auf-

zuheben, da sie das dem Kläger nach der Reichs-, Landes- und Kirchenverfassung zustehende Recht 

der freien politischen Meinungsäußerung und -betätigung und das ihm durch seine Anstellung garan-

tierte Recht der ungestörten Amtsausübung verletzen und die obwaltenden tatsächlichen Verhältnisse 

die Berechtigung der Behörde zu den angefochtenen Verfügungen ausschließen«. Er rügte insbeson-

dere die Verletzung /S. 34 der Art. 118 und 136 der Reichsverfassung, des § 17 Abs. 1 der Bad. 

Verfassung und des § 50 der Kirchen Verfassung, sowie der §§ 1 und 7 ff., 23 des Dienstgesetzes. 

Der Beklagte beantragte, die Klage Ziff. 1 und 2 als unbegründet und Ziff. 3 als unzulässig abzuwei-

sen. 

Auf die dem Gericht vorgelegten Schriftsätze der Parteien wird Bezug genommen. Ihr wesentlicher 

Inhalt wurde in der mündlichen Verhandlung vom 16. März 1931 vorgetragen. Dem Gericht lagen 

folgende Akten des Oberkirchenrats vor: 

die Akten Pfarrer Eckert, das Dienststrafverfahren gemäß Erlaß vom 4. Februar 1931 Nr. 2293 (in 

den vorstehenden Ausführungen mit »A« bezeichnet. [316] 

die Akten Pfarrer Eckert-Beschwerden (in den vorstehenden Ausführungen mit »B« bezeichnet), 

die Personalakten des Pfarrers Erwin Eckert (in den folgenden Ausführungen mit »C« bezeichnet), 

die Akten Dienststrafverfahren gegen Pfarrer Eckert, Urteil des Kirchl. Dienstgerichts vom 21. Juni 

1929 (in den folgenden Ausführungen mit »D« bezeichnet), 

die Akten des Oberkirchenrats, die Errichtung eines kirchlichen Verwaltungsgerichts betr. 

Aus diesen Akten trifft das Gericht hinsichtlich des früheren Verhaltens des Pfarrers Eckert, das zu 

Beanstandungen durch den Oberkirchenrat geführt hat, weiterhin folgende Feststellungen: 

Durch Verfügung des Oberkirchenrats vom 23 Juni 1925 Nr. 8073 wurde gegen ihn auf eine Geld-

strafe von 50 Reichsmark erkannt, weil er anläßlich der Hindenburg-Wahl in einer offenen Schrift 

der Öffentlichkeit gegenüber den Anschein erweckt habe, als ob der Oberkirchenrat und sein Präsi-

dent eine Maßnahme des evang. Kirchengemeinderats Mannheim amtlich mißbilligt habe, während 

er sie in Wirklichkeit nur begrüßte, und weil Eckert die Meinung hervorgerufen habe, als ob er im 

Besitz von Beweisstücken für eine üble Doppelzüngigkeit und Unwahrhaftigkeit des Oberkirchenrats 

wäre (Akten B S. 27). 

Durch Verfügung vom 9. Oktober 1926 wurde ihm das »stärkste Mißfallen« ausgesprochen, weil er 

die Grenzen seiner Befugnisse nicht kenne und nicht kennen wolle und weil die Zuschrift vom 7. 

August 1926 klipp und klar besage, daß er sich hinsichtlich seiner politischen Tätigkeit über die Be-

hörde zu stellen gewillt sei (Akten B S. 237). 

Durch Urteil des kirchl. Dienstgerichts vom 21. Juni 1929 (Akten D S. 411) wurde Pfarrer Eckert 

wegen Verletzung seiner Amtspflicht zur Ordnungsstrafe der Verwarnung verurteilt, weil er in Nr. 

41 des »Sonntagsblattes des arbeitenden Volkes« vom 7. Oktober 1928 unter der Überschrift »Was 

wollen die religiösen Sozialisten?« einen Artikel veröffentlichte, der in seinem Abschnitt »Gegen die 

Kirche« Vorwürfe erhob, die durch ihre Verallgemeinerung und Maßlosigkeit außerhalb der Grenzen 

einer sachlichen Kritik stünden und sich als eine bewußte Verächtlichmachung der Kirche und ihrer 

Diener kennzeichnen würden, zu der der Eifer des Agitators seiner kirchenpolitischen Richtung in 

dem Bestreben, die behauptete Reformbedürftigkeit der Kirche und damit die Notwendigkeit der Ge-

winnung eines maßgebenden Einflusses auf sie möglichst eindringlich darzutun, den Pfarrer der ei-

genen Kirche gegenüber verführt habe. Damit habe sich Pfarrer Eckert einer Verletzung seiner Amts-

pflicht schuldig gemacht. Draußen im Lande habe die Maßlosigkeit seiner Kritik an der Kirche unter 

dem Kirchenvolk Ärgernis hervorgerufen. Diese Maßlosigkeit sei aber unvereinbar mit der Vorstel-

lung, die das Kirchenvolk von einem Pfarrer und der Würde seines Amtes habe. Es sei dem Ange-

klagten ohne weiteres zu glauben, daß er sich dieser Folge seiner Handlungsweise nicht bewußt ge-

wesen sei. Bei einer einigermaßen sorgfältigen Überlegung, wie man sie von einem Pfarrer bei Ab-

fassung einer Schrift gegen die Kirche erwarten müsse, hätte sie ihm aber klar werden müssen. Mit 
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dem Zwang des Gewissens könnten selbstverständlich diese Entgleisungen nichtgerechtfertigt wer-

den, zumal ja der Angeklagte in seiner Verteidigung zu dem vom Dienstgericht festgestellten Sinn 

seiner Vorwürfe nicht mehr stehe. Es sei bedeutungslos, daß er die Handlung nicht in Ausübung 

seines Pfarramts, /S. 35 sondern im kirchenpolitischen Kampf [317] als kirchenpolitischer Führer 

begangen habe. Das Dienstgesetz stelle ausdrücklich den Pfarrer auch außerhalb des Amtes unter die 

Pflicht der Wahrung seiner Pfarrerwürde, und es sei festzustellen, daß gerade bei Geistlichen die 

Verpflichtung zur Rücksichtnahme auf ihr Amt auch im außerdienstlichen Verhalten eine besonders 

weitgehende sei. Bei der Wahl der Strafe habe man berücksichtigt, daß sein Eifer in den Bestrebungen 

nach Reform der Kirche seiner inneren Überzeugung entspreche, und habe es deshalb bei der nie-

dersten zulässigen Strafe, der Ordnungsstrafe der Verwarnung, belassen. 

Auch durch Verfügung vom 10. Juli 1930 (Akten B S. 281 ff.) wurde ihm das »ernste Mißfallen« des 

Oberkirchenrats darüber ausgesprochen, daß er durch die Herausgabe eines für die sächsischen Land-

tagswahlen bestimmten, zugunsten der Sozialdemokratie werbenden, mit »Christliche Männer und 

Frauen« überschriebenen Flugblattes seine Amtspflichten erneut verletzt habe. In dem Flugblatt stün-

den die Sätze: »Ein lebendiger, gläubiger Christ muß sozialistisch wählen« und »Kein Christ, der 

zum arbeitenden Volk gehört, darf eine bürgerliche Partei wählen«. Aus diesen Sätzen werde jeder 

Leser folgern müssen, daß derjenige, der nicht der sozialdemokratischen Partei seine Stimme gebe 

oder gar eine bürgerliche Partei wähle, nicht mehr sich für einen lebendigen, gläubigen Christen hal-

ten dürfe. Wenn ein beliebiger Mensch einen solchen Satz aufstelle, so möge das »mit ihm anheim-

geben« und auf Dritte kaum Eindruck machen. Etwas ganz andres sei es aber, wenn ein ordnungsmä-

ßig berufener Diener einer evangelischen Landeskirche dies tue. Von ihm nehme das evangelische 

Volk an, daß er das Wort Gottes richtend und tröstend immer wieder in die Welt stelle. Obwohl er 

nun wisse und es auch schon ausgesprochen habe, daß man auch außerhalb der sozialdemokratischen 

Partei und, ohne diese Partei zu unterstützen, ein Christ sein könne, sage er doch in dem Flugblatt das 

Gegenteil und wage es sogar, diese Aussage mit der Vollmacht seines Amtes zu bekräftigen, wie 

unzweideutig daraus hervorgehe, daß er sich am Kopfe des Blattes als »evangelischer Geistlicher im 

Amt« ausdrücklich bezeichnet. Sein Amt, das er nicht von sich, sondern von der Kirche habe, sei ihm 

wieder einmal gut genug, Schlepperdienste für eine politische Partei zu tun, von der auch ihm nicht 

verborgen sei, daß eine große Zahl der parlamentarischen Vertreter dieser Partei der Kirche feindlich 

oder doch gleichgültig gegenüberstehe. 

In Nr. 7 des »Sonntagsblattes des arbeitenden Volkes« vom 16. Februar 1930 unterzog Pfarrer Eckert 

den Aufruf des Oberkirchenrats und die Bitte für die im Osten verfolgten Christen einer absprechen-

den Beurteilung. In der Verfügung vom 25. Februar 1930 Nr. 3335 führt der Oberkirchenrat hier 

wegen am Schlusse aus: Wenn Christen im Osten schwere Leiden erdulden müssen und die letzten 

Ursachen dieser Leiden gottesfeindliche Motive seien, so sollte man annehmen, daß Eckert als Pfarrer 

einer evangelischen Kirche im Gebet für diese leidenden Brüder und Schwestern mit der Gemeinde 

sich zusammenfinden könne. Aber da er ja immer zuerst prüfe, ob die Einstellung seiner Kirche auch 

mit seinen politischen und wirtschaftlichen Ansichten übereinstimme, und, wenn er glaube, daß dies 

nicht der Fall sei, den Parteiagitator immer vor und über den Pfarrer stelle, wie dies auch in dem 

Urteil des Dienstgerichts vom 21. Juni 1929 gegen ihn zum Ausdruck komme, so brauche es nicht 

Wunder zu nehmen, daß er indem Aufruf des Oberkirchenrats nichts andres als eine religiöse und 

moralische Verbrämung eines kapitalistischen Kampfes gegen die Sowjetunion sehen könne. Weil es 

ihm nicht in die [318] Linie passe, vermöge er nicht zu erkennen, welche ganz anders gearteten Be-

weggründe für die Kirche entscheidend seien. Die Verfügung schließt mit folgenden Worten: 

»In tiefer Besorgnis muß ich feststellen, daß Sie auch hier wieder, obwohl Sie als Diener der Kirche 

Ihren geistigen Standort allein nur im innerkirchlichen Gebiet zu nehmen haben, an kirchlichen Vor-

gängen Kritik üben von einer Richtung her, die mit den unwandelbaren und von menschlicher Willkür 

unbeeinflußbaren Aufgaben der Kirche in keinerlei Beziehungen steht.« (Akten C S. 365). 

Der Vertreter des Klägers hat sämtliche Akten eingesehen. An ihrem Inhalt wurden, soweit daraus 

/S. 36 der Tatbestand festzustellen war, klägerischerseits folgende Aufstellungen gemacht: 
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Der Oberkirchenrat habe sich über das Verhalten des Klägers aus einseitigen und in wesentlichen 

Teilen nichtzutreffenden Darstellungen politischer Gegner des Klägers und der dem Kläger feindli-

chen Presse unterrichtet. Davon, daß der Evang. Kirchl. Pressedienst über seine Pforzheimer Ver-

sammlung objektiv berichtet habe, erhalte der Kläger erst jetzt Kenntnis. 

Der Bericht der Polizeibehörde in Neustadt a. H. über die Vorgänge am 17. Dezember 1930 sei nicht 

völlig richtig. Der Kläger habe nicht aus dem »Völkischen Beobachter«, sondern aus Goebbels’ »An-

griff« zitiert. Die Versammlung sei von Anfang an unruhig gewesen. Die Tumulte seien nicht spontan 

im Anschluß an die Ausführungen des Klägers über das Verhalten Hitlers am 9. November 1923 vor 

der Feldherrnhalle in München entstanden, sondern von den Nationalsozialisten von Anfang an ge-

plant gewesen. Dies sei dem Kläger von einem Parteifreund mitgeteilt worden, dem es ein National-

sozialist in der Meinung, einen Gesinnungsgenossen vor sich zu haben, schon vor Beginn der Ver-

sammlung gesagt habe. 

Der bayerische Staatsminister des Innern habe vor kurzem in öffentlicher Landtagsverhandlung das 

polizeiliche Verbot der Eckert-Versammlung in Neustadt a. H. als völlig abwegig und unhaltbar be-

zeichnet. 

Entscheidungsgründe 

Es ist nicht Aufgabe des Gerichts, Werturteile über Persönlichkeiten oder Behörden zu fällen; es ist 

auch nicht seine Aufgabe, darüber zu entscheiden, ob die vom Kläger ins Leben gerufene und getra-

gene Bewegung von der Kirche gefördert werden soll. Das Gericht hat nach den für seine Organisa-

tion und Zuständigkeit gegebenen kirchenverfassungsrechtlichen Bestimmungen nur über Rechtsfra-

gen zu entscheiden. Es entledigt sich dieser Aufgabe, indem es versucht, streng unparteiisch eine rein 

sachliche Stellung einzunehmen, niemand zulieb und niemand zuleid. Und es betont dabei besonders, 

daß alle seine Mitglieder die Wiederzuführung derjenigen Kreise, die sich von der Kirche abgewandt 

haben, zur Kirche im Interesse der Kirche aufs wärmste begrüßen würden. 

I. Alleinige Grundlage für die Tätigkeit des Gerichts ist das Gesetz über die Errichtung des kirchl. 

Verwaltungsgerichts vom 25. Mai 1928 (Kirchl. G. u. VBl. S. 42, Verwaltungsgerichtsgesetz). Dieses 

Gesetz hat in die Kirchenverfassung einen neuen § 137 a eingefügt, der besagt: 

»Die Entscheidungen der kirchlichen Behörden und alle Wahlen mit Ausnahme der Wahl zur Lan-

dessynode können von den Beteiligten und dem Oberkirchenrat durch Klage vor dem kirchlichen 

Verwaltungsgericht angefochten werden, wenn die Klage auf Verletzung einer [319] Rechtsvorschrift 

oder darauf gestützt wird, daß die obwaltenden tatsächlichen Verhältnisse die Berechtigung der Be-

hörde zu der angefochtenen Verfügung ausschließen. 

Soweit die staatlichen ordentlichen Gerichte oder Verwaltungsgerichte angerufen werden können, ist 

das kirchliche Verwaltungsgericht nicht zuständig. 

Die Zusammensetzung des kirchlichen Verwaltungsgerichts und das Verfahren vor ihm wird durch 

ein kirchliches Gesetz bestimmt.« 

Die Zuständigkeit des kirchlichen Verwaltungsgerichts ist also zunächst in den Fällen ausgeschlos-

sen, in denen die staatlichen ordentlichen Gerichte oder Verwaltungsgerichte angerufen werden kön-

nen. Ein solcher Fall ist bezüglich keines der drei Klagepunkte gegeben. Abgesehen von diesem Fall 

aber unterwirft die erwähnte Vorschrift der Nachprüfung des kirchlichen Verwaltungsgerichts »alle 

Entscheidungen kirchlicher Behörden ..., sofern die Klage auf Verletzung einer Rechtsvorschrift oder 

darauf gestützt wird, daß die obwaltenden tatsächlichen Verhältnisse die Berechtigung der Behörden 

zu der angefochtenen Verfügung ausschließen.« Diesen Voraussetzungen ist als weitere Einschrän-

kung beizufügen: und sofern nicht aus der Auslegung eines Gesetzes sich ergibt, daß eine Entschei-

dung der Nachprüfung durch das kirchliche Verwaltungsgericht entzogen sein soll. Dies ist von be-

sonderer Bedeutung für die Abgrenzung /S. 37 der Zuständigkeit des kirchlichen Verwaltungsgerichts 

gegenüber dem kirchlichen Dienstgericht. 
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In dieser Hinsicht hat bei der Beratung der Landessynode über das Gesetz (Verhandlungen der Lan-

dessynode über die ordentliche Tagung vom April-Mai 1928 S. 29) der Abgeordnete Fitzer als Be-

richterstatter folgendes ausgeführt: 

»Hier hat sich der Verfassungsausschuß nach einer entsprechenden Anfrage auf den Standpunkt ge-

stellt, daß es dem Betroffenen überlassen bleibt, ob er das Dienst- oder Verwaltungsgericht oder beide 

Gerichte anrufen will. Das Angehen des Dienstgerichts hat aber, woraufhin zu weisen ist, den Vorzug, 

daß von ihm auch die tatsächliche Seite des Falles nachgeprüft und festgestellt werden kann, ob die 

Tatvorgänge einer richtigen Würdigung unterzogen wurden, ohne daß dabei ein gesetzlicher Verstoß 

unterlaufen zu sein braucht.« 

Diese Auffassung fand in der Landessynode vom Frühjahr 1928 keinen Widerspruch und kann somit 

als allgemeine Meinung der Landessynode angesehen werden. 

Es kann also gesagt werden, daß nicht die Zugehörigkeit einer Entscheidung zu einem dienstgericht-

lichen Verfahren an und für sich geeignet ist, die Zuständigkeit des Dienstgerichts unter Ausschluß 

derjenigen des Verwaltungsgerichts zu begründen. Es ist vielmehr möglich, sofern nicht besondere 

Gründe dagegensprechen, rechtliche Vorfragen einer dienstgerichtlichen Entscheidung im Wege der 

Klage zur Entscheidung des kirchlichen Verwaltungsgerichts zu bringen. Dieser Schluß wird bedingt 

durch die allgemeine Fassung des § 137 a KV. 

Alle drei Verfügungen des Oberkirchenrats, die durch die vorliegende Klage angefochten werden, 

stehen nun in einem gewissen Zusammenhang mit dem gegen Pfarrer Eckert durch Verfügung des 

Oberkirchenrats vom 4. Februar 1931 Nr. 2293 eingeleiteten dienstgerichtlichen Verfahren, insofern 

jenes Verfahren sich gerade auf den Ungehorsam des Pfarrers Eckert gegenüber den Verfügungen 

vom 28. Januar 1931 Nr. 1555 und vom 30. Januar 1931 Nr. 1891 stützt und insofern die Verfügung 

vom 6. Februar 1931 Nr. 2461 innerhalb des Dienststrafverfahrens die vorläufige Amtsenthebung 

ausspricht. Bezüglich der beiden ersterwähnten Verfügungen ist [320] aber kein Umstand ersichtlich, 

der die Herbeiführung einer für das Dienstgericht präjudiziellen Entscheidung des Verwaltungsge-

richts ausschlösse. In dieser Hinsicht bejaht daher das kirchliche Verwaltungsgericht seine Zustän-

digkeit. 

Anders verhält es sich mit der Verfügung vom 6. Februar 1931 Nr. 2461. Die in § 23 des Dienstgesetzes 

vorgesehene Verfügung des Oberkirchenrats ist, auch wenn sie keine Disziplinarstrafe darstellt, doch 

eine nur im Laufe eines Dienst- oder kriminellen Strafverfahrens unter bestimmten Voraussetzungen 

mögliche und zum Dienststrafverfahren gehörige vorläufige Verwaltungsanordnung, deren Geltung 

mit dem Spruch des Dienstgerichts ihr natürliches Ende findet. Diese Verfügung will und darf kei-

nerlei Präjudiz für den Spruch des Dienstgerichts darstellen. Das würde sie aber, wenn sie auf Klage 

nach § 137 a KV durch ein Urteil des kirchlichen Verwaltungsgerichts bestätigt oder aufgehoben 

würde. Denn nach Art. 2 § 14 des Gesetzes über die Errichtung des kirchlichen Verwaltungsgerichts 

ist das Urteil des Verwaltungsgerichts unanfechtbar und schafft für den Tatbestand, für den es erlas-

sen ist, allen kirchlichen Behörden gegenüber Rechtskraft. 

Dazu kommt eine zweite Erwägung: Nach Art. 2 § 2 Abs. 3 des erwähnten Gesetzes wird durch die 

Erhebung der Klage vor dem kirchlichen Verwaltungsgericht die Durchführung der angefochtenen 

Entscheidung bis zum Erlaß des Urteils gehemmt. Würde man also die Klage gegen die vorläufige 

Amtsenthebung zulassen, so hätte es jeder vom Oberkirchenrat bei Vorliegen der Voraussetzungen 

des § 23 des Dienstgesetzes mit Rücksicht auf das Wohl der Kirche vom Amte vorläufig enthobene 

Geistliche in der Hand, diese Verfügung willkürlich außer Kraft zu setzen. Damit wäre die Bestim-

mung des § 23 des Dienstgesetzes überhaupt illusorisch geworden. Das kann aber unmöglich die 

Absicht des Gesetzgebers gewesen sein. Es bleibt vielmehr nur der Schluß, daß das Dienststrafverfah-

ren und das verwaltungsgerichtliche Verfahren in dieser Hinsicht streng getrennt bleiben und daß 

gegen eine Verfügung nach § 23 des Dienstgesetzes nur die Be- /S. 38 schwerde an die Kirchenre-

gierung nach § 129 KV, nicht aber verwaltungsgerichtliche Klage gegeben ist. Insoweit sich die Klage 

also gegen die Verfügung vom 6. Februar 1931 Nr. 2461 richtet, ist sie als unzulässig abzuweisen. 
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II. Die Verfügung vom 28. Januar 1931 Nr. 1555 enthält in ihrem ersten Teil eine an den Kläger 

gerichtete, eindringliche, ermahnende Bitte, bis auf weiteres das Auftreten in öffentlichen politischen 

Versammlungen zu unterlassen, damit die in weiten Kreisen des Kirchenvolkes bestehende Beunru-

higung über die Gefahr der Vertiefung eines in die Landeskirche hineingetragenen Gegensatzes, der 

sich ausschließlich auf außerkirchliche weltlich-politische Gründe stütze, sich wieder legen könne. 

Daß durch diesen Teil der Verfügung der Kläger in seinen durch die Reichs-, Landes- oder Kirchen-

verfassung verbrieften Rechten beeinträchtigt worden wäre, ist weder vom Kläger substanziiert be-

hauptet noch irgendwie ersichtlich. 

Anders der zweite Teil dieser Verfügung, in dem für den Fall, daß der Kläger dieser ermahnenden 

Bitte nicht nachkomme, ihm die dienstliche Weisung gegeben wird, innerhalb zweier Tage dem Ober-

kirchenrat durch das Dekanat eine Aufstellung darüber vorzulegen, wo und mit welchem Thema er 

in nächster Zeit in politischen Versammlungen zu sprechen beabsichtige, und in dem ihm außerdem 

aufgegeben wird, dem Oberkirchenrat von Fall zu Fall vor Abhaltung jeder Versammlung rechtzeitig 

mitzuteilen, ob dieselbe auch tatsächlich stattfinde. Diese dienstliche Weisung wird vom Oberkir-

chenrat damit begründet, daß der Kir-[321]chenpräsident der ihm nach § 127 Abs. 2 Ziff. 13 KV 

zufallenden Pflicht, die Amtsführung und den Wandel der Geistlichen zu beaufsichtigen, nur genügen 

könne, wenn er in der Lage sei, die ihm zur Beurteilung des Auftretens des Klägers erforderlichen 

Unterlagen zu verschaffen. Der Kläger erblickt in dieser Verfügung einen Verstoß gegen die Bestim-

mungen der Art. 118 und 136 der Reichsverfassung, des § 17 Abs. 1 der Badischen Verfassung und 

der §§ 50 ff. der Kirchenverfassung, sowie des § 1 des Dienstgesetzes. 

Dem Gericht ist nicht ersichtlich, inwiefern durch die angefochtene Verfügung Art. 136 der Reichs-

verfassung verletzt sein soll. Da der Kläger hierzu eine nähere Erläuterung nicht gegeben hat, kann 

diese Rechtsfrage auf sich beruhen. 

Dagegen bedarf eingehender Prüfung die Frage, ob nicht Art. 118 Abs. 1 der Reichsverfassung der 

angefochtenen Verfügung entgegenstehe. Diese Bestimmung besagt: 

»Jeder Deutsche hat das Recht, innerhalb der Schranken der allgemeinen Gesetze seine Meinung 

durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in sonstiger Weise frei zu äußern. An diesem Recht darf ihn 

kein Arbeits- oder Anstellungsverhältnis hindern, und niemand darf ihn benachteiligen, wenn er von 

diesem Rechte Gebrauch macht.« 

Das Gericht stellt zunächst fest, daß diese Bestimmung auch für die Kirche bindendes Recht schafft. 

Auch die Kirche muß also ihren Pfarrern gestatten, innerhalb der Schranken der allgemeinen Gesetze 

ihre Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in sonstiger Weise frei zu äußern. Das Gericht 

ist jedoch der Auffassung, daß in dem Verlangen nach Vorlage eines Verzeichnisses der vom Kläger 

in Aussicht genommenen Versammlungen eine Beschränkung des Rechts der freien Meinungsäuße-

rung nicht liegt. Durch die Vorlage eines solchen Verzeichnisses allein wäre der Kläger nicht gehin-

dert gewesen, da zu sprechen, wo er wollte, und so zu sprechen, wie er wollte. Eine Verletzung des 

Art. 118 Abs. 1 der Reichsverfassung ist also in der Verfügung nicht zu erblicken. 

Die gleichfalls gerügte Verletzung des § 17 Abs. 1 der Badischen Verfassung scheidet aus, da diese 

Bestimmung anerkanntermaßen durch die inhaltlich gleichlautende Vorschrift des Art. 118 Abs. 1 

der Reichsverfassung außer Kraft gesetzt worden ist (vgl. Glockner, Bad. Verfassungsrecht, 2. Aufl. 

1930, Erläuterung 2 zu § 17 der Bad. Verfassung). 

Das Gericht hat, obschon dies nicht vom Kläger geltend gemacht worden war, von sich aus weiterhin 

geprüft, ob nicht etwa dem Kläger von Seiten des Oberkirchenrats im Hinblick auf die Bestimmungen 

des Art. 130 Abs. 2 der Reichsverfassung Unrecht geschehen sei. 

/S. 39 Die Frage, ob diese Bestimmung ohne weiteres auf die kirchlichen Beamten Anwendung finden 

muß, kann hier auf sich beruhen. Denn selbst wenn man sie anwendet, liegt in dem Verlangen des 

Oberkirchenrats, daß ihm vom Kläger ein Verzeichnis der von ihm in Aussicht genommenen Ver-

sammlungen vorgelegt werde, keine Beschränkung der Freiheit seiner politischen Gesinnung und 

seiner Vereinigungsfreiheit. 
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Die Kirchenverfassung aber und das kirchliche Dienstgesetz sind nicht nur nicht verletzt; sie bilden 

vielmehr eine ausreichende gesetzliche Grundlage für die angefochtene Verfügung. Nach Art. 137 

Abs. 3 der Reichsverfassung ordnet und verwaltet jede Religionsgesellschaft ihre Angelegenheiten 

selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. In Ausübung dieses Rechtes for-

dert die Vereinigte evangelisch-protestantische Landeskirche Badens nach § 50 KV von ihren Geist-

lichen, daß sie mit einem musterhaften christlichen Le-[322]benswandel den Gemeinden, die ihnen 

anvertraut sind, voranleuchten und überall den Ernst und die Würde ihres Amtes behaupten. In § 1 des 

kirchlichen Dienstgesetzes ist weiterhin als Pflicht der Geistlichen aufgestellt, daß sie sich durch ihr 

Verhalten in und außer dem Amte der Achtung und des Vertrauens, die ihr Beruf erfordert, würdig zu 

erweisen haben, und in dem in § 1 Abs. 2 des Dienstgesetzes vorbehaltenen Ordinationsgelübde hat 

auch Pfarrer Eckert am 12. Oktober 1919 »feierlich vor dem Angesicht Gottes und vor der christlichen 

Gemeinde« gelobt, »der Verfassung und den Gesetzen der Vereinigten Evangelisch-protestantischen 

Landeskirche nachzuleben und den Anordnungen der Kirchenbehörde Gehorsam zu leisten«. Nach § 

127 Abs. 2 Ziff. 13 KV liegt dem Oberkirchenrat das Recht und die Pflicht ob, die Oberaufsicht über 

die Amtsführung und den Wandel der Geistlichen auszuüben. Bei Ausübung dieses Rechtes und dieser 

Pflicht wird der Oberkirchenrat nach Art. 124 Abs. 2 KV durch den Kirchenpräsidenten vertreten. 

Pfarrer Eckert bestreitet nun, daß dem Oberkirchenrat ein Aufsichtsrecht über seine Tätigkeit, und 

zwar über seine politische und publizistische Tätigkeit, zustehe, weil diese Tätigkeit in Ausübung 

seines geistlichen Amtes erfolgt und darum jeder Einwirkung seiner vorgesetzten Behörde entzogen 

sei. Es wird dem Pfarrer Eckert zugutegehalten, daß er offenbar sich aus tiefster innerer Überzeugung 

in seinem Gewissen gezwungen sieht, eine öffentliche Propagandatätigkeit in der Richtung zu entfal-

ten, wie es geschehen ist. Es wird ihm auch zugutegehalten, daß er glaubt, damit der Zukunft der 

Kirche zu dienen, so wie er sie wünscht. Pfarrer Eckert befindet sich aber in einem schweren Irrtum, 

wenn er diese Tätigkeit der Beaufsichtigung durch die Kirchenbehörde entzogen glaubt. Das Gericht 

anerkennt zwar mit dem Oberkirchenrat die Unabhängigkeit des Geistlichen von der Kirchenbehörde 

in der Ausübung des eigentlichen geistlichen Amtes, sofern der Geistliche sich dabei nur gebunden 

fühlt an die absolute Geltung des Wortes Gottes, das er zu verkünden hat, wie sein Wissen und Ge-

wissen es ihm ermöglicht. Allein die Betätigung des Pfarrers Eckert, um die es sich bei der angefoch-

tenen Verfügung des Oberkirchenrats handelt, steht nicht im Rahmen seiner geistlichen Amtsführung, 

sondern außerhalb derselben. Wenn ein Pfarrer in die weltliche Politik eingreift, so kann er weder 

diesen Entschluss noch die Art und Weise seiner Verwirklichung durch die Berufung darauf recht-

fertigen, daß er in seinem Amte nur an sein Gewissen gebunden sei. Hier greifen die allgemeinen 

kirchlichen Ordnungen und die Befugnisse der vorgesetzten Kirchenbehörde ein (vgl. Thümmel, 

Evang. Kirchenrecht für Preußen, 1930 S. 297 und 366, und Bunzel, Die rechtliche Stellung des 

Evang. Pfarrers, 1931 S. 68 und 71). 

Es steht also fest, daß der Oberkirchenrat dafür verantwortlich ist, darüber zu wachen, daß die Geist-

lichen sich in ihrem dienstlichen und außerdienstlichen Verhalten nach den Vorschriften des § 50 KV 

und des § 1 des Dienstgesetzes richten und, wenn Gefahr im Verzug ist, daß sie übertreten werden, 

die erforderlichen Mahnungen und Anordnungen an den einzelnen Geistlichen zu erlassen. Welchen 

Inhalt diese Anordnungen haben müssen und dürfen, ist in das Ermessen der Kirchenbehörde gestellt. 

Die Nachprüfung dieser Ermessensausübung steht nach § 137a Abs. 1 KV (Art. 1 des Gesetzes über 

die Errichtung des kirchl. Verwaltungsgerichts vom 25. Mai 1928 – Kirchl. G. u. VBl. S. 42) dem 

kirchl. /S. 40 Verwaltungsgericht nur insoweit zu, als die Klage »darauf gestützt wird, daß die obwal-

tenden tatsächlichen Verhältnisse die Berechtigung der Behörde zu der angefoch-[323]tenen Verfü-

gung ausschließen«. Der Entwurf dieses Gesetzes (Vorlage der Kirchenregierung an die Landessy-

node der Vereinigten Evangelisch-protestantischen Landeskirche Badens im Frühjahr 1928 Anl. IV) 

enthält diese Bestimmung nicht. Nach der Begründung (S. 3) sollte wie bei den staatlichen Verwal-

tungsgerichten die sachliche Zuständigkeit des Gerichts nur auf die Verletzung von Rechtssätzen ge-

stützt werden können. Die Begründung fährt dann fort: 

»Soweit die kirchlichen Stellen im Rahmen der bestehenden Rechtssätze nach freiem Ermessen zu 

entscheiden haben, findet eine Überprüfung dieser Entscheidung durch das Gericht nicht statt. 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 256 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

Ermessensfragen unterstehen nicht der Überprüfung des Verwaltungsgerichts, denn dieses soll nicht 

oberste kirchliche Verwaltungsbehörde werden. Ob eine von einer kirchlichen Behörde getroffene 

Maßnahme im Interesse der Gemeinde oder der Landeskirche geboten oder zweckmäßig ist, hat das 

Verwaltungsgericht nicht zu untersuchen. Wohl aber steht es ihm zu, darüber zu entscheiden, ob von 

der Behörde die Grenzen des Gebiets, in welchen sich das freie Ermessen bewegen darf, überschritten 

sind. Denn die Frage, ob Ermessensmißbrauch oder Ermessensüberschreitung vorliegt, ist eine 

Rechtsfrage, die zur Zuständigkeit des Gerichtsgehört.« 

Nach dem Bericht über die Verhandlungen der Landessynode, ordentliche Tagung vom April-Mai 

1928, S. 26 ff., sollte die Einfügung der Worte: »oder darauf (gestützt wird), daß die obwaltenden tat-

sächlichen Verhältnisse die Berechtigung der Behörde zu der angefochtenen Verfügung ausschließen« 

in den Text des Gesetzes nur den Zweck haben, die Auffassung der Begründung in Anlehnung an die 

Fassung des § 4 Abs. 2 des badischen Verwaltungsrechtspflegegesetzes zu sanktionieren. Auch der 

Berichterstatter für den fraglichen Gesetzentwurf führte auf der Landessynode aus, daß es nicht Auf-

gabe des kirchlichen Verwaltungsgerichts sei, zu untersuchen, ob in der Feststellung tatsächlicher Ver-

hältnisse gefehlt wurde oder das freie Ermessen der kirchlichen Verwaltungsstelle richtig gewaltet habe. 

Hiernach kann es im vorliegenden Falle nur Aufgabe des Gerichts sein, festzustellen, ob sich der Ober-

kirchenrat durch die fragliche Verfügung eines Ermessensmißbrauchs oder einer Ermessensüber-

schreitung in der Weise schuldig gemacht hat, daß gesagt werden müßte, die obwaltenden tatsächli-

chen Verhältnisse schließen die Berechtigung der Behörde zu der angefochtenen Verfügung aus. 

Ein genügender Anhalt für eine solche Annahme ist jedoch nicht ersichtlich. In seinem Schriftsatz 

vom 27. Februar 1931 Nr. 3647 führt der Vertreter des Oberkirchenrats in Ergänzung des in der Ver-

fügung vom 28. Januar 1931 Nr. 1555 zum Ausdruck Gekommenen aus, mit dem Verlangen der 

Vorlage eines Verzeichnisses habe dreierlei erreicht werden sollen: einmal wollte die Behörde in der 

Lage sein, das Auftreten Eckerts und alles, was dem vorausging und nachfolgte, kennen zu lernen, 

um sich ein objektives Bild über die Vorgänge zu bilden; dann sollte auch ein Urteil ermöglicht wer-

den, ob ein zu häufiges Abwesendsein vom Amtssitz nicht der Amtsführung nachteilig wäre; schließ-

lich nahm die Behörde an, daß, wenn Pfarrer Eckert wisse, daß eine verschärfte Aufsicht über ihn 

ausgeübt werde, er eine maßvollere Haltung einnehme, die sein Weiterwirken ermögliche. Alle diese 

Gründe lassen die Verfügung als hinreichend begründet erscheinen; jedenfalls kann nicht gesagt wer-

den, daß etwa die obwaltenden tatsächlichen Umstände die Berechtigung der Behörde zu der ange-

fochtenen Verfügung ausschließen. Dem Gericht will sogar scheinen, daß die Erreichung des dem 

Kläger in der Verfügung vom 28. Januar 1931 Nr. 1555 mitgeteilten Zwecks [324] im wohl verstan-

denen eigenen Interesse des Klägers gelegen hätte. Beklagt sich doch Pfarrer Eckert darüber, daß der 

Oberkirchenrat zu seinem Urteil über das Verhalten des Klägers auf Grund einseitiger und vielfach 

unzutreffender Berichte seiner politischen Gegner und der ihm feindlichen Presse gekommen sei. 

Und die im Auftrag des Oberkirchenrats erfolgte Berichterstattung durch die Evang. kirchl. Presse-

stelle über seine Pforzheimer Versammlung anerkennt er als objektiv. 

/S. 41 Nach Sachlage kann also der erste Teil des Klageantrags als begründet nicht anerkannt werden. 

III. Die Verfügung vom 30. Januar 1931 Nr. 1891, durch die dem Pfarrer Eckert mit sofortiger Wir-

kung bis auf weiteres jedes Auftreten als Redner in politischen Versammlungen untersagt wird, ist 

damit begründet, daß Eckert durch die Weigerung, ein Verzeichnis der von ihm geplanten Versamm-

lungen vorzulegen, den Oberkirchenrat außerstande gesetzt habe, die unter den obwaltenden Umstän-

den notwendige Aufsicht über sein dienstliches und außerdienstliches Verhalten in genügender Weise 

durchzuführen. 

Auch diese Verfügung wird durch die Klage als mit den Vorschriften der Art. 118 und 136 der Reichs-

verfassung, des § 17 Abs. 1 der Bad. Verfassung und der §§ 50 ff. KV sowie des § 1 des kirchlichen 

Dienstgesetzes nicht vereinbar angefochten. 

Was in der Begründung unter Ziff. II über die Anwendbarkeit des Art. 136 der Reichsverfassung 

gesagt ist, gilt auch hier. 
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Bei der Prüfung, ob nicht Art. 118 Abs. 1 der Reichsverfassung durch die angefochtene Verfügung 

verletzt sei, ist, wie schon oben ausgeführt wurde, davon auszugehen, daß diese Bestimmung auch 

für die Kirche bindendes Recht schafft und daß auch die Kirche ihren Pfarrern gestatten muß, inner-

halb der Schranken der allgemeinen Gesetze ihre Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in 

sonstiger Weise frei zu äußern. Über die Bedeutung der Einschränkung dieses Grundrechts der freien 

Meinungsäußerung durch die Worte »innerhalb der Schranken der allgemeinen Gesetze« ist folgen-

des zu sagen: 

Die in der Rechtsprechung herrschende und auch im Schrifttum vielfach vertretene Meinung sieht in 

dieser Bestimmung nur die Forderung, daß die Verwaltung wie in jede andere Betätigungsmöglich-

keit der persönlichen Freiheit so auch in die Freiheit der Meinungsäußerung nicht anders und nicht 

weiter eingreifen dürfe als auf Grund von Gesetzen oder gesetzesgleichen Rechtssätzen. (So insbe-

sondere das preuß. Oberverwaltungsgericht, Entsch. 77 S. 517 ff., auch das Kammergericht und das 

Reichsgericht; Häntzschel, Archiv für öff. Recht, Bd. 10 S. 228 ff.; Kitzinger, Reichsgesetz über die 

Presse, S. 203; Giese, Erläuterung 2 zu Art. 118 der RV; W. Jellinek, Verwaltungsrecht, S. 358, 464, 

466.) Eine strengere Meinung nimmt an, daß die Einschaltung des Wortes »allgemein« vor »Gesetze« 

einen erhöhten Wirkungsgrad des Art. 118 Abs. 1 der Reichsverfassung bezwecke, daß nämlich nur 

Gesetze bestimmten Inhalts in der Lage seien, den Grundsatz der freien Meinungsäußerung einzu-

schränken, »Gesetze, die nicht Sonderrechte gegen die Meinungsfreiheit enthalten« (Häntzschel a. a. 

O., S. 232), »Gesetze, die dem Schutze eines schlechthin, ohne Rücksicht auf eine bestimmte Mei-

nung zu schützenden Rechtsgutes dienen« (Rothenbücher in den Veröffentlichungen der Vereinigung 

der deutschen Staatsrechtslehrer, 1927 S. 20), »Gesetze, die nicht eine Meinung als solche verbieten, 

die sich nicht gegen die Äußerung der Meinung als solche richten« [325] (Anschütz* in den erwähnten 

Veröffentlichungen S. 75). Auch diese strengere Auffassung erklärt als »allgemeine Gesetze« im 

Sinne des Art. 118 Abs. 1 der Reichsverfassung die zur Regelung der besonderen Unterwerfungsver-

hältnisse gewisser Personenkreise erlassenen Gesetze und Verordnungen, insbesondre also die Dis-

ziplinargesetze und -verordnungen für die Beamten (Anschütz, Kommentar zur Reichsverfassung, 

13. Auflage, 1930 S. 490). 

Nach Art. 137 Abs. 3 der Reichsverfassung ordnet und verwaltet jede Religionsgesellschaft ihre An-

gelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Jede Religions-

gesellschaft darf deshalb auch selbständig das Unterwerfungsverhältnis ihrer Beamten allgemein 

durch Verfassungs- und Disziplinargesetze und -verordnungen regeln, ohne sich dem Vorwurf aus-

zusetzen, dadurch gegen den Grundsatz des Art. 118 Abs. 1 der Reichsverfassung zu verstoßen (vgl. 

Anschütz a. a. O., Erläut. 4 zu Art. 137 RV). Als solche »allgemeinen Gesetze« im Sinne des Art. 

118 Abs. 1 der Reichsverfassung kommen für die Geistlichen der Vereinigten Evangelisch-protes-

tantischen Landeskirche Badens die Bestimmungen des § 50 der Kirchenverfassung, des § 1 des 

kirchlichen Dienstgesetzes vom 24. März 1930 in der Fassung der Gesetze vom 7. März 1922 und 

vom 9. Juli 1923 (Kirchl. G. u. VBl. 1920 S. 17, 1922 S. 30, 1923 /S. 42 S. 49 und 58 und das 

Ordinationsgelübde in Betracht. Die in den Entscheidungsgründen oben unter Ziff. II enthaltenen 

 
*  Die Berufung auf Gerhard Anschütz sagt noch nichts aus über den verfassungsgemäßen Inhalt des Urteils im 

Kirchlichen Verwaltungsgerichtsprozeß. Zur Kritik an Gerhard Anschütz siehe Helmut Ridder, Wie und warum 

(schon) Weimar die Demokratie verfehlte. In: Zentrum und Peripherie. Festschrift für Richard Bäumle zum 65. 

Geburtstag, Chur/Zürich 1992, S. 79-93. Dort heißt es auf S. 80, die unbefangene Übernahme vordemokratischer 

Gesetze in Verfassungssystem und Judikatur von Weimar kritisierend: »Repräsentativ für die Staatsrechtslehre 

war der am weitesten verbreitete und am meisten benutzte Kommentar zur neuen Verfassung von Gerhard An-

schütz (14 Auflagen in 14 Jahren), der aus gegebenem Anlaß gleich eingangs die (nur ganz kurz heftig umstritten 

gewesene) staatliche Identität und Kontinuität ›befahl‹: ›Die Verfassung hat gewechselt, der Staat ist geblieben. 

So und nicht anders ist auch die deutsche Revolution vom November 1918 zu verstehen.‹ Dieses auch von der 

Judikatur Weimars einhellig verschriftete Axiom indiziert einen gesamtgesellschaftlichen Bewußtseins- und 

Willensinhalt«, der mit demokratischem Verfassungsrecht wenig gemeinsam hatte. So spricht Anschütz in aller 

Unbefangenheit von längst vor der WRV entstandenen Gesetzen als den »zugehörigen Ausführungsgesetzen« 

zu den Grundrechten der WRV. Die unter dem alten Recht »entstandene Literatur« sei auch nach der Verab-

schiedung der WRV nicht nur verwertbar, sondern gültig. Ähnliches widerfuhr dem Grundgesetz von 1949, 

sofern die Alliierten nicht besonders anstößige Gesetze außer Kraft gesetzt hatten. [d. Hrsg.] 
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Ausführungen über die durch § 50 der Kirchenverfassung, § 1 des kirchlichen Dienstgesetzes und das 

Ordinationsgelübde normierten besonderen Amtspflichten der Geistlichen sowie über das in § 127 

Abs. 2 Ziff. 13 KV begründete Recht und Pflicht des Oberkirchenrats zur Führung der Oberaufsicht 

über die Amtsführung und den Wandel der Geistlichen gelten auch hier. Diese Bestimmungen sind 

»allgemeine Gesetze« im Sinne des Art. 118 Abs. 1 der Reichsverfassung und beschränken als solche 

die freie Meinungsäußerung des Klägers. Bezüglich des Rechtes des kirchlichen Verwaltungsgerichts 

zur Nachprüfung der Ermessensausübung wird auf die Ausführungen unter Ziff. II der Begründung 

Bezug genommen. Auch im vorliegenden Falle kann es nur Aufgabe des Gerichts sein, festzustellen, 

ob sich der Oberkirchenrat durch die fragliche Verfügung eines Ermessensmißbrauchs oder einer 

Ermessensüberschreitung in der Weise schuldig gemacht hat, daß gesagt werden müßte, die obwal-

tenden tatsächlichen Verhältnisse schließen die Berechtigung der Behörde zu der [326] angefochte-

nen Verfügung aus. Die eingehende Prüfung des Sachverhalts ergab aber eine solche Annahme nicht. 

Die parteipolitischen Kämpfe der letzten Zeit hatten die Spannung und Erregung in den sich gegen-

überstehenden Lagern aufs äußerste gesteigert. Pfarrer Eckert hatte sich in die vorderste Linie des 

Kampfes für die SPD und gegen die NSDAP gestellt. Daß ihm eine einseitige leidenschaftliche Ver-

tretung seiner Auffassung unter Außerachtlassung einer objektiven Würdigung entgegenstehender 

Ansichten eignet, ergibt sich aus den im Tatbestand festgestellten Vorgängen. Eine schwere Explo-

sion war in Neustadt a. H. im Anschluß an eine Rede Eckerts erfolgt. Die Würde und das Ansehen 

des durch ihn vertretenen geistlichen Amtes schien, wie aus zahlreichen Presseäußerungen und Zu-

schriften sich ergab, infolge dieser Ereignisse und der sonstigen publizistischen Tätigkeit Eckerts 

bereits Schaden gelitten zu haben und fernerhin durch das von ihm geplante Auftreten als Redner in 

zahlreichen weiteren Versammlungen schwer gefährdet zu sein. Eine solche Gefährdung war auch 

dann zu befürchten, wenn es ohne Schuld Eckerts aus Anlaß seines Auftretens zu Schlägereien und 

Tumulten kommen sollte. Das preußische Oberverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 20. Mai 

1927 (Jur. Wochenschrift. 1927 S. 2867) mit Recht ausgeführt, daß das Amt die gesamte Persönlich-

keit des Beamten erfaßt. Er sei niemals nur Privatmann; in allen seinen Handlungen, auch außerhalb 

seines Dienstes im engsten Wortsinn, müsse er sich dessen bewußt sein und bleiben, daß das Amt ihn 

binde. In besonderem Maße gilt dies für den Geistlichen. In einem Pfarrer der evang.-prot. Landes-

kirche sieht die evangelische Bevölkerung, auch wenn er lediglich als politischer Redner in einer 

Versammlung spricht, vor allem den Pfarrer. Sowohl die NSDAP als auch der Stahlhelm waren ge-

willt, sich Eckert in seinen eigenen Versammlungen oder in gleichzeitigen Gegenkundgebungen ent-

gegenzustellen. Der Stahlhelm hatte sogar seine Angehörigen öffentlich aufgefordert, Eckert nicht 

mehr sprechen zu lassen. Eckert hatte sich der Erwägung, daß es dem Ernst und der Würde seines 

Amtes entsprechen würde, angesichts dieser Lage wenigstens für die nächste Zeit auf das Auftreten 

in politischen Versammlungen als Redner zu verzichten, nicht zugänglich gezeigt. Das Ansinnen des 

Oberkirchenrats, ein Verzeichnis der von ihm geplanten Versammlungen vorzulegen, hatte er abge-

lehnt und gleichzeitig erklärt, daß er in nächster Zeit in einer Reihe von Versammlungen wiederum 

zu sprechen beabsichtige. Daß er dabei über das gleiche Thema und in leidenschaftlicher Weise spre-

chen würde, war zu erwarten. Irgendeine andere Möglichkeit, sich zuverlässig über die Versamm-

lungspläne Eckerts zu unterrichten und sich damit in die Lage einer objektiven Information über das 

Auftreten Eckerts und seine Vereinbarkeit mit den besonderen Pflichten eines Trägers des geistlichen 

Amtes zu setzen, war nicht zu erkennen. Insbesondere schied auch die Orientierung durch Vermittlung 

des zuständigen Dekanats aus, da nach den allgemeinen Urlaubsbestimmungen der Geistliche berech-

tigt ist, ohne besonderen Urlaub und ohne Anzeige an den Dekan den Dienstsitz zu verlassen, wenn 

die Abwesenheit nicht länger als einen Tag dauert (Ziff. 1 der Verordnung vom 14.4.1910 /S. 43 über 

die Erteilung von Urlauben an Geistliche – Kirchl. G. u. VBl. S. 74), und da Eckert auch außerhalb 

des Bereichs der badischen Landeskirche häufig in politischen Versammlungen als Redner auftrat. 

Wenn bei dieser Sachlage und angesichts der hohen Gefahr, daß sich tumultuarische Vorgänge mit 

Pfarrer Eckert als Mittelpunkt wie in Neustadt so auch anderwärts wiederholen könnten, der Oberkir-

chenrat glaubte, in Erfüllung [327] der ihm obliegenden Aufsichtspflicht dem Pfarrer Eckert, der der 

Verfügung des Oberkirchenrats vom 28. Januar 1931 Nr. 1555 nachzukommen sich geweigert hatte, 

für die nächste Zeit das Auftreten als Redner in politischen Versammlungen überhaupt zu verbieten, 
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so kann nicht gesagt werden, daß »die obwaltenden tatsächlichen Verhältnisse die Berechtigung der 

Behörde zu der angefochtenen Verfügung ausschlossen«. Die Klage kann sonach auch nicht in diesem 

Punkte auf die Verletzung des Art. 118 der Reichsverfassung gestützt werden. 

Das Gericht hat auch hier, obschon dies nicht vom Kläger geltend gemacht worden war, von sich aus 

weiterhin geprüft, ob nicht etwa dem Kläger von Seiten des Oberkirchenrats im Hinblick auf die 

Bestimmungen des Art. 130 Abs. 2 der Reichsverfassung Unrecht geschehen sei. Es ist dabei von der 

Auffassung ausgegangen, daß diese Bestimmung auf die Kirchenbeamten nur insoweit entsprechend 

anwendbar ist, als die Wesensverschiedenheit zwischen Kirche und Staat dem nicht entgegensteht 

(vgl. Holstein im Archiv des öff. Rechts, neue Folge, Bd. 13 S. 153 ff.; Anschütz, Erläut. 7 zu Art. 

128 RV; Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930 S. 349 ff.; Thümmel a. a. O. S. 297 f.). 

Auch Art. 130 Abs. 2 der Reichsverfassung könnte hiernach als Stütze für die Klage nur unter der-

selben Voraussetzung verwendet werden wie Art. 118 Abs. 1 der Reichsverfassung, insoweit nämlich 

die Freiheit der politischen Gesinnung und deren Betätigung nicht durch die Bestimmungen des § 50 

der Kirchenverfassung, des § 1 und deren und des Ordinationsgelübdes eine Einschränkung erfahren. 

Auf den von der Klage weiterhin angeführten § 17 Abs. 1 der Badischen Verfassung einzugehen, 

erübrigt sich, da – wie bereits unter Ziff. II der Begründung erwähnt – diese Verfassungsbestimmung 

durch die inhaltlich gleiche Vorschrift des Art. 118 Abs. 1 der Reichsverfassung außer Kraft gesetzt 

ist. 

Hiernach war die Klage, soweit sie die Aufhebung der Verfügungen des Oberkirchenrats vom 28. 

Januar 1931 Nr. 1555 und vom 30. Januar 1931 Nr. 1891 beantragt, als unbegründet und, soweit sie 

die Verfügung vom 6. Februar 1931 Nr. 2461 betrifft, als unzulässig abzuweisen. 

Die Kostenentscheidung stützt sich auf Art. 2 § 16 des Verwaltungsgerichtsgesetzes. 

In: Gesetzes- und Verordnungsblatt für die Vereinigte Evangelisch-protestantische Landeskirche Badens, Nr. 4, ausge-

geben Karlsruhe, den 8. April 1931, S. 21-43. 

3. Das Urteil des Kirchlichen Dienstgerichts vom 14. Juni 1931 gegen Pfarrer Eckert in Mannheim 

Bekanntmachung 

OKR. 7.8.1931. Dienststrafverfahren gegen Pfarrer Eckert in Mannheim betr. 

Da seinerzeit das Verhalten des Pfarrers Eckert weitere Kreise unserer Kirche bewegte und das Urteil 

des kirchlichen Dienstgerichts vom 14. 6.1931 von verschiedener Seite eine Besprechung erfuhr, wird 

hiermit der Wortlaut des Urteils bekannt gegeben. 

Urteil 

Verkündet am 14. Juni 1931. Der Protokollführer: gez. Mack. 

[328] In Dienststrafsachen gegen Pfarrer Erwin Eckert in Mannheim hat das kirchliche Dienstgericht 

auf die mündliche Verhandlung vom 12./14. Juni 1931, an welcher teilgenommen haben: 

Oberbürgermeister Dr. Finter von Karlsruhe als Vorsitzender, Oberstaatsanwalt Dr. Haas von Hei-

delberg, Oberstaatsanwalt Fitzer von Freiburg, Prälat D. Kühlewein von Karlsruhe, Oberkirchenrat 

Dr. Doerr von Karlsruhe, Kirchenrat Prof. D. Dr. Frommel von Heidelberg, Pfarrer Barner von 

Lörrach, Pfarrer Löw von Karlsruhe, Pfarrer Seufert von Karlsruhe als Beisitzer, Oberkirchenrat Dr. 

Friedrich von Karlsruhe als Anklagevertreter, Finanzrat Mack von Karlsruhe als Protokollführer, für 

Recht erkannt: 

Der Angeklagte Pfarrer Erwin Eckert in Mannheim wird wegen Dienstvergehens zur Dienststrafe der 

Zurücksetzung im Dienstalter um sechs Jahre mit der Wirkung, das die betreffende Zeit in die Dienst-

zeit nicht eingerechnet wird, verurteilt. 

Er hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
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Tatbestand 

Der Angeklagte Georg Richard Erwin Eckert ist seit 1.2.1927 Pfarrer an der Jungbuschpfarrei in 

Mannheim. Er ist Führer der »Religiösen Sozialisten« und gibt deren Bundesblatt heraus, das früher 

»Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes« hieß, seit dem 1.1.1931 aber unter dem Namen »Der religiöse 

Sozialist« erscheint. Politisch gehört der Angeklagte der sozialdemokratischen Partei an und wirbt 

für deren Anschauungen in Wort und Schrift. 

Als die Reichstagswahlen im Herbst 1930 und mehrere ihr folgende Wahlen ein starkes Anschwellen 

der nationalsozialistischen Bewegung zeigten, betrachtete es der Angeklagte als eine ihm von seinem 

Gewissen gebotene Pflicht, mit allem Eifer den Kampf gegen den Nationalsozialismus aufzunehmen, 

da er in dessen Lehren nicht nur eine Gefahr für das staatliche und wirtschaftliche Leben, sondern 

auch für die Religion erblickte. Mit besonderer Schärfe wandte er sich gegen die Amtsbrüder, die 

sich dem Nationalsozialismus angeschlossen hatten und bei Ausübung ihres kirchlichen Amtes ihre 

politische Einstellung betätigten und zur Auswirkung brachten. Unter diesem Gesichtspunkt brachte 

er im »Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes« vom 30.11.1930 einen Aufsatz »Die christliche Kirche 

und der Faschismus«, dem ein Bild beigegeben war, das einen evangelischen Geistlichen in Amts-

tracht darstellt, der in der einen Hand einen mit einem Kreuz versehenen Kelch trägt, aus dem er mit 

einem Rohr eine große Seifenblase bläst, in deren Mitte sich ein Hakenkreuz befindet. Wegen dieser 

Darstellung wurde der Angeklagte durch Verfügung des Oberkirchenrats vom 3.1.1931 (Fasz. [Fas-

zikel, d. Hrsg.] B. S. 341 u. f.) mit einem Verweis bestraft. Die hiergegen eingelegte Beschwerde des 

Angeklagten wurde durch Beschluß der Kirchenregierung vom 26.1.1931 (Fasz. B. S. 439) als unbe-

gründet zurückgewiesen. Um seinen Kampf in die Massen hineinzutragen, trat der Angeklagte auch 

in Versammlungen von Parteien und Gruppen auf, die sich als Gegner des Nationalsozialismus be-

kannten, und zwar nicht nur in Baden, sondern auch außerhalb des Landes. 

Am 17.12.1930 sprach der Angeklagte in einer öffentlichen Versammlung der sozialdemokratischen 

Partei in der Turnhalle in Neustadt a. d. H. Thema seines Vortrags war: »Die große Lüge des Natio-

nalsozialismus«. Dieser Versammlung war nach der Darstellung des Angeklagten eine nationalsozi-

alistische Versammlung mit dem Thema: »Die große Lüge des Marxismus« vorausgegangen. In der 

Ankündigung der Versammlung waren die politischen Gegner in [329] herausfordernder Weise zum 

Erscheinen und zur Aussprache eingeladen worden, wovon der Angeklagte nach seiner Angabe nichts 

wußte. Zu der Versammlung erschienen Gegner in großer Zahl. Die Ausführungen des Angeklagten 

wurden zunächst ruhig angehört. Als er sich aber absprechend über das Verhalten Adolf Hitlers bei 

den Vorgängen am 9.11.1923 in München äußerte, brach ein Sturm der Entrüstung los. Es kam zu 

einer Saalschlacht, bei der sich häßliche Szenen abspielten, Stühle zerschlagen und mehrere Personen 

verletzt wurden. Die Versammlung mußte abgebrochen werden, und Pfarrer Eckert konnte seinen 

Vortrag nicht beenden. 

Um das Versäumte nachzuholen, wollte die sozialdemokratische Partei am 14.1.1931 eine weitere 

Versammlung mit Pfarrer Eckert als Redner in Neustadt abhalten. Am gleichen Tag beabsichtigten 

auch die Nationalsozialisten, in einem anderen Saal in Neustadt eine Gegenkundgebung zu veranstal-

ten. Da nach dem Vorangegangenen wieder mit Zusammenstoßender feindlichen Parteien zu rechnen 

war, telegraphierte der Oberkirchenrat am Vormittag des 13.1.1931 an den Angeklagten: »Nach Zei-

tungsnachrichten sprechen Sie wieder in Neustadt am 14. d. M. Ich untersage Ihnen die Beteiligung 

an jeder Versammlung.« 

In einem an den Angeklagten gerichteten Erlaß vom gleichen Tage (Fasz. A. I S. 19) führt der Ober-

kirchenrat mit Bezugnahme auf dieses Telegramm aus: »Da nach den Zeitungsnotizen an dem genann-

ten Abend zwei Versammlungen, eine der SPD und eine der NSDAP, stattfinden sollen, ist Ihnen die 

Beteiligung an jeder dieser Versammlungen untersagt. Mein Verbot hat seine Begründung in folgen-

dem: Die Versammlung in Neustadt a. d. H., Mitte Dezember 1930, bei der Sie als Hauptredner auf-

getreten sind, verlief in einer wüsten Schlägerei. Da Sie in der morgigen Versammlung über den glei-

chen Gegenstand, über den Sie im Dezember sprachen, wieder sprechen wollen, ist mit größter Wahr-

scheinlichkeit zu befürchten, daß gleiche Ereignisse, vielleicht in noch schlimmerem Ausmaß, wieder 
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eintreten werden. Es steht im Widerspruch zu den Amtspflichten eines Geistlichen, die Ursache zu 

solchen wüsten, die öffentliche Ordnung in erheblichem Maße störenden Raufereien zu sein, weshalb 

ich in Anwendung des § 50 KV und des § 1 des Dienstgesetzes vom 24.3.1920 Ihnen das Auftreten an 

dem genannten Abend in der oder den Versammlungen in Neustadt a. d. H. untersagen mußte. Dieses 

Verbot steht nicht im Widerspruch zu Art. 118 KV, weil das dort begründete Freiheitsrecht jedes Deut-

schen, seine Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in sonstiger Weise frei zu äußern, nur 

gewährt ist innerhalb der Schranken der allgemeinen Gesetze und zu diesen allgemeinen Gesetzen 

auch die Dienstgesetze zählen. Aus Art. 130 Abs. 2 KV kann ein Einwand gegen das Verbot nicht 

erhoben werden, denn keinem Beamten wird die Freiheit seiner politischen Gesinnung auch derart 

gewährleistet, daß er kraft dieses Grundrechts gegen seine Amtspflichten verstoßen kann. Im Übrigen 

weise ich aber ausdrücklich darauf hin, daß die angeführten Bestimmungen der Reichsverfassung (Art. 

118, 130 Abs. 2) auf Pfarrer nur insoweit Anwendung finden, als die Kirche, in deren Dienst sie als 

öffentliche Bedienstete stehen, diese Bestimmungen mit der ihr gestellten Aufgabe zu vereinbaren 

glaubt (Art. 137 Abs. 3 KV). Ich ersuche um sofortigen Bericht, ob Sie meinem Verbot nachkommen.« 

Die Verfügung des Oberkirchenrats wurde aber dadurch gegenstandslos, daß das Bezirksamt Neu-

stadt beide Versammlungen aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung untersagte. 

[330] Dagegen wurde der sozialdemokratischen Partei vom Bezirksamt Neustadt auf den 21.1.1931 

eine Versammlung in Neustadt mit dem Angeklagten als Redner genehmigt, ohne daß eine gleichzei-

tige Kundgebung einer andren Partei stattfinden durfte. 

Mit Erlaß vom 16.1.1931 (Fasz. A. I S. 25) untersagte der Oberkirchenrat dem Angeklagten auch die 

Teilnahme an dieser Versammlung und ersuchte ihn um Bericht, ob er dem Verbot nachkomme. 

Der Angeklagte nahm in einem Bericht vom 14.1.1931 (Fasz. A. IS. 27) zu dem Telegramm vom 

13.1.1931 und mit einem weiteren Bericht vom 18.1.1931 (Fasz. A. I S. 35) zu dem Erlaß des Ober-

kirchenrats vom 16.1.1931 Stellung. Er bestritt dem Oberkirchenrat ein Recht zu seinem Vorgehen 

und stellte eine Beschwerde an die Kirchenregierung »gegen die willkürliche und weder aus der Ver-

fassung noch aus dem Dienstgesetz ableitbare Handlungsweise des Kirchenpräsidenten« in Aussicht. 

Im Übrigen verwies er darauf, daß die Versammlung am 21.1.1931 unter polizeilichem Schutz statt-

finden werde, so daß eine Terrorisierung durch politische Gegner ausgeschlossen sei. Falls der Ober-

kirchenrat bis 21.1.1931 auf den Bericht vom 14.1.1931 nicht antworte und das erneute Versamm-

lungsverbot nicht begründe, nehme er an, daß durch die im Schreiben vom 14.1.1931 ausgeführten 

Entgegnungen und durch die veränderte Situation das Verbot aufgehoben sei. 

In einem weiteren Erlaß vom 19.1.1931 (Fasz. A. I S. 39) hielt der Oberkirchenrat seine bisherige 

Stellungnahme aufrecht mit dem Hinweis darauf, daß erfahrungsgemäß auch ein polizeilicher Schutz 

den ordnungsmäßigen Verlauf einer Versammlung nicht gewährleiste und daß es sich mit dem Ernst 

und der Würde des Pfarramts nicht vereinbaren lasse, daß ein Träger dieses Amtes in einer politischen 

Versammlung auftrete, bei der das Auftreten des Geistlichen zu handgreiflichen Auseinandersetzun-

gen der Parteien führen könne. 

Die Regierung der Pfalz verbot zunächst auch die Versammlung vom 21.1.1931. Zur Begründung 

führt sie in einem Schreiben an den Oberkirchenrat vom 25.2.1931 (Fasz. A. IS. 315) aus, es sei 

festgestellt worden, daß es auch in der neuerlichen Versammlung wieder zu politischen Ausschrei-

tungen kommen werde, umso mehr, als sich inzwischen die besonders gegen die Person des Redners 

und sein Thema gerichtete Erregung der politischen Gegner wesentlich verschärft habe. Aus diesem 

Grunde sei die Versammlung mit Pfarrer Eckert als Redner verboten worden. Nachträglich wurde die 

Versammlung mit der Maßgabe polizeilich genehmigt, daß nicht der Angeklagte, sondern der Land-

tagsabgeordnete Wagner aus Ludwigshafen als Redner auftrat. 

Bei einer Vernehmung vom 26.1.1931 vor dem Rechtsreferenten des Oberkirchenrats (Fasz. A. I S. 

91) erklärte der Angeklagte, daß er zwar den Redeverboten des Oberkirchenrats vom 13. und 

16.1.1931 nachgekommen wäre, aber ohne damit die Rechtmäßigkeit der Verbote anerkennen zu 
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wollen; er werde sich daher auch in der kommenden Zeit nicht davon abhalten lassen, in ähnlicher 

Weise für seine Partei aufzutreten wie bisher. 

Im Anschluß an diese Vernehmung richtete der Oberkirchenrat unterm 28.1.1931 (Fasz. A. I S. 95) 

an den Angeklagten: »Bei Ihrer Vernehmung am 26. d. M. haben Sie erklärt, daß Sie meinen Verbo-

ten, am 14. und 21.1.1931 in Neustadt a. d. H. zu sprechen, Folge geleistet hätten, wenn die Ver-

sammlungen abgehalten worden wären. In den letzten Monaten ist durch die Art und Weise Ihres 

Auftretens in politischen Versammlungen der SPD ein Gegensatz [331] in unsere Landeskirche hin-

eingetragen worden, der sich ausschließlich auf außerkirchliche, weltlich-politische Gründe stützt. 

Wird dieser Gegensatz noch weiterhin vertieft, so sehe ich darin eine unmittelbare Lebensgefahr für 

die Kirche und ihr Wirken. Aus der mir zufallenden Verantwortung für die Leitung der Kirche heraus 

möchte ich Sie daher in aller Eindringlichkeit bitten, bis auf weiteres das Auftreten in öffentlichen 

politischen Versammlungen zu unterlassen, damit die in weiten Kreisen unseres Kirchenvolks beste-

hende Beunruhigung über die erwähnte Gefahr sich wieder legen kann. 

Wollen Sie dieser ermahnenden Bitte nicht nachkommen, so ersuche ich Sie, mir innerhalb 2 Tagen 

durch das Dekanat eine Aufstellung vorzulegen, wo und mit welchem Thema Sie in nächster Zeit in 

politischen Versammlungen zu sprechen beabsichtigen. Außerdem wollen Sie mir von Fall zu Fall 

vor Abhaltung jeder Versammlung rechtzeitig mitteilen, ob dieselbe auch tatsächlich stattfindet. 

Diese dienstliche Weisung gebe ich deshalb an Sie, weil ich der mir nach § 127 Abs. 2 Ziff. 13 KV 

zufallenden Pflicht, die Amtsführung und den Wandel der Geistlichen zu beaufsichtigen, nur genügen 

kann, wenn ich in der Lage bin, mir die zur Beurteilung Ihres Auftretens erforderlichen Unterlagen 

jeweils zu verschaffen.« 

Auf diesen Erlaß erwiderte der Angeklagte mit Schreiben vom 29.1.1931 (Fasz. A. I S. 103). Er 

bestritt nochmals die Befugnis des Oberkirchenrats zu dem Redeverbot und weigerte sich, die Auf-

stellung über von ihm übernommene politische Versammlungen an den Oberkirchenrat zu schicken, 

da seine politische Tätigkeit der Disziplinargewalt des Kirchenpräsidenten nicht unterliege. 

Hierauf erging ein Erlaß des Oberkirchenrats vom 30.1.1931 (Fasz. A. I S. 107) an den Angeklagten, 

der folgenden Wortlaut hatte: 

»Nachdem Sie meinem Ersuchen in dem Erlaß vom 28.1.1931 Nr. 1555 nicht Folge leisten, untersage 

ich Ihnen mit sofortiger Wirkung bis auf weiteres jedes Auftreten als Redner in politischen Versamm-

lungen. Zu dieser Maßregel bin ich gezwungen, weil Sie durch die Weigerung meiner dienstlichen 

Weisung, ein Verzeichnis der von Ihnen abzuhaltenden Versammlungen vorzulegen, mich außer-

stande gesetzt haben, die unter den obwaltenden Umständen notwendige Aufsicht über Ihr dienstli-

ches und außerdienstliches Verhalten in genügender Weise durchzuführen. 

Ich ersuche Sie, mir sofort den Empfang dieses Erlasses zu bestätigen. Eine Rücksprache mit mir 

kann erst in Frage kommen, wenn Sie den an Sie ergangenen Weisungen Folge leisten.« 

Der Angeklagte richtete nach Empfang dieses Erlasses unterm 3.2.1931 zwei Schreiben an den Ober-

kirchenrat. 

In dem ersten Schreiben (Fasz. A. IS. 117) lehnt er es ab, dem Verbot des Oberkirchenrats zu folgen, 

weil es ein offensichtliches Unrecht, eine Einengung, ja eine Aufhebung seiner persönlichen, mensch-

lichen Freiheit und seiner staatsbürgerlichen Rechte darstelle. Die Begründung des Oberkirchenrats 

sei nur ein unhaltbarer Vorwand, der die willkürliche Handlungsweise des Kirchenpräsidenten ver-

decken solle. Der Oberkirchenrat wolle ihm verbieten, eine Aufgabe, zu der er sich aus einem inneren 

Zwang des Gewissens um der Zukunft und der Wirksamkeit des Evangeliums, auch um der zukünf-

tigen Bedeutung der Kirche willen getrieben wisse, zu erfüllen. Er sei sich bewußt bei allen Reden 

und in allen Versammlungen, daß er von Christus abgerufen und in der Verantwortung vor Gott seine 

Arbeit tue. Es sei für einen Menschen, der [332] durch die Bindung an das Evangelium Christi die 

innerste Freiheit gegen Menschen und Mächte sucht und findet, unmöglich, sich den reglementieren-

den, dienstpolizeilichen Verfügungen des Oberkirchenrats gegen das persönliche und politische Le-

ben eines Geistlichen, der sich nichts zuschulden kommen ließ, zu beugen. Das Schreiben schließt 

mit den Worten: 
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»Ich bin immer bereit, den Anordnungen des Oberkirchenrats zu gehorchen, solange sie gerecht und 

aus dem Geiste des Evangeliums Jesu Christi begründet sind. Einer nach meiner tiefsten Überzeugung 

zu Unrecht erhobenen und im Widerspruch zu dem Willen des auch die Gegenwart und Zukunft 

bestimmenden Herrn, in dessen Dienst ich mich weiß, stehenden Forderung werde ich nie gehor-

chen.« 

Das zweite Schreiben des Angeklagten an den Oberkirchenrat vom 3.2.1931 (Fasz. A. I S. 125) hat 

folgenden Inhalt: 

»Ich klage den Präsidenten der Badischen Landeskirche und, wenn der Oberkirchenrat die von dem 

Herrn Präsidenten gegen mich unternommenen Maßnahmen mitbeschlossen und darum mitzuverant-

worten hat, den Oberkirchenrat der Landeskirche der offensichtlichen Parteilichkeit und des willkür-

lichen Mißbrauchs seiner Dienstgewalt an. 

Der Herr Präsident hat auf das Drohen der Nationalsozialisten, die eine von mir in Neustadt a. d. H. 

abgehaltene Versammlung der SPD nach einem vorherbesprochenen Plane terrorisierten und spreng-

ten, mir die Beteiligung an einer aus diesem Grunde wiederholten Versammlung untersagt, weil es 

sich mit dem Ernst und der Würde des Pfarramts nicht vertrage, wenn der Träger dieses Amtes die 

Ursache zu solchen wüsten, die öffentliche Ordnung in erheblichem Mäße störenden Schlägereien 

sei. Der Herr Präsident hat mich mit dieser Behauptung, daß ich die Ursache zu den von den natio-

nalsozialistischen Stoßtrupps systematisch vorbereiteten Schlägereien gewesen sei, nicht nur auf das 

Empfindlichste beleidigt, er hat sich vielmehr durch diese seine Begründung des Verbots auch völlig 

einseitig und parteiisch auf die Seite meiner politischen Gegner gestellt, deren durch und durch ver-

logene und hetzerische Berichterstattung über die Vorgänge in Neustadt er zum Ausgangspunkt sei-

ner Maßnahmen gegen mich gemacht hat. 

Der Herr Präsident hat es nicht für notwendig erachtet, auf den von mir gegen die ungerechtfertigte 

Einengung und Aufhebung meiner staatsbürgerlichen Rechte sofort erhobenen Protest einzugehen. 

Er hat vielmehr ohne eine neue Begründung auf meinen Einspruch gegen das erste Verbot ein zweites 

Verbot erlassen, um mir dadurch auch die Beteiligung an der in Frage stehenden zweiten Versamm-

lung in Neustadt unmöglich zu machen. Der Herr Präsident hätte die Pflicht gehabt, mir die Möglich-

keit zu geben, der erbärmlichen Hetze der Nationalsozialisten, die mich auf das Gemeinste in ihrer 

Presse beschimpften, in dieser Versammlung entgegenzutreten. Er hat sich aber durch das apodikti-

sche Verbot schützend vor den nationalsozialistischen Terror gestellt. Die Ehre eines Geistlichen, der 

politisch zu seinen Gegnern gehört, gilt dem Herrn Präsidenten nichts. 

Die Parteilichkeit des Herrn Präsidenten erhellt auch deutlich daraus, daß er, der mich bei dem ge-

ringsten Anlaß, selbst auf anonyme Anklagen meiner politischen und kirchenpolitischen Gegner hin, 

vorladen oder protokollarisch vernehmen läßt, mich nicht einmal anhörte über die Vorgänge in Neu-

stadt. Die selbstverständliche Pflicht einer amtlichen Stelle, auch den anderen Teil zu hören, hat der 

Präsident geflissentlich unterlassen. 

[333] Der Herr Präsident hat, obwohl er weiß, daß für meine Freunde und mich der Kampf gegen die 

Nationalsozialisten ein Kampf ist, zu dem wir uns aus unserem christlichen Glauben gezwungen se-

hen um der Zukunft unseres Volkes und unserer Kirche willen, von mir verlangt, daß ich von diesem 

Kampf Abstand nehmen solle. Als ich das ablehnte, hat er durch dienstlichen Befehl gefordert, daß 

ich ihm die Liste der politischen Versammlungen, in denen ich für meine Partei sprechen wolle, vor-

legen müsse. 

Ich habe diese Zumutung des Herrn Präsidenten abgelehnt, weil sie einen völlig unberechtigten, par-

teiischen Eingriff in mein persönliches und staatsbürgerliches Leben bedeutet. Es ist nirgends sonst 

in Baden und Deutschland geschehen, daß einem Pfarrer oder Oberkirchenrat ein Verzeichnis der 

Versammlungen, in denen er als Politiker zu sprechen beabsichtigte, abgefordert wurde. Die Forde-

rung des Herrn Präsidenten stellt eine bewußte Provokation dar mit dem Zwecke, bei mir ein schein-

bares Dienstvergehen zu konstruieren. Es müßte nämlich dem Herrn Präsidenten von vornherein klar 

gewesen sein, daß ein evangelischer Christ sich einer solchen Bevormundung seines persönlichen 

Lebens um seiner innersten Freiheit willen nicht fügen darf. Das Verbot des Herrn Präsidenten fällt 
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zeitlich zusammen mit einem Sonderbefehl des „Stahlhelm“ gegen mich, in dem der badische Gau-

führer des Stahlhelms folgendes bestimmt: ›Ich ordne an, daß das Auftreten des Pfarrers Eckert ver-

hindert wird. Geeignete Maßnahmen hierzu gehen den StOGr [Stahlhelmortsgruppen, d. Hrsg.] sofort 

schriftlich oder mündlich zu.‹ 

Der Herr Präsident hat meine politische Versammlung in Pforzheim durch zwei Beamte des Oberkir-

chenrats dienstpolizeilich überwachen lassen. Es ist mir kein Fall bekannt, in dem der Herr Präsident 

auch andere politische Versammlungen, in denen ein Pfarrer sprach, überwachen ließ. 

Der Herr Präsident hat auf meine Weigerung, die geforderte Versammlungsliste vorzulegen, mir mit 

sofortiger Wirkung ›bis auf weiteres jedes Auftreten als Redner in politischen Versammlungen‹ un-

tersagt. Diese ungeheuerliche Vergewaltigung steht nach meiner Auffassung im schärfsten Wider-

spruch zu jeder evangelischen Frömmigkeitshaltung. Ich werde diesem Verbot darum nicht gehorchen. 

Der Herr Präsident hat es, obwohl ich darum gebeten hatte, abgelehnt, mich zu einer persönlichen 

Unterredung über die ganze Angelegenheit zu empfangen. Es könne eine solche Unterredung erst 

stattfinden, wenn ich gewillt sei, seinem von mir nicht anerkennbaren dienstlichen Befehle nachzu-

kommen. 

Die Parteilichkeit des Herrn Präsidenten wird ferner dadurch illustriert, daß in der gleichen Zeit seine 

Parteifreunde ungehindert in Veranstaltungen militärisch-vaterländischer Verbände, in Versammlun-

gen des evangelischen Volksdienstes, der nationalsozialistischen Partei reden können, ohne daß ihnen 

das geringste in den Weg gelegt wird. 

Herr Landeskirchenrat Bender hat am 17.1. in Mannheim in einer Versammlung der militärischen 

Verbände gesprochen, deren Mitglieder sich restlos zu den entschiedensten politischen Gegnern mei-

ner Partei bekennen. 

Herr Pfarrer Teutsch vom christlichen Volksdienst, der im badischen Landtag vaterländische, natio-

nalistische Reden hält und in Versammlungen und Besprechungen ›die Marxisten zu erledigen‹ als 

seine Hauptaufgabe bezeichnet, wird nicht im Geringsten in dieser politischen Tätigkeit behindert. 

[334] Herr Pfarrer Streng, Waldwimmersbach, redete bei der ›deutschen Weihnachtsfeier‹ der Nati-

onalsozialisten in Heidelberg, in der gegen meine politischen Freunde, gegen das marxistisch orga-

nisierte Proletariat in der niederträchtigsten Weise gehetzt worden ist. 

Herr Pfarrer Walter Teutsch von Obereggenen ist nach unbestrittenen Zeitungsnachrichten wegen 

systematischer Sprengung einer sozialdemokratischen Wählerversammlung von dem Amtsgericht in 

Müllheim zu einer Geldstrafe verurteilt worden, ohne daß das geringste gegen ihn unternommen 

wurde. 

Pfarrer und Vikare besuchen ostentativ die Versammlungen der Nationalsozialisten und setzen sich 

für diese Partei ein, ohne daß ihnen die Beteiligung an solchen Versammlungen und die Propaganda 

für diese Partei verboten wird. 

Der Herr Präsident, der sich entschieden gegen meine politische Tätigkeit wendet, weil dadurch ›Er-

regung in das Kirchenvolk‹ getragen werde, ist gegenüber der maßlosen, unwahrhaftigen Hetze seiner 

kirchenpolitischen Parteifreunde gegen mich vollkommen empfindungslos. Er schätzt die durch sein 

und seiner Parteifreunde Verhalten ausgelöste Erregung der kirchlichen Massen, die sozialistisch ge-

sinnt sind, sehr gering, weil sie nicht zu dem durch die positiven Geistlichen in seiner Partei zusam-

mengefaßten ›kirchentreuen Volk‹ im Sinne der Orthodoxie gehören. 

Das von mir im Sonntagsblatt Nr. 48, Jahrgang 30, abgedruckte Bild eines Hakenkreuzpfarrers, der 

das Evangelium mißbraucht zu nationalsozialistischer Propaganda, hat dem Herrn Präsidenten Anlaß 

gegeben, mich darüber verhören zu lassen, ob ich mit dem Bilde meine Amtsbrüder beleidigen wollte. 

Obwohl er weiß, daß das Bild nur eine bestimmte Art von verzerrtem Christentum, eine Gefahr für 

die Kirche und ihre Aufgabe kennzeichnen sollte, wurde der ganze Apparat der kirchlichen Diszipli-

nargewalt aufgeboten, um mich eines Vergehens zeihen und bestrafen zu können. 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 265 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

Der Herr Präsident schweigt aber dazu, wenn seine Parteifreunde in dem Mitteilungsblatt der kir-

chenpolitischen Partei des Herrn Präsidenten, den Positiven Blättern, durch den Abdruck gemeiner, 

verleumderischer, im Kaschemmenton gehaltener Artikel der Nationalsozialisten, wenn sie durch 

verlogene Zeitungsberichte und heuchlerische, unehrliche »Kundgebungen« der positiven Bezirksor-

ganisationen mich in der Öffentlichkeit bewußt beleidigen, schmähen und verächtlich machen. Diese 

Herabwürdigung eines amtierenden Geistlichen ist kein Anlaß für den Herrn Präsidenten, gegen seine 

Parteifreunde vorzugehen; im Gegenteil, er nimmt Gelegenheit, sich gewissermaßen zu entschuldi-

gen, daß er nicht schärfer gegen mich vorgehen könne. 

Gegen den verantwortlichen Schriftleiter der Positiven Blätter habe ich wegen bewußter Verleum-

dung und Verbreitung lügnerischer Behauptungen, die geeignet sind, meine Amtstätigkeit zu unter-

graben, Strafantrag gestellt. 

Da durch alle diese Vorkommnisse für mich eindeutig erwiesen ist, daß der Präsident und der Ober-

kirchenrat, insonderheit der eigentliche Urheber dieses unverantwortlichen Vorgehens, Herr Oberkir-

chenrat Dr. Friedrich, voreingenommen und befangen sind, werde ich mich keinem Verhör und keiner 

Vernehmung durch diesen Oberkirchenrat mehr unterziehen. 

Ich beantrage die schleunige Einleitung eines dienstgerichtlichen Verfahrens gegen mich, das fest-

stellen soll, ob meine Anklagen gegen den Herrn Präsidenten und den Oberkirchenrat zu [335] Recht 

bestehen, ob der Herr Präsident unter Zustimmung und im Auftrag des Oberkirchenrats sich einer 

willkürlichen Überschreitung seiner Dienstgewalt, einer Beraubung meiner persönlichen und staats-

bürgerlichen Freiheit, der Parteilichkeit und Einseitigkeit schuldig gemacht hat und ob darum meine 

Weigerung mich dieser ungerechten Handhabung der Disziplinargewalt zu beugen, gerechtfertigt ist 

oder nicht.« 

Auf das erste Schreiben des Angeklagten vom 3.2.1931 eröffnete der Oberkirchenrat mit Verfügung 

vom 4.2.1931 (Fasz. A. IS. 121) gegen den Angeklagten gemäß § 13 des Dienstgesetzes vom 

24.3.1920 das Dienststrafverfahren und beauftragte Oberkirchenrat Dr. Friedrich mit der Führung der 

Untersuchung und Vertretung der Anklage. In der Bekanntmachung dieser Verfügung wurde der An-

geklagte ausdrücklich darauf hingewiesen, daß durch die Einleitung des Dienststrafverfahrens das 

Verbot vom 30.1.1931, als Redner in politischen Versammlungen aufzutreten, nicht berührt werde, 

sondern nach wie vor seine Gültigkeit behalte. 

Der Angeklagte antwortete dem Oberkirchenrat mit Schreiben vom 5.2.1931 (Fasz. A. I S. 145). Er 

erklärt darin, daß er den Inhalt des Erlasses vom 4.2.1931 als gegenstandslos betrachte, da der Ober-

kirchenrat bei der Abfassung des Erlasses schon im Besitz seines zweiten Schreibens vom 3.2.1931 

gewesen sei, in welchem er selbst die Einleitung des dienstgerichtlichen Verfahrens gegen sich be-

antragt habe. Im Übrigen werde er den Anordnungen des Erlasses nicht Folge leisten. 

Daraufhin verfügte der Oberkirchenrat unterm 6.2.1931 gemäß § 23 des Dienstgesetzes telegraphisch 

die vorläufige Amtsenthebung des Angeklagten (Fasz. A. IS. 147) und ließ dem Angeklagten unterm 

6.2.1931 (Fasz. A. I S. 151) folgenden schriftlichen Bescheid zugehen: 

»Ich ließ Ihnen heute (6. Febr. 1931) zwischen 12 und 1 Uhr nachmittags telegraphisch folgende 

Anordnung zugehen: 

›Nach § 23 des Dienstgesetzes ordne ich mit sofortiger Wirkung Ihre vorläufige Enthebung vom Amte 

an.‹ Zu dieser Maßnahme bin ich aus folgenden Gründen gezwungen: In Ihrem Bericht vom 3. d. M. 

haben Sie erklärt, daß Sie meine Anordnung, in politischen Versammlungen als Redner nicht aufzu-

treten, nicht befolgen werden. Infolgedessen war ich genötigt, von Amts wegen das Dienststrafverfah-

ren mit Beschluß vom 4.2.1931 gegen Sie zu eröffnen. Durch Ihr Auftreten in einer Versammlung in 

Kaiserslautern haben Sie Ihre in Aussicht gestellte Gehorsamsverweigerung auch verwirklicht. Au-

ßerdem fanden Sie es für notwendig, Ihren an den Evang. Oberkirchenrat gerichteten weiteren Bericht 

vom 3.2.1931, in welchem Sie völlig unsachliche und für die Kirchenbehörde in hohem Maß beleidi-

gende Ausführungen machen, der Presse zur Veröffentlichung zu übergeben (vgl. ›Volksstimme‹ vom 

4.2.1931 und ›Der religiöse Sozialist‹ vom 8.2.1931). Da gegen Sie der dringende Verdacht eines 
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Dienstvergehens vorliegt, das nach seiner Beschaffenheit mit einer der in § 8 Ziff. II, 2-4 des Dienst-

gesetzes bezeichneten Strafen zu ahnden ist, und bei Berücksichtigung Ihrer ganzen Persönlichkeit 

und der angeführten letzten Vorkommnisse mit Sicherheit angenommen werden muß, daß Sie auch 

noch weiterhin ein Verhalten an den Tag legen werden, das geeignet ist, das Wohl der Kirche zu schä-

digen, so mußte ich Sie nach § 23 des Dienstgesetzes vorläufig Ihres Amtes entheben. Ich erwarte, daß 

Sie ohne Schwierigkeiten den Dienst an den von mir mit der Verwaltung der Pfarrei beauftragten Vikar 

Karle in Mannheim abgeben, und untersage Ihnen das Betreten der dienstlichen Räume und der Kirche 

zu jeglicher Vornahme von Amtshandlungen. Sollten [336] Sie dieser Anordnung nicht nachkommen, 

so werde ich auch davon nicht abstehen, gegen Sie strafgerichtlich vorzugehen.« 

Im Hinblick auf den Inhalt dieses Erlasses sei hervorgehoben, daß sich der Angeklagte nicht darauf 

beschränkt hatte, sein zweites Schreiben vom 3.2.1931 an den Oberkirchenrat zu senden, sondern er 

hatte es auch in der »Mannheimer Volksstimme« vom 4.2.1931 – also gleichzeitig mit der Einkunft 

bei der Behörde – und im »Religiösen Sozialisten« vom 8.2.1931 zum Abdruck bringen lassen, was 

zur Folge hatte, daß es auch in einer Anzahl anderer Zeitungen erschien. 

Der Angeklagte setzte seine Weigerung, der Anordnung des Oberkirchenrats Folge zu leisten, auch 

in die Tat um. Schon am 4.2.1931 sprach der Angeklagte in einer sozialdemokratischen Versammlung 

in Kaiserslautern, am 13.2.1931 in Ulm a. D., am 19.2.1931 in Mannheim, am 24.2.1931 in Heidel-

berg, am 4.3.1931 in Heilbronn, am 10.3.1931 in Bruchsal, am 13.3.1931 in Augsburg, am 18.3.1931 

in Karlsruhe, am 28.3.1931 in Neustadt a. d. H., am 31.3.1931 in München, am 16.4.1931 in Offen-

burg und am 17.4.1931 in Freiburg i. Br. 

In diesen Versammlungen kam der Angeklagte auch auf seinen Kampf mit seiner vorgesetzten Be-

hörde zu sprechen und wandte sich in einigen derselben in scharfer Weise gegen den Oberkirchenrat, 

insbesondere den Kirchenpräsidenten D. Wurth und den Rechtsreferenten Dr. Friedrich. 

In seiner Mannheimer Rede vom 19.2.1931 (vgl. Stenogrammübertragung Fasz. A. I S. 271) bezeich-

nete er den Kirchenpräsidenten als den Exponenten und Vertreter der Kräfte und Gruppen, von denen 

er überzeugt sei, daß sie keine Kraft haben, die zukünftigen Aufgaben der Kirche zu bewältigen; er sei 

kein Führer der Gegenwart und Zukunft, sondern ein Führer der Vergangenheit. Im Hinblick auf die in 

seiner Sache ergangenen Erlasse des Oberkirchenrats äußert er mit Bezug auf den Kirchenpräsidenten: 

»Ist das eine Rede aus der Vollmacht? Ist das eine Rede aus dem Geist? Ist das eine Rede aus eigenster 

Verantwortung im Evangelium? Es ist die Angst des Präsidenten, es ist die Angst eines Kirchenbeamten 

um den gesicherten Bestand der äußeren Kirche.« Der Angeklagte schloß seine Rede mit den Worten: 

»Wir werden Sie stürzen, Herr Präsident! Dafür werden wir sorgen. Die Ruhe, die Sie wünschen, die 

werden Sie nicht bekommen; die werden Sie auch nicht bekommen, wenn Sie mich in der Kirche mund-

tot machen. Meinen Mund können Sie mir nicht verbieten, meinen Glauben an den Erfolg mir nicht 

nehmen. Meinen Auftrag habe ich von Gott und nicht von Ihnen! Darum, Herr Präsident, werden Sie 

keine Ruhe bekommen, denn unsere Sache muß siegen, denn sie muß die Zukunft gestalten!« 

In einer noch schärferen, teilweise hämischen und spöttischen Art sprach der Angeklagte in der Ver-

sammlung im großen Festhallesaal in Karlsruhe am 18.3.1931 (vgl. Stenogrammübertragung Fasz. A. 

II S. 119). Unter anderem erklärte der Angeklagte, er müsse in aller Öffentlichkeit den Präsidenten der 

badischen Landeskirche und den Herrn Oberkirchenrat Dr. Friedrich als den Rechtsberater, der die 

Verantwortung dafür trägt, der bewußten Parteilichkeit und des Amtsmißbrauchs zur Niederhaltung 

eines ehrlichen politischen und kirchenpolitischen Gegners zeihen; und an einer späteren Stelle seiner 

Rede betont er nochmals: »Ich klage in aller Öffentlichkeit den Präsidenten, der für diese Tatsachen 

nur ein Achselzucken gehabt hat, der bewußten Parteilichkeit und des Mißbrauchs seines Amtes an.« 

[337] Nach den Presseberichten und seinem eigenen Zugeständnis hat der Angeklagte auch in den 

anderen Versammlungen ähnliche Äußerungen über den Oberkirchenrat gemacht. Es wird verwiesen 

auf die Berichte der Pfälzer freien Presse vom 5.2.1931 über die Versammlung in Kaiserslautern am 

4.2.1931 (Fasz. A. I S. 175), der Donauwacht vom 14.2.1931 über die Versammlung in Ulm am 

13.2.1931 (Fasz. A. I S. 189), des Stadt- und Dorfanzeigers für Neustadt a. d. H. vom 30.3.1931 über 

die Versammlung in Neustadt am 28.3.1931 (Fasz. A. II S. 209), der Münchener Post vom 31.3.1931 
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über die Versammlung in München vom 31.3.1931 (Fasz. A. IIS. 215) und der Volkswacht vom 

18.4.1931 über die Versammlung vom 17.4.1931 in Freiburg i. Br. (Fasz. A. II S. 253). 

Mit Schriftsatz seines Vertreters, des Rechtsanwalts Dr. Dietz in Karlsruhe vom 10.2.1931, hat der 

Angeklagte beim kirchlichen Verwaltungsgericht Klage erhoben mit dem Antrag, die Verfügung des 

Oberkirchenrats vom 28.1.1931, wonach er eine Liste der von ihm abzuhaltenden Versammlungen 

vorzulegen habe, ferner die Verfügung vom 30.1.1931, wonach ihm das Auftreten in politischen Ver-

sammlungen irgendwelcher Art bis auf weiteres verboten worden sei, und die gegen ihn ausgespro-

chene vorläufige Amtsenthebung als ungesetzlich aufzuheben. Das kirchliche Verwaltungsgericht hat 

nach mündlicher Verhandlung durch Urteil vom 18.3.1931 die Klage auf Aufhebung der Verfügun-

gen des Oberkirchenrats vom 28. und 30.1.1931 als unbegründet und die Klage auf Aufhebung der 

vorläufigen Amtsenthebung als unzulässig abgewiesen. Für den vorliegenden Fall ist nur die Stel-

lungnahme des kirchlichen Verwaltungsgerichts zu den Verfügungen des Oberkirchenrats vom 28. 

und 30.1.1931 von Bedeutung. Das Verwaltungsgericht kommt nach eingehender Prüfung der Sach- 

und Rechtslage zu dem Ergebnis, daß die angefochtenen Verfügungen weder gegen die Reichs- noch 

gegen die Landesverfassung verstoßen und daß sich der Oberkirchenrat bei Erlaß der Verfügungen 

auf die Kirchenverfassung und das Dienstgesetz als ausreichende Grundlage gestützt habe. Nach § 

50 KV fordere die Landeskirche von ihren Geistlichen, daß sie mit einem musterhaften christlichen 

Lebenswandel den Gemeinden, die ihnen anvertraut sind, voranleuchten und überall den Ernst und 

die Würde ihres Amtes behaupten. § 1 des kirchlichen Dienstgesetzes mache es den Geistlichen wei-

ter zur Pflicht, sich in und außer dem Amte der Achtung und des Vertrauens, die ihr Beruf erfordert, 

würdig zu erweisen, und in dem Ordinationsgelübde habe auch der Angeklagte feierlich gelobt, der 

Verfassung und den Gesetzen der Vereinigten Evangelisch-protestantischen Landeskirche nachzule-

ben und den Anordnungen der Kirchenbehörde Gehorsam zu leisten. In diesen Bestimmungen fänden 

die Anordnungen des Oberkirchenrats ihre rechtliche Stütze, und der Angeklagte befinde sich in ei-

nem schweren Irrtum, wenn er meine, seine politische und publizistische Tätigkeit erfolge im Rah-

men seines geistlichen Amtes und er sei hierbei nur an sein Gewissen gebunden. Endlich habe sich 

der Oberkirchenrat bei Erlaß der angefochtenen Verfügungen auch keines Ermessensmißbrauchs und 

keiner Ermessensüberschreitung schuldig gemacht in der Weise, daß die tatsächlichen Verhältnisse 

die Berechtigung zu den angefochtenen Verfügungen ausschlössen. Wegen der Ausführungen im 

Einzelnen wird auf den Inhalt des Urteils in Fasz. E. verwiesen. 

Das Urteil wurde dem Angeklagten am 30.3.1931 zugestellt. 

Mit Bezug auf dieses Urteil ließ der Angeklagte im »Religiösen Sozialisten« vom 12.4.1931 unter 

der Überschrift »Das begrenzte Gewissen. Juristen an der Arbeit« einen Artikel erscheinen, [338] in 

welchem er das Urteil des kirchlichen Verwaltungsgerichts einer Kritik unterzieht (Fasz. A.II S. 

225a). In diesem Artikel finden sich unter anderem folgende Stellen: 

»Weil nach Ansicht der Oberkirchenbehörde und des Gerichts die Würde und das Ansehen des Geist-

lichen Eckert durch seinen politischen Kampf gegen den Faschismus in Gefahr stand Not zu leiden, 

und man das ›in seinem eigenen Interesse‹!! – wer lacht nicht aus voller Kehle über diese bodenlose 

Heuchelei – verhindern mußte.« 

»Dafür, daß die breitesten Massen es für die oberste Pflicht des Geistlichen, um sein Ansehen und 

seine Würde nicht vor die Hunde gehen zu lassen, halten, daß er sich einsetzt gegen den Faschismus, 

gegen diese antichristliche Pest unserer Tage, hat das Gericht kein Ohr – nichts, gar nichts hat dieses 

unparteiische Gericht über die Einstellung der breiten antifaschistischen Massen zu sagen – Klassen-

gericht.« 

Die verwaltungsgerichtliche Begründung aber des »politischen Überwachungsrechts der Geistlichen« 

durch die Oberkirchenbehörde ist ein Kabinettstück juristischer Equilibristik, eine Verhöhnung des 

evangelisch-protestantischen Glaubens und ein Thema für die nächste evangelisch-theologische Dok-

torarbeit mit dem Titel: »Warum und wann hat eine Oberkirchenbehörde das Recht und die Pflicht, 

einem Geistlichen die Verkündigung des Willens Gottes zu verbieten – unter besonderer Berücksich-

tigung der behördlich feststellbaren Grenzen des in Christo gebundenen Gewissens.« 
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Auf Grund der geschilderten Vorgänge wurde gegen den Angeklagten die dienstgerichtliche Klage 

erhoben. 

Die Anklageschrift vom 7.5.1931 legt dem Angeklagten zur Last, seine Dienstpflichten dadurch ver-

letzt zu haben, daß er der in der Verfügung des Oberkirchenrats vom 28.1.1931 ergangenen dienstli-

chen Weisung auf Vorlegung eines Versammlungsverzeichnisses in einem Schreiben vom 29.1.1931 

und dem in der Verfügung vom 30.1.1931 enthaltenen Redeverbot in einem Schreiben vom 3.2.1931 

den Gehorsam verweigerte und in der Folgezeit bis heute dem in der letztgenannten Verfügung ent-

haltenen Verbot fortgesetzt zuwiderhandelte, weiterhin sowohl in Veröffentlichungen in der Presse 

wie in öffentlichen Versammlungen Behörden der Landeskirche (Oberkirchenrat – Kirchliches Ver-

waltungsgericht) in beleidigender und herabwürdigender Art angriff. 

Im vorbereitenden Verfahren hatte sich der Angeklagte entsprechend seiner Ankündigung im zweiten 

Schreiben vom 3.2.1931 nicht zur persönlichen Vernehmung gestellt. 

In der Hauptverhandlung gab der Angeklagte zu, daß er den Verfügungen des Oberkirchenrats vom 

28. und 30.1.1931 den Gehorsam verweigert und dem Redeverbot zuwidergehandelt habe. Er machte 

geltend, der Oberkirchenrat sei zum Erlaß der beiden Verfügungen, die einen unzulässigen und ge-

setzwidrigen Eingriff in seine persönliche und staatsbürgerliche Freiheit enthielten, nicht befugt ge-

wesen. Man habe ihn durch diese Verfügungen an einem Kampf gegen den Faschismus hindern wol-

len, zu dem er sich durch sein in Gott gebundenes Gewissen verpflichtet fühle und den er in Erfüllung 

seines geistlichen Amtes um des Evangeliums und der Kirche willen führe. Dienstlichen Befehlen, 

die seinem gottgebundenen Gewissen widersprächen, könne er sich aber nicht fügen. Er sei über-

zeugt, daß sich der Oberkirchenrat durch sein Vorgehen gegen ihn der Parteilichkeit und des willkür-

lichen Mißbrauchs seiner Dienstgewalt schuldig gemacht habe, wie er dies in seinem zweiten Schrei-

ben an den Oberkir-[339]chenrat vom 3.2.1931 des Näheren ausgeführt und begründet habe. Es sei 

ihm ferngelegen, in diesem Schreiben den Oberkirchenrat der bewußten Parteilichkeit zu zeihen. Dies 

ergebe sich schon aus dem Wortlaut im Eingang des Schreibens, wo nicht von »bewußter Parteilich-

keit«, sondern von »offensichtlicher Parteilichkeit« die Rede sei. Er habe zum Ausdruck bringen 

wollen, daß dem Kirchenpräsidenten und den übrigen Mitgliedern des Oberkirchenrats kraft ihrer 

andersartigen politischen und kirchenpolitischen Einstellung eine unparteiische Beurteilung und Be-

handlung der religiösen Sozialisten unmöglich sei, auch wenn sie den Willen dazu hätten. Es habe 

also nur eine objektiv vorhandene Parteilichkeit behauptet werden sollen. Der Inhalt des zweiten 

Schreibens vom 3.2.1931 werde in vollem Umfang aufrechterhalten. Er sei nach wie vor der Über-

zeugung, daß er und seine kirchenpolitischen Freunde vom Oberkirchenrat, insbesondere dem Kir-

chenpräsidenten, mit andrem Maß gemessen würden als die Geistlichen, die der politischen und kir-

chenpolitischen Richtung des Kirchenpräsidenten angehörten. Der Kirchenpräsident sei politisch und 

kirchlich durchaus rechtsgerichtet und bringe dies auch nach außen zum Ausdruck. So habe der Kir-

chenpräsident am 18.1.1931 eine schwarz-weiß-rote Fahne aus seiner Dienstwohnung im Oberkir-

chenratsgebäude herausgehängt. Aus dieser politischen Haltung des Kirchenpräsidenten erkläre sich, 

daß er nicht mit der nötigen Entschiedenheit gegen das Treiben der nationalsozialistischen Pfarrer, z. 

B. des Pfarrers Streng in Waldwimmersbach und des Pfarrers Teutsch in Obereggenen, einschreite 

und nichts gegen die schweren Beleidigungen des Angeklagten durch Pfarrer D. Greiner in Ichenheim 

unternehme. In Ergänzung der Ausführungen im zweiten Schreiben vom 3.2.1931 an den Oberkir-

chenrat werde noch auf folgendes hingewiesen: Pfarrer Streng habe im Jahre 1929 an einer national-

sozialistischen Versammlung in Eberbach teilgenommen, in welcher der bekannte Pfarrer [! d. Hrsg.] 

Münchmeyer* gesprochen habe; er sei in den vordersten Reihen gesessen und habe den Ausführungen 

 
*  Ludwig Münchmeyer (1885-1947); Pastor in Borkum, der durch seine aggressiven antisemitischen Hetzreden 

bekannt und berüchtigt wurde; nach Aufgabe seines Pfarramtes im Zusammenhang mit dem »Münchmeyer-

Prozeß« 1925, in dem ihm u. a. Mißbrauch von weiblichen Gemeindemitgliedern und Betrug erfolgreich vorge-

worfen werden konnte, Entlassung aus dem Kirchendienst 1926, Aberkennung des Titels »Pfarrer a. D.« durch 

das Landeskirchenamt der Hannoverschen Landeskirche 1929; ab 1926 »Reichsredner« der NSDAP, von 1930-

1945 NSDAP-Abgeordneter und bis an sein Lebensende bekennender Faschist. Aus Zeitungsberichten über die 

antifaschistischen Massenversammlungen Eckerts geht hervor, daß Eckert sich wiederholt mit dem Reichsredner 
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des Redners lebhaften Beifall gespendet; bei einer nationalsozialistischen Weihnachtsfeier in Heidel-

berg habe er die Festrede gehalten; bei der Totengedenkfeier seiner Gemeinde am 18.1.1931 sei der 

Altar mit einem Stahlhelm, einem Säbel und einem Gewehr geschmückt gewesen, und unmittelbar 

bei der Kanzel sei eine Hakenkreuzfahne aufgepflanzt gewesen; am Ostermontag habe er in der Chris-

tuskirche in Heidelberg eine nationalsozialistische Hochzeit abgehalten, bei welcher das in die Kirche 

eintretende Brautpaar von den Teilnehmern mit dem Faschistengruß empfangen worden sei; am 

25.4.1931 habe er einen »Deutschen Tag« in Waldwimmersbach mit Sondergottesdienst für die Na-

tionalsozialisten und am 17.5.1931 einen »Deutschen Tag« in Lützelsachsen, bei denen von jungen 

Leuten Stücke nationalistischen Inhalts aufgeführt worden seien, veranstaltet. Diese Vorfälle seien 

der politisch anders gerichteten Arbeiterschaft bekannt geworden und hätten große Erregung [340] 

hervorgerufen, von der Kirchenbehörde sei aber nichts geschehen. Am 14.4.1931 habe Pfarrer 

Schenck [aus, d. Hrsg.] Ehrstädt in der Peterskirche in Heidelberg einen Gedächtnisgottesdienst für 

die verstorbene Kaiserin gehalten, ohne daß hier wegen etwas unternommen worden sei. Die beson-

dere Einstellung des Kirchenpräsidenten gegen seine Person und die von ihm vertretene Richtung 

ergebe sich daraus, daß der Oberkirchenrat die Dekanate zu Berichten über seine Person aufgefordert 

habe und daß der Kirchenpräsident gegenüber dem Pfarrverwalter Steiger abfällige Bemerkungen 

über ihn und seine Freunde gemacht habe. 

Unter diesen Umständen halte er den Vorwurf der Parteilichkeit im oben angegebenen Sinn für be-

gründet. 

Er habe sich auch für berechtigt gehalten, sein zweites Schreiben vom 3.2.1931 in der Presse zu ver-

öffentlichen, zumal auch der Oberkirchenrat zuvor mit Bezug auf seine Erklärung hinsichtlich der 

Neustädter Versammlungen durch die Evang.-kirchliche Pressestelle eine Mitteilung an die Presse 

habe gehen lassen mit der für ihn beleidigenden Überschrift: »Pfarrer Eckert gehorcht – seine Be-

schwerde gegen den Verweis ist verworfen«. 

Ebenso wenig habe er Bedenken gehabt, seinen Kampf mit dem Oberkirchenrat in den Volksver-

sammlungen, in denen er geredet habe, zur Sprache zu bringen. Er könne auch nicht zugeben, daß er 

bei seinen Ausführungen über den Rahmen des Erlaubten hinausgegangen sei. Dagegen räume er ein, 

daß er bei Abfassung des gegen das verwaltungsgerichtliche Urteil gerichteten Artikels in der Erre-

gung gehandelt und dabei unangemessene und unschöne Worte gebraucht habe. 

Der Anklagevertreter nahm Bezug auf den Inhalt des verwaltungsgerichtlichen Urteils und dessen 

bindende Kraft für das Dienststrafverfahren. Im Übrigen wies er die Behauptung des Angeklagten, 

der Oberkirchenrat habe sich der Parteilichkeit oder des Amtsmissbrauchs schuldig gemacht, als völ-

lig unbegründet und durch nichts bewiesen zurück. Er machte darauf aufmerksam, daß ein Teil der 

vom Angeklagten angeführten Fälle dem Oberkirchenrat bis heute unbekannt gewesen sei, ein andrer 

Teil sich zum dienstlichen Einschreiten überhaupt nicht eigne und in den übrigen Fällen der Oberkir-

chenrat die erforderlichen Maßnahmen eingeleitet habe. Bei Besetzung der in Betracht kommenden 

Pfarrstellen seien die religiös-sozialistischen auswärtigen Bewerber nicht wegen ihrer kirchenpoliti-

schen Einstellung nicht berücksichtigt worden, sondern deshalb, weil überhaupt nur Badener in Be-

tracht gekommen seien. Die Verfehlungen des Angeklagten seien so schwer, daß nur Entlassung aus 

dem Kirchendienst oder zum mindesten Zurruhesetzung als Strafe in Betracht komme. 

Gründe 

Durch das Urteil des kirchlichen Verwaltungsgerichts vom 18.3.1931 ist die Klage des Angeklagten 

auf Aufhebung der Verfügungen des Oberkirchenrats vom 28.1.1931 als unbegründet zurückgewie-

sen worden. Das Gericht stellt in den Gründen fest, daß die angefochtenen Verfügungen weder der 

Reichs- noch der Landesverfassung widersprechen und in der Kirchenverfassung und dem kirchli-

chen Dienstgesetz eine ausreichende gesetzliche Grundlage finden. 

 
der NSDAP Münchmeyer auseinandersetzte. Allerdings glaubte Eckert, es noch mit einem amtierenden Pfarrer 

zu tun zu haben. [d. Hrsg.] 
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Das Verwaltungsgericht anerkennt zwar die Unabhängigkeit des Geistlichen von der Kirchenbehörde 

in der Ausübung des eigentlichen geistlichen Amtes, sofern der Geistliche sich dabei nur gebunden 

fühlt an die absolute Geltung des Wortes Gottes, das er zu verkünden hat, wie sein Wissen und Ge-

wissen es ihm ermöglicht. Es kommt aber zu dem Ergebnis, [341] daß die politische Betätigung des 

Pfarrers Eckert, um die es sich bei den in Frage stehenden Verfügungen des Oberkirchenrats handelt, 

nicht im Rahmen seiner geistlichen Amtsführung liegt und ein Gebiet betrifft, auf dem die Befugnisse 

der vorgesetzten Kirchenbehörde zur Aufsicht über den Wandel der Geistlichen eingreifen. Kraft 

dieser Aufsichtsbefugnisse hat der Oberkirchenrat, so stellt das verwaltungsgerichtliche Urteil weiter 

fest, darüber zu wachen, daß die Geistlichen sich auch in ihrem außerdienstlichen Verhalten nach den 

Vorschriften des§ 50 KV und des § 1 DG richten, d. h. überall den Ernst und die Würde ihres Amtes 

behaupten und sich der Achtung und des Vertrauens, die ihr Beruf erfordert, würdig erweisen und, 

wenn Gefahr im Verzug ist, daß sie übertreten werden, die erforderlichen Mahnungen und Anord-

nungen an den einzelnen Geistlichen richten. Welchen Inhalt diese Anordnungen haben müssen und 

dürfen, sei in das Ermessen der Kirchenbehörde gestellt. Das Verwaltungsgericht untersucht dann, 

ob hinsichtlich der in Frage stehenden Verfügungen des Oberkirchenrats die Grenzen seines Ermes-

sensrechtes eingehalten sind oder ob Ermessensmißbrauch oder Ermessensüberschreitung vorliegt, 

und kommt in Würdigung der Vorgänge und Tatsachen zu dem Schlusse, daß die obwaltenden tat-

sächlichen Verhältnisse die Berechtigung der Behörde zu den angefochtenen Verfügungen nicht aus-

schließen. Nach § 14 des Gesetzes vom 25.5.1928 »Die Errichtung eines kirchlichen Verwaltungsge-

richts betr.« ist das Urteil des kirchlichen Verwaltungsgerichts unanfechtbar und schafft für den Tat-

bestand, für den es erlassen ist, allen kirchlichen Behörden und Wahlkörpern gegenüber Rechtskraft. 

Auch das kirchliche Dienstgericht ist eine kirchliche Behörde und daher an die verwaltungsgerichtli-

che Entscheidung gebunden. Das Dienstgericht hat also unter Ausschluß des Rechts zur eigenen 

Nachprüfung von den obigen Feststellungen des Verwaltungsgerichts auszugehen. Aus ihnen folgt, 

daß die beanstandeten Verfügungen zu Recht ergangen sind; denn sie sind danach innerhalb der Zu-

ständigkeit des Oberkirchenrats und innerhalb seines Ermessensrechts ergangen, und dies sind die 

Voraussetzungen für ihre Gültigkeit. Der Angeklagte hatte sie zu befolgen. Die Verpflichtung zum 

Gehorsam gegenüber rechtmäßig erlassenen Anordnungen der Kirchenbehörde gehört zu seinen 

Amtspflichten als selbstverständliches Gegenstück zu dem Anordnungsrecht der vorgesetzten Be-

hörde. Der Angeklagte hat überdies im Ordinationsgelübde gelobt, den Anordnungen der Kirchenbe-

hörden Gehorsam zu leisten, und das Verwaltungsgericht stellt ausdrücklich fest, daß dieses Gelübde 

auch die Gehorsamspflicht gegenüber den hier in Frage kommenden Anordnungen in sich schließt. 

Der Angeklagte hat gegen diese Gehorsamspflicht verstoßen. Er hat beiden Verfügungen bewußt den 

Gehorsam verweigert und dem Redeverbot wiederholt zuwidergehandelt. 

Das Gericht hatte jedoch zu prüfen, ob dem Angeklagten allgemein oder für einen Teil der Verfeh-

lungen das Bewußtsein der Widerrechtlichkeit gefehlt hat, so daß insoweit der Vorsatz ausgeschlos-

sen wäre. In dieser Beziehung unterscheidet das Gericht zwischen den beiden Verfügungen. Die Ver-

fügung vom 28.2.1931 enthielt lediglich die Anordnung, eine Aufstellung vorzulegen, wo und mit 

welchem Thema der Angeklagte in nächster Zeit sprechen wollte, und rechtzeitig mitzuteilen, ob die 

Versammlung stattfinde. Eine solche Anordnung lag in für jedermann erkennbarer Weise im Rahmen 

der allgemeinen Dienstaufsicht. Der Angeklagte wurde dadurch in keiner Weise gehindert, wann, wo 

und worüber er reden wollte. Die Oberkirchenbehörde hatte aber auf Grund ihres in § 127 Absatz 2, 

Ziff. 13 KV begründeten Auf-[342]sichtsrechts die Befugnis, sich über den Umfang und die Art des 

Auftretens eines Geistlichen, der schon wiederholt zu Beanstandungen Anlaß gegeben hatte, zu un-

terrichten. Das Gericht ist danach der Ansicht, daß dem Angeklagten von allem Anfang an die Wi-

derrechtlichkeit seiner Gehorsamsverweigerung gegenüber dem Gebot vom 28.1.1931 bewußt war. 

Dagegen enthielt das Redeverbot vom 30.1.1931 einen tiefgehenden Eingriff in die persönliche Frei-

heit des Angeklagten, über dessen Berechtigung der Angeklagte mangels genauer Kenntnis der ein-

schlägigen gesetzlichen Bestimmungen und deren Auslegung im Zweifel sein konnte. Dies änderte 

sich aber mit dem Erlaß des verwaltungsgerichtlichen Urteils und dessen Bekanntgabe an den Ange-

klagten. Damit war in rechtskräftiger, den Angeklagten bindender Weise festgestellt, daß auch das 

Redeverbot zu Recht erlassen war. Das Urteil des kirchlichen Verwaltungsgerichts wurde dem 
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Angeklagten am 30.3.1931 zugestellt. Trotzdem hat er noch in den Versammlungen in Offenburg am 

16.4.1931 und in Freiburg i. Br. am 17.4.1931 geredet. Für diese beiden Verfehlungen kann ihm daher 

mangelndes Bewußtsein der Widerrechtlichkeit nicht zugebilligt werden. 

Die während der Dauer des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens begangenen Verfehlungen gegen das 

Redeverbot hätten übrigens auch im Hinblick auf Art. II § 2 Abs. 3 des Gesetzes »Die Errichtung eines 

kirchlichen Verwaltungsgerichts betr.« nicht berücksichtigt werden dürfen, da durch die Erhebung der 

Klage die Durchführung der angefochtenen Verfügung bis zum Erlaß des Urteils gehemmt wird. 

Was den Einwand des Angeklagten anlangt, sein in Gott gebundenes Gewissen habe ihm verboten, 

den Anordnungen des Oberkirchenrats Folge zu leisten, so hat schon das kirchliche Verwaltungsge-

richt darauf hingewiesen, daß sich der Angeklagte gegenüber rechtsgültig erlassenen Anordnungen 

seiner vorgesetzten Behörde zur Rechtfertigung der Gehorsamsverweigerung nicht auf sein Gewissen 

berufen kann. Auch diese Festsetzung ist für das Dienstgericht bindend und bedarf keiner weiteren 

Nachprüfung. Das Gericht möchte aber auch keine Zweifel darüber lassen, daß es dieser Auffassung 

innerlich zustimmt. Der Gehorsam des Untergebenen gegenüber rechtmäßigen Anordnungen des Vor-

gesetzten gehört zu den elementaren Bestandteilen der äußeren Ordnung jeder Gemeinschaft. Auch 

die evangelische Kirche kann dieser Grundlage ihrer äußeren Ordnung für ihren Bestand und die Er-

füllung ihrer Aufgaben nicht entbehren. Es hieße den Willen des Einzelnen über den der Gemeinschaft 

setzen, wollte man dem Untergebenen gestatten, den Gehorsam davon abhängig zu machen, daß die 

Anordnungen seiner vorgesetzten Behörde seiner persönlichen Gewissensmeinung entsprechen. Dies 

wäre gleichbedeutend mit der Auflösung der Gemeinschaft, die ohne Ordnung nicht bestehen kann. 

Der Angeklagte war ja auch gegenüber den getroffenen Anordnungen keineswegs rechtlos. Die Kir-

chengesetze räumen ihm das Recht ein, mit der Wirkung der Hemmung des Vollzugs der angefochte-

nen Verfügungen das kirchliche Verwaltungsgericht über die Rechtsgültigkeit der Anordnungen an-

zurufen. Soweit es sich um die Zweckmäßigkeit und Angemessenheit der Verfügungen handelt, ist die 

Beschwerde an die kirchlichen Verwaltungsinstanzen (Kirchenregierung und Landessynode) gegeben. 

Durch seinen Ungehorsam gegen die Anordnungen des Oberkirchenrats hat sich der Angeklagte einer 

Verfehlung im Sinne des § 1 des Dienstgesetzes vom 24.3.1920 schuldig gemacht und insbesondere 

gegen die im Ordinationsgelübde enthaltene Verpflichtung, den Anordnungen der Kirchenbehörde 

Gehorsam zu leisten (§ 1 Abs. 2 des Dienstgesetzes), verstoßen. 

[343] Die zweite Eingabe des Angeklagten vom 3.2.1931 an den Oberkirchenrat ist zwar zur Wahrung 

berechtigter Interessen des Angeklagten verfaßt; sie beschränkt sich aber nicht darauf, sondern macht 

dem Kirchenpräsidenten und dem Oberkirchenrat in maßloser Weise die schwersten Vorwürfe, die 

man einer Behörde überhaupt machen kann. Der Angeklagte gefällt sich in der Rolle des Anklägers 

gegenüber dem Oberkirchenrat. Er wirft seiner vorgesetzten Behörde nichts Geringeres vor, als daß 

sie sich der »offensichtlichen Parteilichkeit« und des »willkürlichen Mißbrauchs der Dienstgewalt« 

schuldig gemacht habe. Dabei kann kein Zweifel bestehen, daß der Angeklagte nicht nur den Vorwurf 

der objektiven Parteilichkeit, sondern den der bewußten Parteilichkeit erheben wollte. Dies ergibt sich 

mit aller Deutlichkeit aus der Tatsache, daß der Angeklagte bei der Versammlung im großen Festhalle 

Saal in Karlsruhe am 18.3.1931 an zwei Stellen seiner Rede den Kirchenpräsidenten der »bewußten« 

Parteilichkeit und des Mißbrauchs seines Amtes zieh. Die gegen den Oberkirchenrat erhobenen Vor-

würfe sind derart ungeheuerlich, daß man vom Angeklagten hätte erwarten müssen, daß er ein aus-

reichendes und überzeugendes Beweismaterial für seine Behauptungen an der Hand hat. Davon ist 

aber nicht die Rede. Es ist in keiner Weise der Nachweis erbracht, daß der Oberkirchenrat, insbeson-

dere der Kirchenpräsident, parteiisch oder unter Mißbrauch seines Amtes gehandelt hat. 

Die Behauptung des Angeklagten, der Oberkirchenrat habe durch sein Vorgehen in der vorliegenden 

Sache zum Ausdruck gebracht, daß er parteiisch sei und sein Amt mißbrauche, widerlegt sich durch 

den Hinweis auf das verwaltungsgerichtliche Urteil, in welchem die Berechtigung des Oberkirchen-

rats ausdrücklich festgestellt ist. Es ist auch unrichtig, daß sich der Oberkirchenrat in seinen Ent-

schließungen durch Gegnerschaft gegenüber dem religiösen Sozialismus leiten ließ. Über die Äuße-

rung, die der Kirchenpräsident gegenüber dem Pfarrverwalter Steiger über die religiös-sozialistischen 
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Pfarrer getan haben soll, ist ein Beweis nicht als erbracht anzusehen. Der Kirchenpräsident bestreitet, 

gegenüber Steiger die von diesem behauptete abfällige Bemerkung getan zu haben. Den Angaben 

Steigers, der sich bei jener Unterredung in höchster Erregung befand, kann unter diesen Umständen 

ein ausschlaggebender Beweiswert nicht zuerkannt werden. Jedenfalls ist aus dem Vorgebrachten 

nicht zu entnehmen, daß der Oberkirchenrat den religiösen Sozialismus als solchen bekämpft. Aber 

auch durch die übrigen vom Angeklagten vorgebrachten Tatsachen ist weder der Vorwurf der Partei-

lichkeit noch derjenige des Amtsmißbrauchs zu begründen. Die Tatsache, daß der Kirchenpräsident 

am 18.1.1931 eine schwarz-weiß-rote Fahne zum Fenster herausgehängt hat, beweist, daß er politisch 

rechts eingestellt ist. Sie gibt aber keinen Anhält dafür, daß er deshalb sein Amt parteiisch führen und 

mißbrauchen werde. Was die Einforderung der Dekanatsberichte betrifft, übersieht der Angeklagte, 

daß diese Erhebungen im Lauf des anhängigen Verfahrens gemacht wurden und zur Vorbereitung der 

Verhandlung vor dem Dienstgericht dienen sollten. Wegen des Auftretens anderer Pfarrer innerhalb 

der nationalsozialistischen Partei oder bei anderen Vereinigungen bestand bei einzelnen Fällen, auch 

wenn sie dem Oberkirchenrat bekannt waren, kein Anlaß zu einem Einschreiten. Was sollte der Ober-

kirchenrat dagegen tun, wenn Landeskirchenrat Bender in einer Versammlung militärischer Ver-

bände in Mannheim oder wenn der Pfarrer und Reichstagsabgeordnete Teutsch vor seinen Wählern 

vom christlichen Volksdienst sprach? Das Verhalten des Pfarrers Streng in Waldwimmersbach hat 

der Oberkirchenrat, soweit es ihm bekannt geworden war, zum Gegenstand dienstlicher Un-[344]ter-

suchung gemacht. Von dem Gedächtnisgottesdienst des Pfarrers Schenck für die verstorbene Kaiserin 

in der Peterskirche in Heidelberg war dem Oberkirchenrat bisher nichts bekannt; er konnte daher den 

Vorfall nicht näher prüfen. Im Fall des Pfarrers Teutsch in Obereggenen hat der Oberkirchenrat die 

Akten der Staatsanwaltschaft Freiburg i. Br. alsbald eingefordert; sie konnten ihm aber nicht mitge-

teilt werden, da sie nicht entbehrlich waren. Der Oberkirchenrat hat mit der Einleitung des Dienst-

strafverfahrens bis zur Erledigung des anhängigen gerichtlichen Verfahrens zugewartet. Daraus kann 

ihm keinerlei Vorwurf gemacht werden. Da im gerichtlichen Verfahren durch eidliche Vernehmung 

der Zeugen der Sachverhalt viel besser geklärt werden kann als im Disziplinarverfahren, ist es fach-

entsprechend und allgemein üblich, mit der Durchführung des Disziplinarverfahrens bis zur Erledi-

gung des gerichtlichen Verfahrens zuzuwarten. Durch § 77 des Badischen Beamtengesetzes vom 

13.2.1931 (GuVBl 1931 S. 93) ist dies für das staatliche Dienststrafverfahren sogar gesetzlich vorge-

schrieben. Zu einer vorläufigen Dienstenthebung des Pfarrers Teutsch gemäß § 23 des Dienstgesetzes 

lagen aber nach den in Frage kommenden Verfehlungen die gesetzlichen Voraussetzungen nicht vor; 

der Oberkirchenrat durfte sie daher nicht anordnen. Pfarrer D. Greiner in Ichenheim ist nicht Geistli-

cher der Badischen Landeskirche; er untersteht daher nicht der Dienstgewalt des Oberkirchenrats; ein 

dienstpolizeiliches Einschreiten gegen ihn war also nicht möglich. Aber auch die Stellung eines Straf-

antrags durch den Oberkirchenrat kam praktisch nicht in Frage, weil die vom Oberkirchenrat deshalb 

angegangenen Staatsanwaltschaften Bedenken gegen die Durchführung des Verfahrens trugen. Wenn 

endlich der Kirchenpräsident ablehnte, den Angeklagten persönlich zu hören, solange er seinen An-

ordnungen Widerstand leistete, so war dies aus der Sachlage verständlich. 

Aus dem Dargelegten folgt, daß die vom Angeklagten gegen den Oberkirchenrat und den Kirchenprä-

sidenten erhobenen Vorwürfe der Parteilichkeit und des Amtsmißbrauchs einer Grundlage entbehren 

und ohne gewissenhafte Prüfung ihrer Begründetheit erhoben worden sind. Sie enthalten schwere Be-

leidigungen der Kirchenbehörde, die geeignet sind, sie in der allgemeinen Achtung herabzusetzen. 

Denn kein schlimmerer Vorwurf kann gegen eine Behörde erhoben werden, als daß sie parteiisch 

handle und ihr Amt mißbrauche. Durch solche Angriffe wird aber nicht nur das Ansehen der Behörde 

allein, sondern gleichzeitig auch die Achtung vor der Kirche selbst, die von einer solchen Behörde 

geleitet wird, aufs schwerste geschädigt. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Behauptungen aus dem 

Mund eines Geistlichen kommen, von dem man annimmt, daß er so schwere Vorwürfe nur nach ge-

wissenhaftester Prüfung und auf Grund sicherer und einwandfreier Beweise erhebe. 

Der Angeklagte hat das die Anklagen gegen den Oberkirchenrat enthaltende Schreiben vom am 

4.2.1931 in der »Mannheimer Volkstimme« und am 8.2.1931 im »Religiösen Sozialisten« veröffent-

licht und es damit der breitesten Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Besonders bedenklich ist die 
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Veröffentlichung in der »Mannheimer Volksstimme«, die als allgemeine Tageszeitung nicht nur von 

Protestanten, sondern auch von Anhängern anderer Glaubensbekenntnisse und Freidenkern gelesen 

wird. Die Leser solcher Auslassungen werden keine hohe Meinung von einer Kirche bekommen, 

deren Diener in so hemmungsloser Weise gegen ihre eigene Kirchenbehörde zu Feld ziehen und die 

ungeheuerlichsten Vorwürfe gegen sie erheben. 

Noch schlimmer ist es aber, daß der Angeklagte auch in den Volksversammlungen, in denen er auftrat, 

die gleichen schweren Anklagen gegen seine Vorgesetzte Behörde wiederholt [345] hat. Eine Volks-

versammlung ist der ungeeignetste Platz, um solche Fragen überhaupt zur Erörterung zu stellen. Die 

Teilnehmer an einer Volksversammlung sind nicht in der Lage und nicht willens, in eine kritische 

Betrachtung des ihnen Vorgetragenen einzutreten. Sie spenden dem Parteiredner Beifall und teilen 

seine Mißachtung. So war es auch in den Versammlungen des Angeklagten. Seine Ausführungen über 

den Oberkirchenrat lösten wiederholt »Pfuirufe« der Zuhörer aus, und der Angeklagte hätte sich, wenn 

er nicht ganz von Parteileidenschaft verblendet war, sagen müssen, daß es der Würde eines evangeli-

schen Geistlichen nicht entspricht, in öffentlicher Versammlung die Massen durch seine Ausführungen 

zur Bezeugung der Verachtung gegen die Leitung der Kirche, in deren Diensten er steht, aufzureizen. 

Er hat damit sich selbst, den übrigen Geistlichen und dem Ansehen der Kirche einen sehr schlechten 

Dienst geleistet. Darüber sollte ihn auch der Beifall seiner Anhänger nicht hinwegtäuschen. 

Die ganze leidenschaftliche Hemmungslosigkeit des Angeklagten zeigt sich in dem Artikel des An-

geklagten »Das begrenzte Gewissen. Juristen an der Arbeit«, in welchem er das Urteil des kirchlichen 

Verwaltungsgerichts bespricht. Er scheut sich nicht, von »bodenloser Heuchelei«, »juristischer 

Equilibristik«, »Verhöhnung des evangelisch-protestantischen Glaubens« zusprechen und das Ge-

richt als »Klassengericht« zu bezeichnen. In diesen Äußerungen ist eine grobe, durch nichts gerecht-

fertigte und durch die Erregung des Angeklagten nicht zu entschuldigende Beleidigung der Mitglieder 

des kirchlichen Verwaltungsgerichts zu erblicken, die in selbstloser und sorgfältiger Weise seine 

Klage geprüft und nach ihrer besten Überzeugung ihr Urteil gefällt und begründet haben. 

Auch durch diese weiteren Handlungen – Veröffentlichung des Schreibens vom 3.2.1931 in der 

Presse, Angriffe gegen den Oberkirchenrat in Volksversammlungen und Beleidigung des kirchlichen 

Verwaltungsgerichts in der Presse – hat sich der Angeklagte eines Vergehens gegen § 1 des Dienst-

gesetzes schuldig gemacht. Er hat bei seinem Vorgehen nicht die Würdeseines Amtes behauptet (§ 

50 KV) und sich nicht der Achtung und des Vertrauens, die sein Beruf erfordert, würdig erwiesen (§ 

1 DG). 

Bei der Strafzumessung wurde berücksichtigt, daß sich der Angeklagte in schwerster Weise gegen 

seine Dienstpflichten vergangen und das für einen Geistlichen besonders bedenkliche Beispiel von 

Disziplin- und Autoritätslosigkeit gegeben hat. Des Weiteren waren seine wiederholten Bestrafungen 

als strafschärfend in Betracht zu ziehen. Es hätte daher die Strafe der Dienstentlassung oder der 

Zwangspensionierung (§ 8 Abs. II Ziff. 4 und 5 DG) durchaus vertreten werden können. Das Dienst-

gericht sah aber gleichwohl von dieser letzten und äußersten Maßnahme ab. Es hielt dem Angeklagten 

zugute, daß er bei der ihm eigenen Vermengung des Politischen und Religiösen bei seinem Handeln 

unter einem religiösen Gewissenszwang zu stehen glaubte und insbesondere das Redeverbot beson-

ders hart empfand. Es wurde ferner berücksichtigt, daß es der Angeklagte verstanden hat, sich an 

seinem Wirkungskreis eine anhängliche Gemeinde zu schaffen, die sich teilweise aus Personen zu-

sammensetzt, die vorher der Kirche fernstanden. Weiter wurde berücksichtigt, daß auch andere Geist-

liche nicht die Zurückhaltung im politischen Auftreten beobachtet haben, die ihnen die Würde ihres 

Amtes auferlegt. Die Verhandlung hat gezeigt, daß tiefbedauerliche Mißgriffe einzelner Geistlicher 

vorgekommen sind, die ebenfalls der Würde des geistlichen Standes und dem Ansehen der Kirche 

schweren Schaden zufügen müssen und die erkennen lassen, daß der Angeklagte in der Verkennung 

dessen, was einem [346] evangelischen Geistlichen bei seinem politischen Auftreten ziemt, nicht al-

lein dasteht. Es wird Aufgabe der hierzu berufenen kirchlichen Instanzen sein, durch allgemeine An-

ordnungen über die politische Betätigung der Geistlichen weiteren Schädigungen von dieser Seite her 

vorzubeugen. Letzten Endes wollte das Dienstgericht dem Pfarrer Eckert Gelegenheit geben zu 
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zeigen, daß er gewillt ist, sich in die kirchliche Ordnung zu fügen. Das Gericht hofft, daß es Pfarrer 

Eckert möglich sein wird, diese Voraussetzung für sein Verbleiben im Amt zu erfüllen. 

Unter Berücksichtigung dieser Umstände wurde gemäß § 8 Abs. II Ziff. 2 DG auf Zurücksetzung im 

Dienstalter für die Dauer von 6 Jahren erkannt. 

gez. Dr. Finter, Dr. Haas, Fitzer, D. Kühlewein, Dr. Doerr, D. Dr. Frommel, Barner, Löw, Seufert. 

Ausgefertigt: Sekretariat Evangelischen Oberkirchenrats: gez. Mack. 

In: Gesetzes- und Verordnungsblatt für die Vereinigte Evangelisch-protestantische Landeskirche Badens, 1931, Nr. 11, 

Ausgegeben Karlsruhe, den 12. August 1931, S. 83-98. 

4. Die Bekanntmachung des Ausschlusses von Erwin Eckert aus der SPD in der Mannheimer 

Presse 

Spaltpilze auch in Baden. Pfarrer Eckert aus der SPD ausgeschlossen 

Der Landesvorstand beschloß in seiner Sitzung am Freitag, den 2. Oktober, das Parteimitglied Erwin 

Eckert, Stadtpfarrer in Mannheim, wegen Zellenbildung in der Partei und grobem Vertrauensbruch, 

unter Ausschluß des statuarischen Verfahrens, gestützt auf § 28 Abs. 8 des Reichsorganisationssta-

tuts, mit sofortiger Wirkung aus der Partei auszuschließen. 

Unterm 30. September dieses Jahres richtete Pfarrer Eckert an den Ortsvereinsvorstand der Sozialde-

mokratischen Partei Mannheim ein Schreiben, in dem er den Ortsvereinsvorstand ersucht, über den 

Landesvorstand beim Parteivorstand in Berlin vorstellig zu werden und von diesem zu verlangen, daß 

ein Ausschuß eingesetzt werde, der die Angelegenheit Seydewitz zu untersuchen habe mit der sofor-

tigen Aufhebung des Ausschlusses von Seydewitz aus der Partei. In diesem Schreiben bekennt sich 

Pfarrer Eckert zur Zellenbildung in der Partei, indem er wörtlich folgendes schreibt: »Ich habe bisher 

mit anderen Genossen und Freunden dafür gesorgt, daß die ›Fackel‹, das Organ der oppositionell 

eingestellten Genossen in Deutschland, systematisch verbreitet wurde, und ich werde die Verbreitung 

der ›Fackel‹ auch weiterhin zu organisieren versuchen, weil nur so die Meinung der mit der offiziel-

len Parteitaktik im Gegensatz stehenden Genossen in der Mitgliedschaft und Wählerschaft der SPD, 

verbreitet werden kann. Ich gehöre der marxistischen Büchergemeinde an und unterstütze die freie 

Verlagsgesellschaft. Ich mache mich also desselben Vergehens schuldig, wegen dessen die Genossen 

Seydewitz und Rosenfeld ausgeschlossen worden sind.« 

Außerdem erklärt Eckert in diesem Schreiben zum Schlusse, daß er an der auf Sonntag von Seydewitz 

nach Berlin zusammenberufenen Konferenz teilnehmen werde. 

Außer diesem Bekenntnis zur weiteren Zerstörungsarbeit liegt noch ein grober Vertrauensbruch 

[347] Eckerts gegenüber der Partei in Mannheim vor. Eckert versuchte schon seit langem, Zellen in 

der Partei zu bilden und illegale Zusammenkünfte zu organisieren. Er mußte sich dieserhalb vor dem 

Vertrauensmännerkörper der Sozialdemokratischen Partei Mannheims am 11. August verantworten. 

Hier gab Eckert am Schluss der Verhandlung die Erklärung ab, daß er eingesehen habe, daß seine 

Zusammenkünfte falsch verstanden werden könnten und daß er sie deshalb nicht mehr einberufen 

und von jetzt ab auch nicht mehr an solchen sich beteiligen werde. 

Dieses Versprechen gegenüber den Mannheimer Parteigenossen hat Eckert nicht gehalten, sondern 

seine heimlichen Konferenzen weitergeführt. Es liegen uns bestimmte Mitteilungen vor, daß solche 

geheimen Besprechungen in Heidelberg stattgefunden haben. Außerdem fand aber eine Versamm-

lung am Donnerstag, den 1. Oktober, in der Wirtschaft zum »Stolzenfels« in Mannheim statt, an der 

eine größere Anzahl Personen teilnahm und aus welcher Versammlung Parteimitglieder, die sich 

nicht im Besitze einer Einladung befanden, hinausgewiesen wurden und wo sich Eckert Vollmacht 

geben ließ, für sein weiteres Vorgehen innerhalb der Partei. Eckert hat also nicht nur die Zellenbil-

dung fortgesetzt, sondern auch die Partei in Mannheim auf das gröblichste getäuscht. Für Personen 
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mit solcher Handlungsweise ist kein Raum innerhalb der Sozialdemokratischen Partei. Der Landes-

vorstand: i. A. Georg Reinbold* 

In: Volkfreund vom 3. Oktober 1931, S. 3. 

5. Das Urteil des Evang. Kirchlichen Dienstgerichts vom 11. Dezember 1931 gegen Pfarrer Er-

win Eckert in Mannheim 

Nachstehend wird das Urteil des Evangelischen kirchlichen Dienstgerichts vom 11. Dezember 1931 

bekannt gegeben. 

Urteil 

Verkündet am 11. Dezember 1931. Der Protokollführer: gez. Mack. 

In Dienststrafsachen gegen Pfarrer Erwin Eckert in Mannheim hat das Evangelisch kirchliche Dienst-

gericht auf die mündliche Verhandlung vom 11. Dezember 1931, an welcher teilgenommen haben: 

Oberbürgermeister Dr. Finter von Karlsruhe als Vorsitzender, Oberstaatsanwalt Dr. Haas von Hei-

delberg, Oberstaatsanwalt Fitzer von Freiburg, Prälat D. Kühlewein von Karlsruhe, Oberkirchenrat 

Dr. Doerr von Karlsruhe, Pfarrer Barner von Lörrach, Pfarrer Kirchenrat Professor D. Dr. Frommel 

von Heidelberg, Pfarrer Löw von Karlsruhe und Pfarrer Seufert von Karlsruhe als Beisitzer, Oberkir-

chenrat Dr. Friedrich von Karlsruhe als Anklagevertreter, Finanzrat Mack von Karlsruhe als Proto-

kollführer, für Recht erkannt: 

[348] Pfarrer Erwin Eckert in Mannheim wird aus dem Kirchendienst entlassen mit der Wirkung des 

Verlustes der Amtsbezeichnung, des Einkommens, des Anspruchs auf Ruhegehalt und Hinterbliebe-

nenversorgung sowie des Rechts zur Vornahme von Amtshandlungen und hat die Kosten des Dienst-

strafverfahrens zu tragen. 

Gründe 

I. Pfarrer Eckert wurde durch Beschluß des Landesvorstandes der Sozialdemokratischen Partei Ba-

dens vom 2. Oktober 1931 wegen Zellenbildung in der Partei und groben Vertrauensbruches, unter 

Ausschluß des statutarischen Verfahrens, gestützt auf § 28 Abs. 8 des Reichsorganisationsstatuts mit 

sofortiger Wirkung aus der Partei ausgeschlossen. Nach seiner Darstellung erhielt er parteiamtlich 

von dieser Entschließung keine Kenntnis, sondern erfuhr seinen Ausschluß am 3. Oktober 1931 durch 

Zeitungsnachrichten in Berlin, wo er sich zu Verhandlungen mit Seydewitz zwecks Gründung einer 

neuen Partei, der »Sozialistischen Arbeiterpartei«, befand. Am Nachmittag desselben Tages erklärte 

Pfarrer Eckert aus Anlaß einer Besprechung mit der Zentrale der Kommunistischen Partei Deutsch-

lands (KPD) seinen Übertritt zu derselben. Noch vor seiner am 11. Oktober 1931 von Mannheim 

erfolgten Abreise nach Rußland sprach Pfarrer Eckert am 7. in Mannheim, am 9. in Karlsruhe und 

am 10. gleichen Monats in Stuttgart als Hauptredner in großen Massenversammlungen, die von der 

KPD unter besonderem Hinweis auf Pfarrer Eckert veranstaltet worden waren. Desgleichen trat er 

am 12. Oktober 1931 in einer von der KPD einberufenen Versammlung in Berlin auf. Gegenstand 

seiner Ausführungen in diesen Versammlungen war insbesondere auch die Darstellung und Begrün-

dung seines Übertritts von der Sozialdemokratischen Partei Deutschland (SPD) zur KPD. Inhaltlich 

decken sich diese Darlegungen mit einer Erklärung, die Pfarrer Eckert in Nr. 2 der »Volkstribüne« 

vom 10. Oktober 1931 (AS. 115) veröffentlicht hat und aus der für das kirchliche Dienstverfahren 

folgende Stelle von Bedeutung ist: 

 
*  Georg Reinbold (1885-1946), bis 1912 Schlosser und Mechaniker, 1906 SPD-Eintritt, Kriegsteilnehmer, Lan-

desvorsitzender der SPD (1924-1933), Landtagsabgeordneter (1925-1933), 1933 Emigration, zunächst im Saar-

gebiet, ab 1935 in Frankreich, 1936 Ausbürgerung, ab 1941 in den USA, 1944 Beteiligung an einem Komitee 

emigrierter deutscher Gewerkschafter. [d. Hrsg.] 
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»Ich bin der KPD nicht als Pfarrer, sondern als revolutionärer Marxist beigetreten, um in ihr für die 

Befreiung der Arbeiterklasse zu kämpfen.« 

Auch nach seiner Rückkehr aus Rußland bis zur dienstgerichtlichen Verhandlung hat Pfarrer Eckert 

noch in verschiedenen Städten Deutschlands als kommunistischer Parteiredner in Versammlungen 

gesprochen. 

Pfarrer Eckert hat von der Zentrale der KPD anläßlich seines Übertrittes zu dieser Partei die Zusiche-

rung erhalten, daß er auch als ihr Mitglied Pfarrer der evangelischen Landeskirche Badens bleiben 

dürfe. In der bereits erwähnten Versammlung in Mannheim gab der Vertreter des Bezirkes Baden-

Pfalz der KPD, Karl Fischer, namens der Bezirksleitung unter Bezugnahme auf den Übergang Pfarrer 

Eckerts und anderer von der SPD zur KPD auch zur Frage der Stellung der Kommunisten zur Religion 

und zur Kirche eine grundsätzliche Erklärung ab, die davon ausging, daß die »Marxisten alle heutigen 

Religionen und Kirchen stets als Organe des gegenwärtigen kapitalistischen Staates betrachten«. 

Nach einigen weiteren Ausführungen über die Anschauung von Marx und ihm folgend der KPD über 

die Religion führte Fischer als maßgebende Auffassung über die Stellung eines Geistlichen innerhalb 

der Partei die folgende, von Lenin bereits im Jahre 1909 auf gestellte These an: 

»Wenn ein Geistlicher zwecks gemeinsamer politischer Arbeit zu uns kommt und gewissenhaft Par-

teiarbeit leistet, ohne gegen das Parteiprogramm aufzutreten, so können wir ihn in die Reihen der 

Sozialdemokratie aufnehmen, denn der Widerspruch zwischen dem Geiste und den [349] Grundlagen 

unseres Programms und der religiösen Überzeugung des Geistlichen könnte unter solchen Umständen 

ein nur ihn allein angehender persönlicher Widerspruch bleiben; eine politische Organisation kann 

aber nicht ihre Mitglieder daraufhin prüfen, ob nicht zwischen ihren Anschauungen und dem Pro-

gramm der Partei ein Widerspruch bestehe. Doch ein solcher Fall könnte natürlich selbst in Europa 

nur eine seltene Ausnahme sein; in Rußland ist er schon ganz unwahrscheinlich. Und würde z. B. ein 

Geistlicher in die sozialdemokratische Partei eintreten und als seine wichtigste und fast ausschließli-

che Arbeit eine aktive Propaganda religiöser Anschauungen in der Partei betreiben wollen, so müßte 

die Partei ihn aus ihrer Mitte unbedingt ausschließen. Wir müssen alle Arbeiter, die den Glauben an 

Gott noch bewahrt haben, zu der sozialdemokratischen Partei nicht nur zulassen, sondern sie mit 

verdoppelter Energie heranziehen; wir sind unbedingt gegen die geringste Verletzung ihrer religiösen 

Überzeugung, aber wir wollen sie heranziehen, nicht, damit sie aktiv gegen dieses kämpfen. Wir 

lassen innerhalb der Partei Meinungsfreiheit gelten, jedoch in gewissen Grenzen, die durch die Frei-

heit der Gruppierung bestimmt sind: wir sind nicht verpflichtet, Hand in Hand mit Leuten zu gehen, 

die aktiv Ansichten propagieren, welche von der Mehrheit der Partei abgelehnt werden.« 

Unter der Voraussetzung der Anerkennung dieser Grundsätze hieß Fischer den Pfarrer Eckert und die 

übrigen zur KPD übergetretenen Genossen als voll- und gleichberechtigte Mitglieder in den Reihen 

der KPD willkommen (»Volkstribüne« a. a. O.). 

Nach den Presseberichten über die Berliner Versammlung (s. »Tägliche Rundschau« vom 14. Okt. 

1931 A S. 175) führte Pfarrer Eckert über seine Stellung in der KPD u. a. aus, »daß er nicht als Pfarrer, 

sondern als Marxist zur KPD gekommen sei, daß er innerhalb der Partei nichts von Gott sagen 

werde. Jetzt sei er ein einfacher Soldat der Revolution (stürmischer Beifall). Sein Übertritt zur KPD 

sei ein flammender Protest gegen die Unduldsamkeit der Kirche; sein Übertritt sei weiter eine An-

klage gegen die Treulosigkeit der Kirche, die den Arbeiter im Stich gelassen und sich zur Dienerin 

des Kapitalismus erniedrigt habe. Was Christus Religion genannt habe, das sei vergraben durch die 

bürgerlich-kapitalistische Gesellschaftsordnung, die schuld sei, daß die Worte Jesu zu leeren Phrasen 

geworden seien. 

Als Genosse Eckert zum Schluß seiner Rede sagte, daß die Kirche wie der Kapitalismus gerichtet sei, 

tosten die Massen, und in den Vorräumen johlte die »Junge Garde». 

Im Verlaufe der Aussprache ergriff auch ein Vertreter der proletarischen Freidenker, Dr. König, zum 

Falle Eckert das Wort und erinnerte unter Hinweis auf die oben erwähnte Stellungnahme Lenins zu 

dieser Frage daran, daß »auch ein Geistlicher der Partei angehören könne, vorausgesetzt, daß er sich 
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der Parteidisziplin unterwerfe und in der Partei keine religiöse Propaganda treibe, ... aus der ökono-

mischen Grundlage des Marxismus ergebe sich notwendigerweise der ideologische Überbau und da-

mit auch der aktive Kampf gegen die Religion« (»Berlin am Morgen« vom 13. Oktober 1931 AS. 

161). 

In dem erstgenannten Pressebericht ist noch ausdrücklich darauf hingewiesen worden, daß die Ver-

sammlung unter dem Absingen der Internationale schloß mit dem Vers: 

»Es rettet uns kein höh’res Wesen, kein Gott, kein Kaiser noch Tribun. Uns aus dem Elend zu erlösen, 

können nur wir selber tun!« 

Schließlich ist in diesem Zusammenhang noch ein Schreiben des kommunistischen Reichstagsabge-

ordneten Schneller vom 15. Oktober 1931 an Pfarrer Piechowski, den Vorsitzenden der [350] Bru-

derschaft sozialistischer Theologen Deutschlands, zu erwähnen, das folgenden Wortlaut hat: 

»Werter Genosse! Auf Ihr Schreiben vom 12. Oktober und auf Grund unserer Unterredung am glei-

chen Tage teile ich Ihnen folgendes mit: Beim Übertritt des Genossen Eckert zur Kommunistischen 

Partei sind ihm wegen seiner Zugehörigkeit zur Kirche und wegen seiner Tätigkeit als Pfarrer keiner-

lei Bedingungen gestellt worden. Die Aufnahme des Genossen Eckert ist für uns keine Frage der 

Opportunität; sie erfolgte in voller Übereinstimmung mit unseren Grundsätzen. Genosse Eckert ist zu 

uns als revolutionärer Marxist gekommen. Wir haben diesen Übertritt freudig begrüßt. 

Daß gerade in Ihrem Kreis in Verbindung mit diesem Übertritt des Genossen Eckert die Stellung des 

Kommunismus zu Religion und Kirche besonders interessiert, ist für uns verständlich. Wir sind gern 

bereit, darüber mit Ihnen in Erörterungen einzutreten. 

Ich schreibe ihnen diesen Brief in Übereinstimmung mit dem Sekretariat des Zentralkomitees der 

KPD. 

Mit kommunistischem Gruß (gez.) Ernst Schneller.« 

(Nr. 48 des »Religiösen Sozialisten« vom 29. November 1931 A S. 199.) 

II. Pfarrer Eckert hat unterm 29. Sept. 1931 (Pers.-Akten S. 507) an den Evang. Oberkirchenrat in 

Karlsruhe ein Urlaubsgesuch gerichtet, dessen Eingang lautet: 

»Ich bitte hiermit, mir vom 13. Oktober bis 13. November Urlaub zu bewilligen. Ich habe ganz un-

vorhergesehen die Möglichkeit, auf Einladung des Bundes der Freunde der Sowjetunion eine Stu-

dienreise nach Rußland zu unternehmen. Ich habe bei den gestern gepflogenen Verhandlungen mit 

den Vertretern des Bundes die Bedingung gestellt, daß ich mich als Pfarrer über die tatsächlichen 

religiös-kirchlichen Verhältnisse in Rußland eingehend orientieren will.« 

Der darauf ergangene oberkirchenrätliche Erlaß vom 1. Oktober 1931 Nr. 16566 (Pers.-Akten S. 508) 

besagt: 

»Der erbetene Urlaub vom 13. Oktober bis 13. November wird Ihnen mit Rücksicht auf die angeführ-

ten Gründe gewährt, wobei ich annehme, daß Sie s. Zt. einen Bericht über Ihre Eindrücke, die Sie 

von den religiösen und kirchlichen Verhältnissen in Rußland gewinnen konnten, dem Oberkirchenrat 

vorlegen.« 

Auf Grund der am 2. Oktober erfolgten Ausschließung Pfarrer Eckerts aus der SPD und der daran 

sich knüpfenden Pressenachrichten über dessen beabsichtigten Übertritt zur KPD ersuchte der Ober-

kirchenrat durch Erlaß vom 6. Oktober 1931 Nr. 16994 (Pers.-Akten S. 511/12) den Pfarrer Eckert 

infolge der geänderten Verhältnisse um näheren Aufschluß über die geplante Rußlandreise. Pfarrer 

Eckert bat daraufhin um eine Unterredung mit dem Kirchenpräsidenten, die am 9. Oktober 1931 statt-

fand und bei welcher Pfarrer Eckert amtlich von seinem Übertritt zur KPD Mitteilung machte; es 

wurde ihm dabei eröffnet, daß die Kirchenregierung die aus dieser Tatsache sich ergebende Entschei-

dung zu treffen habe. In dieser Sitzung der Kirchenregierung vom 9. Oktober 1931 (Pers.-Akten S. 

527/33) hat diese die maßgebliche Frage, ob es für die Landeskirche tragbar sei, daß einer ihrer Pfar-

rer bei der derzeitigen kirchenfeindlichen Einstellung der KPD aktives Mitglied dieser Partei ist, 
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verneint. Wegen der am 10. Oktober 1931 durch den Oberkirchenrat erfolgten Eröffnung des Dienst-

strafverfahrens gegen Pfarrer [351] Eckert wegen Verletzung seiner Dienstpflichten durch Übertritt 

zur KPD und sein Auftreten als Redner für diese Partei in öffentlichen Versammlungen und dessen 

vorläufiger Enthebung vom Amte wurde durch Erlaß vom gleichen Tage Nr. 17238 aus denselben 

Gründen die Urlaubsbewilligung zurückgenommen (Pers.-Akten S. 537) mit dem Zusatze, daß die 

Amtsenthebung nicht die Berechtigung gibt, sich vom Amtssitze Mannheim zu entfernen. Pfarrer 

Eckert hat trotzdem am 11. Oktober 1931 die Rußlandreise angetreten und ist von ihr am 26. oder 27. 

November 1931 wieder nach Mannheim zurückgekehrt. 

III. Unter Zugrundelegung dieser unbestrittenen Tatsachen beschuldigt die Anklage den Pfarrer E-

ckert, »seine Dienstpflichten und § 50 KV dadurch verletzt zu haben, 

daß er am 3. Oktober 1931 oder an einem der folgenden Tage als Mitglied der Kommunistischen 

Partei Deutschlands (KPD), die als solche und in ihren Nebenorganisationen programmatisch chris-

tentums- und kirchenfeindlich eingestellt ist und auch danach sich betätigt, beigetreten ist und in 

öffentlichen Versammlungen in Mannheim am 7. Oktober, in Karlsruhe am 9. Oktober, in Stuttgart 

am 10. Oktober, in Berlin am 12. Oktober für die KPD geworben hat; 

daß er ohne den erforderlichen Urlaub sich am 11. Oktober von seinem Dienstsitz Mannheim entfernt 

hat, um eine mehrwöchige Reise nach Rußland anzutreten.« 

Der Anklagevertreter stellte den Antrag, »den Angeschuldigten mit der Entlassung aus dem Kirchen-

dienst zu bestrafen mit der Wirkung des Verlustes der Amtsbezeichnung, des Einkommens, des An-

spruchs auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung sowie des Rechtes zur Vornahme von Amts-

handlungen (§ 8 Ziff. II, 4 Dienstges.)«. 

Die Anklage geht davon aus, daß die KPD wesensmäßig dem Christentum und den christlichen Kir-

chen feindlich gegenübersteht und diese gegenchristliche und gegenkirchliche Einstellung mit allen 

ihr zu Gebot stehenden Mitteln in das Volk hineinträgt. Unter Bezugnahme auf die grundsätzlichen 

Auslassungen von Marx, Lenin u. a. über die Stellungnahme der kommunistischen Partei weist die 

Anklage darauf hin, daß die Partei von jeher und unverändert bis heute den Atheismus und damit den 

Kampf gegen Religion und Kirche als einen nicht unwesentlichen Teil ihres Parteiprogramms be-

trachtet habe und ansehe und alle die Bewegungen nicht nur in ihren Reihen duldet, sondern auch 

unterstützt, die den Atheismus in Wort und Schrift predigen und ihn in der Tat durch Förderung der 

Austrittsbewegung aus den Kirchen und dergleichen verbreiten. Von der programmatischen Einstel-

lung der KPD zum Atheismus und den dazu vom Anklagevertreter angeführten Belegstellen aus dem 

kommunistischen Schrifttum und den maßgeblichen neuerlichen Parteibeschlüssen dazu abgesehen, 

macht die Anklage auf die enge Verbundenheit der KPD mit der Freidenker- und Gottlosenbewegung, 

deren teilweise durchaus schwer verletzende Beschimpfungen und Verächtlichmachungen von Reli-

gion und Kirche, wie sie beispielsweise die Anklageschrift anführt, gerichtsbekannt sind, aufmerksam 

und wirft daran anschließend die Frage auf, wie es möglich sei, daß eine derart gegensätzlich zur 

Religion und Kirche eingestellte Partei wie die KPD einen im Amt befindlichen evangelischen Geist-

lichen in ihre Reihen aufnehmen könne. Es sei interessant, wieder modernste, in seinen Anschauun-

gen auch für die KPD maßgebendste Kommunistenführer Lenin sie beantworte. In seiner Schrift 

»Über das Verhältnis der Arbeiterpartei zur Religion (1909)« (zitiert aus Bd. 4 der kleinen Leninbib-

liothek: W. Lenin, Über Religion) sage er dazu [352] (S. 27): »Man kann nicht ein für alle Mal und 

für alle Verhältnisse erklären, daß Geistliche nicht Mitglieder der sozialdemokratischen Partei sein 

können, aber man kann auch nicht ein für alle Mal die entgegengesetzte Regel aufstellen.« 

Daran anschließend stelle Lenin die Bedingungen, unter denen ein Geistlicher Mitglied der kommu-

nistischen Partei sein könne, mit den Worten fest, die, wie oben bereits angegeben, der kommunisti-

sche Bezirksvertreter Fischer in der angeführten Mannheimer Versammlung auch für Pfarrer Eckert 

in aller Öffentlichkeit zur Grundlage für dessen Eintritt in die KPD machte. Dafür, daß die Aufnahme 

eines aktiven Geistlichen in die KPD nur Mittel zum Zwecke sei und keinesfalls eine Aufgabe oder 

Abschwächung des Kampfes gegen Religion und Kirche bedeute, führt die Anklage folgende Stellen 

aus der angeführten Schrift Lenins (a. a. O., S. 25/26) an: 
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»Eine absolute, unüberbrückbare Schranke zwischen der theoretischen Propaganda des Atheismus, 

d. h. der Vernichtung des religiösen Glaubens bei gewissen Schichten des Proletariats, und dem Er-

folg, dem Verlauf, den Bedingungen des Klassenkampfes dieser Schichten aufrichten – heißt undi-

alektisch denken.« 

»Nehmen wir ein Beispiel. Das Proletariat eines gegebenen Gebietes und eines gegebenen Industrie-

zweiges teilt sich, sagen wir, in eine fortgeschrittene Schicht ziemlich klassenbewußter Sozialdemo-

kraten, die natürlich Atheisten sind, und in ziemlich rückständige Arbeiter, die noch mit dem Dorfe 

und der Bauernschaft verbunden sind, die an Gott glauben, in die Kirche gehen oder gar noch unter 

dem direkten Einfluß des Ortsgeistlichen stehen, der, sagen wir, einen christlichen Arbeiterverein 

gründet. Angenommen ferner, daß der Wirtschaftskampf in diesem Orte zu einem Streik geführt hat. 

Der Marxist muß unbedingt den Erfolg der Streikbewegung in den Vordergrund rücken, muß ent-

schlossen in diesem Kampfe einer Trennung der Arbeiter in Atheisten und Christen entgegenarbeiten, 

muß energisch eine solche Trennung bekämpfen. Atheistische Propaganda kann unter solchen Um-

ständen nicht nur überflüssig, sondern schädlich sein – nicht vom Standpunkt der spießbürgerlichen 

Erwägungen aus, man könnte die rückständigen Schichten abschrecken, das Wahlmandat einbüßen 

usw., sondern vom Standpunkt des wirklichen Fortschritts des Klassenkampfes, der in der Situation 

der modernen kapitalistischen Gesellschaft die christlichen Arbeiter hundertmal besser zur Sozialde-

mokratie und zum Atheismus bringen wird als die nackte atheistische Propaganda. Der Prediger des 

Atheismus würde in einem solchen Moment und unter solchen Umständen nur den Pfaffen Vorschub 

leisten, die nichts sehnlicher herbeiwünschen, als die Einleitung der Arbeiter nach ihrer Beteiligung 

am Streik durch eine solche nach ihrem Glauben an Gott zu ersetzen.« 

»Der Marxist muß Materialist sein, d. h. ein Feind der Religion, aber ein dialektischer Materialist, d. h. 

ein solcher, der den Kampf gegen die Religion nicht abstrakt, nicht auf den Boden einer abstrakten, 

rein theoretischen, sich stets gleichbleibenden Propaganda stellt, sondern konkret, auf den Boden des 

Klassenkampfes, der tatsächlich vor sich geht und der die Massen am meisten und am besten erzieht.« 

Der Anklagevertreter hält nach alledem das Amt eines Geistlichen der Landeskirche, der die Lehren 

der Heiligen Schrift zu verkünden hat, für unvereinbar mit der Zugehörigkeit zur KPD, die in aller 

Öffentlichkeit Gott leugne. Man könne auch nicht sagen, daß die Wortverkündigung von der Kanzel 

bei den Geistlichen den Inhalt der eigentlichen Berufsausbildung [353] allein bilde. Der Pfarrer habe 

sie vielmehr auch sonst durch sein und in seinem Leben zu bestätigen. Durch sein widerspruchsvolles 

Verhalten, durch aktive Unterstützung der KPD als einer grundsätzlichen Gegnerin und Bekämpferin 

von Religion und Kirche ohne gleichzeitiges Eintreten für diese habe Pfarrer Eckert seine Dienst-

pflicht im Sinne von Punkt a der Anklageverletzt und sei in Übereinstimmung mit der Auffassung 

des Kirchengemeinderats Mannheim für die Kirche nicht mehr »tragbar«. 

Durch die Abreise nach Rußland trotz der Zurückziehung des Urlaubs hat Pfarrer Eckert sich nach 

der Anklage der weiteren Dienstverfehlung schuldig gemacht, daß er sich ohne Erlaubnis des Dekans 

oder des Oberkirchenrates länger als einen Tag von seinem Dienstsitz entfernte; Verstoß gegen § 27 

der Dekanatsordnung vom 11. Dezember 1900 (VBl. S. 175) in Verbindung mit der Urlaubsordnung 

vom 14. April 1910 (VB1. S. 74) und vom 10. Oktober 1923 (VB1. S. 67). 

IV. Demgegenüber erklärte Pfarrer Eckert, wie er das schon bei der oben erwähnten Unterredung mit 

dem Kirchenpräsidenten tat, als seinen grundsätzlichen Standpunkt, daß er nicht als Pfarrer, sondern 

als revolutionärer Marxist zur KPD übergetreten sei, er wolle also dort lediglich den politischen 

Kampf führen und trotzdem Geistlicher bleiben, weil dadurch sein persönlicher Einfluß ein größerer 

sein werde. Bei der fraglichen Besprechung gab Pfarrer Eckert zu, daß die KPD einen Kampf gegen 

Religion und Kirche führt, bemerkte aber, daß diese Gegnerschaft teilweise in Formen geschehe, die 

auch er für anfechtbar halte. So verwerfe er insbesondere die freidenkerische Propaganda innerhalb 

der KPD. Er wolle die Anhänger dieser Richtung nicht zum Christentum bekehren, aber er wolle eine 

Neutralisierung dieser Betätigung innerhalb der KPD erreichen, wie auch er als Pfarrer nur für die 

weltlichen Ideen des Kommunismus wirke und keine christliche Propaganda treibe. Die Masse sei an 

der Kirche irre geworden, weil sie alles andere sei, als was sie sein solle, und Fehler und Mängel 

aufzeige, die das Volk aus der Kirche dränge, das aber trotzdem den christlichen Glauben bewahrt 
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habe. Als Pfarrer habe er die Aufgabe, das Mißtrauen der Masse gegen die Kirche und das Christen-

tum zu bekämpfen. Wegen der Frage der Vereinbarkeit des Berufes eines Geistlichen mit der aktiven 

Betätigung innerhalb der KPD wies Pfarrer Eckert bei der betreffenden Besprechung im Oberkir-

chenrat auf die oben angeführte Auslassung Lenins dazu als auch für seinen Fall maßgebend hin. Von 

der Zentrale der KPD in Berlin sei ihm zugesichert worden, daß die KPD gegen seine Weltanschau-

ung und seinen Dienst als Geistlicher der Kirche nichts einzuwenden habe. So wenig er innerhalb der 

KPD christliche Propaganda treibe, so wenig sei er in der Kirche auf der Kanzel oder in seiner sons-

tigen Dienstausübung irgendwie als Kommunist oder für die KPD tätig. Bei der Auseinandersetzung 

mit seiner vorgesetzten Behörde über die durch seinen Übertritt zur KPD geschaffene Lage meinte 

Pfarrer Eckert, die Kirche soll mit einer Entscheidung gegen ihn zuwarten, bis er sich durch seine 

Reise nach Rußland ein weiteres Blickfeld verschafft habe. Er beabsichtige, nach seiner Rückkehr 

aus Rußland über seine dort gewonnenen Eindrücke auf dem religiösen Gebiet in /S. 15 kirchlichen 

Kreisen und sonst in der Öffentlichkeit zu berichten. 

In der Durchführung der Reise nach Rußland erblickte Pfarrer Eckert mit dem Verteidiger trotz der 

Zurückziehung der Urlaubsgenehmigung deshalb keine Verletzung seiner Dienst-[354]pflicht, weil 

er währenddem seines Amtes enthoben war und deshalb überhaupt keinen Dienst ausüben konnte. 

Gegenüber den Ausführungen des Anklagevertreters, daß die KPD sich programmatisch zum Athe-

ismus bekenne, vertrat der Verteidiger die Auffassung, daß der Kommunismus den Atheismus und 

Materialismus, die Religions- und Kirchenfeindschaft nicht als Wesensgrundlage seiner Lehre be-

trachte und seine Organisationen dahingehende Grundsätze auch nicht angenommen hätten. Marx 

und Engels hätten zwar für ihre Person eine atheistische und materialistische Weltanschauung vertre-

ten. Die Weiterentwicklung des Marxismus habe aber bewiesen, daß der von Marx in der Frühzeit 

des Kommunismus geprägte Ausspruch von der »Religion« als dem »Opium des Volkes« und die 

daraus hervorgehende Kampfstellung gegen Religion und Kirche späterhin nicht als Grundsatz von 

den sozialdemokratischen Parteien aufgenommen worden sei, diese vielmehr die »Religion zur Pri-

vatsache« erklärt hätten, nachdem Marx und Engels sich damit abgefunden hätten. Als Ergebnis die-

ser Entwicklung sei deshalb festzustellen, daß Atheismus und Materialismus dem Marxismus keines-

falls wesentlich ist und sich die Bekämpfung der Religion und Kirche auf die Fälle beschränkt, in 

denen sich dieselben der Verwirklichung des Marxismus feindlich oder hemmend entgegenstellen 

(Dietz, Das religiöse Problem des Marxismus, Schriften der religiösen Sozialisten Nr. 8, S. 10). Daran 

ändere auch die Einstellung Lenins nichts, der den Kampf gegen die Religion als eine ausdrückliche 

Aufgabe des Kommunismus erklärte, weil sich diese Folgerung lediglich aus den Verhältnissen in 

Rußland ergeben habe, wo die Kirchen in der Zeit vor dem Umsturz als Anstalten des Staates zur 

Erfüllung von dessen einseitigen, den kommunistischen Grundsätzen zuwiderlaufenden Maßnahmen 

gedient hätten. Es sei durchaus falsch, diesen aus den spezifisch russischen Verhältnissen heraus zu 

erklärenden Rückfall in die programmatischen Forderungen des Atheismus und der Religionsbe-

kämpfung der Bakunisten und Blanquisten auf die Zustände in Deutschland zu übertragen, wo die 

Entwicklung der christlichen Kirchen in den letzten Jahrhunderten seit der Reformation eine ganz 

andere als in Rußland gewesen sei. Daß Atheismus und Religionsbekämpfung nicht Wesensgrundla-

gen des heutigen Marxismus seien, gehe auch aus der Tatsache hervor, daß seit dem Bestehen der 

deutschen Republik nicht nur Sozialdemokraten treue Mitglieder der christlichen Kirchen seien, son-

dern auch eine ganze Anzahl von Geistlichen sich zur SPD bekenne und unbeanstandet ihre pfarr-

amtlichen Pflichten ausübe. So wenig wie man früher eine derartige Parteizugehörigkeit für mit dem 

Pfarramte vereinbar gehalten habe, so wenig dürfe man jetzt aus dem Übertritt des Pfarrers Eckert 

zur KPD die Folgerung herleiten, ihm das Pfarramt zu entziehen, da er für frühere Anschauungen 

kommunistischer Führer und Herabwürdigungen von Religion und Kirche in Wort und Schrift von 

kommunistischer Seite nicht verantwortlich gemacht werden könne. Ebenso wenig dürfe man die 

KPD als solche für die Gottlosenbewegung und die sonstige antichristliche Propaganda haftbar ma-

chen, welche die Kreise der Freidenker und Atheisten betreiben, da die hierfür auftretenden Organi-

sationen keinesfalls Einrichtungen der KPD seien. 
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Zusammenfassend betonte der Verteidiger, daß die KPD durch die Aufnahme Pfarrer Eckerts in ihre 

Reihen durch die Tat ihre grundsätzliche Einstellung der unbedingten Duldsamkeit in religiösen An-

gelegenheiten bewiesen habe und Pfarrer Eckert eher der Dank auszusprechen sei, als ihn zu tadeln 

oder aus dem Kirchendienste zu entlassen, nachdem er sich bei dem heute [355] nicht unbedenklichen 

Einflüsse der Freidenker- und Gottlosenbewegung gegenüber der KPD unter diesen schwierigen Ver-

hältnissen entschlossen habe, demgegenüber zum mindesten für eine Gleichberechtigung der Vertre-

tung der kirchlichen Belange einzutreten. Dementsprechend beantragte der Verteidiger die Freispre-

chung von der erhobenen Anklage. 

/S. 16 V. Das Dienstgericht geht davon aus, daß, wie der von Marx und Engels begründete Kommu-

nismus der heutigen KPD den Atheismus und Materialismus zur Wesensgrundlage hat und damit den 

Kampf gegen Religion und Kirche führt. Ohne auf die Lehren von Marx und Engels näher einzuge-

hen, sei hier nur die Stelle aus seiner Schrift »Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie« wieder-

gegeben, in der sich seine bekannten Worte »Religion ist das Opium des Volkes«, die auch heute 

noch an der »Roten Pforte« in Moskau stehen, vorfinden und aus der die grundsätzlich religions- und 

kirchenfeindliche Einstellung seiner Lehre hervorgeht: 

»Das religiöse Elend ist in einem der Ausdruck des wirklichen Elends und in einem die Protestation 

gegen das wirkliche Elend. Die Religion ist der Seufzer der bedrängten Kreatur, das Gemüt einer 

herzlosen Welt, wie sie der Geist geistloser Zustände ist. Sie ist das Opium des Volkes. 

Die Aufhebung der Religion als des illusorischen Glücks des Volkes ist die Forderung seines wirkli-

chen Glücks. Die Forderung, die Illusionen über seinen Zustand aufzugeben, ist die Forderung, einen 

Zustand aufzugeben, der der Illusion bedarf. Die Kritik der Religion ist also im Keim die Kritik des 

Jammertales, dessen Heiligenschein die Religion ist. 

Die Kritik hat die imaginären Blumen an der Kette zerpflückt, nicht damit der Mensch die phantasie-

lose, trostlose Kette trage, sondern damit er die Kette abwerfe und die lebendige Blume breche. Die 

Kritik der Religion enttäuscht die Menschen, damit er denke, handle, seine Wirklichkeit gestalte wie 

ein enttäuschter, zu Verstand gekommener Mensch, damit er sich um sich selbst und damit um seine 

wirkliche Sonne bewege. Die Religion ist nur die illusorische Sonne, die sich um den Menschen 

bewegt, solange er sich nicht um sich selbst bewegt.« 

Es kann dahingestellt bleiben, ob und inwieweit Marx und Engels diese ursprünglich programmati-

sche Gegnerschaft des Marxismus gegen Religion und Kirche durch die Erklärung der sozialdemo-

kratischen Partei der Religion zur Privatsache aufgegeben haben und sie auf die Fälle beschränkt 

wissen wollen, in denen Religion und Kirchen den Zwecken und Zielen des Marxismus sich feindlich 

entgegenstellen. Denn die spätere Entwicklung der von der sozialdemokratischen sich scheidenden 

kommunistischen Partei und ihre heutige Stellung zeigen, daß die jetzige KPD hinsichtlich ihrer Stel-

lung zur Religion und Kirche durchaus auf dem Boden der persönlichen Anschauungen von Marx 

und Engels steht und den Atheismus und Materialismus als Wesensgrundlage des heutigen Kommu-

nismus betrachtet. Die Ausgestaltung des Marxismus in Rußland als Bolschewismus in der Nach-

kriegszeit sowie die durchaus führende Stellung Lenins in der kommunistischen Internationale üben 

einen derartigen Einfluß auf die KPD aus, daß sie die grundsätzlichen Lehren des russischen Kom-

munismus und seines Meisters Lenin auch als für sie maßgebend anerkennt. Es ist deshalb schon von 

Wichtigkeit, aus den Verlautbarungen Lenins über seine Einstellung zur Religion und Kirche einiges 

hierfestzuhalten. In seiner Auseinandersetzung über das Verhältnis der Arbeiterpartei zur Religion 

führt Lenin u. a. aus (oben erwähnte Leninschrift S. 19/20): 

»... Die Sozialdemokratie baut ihre ganze Weltanschauung auf dem wissenschaftlichen So-[356]zia-

lismus, d. h. dem Marxismus auf. Die philosophische Grundlage des Marxismus bildet, wie es Marx 

und Engels wiederholt erklärt haben, der dialektische Materialismus, der die historischen Traditionen 

des Materialismus des 18. Jahrhunderts in Frankreich und desjenigen Feuerbachs (erste Hälfte des 19. 

Jahrhunderts) in Deutschland völlig übernommen hat, – eines Materialismus, der absolut atheistisch, 

jeder Religion entschieden feindlich gegenübersteht. Wir erinnern daran, daß der ganze Engels’sche 

›Anti-Dühring‹, den Marx im Manuskript durchgelesen hat, den Materialisten und Atheisten Dühring 
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der Inkonsequenz seines Materialismus zeiht, weil er der Religion und der Religionsphilosophie Hin-

tertürchen offen läßt. Wir erinnern ferner daran, daß Engels in seinem Werk über Ludwig Feuerbach 

letzterem den Vorwurf macht, daß er die /S. 17 Religion bekämpft habe, nicht um sie abzuschaffen, 

sondern um sie aufzufrischen, um eine neue ›erhabene‹ Religion zu erfinden und dergleichen. Die 

Religion ist Opium für das Volk, – dieser Marxsche Spruch ist der Eckstein der ganzen Weltanschau-

ung des Marxismus in Fragen der Religion. Der Marxismus betrachtet alle heutigen Religionen und 

Kirchen, alle und jegliche religiösen Organisationen stets als Organe der bürgerlichen Reaktion, die 

zum Schutze der Ausbeutung und der Betäubung der Arbeiterklasse dienen.« 

An anderer Stelle (a. a. O., S. 23/24) werden diese Ausführungen durch folgende Darlegungen be-

kräftigt: 

»Marxismus ist Materialismus. Als solcher steht er der Religion genauso schonungslos feindlich ge-

genüber wie der Materialismus der Enzyklopädisten des 18. Jahrhunderts oder derjenige Feuerbachs. 

Das steht fest. Aber der dialektische Materialismus von Marx und Engels geht weiter als die Enzyk-

lopädisten und Feuerbach, indem er die materialistische Philosophie auf die Geschichte, auf die So-

zialwissenschaften anwendet. Wir müssen gegen die Religion ankämpfen. Das ist das Abc des ge-

samten Materialismus. Doch der Marxismus ist nicht Materialismus, der beim Abc stehengeblieben 

ist. Der Marxismus geht weiter. Ersangt: man muß es verstehen, die Religion zu bekämpfen, und dazu 

muß man den Ursprunges Glaubens und der Religion bei den Massen materialistisch erklären. Der 

Kampf gegen die Religion darf sich nicht auf eine abstrakt ideologische Propaganda reduzieren; man 

muß diesen Kampf mit der konkreten Praxis der auf die Beseitigung der sozialen Wurzeln der Religion 

gerichteten Klassenbewegung in Zusammenhang bringen. Warum hält sich die Religion in den rück-

ständigen Schichten des städtischen Proletariats, in breiten Schichten des Halbproletariats sowie in der 

Masse der Bauernschaft? Infolge der Unwissenheit des Volkes, antwortet der bürgerliche Fortschritt-

ler, der Radikale oder der bürgerliche Materialist. Also: nieder mit der Religion, es lebe der Atheismus! 

Die Verbreitung atheistischer Anschauungen ist unsere Hauptaufgabe. Der Marxist sagt: falsch. Eine 

solche Auffassung erklärt die Wurzeln der Religion nicht tief genug, nicht materialistisch, sondern 

idealistisch. Eine solche Auffassung ist oberflächlich, bürgerlich beschränkte Kulturträgerei. In den 

modernen kapitalistischen Ländern sind diese Wurzeln hauptsächlich sozialer Natur. Das soziale Nie-

dergedrücktsein der werktätigen Massen, ihre scheinbar absolute Ohnmacht gegenüber den blinden 

Kräften des Kapitalismus, der den gewöhnlichen, arbeitenden Menschen täglich und stündlich tau-

sendmal mehr fürchterlichste Leiden und entsetzlichste Qualen zufügt als alle außerordentlichen Er-

eignisse, wie Krieg, Erdbeben usw. – das ist es, worin die tiefste Wurzel der Religion zu suchen ist. 

›Die Furcht hat die Götter erzeugt‹. Die Furcht vor der blinden Macht des Kapitals, [357] die eine 

blind waltende Macht ist, weil sie von den Volksmassen nicht vorausgesehen werden kann, die auf 

Schritt und Tritt den Proletarier und kleinen Eigentümer bedroht und über sie ›plötzlich‹ und ›uner-

wartet‹, ›zufällig‹ Ruin, Untergang, Verwandlung in einen kleinen Bettler, einen Pauper, eine Prosti-

tuierte bringt, sie dem Hungertode preisgeben kann und dies auch tatsächlich tut, – das ist der Ur-

sprung der heutigen Religion, den der Materialist vor allem und am meisten im Auge haben muß, 

will er nicht in den Kinderschuhen des Materialismus steckenbleiben. Keine Aufklärungsbroschüre 

wird die Religion aus den durch die kapitalistische Zwangsarbeit zermürbten, von den blinden, zer-

störenden Kräften des Kapitalismus abhängigen Massen ausmerzen, solange diese Massen nicht 

selbst gelernt haben werden, vereint, organisiert, planmäßig, bewußt gegen diese Wurzel der Religion, 

gegen die Herrschaft des Kapitals in allen ihren Formen anzukämpfen.« 

Ganz eindeutig hat Lenin sein Bekenntnis zum Atheismus und zur Religionsbekämpfung parteipro-

grammatisch in seinen Briefen an Gorki aus- /S. 18 gesprochen, in dessen einem er »die christlichen 

Sozialisten als die schlimmste Abart des Sozialismus und seine schlimmste Verzerrung« bezeichnet. 

Aber auch noch späterhin hat Lenin diesen Standpunkt als Wesensgrundlage des Kommunismus ver-

kündet. So schreibt er in einem Einführungsartikel »Über die Bedeutung des streitbaren Materialis-

mus« 1922 in der russischen (später auch deutschen) Zeitschrift »Unter dem Banner des Marxismus« 

(ebenda S. 49): 
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»... Zum zweiten muß eine solche Zeitschrift ein Organ des streitbaren Atheismus sein. Wir haben 

zwar Ressorts, zum mindesten gewisse staatliche Institutionen, die sich dem widmen. Indessen ge-

schieht dies äußerlich träge und äußerst ungenügend. Es scheint, daß sich hierin der Druck der mit 

unserem echt russischen (wenn auch sowjetischem) Bürokratismus verbundenen allgemeinen Ver-

hältnisse geltend macht. Es ist daher außerordentlich wichtig, daß zur Ergänzung, Verbesserung und 

Belebung der Arbeit der entsprechenden staatlichen Institutionen die Zeitschrift, die sich die Aufgabe 

stellt, ein Organ des streitbaren Materialismus zu sein, eine unermüdliche atheistische Propaganda 

entfaltet und einen unermüdlichen Kampf für den Atheismus führt.« 

An einer späteren Stelle desselben Artikels heißt es weiter (a. a. O., S. 50): 

»Es wäre der größte und schlimmste Fehler, den ein Marxist begehen kann, zu meinen, die Millio-

nenmassen des Volkes (insbesondere der Bauern und Handwerker), die die ganze heutige Gesell-

schaft zur geistigen Finsternis, zur Unwissenheit verdammt und im Bann von Vorurteilen hält, könn-

ten aus dieser Finsternis nur auf dem direkten Wege einer rein marxistischen Aufklärung herauskom-

men. Die atheistische Propaganda muß in der mannigfaltigsten Form in diese Massen getragen wer-

den. Sie müssen mit Tatsachen aus den verschiedenen Lebensgebieten bekannt gemacht werden; man 

muß an sie bald auf die eine, bald auf die andere Art herantreten, um ihr Interesse wachzurufen, sie 

aus dem religiösen Schlaf zu erwecken, sie von den verschiedensten Seiten her und mit den ver-

schiedensten Methoden aufzurütteln und dergleichen mehr.« 

Lenin hat auch die Gründe untersucht und angegeben, warum die Kommunisten in ihrem Programm 

nicht erklären, daß sie Atheisten sind, und warum sie den Christen und Gottesgläubigen nicht verbie-

ten, in die kommunistische Partei einzutreten. Sie besagen (a. a. O., S. 16/17): 

»Unser Programm beruht ganz auf wissenschaftlicher, und zwar materialistischer Welt-[358]an-

schauung. Die Erläuterung unseres Programms schließt daher notwendigerweise auch die Klarlegung 

der wahren historischen und ökonomischen Wurzeln des religiösen Nebels ein. Unsere Propaganda 

schließt notwendigerweise auch die Propaganda des Atheismus ein; die Herausgabe entsprechender 

wissenschaftlicher Literatur, die bisher von der absolutistisch-feudalen Staatsmacht streng verboten 

war und verfolgt wurde, muß jetzt einen Zweig unserer Parteiarbeit bilden. Wir werden jetzt wahr-

scheinlich den Rat befolgen müssen, den Engels einmal den deutschen Sozialisten erteilte: die fran-

zösische atheistische und Aufklärungsliteratur des 18. Jahrhunderts zu übersetzen und in Massen zu 

verbreiten. 

Aber wir dürfen uns dabei auf keinen Fall dazu verleiten lassen, die religiöse Frage abstrakt, idealis-

tisch, ›aus der Vernunft‹, außerhalb des Klassenkampfes zu stellen, wie dies häufig bei den radikalen 

bürgerlichen Demokraten der Fall ist. Es wäre unsinnig zu glauben, daß man in einer Gesellschaft, die 

auf schrankenloser Unterdrückung und Verrohung der Arbeitermassen aufgebaut ist, rein propagan-

distisch die religiösen Vorurteile zerstreuen könnte. Es wäre bürgerliche Beschränktheit zu vergessen, 

daß der auf der Menschheit lastende Druck der Religion nur das Produkt und die Widerspiegelung des 

ökonomischen Druckes innerhalb der Gesellschaft ist. Durch keine Broschüren, durch keine Propa-

ganda kann man das Proletariat aufklären, wenn es nicht durch seinen eigenen Kampf gegen die fins-

teren Gewalten des Kapitalismus aufgeklärt wird. Die Einheitlichkeit dieses wirklichen revolutionären 

Kampfes der /S. 19 unterdrückten Klasse und die Schaffung eines Paradieses auf Erden ist uns wich-

tiger als die Einheitlichkeit der Meinungen der Proletarier über das Paradies im Himmel. 

Das ist der Grund, warum wir in unserem Programm nichts über unseren Atheismus verlautbaren und 

nichts verlautbaren dürfen; das ist der Grund, warum wir den Proletariern, die noch diese oder jene 

Überbleibsel der alten Vorurteile bewahrt haben, die Annäherung an unsere Partei nicht verbieten 

und nicht verbieten dürfen.« 

Aus diesen grundlegenden Äußerungen des maßgebendsten Führers des nachkrieglichen Kommunis-

mus, die Lenin auch sonst immer wieder zum Ausdruck gebracht hat, geht unzweideutig hervor, daß 

der Kommunismus zwar den Atheismus und die Bekämpfung von Religion und Kirche zur Wesens-

grundlage hat, er aber aus taktischen Gründen es vermeidet, diese religions- und kirchenfeindliche 

Einstellung programmatisch zu verankern. 
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Daß es sich bei dieser Stellungnahme des Kommunismus gegen Religion und Kirche nicht um veral-

tete Anschauungen und Ansichten früherer Führer, die keine Geltung mehr hätten, handelt, geht dar-

aus hervor, daß auf dem 6. Weltkongreß der kommunistischen Internationale in Moskau vom 17. Juli 

bis 1. September 1928, zu der auch die KPD gehört und für welche die gefaßten Beschlüsse bindend 

sind, die gleiche Haltung erneut protokollarisch festgelegt wurde. Im IV. Band des Protokolls über 

diesen Kongreß (Verlag Carl Hoym Nachf., Hamburg-Berlin) enthaltend Thesen, Resolutionen, Pro-

gramm, Statuten, ist S. 78 darüber zu lesen: 

»Eine besondere Stellung hat unter den Aufgaben der die breiten Massen erfassenden Kulturrevolu-

tion der Kampf gegen das ›Opium für das Volk‹, die Religion. Dieser Kampf muß hartnäckig und 

systematisch geführt werden. Die proletarische Macht muß jede staatliche Unterstützung der Kirche, 

die eine Agentur der einst herrschenden Klassen ist, aufheben, jede Einmengung der Kirche in das 

staatlich organisierte Erziehungs- und Bildungswesen unterbinden und die konterrevolutionäre Tä-

tigkeit kirchlicher Organisationen schonungslos unterdrük-[359]ken. Die proletarische Macht läßt die 

Freiheit des Bekenntnisses zu, führt aber gleichzeitig mit allen ihr zugänglichen Mitteln eine antire-

ligiöse Propaganda, vernichtet die Vorzugsstellung der früheren Staatsreligion und gestaltet das ganze 

Erziehungs- und Bildungswesen auf der Grundlage der wissenschaftlich-materialistischen Weltan-

schauung um.« 

Aber auch die KPD selbst bewegt sich programmatisch in der gleichen Richtung, indem sie diese 

Grundsätze praktisch zum Vollzuge bringt oder vielmehr die Anweisungen dazu gibt. So hat sie auf 

ihrem XI. Parteitage in Essen (2.-7. März 1927) in der These über den »Kampfgegen die Kultur- und 

Schulreaktion« (Thesen und Resolutionen hierzu, herausgegeben vom Zentralkomitee der KPD) S. 

96/98 folgende Sätze aufgestellt: 

»Der Parteitag der KPD ruft dagegen die breiten Massen aller Hand- und Kopfarbeiter zur roten Kul-

turkampffront gegen die Machtgeste der Kultur- und Schulreaktion auf. Die Organisation der Frei-

denker, Kultur- und Sportvereinigung, Eltern, Lehrer, Jugend und Kindervereinigung müssen sich zu 

einem Abwehrbunde zusammenschließen. Die Partei erklärt insbesondere allen Gruppen der Intel-

lektuellen (Schriftstellern, Lehrern, Ärzten, Technikern, Schauspielern, Künstlern, Gelehrten usw.). 

daß sie einen Bundesgenossen gegen die kulturfeindlichen Mächte einzig in der revolutionären Ar-

beiterschaft haben. Die Partei weist die eigenen Parteikader an, in allen Kultur- und Bildungsorgani-

sationen die Arbeit für die Bildung einer roten Kulturkampffront gegen alle reaktionären Anschläge 

zu verstärken. Sie begrüßt und unterstützt die Bewegung zur Abmeldung der Kinder vom Religions-

unterricht und zum Austritt aus der Landeskirche. Alle freiheitlich gesinnten Lehrer rufen wir auf, 

den Religionsunterricht abzulehnen ... 

/S. 20 Die Kommunistische Partei wendet sich gegen Neugründung weltlicher Sonderschulen. Wo 

trotzdem solche Schulen gegründet werden, stellen die Kommunisten folgende Forderungen zur Si-

cherung des proletarischen Klassencharakters der zu gründenden Schule: Austritt der Lehrer aus der 

Kirche. Bekenntnis zur Erziehung im Sinne des proletarischen Klassenkampfes. Wo weltliche Son-

derschulen bestehen, müssen die kommunistischen Kinder, Eltern und Lehrer diese Schule im Sinne 

unserer Forderungen vorwärtstreiben – selbst bis zum Konflikt mit dem bürgerlichen Staat. Zur Un-

terstützung des Kampfes um die Weltlichkeit der Schule hat die Partei weit stärker als bisher die 

Propaganda ... a) für die Abmeldung der Kinder aus dem Religionsunterricht, b) für Kirchenaustritt 

zu betreiben.« 

In dieser parteiamtlichen Verlautbarung wird die Organisation der Freidenker, die den Kampf gegen 

Religion und Kirche grundsätzlich besonders heftig führt, ganz unverhohlen als eine den Zwecken 

der KPD dienende Einrichtung bezeichnet. Dieser innige Zusammenhang wird aber auch von der 

freidenkerischen Seite her einwandfrei bestätigt, indem die internationalen proletarischen Freidenker 

in ihrem auf dem 4. Kongreß vom 15./16. November 1930 verfaßten Manifest (s. im Umschlag A S. 

235 in der Flugschrift »Die proletarische Freidenker-Internationale greift ein!« S. 26) verkünden: 

»Die Internationale proletarischer Freidenker entbiete der Kommunistischen Internationale und der 

Roten Gewerkschaftsinternationale ihre heißem Kampfesgrüße und erklärt feierlich, daß die interna-

tionale Freidenkerbewegung sich als ein Teil der revolutionären Arbeiterbewegung der ganzen Welt 
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betrachtet und alle Kräfte daran setzen wird, um in dem auf die klassenbewußten Freidenker entfal-

lenden Frontabschnitt des Klassenkampfes mit Hartnäckigkeit und Hingabe, getreu den Lehren von 

Marx, Engels und Lenin, jene grundle-[360]gende Entscheidung herbeizuführen, die die Menschheit 

aus kapitalistischer Lohnknechtschaft erlöst, die Anarchie des kapitalistischen Produktionsprozesses 

beseitigt, die kapitalistische Warenwirtschaft abschafft und eine sozialistische Wirtschaft und Gesell-

schaft ermöglicht, in der die tiefsten Wurzeln des religiösen Aberglaubens ausgerottet und die 

Menschheit vom Opium der Religion befreit wird.« 

Die innige Verbundenheit der KPD mit dem Freidenkertum geht übrigens auch daraus hervor, daß 

derselbe Ernst Schneller, der in Übereinstimmung mit dem Sekretariat des Zentralkomitees der KPD 

das obenerwähnte (I, am Ende) Schreiben über Pfarrer Eckert an Pfarrer Piechowski gerichtet hat, 

auch diese Flugschrift verantwortlich gezeichnet hat. 

Ohne die ganze Entwicklung der Freidenkerbewegung näher darzulegen, die gerade in der neuesten 

Zeit in Wort und Schrift in den beschimpfenden Formen, wie es die Anklageschrift aufzeigt, gegen 

die christliche Religion und die Kirchen angeht, stellt das Dienstgericht als seine Auffassung fest, 

daß die KPD diese religions- und kirchenfeindlichen Bestrebungen fördert und unterstützt, wie sie es 

beispielsweise auch nicht verhindert, sondern geduldet hat, daß in der eigens für Pfarrer Eckert ange-

setzten Karlsruher Versammlung Fahnen mit der Aufschrift „Heraus aus der Kirche« aufgestellt wur-

den. Daß im Übrigen Organisationen der KPD selbst und nicht nur die Freidenkereinrichtungen die 

Gottlosenpropaganda betreiben, geht aus einer Aufforderung im Zentralorgan der kommunistischen 

Jugendverbände »Die junge Garde« vom 15. Dezember 1929 hervor, in der es heißt: »Organisiert 

Abende der Gottlosen. Gegen diesen Weihnachtsrummel organisiert der junge Spartakusbund in der 

Zeit vom 15. Dezember bis 1. Januar gemeinsam mit der Freidenkeropposition und dem Organ der 

proletarischen Elternschaft die bunten Nachmittage der Gottlosenkinder. Er hat sich zur Aufgabe ge-

stellt: /S. 21 Kein Arbeiterkind darf die frommen Weihnachtslieder singen; alle Kinder singen statt-

dessen Kampflieder. Alle Arbeiterkinder benutzen die lustigen Abende der Gottlosenkinder. Alle Ar-

beiterkinder machen Schluß mit den Märchen vom Weihnachtsmann und reihen sich ein in die 

Kampffront der revolutionären Kinder ...« 

VI. Nach alledem ist das Dienstgericht der Überzeugung, daß nicht nur der russische Kommunismus, 

sondern ebenso die KPD programmatisch auf dem Boden des Atheismus steht, dementsprechend den 

Kampf gegen Religion und Kirche zur Wesensgrundlage hat und in seinen Reihen diese Gegnerschaft 

– wenn auch teilweise in der von Lenin empfohlenen verkappten Form – betätigt. Die Frage ist nun 

die, ob Pfarrer Eckert dadurch, daß er sich dieser religions- und kirchenfeindlichen Partei angeschlos-

sen hat und in ihr agitatorisch für ihre Zwecke und Ziele auftritt, seine Pflichten als Geistlicher im 

Sinne der §§ 7, 1 des kirchlichen Dienstgesetzes verletzt hat. Das Dienstgericht hat es in diesem Falle 

unentschieden gelassen, ob ein evangelischer Geistlicher allein schon dadurch, daß er sich der KPD 

als Mitglied anschließt, sich einer solchen Verfehlung schuldig macht. Denn darum ausschließlich 

handelt es sich hier nicht; es dreht sich vielmehr darum, ob ein Pfarrer, der in der Öffentlichkeit für 

die KPD werbend erscheint, nicht dadurch gegen seine Dienstpflicht handelt, daß er der Partei gegen-

über die Verpflichtung übernommen hat, seine religiösen Anschauungen in der Partei nicht zu ver-

breiten. Pfarrer Eckert hat aber der KPD gegenüber, wie er selbst in der dienstgerichtlichen Verhand-

lung angegeben hat, das Versprechen abgegeben, als Kommunist keine christliche Propaganda zu be-

treiben. [361] Er hat sich seiner vorgesetzten Behörde gegenüber eigens auf die oben erwähnte These 

Lenins über die Unvereinbarkeit der Mitgliedschaft eines Geistlichen der kommunistischen Partei mit 

dessen Betätigung auf religiösem Gebiete innerhalb derselben als für ihn maßgebend bezogen und der 

in aller Öffentlichkeit erfolgten Bezugnahme des kommunistischen Bezirksvertreters in der Mannhei-

mer Versammlung auf diesen Lenin’schen Grundsatz als der Bedingung für den Übertritt des Pfarrers 

Eckert zur KPD nicht widersprochen. Es ist dem Dienstgericht nicht bekannt geworden und Pfarrer 

Eckert behauptet auch nicht, daß er sich etwa nicht an diese Parteivorschrift hält oder halten will. 

In dem Abschnitt über das Pfarramt in der Verfassung der Evang.-protest. Landeskirche Badens sind 

in § 50 im Allgemeinen die Pflichten der Geistlichen dahin umschrieben, »daß sie die Lehren der 

Heiligen Schrift nach Maßgabe des Bekenntnisstandes der Landeskirche verkünden, daß sie mit 
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einem musterhaften christlichen Lebenswandel den Gemeinden, die ihnen anvertraut sind, vorleuch-

ten und überall den Ernst und die Würde des Amtes behaupten.« 

Die entsprechende Vorschrift in § 1 des kirchlichen Dienstgesetzes lautet: »Der Geistliche hat alle 

Obliegenheiten seines Amtes gewissenhaft wahrzunehmen und sich durch sein Verhalten und außer 

dem Amt der Achtung und des Vertrauens, die sein Beruf erfordert, würdig zu erweisen. Darauf wird 

er bei Aufnahme in den Kirchendienst feierlich verpflichtet.« 

Bei der Ordination geloben die Geistlichen, »die Lehre Jesu Christi mit ihrem Leben zu zieren, in 

allen Stücken und in Wort und Wandel, in der Liebe, im Geist und im Glauben vorzuleuchten der 

Gemeinde, welche ihnen anvertraut ist.« 

Auch ohne diese gesetzmäßig notwendigen Vorschriften ist es eine Selbstverständlichkeit, daß der-

jenige, der sich das Pfarramt als Lebensberuf gewählt hat, die Belange der Kirche zu vertreten hat, 

wo und bei welcher Gelegenheit es auch sei. Wenn sich diese Verpflichtung auch in erster Linie auf 

die eigentliche Dienstführung bezieht, so erstreckt sie sich – wie übrigens die Verfassung mit dem 

Worte »überall«, das Dienstgesetz mit dem Zusatze »und außer dem Amt« und die Ordination mit 

dem Gelübde »mit ihrem Leben zieren« es besagen – /S. 22 ebenso auf das außerdienstliche Verhalten 

des Geistlichen, wo immer seine Beziehungen, sein Auftreten usw. außerhalb des Amtes Gelegenheit 

dazu geben oder sein Beruf es gebietet. Diese besondere Pflicht des Geistlichen zum Eintreten für die 

Interessen seiner Kirche ist vor allem da gegeben, wo es sich um den Bestand von Religion und 

Kirche handelt. Gewiß wird man in diesen Anforderungen nicht so weit gehen dürfen, daß man von 

ihm deswegen ein Eindringen in fremde, ihm sonst nicht zugängliche Kreise verlangt; aber das Ver-

langen ist an den Geistlichen zu stellen, daß er in einer Gemeinschaft, welcher er außerhalb der Kirche 

angehört, einen Kampf gegen Religion und Kirche nicht stillschweigend duldet, sondern mit allen 

Mitteln kraft seines Berufes gegen religions- und kirchenfeindliche Bestrebungen auftritt, wenn er 

kraft seiner Stellung innerhalb dieser Gemeinschaft dazu in der Lage ist. Das Dienstgericht will damit 

nicht sagen, daß der politisch auftretende Geistliche die Religion in den Parteikampf hineinziehen soll. 

Wo es aber zum Programmpunkt einer Partei gehört, Religion und Kirche zu bekämpfen, und diese 

Absicht agitatorisch verwirklicht wird, da ist es Aufgabe des zu dieser Partei sich zählenden Geistli-

chen, wenn er für sie werbend in der Öffentlichkeit auftritt, gegen diese Betätigung sich zu wenden 

und den Mut zu zeigen, für die Belange der Kirche innerhalb der Partei einzutreten und sich der An-

griffe gegen sie zu erwehren. Wenn der Verteidiger in [362] seiner genannten Schrift S. 18 »das reli-

giöse Problem des Marxismus« dahin zusammenfaßt, daß »der Kampf gegen Religion und Kirche 

überall da notwendig ist, wo die religiösen oder kirchlichen Organisationen die ... Ziele des Marxismus 

bekämpfen« und »wo diese Voraussetzungen nicht vorliegen und ... ein friedliches Zusammengehen 

mit dem Sozialismus betätigt« und »absolute Toleranz gewährleistet wird«, so muß man umgekehrt 

der Kirche das Recht zugestehen und den Geistlichen als ihren Vertretern die Pflicht auferlegen, da 

den Kampf gegen den Marxismus zu führen, wo dieser gegen Religion und Kirche anrennt. 

Pfarrer Eckert steht mitten in der agitatorischen Tätigkeit für die KPD, hätte also fortgesetzt Gele-

genheit, gegen die religions- und kirchenfeindlichen Betätigungen seiner Parteigenossen aufzutreten. 

Er lehnt es ab, die Lenin’sche Bindung abzustreifen und der freidenkerischen Gottlosenbewegung 

innerhalb der KPD mit seiner religiösen Anschauung in aller Öffentlichkeit entgegenzutreten. Das 

Dienstgericht ist der Auffassung, daß Pfarrer Eckert, auch wenn man seinen Übertritt zur KPD an 

sich für zulässig erachtet, jedenfalls die Pflicht gehabt hätte, daran die Bedingung zu knüpfen, daß 

man ihm in der Betätigung seiner religiösen Ansichten innerhalb der Partei freie Hand läßt, anstatt 

ihn umgekehrt in dieser Richtung zu binden. Pfarrer Eckert stand also vor der Wahl, entweder in die 

KPD einzutreten und deren Vorschriften über die Nichtbetätigung auf religiösem Gebiet für die Kir-

che innerhalb der Partei anzuerkennen oder zu seiner Kirche als deren Vertreter zu stehen und von 

seinem Eintritt in die KPD abzusehen. Er ist den ersteren Weg gegangen und hat seine weltpolitische 

Einstellung der religiösen Anschauung vorgezogen. Über diese Entscheidung des Pfarrers Eckert hat 

das Dienstgericht ein Werturteil nicht zu fällen. Es stellt aber als seine Meinung fest, daß er als Geist-

licher infolge seines Übertritts zur KPD und der dabei übernommenen Verpflichtung, innerhalb der 

Partei gegen deren religions- und kirchenfeindliche Einstellung seine religiösen Anschauungen 
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öffentlich nicht zu betätigen, für die Kirche nicht mehr tragbar ist, weil er sich durch das geschilderte 

Verhalten außerhalb des Amtes der Achtung, die sein Beruf erfordert, im Sinne des § 1 des Dienst-

gesetzes nicht würdig erwiesen und damit nach § 7 ebenda seine Pflichten als Geistlicher verletzt hat. 

Was die nach § 8 II des Dienstgesetzes auszuwählende Dienststrafe anlangte, so konnte eine Zurück-

setzung im Dienstalter, Versetzung oder Zurruhesetzung wider Willen nicht in Frage kommen, weil 

unter den gegebenen Verhältnissen ein Dienstverhältnis zwischen Pfarrer Eckert und der badischen 

Landeskirche in irgendeiner Form nicht aufrecht zu erhalten war. Dementsprechend hat das Dienst-

gericht auf Entlassung des Pfarrers Eckert aus dem Kirchendienst mit der Wirkung des Verlustes der 

Amtsbezeichnung, des Einkommens, des Anspruchs /S. 23 auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenver-

sorgung sowie des Rechts zur Vornahme von Amtshandlungen erkannt. 

VII. Die Entfernung des Pfarrers Eckert von seinem Dienstsitze Mannheim durch seine Reise nach 

Rußland trotz der Zurückziehung des Urlaubs stellt eine Verfehlung gegen die oben unter III (am 

Ende) angeführten Vorschriften und damit ebenfalls eine Dienstpflichtverletzung nach §§ 7, 1 des 

Dienstgesetzes dar. Das Dienstgericht ist aber der Auffassung, daß bei der ganzen Einstellung Pfarrer 

Eckerts zu der durch den Übertritt zur KPD gegenüber der Kirche geschaffenen Lage dieses straf-

würdige Verhalten als eine einheitliche Straftat aufzufassen und [363] deshalb die Bestrafung hierfür 

durch die Dienstentlassung mit abgegolten ist. 

Im Sinne der Anklage für schuldig befunden, hat das Dienstgericht dem Pfarrer Eckert auch die Tra-

gung der Kosten des Dienststrafverfahrens auferlegt (§19 Abs. 2 des Dienstgesetzes). 

gez. Dr. Finter, Dr. Haas, Fitzer, D. Kühlewein, Dr. Doerr, D. Dr. Frommel, Löw, Seufert, Ausgefer-

tigt Geschäftsstelle des Evang. Kirchlichen Dienstgerichts: gez. Vögelin. 

In: Gesetzes- und Verordnungsblatt für die Vereinigte Evangelisch-protestantische Landeskirche Badens, 1932, Nr. 2, 

Ausgegeben Karlsruhe, den 22. Februar 1932, S. 9-23. 

[364] 
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Kirchenaltar in Waldwimmersbach am 5. Juni 1932. »Die Hakenkreuzfahne fällt von der Kanzel her-

unter, und das Hakenkreuz zieht den Blick auf sich. Auf dem Altar ist die Bibel beiseitegeschoben und 

der Stahlhelm beherrscht den Altar. Säbel und Karabiner liegen auf dem Altar. Im Hintergrund steht 

das Kruzifix. Arme Kirche!« (Der religiöse Sozialist Nr. 28 vom 10. Juli 1932, S. 111) 

[365] 
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IV. Solidarische Stimmen zum »Fall Eckert« 

Vorbemerkung 

»So ist der Solidaritätsgedanke zur Wurzel des Klassenbewußtseins der arbeitenden 

Klasse geworden, das die Entstehung der Sozialdemokratie geprägt hat, gleichgültig ob 

er durch gewerkschaftliche Organisation, in der politischen Auseinandersetzung, die 

den Weg zur Demokratie freikämpfen und den Frieden – bei Ablehnung der Aufrüstung 

des kaiserlichen Reiches und seiner Politik der Unterdrückung unentwickelter Völker 

und anderer Rassen durch den Kolonialismus – schützen sollte [...]. Er hat sich in die-

sem historischen Prozeß dahin erweitert, daß er nun nicht mehr nur die Angehörigen 

der eigenen Klasse, die ihr Selbstbewußtsein nur durch ihn gewinnen konnten, im Kampf 

um ihre Selbstbehauptung und ihre Rechte, sondern alle Menschen des Erdballs (also 

auch die sogenannte Dritte Welt, die industriell unterentwickelten Länder) umfaßt.« 

Wolfgang Abendroth1 

Die Bewegung der religiösen Sozialisten in der Weimarer Republik war nie eine Massenbewegung 

in Deutschland. Gleichwohl läßt sich der solidarische Massencharakter der Auseinandersetzung um 

den Pfarrer Erwin Eckert im badischen Kirchenkonflikt (1929-1931) weit weniger übersehen als beim 

Halleschen Universitätskonflikt um den Theologieprofessor Günther Dehn (siehe Literaturhinweise). 

Dafür spricht schon die Mobilisierung von 100.000 evangelischen Christen in Baden, die die Wie-

dereinsetzung von Pfarrer Eckert in sein Amt durch Unterschrift forderten.2 Bei der Protestversamm-

lung in Mannheim am 19. Februar 1931 versammelten sich Menschen, am Tage des Urteilsspruchs 

des Verwaltungsgerichts am 18. März 1931 strömten Menschen in die Karlsruher Stadthalle. Seine 

erste Rede nach dem Übertritt wurde von 7.000 Personen in Mannheim, 7.000 Menschen in Karlsruhe 

und 10.000 Menschen in Stuttgart innerhalb einer Woche besucht. Massenkundgebungen in Frank-

furt/Main und Berlin folgten. Eckerts Reden im ganzen Land – vor und nach seinen vorläufigen und 

definitiven Dienstentlassungen mobilisierten Hunderttausende. 

Die sachliche, sympathetische Berichterstattung der »Kölnischen Zeitung« und der »Frankfurter 

Zeitung« durch den jungen, damals noch unbekannten Justizreferendar Wolfgang Abendroth (geb. 

am 2. Mai 1906), der in Münster auch Vorlesungen von Karl Barth gehört hatte, wurde in den Chor 

der solidarischen Stimmen mit aufgenommen, da Sachlichkeit in Zeiten deutschen Irrationalismus 

auch als ein Zeichen der Solidarität anzusehen ist. Neben den in diesem Bande dokumentierten So-

lidaritätsbekundungen von prominenten theologischen Zeitgenossen wie Martin Rade und Rudolf 

Bultmann – für den Brief Karl Barths an den badischen Pfarrer Theodor Erhardt gilt dies nur in 

eingeschränktem Maße3 – gab es eine ganz [366] große Zahl von einfachen Menschen, die ihre 

 
1  Wolfgang Abendroth, Warum Solidarität? In: Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft, 8. Jg., (1985), 

H. 29, (Oktober), S. 402-403. 
2  Siehe Adolf Martin Ritter, Erwin Eckert (1893-1972), a. a. O., S. 514 und S. 525. 
3  Siehe den Brief von Karl Barth in diesem Band unter IV. 28. Seine Zustimmung zur »Perhorreszierung« [Verab-

scheuung – d. Hrsg.] [366] der religiösen Sozialisten ist angesichts der sich bereits im Gange befindlichen staatli-

chen und kirchlichen Verfolgungswelle in sich widersprüchlich und objektiv anfechtbar, da Barth selbst einerseits 

sein Parteibuch der sozialdemokratischen Partei, die doch für sozialistische Positionen angetreten war, nicht preis-

geben wollte und andererseits den religiösen Sozialisten fälschlicherweise unterstellte, sie hätten von der Kanzel 

den Sozialismus, gar einen »religiösen Sozialismus« gepredigt. Auch Eckert wußte sehr wohl zu unterscheiden 

zwischen der »Exklusivität des christlichen Glaubens« und seinem staatsbürgerlichen Engagement für Demokra-

tie und Sozialismus. Es sei, wie Heinz Kappes schrieb, mindestens »ein Mißverständnis, wenn oft selbst in be-

freundeten Kreisen geglaubt wird, wir wollen die Kirche für den Sozialismus erobern. Wenn wir gelegentlich 

formulieren, wir wollten die Macht erobern in den kirchlichen Körperschaften oder auch in der Kirche, dann heißt 

das nichts anderes, als wir wollen die christliche Kirche von den Bindungen an die Vergangenheit lösen und in 

ihr eine radikale Bindung an Gottes Wort, das an unsere Zeit ergangen ist, erreichen, damit die Christen die nächste 
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Solidarität4 in Briefen an Eckert bezeugten. Zu ihnen zählten Menschen mit Volksschulbildung, Me-

chaniker, Goldschmiede, die auch in der Zeit zwischen Gefängnis und Zuchthaus sich mit Eckert 

solidarisch erklärten und ihn nachbesten Kräften unterstützten. 

So schrieb ein Mechaniker aus Karlsruhe »an den sehr verehrten Pfarrer Eckert«: »Mit großem In-

teresse und Begeisterung habe ich in letzter Zeit Ihren Kampf gegen Faschismus und Oberkirchen-

behörde verfolgt. Für Ihr mutiges und tapferes Eintreten für unsere Sache gebührt Ihnen Dank und 

Anerkennung eines jeden Sozialisten. Nun Sie vom Oberkirchenrat Ihres Amtes enthoben sind, drängt 

es mich, Ihnen diese Zeilen als Zeichen treuen Gedenkens zu senden. Was die nächste Zeit auch brin-

gen mag, das Eine dürfen Sie doch mitnehmen in allem Kampf, daß Tausende hinter Ihnen stehen 

und auf Sie blicken als ihren Führer! Allem Haß, allem Kampf und Streit wollen wir das Dennoch 

des Glaubens entgegensetzen. Gott schütze, stärke und segne Sie.«5 

Georg Müller aus Heidelberg schrieb: »Lieber Genosse Eckert! Mit großer Empörung nehme ich zur 

Kenntnis in der ›Volkszeitung‹ von Deiner ›vorläufigen‹ Amtsenthebung. Mit mir werden Tausende 

von Genossen und Gesinnungsfreunden die schwerliche Nachricht vernehmen. Mit einer schlaflosen 

Nacht, mit Deinem, Deiner Familie und unserem Schicksal habe ich mich beschäftigt und danke Dir 

für Deine Hinweisung, sich zu keiner Unbedachtsamkeit hinreißen zu lassen. Ich wüßte nicht, was 

geschehen wäre, und so wird es sicher vielen Genossen gehen. Ich denke an Deine sicher große Dich 

liebende Gemeinde, an Deine lieben Konfirmanden kurz vor der Prüfung und Einsegnung. Hier muß 

sich ein unausdenkbarer Kampf entfesseln, wie im Lande und in dem ganzen Reich. Wollte Gott, daß 

Dein und unser Kampf erst recht um die Reinigung und Umgestaltung unserer Kirche im Geiste Jesu 

Christi sich durchführt. Es brech oder gang – Gott es bezwang. Durch christlichen Glauben zu sozi-

alistischem Kampf – durch sozialistischen Kampf zu christlichem Glauben.«6 

[367] Die Ortsgruppe Schönau bei Heidelberg äußerte gegenüber dem Oberkirchenrat ihr Befremden 

darüber, daß Pfarrer Eckert aus seinem Amt in der Kirche durch dienstgerichtliches Verfahren ent-

fernt werden soll. »Wenngleich Pfarrer Eckert diesen unseren Schritt nicht billigen würde, da er 

prinzipiell gegen jeden Kirchenaustritt ist, so können wir unsere Entrüstung nicht herunterschlucken, 

da man ja weiß und schon länger gemerkt hat, daß das Kesseltreiben gegen Pfarrer Eckert zielbewußt 

und mit Schikanen schon lange Zeit durchgeführt wird und jetzt mit traurigem Erfolg zum Abschluß 

kommen soll. Unsere Empörung ist echt und ohne akademische Feinheiten und juristische Spitzfin-

digkeiten, wie das bei unserer Volksschulbildung nicht anders sein kann. Wir sind entschlossen, die-

ser unserer Warnung die Tat folgen zu lassen und den Austritt aus der Kirche zu erklären, in der ein 

schlechter Geist der Intoleranz herrscht. Man spricht immer so schön von evangelischer Gewissens-

freiheit. Wenn dieses Wort kein Phantom sein soll, so handle der Oberkirchenrat danach und treibe 

die Gläubigen nicht zum Kirchenaustritt. Wenn diese Mahnung den Herren Oberkirchenräten in Stil 

und Ausdrucksweise zu aggressiv und zu wenig vornehm erscheinen sollte, so bitten wir nicht zu 

vergessen, daß Arbeiter keinen so vornehmen ungeschliffenen Stil haben, daß jedoch die Steuergelder 

aus unseren Händen immer recht waren. Wir machen darauf aufmerksam, wir sind uns einig in un-

serem Protest gegen die einseitige Maßnahme einer Kirchenbehörde gegen einen Geistlichen, der 

zum Volke hält, mit ihm lebt und fühlt. Wenn man sich in unseren Kreisen weniger auskennt im 

 
Aufgabe, die ihnen aufgetragen ist, erkennen müssen, den Kampf für eine sozialistische Ordnung«. Zit. nach 

Wolf-Eckart Failing, Erinnerte Geschichte. Religiöser Sozialismus in Baden. Bilder, Berichte, Erzählungen, S. 

9-65, hier S. 39. In: R. Henning/S. Ilgner (Hrsg.), Rückgewinnung der Utopie. Zur Umsetzung der Bergpredigt 

im religiösen Sozialismus, Darmstadt 1989. 
4  Siehe Wolfgang Abendroth, Solidarität ist nur wirklich, wenn sie konkret ist. In: Gewerkschaftliche Monatshefte, 

4/1977, S. 233-236. Die im Nachlaß von Eckert unvollständig aufbewahrten zahlreichen Zeugnisse der Solida-

rität in Form von Briefen und Belegen über Proviant-Pakete und Spenden bezeugen: Ohne die konkrete Solida-

rität seiner Familie, seiner ehemaligen Kampfgefährten innerhalb und außerhalb des Bundes der Religiösen So-

zialisten wie Arthur Rackwitz, Heinz Kappes, Eduard Dietz, Martin Hörz, Eberhard Lempp, Otto Fricke und 

Paul Haag hätte die Familie Eckert nicht überleben können. 
5  In: PAB. 
6  In: PAB.  
7  In: PAB. 
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römischen Recht, so lebt doch im Volk ein Gerechtigkeitsempfinden, und man erkennt wohl, wo und 

wann mit zweierlei Maß gemessen und wann die Wege der Gerechtigkeit verlassen werden.«7 

Hervorzuheben ist auch das Solidaritätsschreiben des »Kreises jungjüdischer Pazifisten« in Bochum. 

Ihr Vorsitzender J. Raphael schreibt: »Hochverehrter Herr Pfarrer! Die in der Presse auftauchenden 

Nachrichten über ein Vorgehen gegen Sie veranlassen uns, Ihnen unsere vollste Sympathie zum Aus-

druck zu bringen. Da unser Kreis selbst im religiösen Sozialismus8 und in der positiven Lebensnähe der 

Religionen den wichtigsten Erziehungsfaktor erblickt, empfinden wir den Schlag, den man gegen Sie 

richten will, als auch gegen unsere Gesinnung gerichtet. Wir sind gern bereit, mit Ihnen für Gerechtig-

keit und aufrechte Religion zu kämpfen. In treuer Gemeinschaft! Kreis jungjüdischer Pazifisten.«9 

Über den Kreis der mit der SPD und KPD sympathisierenden Arbeitern und Angestellten hinaus fand 

Eckert auch vereinzelte Unterstützung im liberalen Bürgertum. Zu den rühmlichen Beispielen partei-

übergreifender Solidarität gehört Martin Rade, der sich nicht nur in einem Mahnschreiben an den 

Evangelischen Oberkirchenrat in Karlsruhe für Eckert einsetzte, sondern auch Eckert nach seiner 

Entlassung aus dem Düsseldorfer Gefängnis in der unter dem Namen seiner Frau eröffneten Leihbü-

cherei im Frankfurter Bahnhofsviertel aufsuchte und dessen Lebensunterhalt durch Ausleihe und Er-

werb von Büchern unterstützte. 

[368] Die Solidarität innerhalb des Bundes (allen voran Heinz Kappes, Eduard Dietz, Arthur Rack-

witz, Paul Piechowski und Heinrich Schwartze) blieb intakt. Die zunehmende Isolierung Eckerts im 

Bund10 schlug sich jedoch auch in der nachlassenden Zustimmung der Masseninnerhalb der Sozial-

demokratie nieder, während er von den der KPD nahestehenden Massenbejubelt und gefeiert wurde. 

 

Brief Jungjüdischer Pazifisten an Erwin Eckert (PAB) 

[369] 

 
8  Eckert und Kappes wandten sich stets gegen den Begriff »religiöser Sozialismus«. »Unserer Überzeugung nach 

gibt es doch keinen ›religiösen Sozialismus‹, sondern nur religiöse Sozialisten. Wir suchen doch nicht eine neue 

Begründung des Sozialismus aus der Religion, wie etwa Hendrik de Man aus der Ethik. Hier scheint mir auch 

die Abgrenzung gegen Ragaz zu liegen.« Heinz Kappes an Georg Wünsch vom 3.2.1930. In: PAB. Siehe auch 

die Äußerung von Eckert gegenüber Robert Steigerwald „Es gibt religiöse Sozialisten, aber keinen religiösen 

Sozialismus. Der ist weder religiös noch a-religiös, religiös können Christen wie Nicht-Christen sein, aber es 

gibt nur einen Sozialismus, und der ist weder christlich noch kapitalistisch.« In: Unsere Zeit vom 19. August 

2011, S. 15. 
9  In: PAB. 
10  Siehe Friedrich-Martin Balzer, Die Vertreibung Erwin Eckerts aus dem »Bund der Religiösen Sozialisten 

Deutschlands« (August bis Dezember 1931). In: ders./Manfred Weißbecker (Hrsg.), Erwin Eckert/Emil Fuchs, 

Blick in den Abgrund. Das Ende der Weimarer Republik im Spiegel zeitgenössischer Berichte und Interpretati-

onen, Bonn 2002, S. 559-602. Adolf Martin Ritter bezeichnet die Edition der Wochenberichte von Erwin Eckert 

und Emil Fuchs als »eine noch immer wahrhaft atemberaubende Lektüre«. In: Adolf Martin Ritter, Erwin Eckert 

(1893-1972), a. a. O., S. 526. 
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Von der Amtsenthebung am 3. Februar 1931 bis zum Urteil des Verwaltungsgerichts am 18. 

März 1931 

1. Heinz Kappes: »Wir sind der Sturm; wir sind der Sieg!« Rede im Nibelungensaal Mannheim 

am 19. Februar 1931 

Der Oberkirchenrat hat durch seine Pressestelle folgende Erklärung im »Fall Eckert« gegeben: 

»Wie nicht anders zu erwarten war, wird jetzt durch Pfarrer Eckert und seine Freunde eine umfang-

reiche Pressefehde gegen den Oberkirchenrat zu führen gesucht. Im Vordergrund all der Erklärungen 

und Betrachtungen steht dabei die Meinung, das Dienststrafverfahren sei aus politischen Erwägungen 

eingeleitet worden. Demgegenüber muß mit aller Eindeutigkeit gesagt werden, daß weder allgemein-

politische noch kirchenpolitische Erwägungen bei den Maßnahmen, die die Kirchenbehörde ergreifen 

mußte, eine Rolle gespielt haben. Hätte ein anderer Pfarrer, ganz gleichgültig, welcher Richtung er 

auch angehören mag, sich auch nur annähernd so verhalten wie Pfarrer Eckert, so wäre schon längst 

gegen ihn vorgegangen worden.« Nach einer Stellungnahme zu dem in Eckerts »Anklage« angeführ-

ten Fall des nationalsozialistischen Pfarrers Walter Teutsch in Obereggenen fährt diese Rechtferti-

gung des Oberkirchenrates fort: 

»Die Gründe, warum bei dem Vorgehen gegen Pfarrer Eckert politische Momente in den Vorder-

grund geschoben werden, sind nur zu durchsichtig. Der wahre Kern der Sache, das zügellose, jeder 

Ordnung hohnsprechende Verhalten des Pfarrers Eckert, das ganz zwangsläufig zu den getroffenen 

Maßnahmen führen mußte, soll nicht jede Ordnung in der Kirche aufhören, muß um jeden Preis, auch 

um den der Wahrheit, verdeckt und Pfarrer Eckert muß als ein Märtyrer seiner politischen Überzeu-

gung hingestellt werden. Damit hofft man, auch noch solche Kreise für ihn auf den Plan zu rufen, die 

sich bisher um die Kirche nicht gekümmert haben.« 

Vielleicht hat sich der Oberkirchenrat inzwischen davon überzeugt, daß es lächerlich ist, den sozia-

listischen Kreisen in der Kirche zuzumuten, den Inhalt dieser Erklärung zu glauben. Allein die Tat-

sache, daß diese Erklärung der Kirchenbehörde nur von den bürgerlichen und nationalsozialistischen 

Zeitungen, die gegen Eckert Partei genommen haben, Aufnahme fand, mag den Oberkirchenrat dar-

über belehren, was die sozialistischen Kreise in der Landeskirche von dem politischen und kirchen-

politischen Hintergrund des Vorgehens gegen Eckert denken. Aber das ist das Tragische, daß der 

Oberkirchenrat seine Erklärung selbst zu glauben scheint! Daß er vor die Öffentlichkeit hintritt, als 

handle es sich um formale Dinge, daß er nicht zu merken scheint, daß es um den Entscheidungskampf 

geht darüber, ob die Kirche des Evangeliums und des Protestantismus weiterhin der Hort der politi-

schen und kulturellen Reaktion bleiben soll! Die Dinge haben sich zwangsläufig entwickelt. Gewiß 

hat der Herr Kirchenpräsident einen Kampf in diesem Ausmaß nicht gewollt. Niemand hat geahnt, 

daß aus der Frage, ob Eckert in Neustadt eine zweite Rede halten darf, dieser Kampf zwischen dem 

positiven Kirchenregiment und den religiösen Sozialisten kommen wird, der nun nicht [370] 

 

»Wir sind der Sturm ...«, Rede von Heinz Kappes (Der Religiöse Sozialist, 8. März 1931) 
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[371] nur die badische Landeskirche erschüttert, sondern über ganz Deutschland hin mit stärkster 

Anteilnahme und Spannung beobachtet wird. Dieser Kampf ist Schicksal. In ihm wird die seit meh-

reren Generationen immer wieder unentschieden gebliebene Frage des Verhältnisses von evangeli-

scher Kirche zum Sozialismus ausgetragen. 

Und wir nehmen voraus: Siegt jetzt der Kirchenpräsident im verwaltungsgerichtlichen und dienstge-

richtlichen Verfahren, bleibt es bei der Amtsenthebung Eckerts, dann donnert mit ungeheuer ver-

schärfter Wucht die Lawine der religiös-sozialistischen Bewegung durch ganz Deutschland! Dann 

wird die Auseinandersetzung in den anderen Landeskirchen, vor allem in Preußen, mit verstärkter 

Wucht geführt. Kann aber die Amtsenthebung nicht aufrechterhalten werden, dann haben die Positi-

ven erst recht den Kampf verloren, und es ist ihr Prestige und ihre Vollmacht zur kirchlichen Führung 

endgültig erschüttert. Bei dem Verfahren gegen Eckert, das vor zwei Jahren wegen des Wahlflugblat-

tes zu den preußischen Kirchenwahlen stattfand, wurde durch das Disziplinargericht das Recht der 

religiös-sozialistischen Bewegung in der Kirche festgestellt. Damals haben die »Positiven Blätter« 

voll Zorn sich gegen diese Führung gewandt. Sie empfanden diese Feststellung offenbar als einen 

Sieg der religiösen Sozialisten. Es wird ihnen bei diesem Prozeß wieder so gehen! Wie überall, wenn 

eine Macht, die keine Vollmacht mehr zum Regiment hat, mit Gewalt Einfluß und Stelle behaupten 

will, so gilt ein ewiges Gesetz auch für das Vorgehen der Positiven: »Alles, was sie tun, ist falsch!« 

Der Schuß ist nach hinten losgegangen! 

Und der Krampf, daß nun durch die Dekane in Pfarrkonferenzen festgestellt werden soll, ob Eckerts 

Auftreten im Kirchenvolk Ärgernis erregt habe, daß Laien ausdrücklich von Pfarrern hierüber befragt 

werden sollen – so demokratisch dieses Verfahren aussieht –, wird wieder zu einem parteiischen 

Vorgehen. Durch Jahre hindurch haben die Schriftleiter der »Positiven Blätter«, und vor allem Herr 

D. Greiner in Ichenheim, mit persönlichen Verunglimpfungen gegen Eckert und die sozialistischen 

Pfarrer gehetzt. Den Lesern des »Religiösen Sozialisten« ist der Abdruck des von Gemeinheiten strot-

zenden Berichts aus nationalsozialistischen Quellen über Eckerts Auftreten in Köln bekannt. Nach 

dieser Methode handeln die »Positiven Blätter« aber nun seit Jahren. Systematisch wird mit kaltblü-

tiger Geschäftigkeit den positiven Pfarrern und dem positiven Kirchenvolk ein Bild von uns einge-

prägt, lieblich umrankt von all dem, was an Pfarrerstammtischen und Pfarrfrauenkaffeekränzchen 

noch an Klatsch hinzugedichtet wird, welches in all diesen frommen Seelen, die Eckert oder mich 

weder persönlich kennen noch irgendwo einmal in Predigt oder Rede gehört haben, die Überzeugung 

entstehen lassen mußte: 

Eckert ist der wahrhaftige Antichrist, der wahrhaftige Gottseibeiuns. Dieses Vorgehen ist im Prinzip 

nichts anderes als das der Inquisition im Mittelalter: da man leider nicht mehr verbrennen kann, erle-

digt man den Gegner wenigstens moralisch. Und das am meisten verbreitete »Kirchen- und Volks-

blatt«, das kirchenpolitisch neutral sein will, stellt sich in edler Beflissenheit in den Dienst dieses 

persönlichen Kampfes. Nun weiß das Kirchenvolk, auf welches eine positive Kirchenbehörde allein 

Rücksicht nehmen will, wie es über Eckert und die religiösen Sozialisten zu urteilen hat. Man hat in 

diese Massen hineingelegt, was man von ihnen herausbekommen will. Wir wundern uns nicht, wenn 

das Echo einer solchen »Volksbefragung« sein wird: 

»Heraus mit ihnen aus der Kirche.« Und der Stahlhelm und andere »kirchliche« Verbände [372] wer-

den mit ihren »geistigen Waffen« hierzu lärmen, und dann wird man im Oberkirchenrat diese »Vol-

kesstimme« als »Gottesstimme« in richtiger Weise würdigen!! – Dagegen tut man nun die großen 

sozialistischen Massen, in deren Namen Eckert und die religiösen Sozialisten seit zwölf Jahren reden 

und handeln, die nun einmütig ihrer Empörung gegen das Kirchenregiment Ausdruck geben, einfach 

ab; sie gehören zu der verdammten Masse derer, »die sich bisher um die Kirche nicht gekümmert 

haben«. Wir geben dem Oberkirchenrat anheim, ein ehrliches Referendum durchzuführen, und schla-

gen ihm zur Vereinfachung als Text die drei Worte vor: 

»Wurth oder Eckert?!« Dann wird ja der Oberkirchenrat merken, wie die wahre Stimmung in der 

Landeskirche ist. 

Seit Generationen wird der Kampf geführt, der heute zur Entscheidung drängt. Mir kam in diesen 

Tagen ein vergilbtes Heft in die Hand, welches im Jahre 1898 der nächste Freund Friedrich Naumanns, 
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der frühere badische Geistliche Martin Wenck, schrieb: »Kirchenregiment oder Gewissenssache, ein 

Wort über die Stellung des evangelischen Geistlichen zur sozialen Frage, sozialer oder politischer Tä-

tigkeit«. Es ist der leidenschaftliche Protest eines Mannes, der um die Mitte der 90er Jahre von der 

hessischen Landeskirche diszipliniert wurde, weil er in der »Hilfe« nur auf die Möglichkeit hingewie-

sen hatte, daß die Sozialdemokratische Partei einmal staatsbejahend werden könnte. Er mußte sein 

Pfarramt aufgeben wie so viele soziale Pfarrer der damaligen Zeit, die an der reaktionären Kirche 

verzweifelten. In dieser Schrift erhebt er Anklage gegen die Kirchenbehörde, die Staatskirche, welche 

gehorsam dem Willen ihres kaiserlichen Herrn, der 1896 mit seinem Telegramm: »Christlich-sozial 

ist Unsinn« seine maßgebende Meinung diktatorisch zu erkennen gegeben hatte, alle sozial eingestell-

ten Pfarrer dienstpolizeilich überwachten, ihnen politische Betätigung verboten, sie schikanierten, 

während den konservativen Pfarrern alle Freiheiten, selbst die der Kandidatur bei politischen Wahlen, 

selbstverständlich gegeben wurden. Kirchhofsruhe war wieder eingekehrt in den Landeskirchen, deren 

Geistlichen durch die aufrüttelnde Wachsamkeit eines Stoecker und Friedrich Naumann das soziale 

Gewissen mächtig geweckt worden war. Wenck weist darauf hin, daß die Gewissenskonflikte, in wel-

che die sozialen Pfarrer getrieben wurden, ein Unheil für die evangelische Kirche sind. 

Es muß wieder dahin kommen, daß der evangelische Geistliche sich zur sozialen und politischen 

Tätigkeit verhalten kann genauso, wie es sein bestes Wissen und sein in Gottes Wort gebundenes 

Gewissen ihm vorschreibt.« 

Damals gab es noch keine Demokratie in den Kirchen. Der Appell Wencks an die Gemeinden als die 

Träger des kirchlichen Lebens mußte ungehört verhallen. Pfarrer, die um ihres Gewissens und Cha-

rakters willen sich der Reaktion nicht beugen konnten, mußten gehen. Die Redaktionen politischer 

Zeitungen wurden ihre Kanzeln. In den Kirchen verschärfte sich der Riß zwischen Proletariat und 

Kirchenobrigkeit. Wenn in Baden auch unter dem liberalen Regime der Vorkriegszeit es weniger zu 

Konflikten kam als in Preußen und Sachsen, so war doch in einer Zeit, wo in der Schweiz, in den 

englischen Freikirchen mit Leidenschaft um die Verbindung zwischen Christentum und Sozialismus 

gekämpft wurde, in den deutschen Kirchen alles still. 

Und als dann die Revolution kam, als sich in Baden die Wähler liberaler Richtung mehr um den 

Staatsneubau als um den Neubau der Kirche kümmerten, als das Proletariat nur [373] sehr zögernd 

den Aufrufen des Volkskirchenbundes Evangelischer Sozialisten folgte, da kam bei einer Wahlbetei-

ligung von etwa 30 Prozent der Wahlberechtigten die Positive Partei mit beinahe Zweidrittel-Mehr-

heit an die Macht in der Kirche. In ihr waren alle die politischen Kreise zusammengefaßt, welche mit 

Ressentiments dem neuen Staat, der Republik und dem Sozialismus gegenüberstanden. Jene Einstel-

lung, welche Wenck 20 Jahre vorher schon als überaltert, als verhängnisvoll für die Kirche gekenn-

zeichnet hatte, wurde zur herrschenden in der Kirche. Der Exponent dieser Richtung war der deutsch-

nationale Abgeordnete, Geheimer Oberkirchenrat D. Mayer.* Alle Anträge der religiösen Sozialisten 

in der Synode wurden mit Hohn abgetan. Bis in die Inflationszeit hingen schwarz-weiß-rote Fahnen 

aus dem Oberkirchenratsgebäude, bis der Staat, um dessen Papiergeld man zur Fortführung des kirch-

lichen Betriebs bettelte, gezwungen war, die Kirche vor die Alternative zu stellen. Erinnerlich ist 

noch, wie bei einem Republikanischen Tag in Karlsruhe der Kirchenpräsident eigenmächtig verbot, 

daß eine Reichsbannerkapelle vom evangelischen Stadtkirchenturm evangelische Choräle blies, so 

daß dann vom kath. Stadtkirchenturm »Ein feste Burg ist unser Gott« über der Stadt erklang. – Da-

mals verbot der Kirchenpräsident bei der Fürstenabfindung den Geistlichen ausdrücklich, für die Ent-

eignung einzutreten, und jeder Hinweis auf den kurz vorher in Bethel formulierten christlichen Ei-

gentumsbegriff prallte ab an dem cäsarischen »ICH«. ICH war in Bethel und habe an jenen Formu-

lierungen mitgewirkt; ICH erkläre, daß die Fürstenvermögen unter die christlichen Eigentumskate-

gorien fallen: »ehrlich erworben! und in Verantwortung vor Gott und Mitmenschen verwaltet!« – Mit 

allen Schikanen wurde verhindert, daß Pfarrer sozialistischer Richtung in die badische Landeskirche 

aufgenommen wurden. Bekannt ist ja noch, daß der frühere badische Pfarrer, Universitätsprofessor 

D. Wünsch in Marburg, mit allen möglichen Quertreibereien daran gehindert wurde, in Karlsruhe 

 
*  Siehe den Beitrag von G. Schwinge in den Literaturhinweisen. 
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Pfarrer oder Religionslehrer zu werden, selbst nachdem er einmal in Karlsruhe bei einer Pfarrwahl 

die meisten Stimmen hatte. Und als man gar keine andere Möglichkeit mehr hatte, sich den sozialis-

tischen Theologen vom Hals zu halten, entdeckte Herr Landeskirchenrat [Karl Ludwig, d. Hrsg.] 

Bender in Mannheim in der »Volksstimme« Wünschs Stellungnahme zum § 218, und dem /S. 42 

theologischen Universitätsprofessor, der an der Universität die Studenten zu künftigen Geistlichen 

heranziehen darf, wurde von der positiven Mehrheit der Kirchenregierung die Befähigung zum Pfar-

rer in der badischen Kirche abgesprochen, weil er sich gegen das Gebot: »Du sollst nicht töten« ver-

sündigt habe. Und in dem schon erwähnten »Kirchen- und Volksblatt« der Positiven, dem meistge-

lesenen evangelischen Sonntagsblatt, konnte man jeden Sonntag politische Betrachtungen lesen, wel-

che geladen waren mit Böswilligkeiten gegen Republik und »Marxismus«. Da wurde die politische 

und kulturelle Reaktion religiös verabsolutiert und »im Namen Gottes« verkündigt. Ich will nicht die 

Hunderte Beispiele dafür anführen, wie sich in dieser Zeit durch die positive Partei die Kirche zum 

Hort der Reaktion machte. Das ist vielleicht als Überschrift über das ganze Verhalten gegen die So-

zialisten am charakteristischsten, was in der letzten Synode einmal uns entgegengeschleudert wurde: 

»Laßt unsere Kirche ungeschoren mit eurem Sozialismus!« 

Darin haben wir den Schlüssel zum kirchenpolitischen Verständnis im jetzigen Kampf gegen Eckert. 

Bei der Kirchenwahl 1926 haben die Positiven dank einem Wahlrecht, welche [374] den ländlichen 

Stimmen mehr Gewicht als den städtischen gibt, zwar nicht mehr 50 Prozent der abgegebenen Stim-

men, aber mehr als 50 Prozent der Sitze in der Synode erhalten. In der Kirchenregierung bekamen sie 

deshalb mit 5 von 9 Stimmen die absolute Macht. Diese Macht ist durch jeden Stimmenzuwachs auf 

der religiös-sozialistischen Seite gefährdet! Man braucht darum eine große Lokomotive, die mit viel 

Dampf den positiven Wagen durch diese Wahl schleppt. Die Deutschnationalen bedeuten nichts 

mehr. Im Christlichen Volksdienst sind Kräfte am Werk, welche der Kirchenpolitik des Herrn Kir-

chenpräsidenten durchaus skeptisch gegenüberstehen. Da sind nun die Nationalsozialisten, die doch 

Vertreter des »positiven Christentums« sind. Sie gilt es zu gewinnen. Ich weiß, daß man auf jener 

Seite jetzt schon erwägt, wenigstens indirekte Wahlparolen für die Kirchenwahlen auszugeben. Man 

braucht für diese »Verlobung« eine anständige Morgengabe. Und so hoch schätzt man den Genossen 

Eckert doch noch ein, daß man ihn einem solchen Bündnis zum Opfer bringt. Aber nach außen muß 

man natürlich den gänzlich unpolitischen Schein dieses Prozesses gegen Eckert behaupten. Es wäre 

sehr lockend, mit den Mitteln der modernen Tiefenpsychologie die eingangs erwähnte oberkirchen-

rätliche Erklärung zu untersuchen. Jede Formulierung dort ist aufschlußreich für die Richtigkeit einer 

Deutung von »überkompensiertem Minderwertigkeitsgefühl« heraus, für die Tatsächlichkeit dessen, 

was abgeleugnet wird. 

Aber wir Marxisten sind gewohnt, noch mit dem Rüstzeug der Soziologie an solche Probleme heran-

zutreten. Auf dieser Ebene, in der Wirklichkeit der realen Dinge spielt sich in der kapitalistischen 

Ordnung der Klassenkampf zwischen Proletariat und Bourgeoisie ab. Und die herrschende Klasse 

sichert sich die »geistigen Kommandohöhen«, welche ihren materiellen Machtbesitz zu verteidigen 

haben. Sie versucht, ihren »Staat« gegen eine demokratische Mitherrschaft der sozial ausgebeuteten, 

proletarisierten Massen zu sichern, damals durch Klassenwahlrecht, heute durch eine beabsichtigte 

faschistische Diktatur. Sie erobert und beherrscht die Kommandohöhen des Rechts, der Schule und 

der Kirche. Man weiß noch, was Kaiser Wilhelm II. am 30. April 1889 im Staatsministerium sagte: 

»Gesetze, Verordnungen und andere Vorschriften, die gegen die Sozialdemokratie erlassen wurden, 

sind Palliative, die nur äußere Ausschreitungen eindämmen; um sie aber an der Wurzel anzufassen 

und im Keim zu ersticken, muß man durch die Schule und die Kirche einwirken.« 

Auch der Nationalsozialismus, dieser letzte Versuch, vom Staat her die Macht der kapitalistischen 

Ordnung noch einmal zu stabilisieren, schätzt die Kirche so ein: eine geistige Kommandohöhe, eine 

geistige Zwingburg! Karl Marx hat die soziologische Funktion der Staatskirchen ganz richtig gedeu-

tet. Und die Positiven geben sich alle Mühe, zu beweisen, daß Karl Marx recht hat, daß die Kirchen 

nur »ideologische Überbauten« über die gesellschaftliche, politische und wirtschaftliche Macht der 

herrschenden Klasse sind. 
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Denn diese Positiven haben keinen Glauben! Sie müßten den Gegenbeweis bringen, daß die wahre 

Kirche, zu welcher sich die Christenheit im dritten Artikel des Glaubensbekenntnisses bekennt, auf 

einem ganz anderen als dem soziologischen Fundament aufgebaut ist. Durch die ganze Kirchenge-

schichte hindurch geht ein Kampf, der gegen die soziologisch fundamentierten Kirchen geführt wurde 

aus Glauben an den lebendigen Gott von den Propheten. Wir denken an die alttestamentlichen Pro-

pheten, an die Apostel der ersten Christenheit, an manche tapferen [375] Kirchenväter in der Frühzeit 

des römischen Staatskirchentums, an die führenden Männer bei den Albigensern und Waldensern, 

bei den Hussiten und Täufern, an die Reformatoren, an die letzte prophetische Gestalt in der evange-

lischen Kirche, den 1919 verstorbenen Christoph Blumhardt. Ketzer und Abtrünnige waren alle diese 

Männer des Glaubens und des Gewissens. Sie wurden verfolgt vom Kirchenregiment um ihres Ge-

wissens willen. Aber sie waren immer die Fundamente einer neuen Kirche! Denn – und darüber muß 

die neue Methodik einer »Kirchengeschichte von unten« einmal alles Material zusammentragen – 

diese prophetischen Männer fanden Glauben nur bei den unterdrückten Massen! Aus deren Lage her-

aus richteten sie ihre aufrüttelnden sozialen Botschaften als konkrete Forderungen Gottes an die Zeit, 

an die Kirche und die Mächtigen der Welt. »Den Armen wird das Evangelium verkündigt!« Und sie 

allein hatten Ohren, es zu hören. Als die für die ganze Zukunft der Kirche symbolische Gestalt steht 

Jesus von Nazareth bei den Mühseligen und Beladenen. Da wird immer wieder die kirchliche Zwing-

burg zusammengeschlagen. Da verbinden sich immer Revolution mit Reformation! Und Blumhardt, 

der Erwecker der protestantischen Theologie, für den »Reich Gottes auf Erden« und »der auferstan-

dene Christus erneuert die Welt« die Fundamentalsätze seines Glaubens – und welches Glaubens! – 

sind, bekennt sich zur Sozialdemokratie, wird der erste Geistliche in ihren Reihen, der 1900 ein Land-

tagsmandat in Württemberg ausübte. Da wird wahr, was in den 90er Jahren Friedrich Naumann ein-

mal vorausschauend aussprach: »Die sozialistische Bewegung ist die erste Häresie (Ketzerei) in der 

protestantischen Kirche seit Luther.« 

Ja! Wir religiösen Sozialisten bekennen uns zu dieser Auffassung in der Überzeugung, daß immer 

die Ketzer die Träger der kommenden Kirche sind! 

Die Positiven sehen ja überhaupt nicht, in welcher weltgeschichtlichen Situation sich das Christentum 

heute befindet. Sie meinen immer noch, mit braven Predigten an das Einzelwissen der Unternehmer 

ihren sozialen Auftrag ausführen zu können. Es erwecke doch der Herr Kirchenpräsident einmal dem 

Herrn Hugenberg, seinem Parteigenossen, das soziale Gewissen! Wie lächerlich ist solch ein Bemühen 

im Zeitalter des Hochkapitalismus, wo auch die sozial gesinnten Unternehmer die Gefesselten ihrer 

wirtschaftlichen Machtorganisationen sind. In dieser »Krisis des Kapitalismus«, der sich nicht mehr 

an seinem eigenen Schopf aus dem Sumpf ziehen kann, muß sich das Christentum mit der Gesamtord-

nung, mit den großen Kollektiven, welche das Leben der Menschheit bestimmen, auseinandersetzen. 

Will davon der Herr Kirchenpräsident auch heute noch nichts verstehen, nachdem er mir 1923, als ich 

zum ersten Mal nach einer Reihe von etwa 100 Vorträgen im sozialistischen Proletariat über meine 

Erfahrungen und diese Grundfrage berichtete, nur eine ironische Ablehnung entgegenstellte? 

Wer heute nicht die Frage des Christentums aus der Perspektive betrachtet, welche durch die Vor-

gänge in Rußland eröffnet ist, ist nicht mehr bevollmächtigt zur Kirchenführung! Was nützt es denn, 

wenn man in Stockholm große Worte von der Wirtschaft redete, daß für sie die Rede Jesu gelten 

müsse: »Alles, was ihr wollt, daß Euch die Leute tun, das sollt Ihr ihnen auch tun!«, wenn man gleich-

zeitig den privatwirtschaftlichen Kapitalismus aufrechterhalten will, der in seinem Grundprinzip di-

ametral entgegensteht? Die Kirche hat keinen Kredit mehr für Botschaften und Worte! Es werden 

von ihr Realitäten verlangt. 

So stehen wir sozialistische Pfarrer gläubig und als Funktionäre dessen, was die Kirche eigentlich soll, 

auf unserem Posten! So stehen wir solidarisch neben Eckert! Das ganze Gespinst [376] beamtenrecht-

licher Zwirnsfäden, über die das Kirchenregiment uns zum Stolpern bringen will, zertreten wir. Wir 

müssen! Wir sind keine stummen Hunde, die schweigen können, wenn die Not der Zeit zum Reden 

drängt. Unsre Waffen sind die Worte, die aus Geist, Gewissenhaftigkeit und dem leidenschaftlichen 

Willen zur Wahrheit geboren sind. Wer im Vorfeld einer großen Entscheidungsschlacht kämpft, muß 
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alleinstehen können! Auch wenn das Kirchenregiment gegen uns ist, wissen wir, daß die wahre Kir-

che Christi auf unserer Seite ist! 

Und wenn um eine so gigantische Entscheidung gekämpft wird wie Kapitalismus gegen Sozialismus, 

dann »springen wir in den Riß der Zeit!« (Lassalle), weil unser Leben dem Proletariat gehört. Da sitzt 

zu meinen Füßen der Arbeiter, der mich, den Sohn eines deutschnationalen positiven Pfarrhauses, als 

ich über dem Neckar 1920 Vikar war, in den Betrieb mitgenommen hat; da sitzen die Genossen, mit 

denen ich halbe Nächte hindurch damals über den Sozialismus und Marxismus diskutierte. Die Wirk-

lichkeit und das Gewissen haben mich in die Reihen des Proletariats gezwungen. Von da ab bekam 

das Leben einen neuen Sinn. Das Opfer, welches der Schnitt zwischen mir und meinen bürgerlichen 

Bindungen bedeutete, wurde vielfältig aufgewogen durch den Gewinn an Klarsicht, Mut und Kraft, 

der mir aus der sozialistischen Bewegung zufloß. Und das bezeugen die Hunderte sozialistischer 

Pfarrer mit mir. Von da aus ging uns unsere Aufgabe in der Kirche auf. Und wir suchten in der Kirche 

wahrhaftig nach jenen geistlichen Führern, welche aus ihrem heiligen Amt heraus uns hätten verste-

hen und unserer Bewegung freiwillig Raum in der Kirche geben sollen! Wir haben Kirchenpolitiker 

und Juristen gefunden, aber keine Bischöfe! Warum hat man das Amt des Prälaten an unserer Kirche 

so sehr entleert? Warum will man uns bei dieser Auseinandersetzung so lächerlich kommen, wie 

damals der Kirchenpräsident Muchow bei meinem zweiten Examen, als er uns ausdrücklich an Römer 

13, Ziffer 1, erinnerte: »Ein jeglicher sei untertan der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat«? Es ist 

weder für Pfarrer noch für die Kirchenobrigkeit eine bequeme Sache, Geistlicher zu sein. Und so 

einfach lösen sich die Konflikte nicht, wie man jetzt in Thüringen meint, daß man den Pfarrern ein-

fach verbietet, politisch aufzutreten. Gerade heute ist die Tribüne der Politik auch eine Kanzel der 

Kirche: Und ich will es gerne wagen, mit meinen nationalsozialistischen, deutschnationalen, volks-

dienstlichen oder anderen Amtsbrüdern ein persönliches oder öffentliches Gespräch über die bren-

nenden Fragen der Gegenwart zu führen, wenn sie, fern von allgemeinen Theorien, das ökonomische 

und politische Tatsachenmaterial unserer Zeit mit solcher Leidenschaft zur Erkenntnis durchzuarbei-

ten sich bemühen, wie das mein Anliegen ist. Ich fürchte aber: das möchte eine Bekehrung zum So-

zialismus für viele werden. 

Eine solche protestantische Kirche, die aus innerer Kraft so viel Freiheit zu geben vermag, die so 

unabhängig ist von allen soziologischen Mächten, die mit ihrem Wissen so in den kommenden Din-

gen steht – eine solche Kirche hat die Krisis der Ohnmacht des heutigen Protestantismus überwunden. 

Sie wirkt wieder anziehend auf die starken und lebendigen Geister! Und Glieder dieser Kirche seid 

Ihr, meine sozialistischen Genossen und Genossinnen. Wir Pfarrer stehen in diesem Kampf aus un-

serem Gewissen und in Eurem Namen! Euch trifft man, wenn man geringschätzig von denen redet, 

»die sich bisher um die Kirche nicht gekümmert haben«. Wir wissen, daß Ihr hinter uns steht. Darum 

wird heute der Kampf, der vor 35 Jahren mit dem Tag der Reaktion in der Kirche endete, durch die 

Wucht Eures Willens mit unserem Sieg enden müssen. Euer Gewicht, nicht nur zahlenmäßig, sondern 

auch das Gewicht Eures [377] sozialistischen Glaubens, Eures Ketzerglaubens im Sinne meiner obi-

gen Worte, fällt in die Waagschale. Und die andere Schale mit der positiven Kirchenmacht schnellt 

empor: »Gewogen und zu leicht befunden!« Sie haben den Wind gesät; sie haben den Sturm geerntet; 

»nun sind die Stürme aufgewacht!« Gott sei Dank, nach all der stumpfen und stickigen Atmosphäre 

der vergangenen Jahre! Laßt Euch erfassen von der Gewalt dieses Sturmes! Damit es wahr werde: 

»Wir sind der Sturm; wir sind der Sieg!« 

In: Der Religiöse Sozialist 1931, Nr. 10 vom 8. März 1931, S. 41 f. 

2. Ernst Lehmann, Sind sozialistische Geistliche Staatsbürger zweiter Ordnung? Rede im Ni-

belungensaal am 19. Februar 1931 

Ich brauche meine Rede nicht einzuleiten mit einer Begründung des Anlasses der heutigen Versamm-

lung. Ich möchte nur feststellen, daß die Versammlung beabsichtigt war schon vor dem Ereignis, das, 

denke ich, uns alle, die wir hier versammelt sind, so tief erschüttert und aufgerüttelt hat: die Suspen-

sion meines Freundes Eckert, des jetzt wohl bekanntesten Mannheimer Pfarrers, mitten aus seiner 
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Amtstätigkeit, aus Kirche und Schule und Konfirmandenunterricht heraus, durch die oberste Kirchen-

behörde. Die Versammlung war beabsichtigt unmittelbar nach dem an Eckert erlassenen Verbot, 

künftig in politischen Versammlungen als Redner gegen den Faschismus aufzutreten. Und das zwar 

gar nicht nur wegen der Person Eckerts allein, den mindestens die Mannheimer Arbeiterschaft weder 

in der Kirche noch in der Volksversammlung sich will nehmen lassen, sondern weil hinter dem Fall 

Eckert eine größere, tief einschneidende Frage sich erhebt, nämlich das Attentat eines Kirchenpräsi-

denten auf das politische Staatsbürgerrecht seiner Geistlichen, das wir evangelische Pfarrer sowohl 

um des Staates willen wie um der evangelischen Kirche willen uns gar nicht dürfen rauben lassen. 

Auch um der evangelischen Kirche willen! Wenn die Kirche eine noch höhere Aufgabe hat, als wie 

vor einigen Tagen sehr geschmackvoll in einer hiesigen Danksagung gestanden hat: „die vom Ober-

kirchenrat festgesetzten Zeremonien zu erledigen«, sondern wenn ihre Aufgabe darin besteht, die sitt-

lichen Werte im Volksleben zu pflegen – und man kann diese Aufgabe einer rechten Kirche, was ich 

in dieser Versammlung noch ganz besonders betonen möchte, gar nicht hoch genug einschätzen! –, 

dann hat die Kirche selbst ein hohes Interesse daran, daß auch einzelne ihrer Pfarrer, und zwar unmit-

telbar von dem lebendigen Boden ihrer Gemeinden aus, in die Politik hineingehen, die in ihrem 

höchsten und tiefsten Sinn auch Liebesdienst am Volk ist. So haben wir wenigstens die Politik schon 

in meinen jungen Jahren mit Friedrich Naumann auffassen gelernt. Dazu sollen beileibe nicht alle 

Pfarrer politische Pastoren werden. Politik ist Kunst, und es muß zu ihr eine besondere Gabe und 

Berufung vorhanden sein. Aber wo beides vorhanden ist, da soll nicht nur der Staat, sondern mindes-

tens ebenso die Kirche dankbar sein, wenn von der Gabe auch Gebrauch gemacht und dem Ruf aus 

innerem Drang Folge geleistet wird. Wenn daher im Hinblick auf die Schwierigkeiten, die sich infolge 

der politischen Tätigkeit einzelner Geistlicher ergeben haben, in den letzten Tagen einzelne [378] 

 

Heinz Kappes * 30.11.1893 †11. Mai 1988 (PAB) 

[379] Pfarrerschaften, die zufällig aus lauter unpolitischen Pfarrern zusammengesetzt waren, von allen 

badischen Pfarrern das Opfer politischer Enthaltsamkeit gebracht wissen wollten, so mag das ganz gut 

und sogar gerecht gemeint gewesen sein. Aber es kann doch nur ein Schlag ins Wasser bleiben. Denn 

der Verzicht auf einen Dienst, zu dem ich mich berufe glaube, ist nicht weniger als ein Opfer, sondern 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 299 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

viel eher eine Pflichtvergessenheit. Der verstorbene Historiker Hans Delbrück hat, als in früheren Jah-

ren einmal die politische Betätigung der Geistlichen zur Debatte stand, den treffenden Ausspruch ge-

tan: Wer vom Pfarrer den Verzicht auf politische Betätigung verlangt, der fordert den Unsinn. 

Und hier hat nun gerade der evangelische Geistliche infolge des Wesens seiner evangelischen Kirche 

vor dem katholischen etwas voraus, was seiner politischen Betätigung nur zum Vorteilgereichen 

kann. Es gehört nämlich zum eigentümlichen Wesen gerade der evangelischen Kirche, daß der Pfarrer 

auch für seine politische Betätigung nicht der Vorgesetzten Kirchenbehörde, sondern nur Gott in sei-

nem Gewissen verantwortlich ist. Das ist tatsächlich ein großer politischer Aktivposten. Denn das 

Bewußtsein, daß das politische Wirken eines evangelischen Geistlichen nicht irgendein kirchenob-

rigkeitliches Mandat ist, sondern aus dem eigenen innersten Drangentspringt, das zum Erfolg der 

politischen Wirksamkeit eine unerläßliche Voraussetzung ist. Ich glaube nicht fehlzugehen, daß die-

ser inneren Unabhängigkeit der fraglos vorhandene große Einfluß von Eckert auf die Masse, vor al-

lem unserer Arbeiterschaft, zu verdanken ist. 

So hat nicht nur der Staat, sondern ganz ebenso die evangelische Kirche selbst ein Interesse an der 

politischen Unabhängigkeit ihrer Geistlichen. Der Staat sollte daher beim Abschluß von Konkordaten 

gar nicht nötig haben, sich die politische Unabhängigkeit der evangelischen Geistlichen, die übrigens 

bereits in der Verfassung verankert ist, noch besonders verbriefen zu lassen. Wo die evangelische 

Kirche aber das Staatsbürgerrecht ihrer Geistlichen ohne die dringendste Not antastet, da versündigt 

sie sich nicht nur an den gemaßregelten Geistlichen, sondern an ihrem eigensten Wesen. Und durch 

das gegenwärtige Verfahren gegen Eckert hat der gegenwärtige badische Kirchenpräsident sich an 

seiner badischen Landeskirche in verhängnisvoller Weise versündigt. 

Was ist denn nun aber der durch Pfarrer Eckert verursachte vermeintliche Mißstand gewesen, der das 

Mißfallen des Kirchenpräsidenten so stark erregt hat, daß er glaubte, ihn durch das über Eckert ver-

hängte Redeverbot beseitigen zu müssen? Pfarrer Eckert hat in Versammlungen der Sozialdemokra-

tischen Partei den Faschismus als eine Gefahr für Staat und Kirche hingestellt und bekämpft. Ich 

meine, das hätte an sich gerade eine evangelische Kirchenbehörde ihm danken müssen. Er hat dabei 

manches gesagt, was meiner Ansicht nach die evangelische Kirchenobrigkeit gegen den Nationalso-

zialismus ebenso hätte sagen sollen, wie es ja die katholischen Bischöfe tatsächlich getan haben. Denn 

der Faschismus ist auch meiner Überzeugung nach eine durch und durch widerchristliche Erscheinung. 

Aber sei dem, wie ihm wolle, vor dem Faschismus öffentlich zu warnen, war Eckerts gutes Recht und 

nach Eckerts und meiner Überzeugung ein Dienst am Volk. Aber nun war es in einer dieser Versamm-

lungen in Neustadt zu sehr unliebsamen, von den Nationalsozialisten hervorgerufenen Störungen und 

Schlägereien gekommen. Das braucht nicht wunderzunehmen; denn Radauszenen sind ja leider so-

wohl bei Kommunisten wie bei Nationalsozialisten besonders beliebt. Der Präsident hat Eckert dann, 

da solche für einen Geistlichen besonders unangenehmen Vorkommnisse sich wiederholen könnten, 

die [380] Rede in einer weiteren in Neustadt geplanten Versammlung untersagt. Eine solche Maßregel 

hat, zumal, wenn sie öfters angewendet würde, etwas sehr Bedenkliches. Sie käme schließlich, wenn 

sie allgemein angewandt würde, nur auf die Prämierung des politischen Rowdytums heraus, das auf 

diese Weise nur ermuntert würde, solche Störungen allgemein zu veranstalten, um einen mißliebigen 

Redner mundtot zu machen. Tatsächlich hat ja auch schon der Stahlhelm die Parole ausgegeben, das 

Auftreten Eckerts in badischen Versammlungen zu verhindern, was doch auf eine andere als die Neu-

städter Methode kaum durchführbar sein dürfte. Immerhin läßt sich darüber sprechen, ob nach einem 

solchen Vorkommnis eine unmittelbar darauf am gleichen Ort stattfindende Versammlung besser 

unterbleiben würde, und Pfarrer Eckert hat sich aus diesem Grunde ja auch dem Wunsche des Präsi-

denten gefügt. 

Dagegen hat sich der Präsident mit diesem Entgegenkommen Eckerts nicht begnügt. Er ist aufs Ganze 

gegangen, hat nach dem kleinen Finger die ganz Hand haben wollen. Eckert sollte überhaupt auf jede 

Versammlungstätigkeit dem Faschismus gegenüber verzichten. Der Grund: es waren Beschwerden 

gegen Eckert eingelaufen. Das ist ohne weiteres glaubhaft, und die Beschwerden reichen sicherlich 

weiter zurück. Hat es doch immer Leute gegeben, die die Kirchenobrigkeit mit einer Polizeidirektion 

verwechselt haben. Nur sollte sich einer echte Kirchenobrigkeit von den Beschwerdeführern nicht zu 
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einer Polizeibehörde degradieren lassen. Das ist auch bisher und, solange sie sich ihres evangelischen 

Charakters bewußt geblieben ist, seitens der badischen Oberkirchenbehörde noch nicht geschehen, 

auch in den Zeiten der Staatskirche nicht. Ich kann da aus meinen eigenen Erlebnissen mit einem ganz 

ähnlich gelagerten Fall aufwarten, der bis vor die Kriegszeit zurückreicht. Da hatten sich zwar nicht 

die Nationalsozialisten, aber der badische Industriellenverband wegen meines Eingreifens in einen 

Streik auf Seiten der Arbeiter beim evangelischen Oberkirchenrat beschwert. Die Beschwerde wurde 

mir denn auch zur Rechtfertigung vorgelegt; ich aber habe ein Eingehen auf die Beschwerde abgelehnt, 

weil »ich eine Befugnis des Oberkirchenrats nicht anerkennen könne, gemäß dem Verlangen der Be-

schwerdeschrift in die Ausübung meiner staatsbürgerlichen Rechte einzugreifen«. Der damals noch 

evangelisch empfindende Oberkirchenrat hat darin aber keine disziplinarisch zu ahndende Insubordi-

nation gesehen, sondern er hat als evangelische Kirchenobrigkeit geantwortet: »Es liegt uns fern, in 

die staatsbürgerlichen Rechte der Geistlichen eingreifen zu wollen, und es kann auch nicht unsere 

Absicht sein, in eine Erörterung über die Ihrem Offenen Brief zugrunde liegenden Fragen und über 

Ihre Stellung zu denselben einzugehen.« – Das war zu den Zeiten der Staatskirche, und ihr evangelisch 

empfindender Präsident hieß Helbing, und heute haben wir vermeintlich eine Volkskirche, aber ihr 

Präsident heißt D. Wurth. Wenn daher die »Frankfurter Zeitung« so freundlich ist, scheinbar um dem 

Präsidenten eine goldene Brücke aus der unevangelischen Lage zu bauen, in die er die badische Lan-

deskirche hineingeführt hat, ihm eine rückläufige Sehnsucht nach der früheren badischen Staatskirche 

andichtet, so ist das für Baden jedenfalls über das Ziel hinausgeschossen. Wohin D. Wurth mit seinem 

Vorgehen gegen Eckert, bewußt oder unbewußt, hinaus oder zurück will, das ist gar nicht irgendwel-

che zurückliegende Epoche in der badischen Landeskirche, sondern es ist etwa die, vielleicht mit etwas 

faschistischem Einschlag ausstaffierte, einstige preußische oder mecklenburgische Staatskirche. 

[381] (2) Aber, das ist mir schon verschiedentlich als mildernd für den Präsidenten und erschwerend 

für Eckert entgegengehalten worden: der Präsident ist ja gar nicht gleich mit dem Redeverbot gegen 

Eckert vorgegangen, sondern hat zuerst die Vorlage der von ihm zu haltenden Versammlungen ver-

langt; und erst, als Eckert hier ungehorsam war, kam das Redeverbot. Nun, ich halte die Zumutung der 

Vorlage der Versammlungen noch für viel schlimmer und die Kirchenregierung kompromittierender 

als das Redeverbot selbst. Ja, wenn man die Notiz liest, mit welcher Kirchenpräsident D. Wurth sein 

Vorgehen gegen Eckert in der Presse begründet, da klingt die Aufforderung an Eckert zunächst ganz 

unschuldig. Da heißt es ganz allgemein, daß die Weisung ergangen sei, »um über Eckert in ausrei-

chender Weise die Dienstaufsicht ausüben zu können«, so daß man meinen könnte, der Präsident 

wollte sich durch das Versammlungsverzeichnis etwa vergewissern, ob nicht infolge zu vieler aus-

wärtiger Versammlungen die Amtstätigkeit Eckerts in Mannheim leiden könnte. Aber die Hauptsache 

aus dem Erlaß an Eckert hat der Präsident leider vergessen zu veröffentlichen, und ich muß es deshalb 

in der Öffentlichkeit nachholen. Dort heißt es nämlich, daß der Präsident sein Verlangen deshalb 

stelle, weil ich – wörtlich – »der mir zufallenden Pflicht, die Amtsführung und den Wandel der Geist-

lichen zu beaufsichtigen, nur genügen kann, wenn ich in der Lage bin, die mir zur Verurteilung ihres 

Auftretens erforderlichen Unterlagen zu verschaffen«. Also dauernde Kontrolle seiner politischen Tä-

tigkeit! Bevormundung in der entwürdigendsten Weise. Ich könnte mir vorstellen, daß eine solche 

Kontrolle als Disziplinarstrafe verhängt wird, wenn ein Geistlicher sich in politischen Versammlun-

gen durch Störungsversuche: weiße Mäuse, Tränenbomben oder Lieder singen, wie das von einem 

Geistlichen im Oberland behauptet wird, »des Ansehens, der Würde und des Vertrauens, das sein 

Amt erfordert, unwürdig gemacht hat«. Aber wenn der Präsident eine solche offizielle Überwachung 

als Ausfluß der ihm zufallenden Oberaufsicht über Amtsführung und Wandel der Geistlichen hinzu-

stellen beliebt, dann müßte er selbst erst darüber belehrt werden, was unter der Aufsicht über den 

Wandel der Geistlichen überhaupt zu verstehen ist. 

Was mich dabei am meisten schmerzt und erschüttert, ist, daß der Kirchenpräsident seine Geistlichen 

so niedrig eingeschätzt hat, daß sie sich einer so entwürdigenden Zumutung überhaupt unterwerfen 

könnten. Hätte das Eckert wirklich getan, so wäre das eine Charakterlosigkeit, es wäre seine persön-

liche Entmannung gewesen. Aber er hätte damit auch dem Staatsbürgerrecht der Geistlichen in der 

Kirche überhaupt eine unheilbare Wunde geschlagen. Dann hätten auch unsere thüringischen 

Freunde, die Pfarrer, die dort um Emil Fuchs ihren tapferen Kampf um ihr Staatsbürgerrecht kämpfen 
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und denen wir von dieser Versammlung aus herzlichen Gruß entbieten, verlorenes Spiel gehabt! – 

Nein, es ist Pflicht des evangelischen Geistlichen seiner evangelischen Kirche gegenüber, die ihm 

anvertrauten Staatsbürgerrechte auch gegen einen seine Amtsbefugnisse mißverstehenden und daher 

mißbrauchenden Kirchenpräsidenten zu behaupten. – Darum danke ich ausdrücklich und öffentlich 

unserem Freund Eckert, daß er die beiden Zumutungen des Präsidenten, das entwürdigende Gebot 

der Vorlage des Versammlungsverzeichnisses und das gewalttätige Redeverbot so unzweideutig zu-

rückgewiesen hat, und ich möchte diesen Dank im Namen aller unserer badischen Kollegen ausspre-

chen dürfen! Dazu habe ich allerdings kein Mandat. Der Präsident dagegen hat geglaubt, auf diese 

dankenswerte Zurückweisung hin unseren Freund Eckert disziplinarisch [382] erst recht auf die Knie 

zwingen zu können. Das ist der Sinn seines Disziplinarverfahrens. Das ist auch der Sinn dessen, was 

nach den zwei Verboten noch kommt. 

Was noch kommt, ist ja eigentlich nur ein Nachspiel. Aber ein Nachspiel, das die vom Präsidenten 

ganz verfahrene Lage nur umso greller beleuchtet. Es kam, woran wohl keiner hätte denken können, 

die Suspension, die wie eine Fanfare wirken mußte. Der Präsident begründet diese Maßnahme, die 

sonst nur wegen ehrenrühriger Handlungsweise verhängt zu werden pflegt, nicht mit der Nichtbeach-

tung des Redeverbots, sondern damit, daß Pfarrer Eckert seine dem Dienstgericht eingereichte Be-

schwerde gegen den Präsidenten gleichzeitig veröffentlicht hatte. Die Beanstandung der Veröffentli-

chung wäre auch berechtigt gewesen, wenn nicht der Präsident selber schon vorher in dem Verfahren 

gegen Eckert die Öffentlichkeit in Anspruch genommen hätte. Aber wenn sich der Präsident über die 

Veröffentlichung beschwert fühlte, so hätte er sie ja in das Disziplinarverfahren mit einbeziehen kön-

nen. Aber was hat ihm das tatsächliche und was hat ihm ein sittliches Recht gegeben, wegen dieses 

vermeintlichen Dienstvergehens den Bannstrahl der Suspension gegen Eckert zu schleudern? Der Prä-

sident hat in der Veröffentlichung eine Provokation, eine »Gehorsamsverweigerung vor versammelter 

Mannschaft«, erblickt, und das mag für einen in den militärischen Gedankengängen der einstigen preu-

ßischen Staatskirche befangenen Kirchenfürsten den Höchstbegriff eines Dienstvergehens ausmachen. 

Aber was gab ihm das Recht, für ein Dienstvergehen die nur für ehrenrührige Handlungsweise reser-

vierte, sofortige Suspension zu verhängen?! Das war keine Rechtsausübung, sondern Rechtsverfäl-

schung! Da wird der Präsident es dann auch in Kauf nehmen müssen, wenn wir diese seine blindlings 

und fälschlich in die Öffentlichkeit geschleuderte Bannbulle ebenso öffentlich wieder verbrennen. 

Und dabei hätte doch eigentlich niemand so wenig wie der Präsident Wurth die Berechtigung, über 

eine Provokation Beschwerde zu führen. Oder war es keine Provokation gegen den auch unserer 

evangelischen Kirche übergeordneten badischen Staat, wenn er als oberster Beamter dieser Kirche 

am Verfassungstag statt der schwarz-rot-goldenen die schwarz-weiß-rote Fahne gehißt hat? Er versi-

chert jetzt wohl, daß ihm bei der Fahnenhissung die Absicht einer Provokation ferngelegen habe. 

Aber er würde damit doch lediglich zeigen, daß er die Stellung der von ihm repräsentierten evange-

lischen Kirche innerhalb des Staates noch gar nicht begriffen hat. Nun, wir verlangen ja auch nicht, 

daß Präsident Wurth deshalb dauernd oder vorübergehend von seinem Amt suspendiert werde; was 

wir aber verlangen und erwarten, ist, daß die von ihm über Eckert willkürlich verhängte Suspension 

so schnell wie möglich und noch vor Abschluß des Dienst- und Disziplinarverfahrens wieder rück-

gängig gemacht wird. 

Wir erwarten auch das wieder gar nicht nur um Eckerts willen, sondern damit die evangelische Lan-

deskirche Badens in der unhaltbaren Situation, in die sie sich hineinmanövriert hat oder hat hinein-

manövrieren lassen, nicht noch weiter unevangelische Blüten treibt. Eine solche unevangelische 

Blüte ist erst in den letzten Tagen wieder reif geworden. Die Kirchenleitung hat nämlich gerade jetzt 

die Dekanate aufgefordert, über die Stimmung für oder wider Eckert in ihren Diözesen zu berichten, 

und ihnen anheimgegeben, solche Berichte auch von ihren Pfarrern einzufordern. Die Verlegenheit 

der Behörde muß doch gewaltig groß sein! Sonst könnte der Präsident sich das ihm noch fehlende 

Material gegen Eckert, das er durch die Überwachung seiner Versammlungen sich nicht hat verschaf-

fen können, nicht durch Stimmungsanalysen – [383] eine besondere Art der Spitzelei – zu verschaffen 

suchen. Spitzel vor die Front! Oder vielmehr hinter die Front! 
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Aber wie kommen nur solche unwürdigen Methoden in eine evangelische Kirchenbehörde hinein! 

Das sieht ja fast aus, als ob der thüringische Minister Frick auch im badischen Oberkirchenrat bereits 

eine nationalsozialistische Zelle aufgemacht habe. Wir wollen keine solche aller evangelischen Kir-

chenleitung hohnsprechenden Regierungsmaßnahmen! Ich freue mich daher, daß wenigstens das hie-

sige Dekanat von der anheimgegebenen Weiterleitung an die Pfarrer keinen Gebrauch gemacht hat, 

und ich hoffe, daß das auch seitens anderer Dekanate unterlassen worden ist. 

Liebe evangelische Kirchengenossen und Sozialisten! Mir waren meine heutigen Ausführungen nicht 

leicht! Es ist mir ganz gewiß keine Freude, daß ich unmittelbar vor meinem Abschied vom Pfarramt 

so scharf und rückhaltlos gegen die Leitung der badischen Landeskirche, die ich liebhabe und der ich 

über 40 Jahre gedient habe, glaubte auftreten zu sollen. Ich tat es, weil ich in unserem Vorgehen eine 

Rettungsaktion sehe, nicht unseres Freundes Eckert, sondern der badischen Landeskirche. Ich sehe 

nur zu deutlich den Schaden, den die Kirchenleitung angerichtet hat in der Meinung, den von Eckert 

in der Kirche vermutlich angerichteten Schaden zu beseitigen. Und ich weiß nicht, wie ich dem zutage 

liegenden Schaden anders beikommen soll als in aller Öffentlichkeit. Dafür sind wir Volkskirche. – 

Das Blatt des »Evangelischen Volksdienstes« hat anläßlich des Falles Eckert dieser Tage unsere Lan-

deskirche eine fiebernde Kirche genannt. Ich nehme das Wort auf. Die Kirche ist in der Tat fieber-

krank. Aber mit Fieber pflegen Träume verbunden zu sein. Und die Fieberträume stecken im Kopf. 

Dann tritt aber die Heilung auch nicht ein, wenn man den Fieberkranken weiterträumen läßt, und 

wenn es auch noch so angenehme, romantische, faschistische, staatskirchliche Träume sein sollten. 

Die Heilung ist erst da mit dem Augenblicke, wo der Fiebernde aufwacht zum Leben, zur Wirklich-

keit, aufwacht zu dem seiner Eigenart entsprechenden Tagewerk. Das Aufwachen mag manchmal 

recht schmerzlich und es mag mit einem jähen Schrecken über die geträumten Selbsttäuschungen 

verbunden sein. Aber es ist doch nötig zur Genesung. So habe ich unsere badische Landeskirche 

unsanft, aber wirksam aufzuwecken und aufzurütteln versucht aus gefährlichen Träumen zu neuem, 

dem Wesen einer evangelischen Kirche entsprechendem Leben, zum Segen unseres Volkes. Das war 

der tiefere Sinn und ist die letzte Absicht meiner Ausführungen. 

In: Der Religiöse Sozialist 1931, Nr. 9 vom 1. März 1931, S. 38 (1); Nr. 10 vom 8. März 1931, S. 44 (2). [384] 

3. Wolfgang Abendroth*: Der »Fall Eckert«. Kulturpolitisches aus Baden 

Karlsruhe, 20. Februar [1931] Teils offen, teils versteckt sind im Badener Land zurzeit allerlei 

Kämpfe im Gange, die im Kern kulturpolitische Auseinandersetzungen sind. Baden ist kulturpolitisch 

von jeher ein labiles Gebiet, und wenn der Staat einstmals als liberales Musterländle galt, so war 

 
*  Da Wolfgang Abendroth die Zeit seiner juristischen Referendarausbildung (1930-1933) u. a. in Hechingen, ca. 

120 km von Karlsruhe entfernt, verbrachte und nach eigenen Angaben in seinem Lebenslauf aus dem Jahre 1946 

(siehe Nachlaß im Amsterdamer Internationalen Institut für Sozialgeschichte, Inventar-Nr. 179d, S. 12) u. a. für 

die »Frankfurter Zeitung« und die »Kölnische Zeitung« schrieb und diese Tätigkeit als Einkommensquellen in 

den Jahren 1931-1933 bezeichnete, als ein offenes Bekenntnis zu seinen politischen Positionen nur schädlich 

sein konnte, muß mit größter Sicherheit davon ausgegangen werden, daß diese namentlich nicht signierten Kor-

respondentenberichte von Wolfgang Abendroth stammen. Dafür sprechen im Vergleich zu seinen zeitgenössi-

schen Schriften zum Thema »Religion und Sozialismus«, Abendroths Denkweise, Begrifflichkeit, Wortschatz 

und Syntax, kurz, sein juristischer Sachverstand und sein politisches Bewußtsein. Als aktives Mitglied des »Frei-

denkerverbandes« seit 1926 (sein Austritt aus der Kirche erfolgte wegen der Haltung des deutschen Mehrheits-

protestantismus zum Volksentscheid für die entschädigungslose Enteignung der Fürsten im gleichen Jahr) hat 

sich Abendroth stets gegen die Engherzigkeit ausgesprochen, die Arbeiterbewegung zum »Freidenkerverein« zu 

erklären, und Interesse an jenen Christen bekundet, die sich zum Klassenkampf von unten aktiv bekennen. Zum 

gleichen Ergebnis kommt der beste Kenner von Leben und Werk Wolfgang Abendroths bis 1948 Andreas Diers 

in seiner Dissertation »Das Verhältnis von Staat, Demokratie und Arbeiterbewegung bei Wolfgang Abendroth«, 

Hamburg 2006, S. 507, Fußnote 16. Alle aufgefundenen Texte befinden sich in der »Sammlung Erwin Eckert« 

im PAB in Marburg. Im Doktorandenkolloquium zu meiner Dissertation am 3.12.1969 erwies sich Abendroth 

als intimer Kenner des »Falles Eckert«, ohne auf seine eigenen Veröffentlichungen zu diesem Thema Bezug zu 

nehmen. Die Identifikation seiner Schriften in der Weimarer Republik gelang erst nach seinem Tod im Jahre 

1985. [d. Hrsg.] 
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dieses Lob insoweit begründet, als innerhalb eines ruhigen und gemessenen Fortschritts ein aufge-

schlossenes Fürstenhaus in den letzten Jahrzehnten die Kraft und das Ansehen zu raschem Ausglei-

chen von Gegensätzlichkeiten besaß, wobei naturgemäß der Volkscharakter nicht ohne Einfluß war. 

Ein Blick in die badische Geschichte des letzten Jahrhunderts, insbesondere aber in die Zeiten des 

Streits um Kirche und Schule, genügt aber schon zum Beweis dafür, daß die Meinungen auch recht 

scharf und dickschädlig aneinandergeraten können. Und in solche erregten Zeitläufe scheinen wir 

jetzt wieder hineinsteuern zu sollen. Woher mag das kommen? 

Um diese Frage zu beantworten, muß neben der im heutigen Deutschland allgemein gewordenen und 

oft bis zur Unduldsamkeit überspitzten politischen und religiösen Empfindsamkeit die Besonderheit 

der südwestdeutschen Verhältnisse in Betracht gezogen werden. Sieht man vom Wirtschaftlichen ab, 

ohne damit freilich seine Rückwirkung auf die Spannungen übersehen zu wollen, so sind es wohl 

zwei große Erscheinungen, die Beachtung heischen: Einmal die Tatsache, daß auf Grund der Okto-

berwahlen zum Landtag vom Jahr 1929 eine Regierung aus Zentrum und Sozialdemokraten sich ein-

gerichtet hat und ihre Macht sehr sichtbar ausübt; daß die Koalitionsparteien sich obendrein zum 

Abschluß von Verträgen mit den Kirchen verpflichtet haben, worüber eine Vorlage dem Landtag 

demnächst zugehen wird, hat von vornherein bewirkt, daß die ganze Opposition mit erhöhter Auf-

merksamkeit den kulturpolitischen Kurs verfolgt. Sodann aber haben seit anderthalb Jahren die Er-

folge der Nationalsozialisten das [385] Gesicht der politischen Machtverteilung geändert. Hierin liegt 

eine der wichtigsten Wurzeln aller der Vorgänge, die in den letzten Monaten und Wochen so viel von 

sich reden gemacht haben. An dieser Stelle ist vor längerer Zeit schon über die Konkordatspläne 

berichtet und dabei betont worden, daß Reibungen zwischen protestantischer Kirche und protestan-

tisch-theologischer Fakultät an der Universität Heidelberg vorhanden sind und daß darüber hinaus 

die Stellung des Staates den Kirchen gegenüber sehr der Klärung bedarf. In die Konkordatsfrage 

spielen Symptome hinein, die genau beachtet sein wollen. Eine solche Erscheinung ist zweifelsohne 

der Streit zwischen der evangelischen Kirchenregierung, deren Mehrheit heute noch die Positiven 

stellen, und den religiösen Sozialisten unter Führung des Mannheimer Pfarrers Eckert. Bei diesem 

Fall treffen sich am schroffsten die durch den Nationalsozialismus ausgelösten Gegensätzlichkeiten. 

Eckert, ein junger, mit starker Rednergabe ausgestatteter Geistlicher, hat mehrfach in politischen Ver-

sammlungen gegen Faschismus und Nationalsozialismus gesprochen; es ist dabei z. B. in Neustadt 

zu Schlägereien gekommen. Seine oberste vorgesetzte Behörde, Kirchenpräsident Dr. Wurth, belegte 

darauf Eckert mit dem Bann des Redeverbots in solchen Versammlungen, und als Eckert sich unter 

Berufung auf sein protestantisches Gewissen und staatsbürgerliche Freiheit nicht unterwarf, vielmehr 

öffentlich dem Oberkirchenrat Parteilichkeit und Willkür zum Vorwurf machte, erfolgte die vorläu-

fige Amtsenthebung mit der Begründung, Eckert bringe Unruhe in die Kirche. Der Kirchenpräsident 

ging noch weiter; er verbot dem Geistlichen das Betreten der dienstlichen Räume und der Kirche bei 

Androhung strafrechtlichen Einschreitens bei Widersetzlichkeit und sandte an die Dekanate Rund-

schreiben, sie sollten Stimmungsberichte über Eckert und seine Anhänger sammeln. Eckert setzte 

sich gegen diese Maßnahmen zur Wehr. 

In einer Versammlung in Mannheim sprach Pfarrer Eckert dieser Tage in heftiger Verteidigungsrede 

für seine Sache und in noch heftigerer Anklagerede gegen die Kirchenregierung. Assistiert von den 

seiner Richtung gleichfalls angehörenden Pfarrern Lehmann (Mannheim) und Kappes (Karlsruhe), 

sprach er zu – auch für die Veranstalter war dieser Erfolg eine Überraschung – 7.000 Männern und 

Frauen, zumeist, so lautet der Ausdruck, des »proletarischen Kirchenvolks«. Die Massenkundgebung 

endete mit dem nachdrücklichen Verlangen auf Wiedereinsetzung Eckerts in sein Amt. Sie war lehr-

reich als sinnfälligster Ausdruck einer Bewegung gegen die die Kirche angeblich beherrschenden 

bürgerlich-kapitalistischen, politisch-reaktionären und kirchlich-orthodoxen Kräfte. »Wir religiösen 

Sozialisten werden uns nicht aus der Kirche verdrängen und unsere Führer nicht mundtot machen 

lassen«; denn das Proletariat fordere sein Recht auf die Kirche und wolle die Botschaft des Christen-

tums jetzt endlich nicht nur mehr als Glückseligkeitslehre für den einzelnen hinnehmen, sondern auf 

die gesellschaftlichen und wirtschaftspolitischen Ordnungen anwenden. 
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Mit diesen Formulierungen ist der Kampf Eckerts und seiner Freunde ins Programmatische einge-

rückt, in das Gebiet ernsthafter Gärungen und Klärungen. Das Problem Sozialismus und Christentum 

soll also von der praktischen Seite her einer Bewährungsmöglichkeit zugeführt werden, und von die-

sem Gesichtspunkt ist verständlich die These, die von Entpolitisierung und Neutralisierung der Kir-

che nichts wissen will und ein politisches Pastorentum schon deshalb bejaht, weil – so Eckert – »für 

einen Geistlichen, der erfüllt ist vom Evangelium, es [386] einfach nicht möglich ist, zu den Fragen 

des öffentlichen Lebens nicht Stellung zu nehmen«. Es wird sich zu zeigen haben, ob in diesen An-

sichten mehr als parteilich-sozialistisches Eifererwesen steckt, ob die Bewegung Tiefenkraft genug 

aufbringen wird, um mehr zu sein als eine Erregung. Was da geschieht, sei nicht unterschätzt in seiner 

Bedeutung für die Entwicklung des deutschen Protestantismus. 

Indes wird der Kampf der Geister vorerst auf der Ebene des Tagesstreits weitergehen. Pfarrer Eckert 

hat noch das Urteil des kirchlichen Dienstgerichts zu erwarten, das unter einem unabhängigen Vor-

sitzenden, nämlich dem Karlsruher Oberbürgermeister Dr. Finter, über Berechtigung oder Nichtbe-

rechtigung des Redeverbots zu entscheiden hat; außerdem wird das kirchliche Verwaltungsgericht 

unter einem gleichfalls unparteiischen Vorsitzenden sich mit dem Fall Eckert zu befassen haben. Mit 

Spannung wird der Spruch auch deshalb von weitesten Kreisen, insbesondere der Beamtenschaft, 

erwartet, weil im kirchlichen Gesetz die Vorschrift für die Staatsbeamten entsprechend vorhanden 

ist, wonach der Geistliche die Pflicht hat, sich durch sein Verhalten in und außer dem Amt der Ach-

tung und des Vertrauens, die sein Beruf erfordert, würdig zu erweisen. Endlich aber wird die Ange-

legenheit für die genannten Instanzen dadurch noch verwickelter und heikler, als auch darüber Klar-

heit zu schaffen ist, ob Pfarrer anderer politischer Richtungen – wie der Pfarrer Teutsch in Obereg-

genen, der mit Nationalsozialisten zusammen eine Versammlung des Ministers Remmele gesprengt 

haben soll – weiter unbehelligt sollten auftreten dürfen. 

In: Kölnische Zeitung vom 22. Februar 1931. 

4. Wolfgang Abendroth: Pfarrer Eckert. Die Verhandlungen vor dem kirchlichen Verwaltungs-

gericht 

(Privattelegramm der »Frankfurter Zeitung«) Karlsruhe, 16. März [1931]. Vor dem Verwaltungsge-

richt der Evangelischen Landeskirche Baden wurde heute die Klage verhandelt, mit der der sozialis-

tische Pfarrer Eckert (Mannheim) die gegen ihn erlassene Verfügung des Oberkirchenrats angefoch-

ten hat. Wie erinnerlich, hat der Kirchenpräsident Wurth von Eckert die Vorlegung einer Liste der 

von ihm beabsichtigten politischen Versammlungen verlangt. Er hat, als Eckert die Vorlegung einer 

solchen Liste verweigerte, Eckert bis auf weiteres das Auftreten in öffentlichen Versammlungen über-

haupt verboten. Eckert wies auch dieses Redeverbot zurück. In einem Brief an den Oberkirchenrat, 

in dem er diesem Parteilichkeit, Willkür und Verletzung der Gesetze vorwarf, beantragte er die Ein-

leitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich; er veröffentlichte diesen Brief in der Mannheimer 

»Volksstimme«. Der Oberkirchenrat antwortete damit, daß er seinerseits ein Disziplinarverfahren ge-

gen Eckert beschloß und Eckert vorläufig seines Amtes enthob. Die daraufhin von Eckert eingeleitete 

Klage beim kirchlichen Verwaltungsgericht zielt auf Aufhebung sowohl des Verlangens, die Ver-

sammlungsliste vorzulegen, wie des Redeverbots und der vorläufigen Amtsenthebung. Die heutige 

Sitzung des Gerichtsdauerte fünf Stunden; den Vorsitz führte der Präsident des staatlichen Verwal-

tungsgerichts-[387]hofes Dr. Schneider. Das Urteil wird erst nach der Festlegung der schriftlichen 

Urteilsgründe bekannt gegeben werden. 

Die Verhandlung war deshalb interessant, weil sie die Grundauffassungen, von denen beide Teile aus-

gehen, in ihrer ganzen Gegensätzlichkeit und Unvereinbarkeit bloßlegte. Zunächst begründete der 

Rechtsbeistand Eckerts, Rechtsanwalt Dr. Dietz, in zweistündigen Ausführungen die Klage. Er ging 

davon aus, daß es sich hier in Wirklichkeit nicht lediglich um die Klage des Pfarrers Eckert, sondern 

um eine Klage von Hunderttausenden sozialistischen Mitgliedern der Kirche handle, die sich gegen 

die Unduldsamkeit der Kirchenbehörde und dagegen wendet, daß man ihren Führer Eckert mundtot 

machen wolle. Von Anfang an sei die religiös-sozialistische Bewegung von der Kirche mit Übelwollen 
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betrachtet worden; speziell Eckert ist von der Behörde auf Schritt und Tritt kontrolliert und gemaß-

regelt worden: bei der Volksabstimmung über die Fürstenenteignung, weil er für die Enteignung ein-

trat, bei der Reichspräsidentenwahl, weil er gegen die Wahl Hindenburgs sprach, dann wegen eines 

programmatischen Flugblattes, bei dem man sich besonders darüber empört habe, daß Eckert auch 

der Kirche zugemutet habe, Buße zu tun. Im Dezember sei die Maßregelung wegen des Bildes erfolgt, 

das einen hakenkreuzlerischen Pfarrer zeigte, wie er Seifenblasen in Gestalt von Hakenkreuzen auf-

steigen läßt. Die Vorgänge, um die es sich jetzt handelt, begannen mit der Neustädter Versammlung 

Eckerts, die von den Nationalsozialisten gesprengt wurde. An den damaligen Tumulten trug Eckert 

nicht die geringste Schuld; trotzdem ist man gegen ihn vorgegangen. Nach dem Gesetz darf die Kir-

chenbehörde nur dann gegen einen Pfarrer einschreiten, wenn sein Wandel oder sein dienstliches oder 

außerdienstliches Verhalten Grund dazu geben. Keine der Voraussetzungen war erfüllt, und deshalb 

hat Eckert sich mit Recht gegen die Schuljungenbehandlung gewehrt, die ihm zuteilwurde. Der Geist-

liche ist nicht wie ein politischer Beamter an die Weisungen der Behörde gebunden; die Kirche ist 

keine Zwangsanstalt wie der Staat; sie darf keine Angst davor haben, in die Welthändel verstrickt zu 

werden; sonst wird sie zur Nachtwächterkirche. Der Kirchenpräsident durfte aus so nichtigen Grün-

den umso weniger gegen Eckert einschreiten, als er selbst in früheren Jahren in politischen Versamm-

lungen aufgetreten ist: er hat damals in scharfer Weise gegen die Sozialdemokratie Stellung genom-

men, und es war gelegentlich nur der Disziplin seiner sozialdemokratischen Zuhörer zu danken, daß 

nicht auch damals Prügeleien entstanden. 

Als Vertreter des Oberkirchenrats beantragte Oberkirchenrat Friedrich Abweisung der Klage. Er be-

stritt, daß die Behörde Eckert mit Übelwollen begegnet sei; sie habe im Gegenteil trotz vieler Be-

schwerden oft ein Auge zugedrückt, weil man sich der Behauptung der religiösen Sozialisten nicht 

verschlossen habe, daß sie die Massen wieder in die Kirche hereinbringen würden. Auch nach der 

Neustädter Versammlung sei man zunächst nicht eingeschritten, sondern erst dann, als angekündigt 

wurde, daß Eckert in einer zweiten Versammlung die infolge des Tumults unterbrochene Rede noch 

einmal halten werde. Gerade um diese Zeit sei wegen des von Eckert veröffentlichten Bildes ein 

Aufschrei der Empörung durch die badische Geistlichkeit gegangen; es seien damals viele Mitglieder 

der Kirche unzufrieden damit gewesen, daß Eckert wegen des Bildes lediglich einen Verweis erhalten 

habe. Der Oberkirchenrat habe Schritte tun müssen, um zu verhindern, daß der Zwiespalt in der Kir-

che weitere Fortschritte mache. Die Verfügungen des Oberkirchenrats [befänden, d. Hrsg.] sich 

durchaus im Rahmen der gesetzlichen Bestimm-[388]mungen, und sie entsprechen vollkommen dem 

Charakter der Kirche. Allerdings ist der Pfarrer in der Verkündigung des Wortes Gottes nur seinem 

an das Wort Gottes gebundenen Gewissen verantwortlich. Über den Wandel und das Verhalten aber 

müßte die Kirche genauso wie der Staat gegenüber seinen Beamten das Aufsichtsrecht ausüben. Sonst 

würde die Kirche zerfallen. Man könne nicht, wie Eckert es getan habe, erklären, daß eine bestimmte 

Partei christlicher oder unchristlicher als eine andere sei; denn aus dem Evangelium könne man über-

haupt keine Wirtschaftsordnung, sondern nur eine Gesinnung ableiten. Nachdem Eckert seine An-

klage gegen den Oberkirchenrat veröffentlicht hatte, habe man ihn nicht weiter amtieren lassen kön-

nen, weil man sonst zugestanden hätte, daß seine Vorwürfe berechtigt seien. 

Pfarrer Eckert, der hierauf das Wort erhielt, schilderte zunächst den Verlauf der Neustädter Versamm-

lung und die systematische Sprengung dieser Versammlung durch die Nationalsozialisten. Die Ver-

öffentlichung des Anklagebriefes an den Oberkirchenrat rechtfertigte er damit, daß vorher der Ober-

kirchenrat einen Auszug aus dem Protokoll über eine Vernehmung unter der Überschrift »Eckert 

gehorcht« der Öffentlichkeit mitgeteilt habe. Starken Eindruck machte Eckert, als er der Auffassung 

des Vertreters des Oberkirchenrates von der Dienstgewalt der Kirche und der beamtenähnlichen Stel-

lung der Geistlichen seine eigene Auffassung von der Kirche als der Gemeinschaft der Menschen, 

die dem Reich Gottes zustreben, entwickelte, als er von der neuen lebenden, dem Volk verbundenen 

Kirche sprach, die von seinen Freunden erstrebt werde, und als er die Bindung durch das Gewissen, 

die er allein als Pfarrer anerkennen könne, als die stärkste Bindung hinstellte, die es für ihn überhaupt 

gebe. Gegenüber den starren, nicht ohne Gehässigkeit vorgetragenen Ausführungen des Vertreters 

des Oberkirchenrates machten diese Darlegungen Eckerts deshalb besonderen Eindruck, weil man 

hier spürte, daß die Auffassung ganz falsch ist, als sei für Eckert das Religiöse nur Mittel für seine 
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politischen Zwecke, daß Eckert vielmehr ein Mensch von sehr starker Religiosität ist und daß ihm 

Kirche und Pfarramt außerordentlich viel bedeuten. Das zeigte sich auch in seinen Schlußworten, in 

denen er von den verheerenden Wirkungen der Amtsentsetzung sprach. 

In: Frankfurter Zeitung vom 17.03.1931. 

5. Georg Wünsch, Aus Mitleiden zur Erkenntnis und Tat! Rede bei der Massenkundgebung in 

der Karlsruher Festhalle am 18. März 1931 

Gestatten Sie, daß ich mit einem persönlichen Erlebnis beginne. 

Eines Sonntags aus andren Gründen in Mannheim, wollte ich meinen Freund Eckert predigen hören. 

Die Kirche lag in einer Vorstadt; wir mußten ziemlich lange mit der Straßenbahn fahren. Aber siehe 

– nicht ich allein machte die Fahrt. Der Wagen füllte sich mit Proletariergenossen, die zum Teil aus 

entgegengesetzten Vorstädten kamen, Männer mit ihren Frauen. Die Kirche füllte sich mehr und mehr 

– großer Besuch. Zwei Drittel Arbeiter und Arbeiterinnen, darunter viele jüngeren Alters, ein Drittel 

bürgerliche Intelligenz. Überwiegend nicht das gewohnte Kirchenpublikum. Und nun redete Eckert 

in seiner Art – rücksichtslos sich ausgebend – über das Wort: 

[389] »Ich schäme mich des Evangeliums von Christo nicht, denn es ist eine Kraft Gottes, die da selig 

macht alle, die daran glauben.« 

Da wurde nichts verschwiegen oder verschleiert von den Zweifeln, die der heutige Mensch an einem 

solchen Wort haben muß. Aber aus diesen Zweifeln heraus erhob sich die aus dem inneren Zwang 

geborene Gewißheit vom Evangelium als einer Kraft Gottes. Kein Wort von Politik; das Wort Sozi-

alismus kam überhaupt nicht vor, es war eine rein religiöse und doch ungeheuer aktuelle Predigt. Er 

predigte viel länger, als gewöhnlich gepredigt wird; bis zuletzt atemlose Spannung auf diesen für eine 

Kirche nicht alltäglichen Gesichtern, die die Arbeit und Not des Daseins kannten. Solange ich lebe, 

werde ich das nicht vergessen. Beim Hinausgehen sagte ein etwa dreißigjähriger Genosse aus dem 

Betrieb zu mir: »Ich kann nur zu Pfarrer Eckert in die Kirche gehen, der sagt, wie’s ist. Die andren 

Pfarrer reden so drum herum.« Jeder weiß, was da gemeint ist. 

Und trotzdem gibt es heute einen »Fall Eckert«, der über ganz Deutschland hin seine Wirkung übt. 

Warum? Schon seit Jahren bohrt und giftet es in den Kreisen, die sich für eigentlich kirchlich halten. 

Man greift Eckert nicht öffentlich als Sozialisten an, sondern man sagt: die Art Eckerts sei nicht zu 

ertragen. Sie widerstreite dem Wohl der Kirche. 

Was ist das für eine Art? Es ist die Art, den Mund gehörig aufzumachen, wenn es um die Wahrheit 

geht; weder nach rechts noch nach links zu sehen, nicht auf Zustimmung in Kollegenkreisen noch auf 

das Wohlwollen des Oberkirchenrats Wert zu legen, wenn es gilt, die letzten Konsequenzen aus dem 

zu ziehen, was das Evangelium fordert, wenn es eine Gotteskraft sein soll. Und diese letzte Konse-

quenz ist für ihn wie uns: den entschiedenen Kampf zusammen mit der ärmsten Klasse der Gesell-

schaft um ihre Befreiung, damit um die Befreiung der Gesellschaft überhaupt von den Fesseln der 

Klassenbedingtheiten. Wir haben es verlernt, die Welt mit den Augen des bürgerlichen Christentums 

der heute in der Kirche tonangebenden Kreise zu sehen, als ob es Gottes Wille sei, daß es Hoch und 

Niedrig, Reich und Arm, wirtschaftlich Gesicherte und Ungesicherte gäbe; daß eine dünne, immer 

dünner werdende Ausbeuterschicht über die Millionen der arbeitenden Masse verfüge und je nach 

der Konjunktur, unter deren Gesetz sie selber steht, Arbeit gebe oder Arbeit verweigere. Wenn das 

Evangelium eine Gotteskraft sein soll, dann muß es sich an der Wirklichkeit der gesellschaftlichen 

Verhältnisse als Kraft erweisen; nicht nur in Worten von den Kanzeln, sondern als Taten, die diese 

Welt der Ausbeutung verändern. 

Wir wissen, daß, wenn die Kirche wirklich Kirche des Evangeliums sein will, dann muß auch sie sich 

gründlichst ändern; die in ihr herrschenden Kreise müssen abtreten und dem Neuen, Anderen, Kom-

menden Platz machen. Diese Veränderung der Kirche zu fordern, daß sie endlich ihre von Gott ge-

forderte Aufgabe in der Not der Gegenwart erkenne, das ist unsere Art, ist Eckerts Art, die man so 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 307 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

unerträglich findet; kurz, was man gar nicht an uns schätzt, ist eben glatt heraus gesagt, daß wir So-

zialisten und, was noch viel unangenehmer ist: religiöse Sozialisten sind; ja sogar kirchliche Sozia-

listen. Als solche sind wir unangenehm. Wir fordern nicht auf zum Austritt aus der Kirche, sondern 

drin zu bleiben, aber nicht, um alles beim Alten zu lassen, sondern die Kirche zum Gottesdienst an 

der Gesellschaft umzuwandeln. Diese Umwandlung geht nicht ab, ohne daß die Menschen, die Per-

sonen, die heute regieren und den Ton angeben, verschwinden müssen aus der Blumenstraße [Sitz 

des Oberkirchenrates, d. Hrsg.]. Das weiß [390] man, das fühlt man dort, weil sie sich nie ändern 

werden und auch nicht können. Und weil unser Freund Eckert das klar sieht und klar fordert, deswe-

gen – so sagt man – bekämpft man ihn nicht als Sozialist, sondern wegen seiner unerträglichen Art, 

d. h. der Art, die rücksichtslos mit dem Evangelium Ernst machen will – vielen bürgerlichen Schich-

ten unbequem ist und sie aus ihrer Bequemlichkeit aufstört. 

Das Wort »Art« ist nun freilich etwas sehr Allgemeines. Die Anklage des Oberkirchenrats aber meint 

es viel deutlicher. Der »Fall Eckert« ist entstanden durch seinen »Ungehorsam«, seine »Unbotmä-

ßigkeit«. Gewiß: nach der äußeren Ordnung hat das Kirchenregiment Gehorsam zu verlangen. Aber 

es gibt auch eine innere Ordnung der Dinge, nach der Gehorsam nur verlangen darf, der das innere 

Recht dazu hat. Es ist eben Tatsache, daß dieses Kirchenregiment, dieser Oberkirchenrat, dieser Kir-

chenpräsident für uns keine innere Autorität mehr bedeutet. Aus sehr triftigen Gründen. Diese Kir-

chenregierung vertritt nicht die Kirche als wirkliche Volkskirche; sie hat keine Beziehung zum evan-

gelischen Kirchenvolk als Ganzem; sie ist Partei. Sie hat keine Beziehung zu den heute aus der Not 

der Zeit entspringenden Aufgaben. Sie begreift nicht, was ein Mann wie Eckert, was wir religiöse 

Sozialisten, einfach müssen, weil wir nicht anders können. Sie kann einen Mann wie Eckert nicht 

tragen. Sie glaubt im Interesse des »Wohles der Kirche« uns bekämpfen, uns hemmen zu müssen; 

jedenfalls hat sie eine ganz andere Auffassung von dem, was dem Wohl der Kirche dient, als wir. 

Damit hat sie das sachlich begründete Vertrauen für einen Mann wie Eckert wie für uns alle verloren. 

Eine solche Kirchenregierung ist dem Tode verfallen. Deshalb kämpfen wir im Rahmen der Kirchen-

verfassung für eine andere Kirchenregierung. 

Aber das allein ist nicht der Grund des Ungehorsams von Eckert, sondern das hat nur den Boden 

bereitet. Der Grund des Ungehorsams war, daß der Oberkirchenrat seine formale Machtposition dazu 

benützte, um die Tätigkeit Eckerts zu unterbinden, ihn mundtot zu machen, ihn als Faktor des Kamp-

fes um die neue Kirche und Gesellschaft auszuschalten. Das mußte auf uns aber wie offenkundige 

Parteilichkeit wirken. Der Eindruck wird noch verstärkt dadurch, daß die Kirchenblätter der Rich-

tung, der der Kirchenpräsident angehört, ungestraft und ungehindert Eckert durch Verdrehungen her-

absetzen und mit Dreck bewerfen durften. In der Öffentlichkeit, die nur aus dieser Presse von Eckert 

weiß, mußte ein Bild von ihm entstehen, noch schwärzer als der Leibhaftige. Man kann verstehen, 

wie viele sich fragen: »Wie kann man ein solches Scheusal nur im Pfarramt dulden?« Es gehören 

Nerven wie Stricke dazu, diese ständige gehässige Untergrabung der pfarramtlichen Tätigkeit, an der 

Eckert wie kein zweiter hängt, zu ertragen, ohne zu explodieren. Seit langem haben wir eine Bewun-

derung für die Meisterschaft der kirchlichen Rechten, ihr Gift hartnäckig in wirksamen Dosen zu 

verspritzen. Daß so eine Kirchenregierung an innerer Autorität verlieren muß, daß der Versuch, 

durch Ausnutzung der kirchenregimentlichen Gewalt die Wirksamkeit zu unterbinden, den Ungehor-

sam hervorrufen muß bei jedem Menschen, der auf Ehre und Gewissen hält, das müßte auch der Herr 

Kirchenpräsident begreifen, dessen Charakterfestigkeit man rühmt. Wahrscheinlich hätte er es in 

ähnlicher Situation genauso gemacht – und das würde ihm zur Ehre gereichen. Nun ist Eckert ange-

klagt; aber nur der Form nach. In Wahrheit ist angeklagt der Kirchenpräsident und Oberkirchenrat, 

denn er hat zu beweisen, daß die Anklage Eckerts auf Parteilichkeit nicht zu Recht besteht. Und dieser 

Beweis wird ihm schwerlich gelingen. 

[391] Aber Kirchenpräsident und Oberkirchenrat sind nur die Exponenten gewisser, heute die Kirche 

beherrschender Kreise, von denen sie herausgestellt sind. Diese »gläubigen« Kreise, das sind im Fall 

Eckerts die eigentlich Angeklagten. Sie und ihre kirchenpolitische Vertretung sind schuld, daß es 

heute einen Fall Eckert gibt. Sie wissen so sicher und gewiß Bescheid um den lieben Gott, machen 

einen reichlichen Gebrauch von frommen Worten, verlangen einen gewissen frommen, erbaulichen 
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Ton, und wenn man als Pfarrer den nicht hat, dann bekommt man Briefe mit dem Vorwurf, man habe 

nicht »gläubig«, nicht »nach der Schrift« gepredigt. Das ist diejenige Sorte von »Glaube«, von der L. 

Feuerbach schon sagte, daß sie die Liebe austreibt; der Glaube, der Ketzer verbrannt hat und heute 

Andersdenkende glatt verhungern ließe, wenn er die Macht dazu hätte. Ja, man kann sogar von einem 

Terror der gläubigen Kreise reden, von dem jeder Pfarrer, der sein geistiges Rückgrat nicht verloren 

hat, zu reden weiß. Eine unvorsichtige Äußerung genügt, den Geistlichen in den Verdacht der Ungläu-

bigkeit zu bringen und ihm die Wirksamkeit schwer zu machen. Es gehört wahrhaftig – ich habe es in 

meiner Vikarszeit erfahren – einige Energie dazu, in dieser Atmosphäre ein offener und gerader 

Mensch zu bleiben. Die von diesen Kreisen ausgehende eigentümliche Luft erstickt die Kirchenfreu-

digkeit bei Tausenden. Nicht Förderer, sondern Verderber der Kirche beherrschen die Kirche dadurch, 

daß, wie jetzt auch in Württemberg, nur 30 Prozent aller Wahlberechtigten sich an der Kirchenwahl 

beteiligten, unter denen diese »Gläubigen« die Mehrheit haben. Eine Minderheit herrscht als Mehrheit 

über die ganze Kirche; auch die 70 Prozent der Nichtwählern, denen dadurch die Kirche immer frem-

der wird. Und es ist gar kein Zweifel, in diesen 70% Nichtwähler stecken die die Zukunft der Gesell-

schaft tragenden und bestimmenden Schichten: die sozialistische Arbeiterschaft und die Intelligenz. 

Aber das sind die »Unkirchlichen«. Man mutet ihnen zu, sich eben zu dieser Kirche zu bekehren und 

unter die Herrschaft der »Gläubigen« sich zu beugen, die als »Kernkirche« oder »Kerngemeinde« das 

geistliche Zepter schwingen. Sie sollen sich bekehren zu jener lebensfremden Primitivität, die Predig-

ten von kaum Primanerreife kritiklos anhört, wenn sie nur die eigenen Anschauungen nicht stören, und 

ganz naiv, ohne den Fehler auch nur zu merken, Gesellschaftsanschauungen von vor 400 Jahren ver-

tritt, die notgedrungen die Arbeiterschaft vor den Kopf stoßen müssen. Und ich fürchte, daß die Tau-

sende, die sich heute für Eckert erklären, vom Oberkirchenrat als Spreu leichtgenommen werden: Es 

sind ja die, die »sich um die Kirche bisher nicht gekümmert haben«, wie der Oberkirchenrat in einer 

offiziellen Verlautbarung sagt. – Aber warum sich nicht gekümmert? Weil Menschen der Wirklichkeit 

sich mit diesem Christentum der »gläubigen Kreise« nicht befreunden können; das ist alles zu fremd, 

zu fern; das trifft die Seele und ihre Not nicht. Das tut und redet so, als wäre Gott bloß für die deutschen 

Nationalisten da; und die sozialistische Arbeiterschaft kann ein Christentum nicht vertragen, das sich 

so selbstverständlich als bürgerlichen Nationalismus gibt, als ob Jesus der Prophet der Wehrhaftigkeit 

gewesen wäre oder sich für die Erhaltung der Unordnung einer ausbeuterischen Gesellschaft eingesetzt 

hätte. Diese kirchliche Lage, die durch und durch mit bestimmten politischen Zielen verknüpft ist 

(nicht wir sind es, die erst die Politik in die Kirche hineinzutragen brauchten), schlägt der Liebe und 

der Wahrheit ins Gesicht. Es ist ein Elend um diese Kirche. 

Deshalb können wir religiöse Sozialisten von diesem Zustand nicht schweigen – nicht weil wir zur 

Macht kommen wollen, sondern weil uns diese Kirche keine Gewähr bietet, daß das Wort Gottes 

geschieht. Wir können die Hilflosigkeit der Kirche gegenüber den brennenden Nö-[392]ten der Ge-

genwart nicht mehr ertragen. Man gibt sich wohl Mühe, auf diese Nöte hinzuweisen, hat aber merk-

würdige Hemmungen, sie radikal in ihrer Wurzel aufzudecken, und scheut sich, die radikalen Wege 

zu ihrer Beseitigung zu beschreiten. Man weiß dort von sozialen Dingen zu wenig, weil man selbst 

zu wenig darunter leidet. Es ist einfach Tatsache, daß davon ein zwanzigjähriger Arbeiter mehr ver-

steht als der Theologiestudent. Nur aus dem radikalen Mitleiden ergibt sich wirkliche Erkenntnis. 

Und dann aber gibt es Dinge, wozu ein Mensch, der von der Liebe Christi berührt ist, nicht /S. 62 

schweigen kann: die Arbeitslosigkeit, die Widersprüche der kapitalistischen Gesellschaft, die Kriegs-

gefahr, der Gewaltglaube, die Nöte des sexuellen Lebens. 

Alle diese Nöte sind »Zeichen der Zeit«. Wir sind mit dem Weltkrieg in Umwälzungen von ungeheu-

rem Ausmaß eingetreten. Sie fordern verantwortungsvolle Entscheidungen für jeden Christen, der 

das Wort Gottes tun will. Aber schon hat man das Schlagwort erfunden, mit dem man sich die Tatsa-

chen verschleiert und sich der Verantwortung für das, was kommen will, entzieht. Dieses Schlagwort 

lautet »Kulturbolschewismus«. Auch wir wissen von der Gefahr für die Glaubensfreiheit in Rußland; 

auch wir wissen von der Tätigkeit der Gottlosenverbände und ihren törichten Gotteslästerungen – wir 

wissen aber auch, daß es in Rußland eine Kirche gab, wo die höheren Geistlichen Hunderttausende 

von Rubeln an Gehalt bezogen und lebten wie Fürsten. Wir wissen, daß diese Kirche keinen Finger 

gerührt hat, um das Volk moralisch und intellektuell zu heben, im Gegenteil, es mit abergläubischem 
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Mystizismus umgebend, so daß hier wirklich »Religion Opium fürs Volk« war. Wir wissen, daß das, 

was heute an Religionsfeindschaft in Rußland lebt, die Antwort auf die Taten der Kirche ist. Wir 

wissen auch, daß in Deutschland die Gottlosenverbände nicht zu bekämpfen sind, wie es Herr Hof-

prediger Doehring in einer Protestversammlung tut, wo er zum Kampf gegen sie auffordert durch das 

Bekenntnis zu einem »Christentum auf nationaler Grundlage«. Man weiß, was damit gemeint ist, 

denn Herr Doehring ist ja deutschnationaler Abgeordneter. Wir wissen, daß alle Waffen gegen diese 

»Gottlosigkeit« stumpf sind, wenn sie nicht gleichzeitig für die sozialistische Zukunft streiten. Wer 

nicht fühlt, daß aus den Nöten der Gegenwart eine neue Weltordnung nach Verwirklichung schreit, 

hat gegen »Kulturbolschewismus« nichts zu sagen. Und ich glaube, es gibt keine wirksameren Kämp-

fer für die Glaubensfreiheit in der kommenden sozialistischen Gesellschaft als die religiösen Sozia-

listen. Nur mit der richtigen Methode, hinter der nicht die Angst vor dem Verlust der bürgerlichen 

Behaglichkeit steht. 

Zum Kulturbolschewismus zählt man auch die Forderung der Aufhebung des § 218. Es ist ungeheuer, 

wie diese Frage wieder alle Gemüter bewegt. Ich bin hier nicht imstande, mich ausführlich über das 

Thema auszusprechen. Ich komme überhaupt nur deshalb in diesem Zusammenhang darauf, weil man 

eine Äußerung von mir über diesen Punkt entweder nicht verstanden hat oder nicht verstehen wollte. 

Man hat sie dahin verdreht: ich würde für die Unterbrechung der Schwangerschaft eintreten und mich 

damit gegen das Gebot »Du sollst nichttöten« versündigen. Diese Verdrehung ist eine grobe Lüge. 

Sie hat allerdings ihren Zweck erreicht, nämlich meine Ernennung auf eine Karlsruher Pfarrei und 

damit meine Rückkehr nach Baden unmöglich zu machen – eine der vielen Schikanen, die die Lage 

beleuchten. – Das Gift der Verleumdung hat sich auch über Baden hinaus verbreitet. Ein Kollege, der 

mich später kennen lernte, erzählte mir, er hätte zum ersten Mal von mir gehört: In Marburg sei ein 

Theologieprofessor, der träte für die Abtreibung ein – natürlich ein Sozialist. Ich kann mich hier [393] 

durch kurze Äußerungen nicht binden, will aber nur so viel feststellen, daß ich die Unterbrechung der 

Schwangerschaft für ein unnatürliches Übel halte. Da es aber Hunderttausende von Frauen sind, die 

alljährlich eine solche Unterbrechung herbeiführen, was für eine fürchterliche Not moralischer und 

materieller Art muß dieser Tatsache zugrunde liegen, die alle Mutterinstinkte ertötet! Gerade weil ich 

die Abtreibung bekämpfe, bestärken sich in mir immer mehr die Zweifel, ob Strafparagraphen die 

geeigneten Mittel zur Bekämpfung sind. Niemals kann es sich nur um die Aufhebung des § 218 han-

deln; es ist selbstverständlich, daß an seine Stelle andere Maßnahmen, vor allem moralischer und 

sozialer Art treten müssen. Diese ganze Not ist ja nur ein Symptom des absterbenden kapitalistischen, 

imperialistischen Zeitalters mit seinen Widersprüchen; ich bin der Überzeugung, daß es in der heuti-

gen Gesellschaft überhaupt keine einwandfreie Lösung dieser Frage gibt. Auch sie ist eine gesell-

schaftlich bedingte und treibt die Gesellschaft über ihren gegenwärtigen Zustand hinaus. Gerade aus 

religiöser Verantwortung gegenüber den lebenden Müttern und unserer kommenden Generation 

sollte in der Kirche ernstlich darüber in aller Freiheit diskutiert werden; stattdessen aber schweigt 

man ängstlich und spricht dann ein hochmütiges Verdammungsurteil über den, der von diesen Dingen 

spricht und nicht der Ansicht jener innerlich unfreien, »gläubigen« Kreise ist. 

Wenn dem Kirchenpräsidenten ernstlich daran gelegen gewesen wäre, mich in den Dienst der badi-

schen Landeskirche aufzunehmen, hätte er mich zu einer persönlichen Unterredung gebeten, wobei 

sich vieles geklärt hätte. Aber es war ihm wahrscheinlich lieber, sich die Entscheidung dadurch zu 

vereinfachen, daß er sich auf die Verdrehungen der positiven Blätter stützte. – Baden ist meine kirch-

liche Heimat; ich empfinde sie nach wie vor als solche. Wenn ich nicht zurückkehren durfte, so liegt 

es nicht an den Karlsruher Freunden. Sie haben sich alle erdenkliche Mühe gegeben, und ich danke 

ihnen an dieser Stelle für ihre rührende Treue. Ich erwarte mit Bestimmtheit, daß unser Freund Löw 

mit seinem unermüdlichen Eifer den Verlust meiner Person bald vergessen machen wird. Es gehört 

zu meinen einschneidendsten Erfahrungen in Baden: ich war beim Oberkirchenrat immer sehr gut 

angeschrieben bis zu dem Tag, wo ich Sozialist wurde. Von da ab merkte ich die zahlreichen unaus-

gesprochenen Hemmungen, die man meiner Laufbahn entgegensetzte. Ich sah mich gezwungen, diese 

Laufbahn anderswo zu suchen. Mein Bekenntnis zu den religiösen Sozialisten ist es gewesen, das 

mich aus Baden vertrieben hat – dasselbe Bekenntnis hat meine Rückkehr verhindert. Es ist so, wie 

einer unserer Freunde, der aus einer andren Landeskirche in fremden Pfarrdienst übertrat und später 
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wieder zurück wollte, erzählte: man habe dem immer wieder Hindernisse entgegengestellt, ohne mit 

der Sprache herauszurücken. Endlich schenkte ihm ein Bundesbruder aus der Kirchenregierung rei-

nen Wein ein und sagte: »Ja, solche Leute wie Du, die tragen wir, wenn wir sie haben; aber wenn sie 

einmal draußen sind, herein lassen wir sie nicht mehr.«* 

Nach meinen Erfahrungen, die jetzt über ein Jahrzehnt umfassen, liegen die Dinge so: Man begrüßt 

die religiösen Sozialisten so lange, als sie für die bestehenden Kirchenverhältnisse nicht gefährlich 

sind. In dem Augenblick aber, wo sie wirksam werden im Sinne der notwendigen Änderung der Kir-

che, beginnt die Bekämpfung. Und je wirksamer der Einzelne in diesem Sinne ist, desto [394] schärfer 

der Kampf gegen ihn. Ich habe früher von den Kirchenfürsten milder gedacht, hielt sie für gerechter 

und einsichtsvoller entgegen ihrer eigenen politischen Überzeugung. Eckert ist es gewesen, der mich 

in meinem Optimismus gewarnt hat. Er hat – ich sage: leider – Recht behalten. Wenn man die Radi-

kalisierung unserer Bewegung beklagt, so ist schuld daran die hartnäckige Unvernunft, mit der man 

uns begegnet. Aber vielleicht muß das so sein. 

Der Fall Eckert erhellt für weitere Kreise endlich die Lage, in der sich Christentum und Kirche be-

finden, und deckt für sie die Ursachen auf, die wir schon lange gesehen haben. 

Die Kirche wird von einer lebensfremden, engstirnigen, ängstlichen Minderheit beherrscht. Und die-

sen Terror der »Gläubigen« zu brechen, das ist unsere, der religiösen Sozialisten, Aufgabe. 

Je länger ich in der theologischen Arbeit stehe, erkenne ich, daß es nicht darauf ankommt, in welchen 

Worten, Begriffen oder dogmatischen Sätzen man von religiösen Dingen redet. Christentum ist nicht 

in erster Linie eine Sache von begrifflichen Anschauungen, symbolischen Bildern und bestimmten 

Sitten, sondern es ist eine Sache der Tat, die aus dem ganzen Menschen kommt und der Entschlos-

senheit des ganzen Menschen, Gottes Willen zu tun. Christentum ist etwas, das den ganzen Menschen 

ergreifen und die ganze Gesellschaft bestimmen muß. Gott ist der Gott des Lebens, nicht des Todes, 

– der Zukunft, nicht der Vergangenheit. – Luther sagte einmal: »Sooft das Wort Gottes in die Welt 

kommt, kommt es, die Welt zu ändern und neu zu schaffen« (WA. 18, 321). Wir halten daneben die 

11. These zu Feuerbach von Karl Marx: »Die Philosophen haben die Welt nur verschieden interpre-

tiert; es kommt aber darauf an, sie zu verändern. « Verändern im Geiste Christi aber heißt verändern 

in der Richtung auf die Humanität, wonach der Mensch, jeder Mensch, sich als Geschöpf Gottes 

verstehen kann. So die Welt ändern und neu zu schaffen, das heißt, das Wort Gottes tun, und das – 

und nichts anderes – ist Aufgabe der Kirche. Dazu aber sind niemals die Kreise fähig, die heute in 

der Kirche den Ton angeben und den Fall Eckert geschaffen haben. Die Täter des Worts, die imstande 

sind, dieser entsetzlichen Kirchenatmosphäre ein Ende zu machen, müssen sich unter den 70 Prozent 

Nichtwählern finden, den Unkirchlichen, die sich »bisher um die Kirche nicht kümmerten«. Sie müs-

sen aufwachen durch den Fall Eckert, daß es einen zweiten Fall Eckert nicht mehr geben kann. 

Wir glauben, daß das Evangelium eine Gotteskraft ist – wir kämpfen, weil wir glauben, und weil wir 

im Glauben kämpfen, darum werden wir siegen. 

In: Der Religiöse Sozialist 1931, Nr. 14 vom 5. April 1931, S. 61-62. [395] 

Vom Urteil des Verwaltungsgerichts am 18. März bis zum Kirchengericht am 14. Juni 1931 

6. Wolfgang Abendroth: Norm oder Ausnahmefall? Der Fall Eckert und die politische Betäti-

gung der Pfarrer 

(Privattelegramm der »Frankfurter Zeitung«) Karlsruhe, 31. März [1931]. Dem Urteil des kirchlichen 

Verwaltungsgerichts, durch das die Klage des Pfarrers Eckert gegen den Oberkirchenrat abgewiesen 

wurde, ist eine Begründung beigegeben, die in jedem der drei Klagepunkte ausführliche rechtliche 

 
*  So war, auf eine kurze Formel gebracht, auch das Verhalten der Badischen Landeskirche gegenüber Eckert nach 

1945, als einem Antrag der KPD an die Amerikanische Militärregierung auf Wiedereinsetzung in sein Amt durch 

die badische Landeskirche nicht entsprochen wurde. [d. Hrsg.] 
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Darlegungen macht. Hinsichtlich der wichtigsten Beschwerde Eckerts, der Anfechtung der vorläufigen 

Amtsenthebung, ist die Abweisung aus formalen Gründen erfolgt: das Gericht hat sich hier als unzu-

ständig angesehen. Das Urteil enthält sich infolgedessen jeden sachlichen Eingehens auf die Frage der 

Berechtigung der Amtsenthebung. Dagegen hält das Gericht hinsichtlich der beiden anderen Klage-

punkte, die die Beaufsichtigung und die Einschränkung der Redetätigkeit Eckerts betreffen, seine Zu-

ständigkeit als gegeben angesehen. Gegen die Verfügung des Oberkirchenrats, gegen die sich dieser 

Teil der Klage richtet, wurden vom Kläger zweierlei Einwendungen erhoben. Eckert behauptete ein-

mal, daß seine politische Tätigkeit zur Ausübung seines geistlichen Amtes gehöre und darum jeder 

Einwirkung seiner Vorgesetzten Behörde entzogen sei. Er behauptete ferner, daß auch, wenn man an 

sich ein Recht der Kirchenbehörde zur Beaufsichtigung der politischen Tätigkeit eines Pfarrers an-

nehme, die Verfügungen des Oberkirchenrats sich nicht im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 

hielten. Beide Einwände werden vom kirchlichen Verwaltungsgericht abgelehnt. Das Gericht spricht 

dem Oberkirchenrat das Recht zu, die politische Betätigung der Pfarrer zu beaufsichtigen. Welchen 

Inhalt die in diesem Zusammenhang ergehenden Anordnungen des Oberkirchenrats haben, ist nach dem 

Urteil des Verwaltungsgerichts in das Ermessen der Kirchenbehörde gestellt; eine Nachprüfung der 

Ausübung dieses Ermessens stehe dem Gericht nur dann zu, wenn die obwaltenden tatsächlichen Ver-

hältnisse die Berechtigung der Behörde zu ihrer Verfügung ausschlössen. Diese Voraussetzung sieht 

aber das Gericht im Falle Eckert nicht als erfüllt an. Zwar hält das Gericht dem Pfarrer Eckert zugute, 

daß er sich zu seiner politischen Tätigkeit offenbar aus tiefster innerer Überzeugung in seinem Gewis-

sen gezwungen sehe; es spricht aber andererseits aus, daß dem Pfarrer Eckert eine einseitige, leiden-

schaftliche Vertretung seiner Auffassung unter Außerachtlassung einer objektiven Würdigung entge-

genstehender Ansichten eigne und daß die Würde des geistlichen Amtes durch das Auftreten Eckerts 

in tumultuarischen Versammlungen geschädigt werde, auch dann geschädigt werde, wenn es ohne Ver-

schulden Eckerts zu Tumulten komme. Das Gericht gelangt also in keinem Punkte zu einer Aufhebung 

der Verfügungen des Oberkirchenrats; immerhin ist eine Nuance in der Beurteilung der verschiedenen 

Verfügungen beachtenswert. Das Verlangen des Oberkirchenrats nach vorheriger Anzeige der Ver-

sammlungen, in denen Eckert aufzutreten beabsichtige, wird vom Gericht positiv als »hinreichend be-

gründet« bezeichnet; dagegen wird zu dem nachher ergangenen Redeverbot lediglich negativ Stellung 

genommen; das Urteil führt nämlich an dieser [396] Stelle nur aus, es könne nicht gesagt werden, daß 

die obwaltenden tatsächlichen Verhältnisse die Berechtigung zu dem Verbot ausschlössen. 

Das Urteil ist zweifellos eine sorgsame, auf objektive Abwägung des Für und Wider hinzielende ju-

ristische Arbeit; es wird in der Begründung ausdrücklich ausgesprochen, daß es nicht Aufgabe des 

Gerichts gewesen sei, Werturteile über Personen oder Behörden zu fällen, daß das Gericht vielmehr 

lediglich über Rechtsfragen zu entscheiden gehabt habe und daß es versucht habe, streng unparteiisch 

eine rein sachliche Stellung einzunehmen, niemandem zu lieb und niemandem zu leid. Es wäre aber 

ein Irrtum anzunehmen, daß das Urteil sich wirklich ausschließlich auf rechtliche Überlegungen hätte 

beschränken können; das Gericht mußte vielmehr, zumal bei der Prüfung der Frage, ob der Oberkir-

chenrat die Grenzen des ihm zustehenden Ermessens überschritten habe oder nicht, auch zu den tat-

sächlichen und kirchenpolitischen Streitpunkten, die den materiellen Inhalt des Falles Eckert bilden, 

irgendwie Stellung nehmen. Es hat sich dabei im Wesentlichen für die Auffassung der Kirchenbehörde 

entschieden, und es wird dadurch bei Eckert und seinen Anhängern das Streben bestärkt werden, bei 

den nächsten Kirchenwahlen die Voraussetzungen für eine Umbildung des Oberkirchenrats in ihrem 

Sinne zu schaffen. Zunächst aber wird jetzt das gegen Eckert schwebende Disziplinarverfahren seinen 

Gang nehmen. 

Man kann sich mit dem Urteil einverstanden erklären unter der Voraussetzung, daß es zur Norm für 

die politische Betätigung der Pfarrer überhaupt erhoben werde. Das ist nunmehr die Aufgabe der 

Kirchenbehörden. Jedenfalls müßte man Einspruch erheben, wenn die kirchliche Verwaltung ledig-

lich die Angelegenheit Eckert herausgriffe und dadurch einen Ausnahmefall für einen sozialistischen 

Pfarrer konstruieren wollte, während die politische Betätigung nationalsozialistischer Theologen frei 

und unbehindert bliebe. 

In: Frankfurter Zeitung Nr. 243/244 vom 01.4.1931. 
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7. Hans Francke, Kampf um Pfarrer Eckert. Gegen das Hakenkreuz-Christentum 

Das kirchliche Verwaltungsgericht in Baden hat gestern den Einspruch des Mannheimer Pfarrers 

Eckert wegen der vom Oberkirchenrat ausgesprochenen Amtsenthebung abgewiesen. Damit ist »der 

Fall Eckert« keineswegs erledigt. Er ist zum Ausgangspunkt einer leidenschaftlichen Bewegung ge-

worden, und diese Bewegung geht weiter. 

Die Stellung der Zentrumspartei in Deutschland ist wesentlich gestärkt worden durch die eindeutige 

Stellungnahme offizieller katholischer Kircheninstanzen gegen den Nationalsozialismus. Es ist sehr 

befremdlich, daß von den evangelischen Kirchenregierungen der verschiedenen Länder in Deutsch-

land keine einzige die Entschlußkraft fand, vom Nationalsozialismus ebenso entschieden abzurücken, 

wie das die Mehrzahl der katholischen Bischöfe getan hat. Stattdessen ein vorsichtiges Lavieren, ein 

ängstliches Bedachtsein auf Wahrung der »parteipolitischen Neutralität«, das manchmal ein verkapp-

tes Wohlwollen für den angeblichen »Idealismus unserer [397] Nationalisten« kaum zu verbergen 

vermag. Als ob der nationale Fanatismus und Egoismus, zu dem sich die extremen Rechtsparteien 

bekennen, nicht in unlösbarem Widerspruch zum Ideal des christlichen Internationalismus stünde und 

von keiner Seite strengere Zurückweisung und unbedingtere Verurteilung verdiente, wie gerade von 

der kirchlichen. 

Woran es die Kirchenregierungen haben fehlen lassen, scheint jetzt aber seine Korrektur durch eine 

Volksbewegung zu finden, die in Süddeutschland um sich greift. In Süddeutschland vermochte bereits 

seit einer Reihe von Jahren der »religiöse Sozialismus« der arbeitenden Bevölkerung die Überein-

stimmung christlich-ethischer und sozialistischer Forderungen nahezubringen und das spezifisch Un-

christliche traditioneller Kirchlichkeit aufzuzeigen. Dem »Bund religiöser Sozialisten« gelang es, 

Verständnis für die Wichtigkeit des innerkirchlichen Streites um die Grundsätze wahren Christen-

tums bis weit in die Reihen der organisierten Arbeiterschaft zu wecken. Und wenn sich letztere auch 

nicht annähernd vollzählig an Kirchenwahlen be- /S. 2 teiligte, so doch immerhin in Prozentsätzen, 

wie sie in Norddeutschland bisher unerhört blieben. Weite Kreise der süddeutschen Sozialdemokratie 

begriffen, daß Klasseninteressen vernachlässigt werden, wenn eine Bevölkerung, die noch zu 90% 

der Kirche angehört, diese Kirche zum Machtinstrument der besitzenden Klasse entarten läßt. 

Jetzt ist ins Zentrum der religiös-sozialistischen Bewegung der Kampf gegen Faschismus und Natio-

nalsozialismus gerückt, und zwar durch die Erregung, die der Fall des vom Pfarramt suspendierten 

Mannheimer Pfarrers Eckert ausgelöst hat. Dieser mutige Vorkämpfer des religiösen Sozialismus ließ 

es sich nicht verbieten, in politischen wie in kirchlichen Versammlungen den Nationalsozialismus zu 

bekämpfen, erklärte dies für seine Pflicht als Pfarrer und Sozialdemokrat, und als ihm diese Tätigkeit 

unter Hinweis auf den turbulenten Verlauf mancher Versammlungen unterbunden werden sollte, kün-

digte er schlankweg seiner obersten Dienstbehörde, dem badischen Oberkirchenpräsidenten den Ge-

horsam auf, reichte gegen letzteren eine Beschwerde beim badischen Dienstgericht ein und veröf-

fentlichte diesen, der Oberkirchenratspräsident habe ihn in unbefugter Weise in seinen staatsbürger-

lichen Rechten und in Ausübung seiner pfarramtlichen Pflichten behindern wollen. Daraufhin wurde 

Eckert vom geistlichen Amt suspendiert, das heißt die Ausübung geistlicher Funktionen wurde ihm 

verboten und ein Disziplinarverfahren mit dem Ziel auf Amtsenthebung gegen ihn eingeleitet. Pfarrer 

Eckert war sich durchaus darüber klar, daß er in diesem Verfahren unterliegen würde, falls, wie bis-

her, die Gesichtspunkte der Disziplin eine Hauptrolle spielen sollten. Er protestierte aber von vorn-

herein dagegen, daß in dieser Hinsicht die Kirche eine Organisation wie andere Organisationen sei. 

Alle Gesetzes- und Verfassungsbestimmungen haben in ihr sich dem obersten Ziel unterzuordnen, 

um dessentwillen die Kirche existiert, dem Ziel der Durchsetzung einer göttlichen Gerechtigkeit ge-

gen menschliche Engherzigkeit und Lieblosigkeit. Pfarrer Eckert beabsichtigt keineswegs, aus der 

Kirche auszutreten, und er beschwört seine Anhänger und Mitkämpfer, die sozialdemokratischen Ar-

beiter, soweit sie noch irgendeine religiöse Bindung und Verpflichtung kennen, den Gedanken an 

Kirchenaustritt nicht aufkommen zu lassen. Er apostrophiert seine Gegner, und unter diesen beson-

ders seine Vorgesetzten: »Den Gefallen werden wir Ihnen nicht tun. Wir werden die unaufgeklärten 

und fast verzweifelnden Massen in den Kirchen nicht im Stich lassen. Wir werden Ihnen 1932 bei 
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den kommenden Massen in die Antwort geben, Herr Präsident, wir werden eine neue Kirchenregie-

rung [398] schaffen, weil Sie nicht imstande sind, unsere Kirche in die Zukunft hineinzuführen. Wir 

werden Sie stürzen, Herr Präsident!« 

Es ist bezeichnend für die gegenwärtige Lage, daß diese kühne Parole weitreichenden Widerhall 

weckt, daß sie bei den religiösen Sozialisten auf keinerlei Ängstlichkeit stößt; ihnen vielmehr neuen 

Zuzug aus Kreisen verschafft, die den innerkirchlichen Kämpfen bisher skeptisch und teilnahmslos 

gegenüberstanden. Die Versammlungen, die um dieser Sache Willen von den religiösen Sozialisten 

in Baden, Württemberg und Hessen veranstaltet werden – und es stehen ihnen bereits Dutzende von 

landeskirchlichen Pfarrern dabei zu Gebot –, sind fast durchweg überfüllt. Eckert selbst sprach im 

Februar in Mannheim vor 8.000 Menschen. Er hat seine Versammlungstätigkeit seitdem natürlich 

nicht aufgegeben. Für den sozialdemokratischen Pfarrer Damian in Pirmasens, der vom pfälzischen 

kirchlichen Dienstgericht ebenfalls gemaßregelt worden war, haben die Evangelischen in Pirmasens, 

die bei der letzten Kirchenwähl Stimmen abgegeben hatten, jetzt 5.000 Unterschriften gesammelt, 

deren Einspruch die Kirchenbehörde bereits nachgeben mußte. Bei den Kirchenwahlen in Württem-

berg, die am 8. März stattfanden, haben die religiösen Sozialisten zwar keinen Sitz im Landeskir-

chentag erobert, das primitive Majoritätswahlrecht und die damit zusammenhängende Verhältnisge-

ometrie war ihnen besonders ungünstig. Wäre es nach dem Proportionalwahlrecht gegangen, so wäre 

ihnen vielleicht ein Viertel bis ein Drittel der Sitze im Landeskirchenparlament zugefallen. 

Kurz und gut, es ist eine Bewegung im Gange, wie man sie vor drei bis vier Jahren noch kaum für 

möglich gehalten hätte. Und diese Bewegung hat sich entzündet an der Energie, mit der der bessere 

– und wohl auch stärkere – Teil der Bevölkerung sich gegen die Begünstigung des nationalsozialisti-

schen Wahnsinns, wie überhaupt aller Reaktion seitens kirchlich-rechtsgläubiger Kreise empört hat. 

Vielleicht wird innerhalb der Kirchenmauern, die manche Augen nur als Umfassung einer Rui-

nenstätte sehen, noch eine Entscheidungsschlacht geschlagen, die unserem Volksganzen zugute-

kommt. Die Sozialdemokratie sollte den Vorgängen, die solche Entscheidung einzuleiten scheinen, 

ihre Aufmerksamkeit nicht versagen. 

Was »geistliches Ansehen« schädigt? Eintreten für die Sozialdemokratie 

Das Gericht erklärte sich in dieser Frage für unzuständig, da das Dienstgericht, das sich mit dieser 

Frage noch beschäftigen wird, allein zu entscheiden habe. So hatte das Verwaltungsgericht nur über 

den Antrag Eckerts zu entscheiden, das gegen ihn ausgesprochene Versammlungsverbot aufzuheben 

und die von ihm verlangte Aufstellung über seine politischen Versammlungen als unzulässig zu er-

klären. Gegen beide Anordnungen der kirchlichen Oberbehörde hatte Eckert Einspruch erhoben, da 

sie gegen die Reichsverfassung, die badische Verfassung und die Kirchenverfassung verstoßen. 

Das Gericht war der Auffassung, daß das Ersuchen der Kirchenoberbehörde keine Beschränkung des 

Rechtes der freien Meinungsäußerung bedeutet, und daß der Oberkirchenrat hier von dem ihm zu-

stehenden Aufsichtsrecht der politischen Betätigung der Pfarrer Gebrauch mache. Auch das Redever-

bot hält das Verwaltungsgericht für begründet. Pfarrer Eckert habe sich in die vorderste Front des 

Kampfes der Sozialdemokratie gegen die nationalsozialistische Bewegung gestellt, und zwar in ein-

seitiger und leidenschaftlicher Vertretung seiner Auffassung. Dadurch habe die Würde und das An-

sehen des geistlichen Amtes Schaden gelitten. Da Nationalsozialisten und Stahlhelm die Absicht be-

kundet hätten, keine Versammlungen mit Pfarrer Eckert mehr zuzulassen, [399] habe der Oberkir-

chenrat in der Erfüllung der ihm obliegenden Aufsichtspflicht zu handeln geglaubt, als er Eckert das 

Auftreten als Redner verbot. Dieses Urteil ist nach mehr als einer Richtung interessant. Besonders 

aber nach der, daß das Auftreten eines Pfarrers in vorderster Front der Sozialdemokratie das Ansehen 

des geistlichen Amtes schädigen könne, besonders wenn Hakenkreuzler und Stahlhelmbrüder gegen 

ihn Tätlichkeiten ankündigen! Es interessiert in diesem Falle aber sicher auch das Verhalten der Kir-

chenbehörde gegen Hakenkreuzpriester des Hasses und Stahlhelmpriester der Kriegshetze. Vor allem 

im Lande Baden selbst, wo ein sozialistischer Pfarrer gemaßregelt wird, dagegen jener Pfarrer Streng 

ungeschoren weiteramtiert, der einer der aktivsten Agitatoren für die Hitlerpartei ist und am 1. März, 

am sogenannten Volkstrauertag, eine Blasphemie beging, die kaum zu überbieten ist. Nicht nur, daß 

er von einer Kanzel sprach, von der eine große Hakenkreuzfahne herabhing, er hatte auch auf den 
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Altar auf dem Tisch des Abendmahls, Stahlhelm, Säbel und Karabiner gelegt! Wenn künftig ein 

Künstler das Wesen dieser Art von Christentum charakterisieren will, dann müßte er Christus abbil-

den mit dem Stahlhelm auf dem Kopf, dem Säbel an der Seite und dem Karabiner auf der Schulter. 

Trotz ausdrücklicher öffentlicher Kritik und Mahnung ist der badische Oberkirchenrat gegen diesen 

Säbelpfarrer nicht eingeschritten. 

Ein evangelischer Pfarrer aus Sachsen, der Pastor Krieger in Zittau, ist ein würdiger Kollege dieses 

Pfarrers Streng. Er sprach in einer Hakenkreuzversammlung in Riesa: »Während die roten Märzbon-

zen Tausende von Selbstmorden auf dem Gewissen haben, als Folgen der von ihnen bewußt beschlos-

senen und künstlich herbeigeführten Inflation, eine Tat, die grauenhafter in der Weltgeschichte nicht 

gefunden werden kann, wurden Männer, die in der letzten Zeit die Grenzlande schützten, zum Tode 

verurteilt, ohne ihnen die geringste Straftat nachweisen zu können. Das leidende Volk wird einst über 

alle diese Zahlen Abrechnung halten und Rechtsprechen nach dem Rechtsempfinden des deutschen 

Mannes. Hoffen wir, daß der Hanf um diese Zeit einen starken Wuchs zeigt.« 

In einer anderen Versammlung in Zittau rief er aus: »Herrgott, gib uns an dem Tag, den wir ersehnen, 

recht viele hänfene Stricke!« Dieser Pfarrer, der für den Galgen schwärmt, der Verleumdungen und 

Mordhetze öffentlich betreibt, beschimpft das Christentum und die Kirche, der er angehört, mehr als 

es die plumpeste antikirchliche Agitation jemals tun könnte. 

Leitartikel in: Vorwärts vom 1. April 1931, S. 1-2. 

8. Wolfgang Abendroth: Das Verfahren gegen Pfarrer Eckert 

(Von unserem Korrespondenten) Karlsruhe. 12. Juni [1931]. Heute verhandelt das kirchliche Dienst-

gericht der evangelischen Landeskirche Badens gegen den Mannheimer Pfarrer Eckert, gegen den 

der Oberkirchenrat Anfang Februar ein Disziplinarverfahren eröffnet und den er zwei Tage später 

vorläufig seines Amtes enthoben hat. Die Einleitung des Disziplinarverfahrens erfolgte, weil Eckert 

verschiedenen Weisungen der Kirchenregierung die Anerkennung verweigert hatte; Anlaß für die 

Amtsenthebung war, daß Eckert einen Brief an den Kirchenpräsidenten [400] Wurth, der scharfe 

Angriffe gegen die Kirchenbehörde enthielt, in der Presse veröffentlichte. Eckert und sein Rechtsver-

treter, Rechtsanwalt Dr. Dietz, erwiderten auf die Maßnahmen des Oberkirchenrats damit, daß sie 

beim kirchlichen Verwaltungsgericht die Verfügungen der Kirchenbehörde anfochten; diese Klage 

wurde Ende März abgewiesen. Unabhängig von der Entscheidung des Verwaltungsgerichts hat sich 

das Dienstgericht unter dem Vorsitz des Oberbürgermeisters Dr. Finter (Karlsruhe) mit der vom 

Oberkirchenrat gegen Eckert erhobenen Anklage zu befassen. Die Verhandlung findet unter Aus-

schluß der Öffentlichkeit statt. 

Zwischen dem Oberkirchenrat und Eckert bestand seit Jahren ein latenter Konflikt, der seinen eigent-

lichen Grund darin hatte, daß der kirchen- und staatspolitisch rechtsstehende Kirchenpräsident Wurth 

die Wirksamkeit des sozialistischen Pfarrers Eckert mit äußerstem Mißtrauen und nur sehr geringem 

Verständnis verfolgte. Den speziellen Anlaß zu der neuesten Zuspitzung des Konflikts boten zwei 

Vorgänge aus dem Dezember: das in der Wochenschrift Eckerts veröffentlichte Hakenkreuzbild, das 

den Mißbrauch geißeln sollte, den nationalsozialistische Geistliche mit dem Christentum trieben, von 

den Gegnern Eckerts aber als eine Verhöhnung des geistlichen Amtes ausgelegt wurde, und sodann 

die Versammlung Eckerts in Neustadt a. d. H., die mit einer von den Nationalsozialisten provozierten 

Schlägerei endete und die den Kirchenpräsidenten zu einem Einschreiten gegen die rednerische Tä-

tigkeit Eckerts veranlaßte. Die Angelegenheit des Hakenkreuzbildes ist formal dadurch erledigt, daß 

Eckert wegen dieses Bildes zu einem Verweis verurteilt worden ist; den Gegenstand des jetzigen 

Verfahrens vor dem Dienstgericht bilden daher nur die Differenzen, die über die rednerische Tätigkeit 

Eckerts entstanden. Gegen zwei Maßnahmen der Kirchenbehörde lehnte sich Eckert auf: er weigerte 

sich, dem Kirchenpräsidenten eine Liste der von ihm geplanten politischen Versammlungen vorzule-

gen, und als der Präsident darauf ein allgemeines Verbot, in politischen Versammlungen zu reden, 

über Eckert verhängte, erklärte Eckert in dem Briefe, dessen Veröffentlichung dann seine vorläufige 
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Amtsenthebung zur Folge hatte, daß er diesem Verbot nicht gehorchen werde. Er warf in diesem 

Briefe dem Kirchenpräsidenten Parteilichkeit und Mißbrauch seiner Amtsgewalt vor und verwies auf 

eine Reihe von Tatsachen. 

Das kirchliche Dienstgericht wird in seiner Verhandlung zu zwei gegensätzlichen Auffassungen von 

der Stellung des evangelischen Geistlichen und der Aufgabe der Kirchenbehörde Stellung zu nehmen 

haben. Der Kirchenpräsident geht von der juristischen Auffassung aus, daß die Kirche eine staatsähn-

liche Organisation mit bestimmten Ordnungen sei, deren Aufrechterhaltung sie nötigenfalls im Wege 

des Zwangs bewirken müsse. Eckert und seine Freunde berufen sich demgegenüber darauf, daß die 

Gehorsamspflicht des Geistlichen nach evangelischer Auffassung ihre Grenze in der Bindung an sein 

Gewissen finde und daß die Kirche diese Gewissensbindung respektieren müsse. Im konkreten Fall 

verlangt die Kirchenbehörde im Interesse des kirchlichen Friedens und der Wahrung der Würde des 

Pfarramts von Eckert eine Einschränkung seiner politischen Tätigkeit, während Eckert gerade diese 

politische Tätigkeit und insbesondere den rücksichtslosen Kampf gegen den Nationalsozialismus für 

Gewissenspflicht hält. Der Gegensatz wird dadurch verschärft, daß die religiösen Sozialisten sich 

durch den Kirchenpräsidenten parteiisch behandelt fühlen; sie werden in der Überzeugung von der 

Befangenheit der Kirchenbehörde durch die Art der Begründung und Vorbereitung der Anklage ge-

gen Eckert, insbesondere durch einen Erlaß des Kirchenpräsidenten an die Dekanate bestärkt. [401] 

Über diesen Erlaß hat Pfarrer Lehmann (Mannheim) in der »Christlichen Welt« Mitteilung gemacht. 

Der Erlaß fordert die Dekanate und die Geistlichen auf, über die von Eckert gegebenen Anstöße im 

Einzelnen zu berichten, da die bisher eingegangenen Beschwerden zu allgemein gehalten seien. Pfar-

rer Lehmann fügt hinzu, daß auch die daraufhin erstatteten Berichte die erhoffte sachliche Begrün-

dung nicht gebracht hätten. Einzelne Berichte sind so gehässig, daß in ihnen von dem »unflätigen« 

Verhalten Eckerts oder dem »zügellosen Desperado« Eckert die Rede ist; andere, die objektiver zu 

sein scheinen, heben hervor, daß die Protestversammlungen Eckerts auch auf nicht-sozialistische 

Kreise starke Wirkung gehabt hätten. 

In: Frankfurter Zeitung, Nr. 432 vom 13.06.1931. 

9. Erklärung des Bundes religiöser Sozialisten in Thüringen 

Der Bund religiöser Sozialisten in Thüringen hat mit Erstaunen und Entrüstung davon Kenntnis ge-

nommen, daß der badische Oberkirchenrat unseren Genossen Pfarrer Erwin Eckert, Mannheim, vom 

Amte suspendiert und gegen ihn das Disziplinarverfahren auf Absetzung eröffnet hat. 

Froh grüßen wir unseren Genossen Eckert mit der Versicherung, daß wir zu ihm stehen in seinem 

tapferen Kampf gegen die nationalsozialistische Vermischung von Christentum und Gewaltgeist und 

gegen die Gewaltmethoden dieser Bewegung. Wir stehen zu ihm in seinem Kampf um das Recht, als 

Christ und als Pfarrer diesen notwendigen Kampf zu führen. Mit ihm wissen wir, daß dieser Kampf 

geführt werden muß um unseres Volkes willen, um der Reinheit und Klarheit des Evangeliums willen. 

Alle Christen, alle verantwortungsbewußten Menschen sollten selbstverständlich zusammenstehen 

gegen diese Methoden gewaltsamer Auseinandersetzung. Wer sich gegen den Angegriffenen wendet, 

wie der badische Oberkirchenrat, steht zum Angreifer. [Hervorhebung vom Herausgeber] 

Unserem Genossen Eckert danken wir für seine tapfere und fromme Verteidigung im Prozeß vor dem 

kirchlichen Verwaltungsgericht. Wir rufen ihm zu: Stehe fest! An entscheidender Stelle, um die Zu-

kunft christlicher Frömmigkeit unseres Volkes, unserer Kirche, hat Dich dieser Kampf gestellt. Führe 

ihn klar, rein und tapfer! Wir stehen zu Dir! 

Für den Bund religiöser Sozialisten in Thüringen: D. Emil Fuchs, Pfarrer, Eisenach; Dr. Hans Bäge-

hold, Jena; Werkmeister Karl Diekmann, Eisenach; Karl Kleinschmidt, Pfarrer, Eisenberg; Oberleh-

rer Oskar Kunz, Altenburg; Frau Carla Nordbeck, Nöbdenitz. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 14 vom 5. April 1931, S. 64. [402] 
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10. Erklärung des Bundes religiöser Sozialisten in der Pfalz 

Der Bund religiöser Sozialisten in der Pfalz verfolgt seit Monaten mit lebhaftem Interesse den Kampf, 

welchen der badische Oberkirchenrat gegen unseren Genossen Pfarrer Eckert führt. Wir wissen, daß 

dieser Kampf sich nicht gegen Eckert in seiner Eigenschaft als Pfarrer richtet, sondern gegen Eckert, 

den tapferen Vertreter der sozialistischen Idee im Talar. 

Wir protestieren dagegen, daß die verantwortlichen Vertreter einer deutschen Landeskirche monate-

lang unseren Genossen in Ungewißheit über sein berufliches Schicksal lassen. Wenn die Schuld so 

schwer zu finden ist, so hat sie von vorneherein nicht existiert. Aber die haben immer das Recht, Führer 

einer Kirche zu sein, die einen Pfarrer wie Eckert, der den besten Kirchenbesuch in Mannheim hatte, 

monatelang von seinem Amte, seiner Gemeinde und seinen Pflegebefohlenen trennt. Mit solchen Me-

thoden zerschlägt man in weiten Kreisen den letzten Rest von Achtung vor Kirche und Religion. 

Wir protestieren dagegen, daß die Vertreter einer Kirche, in welcher man die Macht des Gewissens 

nicht laut genug preisen kann, das Gewissen sofort mit Gesetzen und Verfassungsparagraphen zu 

drosseln suchen, sondern dieses Gewissen sich aufmacht, im Namen des Evangeliums Frieden, sozi-

ale Gerechtigkeit und Wahrheit zu fordern. 

Wir protestieren dagegen, daß man kirchliche Sonderbestimmungen und Standesgesetze in politi-

schen Fragen der Reichsverfassung überordnet, solange nicht vor einem deutschen Gericht strafrecht-

lich erwiesen ist, daß der Disziplinierte durch seine Verfehlungen sich »der Achtung, des Ansehens 

oder des Vertrauens, die sein Stand oder Beruf erfordern«, unwürdig gezeigt hat. 

Der Bund religiöser Sozialisten in der Pfalz steht wie ein Mann hinter dem Genossen Eckert und 

bleibt in Arbeit, Kampf und Vertrauen untrennbar mit ihm verbunden. 

Für den Bund religiöser Sozialisten in der Pfalz: Georg Wamsganss, Pfarrer in Neuhofen; Ph. Stein-

metz, Schulrat in Ludwigshafen a. Rh.; L. Stuck, Techniker in Ludwigshafen a. Rh.; Oswald Damian, 

Pfarrer in Pirmasens; H. Loschky, Hauptlehrer in Wundenheim; Th. Gauweiler, Korrespondent in 

Speyer. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 20 vom 17. Mai 1931, S. 88. [403] 

11. Politik, Recht und Religion! Erklärung der Bruderschaft sozialistischer Theologen Deutsch-

lands* zum Fall Eckert 

Die Bruderschaft sieht sich gezwungen, zu den Vorgängen im Zusammenhang mit der vorläufigen 

Amtsenthebung von Pfarrer Eckert, Mannheim, Stellung zu nehmen: 

Der Fall Eckert ist in der gesamten deutschen Presse auf das lebhafteste erörtert worden. Er hat zu 

leidenschaftlichen Äußerungen für und wider geführt und weit über Baden hinaus prinzipielle Be-

deutung erlangt. Die lokale Bedingtheit und die rein rechtliche Beanstandung von Eckerts Verhalten, 

mag sie juristisch haltbar sein oder nicht, tritt in den Hintergrund angesichts der das gesamtdeutsche 

kirchliche Leben angehenden Größe des Konflikts, um den es sich hier handelt. Aus einem »kirchen-

rechtlichen Disziplinarverfahren auf Grund von Amtverstößen« ist ein hochaktueller politischer und 

kirchenpolitischer Prozeß von weitreichender grundsätzlicher Bedeutung geworden. Nicht das ist 

mehr das Ausschlaggebende für das von weiten Kreisen des Proletariats wie auch der Bürgerschaft 

bekundete öffentliche Interesse am Fall Eckert, ob Eckert sich eine »unbotmäßige Sprache« und ein 

 
*  Gemäß dem Stand vom 1. Dezember 1931 gehörten 198 Theologen der Bruderschaft sozialistischer Theologen 

an, darunter die Professoren Emil Fuchs, Karl Ludwig Schmidt, Otto Piper, Georg Wünsch, Hermann Schafft, 

Theodor Siegfried, Walter Schmitthenner, Georg Kirchner, Alfred Dedo-Müller, Alfred Resch, Georg Schümer, 

und Paul Tillich (12). Auch unter den Pfarrern befinden sich relativ viele Promovierte (16). Vergleichsweise 

hoch für die damalige Zeit ist der Frauenanteil (5) und der Strafanstaltspfarrer (3). 15 waren Studenten der The-

ologie. Insgesamt machten die Mitglieder der Bruderschaft sozialistischer Theologen weniger als 1% der Pfarrer 

in der Weimarer Republik aus. Siehe Rundbrief X. vom 1. Dezember 1931. In: PAB. [d. Hrsg.] 
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»unbotmäßiges Verhalten« gegenüber den Dienstanweisungen seines vorgesetzten Kirchenpräsiden-

ten hat zuschulden kommen lassen, sondern maßgebend ist die Feststellung, daß Eckert aus religiö-

sem Gewissensernst gegen den Nationalsozialismus öffentlich Stellung genommen hat und damit das 

Sprachrohr des gesamten klassenbewußten Proletariats und darüber hinaus weiter bürgerlicher Kreise 

geworden ist. Auch das fällt für die öffentliche Beurteilung wenig ins Gewicht, ob der badische Ober-

kirchenratspräsident die Grenzen seiner amtlichen Befugnis und Verpflichtung überschritten hat, als 

er von Pfarrer Eckert Versammlungsanzeigen einforderte bzw. ihm jedes politische Auftreten unter-

sagte und ihn schließlich vorläufig seines Amtes enthob. Denn so viel ist festgestellt worden, daß der 

badische Kirchenpräsident nationalsozialistischen Geistlichen gegenüber nicht dieselben Maßnah-

men zur Anwendung brachte, daß er selber, der badische Kirchenpräsident, wie aus zahlreichen Be-

kundungen und aus den Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht am 18. März einwandfrei her-

vorgeht, als deutschnationaler Parteiredner tätig gewesen ist und daß er, der badische Kirchenpräsi-

dent, am 18. Januar ds. Js. aus seiner Dienstwohnung im Gebäude des Evangelischen Oberkirchenrats 

unter Mißachtung der politischen Neutralität, zu der er von Amts wegen verpflichtet gewesen wäre, 

die schwarz-weiß-rote Fahne des früheren kaiserlichen Deutschlands gehisst hat. Endlich hat die Tat-

sache, daß weit über hunderttausend stimmberechtigte Kirchenglieder in der kleinen badischen Lan-

deskirche sich durch Namensunterschrift für Stadtpfarrer Eckert erklärt haben, in allen kirchlichen 

Kreisen Deutschlands das stärkste Aufsehen erregt. Diese Willenskundgebung beweist die große Un-

zufriedenheit des Kirchenvolkes mit der gegenwärtigen Kirchenregierung. Sie beweist zugleich, 

[404] daß der badische Kirchenpräsident D. Wurth und der badische Stadtpfarrer Eckert Exponenten 

zweier Richtungen sind, die, wie in Baden so überall, um die bestimmende Gewalt in der Kirche 

ringen. Jener erscheint als der Vertreter des kirchlich-nationalistischen Bürgertums, und dieser er-

scheint als Vertreter des aufstrebenden religiös-sozialistischen Proletariats. 

Bedrohlich genug taucht damit hinter den badischen Vorgängen die schwere Schicksalsfrage auf, wie 

sich das Verhältnis von Kirche und Proletariat in der Zukunft gestalten soll. 

Eckert vertritt die breite Masse des arbeitenden Volkes, soweit es – einstweilen noch! – gewillt ist, 

kirchlich mitzuarbeiten. Hingegen vertritt D. Wurth das gegenwärtig herrschende kirchliche System, 

die gegenwärtigen kirchlichen Machthaber, die entsprechend ihrer soziologischen Gebundenheit un-

eingestanden die kirchliche Mitarbeit des Proletariats nur im Rahmen der alten Kirche und nur mit 

der Beschränkung willkommen heißen, daß die eigene bestimmende Position ungefährdet bleibt. Wie 

immer auch das Dienstverfahren am 12. Juni ausgehen mag, alle formal-juristischen Überlegungen 

und Begründungen des Urteils werden einer ernsthaften Durchdenkung dieses Falles nicht standhal-

ten, werden immer nur als die vorgeschobene Maske erscheinen, hinter der sich schwere grundsätz-

liche, politische und kirchenpolitische Entscheidungen vollziehen. 

Der Gang der Verhandlungen vor dem evangelischen kirchlichen Dienstgericht [Verwaltungsgericht, 

d. Hrsg.] am 18. März ds. Js. hat des Weiteren die ungeheure, unüberwindliche Schwierigkeit aufge-

zeigt, die Prozeßführungen dieser Art erwachsen. Wir meinen damit den offenkundigen Widerspruch 

zwischen beamtenrechtlichen Bindungen äußerer Art und unreligiösen Verpflichtungen, für die es 

nur innere und keine äußeren Maßstäbe gibt. Dieser Widerspruch wird aus den unsicheren Formulie-

rungen des Urteils deutlich und macht die Entscheidung vom 18. März gegenstandslos. 

Es muß ausgesprochen werden, daß es für alle Handlungen und Reden, die aus religiösem Zwang 

heraus geboren werden, im Bewußtsein des protestantischen Geistlichen nur eine Autorität gibt, der 

er zu gehorchen hat: – das Gewissen! 

Die Entscheidung vom 18. März respektiert diese Autorität für den Geistlichen durchaus, will ihre 

Gültigkeit aber nur für die unmittelbare Kanzeltätigkeit des Pfarrers anerkennen, nicht aber für sein 

außerdienstliches Auftreten. Es ist klar, daß eine solche Abgrenzung auf zweierlei Maß hinausläuft 

und darum vor dem Forum der Religion einfach unmöglich ist. 

Den religiösen Menschen bindet die Religion, verpflichtet das Gewissen nicht nur in der Kirche, 

sondern mit der gleichen Schärfe und Entschiedenheit auch außerhalb der Kirche in allen Handlungen 

seines Lebens. Die Juristen vom 18. März widersprechen sich selber. Sie ziehen ein Urteil bzw. 
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Entscheidung des preußischen Oberverwaltungsgerichtes vom 10. Mai 1927 heran, in dem es heißt, 

daß das Amt die Gesamtpersönlichkeit des Beamten erfaßt. Dieser sei niemals nur Privatmann. In 

allen seinen Handlungen, auch außerhalb seines Dienstes im engsten Wortsinn, müsse er sich dessen 

bewußt sein und bleiben, daß das Amt ihn bindet. In besonderem Maße gelte dies für den evangeli-

schen Geistlichen. In einem Pfarrer der evangelischen Landeskirche sehe die Bevölkerung, auch 

wenn er lediglich als politischer Redner in einer Versammlung spricht, vor allem den Pfarrer. Wir 

machen uns diese Gedankengänge des Verwaltungsgerichtes durchaus zu eigen, ziehen aber mit 

zwingender Logik daraus die Folgerung, daß, wenn der Geistliche aus einer innersten religiösen Er-

griffenheit zum politischen [405] Auftreten gezwungen wird, seinem Auftreten die Vollmacht der 

Prophetie zukommt, seine Rede zu einer lebendigen Bezeugung letzter gotterlebter Wahrheiten wird, 

m. a. W., daß dann der Versammlungsraum zur Kirche, das Podium zur Kanzel und der Redner zum 

Prediger wird und keine Rücksichten auf Menschensatzungen kennen darf, sondern nur einer einzigen 

Stimme zu gehorchen hat. Seinem in Gott gebundenen Gewissen. 

Aufgabe sowohl des Verwaltungsgerichtes wie des Dienstgerichtes kann es also nur sein, lediglich 

die Beweggründe zu prüfen, die Pfarrer Eckert zu seiner Stellungnahme und zu seinem öffentlichen 

Auftreten bewogen haben. 

Sobald man sich aber entschließt, Abgrenzungen vorzunehmen und neben der höchsten, menschlich 

nicht weiter faßbaren Autorität des Gewissens auch noch »das Ermessen der Kirchenbehörde« als 

bestimmenden Faktor zuzulassen, gibt man bereits die protestantische Grundeinstellung preis und 

öffnet allen menschlichen Irrtümern, Leidenschaften und Voreingenommenheiten Tor und Haus, der-

art, daß die Rechtsprechung zu einer Rechtsbeugung und Gewissensknechtung führt. Aus dem Zwie-

spalt zwischen dem formalen Recht, das der Mensch schafft, und dem ungeschriebenen Recht im 

Reich und der Religion führt den Christen nur ein Ausweg heraus: daß er, wie er Gott mehr gehor-

chen muß als den Menschen, so auch Gottesrecht über Menschenrecht stellen muß. 

Zu dieser Spannung zwischen Religion und Recht kommt im Fall Eckert noch die andere Spannung 

zwischen Religion und Politik hinzu. Ganz gewiß soll die Kirche unpolitisch sein, aber sie kann es 

doch nur in dem Sinne sein, daß sie Menschen aus allen politischen Lagern zu dienen gewillt ist. Aber 

zu meinen, Religion und Politik hätten nichts miteinander zu tun, ist für den, der beide Größen ernst-

haft durchdenkt und die Geschichte kennt, eine einfache Unmöglichkeit. 

Die Religion zwingt den Menschen, in dem sie lebendig und wirksam ist, zu einem entsprechenden 

sittlichen Handeln in der irdischen Sphäre. 

Wenn nun Politik nichts anderes ist als verantwortungsbewußte Gestaltung der Lebensgemeinschaft, 

so wird deutlich, daß, je lebendiger ein Mensch von religiösen Energien getragen ist, um so politi-

scher wird sein Handeln sein, umso stärker wird er von den anderen als politisch empfunden werden. 

Alle Propheten sind in diesem Sinne bekanntlich Politiker gewesen. Selbstverständlich bedeutet die 

politische Betätigung des Geistlichen eine starke Belastung für die anderen, die politisch im gegneri-

schen Lager stehen. Selbstverständlich setzt das politische Auftreten des Geistlichen hohe Qualitäten 

voraus. Aber wo der Geistliche zum öffentlichen Wirken aus dem Gefühl der Verantwortung vor Gott, 

also aus einer innersten religiösen Nötigung, aus einer Gewissensverpflichtung herausgetrieben wird, 

hat die evangelische Kirche jedes Recht verloren, zu »maßregeln« oder zu »verbieten«. Auf den Fall 

Eckert angewendet, bedeutet dies, daß die Aufgabe eines kirchlichen Gerichtes lediglich darin zu er-

blicken ist, festzustellen, aus welchen Gründen Pfarrer Eckert gegen den Faschismus ankämpft und 

aus welchen Gründen er dementsprechend glaubte, der Dienstanweisung seines Präsidenten nicht 

Folge leisten zu dürfen. Diese Feststellungen werden dadurch erschwert, daß die bürgerlich-kirchliche 

Presse ein völlig unzutreffendes Bild von der Persönlichkeit Eckerts in die Öffentlichkeit hineingetragen 

hat. Die wüstesten Entgleisungen sind uns zu Ohren gekommen. Mit aufrichtigem Bedauern muß die 

Bruderschaft feststellen, daß vor allem und gerade das Organ der kirchlichen Gesinnungsfreunde des 

Präsidenten Wurth, die »Positiven Blätter«, in maßloser, skandalöser und [406] allem christlichen Emp-

finden Hohn sprechender Weise die Person Eckerts zu verleumden und herabzusetzen versucht hat. 
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Vielfach ist auch in der bürgerlich-kirchlichen Presse der Versuch unternommen worden, Pfarrer 

Eckert von uns zu trennen und ihn als einen Außenseiter hinzustellen, der in der religiös-sozialisti-

schen Bewegung nicht ernst zu nehmen sei. 

Demgegenüber müssen wir mit allem Nachdruck bekannt geben, daß Stadtpfarrer Eckert anerkannter 

Führer des Bundes der religiösen Sozialisten Deutschlands ist und daß unsere Bruderschaft stolz da-

rauf ist, ihn zu den ihren zu zählen. Er ist derjenige, der mit unendlichem Mut, mit vorbildlicher Hin-

gabe und mit einem bergeversetzenden Glauben die ganze Kraft seines Geistes, seiner Beredsamkeit 

und seiner Nerven in den Dienst der religiös-sozialistischen Bewegung hineingestellt hat. Was ihn zum 

Führer gemacht hat, ist nicht nur seine hervorragende agitatorische Begabung, wie die Gegner mei-

nen, sondern in ausschlaggebender Weise die religiöse Glut, die prophetische Begeisterung, die ihn 

erfüllt, und der tiefe christlich gebundene Gewissensernst, der aus seiner Persönlichkeit spricht. 

Wir, die wir ihn in der Bruderschaft kennen, wissen, daß er seinen Kampf gegen den unchristlichen 

Faschismus als eine gottgewiesene Aufgabe wertet und daß er darum allen Anweisungen seiner Be-

hörde widersprechen mußte, von denen er überzeugt war, daß sie eine Hemmung dieses gottgewie-

senen Kampfes bedeuten. Die Beweggründe seines Tuns sind lauter und rein und tiefreligiöser Art. 

Dieses vor aller Welt feierlich auszusprechen, erscheint uns brüderliche Pflicht in einem Augenblick, 

in dem ein kirchliches Gericht zusammentritt, um über die gegen ihn beantragte Dienstentlassung zu 

entscheiden. Die Dienstentlassung wird den Verlust des Pfarramtes bedeuten, an dem Eckert, wie wir 

wissen, mit ganzer Seele hängt und in dem er, Brücken bauend zwischen Kirche und Proletariat, so 

erfolgreich wirkt wie kein anderer deutscher Geistlicher der Gegenwart. Paul Piechowski 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 23 vom 7. Juni 1931, S. 99. 

12. Vertrauenskundgebung der Gemeinde des Genossen Pfarrer Eckert 

Die Unterschriftensammlung in der Pfarrgemeinde des Genossen Pfarrer Eckert, Mannheim, Jung-

busch, stellt eine beispiellos überwältigende Vertrauenskundgebung aller Schichten der Bevölkerung 

für ihren Geistlichen dar. 

Bei der letzten Zählung waren in dieser Gemeinde 2.889 Wahlberechtigte. Auf den Unterschriften-

listen der Gemeinde für Pfarrer Eckert stehen 2.153 Namen von Männern und Frauen seiner Ge-

meinde! 

Bei der letzten Wahl zu den kirchlichen Körperschaften [1926, d. Hrsg.], bei denen Pfarrer Eckert noch 

nicht in Mannheim war, wurden 267 Stimmen in der Pfarrei für die religiösen Sozialisten abgegeben. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 18 vom 3. Mai 1931, S. 81. [407] 

13. In letzter Stunde. Aufruf des Vorstandes der religiösen Sozialisten Deutschlands zum Dis-

ziplinarverfahren gegen Pfarrer Eckert 

Am 12. Juni ds. Js. wird das Dienstgericht der evangelischen Kirche Badens in der Sache Pfarrer 

Eckert entscheiden. 

In letzter Stunde wenden wir uns an diese Körperschaft; von ihrer Entscheidung wird nicht nur die 

Person des Pfarrers Eckert, nicht nur der Vorsitzende des Bundes religiöser Sozialisten Deutschlands, 

sondern die evangelische Kirche Badens, ja überhaupt das evangelische Deutschland betroffen. 

Es geht bei dieser Entscheidung nicht um die Frage, ob formale Richtlinien verletzt, Dienstvorschrif-

ten außer Acht gelassen oder das Verhalten Eckerts etwa nach der Auffassung hoher Würdenträger 

der Kirche nicht der Amtswürde entsprochen hat. Eine Entscheidung gegen Eckert würde den Werk-

tätigen in Stadt und Land, die die heutige Staatsform bejahen, die eine Neuordnung der Wirtschaft 

und Gesellschaft erstreben, den Beweis liefern, daß die evangelische Kirche die politische Freiheit 

des Einzelnen, sobald er sich zum Sozialismus bekennt, einengt. Eckerts Eintreten für den Sozialis-

mus, das wissen auch jene Kreise, die auf eine Amtsenthebung drängen, entspringt einem tiefsten 
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religiösen Erleben. Dieser Führer der religiösen Sozialisten Deutschlands ist das mahnende Gewissen 

unseres Volkes in seiner gegenwärtigen geschichtlichen Lage geworden. Eckerts Kampf gegen die 

Not der Armen und Ärmsten stützt sich auf das Wort Gottes. Er besitzt das Vertrauen der proletari-

schen Masse des Kirchenvolkes. Seine Ehrenhaftigkeit und die Reinheit seiner sozialistischen Gesin-

nung verpflichten darüber hinaus die gesamte proletarische Bewegung, in diesem Kampf an seine 

Seite zu treten. Das badische Kirchenvolk ist tief erregt und hat sich, wie die Hunderttausend für ihn 

aufgebrachten Badener Unterschriften ergeben, auf die Seite Eckerts gestellt. Das Dienstgericht möge 

auch diesen Umstand beachten. 

Die Kirchenregierung in Baden, deren Präsident den Pfarrer Eckert hinderte, den Nationalsozialismus 

vom Standpunkt des evangelischen Christen zu bekämpfen, hat damit Parteilichkeit bewiesen. Sie hat 

sich schützend vor den Nationalsozialismus gestellt. Diese höchste Instanz der evangelischen Kirche 

Badens hat dabei nicht beachtet, daß der Nationalsozialismus zu den Grundsätzen des Christentums 

in schärfstem Widerspruch steht. Das mutige Eintreten Eckerts für das Christentum des Neuen Tes-

taments gegen den Nationalsozialismus hätte bei einer unvoreingenommenen Kirchenbehörde Aner-

kennung finden müssen. Stattdessen hat sie gegen ihn die Mittel der Disziplinargewalt angewandt. 

Nach dem vorstehend Ausgeführten konnten wir von dem Urteil des Verwaltungsgerichts vom 18. 

März ds. Js. Kenntnis nehmen. Dieses Urteil und seine Begründung sind an grundsätzlichen Fragen 

vorübergegangen. Das Dienstgericht muß deshalb wieder gutmachen, was bisher an Falschem geschah. 

Der Kampf des Pfarrers Eckert ist unser Kampf. Eine Entscheidung gegen Eckert richtet sich gegen 

die religiösen Sozialisten Deutschlands, richtet sich nach Lage der Sache gegen den Bestand der 

Volkskirche. Die Amtsenthebung Eckerts wäre ein Akt, den die offizielle Kirche Badens, den die 

ganze evangelische Kirche Deutschlands teuer bezahlen dürfte. Noch braucht der 12. Juni dieses Jah-

res nicht ein schwarzer Tag der Kirchengeschichte zu werden. [408] Das Dienstgericht hat es in der 

Hand, die Brücke, die die religiösen Sozialisten in mehr als zehnjähriger Arbeit gebaut und über die 

allein der Weg der Kirche zum Proletariat führen kann, zu zerstören oder zu festigen. Wir werden, 

wie diese Entscheidung ausfallen möge, unser Ziel verfolgen; wir glauben, daß das Evangelium eine 

Gotteskraft ist, wir kämpfen, weil wir glauben, und darum werden wir siegen. 

Bund religiöser Sozialisten Deutschlands. Der Vorstand: Bernhard Göring, Gewerkschaftssekretär, 

2. Vors. 

In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 23 vom 7. Juni 1931, S. 100. 

14. Eduard Dietz, Untragbar für die Kirche? Verteidigungsrede vor dem kirchlichen Dienstge-

richt Karlsruhe am 13. Juni 1931. Zusammenfassende Begründung des Freisprechungsantrags 

(1) Gegenüber dem von dem Herrn Anklagevertreter ohne Rücksicht auf das Ergebnis der zweitägi-

gen Verhandlungen, Beweisaufnahmen und Aussprachen vom 12. und 13. Juni 1931 aufrecht erhal-

tenen Antrag auf Dienstentlassung des Angeklagten Eckert mit Verlust der Amtsbezeichnung, des 

Einkommens, des Anspruchs auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung und des Rechts zur 

Vornahme von Amtshandlungen (§ 8 II Ziff. 4 des kirchlichen Dienstgesetzes) und auch gegenüber 

dem in letzter Minute gestellten Eventual-Antrag Zwangspensionierung ( § 8 II Ziff. 3 des Dienstge-

setzes) wiederhole ich meinen Antrag auf völlige Freisprechung des Angeklagten. 

Ich füge bei, daß für uns auch nicht etwa die mildere Strafe der Zwangsversetzung auf eine andere 

Pfarrei des Landes (§ 8 II Ziff. 2 des Dienstgesetzes) diskutabel ist, da Pfarrer Eckert mit seiner 

Mannheimer Gemeinde untrennbar verbunden ist und er, wenn er für die Kirche »untragbar« ist, dies 

an jedem anderen Orte innerhalb des Gebietes der evangelischen Landeskirche genau ebenso wäre 

wie in Mannheim, so z. B. auch bei einem Tausche mit Karlsruhe, während der für ihn nach Mann-

heim kommende Ersatzgeistliche, auch wenn er wieder ein religiöser Sozialist wäre, von vornherein 

als unerwünschter »Ersatz« in seiner Wirksamkeit gehemmt und dem Mißtrauen der Pfarrangehöri-

gen preisgegeben wäre. Es kann deshalb für Eckert vom Standpunkt der Verteidigung und der 
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religiösen Sozialisten überhaupt aus nur entweder die vollständige Dienstentlassung oder die voll-

ständige Belassung in seinem Mannheimer Pfarramt in Frage kommen. 

A. Wenn die Verteidigung und die Organisation des religiösen Sozialismus die Anklagesache Eckert 

lediglich unter dem Gesichtspunkt der kirchlichen oder staatlichen Parteipolitik und des Agitations-

bedürfnisses aus behandelten, wie die Anklage unterstellen zu dürfen meint mit dem Ziel, durch eine 

hemmungslose Agitation möglichst viel Unruhe in das innere Leben der Kirche hineinzutragen und 

möglichst viele Wahlstimmen zur Befriedigung des »Machthungers« des [409] religiösen Sozialis-

mus zu gewinnen, dann könnte unserer Bewegung tatsächlich nichts Besseres geschehen als die von 

der Anklage beantragte Dienstentlassung Eckerts, denn eine solche würde in den weitesten Kreisen 

des evangelischen Kirchen Volkes in ganz Deutschland und speziell bei uns in Baden, auch über den 

Bereich der Sozialisten hinaus, einen derartigen Sturm der Entrüstung und Empörung hervorrufen, 

daß sich ein besseres Agitationsmittel für den religiösen Sozialismus und gegen das jetzige deutsch-

nationale Parteiregiment in der Kirche überhaupt nicht finden ließ, und Eckert selber, von seinem 

Kirchenamt und allen damit verbundenen Hemmungen befreit, aber innerhalb der Kirche als einfa-

ches Kirchenmitglied verblieben, wie er das nach seiner Überzeugung auch im Falle der für ihn noch 

so schmerzlichen Loslösung von seinem Amte, seiner bisherigen Lebensaufgabe, tun würde, wäre für 

den religiösen Sozialismus wie für den politischen Sozialismus eine derartige gewaltige Agitations-

kraft, daß in dem sich dann entspinnenden Kampf im ganzen Lande vom Bodensee bis nach Wertheim 

die bisherigen reaktionären Machthaber der Kirche restlos hinweggefegt werden würden. 

Wenn wir trotzdem damit rechnen, daß Eckert seinem Kirchenamte – und zwar in Mannheim – durch 

das Urteil des Gerichts erhalten bleiben wird, obwohl der Oberkirchenrat durch die am 6. Februar 

1931 ausgesprochene unglaubliche Maßnahme der Amtsenthebung nach § 23 des Dienstgesetzes das 

Urteil des Dienstgerichts gewissermaßen vorweg zu nehmen und dieses vor eine vollendete Tatsache 

zu stellen suchte und demgemäß jetzt im Interesse seines eigenen Prestiges und seiner Selbsterhaltung 

mit den äußersten Anstrengungen auf eine urteilsmäßige Billigung seines ganzen Vorgehens gegen 

Eckert durch gerichtlichen Anspruch der endgültigen Dienstentlassung hinwirken muß, so steht uns 

doch über dem Wohle der religiösen und politischen Partei das Wohl der evangelischen Kirche, der 

wir »Marxisten« allein schon in Baden mit Hunderttausenden von Wählern und Familienangehörigen 

angehören und in der wir bisher verblieben sind ungeachtet aller Anfeindungen und Schikanen, denen 

Sozialismus und Marxismus innerhalb und außerhalb der evangelischen Kirche von feindseligen und 

verständnislosen geistlichen Gegnern und insbesondere den dazugehörigen Inhabern der höchsten 

geistlichen und Kirchenämter von jeher und auch noch nach der Revolution des Jahres 1918 ausge-

setzt gewesen sind, und ungeachtet der Mißhandlungen, denen unsere Führer innerhalb der Kirche, 

die religiös-sozialistischen Geistlichen, an ihrer Spitze Eckert, seit Jahr und Tag unterworfen worden 

sind. Da es uns nicht darum zu tun ist, die evangelische Kirche zu zerstören, sondern sie zu erhalten 

und in ihr auch den sozialistischen und kommunistischen Kirchenangehörigen den ihnen nach ihrer 

Zahl und Bedeutung zukommenden Platz zu sichern und der Kirche durch die aktive Wiederverbin-

dung mit den unser ganzes Leben durchdringenden wirtschaftlichen und politischen Existenzkämpfen 

unseres werktätigen Volkes das Schicksal der im Cäsar-Papismus erstarrten und lediglich noch als 

»Opium für das Volk« zu wertenden russisch-orthodoxen Kirche zu ersparen, so hoffen wir – nicht in 

unserem Interesse und auch nicht in demjenigen Eckerts, sondern in erster Reihe in dem wohlverstan-

denen eigenen Interesse der evangelischen Kirche selber –, daß das Dienstgericht nicht dem noch so 

pathetisch und dringend vorgetragenen Antrag der Anklagevertretung auf Dienstentlassung Eckerts 

Folge geben, sondern ihm die Möglichkeit geben wird, weiter als Geistlicher innerhalb der evangeli-

schen Kirche und außerhalb derselben im politischen Leben zu wirken. 

[410] Allerdings müssen wir alle dabei mit dem Anklagevertreter darin einig sein, daß es sich bei der 

Entscheidung im Falle Eckert um einen »Wendepunkt« im Leben der evangelischen Kirche handelt. 

Aber wir stehen ja gegenwärtig überhaupt in einer Zeit der »Weltenwende«: Nicht nur in Deutsch-

land, sondern in ganz Europa und darüber hinaus in der ganzen zum Kulturkreis des Kapitalismus 

gehörigen Welt stehen wir dank der anarchistischen kapitalistischen Wirtschaftsordnung, der 
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politischen Trostlosigkeit und der kulturellen und materiellen Unsicherheit aller Verhältnisse vor 

gewaltigen Katastrophen, die jeden Tag über uns hereinbrechen können. 

Und es ist der grundlegende Irrtum der Anklage und des ganzen Vorgehens des Oberkirchenrats ge-

gen Eckert überhaupt anzunehmen, daß die evangelische Kirche durch die Entfernung dieses »Stö-

renfrieds« und durch eine sich etwa daran anschließende straffe Handhabung des Kirchenregiments 

gegen andere unruhige Geister sozialistischer oder nationalsozialistischer oder sonstiger Herkunft 

innerlich befriedet und dadurch vor der Verwicklung in die große Weltwendenkatastrophe behütet 

werden und daß damit gleichzeitig die angeblich von Eckert und dem religiösen Sozialismus in die 

Kirche hineingetragene »Beunruhigung« beseitigt werden könnte. Die Anklage meint, daß im Inte-

resse des Bestandes der Kirche diese vor aller Berührung mit den »Machthändeln« der irdischen Welt 

geschützt werden müßte, um ganz ihren religiösen Aufgaben sich widmen zu können. Das Gegenteil 

trifft zu: Die »Beunruhigung« des Kirchenvolkes ist nicht durch einen oder einige Störenfriede künst-

lich erzeugt, sondern sie ist eine unmittelbare Folge der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung 

überhaupt und der Tatsache, daß die Kirchenangehörigen bis auf das letzte Glied von diesen politi-

schen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten unmittelbar betroffen und erfaßt werden und daß sich 

dabei eine Lostrennung des »kirchlichen« Lebens von dem übrigen Leben des Volkes heute noch als 

unmöglicher erweist wie jemals. Es ist ja auch historisch, wie wir alle wissen, absolut unzutreffend, 

daß die christliche Kirche in ihrer geschichtlichen Entwicklung den »Machthändeln« der Welt früher 

ferngehalten gewesen sei und daß sie in einer glücklichen Isolierung davon gelebt und geblüht habe. 

Die christliche Kirche ist im Gegenteil seit Jahrtausenden mitten in die Welthändel größten Stils 

verstrickt gewesen, und es kann – objektiv und auf lange Sicht betrachtet – ganz gewiß nicht gesagt 

werden, daß diese Verstrickung ihrer Machtstellung und ihrer religiösen Bedeutung endgültig ge-

schadet habe. Das Leben der ganzen mittelalterlichen Kirche, die ja auch die Mutterkirche der evan-

gelischen Kirche ist, ist angefüllt mit Kämpfen und Machthändeln in allen Ländern Europas, ange-

fangen mit den großen Kämpfen zwischen Kaiser und Papst, und die evangelische Kirche, die luthe-

rische wie die reformierte, haben von ihren ersten Anfängen, ja schon von ihren hussitischen und 

anderen Vorgängern an Jahrhunderte lang mitten im Weltkampf gestanden, und ihre Geistlichen sind 

dabei ebenso wie die mittelalterlichen Geistlichen die Führer des Volkes auch in den politischen und 

wirtschaftlichen Kämpfen gewesen, und sie haben gerade dadurch einen so ungeheuren Einfluß auf 

die Massen ausgeübt, daß sie ihnen – gar manches Mal auch im schärfsten Kampfe gegen die kirch-

liche »Obrigkeit« – in ihren Kämpfen als Bannerträger mit dem Kreuze vorangingen und die politi-

schen und wirtschaftlichen Kämpfe durch ihre geistliche Führung und die ständige Verbindung mit 

dem Evangelium auf ein höheres geistiges und sittliches Niveau erhoben oder wenigstens zu erheben 

suchten. Erst als durch den Dreißigjährigen Krieg die Kraft des deutschen Volkes auf lange Zeit hin-

aus gebrochen war und der Absolutismus nicht nur im Staate, sondern auch in der Kirche sich die 

unumschränkte Herrschaft in den deutschen [411] Einzelstaaten ebenso wie in den meisten anderen 

europäischen Ländern erringen konnte, erst von da an sanken auch die evangelischen Landeskirchen 

zu Instrumenten des Absolutismus herab, welcher ein Interesse daran hatte, jede politische und wirt-

schaftliche Regung seiner Untertanen, die nicht von ihm selber ausging oder gefördert werden wollte, 

zu unterdrücken, und der demgemäß die ihm nach dem Grundsatz »cujus regio ejus religio« [wessen 

Gebiet, dessen Religion – d. Hrsg.] unterworfene Kirche dazu benutzte, um mit ihrer Hilfe ruhige und 

gehorsame Untertanen heranzuzüchten und demgemäß auch die Geistlichen in erster Linie zu gehor-

samen und ruhigen Dienern des Landesherrn herabzudrücken. Wie sehr dieses Unternehmen von Er-

folg begleitet war, zeigt uns die Geschichte der deutschen evangelischen Landeskirchen vor allem im 

ganzen achtzehnten Jahrhundert und tief in das neunzehnte Jahrhundert hinein bis zu der Revolution 

des Jahres 1848. Das war die Zeit, in der die evangelischen Geistlichen überall in Deutschland in 

erster Linie zu Treue und Gehorsam gegen den Landesherrn und zur dementsprechenden Heranzie-

hung ihrer Kirchenangehörigen durch Ordinationsgelübde und Treueid verpflichtet waren und neben 

der Ausübung ihres alltäglichen kirchlichen Dienstes an Stelle der Anteilnahme am politischen und 

wirtschaftlichen Leben des Volkes sich in theologischen Disputationen und Zänkereien, Streitigkei-

ten über Bekenntnisse und Symbole, Katechismen, Liturgien und Gesangbücher erschöpfen durften, 

die Zeit, in welcher die Religion nach den absolut zutreffenden Worten von Karl Marx nur noch als 
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»Opium für das Volk« in Frage kam, als ein Opium, um mit seiner Hilfe über die Nöte und das Elend 

der irdischen Welt hinwegzukommen und durch die Verweisung auf ein besseres Jenseits allen Men-

schen, vor allem aber den elenden und politisch und wirtschaftlich unterdrückten, den notleidenden, 

den Kleinbürgern, Bauern und Proletariern, eine Zukunftshoffnung zu gewähren und sie von dem 

sündigen Streben nach einer gründlichen Besserung ihrer irdischen Lage durch entsprechende Ände-

rung der politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse abzulenken. Bekanntlich hat im Jahre 1843 

der damals 25jährige Karl Marx in der berühmten Abhandlung über die »Kritik der Hegelschen 

Rechtsphilosophie« den Satz von der Religion als »Opium des Volkes« keineswegs abstrakt und unter 

Außerachtlassung der tieferen Bedeutung und des inneren Wesens der Religion aufgestellt, sondern 

er hat dort gerade umgekehrt die Bedeutung der Religion im Leben der Völker, speziell des deutschen 

Volkes, und die Bedeutung der Religionskritik als der »Voraussetzung aller Kritik« in einem von der 

politischen Betätigung so gut wie ausgeschlossenen und erst in den Anfängen der neuen wirtschaft-

lichen Entwicklung stehenden Volke dargelegt, in Worten, die auch heute noch für jeden Religions-

freund und Kirchenangehörigen, mag er so rechts und anti-marxistisch eingestellt sein, wie er will, 

von eindrucksvollster Bedeutung sind und in dem Schlüsse gipfeln: 

»Das religiöse Elend ist in Einem der Ausdruck des wirklichen Elends und in Einem die Protestation 

gegen das wirkliche Elend. Die Religion ist der Seufzer der bedrängten Kreatur, das Gemüt einer 

herzlosen Welt, wie sie der Geist geistloser Zustände ist. Sie ist das Opium des Volkes.« (Wobei zum 

geschichtlichen Verständnis des letzten Satzes nicht vergessen werden darf, daß damals, in den Jahren 

1842/43, der von den Engländern für die zwangsweise Zulassung ihres Opiumhandels nach China 

geführte schändliche »Opiumkrieg« und das Opium in aller Munde waren.) Nur zu rasch setzte nach 

der durch die Revolution des Jahres 1848 geschaffenen vorübergehenden Besserung, die auch bei uns 

in Baden zu einer lebhaften politischen Betätigung evangelischer [412] und katholischer Geistlicher 

geführt hatte, mit der Reaktion der Fünfziger Jahre die alte »Friedhofsruhe« in der evangelischen 

Kirche, von den Bestrebungen einzelner menschenfreundlicher Geistlicher, wie Wichern, Bodel-

schwingh, abgesehen, wieder ein, um der Religion auch für die nächsten Jahrzehnte in ihrer Rolle 

als Opium im Interesse des Staates, der Monarchie, des Feudalismus und des Kapitalismus weiteres 

Spiel zu lassen. Kein Wunder, wenn demgegenüber die liberale philosophische und naturwissen-

schaftliche »Aufklärung« gerade in den demokratischen und fortschrittlichen Bürger- und Arbeiter-

kreisen unter den geistig strebsamsten Angehörigen dieser Klasse eine große Anhängerschaft fand, 

und zwar, da Religion und Kirche überall im politisch-reaktionären und wissenschaftlich rückständi-

gen Lager standen, in der Hauptsache in antireligiösem und atheistischem Sinne. Diese Kreise haben 

auch begreiflicherweise der Arbeiterschaft in ihrem Kampfe gegen die feindlichen politischen und 

wirtschaftlichen Mächte, mit denen sich Religion und Kirche auf Gedeih und Verderben verbunden 

hatten, die Führer geliefert, so daß noch heute bequem in jeder Reichstagsstatistik festgestellt werden 

kann und jeden Tag gegen den religiösen Sozialismus ausgespielt wird, daß die marxistischen Abge-

ordneten der Zahl nach ganz überwiegend aus der Kirche ausgetreten sind und sich als Dissidenten, 

Freireligiöse, Freidenker usw. bekennen. Dabei wird aber geflissentlich vermieden, hinzuzufügen, 

daß die marxistischen Massen, wie ich dem Gericht an Hand des badischen »Statistischen Jahrbuchs 

für 1930« zahlenmäßig nachgewiesen habe, speziell bei uns in Baden zu 97 Prozent der evangelischen 

und katholischen Kirche auch heute noch angehören und daß gerade der religiöse Sozialismus es ist, 

welcher seit der Revolution von 1918 und nach der Beseitigung des landesherrlichen Summepisko-

pates und der dadurch geschaffenen Bahnfreiheit für eine weitere Entwicklung dafür tätig ist, diese 

97 Prozent zu einer lebendigen Anteilnahme an dem kirchlichen und religiösen Leben in gleichzeiti-

ger Verbindung mit dem politischen und wirtschaftlichen Sozialismus zu erwecken und ihnen auch 

innerhalb der evangelischen Kirche die Stellung zu verschaffen, die ihnen nach Zahl und Bedeutung 

zukommt. Der im Jahre 1874 von Bebel im Kampfe gegen den katholischen Kaplan W. Hohoff ge-

prägte Satz: »Christentum und Sozialismus stehen einander gegenüber wie Feuer und Wasser« ist 

außerhalb der verhältnismäßig kleinen rein freidenkerischen und atheistischen Kreise längst ersetzt 

durch den von Hohoff aufgestellten gegnerischen Schlachtruf: »Nicht Christentum und Sozialismus, 

sondern Christentum und Kapitalismus stehen sich gegenüber wie Feuer und Wasser.« 
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(2) Und es ist von grundlegender Bedeutung, daß auch Marx und Engels, obwohl sie ihr Leben lang 

bewußte und ausgesprochene Atheisten geblieben sind und auch in ihren späteren Werken der Religion 

und der Kirche, soweit sich diese dem Aufstieg der Arbeiterklasse feindlich in den Weg stellten, man-

ches scharfe Wort gewidmet haben, doch seit der Gründung der Ersten Internationale am 29. Septem-

ber 1864, welche die erste Zusammenfassung des arbeitenden Proletariats aller Völker und aller Ras-

sen sein sollte, es peinlich vermieden haben, durch die Aufstellung eines atheistischen oder philoso-

phisch-materialistischen Programms oder Programmpunktes eine religiöse Spaltung in das zu vereini-

gende Proletariat hineinzutragen oder die schon historisch vorhandenen religiösen oder kirchlichen 

Gegensätze innerhalb der Proletariate der einzelnen Länder zu verstärken. Im Gegenteil, als Bakunin 

im Jahre 1868 bei der Gründung seiner »Allianz der sozialistischen Demokratie« den Atheismus und 

die Bekämpfung aller Religionskulte an die vorderste Stelle seines Programms stellte, konnte dieses 

Entgegenkommen an Atheismus und [413] Materialismus Marx und Engels nicht hindern, Bakunin 

auf das schärfste zu bekämpfen, ebenso wie sie 1874 gegen den prinzipiell atheistischen Blanquismus 

Front machten. Dementsprechend hat die deutsche Sozialdemokratie schon in ihrem ersten – Gothaer 

– Programm von 1875 unter Billigung von Marx und Engels jede religions- und kirchenfeindliche 

Programmformulierung abgelehnt und sich auf den Standpunkt der »Erklärung der Religion zur Pri-

vatsache« gestellt, und es ist auch nach dem Fall des Sozialistengesetzes bei der Aufstellung des Er-

furter Programms im Jahre 1891 dieser Grundsatz aufrechterhalten geblieben und vollends seit der 

Revolution des Jahres 1918 zu einer Selbstverständlichkeit geworden. Hieran hat selbst die Wieder-

aufnahme des alten marxistischen Satzes von der »Religion als Opium des Volkes« durch Lenin seit 

1908 in dem durchaus berechtigten Kampfe der russischen Revolution gegen die zu einem bloßen 

Machtinstrument des Zarismus, Feudalismus und Kapitalismus gewordene russisch-orthodoxe Kirche 

für unsere deutschen Verhältnisse nichts geändert, wenn auch unsere Parteikommunisten unter frei-

denkerischer und atheistischer Führung glauben, den Kampf gegen Religion und Kirche im gleichen 

Sinne auch in Deutschland wieder aufnehmen zu müssen, da die Kirchen auch in Deutschland in der 

Hauptsache immer noch Stützen der reaktionären politischen und wirtschaftlichen Mächte seien und 

nach wie vor auch bei uns sich bemühten, die Religion als Opium für das Volk zu mißbrauchen. 

Nichts kann diesen Gedankengängen besser entgegenkommen und sie mehr fördern als die jetzt in 

dem Falle Eckert von der evangelischen Oberkirchenbehörde verfolgte Taktik. Wenn es wirklich 

gelingen sollte, durch den Ausschluß Eckerts aus seinem Amte den religiösen Sozialismus in der 

evangelischen Kirche mundtot zu machen und durch ein allgemeines Verbot der politischen Betäti-

gung der Geistlichen sozialistischer oder auch sonstiger, z. B. nationalsozialistischer Richtung und 

dessen strikte Durchführung innerhalb der evangelischen Kirche in disziplinärer Hinsicht eine innere 

»Ruhe« herzustellen, so würde dies die vollständige Loslösung der evangelischen Kirche von den 

großen, heute unser Volk bewegenden allgemeinen Fragen bedeuten und die Religion tatsächlich 

wieder auf ihre Opiumrolle für das Volk zurückwerfen. 

Wenn Lassalle im Jahre 1862 bei der Eröffnung seines Kampfes zur Wiedererweckung des Sozialis-

mus in Deutschland dem damaligen liberalen Staatsideal der preußischen Fortschrittspartei vorwarf, 

daß dieses darauf ausgehe, den Staat zu einem »Nachtwächterstaat« herabzudrücken, der sich darauf 

beschränke, dem Nachtwächter gleich für Ruhe und Ordnung innerhalb seines Bereiches zu sorgen, 

aber an den großen Lebensfragen des Volkes achtlos vorbeigehe und sich auf Voluntarismus und Cari-

tas beschränke, statt selbst mit mächtiger Hand in das wirtschaftliche Leben hineinzugreifen und dem 

Elend der arbeitenden Klassen durch Beseitigung des bisherigen liberal-anarchistischen Wirtschafts-

systems von Grund auf abzuhelfen, so will heute die evangelische Oberkirchenbehörde aus unserer 

Kirche eine »Nachtwächterkirche« machen, deren Geistliche auch für Ruhe und Ordnung im kirchli-

chen Leben sorgen und in ihrem religiösen Amt neben christlicher Wohltätigkeit und Fürsorge in erster 

Linie dem Seelenheile der Kirchenangehörigen sich widmen, aber darüber hinaus es unter allen Um-

ständen vermeiden sollen, sich um die irdischen politischen und wirtschaftlichen Schmerzen der Kir-

chenangehörigen zu kümmern und gar ihnen, je nach ihrer Veranlagung und Begabung und ihrer ei-

genen geistigen und politischen Entwicklung, in diesen Kämpfen zu helfen oder gar ihnen als Führer 

in diesen Kämpfen voranzuleuchten. Eine derartige Nachtwächterkirche, wie [414] sie auch das Urteil 
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des thüringischen Kirchendienstgerichts vom 20. Mai lfd. Js. gegen unseren Freund Pfarrer Klein-

schmidt* (Eisenberg) mit der Billigung des Verbotes jeder politischen Betätigung der Geistlichen auch 

außerhalb der Kirche durch den thüringischen Landeskirchenrat proklamiert hat, ist heute für unser 

in einer Weltenwende stehendes und von den schwersten Fragen des Lebens und der Wirtschaft bis in 

das tiefste Innere bewegtes deutsches Volk einfach unerträglich; in erster Reihe unerträglich für die 

proletarischen Massen, welche noch zu 97 Prozent den Kirchen angehören, aber unter gar keinen Um-

ständen es verstehen oder billigen könnten, daß die Geistlichen dieser Kirchen, soweit ihnen politische 

Begabung und Fähigkeiten gegeben sind, sich darauf beschränken sollten, zwar innerhalb der Kirche 

ihre religiösen Aufgaben zu erfüllen, draußen aber das arbeitende Volk aller Stände in seinem Exis-

tenzkampf im Stiche zu lassen, statt sich in die Reihe der Kämpfenden einzufügen und ihnen auch in 

ihren politischen und wirtschaftlichen Kämpfen als Berater beizustehen und als Führer voranzugehen. 

Nur eine Kirche, die diese Aufgabe ihrer Geistlichen erkennt und anerkennt und, wenn sie schon selber 

als »Kirche« den wirtschaftlichen und politischen Kämpfen gegenüber »neutral« sein muß, nicht nur 

ihren Kirchenangehörigen im allgemeinen, sondern ganz besonders ihren Geistlichen, soweit sie dazu 

Beruf und Neigung haben, die führende Betätigung im politischen und wirtschaftlichen Kampfe ge-

stattet und sie darin fördert und unterstützt, wenn sie auf dem Boden und innerhalb der Kirche – sei es 

auch für ihre eigene Verbesserung und Reformation – wirken, nur eine solche Kirche vermag für die 

Gegenwart und noch mehr für die Zukunft mit Erfolg die Gefahr zu vermeiden, mit Recht des Miß-

brauchs der Religion als Opium des Volkes geziehen und als eine einseitige, dem Volks- und Massen-

leben entfremdete reaktionäre Institution in das Schicksal der russisch-orthodoxen Kirche verwickelt 

zu werden. Jedenfalls verbitten wir es uns ein für alle Mal, wenn von der Kirchenregierung und auch 

der Anklagebehörde immer wieder den religiösen Sozialisten und ihren Führern, um sie in ihrer Stel-

lung innerhalb der Kirche herabzuwürdigen, das Prädikat »kirchentreu« abgesprochen und dieses nur 

denen zuerkannt wird, die kirchlich und politisch auf der rechten Seite stehen. Auch hier wird die 

Geschichte lehren, wer in Wahrheit »kirchentreu« und wer die Kirchenverderber waren. 

B. Betrachtet man die Anklagesache Eckert von diesem über den kleinen Einzelfall hinausreichenden 

prinzipiellen Standpunkt aus, so ist ohne weiteres ersichtlich, daß die ganze Angelegenheit von An-

fang an von der obersten Kirchenbehörde aus falsch aufgezogen worden ist und daß für sie der alte 

Rechtssatz gilt: „Quod ab initio vitiosum est, non potest tractutemporis convalescere“ (Was von An-

fang an fehlerhaft begonnen ist, das kann auch nicht durch Zeitablauf zur rechtlichen Wirksamkeit 

gelangen). Allerdings hat das kirchliche Verwaltungsgericht in seinem am 30. März 1931 hinausge-

gebenen Urteil vom 16./18. März 1931 sich auf den Standpunkt gestellt, daß die beiden oberkirchen-

rätlichen Anordnungen vom 28. und 30. Januar 1931 über die dem Angeschuldigten auferlegte Vor-

legung einer Liste seiner künftigen politischen Reden und Versammlungen und über das nach Ver-

weigerung dieser Vorlegung ausgesprochene vollständige Redeverbot in politischen Versammlungen 

sich in dem Rahmen [415] der dem Oberkirchenrat nach § 127 Abs. 2 Ziff. 13 Kirchenverfassung 

obliegenden Oberaufsicht »Über die Amtsführung und den Wandel der Geistlichen« hielten, auch die 

Vorschriften der Reichs- und Landesverfassung über die politische Meinungs- und Betätigungsfrei-

heit der Beamten und Geistlichen, insbesondere den Art. 118 RV, nicht verletzten und deshalb auch 

nicht nach Art. 1 des kirchlichen Verwaltungsgerichtsgesetzes vom 25. Mai 1928 mit Erfolg ange-

fochten werden könnten, da auch nicht gesagt werden könnte, daß »die obwaltenden tatsächlichen 

Verhältnisse die Berechtigung der Behörde zu den angefochtenen Verfügungen« »ausschlossen«. 

Wenn wir auch unsererseits die prinzipielle Richtigkeit der Ausführungen des Verwaltungsgerichts 

nicht anerkennen können und nach wie vor auf dem Standpunkt stehen, daß der Oberkirchenrat zu 

den angefochtenen Geboten und Verboten im Hinblick auf § 50 KV nicht berechtigt war, da die 

»Aufsicht« über die »Amtsführung« und den »Wandel« des Geistlichen noch keineswegs auch eine 

Beaufsichtigung und Beschränkung, ja völlige Unterdrückung der politischen Betätigungsfreiheit des 

Geistlichen auf dem Boden der Reichsverfassung, der Landesverfassung und der Kirchenverfassung 

rechtfertigen kann, so muß doch nach der ausdrücklichen Gesetzesbestimmung in Art. 2 § 14 des 

 
*  Vgl. Wolfgang Abendroth, Kirche und Politik in Thüringen. Das Disziplinarverfahren gegen Pfarrer Klein-

schmidt. In: Frankfurter Zeitung vom 22. Mai 1931. [d. Hrsg.] 
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kirchlichen Verwaltungsgerichtsgesetzes das verwaltungsgerichtliche Urteil für das jetzt vorliegende 

Dienstverfahren als »unanfechtbar« anerkannt werden, da es nach den ausdrücklichen Gesetzeswor-

ten »für den Tatbestand, für den es erlassen ist, allen kirchlichen Behörden gegenüber Rechtskraft 

schafft«. 

Wenn aber hiernach die Frage im jetzigen Verfahren nicht mehr aufgeworfen werden kann, ob der 

Oberkirchenrat zur Erlassung dieser beiden Gebote und Verbote formaljuristisch das Recht hatte, so 

muß vor dem Dienstgericht, welches die Verstöße des Angeklagten gegen diese beiden Verfügungen 

nach ihrer Veranlassung und nach ihrer Schwere beurteilen soll, um so eingehender die andere Frage 

geprüft werden, ob der Oberkirchenrat in diesen beiden Fällen von seinem Ermessen innerhalb der 

gesetzlichen Grenzen einen angemessenen und notwendigen Gebrauch gemacht hat oder ob nicht 

vielmehr nach Lage der Umstände die Maßnahmen des Oberkirchenrats die denkbar verkehrtesten 

waren und sowohl dem Angeklagten wie dem religiösen Sozialismus und der Öffentlichkeit im all-

gemeinen gegenüber als parteiische und willkürliche Maßnahmen erschienen und damit den schärfs-

ten Widerspruch und die schärfste Abwehr herausfordern mußten. Mit der Prüfung dieser Frage setzt 

sich das Dienstgericht keineswegs an die Stelle der nach Verwaltungsermessen handelnden obersten 

Kirchenbehörde, sondern es findet damit überhaupt erst die Grundlage, um das disziplinäre Verhalten 

des Angeklagten richtig beurteilen zu können. 

Die Frage aber, wie die beiden Gebote und Verbote vom 28. und 30. Januar 1931 vom Standpunkt 

einer vernünftigen und gerechten Gesetzeshandhabung aus zu beurteilen sind, läßt sich ihrerseits wie-

derum nicht loslösen aus dem Komplex der Gesamtfragen, wie die deutschnationale Kirchenregie-

rung den sozialdemokratischen und religiös-sozialistischen Pfarrer Eckert seit Jahren behandelt und 

mißhandelt hat. Die dem Angeklagten in dem verwaltungsgerichtlichen Urteil (abgedruckt im Kirchl. 

Gesetzes- und Verordnungsblatt 1931 Nr. 4 S. 34 und 35) vorgehaltenen fünf »Vorstrafen« aus den 

Jahren 1925-1930 sind in Wirklichkeit nichts anderes als die ehrenvollen Wunden, welche der Ange-

klagte in dem jahrelangen Kampfe mit einer ihm politisch und kirchlich feindselig gegenüberstehen-

den Behörde davongetragen hat, und sie geben nur ein kleines und unvollständiges Bild von den [416] 

Quälereien und Schikanen, denen der religiöse Sozialismus und seine Geistlichen in diesen langen 

Jahren ausgesetzt gewesen sind. 

Dabei kann und darf zur Erklärung und Klärung der Situation nicht unerwähnt bleiben, daß die heu-

tige evangelische Kirchenregierung, wie wir alle wissen, ein ausgesprochen kirchlich-positives 

Parteiregiment darstellt mit einer politisch rechtsgerichteten Mehrheit, der jeder Sozialismus im po-

litischen und nun gar im kirchlichen Leben ein Greuel ist, mit einem Kirchenpräsidenten an der 

Spitze, der vor dem Kriege und nach dem Kriege als konservativer und deutschnationaler politischer 

Agitator schärfster Richtung tätig war, der seine Gesinnung auch heute durch das festgestellte Hissen 

der schwarz-weiß-roten Fahne an seiner Dienstwohnung bei der Verfassungsfeier vom 18. Januar 

1931 dokumentiert und, wie ebenfalls die heutige Beweisaufnahme einwandfrei ergeben hat, seine 

»wohlwollende« und »objektive« Stellungnahme gegenüber dem religiösen Sozialismus durchaus 

zutreffend und richtig präzisiert hat in den von dem aus dem Kirchendienst entlassenen Zeugen Pfarr-

verwalter Steiger bestätigten und von ihm selber im Wesentlichen zugegebenen Worten: »Wenn wir 

die Dummheit begangen haben, Eckert und Genossen nicht rechtzeitig zu entlassen, so wollen wir 

diese Dummheit nicht noch einmal machen. Schließlich besitzt man die Macht, damit man sie ge-

braucht [...]. Wir wollen sie entlassen, solange es noch möglich ist. Sind sie erst ständig, so ist es 

nicht mehr so einfach.« 

Was von einem solchen Kirchenpräsidenten und seiner gleichgerichteten Oberkirchenratsmehrheit für 

sozialistische Geistliche, die ihre Gesinnung öffentlich betätigen, an Unparteilichkeit und Objektivität 

zu erwarten ist, ist ohne weiteres klar: sie können aus ihrer Haut gar nicht mehr heraus und können in 

dem religiösen Sozialisten und dem sozialistischen Geistlichen gar nichts anderes erblicken als einen 

vertilgungswerten Feind ihrer eigenen Machtherrschaft. Auch die vom kirchlichen Dienstgericht am 

21. Juni 1929 auf Anklage des Oberkirchenrats ausgesprochene Verurteilung Eckerts wegen des Auf-

rufs vom 7. Oktober 1928: »Was wollen die religiösen Sozialisten?«, durch welches Urteil auf die 

gesetzlich zulässige geringste Strafe, nämlich eine bloße »Verwarnung« nach § 8 1 Ziff. 1 des 
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Dienstgesetzes, erkannt wurde, enthält in Wirklichkeit eine Verurteilung der Anklagebehörde und des 

von ihr eingeschlagenen Verfahrens, aus einem Aufruf und Programm einer politisch-religiösen Or-

ganisation einzelne Sätze herauszureißen, welche von politischen und religiösen Gegnern beanstandet 

werden, und hier wegen einem Geistlichen, der das zum Ausdruck bringt, was sozialistische Massen 

bewegt und was sie der heutigen Kirche und ihren durchschnittlichen Vertretern zum Vorwurf machen, 

den Prozeß zu machen. Ein solches Verfahren, geübt von politischen und kirchlichen Gegnern gegen 

einen ihrer Macht ausgelieferten sozialistischen Geistlichen, wird notwendigerweise von allen, die 

ihm nahestehen, und von allen objektiv urteilenden Dritten als parteiisch und willkürlich empfunden. 

Eine Fortsetzung und Steigerung dieses Verhaltens der obersten Kirchenbehörde dem Angeklagten 

gegenüber ergaben dann die beiden am 25. Februar 1930 und am 10. März 1930 seitens des Oberkir-

chenrats dem Angeklagten ausgesprochenen Mißbilligungen wegen seiner Äußerungen in dem reli-

giös-sozialistischen »Sonntagsblatt« vom 16. Februar 1930 über den Aufruf des Oberkirchenrats und 

dessen Fürbitte-Anordnung für die in Rußland verfolgten Christen und wegen des für die sächsischen 

Landtagswahlen 1930 herausgegebenen Flugblatts mit der Aufforderung, auch vom christlichen 

Standpunkt aus nur sozialistisch zu wählen. In [417] diesen beiden Fällen ist der Angeklagte vor 

Erteilung der Mißbilligung noch nicht einmal gehört worden, und es ist ihm keine Gelegenheit gege-

ben worden, den Sachverhalt aufzuklären oder richtigzustellen, obwohl sich sonst unschwer hätte 

feststellen lassen, daß es sich bei den Äußerungen des Angeklagten zu dem sogenannten Russengebet 

um durchaus sachliche und wohlberechtigte Bedenken gegen die Beteiligung der evangelischen Kir-

che an einer von russenfeindlicher Seite inszenierten Kundgebung für politische Zwecke insbeson-

dere zur Schaffung einer allgemeinen feindlichen psychologischen Atmosphäre zwecks Vorbereitung 

künftiger materieller feindseliger Maßnahmen gegen Sowjet-Rußland und bei dem sächsischen Wahl-

flugblatt um eine von der sächsischen SPD veranstaltete Verwendung des früheren badischen Flug-

blatts handelte, für welche den Angeklagten gar keine Verantwortung traf, in welcher aber auch ob-

jektiv nichts enthalten war, was nicht als Inhalt eines Wahlflugblatts von jedem religiös eingestellten 

Geistlichen irgendwelcher Richtung zugunsten der von ihm empfohlenen politischen Partei hätte ge-

sagt werden dürfen. 

(3) Auch die beiden Maßregelungen des Jahres 1930 konnten von dem Angeklagten und von allen 

religiösen Sozialisten nur als parteiische und willkürliche Maßnahmen empfunden werden. 

Die Krone aber wurde diesem Verhalten der obersten Kirchenbehörde dem sozialistischen Geistli-

chen gegenüber aufgesetzt durch die Behandlung des »Hakenkreuzbildes« in der NR. 48 des »Sonn-

tagsblattes« vom 30. November 1930, S. 380, und die hieran anschließende Verurteilung vom 3. Ja-

nuar 1931 zu einem »Verweis« und die Zurückweisung der hiergegen eingelegten Beschwerde durch 

die Kirchenregierung am 23./26. Januar 1931. 

Die Nr. 48 des »Sonntagsblattes« vom Jahre 1930 mit dem Hakenkreuzbild liegt dem Gericht vor und 

ist Gegenstand der Beweisaufnahme gewesen. Der Artikel über das Thema »Die christliche Kirche 

und der Faschismus«, in dessen Rahmen das Bild abgedruckt ist und den es illustriert, ebenso wie der 

unmittelbar vorausgehende und die betreffende Zeitungsnummer einleitende Aufruf des Internatio-

nalen Ausschusses der religiösen Sozialisten, »Christentum und Faschismus sind unvereinbar!«, der 

auch die Unterschrift Eckerts trägt, sind verlesen worden und haben dem Gericht gezeigt, daß über 

die Tendenz der ganzen Nummer – Begründung des Kampfes gegen den Faschismus vom religiös-

sozialistischen Standpunkt aus, unter Darlegung des Tatsachenmaterials über die Ausbreitung des 

Hakenkreuzlertums innerhalb der evangelischen Geistlichen Deutschlands – überhaupt gar kein 

Zweifel möglich ist und daß die mitten in diesem Text befindliche bildliche Darstellung nichts ande-

res zum Ausdruck bringt, als was der Text selber sagt, daß nämlich von hakenkreuzlerischen Geistli-

chen die evangelischen Grundlagen zu nationalsozialistischen Seifenblasen in schlimmster Weise 

mißbraucht werden. Nur bei einer ganz böswilligen Einstellung, die bewußt oder grob fahrlässig von 

jeder sachlichen Prüfung und insbesondere von jedem Zusammenhang des Bildes mit dem es umge-

benden Text absehen zu können glaubt, kann jemand durch den bloßen Anblick des Bildes allein in 

den Irrtum sich versetzen lassen, als handle es sich hier um eine Verhöhnung des evangelischen Lehr-

amts oder gar noch des Evangeliums oder des Abendmahles selber. Wenn schon böswillige oder 
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fahrlässige Gegner des Angeklagten und des religiösen Sozialismus dieses Bild dazu benutzten, um 

gegen beide zu hetzen und Anzeigen bei der obersten Kirchenbehörde zu erstatten und eine Verfol-

gung zu verlangen, dann wäre es die Aufgabe einer auch nur einiger-[418]maßen objektiv und gerecht 

denkenden Behörde gewesen, derartige Denunzianten darauf zu verweisen, daß das Bild zusammen 

mit dem dazugehörigen Text zur Genüge für jeden objektiv und ruhig denkenden Beurteiler deutlich 

zum Ausdruck bringe, daß es sich bei ihm nicht um eine Verhöhnung des Lehramts und der Sakra-

mente, sondern um eine politische Satire gegen hakenkreuzlerischen Mißbrauch von beidem handle. 

Statt einer solchen Zurückweisung hat die oberste Kirchenbehörde aus diesen Denunziationen den 

Anlaß genommen, gegen Pfarrer Eckert ein hochnotpeinliches Verfahren einzuleiten und gegen ihn 

trotz der von ihm gegebenen sachlichen Aufklärung mit Disziplinarerkenntnis vom 3. Januar 1931 

einen »Verweis« nach §§ 1 und 8 I Ziff. 2 des Dienstgesetzes auszusprechen, weil er, auch wenn man 

seine Erklärung und Erläuterung des Bildes zugrunde lege, doch nicht genügend geprüft habe, ob das 

Bild nicht auch bei »unbeteiligten« Kirchenmitgliedern Anstoß und Ärgernis erregen könnte, und 

dadurch seine Amtspflicht verletzt habe. Mit dieser von dem Angeklagten mit Recht als ungerecht 

empfundenen Bestrafung wurde noch die Androhung weiterer Maßnahmen, ja sogar einer eventuellen 

Amtsentlassung gegen ihn für die Zukunft verbunden, weil »eine Einstellung, wie er sie zu seinem 

kirchlichen Amt nehme, mit der Auswirkung, wie sie sich hier gezeigt habe, auf die Dauer nicht 

ertragen werden könne«. (Vgl. Urteil des Verwaltungsgerichts vom 18. März 1931, Abdruck S. 26 

und 27.) Die von Eckert gegen die Bestrafung eingelegte Beschwerde wurde von der Kirchenregie-

rung am 23./26. Januar 1931 als unbegründet zurückgewiesen. Die beiden Erkenntnisse sind Gegen-

stand der Beweisaufnahme gewesen. Sie zeigen nach unserer Auffassung klar und deutlich, daß das 

Vorgehen des Oberkirchenrats in dieser Sache nur eine Fortsetzung der früheren feindseligen, jeder 

Objektivität entbehrenden Einstellung gegen den sozialdemokratischen Geistlichen darstellt und 

praktisch auf eine Unterstützung des Hakenkreuzlertums innerhalb der evangelischen Geistlichkeit 

hinauskommt. Wenn eine deutschnationale Kirchenbehörde und Kirchenregierung ihre Macht dazu 

gebraucht, um in einem derartigen Fall einem sozialistischen Geistlichen in seinem Kampfe gegen 

das Hakenkreuzlertum in den Arm zu fallen und ihn gar noch mit einer förmlichen Disziplinarstrafe 

zu belegen, ja ihm künftige Dienstentlassung anzudrohen, dann kann ein solches Verhalten von dem 

unmittelbar Betroffenen wie von allen seinen Freunden und von jedem objektiv denkenden Dritten 

nicht anders denn als ein parteiisches und willkürliches empfunden werden. 

In diese durch das jahrelange feindselige Vorgehen des Oberkirchenrats gegen den religiösen Sozia-

lismus vorbereitete und im Laufe des Jahres 1930 durch die Rügen und Untersuchungen wegen des 

Russengebets, wegen des sächsischen Wahlflugblatts und schließlich wegen des Hakenkreuzbildes 

besonders gespannte Atmosphäre kam nun im Januar 1931 weiter das Vorgehen des Oberkirchenrats 

gegen Eckert wegen der am 17. Dezember 1930 von den Nationalsozialisten gesprengten Versamm-

lung in Neustadt a. H. und seines weiteren politischen Auftretens in Neustadt und an anderen Orten 

überhaupt. In der Beweisaufnahme vor dem Dienstgericht sind nicht nur die von dem Verwaltungs-

gericht benutzten Polizeiberichte über die Versammlung vom 17. Dezember 1930, sondern auch wei-

tere Berichte aus bürgerlichen und sozialistischen Zeitungen zur Verlesung gelangt, und es kann hier-

nach als einwandfrei festgestellt angesehen werden, daß die Sprengung der Versammlung von den 

Nationalsozialisten planmäßig vorbereitet war und daß auch die Polizei von diesen Vorbereitungen 

Kenntnis hatte, aber nicht mehr rechtzeitig in der Lage gewesen war, Unterstützung von auswärts 

[419] beizuziehen. Ebenso muß als feststehend angesehen werden, daß Pfarrer Eckert, welcher als 

politischer Redner der SPD über das Problem des Nationalsozialismus sprechen sollte, mit der Vor-

bereitung und Ankündigung der Versammlung als solcher nichts zu tun hatte, auch nicht mit der 

Formulierung des Themas: »Die große Lüge des Nationalsozialismus«, obwohl an sich auch gegen 

diese Formulierung keineswegs irgendetwas einzuwenden war, nachdem von nationalsozialistischer 

Seite vorher in Dutzenden von Versammlungen landauf, landab und auch in Neustadt über die »Lü-

gen der Marxismus« und des Sozialismus hergezogen worden war. Wenn von dieser Seite dann in 

irgendeinem Zeitpunkt und bei irgendeiner als Vorwand geeignet erscheinenden Bemerkung des Red-

ners – vorliegenden Falls war es die Kritik über das Verhalten Hitlers bei dem Putsch am 9. November 

1923 in München und über die gotteslästerliche Bewertung seiner damaligen »Rettung« in 
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nationalsozialistischen Blättern – die planmäßig vorbereitete Sprengung der Versammlung ins Werk 

gesetzt und eine wüste Schlägerei unter den beiderseitigen Parteigängern herbeigeführt wurde, so 

muß auf das allerentschiedenste dem Standpunkt der Oberkirchenbehörde entgegengetreten werden, 

daß Pfarrer Eckert, wenn nicht die »Schuld«, so doch wenigstens die »Ursache« dieses Skandals ge-

wesen sei, und daß er dadurch die Würde und die Achtung seines Amtes und seines Berufs gefährdet 

oder gar verletzt habe. Auch wenn man sich durchaus auf den Boden stellt, daß der Geistliche ebenso 

wie der Beamte auch außerhalb seiner unmittelbaren Amtstätigkeit immer sich seiner Amtswürde 

bewußt bleiben muß und daß beides nicht voneinander zu trennen ist, so enthält es doch eine voll-

ständige Umkehrung aller Wertungen, wenn die oberste Kirchenbehörde dem Geistlichen oder Be-

amten, dessen Versammlung von irgendeiner Rowdy-Bande gesprengt wird, noch ihrerseits eine Ver-

letzung seiner Amtswürde und seiner Berufsstellung in die Schuhe schieben will. Man braucht sich 

zur Verdeutlichung nur einmal vorzustellen, daß ein sozialdemokratischer Kirchenpräsident oder so-

zialdemokratischer Justizminister einem politisch führenden deutschnationalen Geistlichen oder Be-

amten derartige Vorwürfe der Amtspflichten- und Berufswürdeverletzung machen wollte, weil etwa 

eine von ihm abgehaltene deutschnationale Versammlung von kommunistischer oder sonstiger Seite 

gesprengt worden wäre! Der deutschnationale Oberkirchenrat in Karlsruhe begnügt sich aber nicht 

damit, das ihm von dienstbeflissener Seite zugehende Material über die gesprengte Versammlung zu 

sammeln, sondern er fühlt sich auch veranlaßt, mit Verfügung vom 13. Januar 1931 dem Pfarrer 

Eckert telegraphisch und schriftlich die Beteiligung an der von der SPD auf den 14. Januar 1931 

einberufenen Fortsetzung der gesprengten Versammlung von sich aus unter Bezugnahme auf § 50 

KV. und § 1 des Dienstgesetzes zu verbieten und ebenso weiterhin am 16. Januar 1931 die Beteili-

gung an einer für den 21. Januar 1931 in Aussicht genommenen Ersatzversammlung. Die beiden 

Versammlungen am 14. und 21. Januar 1931 fanden infolge polizeilichen Verbots, da die Polizei 

neuerdings Störungen befürchtete, nicht statt. Ich habe in der Beweisaufnahme das stenographische 

Protokoll des Bayerischen Landtags vom 12. März 1931 (108. Sitzung S. 363) vorgelegt, wonach der 

bayerische Innenminister Dr. Stützel diese aus Rücksicht auf die Ruhestörer ausgesprochenen Ver-

sammlungsverbote als ungerechtfertigt bezeichnete und sich mit Recht auf den allein dem Gesetz 

entsprechenden Standpunkt stellte, daß »der Schutz des verfassungsmäßigen Rechts auf Versamm-

lungsfreiheit in den Vordergrund treten und die Versammlungen geschützt werden müssen und nicht 

zu dem Mittel des Verbietens der [420] Versammlungen gegriffen werden darf«. Die badische Ober-

kirchenbehörde aber war, wie sich gezeigt hat, polizeilicher als die Polizei, und sie verbot dem sozi-

aldemokratischen Geistlichen überhaupt das Auftreten in den geplanten Versammlungen gegen die 

Nationalsozialisten, was praktisch wiederum auf nichts anderes als auf eine Verbeugung vor den Ru-

hestörern und auf eine Förderung ihres Hakenkreuzlerunwesens hinauskam. 

Nachdem Pfarrer Eckert, der die Rechtmäßigkeit der Verbote für die Pfälzer Versammlungen im 

Hinblick auf Art. 118 RV und die §§ 50 KV und 1 des Dienstgesetzes bekämpft hatte, am 16. und 23. 

Januar 1931 unbeanstandet und ohne Störung in Mannheim und in Pforzheim gegen den Faschismus 

gesprochen hatte und dabei auch die ihm zugegangenen Verbote des Oberkirchenrats und die Bestra-

fung vom 3. Januar 1931 als Charakteristika für die Stellungnahme der obersten Kirchenbehörde in 

diesem Kampfe erwähnt hatte, folgten am 26. Januar 1931 seine verantwortliche Vernehmung vor 

dem Rechtsreferenten des Oberkirchenrats, dem jetzigen Herrn Anklagevertreter, über die Vorgänge 

in Neustadt und über die Pläne hinsichtlich seiner weiteren Versammlungstätigkeit und darauf in 

raschem Schlage das oberkirchenrätliche Gebot vom 28. Januar 1931 wegen Vorlegung der Aufstel-

lung über Ort und Thema der nächsten politischen Versammlungen mit einer Frist von zwei Tagen 

und auf die Nichtanerkennung dieses Gebotes am 30. Januar 1931 das Verbot »jedes Auftretens als 

Redner in politischen Versammlungen mit sofortiger Wirkung bis auf weiteres« mit der Begründung, 

daß der Angeklagte durch die Verweigerung der Vorlage des Versammlungsverzeichnisses den Kir-

chenpräsidenten »außerstande gesetzt habe, die unter den obwaltenden Umständen notwendige Auf-

sicht über sein dienstliches und außerdienstliches Verhalten in genügender Weise durchzuführen«. 

Beide Verfügungen, deren formalgesetzliche Zulässigkeit an sich nach dem Urteil des Verwaltungs-

gerichts vom 16. März 1931 unterstellt werden muß, waren angesichts der durch die vorausgegange-

nen Rügen, Bestrafungen und Versammlungsverbote geschaffenen Situation die denkbar 
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ungeeignetsten Maßnahmen, um eine beruhigende Wirkung herbeizuführen. Sie waren nicht nur nicht 

notwendig, da über die »Amtsführung« und den durch § 50 KV vorgeschriebenen »musterhaften 

christlichen Lebenswandel« des Angeklagten von keiner Seite irgendwelche Beanstandungen vorla-

gen, vielmehr der Angeklagte, wie die oberste Kirchenbehörde selber am besten wußte und wie nöti-

genfalls jederzeit durch Dekanat und Revision festgestellt werden konnte, sich in beiden Hinsichten 

des denkbar besten Rufes erfreute. 

Sie waren auch nicht von verständigem und wohlwollendem Ermessen getragen, da sie den Ange-

klagten in einer eines politisch aufrechten Mannes, eines evangelischen Geistlichen und im öffentli-

chen Leben stehenden Staatsbürgers unwürdigen Weise schurigelten und in weitestem Maße in seine 

freie politische Betätigung eingriffen, ja dieselbe sogar vollständig unmöglich zu machen suchten. 

Als Maßnahmen einer deutschnationalen Kirchenregierung gegenüber einem sozialdemokratischen 

Geistlichen in seinem Kampfe gegen das Hakenkreuzlertum, dessen öffentliche Betätigung in der 

evangelischen Kirche auch Badens von Monat zu Monat zunahm, ohne daß von einem Einschreiten 

der obersten Kirchenbehörde dagegen irgendetwas bekannt wurde, mußten sie auch notwendig als 

parteiische und willkürliche Maßnahmen erscheinen. Auch hier illustriert eine fiktive Umkehrung der 

politischen und religiösen Einstellungen der in Betracht kommenden Organe und Persönlichkeiten 

treffender als irgendein anderes Beispiel [421] die Unmöglichkeit und Unhaltbarkeit der getroffenen 

Anordnungen in dem Moment, wo man unterstellt, daß etwa ein sozialdemokratischer Kirchenpräsi-

dent einem deutschnationalen oder einem sonstigen bürgerlichen Geistlichen oder ein sozialdemo-

kratischer Justizminister einem deutschnationalen oder sonstigen bürgerlichen Richter für ihre öffent-

liche politische Betätigung derartige Gebote und Verbote aufzuerlegen versuchen würden. Daß sich 

hiergegen ein Sturm der Entrüstung erheben und diese Verfügung in erster Reihe von den Parteigän-

gern der heutigen Machthaber des Kirchenregiments als gröbster Mißbrauch und schlimmste Partei-

willküreines »marxistischen« Kirchenverderbers und Beamtenfeindes charakterisiert werden würden, 

braucht heute hier nicht näher ausgeführt zu werden. Was aber der einen Seite recht ist, das muß auch 

der anderen billig sein. 

Das vollständige Redeverbot vom 30. Januar 1931 griff so schwer, ja vernichtend, in die öffentliche 

politische Betätigung des Angeklagten – und damit gleichzeitig in die politischen Rechte aller Geist-

lichen der evangelischen Landeskirche, gleichgültig welcher Richtung – ein und war ein solch schwe-

rer Mißgriff, daß es die schärfste Abwehr herausfordern mußte. 

Die Verletzung des Artikels 118 der Reichsverfassung über die politische Meinungs- und Betäti-

gungsfreiheit auch der Geistlichen, soweit dieselben sich auf den Boden der Reichsverfassung und 

der Kirchenverfassung stellen und von dieser Basis aus im politischen Leben außerhalb der Kirche 

tätig werden, erschien eklatant, und auch das Urteil des Verwaltungsgerichts vom 18. März 1931, 

welches schließlich zu dem Ergebnis kam, daß das Verbot als solches gesetzlich nicht »ausgeschlos-

sen« gewesen sei, zeigt in seinen Ausführungen, daß es sich dabei zum mindesten um eine äußert 

schwierige und kritische, erstmals von einem kirchlichen Verwaltungsgericht zu entscheidende 

Rechtsfrage handle, bei welcher entgegengesetzte Auffassungen sehr wohl möglich und vertretbar 

sind, wie ja auch das von mir in der Beweisaufnahme dem Gericht vorgelegte, in der Thüringer Kir-

chenstreitsache Kleinschmidt dem dortigen Dienstgericht abgegebene Gutachten des Heidelberger 

Universitätslehrers Professor Dr. Radbruch* – eines Mannes der Wissenschaft und der Praxis von 

anerkannter Autorität auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts – zeigt. Wenn schon Männer wie Prof. 

Radbruch derartige Verbote für unzulässig und verfassungswidrig erachten, so durfte auch der Ange-

klagte über das Verbot vom 30. Januar 1931 die gleiche Auffassung haben und privat und öffentlich 

vertreten, und indem er dieses Verbot rechtzeitig mit der verwaltungsgerichtlichen Klage nach Art. 1 

und 2 des kirchlichen Verwaltungsgerichtsgesetzes anfocht, wurde auch nach der ausdrücklichen Be-

stimmung in Art. 2 § 2 Abs. 4 dieses Gesetzes damit »die Durchführung der angefochtenen Entschei-

dung bis zum Erlaß des Urteils gehemmt«. Der Angeklagte war also durchaus im Recht, wenn er 

 
*  Vgl. Gustav Radbruch, Thüringischer Landeskirchenrat und Reichsverfassung. In: Die Justiz, Jg., VI, 1930/31, 

S. 115 f. Autorisierter Nachdruck in: Zeitschrift für Religion und Sozialismus, 1931, S. 279 f. [d. Hrsg.] 
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diesem noch nicht einmal formell rechtskräftigen Verbot des Oberkirchenrats zuwider bis auf weite-

res seine politische Tätigkeit fortsetzte. 

Das gleiche galt bezüglich des Gebotes vom 28. Januar 1931 wegen Vorlegung des verlangten Ver-

sammlungsverzeichnisses: auch dieses Gebot ist rechtzeitig mit der verwaltungsgerichtlichen Klage 

angefochten worden und war infolgedessen bis zur Entscheidung des Verwaltungsgerichts nicht zu 

beachten. 

[422] Gerade aber, daß der Oberkirchenrat weder in dem einen noch in dem anderen Fall die Rechts-

kraft der ergangenen Verfügungen abwartete, sondern – ohne daß auch nur der Angeklagte bei der 

Zustellung so schwerwiegender Verfügungen, wie es sonst üblich ist, über die ihm zustehenden ge-

setzlichen Rechtsmittel belehrt wurde –, Schlag auf Schlag auf den Angeklagten einhämmerte, zeigt 

am besten, daß bei der obersten Kirchenbehörde an Stelle objektiver Prüfung eine gereizte Nervosität 

Platz gegriffen hatte, die sich in dem Bestreben geltend machte, nunmehr den Standpunkt des 

»Dienstherrn«, wie er in dem dem Gericht vorliegenden Schriftsatz des Herrn Anklagevertreters im 

verwaltungsgerichtlichen Prozeß vom 6. März 1931 in so krasser Weise zum Ausdruck gebracht ist, 

mit äußerster Rigorosität gegen einen angeblich rebellischen Untergebenen zur Durchführung zu 

bringen. Bei ruhigen und sachlichen Abwägungen aller in Betracht kommenden Umstände wäre, so-

gar wenn die Oberkirchenbehörde zu der gehässigen Maßnahme des Verlangens der Vorlage des 

Versammlungsverzeichnisses vom 28. Januar 1931 greifen zu müssen glaubte, zunächst abzuwarten 

gewesen, ob der Betroffene innerhalb der vierzehntägigen Klagefrist des § 2 des Art. 2 des Verwal-

tungsgerichtsgesetzes die Klage einreichen werde, und es wäre ihm auf seine Remonstration [Zurück-

weisung – d. Hrsg.] gegen dieses Gebot mit dem Hinweis auf dieses Klagerecht zu antworten gewe-

sen. Da die verwaltungsgerichtliche Klage, wie bereits erwähnt, die Durchführung des Gebotes 

hemmte, so hätte diese Streitfrage in aller Ruhe vor dem Verwaltungsgericht ausgetragen werden 

können und ausgetragen werden müssen. Statt diesen korrekten Weg zu gehen, verschärfte der Ober-

kirchenrat die Situation auf das Äußerste, indem er, ohne die Rechtskraft seines Gebotes vom 28. 

Januar 1931 abzuwarten, mit seiner Verfügung vom 30. Januar 1931 das völlige Redeverbot da-

raufsetzte, was praktisch eine vorweggenommene Strafe gegen den Angeklagten dafür bedeutete, daß 

er sich dem ersten Gebot nicht füge und sich etwa gar herausnehmen könnte, dasselbe mit dem ge-

setzlichen Rechtsmittel, der verwaltungsgerichtlichen Klage, anzufechten. 

Dieses Verhalten des Oberkirchenrats, unter Mißachtung der eigenen kirchlichen Gesetze und unter 

völliger Nichtachtung der dem Geistlichen hiernach zustehenden Fristen und Klagen, diesen in der 

Öffentlichkeit mundtot zu machen, noch dazu, wenn es sich um einen hervorragenden Führer einer 

großen kirchlichen und politischen Bewegung sozialistischer Art auf der einen Seite und um die Maß-

nahmen eines absolut deutschnational eingestellten Kirchenregimentes auf der anderen Seite und um 

einen Eingriff in den sozialistischen Kampf gegen das Hakenkreuzlertum handelte in einem Zeit-

punkt, wie dem jetzt gegebenen und nach allen den unmittelbar vorausgegangenen und damit im 

Zusammenhang stehenden Mißhandlungen des sozialistischen Geistlichen mußte notwendig eine der-

artig tiefgehende Entrüstung und Empörung gegen parteiische Behandlung und willkürlichen Amts-

mißbrauch hervorrufen, daß dem Angeklagten für sein weiteres Verhalten dem Oberkirchenrat und 

der Öffentlichkeitgegenüber jede denkbare Entschuldigung zur Seite steht. Denn alles, was er weiter-

hin getan und gesagt hat, um sich gegen solche parteiische und Willkürmaßnahmen zur Wehr zu 

setzen, das wiegt federleicht gegenüber dem Unrecht, das ihm hier offensichtlich von kirchlichen und 

politischen Gegnern, die in der Macht sitzen, angetan worden war. Nachdem schon der Oberkirchen-

rat am 26. Januar 1931 unmittelbar nach der protokollarischen Vernehmung des Angeklagten durch 

Vermittlung des kirchlichen Pressedienstes der Presse die Mitteilung zur [423] Veröffentlichung 

wörtlich hatte zugehen lassen: »Pfarrer Eckert gehorcht – seine Beschwerde gegen den Verweis ist 

verworfen«, gab es für den Angeklagten, wenn er die Gebote und Verbote vom 28. und 30. Januar 

1931 nicht schweigend hinnehmen wollte, gar keinen anderen Weg, als nunmehr auch seinerseits 

neben den aktenmäßigen Protesten und Klagen zur Vertretung seines Standpunktes die Flucht in die 

Öffentlichkeit zu ergreifen und sich nicht darauf zu beschränken, seine papierenen Klagen bis zu dem 

künftigen Gerichtstag in den Akten des Oberkirchenrats angesammelt zu sehen, sondern den Schutz 
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der Öffentlichkeit für seine Person und für seine Sache in Anspruch zu nehmen. Er handelte damit 

im Sinne des öffentlichen Lebens durchaus in Wahrnehmung der berechtigten Notwehr, wenn auch 

jeder Jurist weiß, daß eine unmittelbare Anwendung der im kriminellen Strafrecht hierfür geltenden 

§§ 193 und 53 NStGB nicht in Frage kam. Hier im Disziplinarverfahren aber muß das Gericht, auch 

wenn ihm diese paragraphenmäßige Unterlage fehlt, bei der Beurteilung des Verhaltens eines jeden 

Angeklagten doch in allererster Linie prüfen, was ihm angetan worden ist, was ihn zu seinem relativen 

Handeln bestimmt hat und welche Rechtfertigungsgründe vom menschlichen und vom Beamten-

standpunkt aus diesem Handeln zur Seite stehen. 

Es ist auch nicht so, als ob der Geistliche oder Beamte blindlings verpflichtet wäre, jedem x-beliebi-

gen Gebot und Verbot seiner vorgesetzten Behörde bei Strafe der Dienstentlassung Folge zu leisten, 

und als ob gar noch, wie die Anklagevertretung meint – und wie auch das Verwaltungsgericht in 

seinem Urteil vom 18. März 1931 (Abdruck S. 39 und S. 42) irrtümlicherweise angenommen hat –, 

eine derartige blinde Gehorsamspflicht aus dem Ordinationsgelübde des Geistlichen hergeleitet wer-

den könnte. Das Ordinationsgelübde, welches der Angeklagte bei seiner Aufnahme in den Kirchen-

dienst am 12. Oktober 1919 abgelegt hat, enthält allerdings neben dem feierlichen Versprechen, »der 

Verfassung und den Gesetzen der Vereinigten evangelisch-protestantischen Landeskirche nachzule-

ben«, den weiteren Zusatz »und den Anordnungen der Kirchenbehörde Gehorsam zu leisten«. Allein 

es erscheint nach dem Wesen eines Ordinationsgelübdes nicht nur von vornherein zweifelhaft, ob 

unter den hier angeführten »Anordnungen« der Kirchenbehörde alle beliebigen Gebote und Verbote, 

insbesondere auch solche politischer Natur, gegenüber einem politisch und kirchlich mißliebigen 

Geistlichen untergebracht werden können und ob es nicht vielmehr als ein grober Mißbrauch des 

Ordinationsgelübdes anzusehen ist, wenn eine deutschnationale Kirchenregierung ihr Eingreifen in 

die ihr unangenehme politische Tätigkeit eines sozialdemokratischen Geistlichen in Versammlungen 

außerhalb der Kirche mit dem Mantel des Ordinationsgelübdes zu decken versucht, sondern es muß 

auch vom rein juristischen Standpunkt aus festgestellt werden, daß dieser aus längst verflossenen 

Zeiten des landesherrlichen Kirchenregiments stammende Zusatz zu dem Ordinationsgelübde weder 

in der Kirchenverfassung noch in dem Dienstgesetz eine Rechtsgrundlage hat und selber als verfas-

sungswidrig und rechtsunwirksam anzusehen ist. Der § 1 Abs. 2 des Dienstgesetzes sagt ausdrücklich, 

worauf der Geistliche »bei der Aufnahme in den Kirchendienstfeierlich verpflichtet wird«, nämlich 

darauf, »alle Obliegenheiten seines Amtes gewissenhaft wahrzunehmen und sich durch sein Verhal-

ten in und außer dem Amt der Achtung und des Vertrauens, die sein Beruf erfordert, würdig zu er-

weisen«. Daß der Geistliche darüber hinaus noch zu verpflichten wäre, allen beliebigen Anordnungen 

seiner vorgesetzten Behörde Folge zu leisten, auch z. B. solchen, welche sich lediglich auf seine 

politische Betätigung außerhalb [424] der Kirche beziehen, erkennt das Gesetz nicht an, und ein sol-

cher Zusatz kann demnach von Rechts wegen nicht als ein Bestandteil des Ordinationsgelübdes in 

die feierliche Verpflichtung des Geistlichen aufgenommen werden und stellt, wenn dies gleichwohl 

geschehen ist, einen in der Verfassung und dem Dienstgesetz nicht gerechtfertigten und daher rechtlich 

wirkungslosen Auswuchs dar. Es darf dazu vergleichend festgestellt werden, daß eine derartige allge-

meine und unbeschränkte Gehorsamspflicht des Geistlichen schon nach der alten Kirchenverfassung 

vom 5. September 1861 verfassungsmäßig nicht mehr begründet war und daß eine solche auch bei den 

staatlichen Beamten weder unter der Monarchie noch jetzt in der Republik in den Dienstleid aufge-

nommen war und ist. Selbstverständlich gehört die Gehorsamspflicht zu den allgemeinen Dienstpflich-

ten des Geistlichen wie des Beamten kraft ihres Anstellungsverhältnisses, soweit es sich um die Ob-

liegenheiten ihres Amtes und um die Pflichten ihres Berufes handelt. Allein darüber hinaus bestand 

und besteht keine Gehorsamspflicht gegenüber jeder beliebigen, in das private oder öffentliche Leben 

des Geistlichen oder Beamten eingreifenden, mit Geboten und Verboten und Strafandrohungen ope-

rierenden Anordnung der vorgesetzten Behörde, und es kann deshalb dem Angeklagten nicht schon 

daraus allein, wie Anklagebehörde und Verwaltungsgericht meinen, ein disziplinärer Vorwurf ge-

macht werden, daß er überhaupt irgendwelche Anordnungen der vorgesetzten Behörde über seine 

politische Betätigung außerhalb der Kirche nicht befolgt habe. Es fehlte demnach auch an jeder ge-

setzlichen Grundlage dafür, daß der Oberkirchenrat, ohne die Rechtskraft seiner Anordnungen vom 

28. und 30. Januar 1931 abzuwarten, schon auf die bloße Erklärung des Angeklagten vom 3. Februar 
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1931, daß er den erlassenen Anordnungen aus inneren und äußeren Gründen nicht Folge leisten 

könne, mit Beschluß vom 4. Februar 1931 Nr. 2293 gemäß § 13 des Dienstgesetzes das Dienststraf-

verfahren gegen Eckert einleitete. Auch dieses Vorgehen war weder juristisch korrekt noch irgendwie 

praktisch und zweckmäßig und lediglich eine Fortsetzung und Verstärkung der gegen den Angeklag-

ten bisher schon unternommenen gehässigen Zwangsmaßnahmen. 

Wenn also der Angeklagte das Vorgehen gegen ihn mit dem Gebot der Versammlungsliste vom 28. 

Januar 1931 und dem Verbot der öffentlichen politischen Tätigkeit überhaupt vom 30. Januar 1931 als 

einen gesetz- und verfassungswidrigen Eingriff in seine öffentliche Betätigungsfreiheit außerhalb der 

Kirche und als eine politische Parteimaßnahme gegen ihn als Sozialdemokraten von Seiten der 

deutschnationalen Kirchenbehörde in seinem Kampfe gegen das Hakenkreuzlertum ansehen durfte 

und mußte, so war für ihn hiergegen auch die schärfste Reaktion notwendig, umso mehr, als die Kir-

chenbehörde, wie dargelegt, noch nicht einmal die Rechtskraft der ersten Verfügung abgewartet hatte, 

um ihn durch die zweite Verfügung in der Öffentlichkeit mundtot zu machen. Nachdem die Oberkir-

chenbehörde bereits ihrerseits mit dem Presseerlaß vom 26. Januar 1931 die Streitsache zum Gegen-

stand der allgemeinen Presseerörterung gemacht hatte und jetzt durch das allgemeine Redeverbot vom 

30. Januar 1931 den Angeklagten weiter vor aller Öffentlichkeit bloßstellte, war es für ihn als Geistli-

chen und Politiker nicht nur sein gutes Recht, sondern geradezu seine Pflicht, wenn er sich in der 

Öffentlichkeit der Achtung und des Vertrauens würdig erweisen wollte, die sein Beruf und seine bis-

herige öffentliche Tätigkeit erforderten, auch seinerseits gegen diese Maßnahmen nicht nur durch ak-

tenmäßige Proteste und Beschwerden, sondern auch in der Öffentlichkeit, d. h. in der Presse und in 

den Versammlungen, Stellung zu nehmen und seine Position zu verteidigen und [425] die Maßnahmen 

des Oberkirchenrats in ihrer einseitigen Parteilichkeit und Willkür klarzustellen und zu bekämpfen. 

Wenn der Angeklagte dies zunächst nur durch die Veröffentlichung seines »Anklagebriefes« vom 3. 

Februar 1931 in der Mannheimer »Volksstimme« vom 4. Februar 1931 Nr. 34 und in der am 6. Februar 

1931 ausgegebenen Nr. 8 des »Religiösen Sozialisten« getan hat*, so war es demgegenüber eine über-

haupt nicht zu rechtfertigende weitere und schwerste Mißhandlung des Angeklagten durch die oberste 

Kirchenbehörde, wenn sie nunmehr am 6. Februar 1931 ihn auf Grund des § 23 des Dienstgesetzes 

telegraphisch seines Amtes enthob und ihn damit mitten aus seinem Beruf, aus seiner geistlichen Tä-

tigkeit, aus seiner seelsorgerischen Tätigkeit, von seiner Fürsorgetätigkeit, von seinen Schülern und 

Konfirmanden wegriß und ihm sogar unter Androhung strafrechtlichen Einschreitens das Betreten der 

dienstlichen Räume und der Kirche verbot und ihn so vor aller Welt behandelte, wie man sonst einen 

Verbrecher in der Kirche zu behandeln pflegt, der sich eines Sittlichkeitsverbrechens oder einer Amts-

unterschlagung oder einer Urkundenfälschung oder sonst irgendeiner Schandtat schuldig gemacht 

hat [Hervorhebung vom Herausgeber]. Und das alles wegen eines Streites zwischen der Kirchenbe-

hörde und einem Geistlichen über Art und Ausmaß seiner politischen Tätigkeit und über die im or-

dentlichen Rechtsweg vor Verwaltungsgericht und schlimmsten Falles vor dem Dienstgericht zu ent-

scheidende Frage der gesetzlichen Begründetheit und dienstlichen Zweckmäßigkeit der von der Kir-

chenbehörde erlassenen und selber noch nicht einmal rechtskräftigen Anordnungen! Diese Maßnahme 

der Oberkirchenbehörde, welche gleichzeitig das künftige Urteil des Dienstgerichts voraus zu nehmen 

suchte, war eine gleichzeitig so unrechtmäßige, so ungeschickte, jedes Verständnisses für die Stellung 

des Geistlichen in seinem Amte und seiner Gemeinde gegenüber entbehrende und für das kirchliche 

Leben wie in ihrer öffentlichen und politischen Tragweite verheerende, daß damit der denkbar 

schwerste Kampf innerhalb der Kirche und außerhalb derselben im politischen Leben heraufbeschwo-

ren wurde. Sie konnte nur noch übertroffen werden durch den »Dekanatserlaß« vom 10. Februar 1931 

Nr. 2655, durch welche sämtlichen Dekanaten des Landes – zu 100 Prozent politischen, zu 90 Prozent 

ausgesprochen kirchlichen Gegnern des Angeklagten! – aufgegeben wurde, alles Material über die 

durch das Verhalten des Angeklagten in das Kirchenvolk hineingetragene Beunruhigung – aber selbst-

verständlich auch alles zu seinen Gunsten sprechende! – dem Oberkirchenrat schleunigst zuzutragen. 

Was will es dieser äußersten Mißhandlung eines politisch tätigen und deswegen mit seiner vorgesetzten 

Kirchenbehörde in einen Dienstkonflikt gekommenen Geistlichen gegenüber bedeuten, wenn nunmehr, 

 
*  Siehe II. 7 in diesem Band. 
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wie die Anklage besonders hervorhebt, auch seitens des Mißhandelten in der Öffentlichkeit schärfste 

Worte zur Abwehr des erlittenen Unrechts und zum Angriff auf die so zur Vernichtung ihres eigenen 

Geistlichen übergegangene Kirchenbehörde fielen, in denen vielleicht in dem einen oder anderen Falle 

eine Überschreitung der zulässigen Grenzen für den Kampf eines »Untergebenen« gegen seinen Vor-

gesetzten gefunden werden könnte? Immer handelt es sich dabei um bloße Worte gegenüber den Taten 

der Gegenseite. Die Taten der Gegenseite sind aber, so wie sie durch die Beweisaufnahme festgestellt 

und von mir hier dargestellt sind, so ungeheuerlich und stellen eine solche Kette fortgesetzter Miß-

handlungen dar, ausgeübt von einer einseitig politisch und kirchlich eingestellten Behörde gegen ei-

nen politisch [426] und kirchlich mißliebigen Geistlichen, daß demgegenüber auch die schärfsten 

Worte und selbst im einzelnen Fall etwa unterlaufene materielle Unrichtigkeiten oder formelle Ent-

gleisungen des Angeklagten gar nicht in die Waagschale fallen können und durch das ihm zugefügte 

Leid und Unrecht mehr als kompensiert sind. Zu den dem Angeklagten in dieser Richtung von der 

Anklage gemachten Vorwürfen gehört in erster Reihe die Beschuldigung, daß er in dem veröffent-

lichten Anklagebrief vom 3. Februar 1931 dem Oberkirchenrat »öffentliche Parteilichkeit und will-

kürlichen Mißbrauch seiner Dienstgewalt« vorgeworfen habe, obwohl die darin von ihm zum Nach-

weis der angeblichen Parteilichkeit angeführten Einzelheiten diesen Vorwurf nicht rechtfertigen 

könnten und insbesondere der Oberkirchenrat gegen die deutschnationale oder nationalsozialistische 

Tätigkeit anderer Geistlicher aus sachlichen oder persönlichen, zum Teil auch aus Rechtsgründen 

bisher nicht habe einschreiten können, so in den Fällen Landeskirchenrat [Karl Ludwig, d. Hrsg.] 

Bender-Mannheim, Pfarrer Teutsch-Leutershausen, Pfarrer a. D. Greiner-Ichenheim, der der Landes-

kirche überhaupt nicht mehr als Geistlicher angehöre, Pfarrer Teutsch-Obereggenen, dessen Strafan-

gelegenheiten vor den Gerichten in Müllheim und Freiburg wegen Beleidigung des Justizministers 

und des Amtsrichters in Müllheim auch jetzt noch nicht rechtskräftig erledigt seien oder von denen 

der Oberkirchenrat, wie bei dem dem Pfarrer Streng-Waldwimmersbach zur Last gelegten Mißbrauch 

der Kirche zur nationalsozialistischen Propaganda, erst durch die Veröffentlichung in dem »Religiö-

sen Sozialisten« und in der sozialdemokratischen Parteipresse Kenntnis erhalten habe. Die Anklage 

übersieht dabei, daß diese Einzelfälle, so z. B. in dem Fall Greiner-Ichenheim Maßregelungen, deren 

Parteilichkeit und Willkürlichkeit von mir eingehend dargelegt ist, verhältnismäßig von geringer Be-

deutung sind und sich lediglich darstellen als Einzel-Illustrationen für die unbestreitbare Tatsache, 

daß der deutschnationale Kirchenpräsident zwar gegenüber dem sozialdemokratischen Pfarrer Eckert 

seit Jahr und Tag eine sich schließlich von Woche zu Woche verschärfende Aufsicht führt und gegen 

ihn zu den schwersten Waffen aus dem Arsenal der Dienstgewalt greift, daß er aber gegenüber den 

in Baden sich ständig mehrenden mißbräuchlichen Betätigungen von Geistlichen innerhalb und außer-

halb der Kirche zur deutschnationalen und hakenkreuzlerischen Propaganda keinerlei Maßnahmen er-

griffen hat. Diese Tatsache als solche, verglichen mit den unterbrochenen und schärfsten Maßnahmen 

gegen den Angeklagten Eckert, konnte und kann nach außen gar nicht anders wirken denn als die 

Kehrseite der Medaille und als eine weitere Bekräftigung des fortgesetzten parteiischen und willkürli-

chen Vorgehens gegen Eckert, ganz abgesehen davon, daß es auch in Einzelfällen, so z. B. in dem Fall 

Greiner-Ichenheim oder dem Fall Teutsch-Obereggenen dem Kirchenpräsidenten sehr wohl möglich 

gewesen wäre, dienstlich oder außerdienstlich seiner Nichtbilligung des Verhaltens dieser Geistlichen 

Ausdruck zu geben und, wie in dem Falle Eckert, die Öffentlichkeit darüber in Kürze zu informieren, 

wenn er den Anschein der Parteilichkeit vermeiden wollte. Die Anklagebehörde, welche in dem Fall 

mit dem Haken- S. 169 kreuzbild dem Angeklagten Eckert zur Last legte – und sogar seine Dienstbe-

strafung deswegen herbeiführte –, daß er nicht genügend auf die Mentalität anderer Rücksicht genom-

men habe, läßt es ihrerseits hier umgekehrt vollständig an jedem Verständnis für die psychologischen 

Wirkungen des Vorgehens gegen Eckert einerseits und des Nichtvorgehens in sonstigen »Fällen« an-

dererseits und für die Mentalität des Angeklagten – und der sozialistischen Massen überhaupt – fehlen 

und will dem Angeklagten [427] jetzt umgekehrt wiederum ein Disziplinarvergehen daraus machen, 

daß er die offenkundigen Tatsachen so empfand und charakterisierte, wie sie sich ihm und der Öffent-

lichkeit – sei es nun mit oder ohne Verschulden des Oberkirchenrats – darstellen mußten. 

In die gleiche Kategorie gehört der weitere Vorwurf der Anklage, daß der Angeklagte nach seiner 

Dienstenthebung vom 6. Februar 1931 in zahlreichen Reden und Presseausführungen seine Vorwürfe 
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gegen den Oberkirchenrat, insbesondere den Kirchenpräsidenten und den Rechtsreferenten des Ober-

kirchenrats, öffentlich wiederholt habe und beide – ebenso wie schließlich auch das kirchliche Verwal-

tungsgericht – nach der am 30. März 1931 erfolgten Bekanntgabe seiner Urteilsgründe »in beleidigen-

der und herabwürdigender Art« angegriffen habe. Daß der Angeklagte in seinen Reden und Versamm-

lungen das Verhalten der Oberkirchenbehörde ihm gegenüber und insbesondere die ungerechten Be-

strafungen wegen des Hakenkreuzbildes vom 3. und 23. Januar 1931, die beiden Gebote und Verbote 

vom 28. und 30. Januar 1931 und schließlich die skandalöse Dienstenthebung vom 6. Februar 1931 in 

der schärfsten Weise kritisierte, das war sein gutes Recht und seine Pflicht, nachdem einmal die ganze 

Angelegenheit von dem Oberkirchenrat selber in die Presse und in die breite Öffentlichkeit gebracht 

war, und wenn dabei bittere Worte über die Maßnahmen des Oberkirchenrats und gegen Kirchenpräsi-

dent und Rechtsreferent fielen, so wogen diese Worte federleicht gegenüber der öffentlichen Schande, 

die dem Angeklagten durch die Amtsenthebung vom 6. Februar 1931 vor seiner Gemeinde und vor 

aller Welt angetan war und heute noch angetan ist und die nur weggewischt werden kann durch ein 

Urteil des Dienstgerichts, welches keine der eine solche Maßnahme nach §§ 23 und 8 II Ziff. 3-5 (2-4) 

des Dienstgesetzes rechtfertigenden Strafen gegen den Angeklagten ausspricht, also namentlich weder 

eine Dienstentlassung noch eine Zwangspensionierung, und damit urteilsmäßig dokumentiert, daß für 

die Maßnahme der Amtsenthebung ein zureichender Grund nicht gegeben war und der Oberkirchenrat 

auch bei diesem schärfsten aller gegen Eckert unternommenen Schritte einen nur durch mangelnde 

Objektivität und mangelndes sachliches und persönliches Wohlwollen erklärlichen Missgriff begangen 

hat. 

Da, wo gegen einen Geistlichen oder Beamten fortgesetzt derartige »Mißgriffe« schwerster Art be-

gangen werden und der Betroffene in seinen persönlichen, politischen und beruflichen Beziehungen 

durch solche Mißgriffe auf das schwerste beeinträchtigt und herabgewürdigt wird, können einzelne 

in der Abwehr gegen solche Maßnahmen gefallenen Äußerungen des Angeklagten, auch wenn in 

ihnen jetzt nach Monaten in der vom Tageskampfe nicht berührten Ruhe und Stille des gerichtlichen 

Beratungszimmers objektiv ein beleidigender Tatbestand oder eine kränkende Fassung erblickt wer-

den konnte, nicht eine Bestrafung wegen Dienstvergehens rechtfertigen, da sie im Verhältnis zu dem 

Unrecht, das dem Angeklagten zugefügt worden ist, nur als belanglose Bagatellen oder als durch die 

begreifliche Erregung eines schwer Mißhandelten erklärliche und entschuldbare Entgleisungen er-

scheinen können. Zu diesen letzteren rechne ich insbesondere auch die dem Angeklagten jetzt vorge-

worfene Kritik an dem Urteil des Verwaltungsgerichts vom 18. März 1931 in der Nr. 15 des »Religi-

ösen Sozialisten« vom 12. April 1931 in dem Artikel »Juristen an der Arbeit«.* Wenn dort der Ange-

klagte das [428] Gericht und das Urteil, soweit sie sich mit dem Standpunkt der Oberkirchenbehörde 

ihm gegenüber identifizierten, auch mit dieser zusammen in kritische Behandlung genommen und 

seine Auffassung in scharfen Worten zum Ausdruck gebracht hat, so muß ihm Erregung und Anspan-

nung zugutegehalten werden. 

Es muß ihm auch weiter zugutegehalten werden, daß er trotz seiner umfangreichen politischen Tätig-

keit und den zahlreichen von ihm abgehaltenen Versammlungen, deren größter Teil allerdings in die 

Zeit seit der Amtsenthebung vom 6. Februar 1931 fällt, wie durch den Inhalt der dem Gericht vorlie-

genden Akten bestätigt und auch von der Anklagebehörde schließlich nicht mehr bestritten ist, die 

Pflichten seines Amtes, sowohl des Predigtamtes wie der sonstigen seelsorgerischen Tätigkeit, seine 

Lehrtätigkeit und Fürsorgetätigkeit seit Jahr und Tag ununterbrochen in der sorgfältigsten und aufop-

ferndsten und von seinen Sprengelangehörigen – ja weit über diese hinaus! – dankbarst anerkannten 

Weise ausgeübt hat, unter Einsetzung seiner ganzen Persönlichkeit und unter Verzicht auf jede sons-

tige Ausspannung und Erholung, und daß er durch seine kirchliche amtliche Tätigkeit sich die größte 

Wertschätzung und Verehrung in den weitesten Kreisen der Kirchenangehörigen erworben hat, wie 

dies z. B. die dem Gericht vorliegenden und den Gegenstand der Beweisaufnahme bildenden sponta-

nen Sympathiekundgebungen und Fürbitten seiner Schülerinnen aus dem Religionsunterricht, seiner 

Konfirmanden und Konfirmandinnen und deren Eltern ebenso wie die von mehr als hundert Mitglie-

dern des Kirchengemeinderats und Kirchenausschusses und der verschiedenen Sprengelräte und 
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Sprengelausschüsse Mannheims dem Oberkirchenrat schon im März 1931 unterbreiteten, ebenfalls 

dem Gericht vorliegenden Bitten um die Wiedereinsetzung in sein Amt dartun. Davon, daß Tausende 

in den Versammlungen ihm mit Ernst und Interesse zugehört haben und daß an die hunderttausend 

Unterschriften aus allen Kreisen der sozialistischen und der bürgerlichen Kirchenangehörigen des Lan-

des zusammengekommen sind, um sich für seine Persönlichkeit und sein Wirken in der Kirche und 

für die Wiedereinsetzung in sein Amt einzusetzen, will ich hier gar nicht reden, da derartige Kundge-

bungen auf das Urteil eines Gerichts nicht von unmittelbarem Einfluß sein können und sein dürfen, 

auch eine formelle juristische Nachprüfung der Einzelstimmberechtigungen natürlich momentan nicht 

möglich ist. Aber es zeigen auch diese Massenkundgebungen, daß der Fall Eckert die weitesten Kreise 

des evangelischen Kirchenvolkes in tiefstem Maße bewegt, daß seine Person und seine Sache dem 

evangelischen Kirchenvolk nicht gleichgültig sind und daß seine Erhaltung für die Kirche und für das 

Kirchenamt nicht eine Einzelangelegenheit, sondern eine Angelegenheit der Gesamtkirche ist. 

Im Zusammenhang damit darf ich schließlich auch noch verweisen auf die dem Gericht vorliegenden 

und ebenfalls Gegenstand der Beweisaufnahme gewesenen Äußerungen hervorragender Amtsgenos-

sen über die Persönlichkeit und das Wirken Eckerts, so seines 70jährigen Mannheimer Amtsbruders 

Dr. Lehmann in seinen Ausführungen »Kirchengericht« (Sonderdruckaus der »Christlichen Welt« 1931 

Nr. 10/11) und die Erklärung der Bruderschaft sozialistischer Theologen Deutschlands im »Religiö-

sen Sozialisten« vom 7. Juni 1931 Nr. 23*, unterzeichnet von dem bekannten Berliner evangelischen 

Geistlichen Dr. Paul Piechowksi, beides bedeutungs-[429]volle Kundgebungen von evangelischer 

geistlicher Seite, die zeigen, daß die Persönlichkeit und das Wirken Eckerts in der Kirche und außer-

halb derselben doch auch von beachtlicher Seite innerhalb der evangelischen Geistlichkeit Deutsch-

lands ganz anders bewertet werden als von den einseitig in politischem und religiösem Hasse gegen 

Eckert und den religiösen Sozialismus verblendeten Stimmen, die in der Form von Denunziation und 

Presseangriffen zum Teil niedrigster Art sich in den Akten des Oberkirchenrats angesammelt haben. 

C. Ich fasse hiernach das Gesamtergebnis der Verhandlungen und der Beweisaufnahme, sowie es sich 

für den Angeklagten und die Verteidigung darstellt, dahin zusammen: 

Die Anklage wegen Gehorsamsverweigerung gegenüber den Geboten und Verboten des Oberkirchen-

rats vom 28. und 30. Januar 1931 war von vornherein unbegründet, da diese Gebote, auch wenn man 

sie mit dem Verwaltungsgericht für an sich formalgesetzlich zulässig ansehen muß, vor Ablauf der 

vierzehntägigen Anfechtungsfrist nicht rechtskräftig waren und sodann durch die rechtzeitige Erhebung 

der verwaltungsgerichtlichen Klage nach Art. 2 § Abs. 4 des kirchlichen Verwaltungsgerichtsgesetzes 

bis zum Erlaß des Urteils in ihrer Durchführung gehemmt waren, dieses Urteil aber selber dem Ange-

klagten erst am 31. März 1931 oder 1. April zugegangen ist, also zu einer Zeit, wo er längst durch die 

weitere oberkirchenrätliche Verfügung vom 6. Februar 1931 seines Amtes enthoben und vom Dienst 

suspendiert war, so daß die vom Oberkirchenrat gerade mit den Rücksichten auf den Dienst und die 

Amtstätigkeit begründeten Gebote und Verbote inzwischen praktisch gegenstandslos geworden waren 

und es jedenfalls nicht rechtfertigen könnten, wenn wegen der politischen Betätigung Eckerts in der 

Zeit nach seiner Amtsenthebung und nach dem 1. April 1931 noch nachträglich eine Ungehorsams-

strafe gegen ihn verhängt werden sollte. Einer derartigen, auf die formelle Rechtskraft der oberkirchen-

rätlichen Verfügungen seit dem 1. April 1931 zu stützenden Disziplinarbestrafung würde auch alles das 

im Wege stehen, was in der Verhandlung über das Verfehlte dieser Anordnungen in persönlicher und 

sachlicher Hinsicht und über Recht und Pflicht des Angeklagten, sich gegen derartige einseitige Ein-

schränkungen seiner politischen Betätigungsfreiheit zu wehren, festgestellt worden ist. 

Die dem Angeklagten aber außerdem noch von der Anklage zur Last gelegten Verfehlungen durch 

Angriffe in der Presse und in öffentlichen Versammlungen gegen Behörden der Landeskirche (Ober-

kirchenrat, Kirchenpräsident, Rechtsreferent, Kirchliches Verwaltungsgericht), soweit man etwa in 

einem Einzelfall von einer solchen Verfehlung oder Entgleisung sprechen wollte, sind durch die am 

6. Februar 1931 ausgesprochene, gesetzlich nicht begründete und für den Angeklagten in seiner Ei-

genschaft als Geistlicher, als Mensch und Politiker auf das schwerste kränkende und verletzende und 
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bis heute aufrecht erhaltene Amtsenthebung so vollständig über und über kompensiert und entschul-

digt, daß es in keiner Weise als gerechtfertigt erscheinen könnte, zwar den deutschnationalen Ober-

kirchenrat für alles das, was er seit Jahr und Tag und zuletzt im Januar und Februar 1931 dem seiner 

Macht unterworfenen sozialdemokratischen Geistlichen angetan hat, frei von jeder Rüge und Sühne 

zu lassen, den sozialdemokratischen Geistlichen aber, der sich gegen diese unerträglichen Maßnah-

men zur Wehr gesetzt hat, deswegen, weil er dabei in dem einen oder anderen Falle in seiner durchaus 

berechtigten Kritik zu weit gegangen wäre, mit einer Strafe zu belegen. Ich halte hiernach meinen 

Antrag auf Freisprechung des Angeklagten in vollem Umfange aufrecht. 

[430] In: Der Religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 37 vom 13. September 1931, S. 155 

(1); Nr. 38 vom 20. September 1931, S. 160 (2); Nr. 39 vom 27. September 1931, S. 164 (3); Nr. 40 vom 4. Oktober 1931, 

S. 168 f. (4); Nr. 41 vom 11. Oktober 1931, S. 172 (5). 

15. Heinz Kappes: Der Fall Eckert 

Der Fall Eckert* ist entschieden. Zweieinhalb Tage dauerte der Prozeß. Er ging hinter verschlossenen 

Türen vor sich. Einer unserer Freunde meinte, diese Methode mute an wie ein kirchliches Femege-

richt. Der Vorsitzende, Oberbürgermeister Dr. Finter (Karlsruhe), hielt sich dabei aber streng an die 

Vorschriften des Dienstgesetzes, wonach alle Verhandlungen und auch die Urteilsverkündung nicht 

öffentlich sind. Dadurch entstand das Widersinnige: erst wühlt der Fall Eckert in ganz Deutschland 

das öffentliche Interesse in einem bei kirchlichen Auseinandersetzungen sonst nicht üblichen Maß 

auf. Es findet die öffentliche Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht am 16. März statt, worüber 

die Presse ausführlich berichtet. Alles wartet auf die Entscheidung des Dienstgerichts. Aufs höchste 

gespannt sind die Genossen, vor allem die Mannheimer, denen es um ihren Pfarrer geht. In der ge-

samten marxistischen Arbeiterschaft wartet man auf den Ausgang in dem Bewußtsein, daß dieser 

Prozeß alle, die noch zur Kirche gehören, vor eine persönliche Entscheidung stellt. Ein Genosse er-

zählte mir von einer Motorradreise durch Württemberg und Bayern. In allen Naturfreundeherbergen 

dieselbe Frage an ihn, als er seine badische Heimat bekanntgab: »Was weißt du von Eckert?«, einer-

lei, ob die Genossen vom Süden oder vom Norden Deutschlands waren. Annähernd 100.000 Badische 

Evangelische hatten ihren Namen mit voller Anschrift unter das Votum gesetzt: »Wir unterstützen 

den Kampf der religiösen Sozialisten und fordern die Wiedereinsetzung von Pfarrer Eckert in sein 

Amt«. Selbst bürgerliche Zeitungen bis weit über die politische Mitte hinaus nach rechts brachten 

deutliche Meinungsäußerungen gegen die Methode des Oberkirchenrats und forderten eine evange-

lisch-protestantische Lösung des Konflikts. Wenige Tage vor dem Dienstgericht erschien in dem po-

litisch rechts orientierten »Karlsruher Tagblatt«, das noch vor nicht langer Zeit einmal offiziöses Or-

gan des Kirchenpräsidenten war, ein Artikel des bekannten Freiburger Pfarrers D. Paul Jäger unter 

der Überschrift: »Die Antinomie des evangelischen Pfarrers«, dessen Schluß folgendermaßen lautete: 

»Das ist nun die Spannung des gegenwärtigen Augenblicks, ob die kirchliche Obrigkeit, wenn der 

richterliche Urteilsspruch, juristisch völlig einwandfrei, auf Verurteilung und Amtsenthebung des in-

kriminierten Pfarrers lautet, die Überlegenheit hat, die andere Seite der Antinomie praktisch zur Gel-

tung zu bringen und zu sagen: Wir haben das klare Recht auf Grund des Tatbestandes, Dich abzuset-

zen, aber wir selbst haben Dich auf die unendliche [431] Aufgabe verpflichtet, die Christus stellt, – 

und darum bleibst Du im Amte! /S. 268 Aber – mit Verlaub – wohin kommen wir denn, wenn ein 

Pfarrer ... So spricht die Angst. Die Kirche darf keine Angst haben. ›Die Pforten der Hölle sollen sie 

nicht überwältigen‹ sagt Christus, – wieviel weniger ein in seiner Gewissensbindung unbändig ge-

wordener Pfarrer, der der Kirche Christi dienen will, vielleicht mit Unverstand, aber mit Aufrichtig-

keit. Und den Aufrichtigen läßt es Gott gelingen (Sp. Sal. 2, 7). 

 
*  Unser Freund Pfr. Dr. Ernst Lehmann-Mannheim hat vor dem Dienstgericht eine Aufsatzreihe in der »Christli-

chen Welt«, Jahr. 1931, Nr. 10 und 11, unter der Überschrift »Kirchengericht, eine öffentliche Verteidigungs- 

und Anklagerede im Eckert-Prozeß« erscheinen lassen, die im Sonderabdruck vom Klotz-Verlag-Gotha oder 

von Lehmann-Mannheim, Dammstraße, für 25 Pfg. bezogen werden kann. Ich verweise ausdrücklich auf diese 

Schrift. 
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Wir warten der Dinge, die da kommen sollen, und hoffen auf eine evangelische Lösung. Denn die 

Antinomie besteht nur in der evangelischen Kirche. Die katholische Kirche kennt nur die Lösung 

innerer Konflikte durch die löbliche Unterwerfung unter das Diktat der bischöflichen Gewalt.« 

So war es eigentlich sinnlos, daß bei einer solchen Spannung die Öffentlichkeit ausgeschlossen war. Sie 

ist z. T. dadurch hergestellt worden, daß die Verhandlungen bei geöffneten Fenstern stattfanden und die 

Stimmen der Redner bei den Plädoyers in die idyllische Ruhe des Nymphengartens hinüberklangen, 

wo der intelligente und innerlich am Prozeß stark interessierte Berichterstatter der Mannheimer 

»Volksstimme« das Wichtigste aufnehmen konnte. Die dramatischen Spannungen traten manchmal, 

vor allem bei der Rede des Anklagevertreters Dr. Friedrich, effektvoll akustisch in Erscheinung. Da 

durch uns auch auf Grund der mündlichen Verkündigung die Urteilsbegründung veröffentlicht wor-

den ist, wird der Oberkirchenrat ihren Wortlaut der Presse nach ihrem Erscheinen übergeben. Das 

kann uns nur recht sein, denn dadurch wird eine öffentliche Debatte über das Urteil und seine kir-

chenrechtliche und kirchenpolitische Bedeutung möglich. 

Die Anklageschrift, die 42 Seiten umfaßte und als Beilage noch die 22 Druckseiten umfassende Be-

gründung des Urteils des Verwaltungsgerichts* hatte, forderte die Dienstentlassung Eckerts. Der im 

Dienstgesetz gezeigte Weg, an den offenbar auch D. Jäger dachte, daß das Disziplinargericht zur 

Dienstentlassung verurteilt und die Kirchenregierung dann begnadigt, war ungangbar, zumal in der 

Kirchenregierung die positive Gruppe, die auf die Entlassung Eckerts drängte, 5 von 9 Sitzen hat. 

Unter den 9 Richtern des Dienstgerichts waren 5 Theologen und 4 Juristen; der Richtung nach außer 

dem Vorsitzenden 3 Positive, 3 Liberale, 1 Landeskirchler und 1 religiöser Sozialist; der Oberkir-

chenrat war unter den Richtern durch den Prälaten und den Stellvertreter des Kirchenpräsidenten 

vertreten. Es mußte also die Antinomie im Kollegium selber erlebt und im Urteil zum Ausdruck ge-

bracht werden. Das Richterkollegium hat sich sein Urteil nicht leicht gemacht. Über fünf Stunden am 

Sonntag, den 14. Juni vormittags rang es um die Entscheidung. Als Eckert mit den Verteidigern zur 

Urteilsverkündung den Verhandlungssaal betrat, lag die Atmosphäre des Rückschlags auf stärkste 

vorhergegangene Spannungen über dem Kollegium: Erschöpfung, Unbefriedigtsein, eine Ahnung da-

von, daß hier nicht nur über Eckert entschieden worden war, sondern auch über die Unzuständigkeit 

des Dienstgerichts einem neuen kirchenpolitisch-politischen Prozeß gegenüber. Das Urteil lautet auf 

Zurückversetzen um 6 Dienstjahre /S. 269 und die Tragung der Kosten. In der mündlichen Begrün-

dung führte der Vorsitzende etwa Folgendes aus: »Die Grundlage für die Verhandlung des Dienstge-

richts bildet das Urteil des kirchlichen Verwaltungsgerichts vom 18. März 1931. Durch dieses ist 

[432] festgestellt, daß die Gebote und Verbote der Kirchenbehörde gegenüber Eckert in keinem Wi-

derspruch gegen die Staatsgesetze stehen und daß der Oberkirchenrat sein Ermessen nicht mißbraucht 

hat. Da diese Entscheidung rechtskräftig und rechtsgültig ist, muß auch Eckert sie gegen sich gelten 

lassen. Er hat sein Schreiben an den Oberkirchenrat vom 3. Februar »Ich klage an« unzulässigerweise 

in Zeitungen veröffentlicht. Er hat nach Zustellung des Urteils des Verwaltungsgerichts bewußt rechts-

widrig das Redeverbot übertreten; er hat der Behörde den beleidigenden Vorwurf der Parteilichkeit 

und des Gewaltmißbrauchs gemacht. Das Gericht hat keinerlei Anlaß gefunden, daß der Oberkirchen-

rat parteilich gehandelt hat oder handeln wollte. Eckert hat eine Reihe von Beleidigungen schriftlich 

und in seinen Reden gegen den Oberkirchenrat erhoben und dadurch die Würde seines Amtes nicht 

gewahrt; wenn er auch in der Verteidigung war, kann ihm doch der Schutz berechtigter Interessen nicht 

zugebilligt werden. Weiter hat Eckert das Verwaltungsgericht mit schweren Beleidigungen angegriffen; 

auch darin liegt eine Verletzung seiner Dienstpflicht. – Bei der Strafzumessung wurde Eckert zugutege-

halten, daß er glaubte, aus Gewissenszwang so handeln zu müssen. Ihm ist ein tief religiöses Wesen 

zu eigen, und er kann religiöse Gründe für sein Handeln ins Feld führen. Er hat in seiner Gemeinde 

segensreich gewirkt und voll seine Aufgaben erfüllt; außerdem ist ihm zugute zu halten, daß die bei 

ihm in Erscheinung tretende Gegensätzlichkeit gegen die Obrigkeit eine weithin feststellbare Zeiter-

scheinung ist. – Trotzdem erscheinen seine Vergehen so schwer, daß eine Zurruhesetzung hätte ver-

treten werden können. Wenn das Gericht die niedrigste der Dienststrafen verhängt hat, so wollte es 

 
*  Siehe III. 2 in diesem Band. 
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dabei Eckert Gelegenheit geben, zu zeigen, daß er gewillt ist, sich in die kirchliche Ordnung zu fügen. 

Das Gericht hofft, daß es Eckert möglich sein wird, diesem Wunsche zu entsprechen.« 

Eckert ist also schuldig gesprochen worden und hat eine sehr empfindliche Geldstrafe erlitten. Die 

bürgerliche Presse hebt dies, soweit sie politisch rechts orientiert ist, vermutlich beeinflußt durch den 

kirchlichen Pressedienst, auch geflissentlich hervor. Darüber, wie der Pressedienst, dessen Verlaut-

barungen im Fall Eckert wörtlich vom Kirchenpräsidenten bzw. Oberkirchenrat Dr. Friedrich vorge-

schrieben waren, im Verlauf des ganzen Prozesses eine parteiliche Rolle spielte, braucht hier nicht 

eingehend beschrieben zu werden. Die sozialistische Presse hat seine Berichte und Berichtigungen 

einfach nicht mehr abgedruckt. Und sie feiert den Ausgang des Prozesses als einen Sieg der religiösen 

Sozialisten und als eine Niederlage des Kirchenpräsidenten. Damit gibt sie /S. 270 der Stimmung 

Ausdruck, welche spontan in der sehr zahlreich besuchten Landesversammlung der badischen religi-

ösen Sozialisten ausbrach, als Eckert nach Verkündigung des Urteils unter seinen Freunden erschien. 

Eigentlich müßte ja die Tatsache dieser Niederlage kirchenpolitische Konsequenzen haben. Wenn 

wir, ein Jahr vor der Neuwahl und angesichts dessen, daß der Kirchenpräsident fast 70 Jahre alt ist, 

jetzt nicht darauf drängen, so haben wir unsere guten Gründe. Wir haben durch die Unterschriften-

sammlung mindestens doppelt so viel genaue Adressen von wahlberechtigten Anhängern, als wir 

1926 Stimmen erhalten haben. Wenn Herr Dr. Friedrich in seinem Plädoyer einmal davon sprach, 

daß Kirchenregierung, Oberkirchenrat und schließlich auch die kirchlichen Gerichte die »Überbau-

ten« über der Wirklichkeit darstellen, die in den »kirchentreuen Kreisen« und der Pfarrerschaft gege-

ben sind, so wissen wir sehr wohl um unsere Aufgabe, dies Fundament und damit auch den Überbau 

zu verändern, und wir sind eigentlich dem Kirchenpräsidenten für seine Methoden sehr dankbar, 

durch die er [433] uns diese Arbeit erheblich erleichtert hat. Von uns aus darf er noch bis zur nächsten 

Wahl so weiter regieren. 

Um die Schlagkraft ihrer Beweisführung zu erhöhen, hatte die Anklagevertretung auch noch die 14 

Aktenseiten des Urteils im Fall Kleinschmidt vom 20. Mai 1931 den Richtern zur Verfügung gestellt 

und offenbar auf folgende Sätze abgehoben: »Für das Dienstgericht hatte daher die Frage, ob die An-

ordnung des Landeskirchenrats gut und zweckmäßig war, vollkommen auszuschalten. Sie war rechts-

gültig erlassen und mußte daher unter allen Umständen von jedem Pfarrer befolgt werden. Dadurch, 

daß es der Beschuldigte nicht getan hat, hat er schuldhaft seine Amtspflicht verletzt.« Da die Rechts-

gültigkeit jenes Gebots, die Versammlungslisten vorzulegen, und des Redeverbots schon durch das 

verwaltungsgerichtliche Urteil festgestellt war, glaubte die Anklagevertretung, leichtes Spiel zu haben. 

Im letzten Augenblick veränderte sie die beantragte Strafe noch in Pensionierung, »um den Beschul-

digten nicht so sehr finanziell zu schädigen. « Es war ganz selbstverständlich, daß Eckert erklärte, daß, 

wenn die Kirche ihm sein Pfarramt nehme, er von ihr auch kein Geld mehr nehme. Die Verteidigung, 

die von dem Mitbegründer des Badischen Bundes Rechtsanwalt Dr. Dietz nach der juristischen und 

von Pfarrer Kappes nach der theologischen Seite hingeführt wurde, legte großen Wert darauf, daß 

gerade die »obwaltenden Umstände«, deren eingehende Erörterung beim Verwaltungsgericht unzu-

lässig ist, sehr ausgiebig zur Darstellung kamen. Es lag ja auch genügend Aktenmaterial vor, allein 

acht zum Teil sehr dicke Bände Personalia, frühere Verfahren, Beschwerden gegen Eckert und Be-

richte der Dekane auf die Aufforderung der Kirchenbehörde hin, konkretes Material für oder gegen 

Eckert beizubringen. (Die meisten dieser Berichte gaben nur das Echo der Stimmungen, welche durch 

die gegnerische politische und /S. 271 kirchenpolitische Presse gegen Eckert erzeugt worden waren, 

und hinterließen einen sehr peinlichen Eindruck von der Unzulänglichkeit und Unobjektivität vieler 

Amtsbrüder). Fast elf Stunden der Verhandlung erforderte die Erörterung der Tatbestände, die Be-

handlung des umfangreichen Beweismaterials darüber, daß die Nationalsozialisten anders behandelt 

werden als sozialistische Pfarrer, und daß über deren Kirchen- und Kanzelmißbrauch eine starke, al-

lerdings dem Oberkirchenrat weithin »unbekannte« Empörung besteht. Der Kirchenpräsident wurde 

als Zeuge über eine im privaten Gespräch einmal gemachte Äußerung vernommen: »Wenn wir die 

Dummheit begangen haben, Eckert und Genossen nicht rechtzeitig zu entlassen, so wollen wir diese 

Dummheit nicht noch einmal machen« (gegenüber einem zu entlassenden Vikar). An ausführlichen 

Schriftsätzen lagen 17 von Dr. Dietz mit Beweisanträgen und drei von Dr. Friedrich mit Repliken vor. 
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Eckert hielt nur eine kurze, sehr eindrucksvolle Rede vor Eintritt in die Erörterungen. Er schilderte 

seinen persönlichen Werdegang und deckte die Motive seines kirchlichen und politischen Handelns 

auf. Er berief sich auf die Abschnitte der Augustana, der Apologie und der Schmalkaldener Artikel 

über Kirchenregiment, Evangelium und Gewissen. Aus dem Bewußtsein solcher Gewissensverpflich-

tung zu seinem Kampf, aus einem Gerufensein hierzu durch Christus erklärte er: »Ich habe nichts zu 

bereuen; ich müßte unter den gleichen Voraussetzungen wieder ebenso handeln.« Nur einmal wurde 

seine Stimme bewegt, als er die Frage stellte, wie es die Behörde wieder gut machen wolle, daß sie 

ihn ohne Grund aus seinem Amt herausgerissen und vier Monate lang suspendiert habe? Alle, die 

immer wieder Eckert nahelegen, er solle sein Pfarramt aufgeben und in die Politik gehen, mußten aus 

dieser Selbstdarstellung Eckerts den Eindruck erhalten, daß er zum Pfarramt allein bestimmt ist. 

[434] Es ist hier nicht der Ort, noch einmal zu all den »Vorstrafen« Eckerts und zu den Tatbeständen, 

welche dem Prozeß zugrunde lagen, Stellung zu nehmen. Der »Religiöse Sozialist« enthält seit Feb-

ruar das Wesentlichste, außerdem Dr. Lehmanns oben erwähnte Broschüre. Die Kirchenbehörde be-

fand sich in einer Zwangslage. Seit der letzten Synode verschärften sich die kirchenpolitischen Span-

nungen zwischen Positiven und religiösen Sozialisten. Eckert hatte ihnen im November mit seiner 

Karikatur des nationalsozialistischen Pfarrers eine willkommene Gelegenheit zur Stimmungsmache 

gegeben. Zu dem kirchenpolitischen kam der politische Kampf der Nationalsozialisten, in denen die 

Positiven die zukünftigen Verbündeten im Kirchenwahlkampf sehen, gegen Eckert als den erfolg-

reichsten süddeutschen Redner gegen den Faschismus. Mit einer Fülle von z. T. anonymen Briefen, 

mit Zeitungsartikeln und Resolutionen wurde der Oberkirchenrat bestürmt, endlich diesem Treiben 

Eckerts ein Ende zu machen. Da man in der Behörde selbst die Auseinandersetzung mit Eckert fürch-

tete, da man endlich vor ihm Ruhe haben wollte, stellte man Forderungen, /S. 272 von denen man im 

Voraus wußte, daß Eckert sie nicht erfüllen konnte. Man wollte ihn fangen. Neulich hörte ich als 

Äußerung eines unteren Beamten im Oberkirchenrat: »Jetzt haben wir den Eckert geschnappt, und 

den Kappes werden wir auch bald haben!« Sie gibt, wenn auch vielleicht etwas popularisiert, die 

Stimmung in der Behörde recht gut wieder. Wie »kirchlich« man sich in all den Jahren Eckert gegen-

über verhielt, geht daraus hervor, daß der Kirchenpräsident Eckert noch niemals in einer Predigt 

oder politischen Rede gehört hat, und daß weder er noch der Prälat Eckert einmal zu einem Gespräch, 

das nicht unter dienstpolizeilichem Druck stand, aufgefordert haben. Nun wollte man also die »Ruhe« 

in der Kirche wieder herstellen. Besonders betont hob der Vertreter der Anklage in seinem Plädoyer 

hervor, daß die Kirche in der Vergangenheit keine Schuld träfe, auch nicht bezüglich ihrer Stellung-

nahme zum Proletariat und Kapitalismus. Die Kirche sei immer unparteiisch gewesen und müsse es 

in Zukunft erst recht sein, um sich von allen säkularen Einflüssen freizuhalten. Durch die politische 

Betätigung der Pfarrer werde die Kirche auseinandergerissen, und darum müsse der Oberkirchenrat 

die Dienstaufsicht über die politische Betätigung der Pfarrer ausüben. Alle Argumente Eckerts, seine 

Berufung auf Gewissen und Evangelium, seine Einwände rechtlicher Art und sein Vorwurf, daß die 

rechtspolitischen Pfarrer anders behandelt würden, suchte Dr. Friedrich wegzudisputieren. Die Kir-

che werde in Zukunft gegen die nationalsozialistischen Pfarrer mit der gleichen Schärfe vorgehen. Es 

kam ihm darauf an, den Gerichtshof davon zu überzeugen, daß um der Autorität der Behörde willen 

Eckert entlassen werden müsse. »Lösen Sie das Band zwischen der Kirche und Pfarrer Eckert!« Man 

habe sieben Jahre Eckert ertragen und Milde geübt. Nun gehe es nicht mehr! – Die Rede war sehr 

eindrucksvoll und mußte unbedingt Mitleid mit dieser Behörde erwecken. Aber schließlich ist Mitleid 

weder gegenüber dem Anklagevertreter noch gegenüber dem Angeklagten die Grundstimmung, aus 

der sachliche und so weittragende Entscheidungen gefällt werden dürfen. 

Die zusammen vierstündigen Reden der Verteidigung machten den Oberkirchenrat zum Angeklagten. 

Dr. Dietz entwand dem Anklagevertreter alle die Argumente, welche zur Stützung der kirchenbehörd-

lichen Autorität aus dem Beamtenrecht genommen wurden. Er zeigt, wie, objektiv gesehen, eben doch 

Parteilichkeit hinter dem Vorgehen der Behörde gegen Eckert zu erkennen ist. In einer großen kir-

chengeschichtlichen Betrachtung zeigte er, wie die Kirche immer in die Händel der Welt verstrickt 

war und immer sein wird, wie aber immer tapfere Pfarrer [435] an der Spitze der Unterdrückten stan-

den und im Kampf um Gerechtigkeit die Bannerträger waren. Er zeigte vor allem aus seiner genauen 

Kenntnis des Marxismus, was die Kirchen im letzten Jahrhundert an der proletarischen Bewegung 
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versäumt haben. Er wies auf alle die Ungerechtigkeiten hin, mit denen /S. 273 man in Baden die reli-

giös-sozialistische Bewegung in den zwölf Jahren ihres Bestehens verfolgt hatte. Das gewiß schwie-

rige Problem »Pfarrer und Politik« lasse sich nicht durch behördliche Reglementierung lösen, sondern 

nur dadurch, daß die Kirche grundsätzlich allen politischen Richtungen freie Entfaltung in ihr läßt und 

trotzdem die geistige und geistliche Führung behält. An diese weitgespannte Problemstellung mit ihren 

scharfsinnigen juristischen Ausführungen konnte Kappes anknüpfen und noch einmal die Persönlich-

keit Eckerts, seine Motive und Ziele zur Darstellung bringen. Er schilderte die politische und kirchliche 

Situation seit Herbst 1930, Wesen, Funktion und Ideologie der nationalsozialistischen Bewegung, die 

Notwendigkeit, daß sich die religiösen Sozialisten politisch und religiös mit ihr auseinandersetzten, 

da die Kirche schwieg. Er zeigte die Zukunft einer Kirche, die, ganz in die alten »deutsch-evangeli-

schen« Bindungen zurücksinkend, die nationalsozialistische Bewegung ideologisch verstärke, sich 

vollkommen vom marxistischen Proletariat loslöse und das Schicksal der russischen Kirche erleiden 

müsse. Wenn heute die religiös-sozialistische Bewegung aus den Kirchen verdrängt sei, dann sei auch 

die Kontinuität nach der Seite des Proletariats hin abgebrochen. Vor einem Jahr, am 13. Juni zur 

gleichen Stunde, habe der Führer der Positiven in der Synode erklärt: »Laßt unsere Kirche ungescho-

ren mit eurem religiösen Sozialismus!« Ob das Dienstgericht sich zum Vollstrecker jener Kampfpa-

role machen wolle? Beide Verteidiger beantragten die Freisprechung. 

Die Ausdeutung des Urteils ist nicht einfach. Es ist die Frage, wie der Oberkirchenrat seine Niederlage 

trägt. Zunächst war man zweifellos in dem Maß erschüttert über den Ausgang des Dienstgerichts, wie 

man sich bestärkt fühlte durch das Urteil des Verwaltungsgerichts. Es wäre zu wünschen, daß man 

dort einsieht – und darüber hinaus in allen Landeskirchen Deutschlands –, daß eine dienstpolizeiliche 

Reglementierung, wenn man bei den Sozialisten anfängt, bei den Nationalsozialisten fortgeführt wer-

den muß und daß dann jede Landeskirche einen ständigen Gerichtshof für politische Prozesse 

braucht. Es scheint mir der Sinn dieses Urteils zu sein – und manche Richter sind derselben Auffas-

sung –, daß diese Fragen, zumal wenn keine Gesetze (wie jetzt in Thüringen) über die politische 

Betätigung der Pfarrer vorliegen, überhaupt nicht von einem Dienstgericht entschieden werden kön-

nen. Es kann aber auch sein, daß man kurzsichtig ist und die Schlußermahnung der Urteilsbegründung 

als ein Ultimatum an Eckert auffaßt. Dann könnten wir aus irgendeinem zufälligen Anlaß heraus doch 

bald wieder einen neuen »Fall Eckert« haben. Hoffentlich überwiegen aber die Kräfte des Weitblicks 

und der Weisheit, die erkennen, daß dies Urteil eigentlich bedeutet, daß die einseitigen politischen 

Bindungen der Kirche nun restlos aufgegeben sind. Es gibt keine bevorrechteten »christlichen« Par-

teien für die evangelische Kirche /S. 274 mehr. Damit bietet sich der Protestantismus an zur Basis für 

die weltanschaulichen Auseinandersetzungen mit den Ideologien aller politischen und wirtschaftli-

chen Programme. Er bietet das Evangelium an als Norm für diese Auseinandersetzung. Er wird geis-

tig militant und damit auch den Menschen, die um ihre geistigen Positionen in der heutigen Welt 

kämpfen, wertvoll. Und er wird zugleich konkret mit seiner religiösen Verkündigung und mit seiner 

Darbietung von Kraft und Hilfe, für den einzelnen Menschen wie für [436] das soziale Leben. Damit 

aber, daß »prinzipiell« die Möglichkeit einer solchen Entwicklung gegeben ist, ist diese Entwicklung 

noch nicht sichergestellt. Der sachliche Kampf zwischen den religiösen Sozialisten und den anderen 

Gruppen in der Kirche wird weitergehen. Einen Augenblick lang stand die religiös-sozialistische 

Bewegung vor der Frage, ob sie (wenn Eckert abgesetzt worden wäre und deshalb eine große Mas-

senaustrittsbewegung spontan eingesetzt hätte) das Schwergewicht ihrer Arbeit aus der Kirche und 

Kirchenpolitik heraus verlegen sollte, um ihre religiöse Aufgabe innerhalb der profanen sozialisti-

schen Gesellschaftsbindungen zu vollziehen. Sie hat diese Alternative noch nicht zu fällen brauchen; 

ihrem Willen zur Kirche entsprach bei den Richtern eine Verantwortung für die Kirche. Aber kein 

Mensch weiß ja, was noch im Laufe des nächsten Jahres geschehen kann. – Einstweilen haben wir 

religiöse Sozialisten die politisch verantwortlich tätigen Pfarrer der anderen Parteien zu einer Aus-

sprache über das Problem »Pfarrer und Politik« aufgefordert, um im kleinsten Kreis eine größere 

Tagung vorzubereiten, zu der dann auch Oberkirchenrat und Kirchenregierung als »freundliche Be-

obachter« herbeizuziehen sind. Da sollen die Richtlinien für die Synode und zugleich der common 

sense der politisch aktiven Pfarrer herausgearbeitet werden, damit der Kirche aus dieser Tätigkeit 

kein Schaden erwächst. Wir wollen die Dienstaufsicht der Behörde darüber, daß nicht Kirche und 
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Pfarramt politisch mißbraucht werden. Wir wollen aber die politische Freiheit ohne eine andere Ein-

schränkung als die, welche dem Pfarrer das Amtsgewissen gebietet. 

Das Urteil des badischen Dienstgerichts reicht in seiner Bedeutung weit über die badische Kirche und 

die Person Eckerts hinaus. Wir müssen Eckert dankbar sein, daß er durch seine Unbeugsamkeit und 

seinen »Ungehorsam« den Weg zur restlosen Klärung dieser Fragen freigemacht hat. 

In: Zeitschrift für Religion und Sozialismus 1931, S. 267-274 [437] 

 

Vom Kirchengericht am 14. Juni bis zur Dienstentlassung am 11. Dezember 1931 

16. Wolfgang Abendroth: Der neue Fall Eckert. Übertritt zur KPD 

(Von unserem Korrespondenten) Karlsruhe, 5. Oktober [1931]. Daß es nun zu einer Trennung zwi-

schen der sozialdemokratischen Partei und dem Mannheimer Pfarrer Eckert gekommen ist, wird für 

den keine große Überraschung sein, der sich über die Eigenart dieses Mannes klargeworden war. Der 

Pfarrer Ernst Lehmann, ebenfalls ein Sozialdemokrat, hat vor einigen Monaten in der Verteidigungs-

schrift, die er während des kirchengerichtlichen Verfahrens gegen Eckert im Verlag der »Christlichen 

Welt« veröffentlichte, die Persönlichkeit Eckerts ausgenauer Kenntnis geschildert. Er stellte als die 

entscheidenden Triebkräfte in diesem Manne seine tiefe Religiosität und seine starke Liebe zum Volk 

hin; er betonte das Kämpferische seiner Natur und die aufrüttelnde Wirkung seiner kirchlichen und 

politischen Arbeit und erkannte schließlich an, daß einer der gegen Eckert erhobenen Vorwürfe be-

rechtigt sei, nämlich der Vorwurf der Maßlosigkeit. Diese – nicht demagogische, sondern aus seiner 

leidenschaftlichen Natur herrührende – Maßlosigkeit macht sich in Eckerts Kritik an der Kirche wie 

an dem parteimäßigen Sozialismus bemerkbar. Seine Verteidiger haben vor dem kirchlichen Diszip-

linargericht mit Erfolg die These vertreten, daß die Kirche trotzdem für einen solchen Mann Raum 

haben müsse; die Partei hat jetzt für sich anders entschieden. Sie hat den Mann, den sie eben noch 

sehr herausgestellt hatte, aus ihren Reihen ausgeschlossen, weil er es ablehnte, sich von dem Kreis 

der »Fackel«, dem er angehörte, loszusagen. 

Es wird von der Sozialdemokratie im Fall Eckert erklärt, was überhaupt zur Rechtfertigung der Ak-

tion gegen die Opposition geltend gemacht wird, daß diese sich nicht gegen die Freiheit der Diskus-

sion, sondern lediglich gegen die Bildung von Sonderorganisationen innerhalb der Partei richte. Daß 

eine Partei, eben weil sie ein Instrument zu politischer Aktion sein soll, sich in solchen Fragen in 

anderer Lage befindet als die Kirche, die wie die protestantische das Prinzip der Freiheit zum Funda-

ment hat, ist richtig; aber auch wenn man es der internen Auseinandersetzung innerhalb der Partei 

überlassen will, zu der konkreten Frage des Vorgehens gegen Eckert Stellung zu nehmen, so ist doch 

ein Wort über die Form zu sagen, in der sich die Trennung vollzieht. Es entspricht übelsten Gepflo-

genheiten, im Augenblick einer solchen Trennung nicht nur die politische Haltung, sondern auch die 

persönlichen Eigenschaften des Ausgeschiedenen oder Ausgestoßenen in Frage zu stellen. In dem 

Beschluß des Landesvorstandes gegen den Pfarrer geschieht das, indem Eckert nicht nur disziplin-

widriges Verhalten, sondern auch »gröbliche Täuschung der Partei« vorgeworfen wird. Wann wird 

man endlich in Deutschland dazu gelangen, bei solchen gewiß fatalen Separierungen die menschliche 

Würde zu wahren? 

Der Vorstand des Verbandes religiöser Sozialisten, dessen Führer Eckert ist, wird am Dienstag in 

Mannheim zusammentreten, um sich mit der Angelegenheit zu befassen. Da der Verband parteipoli-

tisch neutral ist und für Sozialisten aller Richtungen – unter weitherziger Auslegung [438] des Be-

griffs Sozialismus – offensteht, liegt für diese Organisation an sich kein Grund vor, gegen Eckert 

wegen seines Konflikts mit der sozialdemokratischen Partei Stellung zu nehmen. Ob freilich die Füh-

rerstellung Eckerts in einer Organisation, die immerhin ganz überwiegend aus Sozialdemokraten be-

steht, sich halten lassen wird, ist recht zweifelhaft. 
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Mit der Zugehörigkeit des Pfarrers zum Verband der religiösen Sozialisten ist es wohl an sich nicht 

unvereinbar, daß Eckert im Begriff steht, Kommunist zu werden. Denn das, wovon schon bisher ge-

munkelt wurde, bestätigt sich nun in der Tat: Pfarrer Eckert will in die Kommunistische Partei ein-

treten. Wie es heißt, wird er seinen Entschluß am Mittwoch in einer öffentlichen Versammlung in 

Mannheim bekannt geben. 

In: Frankfurter Zeitung, Nr. 742-743 vom 6. Oktober 1931, S. 2. 

17. Martin Rade, Brief an den EOK vom 15. Oktober 1931 

Marburg, den 15. Oktober 1931 

An die Mitglieder des Dienstgerichtes 

Sehr geehrter Herr! 

Verzeihen Sie meine Kühnheit, wenn ich an Sie als Mitglied des Dienstgerichts der badischen Lan-

deskirche sowie an Ihre Kollegen in Sachen Eckerts eine dringende Vorstellung richte. Sie können 

sagen, daß mir dazu jede Kompetenz fehle. Aber Sie wissen, daß ich nicht umhinkann, als Herausge-

ber der Christlichen Welt den eröffneten neuen Eckert-Prozeß mit meinem öffentlichen Urteil zu ver-

folgen. So befinde ich mich gleich Ihnen in einer Zwangslage, zu der Sache Stellung zu nehmen, mag 

es mir willkommen sein oder nicht. Und vielleicht hat es dann doch einen gewissen Sinn, wenn ich 

Gedanken, die ich in meinem kritischen Bericht zur Geltung bringen werde – ohne eine Ahnung 

davon, wie Ihr Gericht urteilen wird –, schon jetzt Ihnen vortrage. Wenn Sie Richtiges darin finden, 

so wird das meine Kühnheit rechtfertigen. Wenn anders Sie sie ablehnen, so werden Sie darum meine 

gute Meinung nicht verkennen. Eine Antwort begehre ich in keinem Falle. 

Die Entscheidung, die Sie zu treffen haben werden, ist voraussichtlich von großer kirchengeschicht-

licher, staatsgeschichtlicher, kulturgeschichtlicher Bedeutung. Wie Jahrzehnte lang um die Frage ge-

kämpft worden ist: »Darf ein Christ, ein Pfarrer Sozialdemokrat sein?«, so werden Sie auf ganz un-

verhoffte Weise vor die Frage gestellt werden: »Darf ein Christ, ein Pfarrer Mitglied der KPD sein?« 

Jene Frage ist längst erledigt, und das in einem Sinne, den frühere Generationen braver Kirchenleute 

nicht für möglich gehalten hätten. Diese Frage ist neu, unerwartet. Warum? Weil die KPD ihrerseits 

sie bis dahin mit einem runden offiziellen „Nein« beantwortete. Es konnte darum Kirchenchristen 

geben, die kommunistisch gesinnt waren, aber in der Partei hatten sie als solche keinen Platz. 

Nun hat die KPD zur allgemeinen Überraschung Eckert das Zugeständnis gemacht, er könne bei sei-

nem Eintritt in ihre Reihen evangelisch-landeskirchlicher Pfarrer bleiben. Das ist [439] etwas Unge-

heures. Wie ernst die Konzession gemeint ist, ob sie haltbar sei, haben wir nicht zu entscheiden; wir 

müssen uns an die Tatsachen halten. 

Die evangelische Landeskirche kann diese Entscheidung der KPD nur begrüßen. Denn ihren Charak-

ter grundsätzlicher Kirchenfeindschaft hat die KPD damit aufgegeben. Sie hat geradezu mit ihrem 

Gottlosenprogramm gebrochen. Eine solche solenne [feierliche, d. Hrsg.] Ausnahme hebt die Regel 

auf. Das aber wird eine evangelische Landeskirche begrüßen müssen. Denn sie hat ein heiliges Inte-

resse daran, auch ihre kommunistisch gesinnten Glieder (die durch Taufe und Konfirmation ihr zu-

gehören) in ihrer Gemeinschaft festzuhalten. Selbst wenn sie mali et hypocritae [Böse und Heuchler, 

d. Hrsg.] wären. 

Aber dieser Fall ist hier ausgeschlossen. Denn was man auch gegen Eckert sagen mag, noch hat ihm 

niemand die Rechtschaffenheit seiner Evangeliumsverkündigung und seiner Pfarrersarbeit bean-

standet. Etwaigen Ungehorsam gegen die Kirchenleitung mag man rügen, meinetwegen strafen, aber 

ihn darum seines Amtes entsetzen oder gar aus der Kirche ausschließen, weil er Kommunist gewor-

den ist, darf man nicht. Man darf es nicht in dem Moment, wo die KPD erklärt hat, daß er als ihr 

Mitglied landeskirchlicher Pfarrer bleiben dürfe. Denn in dem Moment hat die KPD auf ihren Cha-

rakter grundsätzlicher Kirchenfeindschaft und Gottlosigkeit verzichtet. 
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Das müßte die Kirche so festlegen, wie sie nur vermag. Es könnte für sie und unser Volk von größter 

Zukunftsbedeutung sein. 

Niemand weiß, welche politischen Wandlungen unserem Reich noch bevorstehen. Auch ein kommu-

nistisches Regiment ist – über kurz oder lang, für kürzere oder längere Zeit – nicht ausgeschlossen. 

Der Präzedenzfall Eckert kann dann von unermeßlicher Wichtigkeit werden. 

Es ist kein Opportunismus, was ich vertrete. Ich sehe nur die ganze Verantwortung Ihres Gerichts 

diesem Fall gegenüber riesengroß. Ich sehe eine vielleicht nie wiederkehrende Gelegenheit, in die 

Kriegsstellung des Kommunismus gegen Gott eine Bresche zu legen, durch die das Evangelium in 

eine ihm verschlossene Welt einziehen kann. Und Sie können das tun – auf dem Wege Ihrer Recht-

sprechung. 

Gott lenke Ihre Entschlüsse. In brüderlicher Gesinnung 

Ihr ergebener 

gez. Rade 

In: »Sammlung Eckert« in PAB. 

18. Leonhard Ragaz, Pfarrer Eckerts Weg und unser Weg 

Pfarrer Eckert ist in die kommunistische Partei eingetreten. Für die große Öffentlichkeit ist das gewiß 

eine starke Überraschung. Die mit der Sachlage etwas mehr Vertrauten freilich wußten schon seit 

längerer Zeit, daß er sich mit solchen Gedanken trage, aber eine Überraschung ist es wohl auch für 

die meisten unter ihnen. 

Dieser Schritt kann unter Umständen eine große Tragweite bekommen. Denn Eckert war ja [440] der 

Führer des Bundes religiöser Sozialisten Deutschlands. Er war es weniger in dem Sinne, daß er 

Schöpfer und Träger einer eigenartigen religiös-sozialistischen Gedankenwelt gewesen wäre, sondern 

auf mehr organisatorische, fast militärische Weise als Vorsitzender, Geschäftsleiter, Redaktor des 

Bundesblattes und vor allem als wirksamster Vorkämpfer in der Volksversammlung und auf jeder 

Tribüne des öffentlichen Lebens überhaupt. Er vor allem ist es wohl, der den Durchbruch der vorher 

in Deutschland mehr auf die Kreise der Intellektuellen, besonders der Theologen, beschränkten Sache 

des religiösen Sozialismus in die breiten Massen zustande gebracht hat. 

Sein neuester Schritt hat also für die Sache des religiösen Sozialismus in Deutschland und auch dar-

über hinaus eine große Bedeutung. Auf den ersten Blick mag es wohl scheinen, als ob dieser tragi-

scher Art sei. Denn die Sache des religiösen Sozialismus ist, soweit sie mit den sozialistischen Par-

teien in Beziehung stand, bisher weitaus vorwiegend mit der Sozialdemokratie verbunden gewesen. 

Das rührte zum Teil daher, daß bis zum Austreten des Kommunismus die Sozialdemokratie die ein-

zige in Betracht kommende Vertretung der großen Masse des Proletariats darstellte, zum Teil aber 

auch daher, daß beim Kommunismus zweierlei eine Verbindung mit dem religiösen Sozialismus aus-

zuschließen schien: seine Billigung, ja Verherrlichung der Gewalt und seine leidenschaftliche Ableh-

nung der Religion. Am Anfang zwar haben sich ihm einige angeschlossen, die von der religiös-sozi-

alen Bewegung herkamen, aber sie schieden nach und nach wieder aus, und die Kluft, die sich zwi-

schen dem Kommunismus und uns /S. 445 auftat, erschien je länger je mehr unüberbrückbar. In der 

Schweiz hat dazu auch der Umstand beigetragen, daß in dem Kampf um den Anschluß der schwei-

zerischen Sozialdemokratie an die dritte Internationale es in erster Linie die Religiös-Sozialen waren, 

die sich gegen diesen Anschluß wendeten, und daß sie den Ausschlag im Sinne der Ablehnung gaben. 

Wir haben diese Haltung vor allem darum eingenommen, weil wir die Stellung des Kommunismus 

zur Gewalt und damit zur Demokratie ablehnen, ja darin eine tödliche Gefahr für den Sozialismus 

und die Arbeiterbewegung erblicken mußten. Diese unsere Haltung können wir auch auf keine Weise 

bereuen; wir sind im Gegenteil sicher, daß wir damit sehr wesentlich zur Rettung der schweizerischen 

sozialistischen Arbeiterbewegung beigetragen haben. Denn wenn der Bolschewismus damals den 
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schweizerischen Sozialismus mitgerissen hätte, dann wäre ihm mit höchster Wahrscheinlichkeit das 

gleiche Los zuteilgeworden, das der Sozialismus in Ungarn und Italien erlebt hat. 

Trotzdem war es für uns eine tragische Sache. Denn an und für sich ist ja der religiöse Sozialismus 

keineswegs an die Sozialdemokratie oder überhaupt an eine bestimmte sozialistische Partei gebun-

den. Wie er über alle Parteien hinausreicht, muß er anderseits ihnen allen offenstehen. Darum ist es 

mir immer ein Schmerz gewesen, daß zwischen uns und der einen der proletarisch-sozialistischen 

Parteien völlige Entfremdung, ja Feindschaft eingetreten ist. Es ist ja zu bedenken, daß wir nun nicht 

mehr eine einzige Partei als Vertretung des sozialistischen Proletariats vor uns haben, sondern zwei, 

von denen die eine in gewissen Ländern sogar immer weniger beanspruchen darf, Vertreterin des 

eigentlichen Proletariats zu sein. Die einseitige Bindung an die Sozialdemokratie (soweit eben ein 

engeres Verhältnis zu der Parteiform des Sozialismus in Betracht kommt) erschien auch deshalb im-

mer unangebrachter, als aus der furchtbaren Tatsache des sozialistischen Bruderkrieges gerade dem 

religiösen Sozialismus die [441] Aufgabe zu erwachsen schien, diesen Krieg überwinden und die 

Einigkeit der sozialistischen Bewegung wieder herstellen zu helfen. Und endlich, was das Allerwich-

tigste ist, mußte es uns, gerade uns, doch fast unerträglich sein, einen ganz großen Teil der sozialisti-

schen Arbeiterbewegung einfach der »Gottlosigkeit« zu überlassen, mögen wir über diese Erschei-

nung auch noch so weitherzig urteilen. Ist denn unser Glaube so schwach und eng geworden, mangelt 

es ihm so sehr an Kühnheit und Schlagkraft, daß er vor der hohen Mauer, die das Land des Kommu-

nismus gegen die Welt Christi abzuschließen scheint, Halt machen müßte? 

Im Lichte solcher Gedanken und Tatsachen gewinnt Eckerts Schritt einen anderen Sinn, als er sonst 

haben müßte. Könnte sein Schritt nicht ein kühner Sprung des Glaubens, sein Weg nicht ein Pionier-

weg sein? Es ist doch eine bedeutsame Tatsache, daß die /S. 446 Parteileitung der Kommunisten 

Eckert erklärt hat, sein Amt und seine »Weltanschauung« bildeten kein Hindernis für seinen Eintritt. 

Damit wäre ja in dieser Mauer auf einmal ein Tor offen.* Es ist auch Tatsache, daß es wenigstens in 

Deutschland schon eine verhältnismäßig große Zahl von religiösen Sozialisten gibt, die zur kommu-

nistischen Partei gehören und umgekehrt. Man mag sich allerdings fragen, wie diese sich mit der 

kommunistischen Gewalttheorie und Gewaltpraxis abfinden. Aber sie werden es damit wohl ähnlich 

halten wie diejenigen religiösen Sozialisten, welche in die sozialdemokratische Partei gegangen sind, 

es mit dem Geschichtsmaterialismus und der Klassenkampflehre gehalten haben und halten. Wie wir 

diese zum Teil abgelehnt, zum Teil von unseren eigenen Gedanken aus gedeutet haben, so werden es 

die religiösen Sozialisten unter den Kommunisten mit den besonderen Theorien des Kommunismus 

halten. Sie betrachten das Gewaltprinzip nicht für das Wesentliche am Kommunismus, übersehen es, 

deuten es idealistisch oder religiös, erklären es irgendwie. Was sie am Kommunismus anzieht, ist 

wohl vor allem sein größerer Radikalismus, seine Unbedingtheit oder das, was diesen Eindruck 

macht, ist namentlich auch sein wirklicher oder scheinbarer Gegensatz zu der ganzen Haltung der 

Sozialdemokratie, die immer weniger eine Sache des Proletariates zu sein scheint und im Funktio-

närtum, im Kompromiß, im Nationalismus und Militarismus, kurz in einer neuen Bürgerlichkeit zu 

ersticken droht. Es zieht sie dabei vielleicht weniger zum Kommunismus als zum kommunistischen 

Arbeiter, in dem sie doch auch den Bruder sehen und lieben. Das Parteiprogramm ist ihnen daneben 

unwichtig. Parteiprogramme sind in der Politik ähnlich wie dogmatische Credos in der Religion. Und 

übrigens: welcher lebendige Mensch, welcher Jünger Christi gar könnte sich mit irgendeinem politi-

schen und wirtschaftlichen Programm, heiße es so oder so, völlig identifizieren? Sie sind in diesem 

Sinne bei jeder Partei bloße »Mitläufer«. 

In diesem Sinne, scheint mir, können religiöse Sozialisten auch in die kommunistische Partei gehen, 

immer vorausgesetzt, daß diese von ihnen nicht die Verleugnung ihres Glaubens fordert. In diesem 

Sinne hätten sie sogar eine gewaltige Aufgabe, gingen einen Weg des Wagnisses, des Glaubens und 

der Liebe, einen Weg der Nachfolge Christi. Es hätte keinen Sinn, wenn man von uns, die wir einst 

aus einem ähnlichen Antrieb in die Sozialdemokratie gingen, verlangte, daß wir sie verließen, um uns 

 
*  Wenn die badische Kirchenregierung sofort Eckerts Absetzung beantragt und sie diesmal gewiß auch durchsetzt, 

so verschließt sie ihrerseits dieses Tor wieder, was ja freilich ein Hauptgeschäft des offiziellen Christentums zu 

sein scheint. 
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der kommunistischen Partei anzuschließen, vorausgesetzt auch, daß wir dies mit unserm politischen 

Denken vereinbaren könnten. Wir bleiben am besten, wo [442] wir sind, solange dies innerlich mög-

lich ist. Schließlich haben wir überall die gleiche Auf- /S. 447 gabe, wenn auch in etwas verschiedener 

Form (auch in leichterer und schwerer Form), und es ist ja gerade für das Ziel der Einigung des 

Proletariats gut, wenn in den verschiedenen Parteilagern Menschen sind, die sich verstehen und die 

eine Brücke über die große Kluft bilden können. Wer aber meint, den andern Weg gehen zu können, 

ja zu müssen, er sei gesegnet! Auf alle Fälle wird es ein schwerer Weg sein. 

Was nun Eckert betrifft, so kommt es natürlich darauf an, aus was für Beweggründen er seinen Schritt 

getan hat. Nicht getan hat er ihn, das sei noch ausdrücklich hervorgehoben, wegen seinem Ausschluß 

aus der sozialdemokratischen Partei. Denn, wie schon angedeutet, beschäftigten ihn diese Gedanken 

schon zu einer Zeit, wo sein Verhältnis zur sozialdemokratischen Partei äußerlich noch ganz ungestört 

war. Der Sachverhalt ist wohl umgekehrt, als man zu vermuten geneigt sein wird: Eckert ist nicht zu 

den Kommunisten gegangen, weil er von den Sozialdemokraten ausgestoßen worden ist, sondern er 

ist von diesen, gleichsam im letzten Moment (ob vielleicht aus taktischen Rücksichten?), ausgestoßen 

worden, weil er im Begriff war, zu den Kommunisten zu gehen. 

Welches waren denn seine wirklichen Beweggründe? – Ich bin nicht Eckerts Vertrauter und sehe ihm 

nicht ins Herz. So viel ich aber sehe, waren es zunächst politische Gründe; vor allem die Opposition 

gegen die politische Haltung der Sozialdemokratie in den letzten Jahren. Darin war er mit der »Op-

position« einig und darin auch wir andern mit ihm. Aber die Beweggründe waren bei ihm andere als 

bei uns. Bei ihm war es weniger jener Abfall des Sozialismus von seinem besseren Selbst, was ihn 

zur Opposition trieb, als vielmehr das, was er seine »marxistische Schau« nannte. Diese zeigte ihm, 

so wie er es versteht, jenes einfache Bild der Zuspitzung der Klassengegensätze zum Endkampf, die 

ja auch der Denkweise des Bolschewismus eignet. Das Gewaltproblem trennt ihn von diesem nicht, 

wie denn ja ein gewisser Gewaltglaube mit dieser Art von marxistischem Messianismus innerlich 

verbunden ist. Dazu kommt ein bedeutsamer Zug seines religiösen Denkens, der ihn von uns scheidet, 

der aber für das deutsche Denken weithin charakteristisch ist: mit uns an das kommende Reich Gottes 

glaubend, ist er doch geneigt, zwischen diesem und der Politik jenen Graben zu ziehen, den vor allem 

Luther aufgeworfen hat, und der Politik eine gewisse »Eigengesetzlichkeit« zuzuschreiben, zu der 

auch die Gewalt gehört, während wir, ohne Gottesreich und Politik zu verwechseln, doch an das 

Eindringen von Kräften dieses Reiches auch in die Politik glauben und gerade an dem Ort, wo sich 

heute das Gewaltproblem erhebt, eine solche Durchbruchstelle erblicken. Eckert läßt das Reich Got-

tes in der Politik gleichsam auf der Seite. Es wird aus seiner eigenen Linie kommen; jetzt gilt es, 

freilich auch im Namen Gottes, dem Proletariat zu /S. 448 seinem Recht zu helfen, wenn nötig auch 

mit den Mitteln der Welt. Er will, daß das Proletariat sich auf den Endkampf, den er in der Nähe sieht, 

rüste, auch zu gewaltsamer Abwehr, wenn dies nötig sein sollte. Er ist ein Kämpfer und ein Drauf-

gänger; auch im Geistigen ist er der Reiteroffizier, der er im Kriege war. Nicht etwa, daß er im ge-

wöhnlichen Sinne Militarist wäre, er ist Antimilitarist; aber wenn die Frage gestellt würde, ob man 

das Proletariat wehrlos abschlachten lassen wolle (das ist Eckerts Fragestellung, nicht die meinige; 

ich sehe das ganze Problem anders), dann entsteht bei ihm das schwere Problem, ob man ihm nicht 

doch mit der Waffe in der Hand zu Hilfe kommen müsse, um so sein Los bis in die tragische Schuld 

hinein zu teilen – dann braust [443] das Kämpferblut in ihm aus, bricht der Reiteroffizier aus! – Auf 

alle Fälle soll der Kapitalismus gestürzt werden, und zwar bald! 

Ob Eckert noch andere, noch höhere Motive hat? Ob er überhaupt im Hintergrund ein anderer ist, als 

er vor den meisten erscheint, tiefer, weniger einfach? Wer weiß es? Wünschen möchte ich innig, daß 

er nicht in der Politik, und dazu noch einer gewalttätigen, aufginge oder gar unterginge. Wenn er nun 

als Agitator (im guten Sinne des Wortes) zu den kommunistischen Massen geht, dann wünschte ich, 

daß er ihnen das Evangelium verkündigte, auf neue Art. Er brächte dazu ja große Gaben mit, vor 

allem die Fähigkeit, die Massen mit fortzureißen, eine einfache und damit volkstümliche Art. Und er 

ist kein Aufklärer; sein Glaube ist »positiv«, wie man sagt; es ist nicht irgendein »Freisinn«. Er 

könnte, wenn sein Weg sich so gestaltete, ganz Großes wirken, sehr viel mehr als auf der rein 
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politischen Linie. Denn für einen Politiker im gewöhnlichen Sinne ist er viel zu draufgängerisch, viel 

zu absolut. Er müßte auf dem politischen Wege in einer Tragik enden. 

Ich darf und muß hier wohl ein kurzes, persönliches Wort einfügen. Es ist in orientierten Kreisen nicht 

unbekannt, daß zwischen Eckert und mir bedeutende grundsätzliche Unterschiede bestehen. Ich lehne 

Eckerts »Marxismus« ab, vor allem aber seine Gewaltromantik, soweit sie vorhanden ist, lehne auch 

seine Taktik der Machtgewinnung in der Kirche und in der Partei ab. Für mich ist der religiöse Sozia-

lismus ein neuer Ansatz der Sache Christi. Wenn er als solcher richtig vertreten wird, dann wird er von 

selbst sowohl die Kirche als die sozialistischen Parteien ergreifen, soweit das möglich ist, die Macht-

politik, das Machtstreben aber verdirbt seine Sache. Sein Weg ist anders. Mögen auf dem Machtweg 

auch rasche Erfolge zu gewinnen sein, so werden diese Erfolge vielleicht auch rasch verwelken. Für 

mich ist der religiöse Sozialismus die Erneuerung der Sache Christi in unserer Zeit. Das muß verkün-

digt werden; alles andere ist bloß Vorbereitung dafür oder Peripherie. Diese Sache muß bei aller Schärfe 

immer auch weitherzig, umfassend sein. Eckert ist mir oft zu /S. 449 doktrinär ausschließlich. Er gibt 

mir auch zu viel auf Organisation; er ist mir (wie anderen) oft etwas zu diktatorisch, zu »preußisch«, 

obschon er kein Preuße ist. Gewiß. Das darf nicht verschwiegen werden. Aber ich erkenne auch seine 

bedeutenden, ja großen Eigenschaften: vor allem seinen Mut, sein Draufgängertum (das bei uns so sel-

ten geworden ist!), seine Hingabe, seine Arbeitskraft und Energie, seine Ganzheit. Innig wünsche ich, 

daß all dieses Große sich nicht im rein politischen Kampf verzehre. Innig wünsche ich, daß das Tiefere 

seines Wesens und Hintergrundes noch durchbreche und daß sein Schritt und Weg jene Bedeutung 

gewinne, die ich vorhin wenigstens angedeutet habe. Denn sein Weg – das hoffe ich von Herzen – ist 

auch in einem tieferen Sinne nicht zu Ende! Innig wünsche und bitte ich, daß ihn der Strudel der kom-

menden Dinge nicht verschlinge, sondern in die gottgewollte Höhe seiner Berufung trage. 

Was aber die Deutsche religiös-sozialistische Bewegung betrifft, so hoffe und wünsche ich ebenso 

innig, daß die Krise, die mit dem »Fall Eckert« über sie gekommen ist, nicht etwa zu einer Katastrophe 

werde, sondern ihr zuletzt zum Segen gereiche. Es wird ihr vielleicht doch guttun, wenn sie von der 

zu engen Verbindung mit dem einen Mann und seiner Einseitigkeit befreit wird (an geistig bedeuten-

den Menschen, die ihre Führer sein können, fehlt es ihr ja nicht), und es wird ihr gut tun, wenn ihre 

einseitige Bindung an die Sozialdemokratie stark gelockert wird. Allerdings darf man ja auch nicht 

das Umgekehrte wünschen: daß sie allzu [444] nahe an den Kommunismus gerückt werde. Eckert aber 

wird wohl als Führer par excellence stark zurücktreten müssen. Er ist ja wirklich mehr Einzelgänger 

als Führer, weshalb, nebenbei gesagt, auch fraglich ist, ob die kommunistische Partei mit ihrer »Dis-

ziplin« ihn lange ertragen wird und er sie. Es ist ja vielleicht überhaupt gut, wenn die allzu enge 

Verbindung des deutschen religiösen Sozialismus mit der sozialistischen Partei aufhört. Damit wird 

aber von selbst auch eine Kirchenpolitik unmöglich werden, die einseitig auf Machtgewinn ausginge. 

Denn es werden dafür die Massen fehlen. Dafür wird die Bewegung immer mehr das werden, was 

der religiöse Sozialismus von Anbeginn an sein wollte und seinem tiefsten Sinn nach ist: die religiöse 

Erweckungsbewegung unserer Zeit, der Ruf zum Erwachen der Christenheit für die neue Aufgabe 

Gottes, für den Dienst an der neu erkannten Sache Christi. 

Darum, liebe deutsche Brüder, seid getrost! Auch in alledem ist Gott! Zu seinem Gedanken immer 

wieder von neuem vorwärts! 

In: Neue Wege, Blätter für religiöse Arbeit, Oktober 1931, Heft 10, S. 444-449 

19. Rudolf Bultmann, Stellungnahme zum »Fall Eckert« 1931 

Rudolf Bultmann* billigte zwar Eckerts Beitritt zur KPD nicht, konnte aber einer Disziplinierung nur 

zustimmen, »wenn 1. aus seiner Gemeinde Mannheim begründete Beschwerde erhoben würde (die 

 
*  Zu den Schülern von Rudolf Bultmann, die nach 1945 ein eindeutiges Bekenntnis der Solidarität zu Eckert ab-

legten, gehört Prof. Hans-Werner Bartsch, der als einziger Theologieprofessor einen Nachruf anläßlich des Todes 

von Eckert publizierte. Sein Aufsatz wurde titelgebend für die Festschrift zu Eckerts 100. Geburtstag »Ärgernis 

und Zeichen«, in der er erneut veröffentlicht wurde. Im weiteren Sinne gehört auch der Rostocker 
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ich notabene als begründet nur dann ansehen könnte, wenn sie von einem nennenswerten Bruchteil 

käme, der einzig auf seine Bedienung angewiesen wäre) und wenn 2. ähnliche Beschwerden gegen 

Nazipfarrer in gleicher Weise behandelt würden. Ad 2 wäre noch die allgemeine Bemerkung zu ma-

chen, daß nach meiner Erfahrung die proletarischen Kreise ganz erheblich weiter sind in der Toleranz 

als die bürgerlichen. Die Kirchenleitung aber, die von sich aus gegen Eckert als Kommunisten dis-

ziplinarisch vorgeht, widerlegt wieder einmal das Wort von der Überparteilichkeit der Kirche, die 

leider in Deutschland noch ein frommer Wunsch ist.« 

Zit. nach: X. Rundbrief der Bruderschaft Sozialistischer Theologen vom 1.12.1931, S. 15 f., in: PAB. [445] 

20. Theodor v. Waechter*, Brief an den Evangelischen Oberkirchenrat Badens vom 24. No-

vember 1931 

Stuttgart, den 24. November 1931 

Weißenburgs. 24 

An den 

Oberkirchenrat der evangelischen Kirche Badens 

Karlsruhe 

Sehr geehrte Herren! 

Anläßlich Ihrer Verhandlungen über Herrn Stadtpfarrer E. Eckert, Mannheim, dürften folgende Aus-

führungen vielleicht von Interesse für Sie sein: 

Der Unterzeichnete, Enkel des einstigen Leipziger Rechtslehrers K. G. v. Waechter und Sohn des 

Bengel-Biographen Dr. jur. O. v. Waechter, entschied sich als Gymnasiast vor über 40 Jahren aus 

rein religiösem Empfinden für das Studium der Theologie, absolvierte das Universitäts- und Staats-

examen und war auch als Vikar tätig. Der Zwiespalt zwischen der christlichen Bruderlehre und dem 

in Wirklichkeit bestehenden Klassengegensatz trieb ihn zum Studium der Frage nachdem Woher die-

ses Klassengegensatzes. – Und da fand er die klarste Antwort bei Karl Marx, der aufzeigt, wie – so 

lange die Produktionsmittel nicht ausreichend entwickelt waren, um allen Menschen ein Kulturleben 

zu ermöglichen, – eben der höherstrebende Teil jedes Volkes den anderen Teil knechten und in sei-

nem Dienst für sich mitarbeiten lassen mußte, um so freie Zeit und Mittel zu einem Kulturleben für 

sich zu verschaffen. Daraus ergibt sich nach Marx die entwicklungsgeschichtliche Notwendigkeit der 

antiken Sklaverei, des mittelalterlichen Feudalismus und des neuzeitlichen Kapitalismus. 

Wenn Marx so die bisherige Notwendigkeit der Herrenklassen für die wirtschaftliche und kulturelle 

Höherentwicklung aufzeigt (wie sehr rühmt z. B. das kommunistische Manifest die Großtaten des 

Kapitalismus!), scheint er mir damit der beste Apologet der Kirche zu sein, wenn diese diesen ge-

schichtlichen Entwicklungsnotwendigkeiten nicht in den Weg trat, sondern nur ihre Härten zu mil-

dem suchte. Nun aber fand ich bei Marx auch den Nachweis, daß der Kapitalismus in seiner Höchst-

entwicklung (nach Hegels Dialektik des Umschlags der Gegensätze) die notwendigen ökonomischen 

Voraussetzungen schafft für den Sozialismus – und damit die Möglichkeit einer den Klassengegen-

satz (von Privatbesitzern der Arbeitsmittel des Großbetriebs und der Masse der ihre Arbeitskraft ihnen 

als Ware verkaufen müssenden Lohnarbeiter) überwindenden Gesellschaft; ich erkannte aber auch, 

daß diese Überwindung des Klassengegensatzes nur durchführbar ist im Klassenkampf gegen die ihre 

Herrschaft festhalten wollende Kapitalistenklasse und den diese Herrschaft schützenden Kapitalis-

tenstaat, – hatte doch auch die Kapitalistenklasse, das Bürgertum, ihre höhere Wirtschaftsstufe ge-

genüber dem Feudalismus nur in den Revolutionen von 1789 und 1848 durchsetzen können. [446] 

 
Kirchenhistoriker Prof. Gert Wendelborn zu den Bultmann-Schülern (siehe seine Autobiographie), der sich mit 

zwei Beiträgen (siehe Literaturhinweise) an der Festschriftbeteiligte. [d. Hrsg.] 
*  Siehe Gerd Wilhelm Grauvogel, Theodor von Wächter. Christ und Sozialdemokrat, Stuttgart 1994. Theodor von 

Wächter war zum Zeitpunkt der Abfassung dieser Petition seit Jahren Mitglied der KPD. [d. Hrsg.] 
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Aus dieser Erkenntnis heraus, weil mich als Christ die Forderung einer Brudergemeinschaft beseelte 

und weil ich sah, daß nur die Sozialdemokratie (die damalige!) das wirtschaftliche Hindernis einer sol-

chen Gemeinschaft überwinden wollte, trat ich im Jahr 1893 als »Predigtamtskandidat« der Sozialde-

mokratie bei. Daraufhin wurde mir vom »Königlichen« Württembergischen Konsistorium mitgeteilt, 

daß »die Zugehörigkeit zur Sozialdemokratie nicht vereinbar sei mit dem Kirchdienst und es mich daher 

von der Liste der Predigtamtskandidaten streichen müsse.« (Dabei stand ich damals ganz auf kirchli-

chem Standpunkt und hatte die besten Zeugnisse des Stadtpfarrers, bei dem ich Vikar war.) Heute hat 

das Konsistorium doch wohl die Unbegründetheit jenes damaligen Schrittes einsehen müssen! 

Als erster religiöser Sozialist hatte ich anfangs einen schweren Stand innerhalb der Sozialdemokratie, 

die zu jener Zeit ebenso wie heute die KPD ganz von atheistischen Kreisen beherrscht war. Doch in den 

Massenversammlungen, welche mir meine Maßregelung einbrachten, von Lörrach bis nach Memel, in 

denen ich die Vereinbarkeit von Christentum und Sozialdemokratie gegen rechts wie links verteidigte, 

fand ich bei den Massen begeisterte Zustimmung und die leuchtenden Augen; der starke Händedruck 

der Hörer zeigte mir, wie vielen es wie die Befreiung von einem Bann war, daß der bisherige Wider-

spruch zwischen ihrem innersten religiösen Empfinden und ihrer politischen Stellung gelöst wurde! 

Eine schwere Nervenzerrüttung infolge der steten Kämpfe nach rechts wie links und infolge des zu 

einfachen Lebens, um jeden Arbeitergroschen auf den Vortragstouren zu sparen (Reisen 4. Klasse, 

Essen und Schlafen in den billigsten Herbergen) führten mich in die Stille nach Italien, wo ich 21 

Jahre als Lehrer lebte, aber auch dort der Sozialdemokratischen Partei angehörte. Als ich, durch den 

Kriegseintritt Italiens gezwungen, im Jahre 1916 wieder nach Deutschland kam, erkannte ich, daß die 

Sozialdemokratische Partei nicht mehr ihr altes Endziel wollte und den von Marx klar aufgezeigten 

Weg einhielt, trat ich der USP und mit dieser dann der KPD bei, wieder wohl als erster religiöser 

Kommunist. Allerdings war ich schon viele Jahre aus rein religiösen Gründen (weil mir die Erziehung 

zum Autoritätsglauben – Konfirmationsbekenntnis – unwahr erschien) aus der Landeskirche ausge-

treten, doch vertrat ich stets, daß ich der Kirche die Vermittlung des Christusgeistes verdanke, der 

mich zum Eintritt in den Klassenkampf des Proletariats, als einziges Mittel der Aufhebung des Klas-

sengegensatzes, geführt habe. Auch in der KPD erkannte ich wie früher, als ich in der Sozialdemo-

kratischen Partei allein stand mit der Vertretung des religiösen Standpunktes, daß eben die Gegner-

schaft der offiziellen Landeskirche gegen den Freiheitskampf der Arbeiter (und 1812 hatte die Kirche 

doch das Wort gutgeheißen: »Der Gott, der Eisen wachsen ließ, wollte keine Knechte«) die Erbitte-

rung gegen die Kirche schuf und der Propaganda intoleranter Antipfaffen (Bebel sagte: ich hasse 

Pfaffen und Antipfaffen) den Boden schuf, – ich sah immer mehr, daß es nur eine Möglichkeit gab, 

dieser Intoleranz gegen alles Religiöse entgegenzutreten, wenn religiös Gesinnte auch in Reih und 

Glied mit den Atheisten in den Freiheitskampf eintreten und womöglich sich energisch vor allem bei 

selbstlosen Kämpfen im Wettkampf mit den Atheisten betätigen! 

Da war es nun eine erlösende Tat, daß endlich ein amtlicher Vertreter der Kirche sich offen für den 

zielbewußten Weg des Freiheitskampfes des durch den Kapitalismus geknechteten Proletariats be-

kannte, – und das ist das Wichtigste, – die KPD und ihre Zentralleitung dazu brachte, gegen das 

Geschrei der Antipfaffen in der Partei die Gleichberechtigung seines religiösen Standpunktes [447] 

innerhalb der Partei anzuerkennen, und damit wieder vielen den Mut gegeben hat, ihre religiöse Über-

zeugung trotz ihrer politischen Überzeugung zu vertreten. 

Das Große an der Massenversammlung in der Stuttgarter Stadthalle* war, daß ein Mann zu Menschen, 

die bisher im Christentum nur den Feind ihres Freiheitskampfes gesehen haben, offen aussprach, daß 

eben sein Christentum, sein Gottesgefühl, der Christusgeist ihn in (zum Wettkampf mit den Atheisten) 

geführt habe. Es war ein ganz neuer Ton, der hier die Forderungen des Kommunismus nicht aus per-

sönlichem Hasse und Erbitterung, sondern aus Idealismus, aus den höchsten Menschheitsidealen ab-

leitete. Bedenken Sie doch, was das heißen wollte: »Das Wort vom Christusgeist« – »von den 

 
*  Siehe II. 30 in diesem Band. 
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Menschen, die in Christus eine Verdeutlichung der letzten und stärksten Kraft menschlichen Lebens 

sehen« – konnte in einer kommunistischen Massenversammlung gesprochen werden, – ohne Wider-

spruch! 

Müssen Sie das nicht selbst als eine gewaltige Tat eines Vertreters Ihrer Kirche fühlen und anerkennen? 

Der tosende Beifall der Massenversammlung (mit dem ganzen Körper, mit den Füßen wie mit den 

Händen suchte er einen minutenlangen Ausbruch!) zeigte die Ergriffenheit mit Deutlichkeit, welche 

so viele fühlten, daß alte lang schlummernde Triebe nach idealer Begründung ihres Kampfes in ihnen 

neu geweckt wurden. Und diesem positiven Geist des Kampfes, den Eckert als aus seinem Gottesbe-

wußtsein und dem Christusgeist stammend offen bekannte und der hier zum ersten Mal den Weg zu 

den Massen fand, dem wollen Sie den Weg wieder versperren, wollen den Antipfaffen Recht geben, 

wenn diese sagen: Seht, es gibt keine Begründung eures Kampfes aus dem Geist des Christentums 

heraus; nur den Kampf gegen alle Religionen kann euch zu Kämpfern für den Kommunismus, für die 

neue klassenlose Gesellschaft machen? 

Wer über Rußland nicht nur die Gegner hört und liest, sondern auch neutrale Berichte zu sich spre-

chen läßt (was für Greuel las ich 1915/16 in Italien über Deutschland!), der muß bekennen (trotz allen 

Fehlern; wie viele machte die französische bürgerliche Revolution!), daß sich in Rußland ein Kollek-

tivgeist bildet, in dem der Einzelne sein Wohl nur noch im Ganzen sieht, gerne vorerst noch Hunger 

und Not leidet, um die Produktionsmöglichkeit so zu steigern, daß einst allen Brot und Kultur gesi-

chert werden kann. Kommt einen der atheistische Russe nicht vor wie der Mann im Evangelium, der 

sagte: nein, ich erkenne dich nicht als Herrn an, und tat des Herrn Wille! Sollte der meiste Gotteshaß 

nicht ein vor dem wahren Gott heiliger Haß gegen den falschen von der Zarenkirche gepredigten 

Gott sein!? Sind nicht diese Atheisten in Wirklichkeit »En-thus«iasten, d. h. gott-voll, wie von Bebel 

einst einer sagte, als er ihn in der ihn selbst verzehrenden Glut der Hingabe reden hörte: »Wenn Bebel 

Gott nicht hat, Gott hat den Bebel!« 

Und wenn die Kirche in ihrer Mehrheit auch noch nicht erkennt, daß (wie Marx selbst beweist) aller-

dings zwar bisher die Klassengegensätze nötig waren, jetzt aber die Zeit erfüllt ist, wo die hohe Ent-

wicklung der Produktionsmittel eine höhere, alle Klassengegensätze (nicht alle Unterschiede!) auf-

hebende Wirtschaftsordnung nicht bloß ermöglicht, nein, bei Gefahr des »Unterganges des Abend-

landes« fordert, so möge die Kirche doch, wenn sie nicht selbst den Weg gehen will, den Weg doch 

nicht verschließen, denen, die ihn gehen wollen, wie einst die jüdischen Kirchenleiter den neuen Weg 

nicht nur selbst nicht gehen, sondern auch anderen [448] verschließen wollten. Möge die Kirche nicht 

wie einst die jüdische erfunden werden als die, die »wider Gott«, d. h. wider den Willen Gottes für 

unsere Zeit kämpft. 

Es mag ja sein, daß die Kirche im Blick auf die weiten, dem Kommunismus schroff entgegenstehen-

den Kreise glaubt, daß ein kommunistischer Pfarrer z. Zt. noch nicht »tragbar« sei; nun, dann stelle 

sie ihn zur Disposition und warte die weitere Entwicklung ab, – auch vor 40 Jahren meinte sie, ein 

sozialistischer Pfarrer sei untragbar, und heute!? Könnte nicht vielleicht Herrn Pfarrer Eckerts Werk 

doch von Gott sein? Ersparen Sie doch nicht der Leitung der KPD, daß sie ihren eigenen intoleranten 

Antipfaffen entgegentreten muß in Anerkennung der Gleichberechtigung eines evangelischen Pfar-

rers mit den Freidenkerführern! Stellen Sie bitte, (ich spreche im Namen Hunderttausender, noch 

religiös gesinnter Kommunisten) Herrn Stadtpfarrer E. Eckert wenn, »zu Dienst«, so doch nicht »au-

ßer Dienst«. Warten Sie die Entwicklung ab, und drängen Sie nicht durch seinen Ausschluß Tausende 

mit aus der Kirche hinaus. Es handelt sich heute um einen großen Wendepunkt im Leben der Kirche 

und der kommunistischen Partei. Möge die große Frage große weitblickende Männer finden! 

Entschuldigen Sie mein freies Wort, aber es kommt aus selbstlosem Wahrheitssinn! 

Hochachtungsvoll 

gez. Theodor v. Waechter 

In: »Sammlung Eckert« in PAB. 
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21. Luise Rudolph, Brief an den Evangelischen Oberkirchenrat vom 25. November 1931 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Leider hat die Badische Landeskirche in bedauerlicher Übereilung eine erneute Amtsenthebung Pfar-

rer Eckerts und ein abermaliges Dienstgericht verfügt, nur weil Pfarrer Eckert aus seiner großen 

Liebe, aus seinem Glauben heraus den Mut hat, sich auf die Seite der Allerärmsten, Ausgestoßenen, 

Verachteten zu stellen, nur weil er Gottes Auftrag an unsere Zeit* wirklich begreift und aus unbe-

dingtem Gewissen im Gehorsam Gott gegenüber handelt. 

»Ketzergericht« wurde mit Recht genannt, was jetzt die Kirche vorhat. Statt dankbar zu sein, daß ein 

Geistlicher wagt – was die Kirchen längst hätten tun sollen – die Kluft zu überbrücken zwischen den 

Unterdrückten, Ausgestoßenen, Verfemten und in tatchristlicher Liebe, in aufopferndem Kampf sich 

dafür einsetzt, daß die gegenwärtigen gottwidrigen Lebensverhältnisse und Ordnungen aus dem Geist 

Jesu heraus umgestaltet werden, scheint die Kirche mit vielen Pharisäern und »Frommen« nach Jesaja 

»blind« und »verstockt« zu sein. Und unser Heiland ruft uns doch zu: »Wachet«, – »Weh dem, durch 

welchen Ärgernis kommt!« Die Seelen der Tausende von Menschen, die am Leben verzweifeln aus 

Hunger und Elend, zum Mörder der eigenen liebsten Kinder und Gatten, zum Selbstmörder werden, 

sie werden einst von den [449] Kirchen, von allen, die Christen sein wollen, gefordert werden. Wir 

sind schuldig an ihnen, unseren Brüdern – und auch die »Gottlosen« sind unsere Brüder –, wenn wir 

nicht die Ursachen der Verzweiflung, der Gottlosigkeit suchen, ergründen und mit unserem Wesen 

und Sein dafür eintreten und kämpfen, daß jene Ursachen beseitigt, unmöglich gemacht werden. Der 

Kampf gegen die Ursachen der Gottlosigkeit und das Beseitigen dieser Ursachen – nicht der Kampf 

gegen die »Gottlosen«, an denen wir ja alle schuldig wurden – wird dahinführen, daß eine Gottlosen- 

und Freidenkerbewegung unmöglich wird. Es gilt die Wurzel in den Ursachen zu treffen. 

Wenn wir ruhig zusehen, wie immer weiter Tausende ins Elend gestoßen werden durch die wider-

göttlichen Verhältnisse, ja selbst die Kirchen, die das Gewissen der Welt sein sollen, zu alledem Jahre 

hindurch schweigen und nun sogar unsere evangelische Kirche durch die Handlungsweise Pfarrer 

Eckert gegenüber sich offen als parteiisch bekennt und die Verzweifelten, die durch diese widergött-

lichen Verhältnisse am Glauben Irregewordenen einfach hinausstößt, vor ihnen die Kirchentüren zu-

schließt, wenn wir und vor allem die in der Kirche Berufenen und Verantwortlichen Gottes Sprache 

und Gebot nicht mehr verstehen, dann wird Gottes Gericht über uns alle und über die Kirchen dahin-

brausen, die Seine Kinder, die von unserem Heiland besonders geliebten und gesuchten verlorenen 

Schafe hinausstoßen. 

Es ist unser heißes Anliegen, daß unsere evangelische Kirche einen wirklichen Bußtag gefeiert und 

erkannt haben möchte, daß sie eine furchtbare Katastrophe und damit die Kirche dann die ersten 

Christenverfolgungen bei uns herbeiführt, wenn sie Pfarrer Eckert, diesem wirklichen Jünger Jesu, 

Altar und Kanzel verweigert und mit ihm die kommunistisch und sozialistisch empfindenden Massen 

bewußt aus der Kirche ausstößt. Ich bitte in letzter Stunde dringend und mit mir viele, daß unsere 

Kirche sich von Gott die Augen öffnen lassen möchte. Wenn wahre Bruderliebe, des Heilandes Liebe 

zu den Elenden, Schwachen, durch die gegenwärtigen Verhältnisse Verzweifelten, durch die Lieblo-

sigkeit der Menschen und ungöttlichen Verhältnisse an Gottes Liebe und Allgüte Irregewordenen 

nicht mehr bei den Christen und der Kirche gesucht und gefunden werden darf, müssen wir dann 

nicht erschrecken vor dem Reifwerden zum Gericht Gottes und in letzter Stunde ernstlich Buße tun, 

uns hüten andere zu richten, Gottlose, Freidenker, an denen wir schuldig wurden. Darf unsere Kirche 

noch in fremden Ländern Heidenmission treiben, wenn sie die »Heiden« im Vaterlande hinausstößt, 

ihnen die Kirchtüren verschließt, einen Geistlichen ausstößt, den Gott berufen hat, gerade diese »Hei-

den« zu suchen und zu finden auf Wegen, die Gott ihm weist, die andere aber nur in Blindheit nicht 

begreifen und mißverstehen! Da ist der Antichrist, wo der Mammon als Gott angebetet wird und alles 

Gold der Welt zusammengerafft wird; der Tanz um das Goldene Kalb ist die Profitgier und Kapital-

sucht der Menschen, die Millionen Gottesgeschöpfe auf die Straße werfen und leiblich und seelisch 

 
*  Siehe II. 22 in diesem Band. 
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verkommen lassen. Nicht da, wo Menschenbruderschaft, Gerechtigkeit, Brot und Arbeit für alle Men-

schen erstrebt, erkämpft und geschaffen wird, ist der Antichrist. Begreift unsere badische Kirche, 

deren Glieder und Führer, denn nicht Gottes Stimme, der sich in dem ersten Dienstgericht zu Pfarrer 

Eckert bekannte, ihn bei seinem ersten Gottesdienst am 5. Juli 1931** – nach dem Dienstgericht – 

erneut berief als Seinen Propheten, [450] als Seinen Jünger, der gleich Petrus in unbedingtem Gehor-

sam von Jesus zum Menschenfischerberufen ward durch den von Gott auf diesen Sonntag geschenk-

ten Lektions- und Predigttext: Jesaja 6, 1-13 und Lukas 5, 1-11. 

Jes. 6, 1-13 Die Berufung zum Prophetenamt – der Heilige Gott offenbart sich seinem Knecht, berei-

tet ihn; wer will Gottes Bote sein in dieser allerschwersten Zeit; wer hat den Wage- und Kampfesmut 

aus dem Glauben heraus? »Hier bin ich, sende mich.« Und wer will diese Sendung aufhalten, wer 

gehört zu den Verstockten, Verblendeten, die gerichtet werden? Wer aber will und darf zu dem Wur-

zelstamm, dem heiligen Samen gehören! 

Und Luk. 5, 1-11 Und erfüllt der Jünger des Herrn Gebot, handelt er in dem unbedingten – durch 

Menschen und Verfolgungen unbeirrten – Gehorsam, dann segnet der Heiland das Werk und ruft 

Seinem Jünger zu: »Fürchte dich nicht: denn von nun an wirst du Menschen fangen.« 

Die dort vorliegende erste Predigt Pfarrer Eckerts vom 5. Juli 1931 zeigt ja deutlich, wie er von Gott 

getrieben wird gegen alles Herkommen – dazu gehört auch der Übertritt zur KPD – zu handeln, um 

dadurch Gottes Willen zu erfüllen an der Menschheit. Gott schenkt aber auch die Kraft, Hohn, Spott, 

Verachtung, Verleumdung und Steinigung zu ertragen, die auf dem schweren Wege der Jesusnach-

folge aus Gehorsam und Glauben heraus Seinem Knecht und Jünger begegnen. – Gottes Wille und 

Auftrag an Pfarrer Eckert – an uns Christen –, der sich in den letzten Geschehnissen vollzieht, offen-

barte sich ganz klar schon in jenem ersten Gottesdienst vor Monaten; also bereits Anfang Juli. – 

In wunderbarer Gottesoffenbarung wurde mir die klare Gewißheit geschenkt: Es ist des Herrn Sache, 

für die Pfarrer Eckert kämpft, es ist des Herrn Wille und Weg, den er geht; auf dem er vorwärts 

gestoßen wird. »Die Sach ist Dein, Herr Jesu Christ, die Sach, an der wir stehn, und weil es Deine 

Sache ist, kann sie nicht untergehn.« 

Aus dieser Gewißheit heraus bitte ich den Herrn Präsidenten und unsere Kirche dringend und herzlich, 

wie schon in meiner früheren Eingabe vom Mai dieses Jahres Pfarrer Eckert in seinem Seelsorge- und 

Predigtamt zu belassen und allen Menschen – auch den Allerärmsten, Irregewordenen, auch den So-

zialisten und Kommunisten – mit Geduld und Heilandsliebe zu begegnen, die ja nicht den Tod des 

Sünders will, sondern daß er lebe – Gott will ja, daß allen Menschen geholfen werde und sie zur Er-

kenntnis der Wahrheit kommen – mit Heilandsliebe, die also gerade den verlorenen Schafen nachgeht 

und sie nicht aus der Kirche, der Gemeinschaft der Gläubigen ausstoßen darf. Viele der Kommunisten 

hörte ich nach der Eckert-Versammlung hier in Mannheim, die in tiefem Ernst sagten: Jetzt haben wir 

einen Pfarrer, nun gehen wir auch wieder zur Kirche. Ungezählte hatten das heiße Verlangen, Gottes 

Wort zu hören von dem Geistlichen, der sich ihrer nicht schämt, sie nicht verachtet, sondern aus seiner 

tiefen Liebe, aus seinem tiefen Glauben heraus, getrieben von Gott zu ihnen kommt, um den gequälten 

Brüdern zu helfen. Und wie beantwortet die Kirche dieses heiße Sehnen und Verlangen der Massen, 

die durch einen Jünger Jesu wieder Vertrauen und Verlangen nach Gott und Kirche gewannen? Pfarrer 

Eckert darf am darauffolgenden Sonntag nicht predigen, weil er zu Euch „Kommunisten«, zu Euch 

»Gottlosen« gegangen ist; Euch ist die Kirche verschlossen. Und wie viele Seelen sind noch unter 

diesen Ausgestoßenen – denn sie sind als jene, die Sonntag für Sonntag Gottes Wort hören, aber nicht 

danach tun, hier wie dort gibt es Tatchristen und Gottlose; wer aber darf und wagt es zu richten! 

[451] In unserer Zeit des Elends will also die Kirche nicht mehr für alle Menschen da sein, sondern 

verschließt sich gerade den Mühseligen, sie dadurch erst recht in die Gottlosen- und Freidenkerbe-

wegung hineinstoßend. Unser Heiland aber sagt: »Kommet her zu mir alle, die ihr mühselig und 

beladen seid.« 

 
**  Siehe II. 22 in diesem Band. 
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Und nun schließe ich grüßend mit dem Wort des Herrn Präsidenten vom 29. Mai 1931: »Gott ist 

getreu«. Er läßt die Armen und Ärmsten nicht allein, er läßt sie nicht weiter in Verzweiflung, Fins-

ternis und Seelennot, sondern er wird Seinen Willen durch Seine Werkzeuge, die von Ihm berufenen 

Propheten und Diener richtend und heilend hindurchführen, auf daß sein Reich der Liebe, der Ge-

rechtigkeit und Güte, um das wir in Seinem Auftrag täglich bitten, komme. – 

Meine herzliche Bitte um Belassung Pfarrer Eckerts in seinem Amt und dadurch um Bewahrung unserer 

Kirche in letzter Stunde vor dem drohenden Gericht Gottes geschieht im Namen vieler Glaubensbrüder 

und Schwestern, die infolge dieses Briefes nicht alle einzeln noch einmal schreiben möchten 

Hochachtungsvoll und ergebenste. 

gez. Luise Rudolph* 

In: »Sammlung Eckert« in PAB. 

22. Heinz Kappes: »Ihr Kleingläubigen, warum seid ihr so furchtsam?« Ein Wort an die Kirche 

zum Fall Eckert 

Jesus richtet diese Frage an seine Jünger, die im Meeressturm verzagen wollen. Wir richten diese 

Frage heute an die Kirche. Uns scheint, daß das jetzige Vorgehen der Kirche gegen Eckert in ihrem 

Kleinglauben begründet ist. 

Wir wollen der Kirchenbehörde durchaus Gerechtigkeit widerfahren lassen. Wir glauben, daß bei den 

führenden Männern ein Gefühl dafür lebendig ist, daß sie bei der Einleitung des dienstgerichtlichen 

Verfahrens mit dem Ziel der Amtsenthebung eine tragische Pflicht gegenüber der Kirche als einer 

menschlichen Organisation erfüllen. Die Führung der Kirche glaubt, daß ihre Verantwortung gegen-

über der Kirche als einer verfaßten rechtlichen Organisation sie um des Bestandes dieser Kirche wil-

len zwingt, den Trennungsstrich zwischen dieser Kirche und einem Pfarrer zu ziehen, der zur Kom-

munistischen Partei übergetreten ist. Aber aus der Kirchengeschichte wird die Kirchenführung wis-

sen, daß sie damit nur ein vorläufiges Urteil fällt. Das endgültige Urteil spricht Gott durch die Ge-

schichte. Und er hat in der Vergangenheit in vielen Fällen den Ketzern recht gegeben, welche die 

Kirche verdammte und ausschloß. 

Die zurückliegenden Eckert-Prozesse haben die Frage: »Kann ein Pfarrer Sozialdemokrat sein?« in 

bejahendem Sinn entschieden. Der religiös-sozialistischen Bewegung, soweit sie sich [452] um die 

Aufgabe müht, die in der Kirche verbliebenen Sozialisten zur Mitarbeit, Mitverantwortung und Mit-

leitung, damit auch zur Umgestaltung der Kirche heranzuziehen, wurde durch ein Gerichtsurteil das 

Recht in der Kirche zugebilligt. Der Intransigenten unter den Positiven, welche heute noch dies Urteil 

bekämpfen, gibt es immer weniger. 

Nun handelt es sich um die Frage: »Kann ein Pfarrer Mitglied der Kommunistischen Partei sein?« 

Mit einer Mehrheit in der Kirchenregierung [7:2, d. Hrsg.] wurde diese Frage verneint. Die öffentliche 

Begründung wies darauf hin, daß die Kommunistische Partei sich zum Atheismus bekenne und die 

Gottlosenbewegung unterstütze. Diese Begründung ist in keiner Weise stichhaltig. Pfarrer Eckert 

konnte darauf hinweisen, daß ihm die kommunistische Parteileitung ausdrücklich das Recht zugebil-

ligt hat, daß er von ihr trotz seines geistlichen Berufes als vollgültiger Parteigenosse anerkannt werde. 

Diese Erklärung gab die Kommunistische Partei nicht ab gegenüber einem Pfarrer, der etwa sich 

politisch im Verborgenen hält. Sondern sie gab diese Erklärung eben dem Pfarrer Eckert, von dem 

sie von Anfang an wußte, daß er an eine prominente Stelle in der Parteiöffentlichkeit treten wird. 

Darüber hätte die Kirche eigentlich nur eine große Freude empfinden müssen. Sie hätte sofort erken-

nen müssen, daß dadurch der Weg geebnet ist, daß auch in der kommunistischen Partei, deren Wer-

bekraft heute für jeden klar zutage tritt, die traditionelle Religionsfeindschaft relativiert wird. Von 

 
*  Luise Rudolph hielt auch ihre Solidarität mit Eckert aufrecht, als dieser zwischen Gefängnis und Zuchthaus eine 

auf den Namen seiner Frau angemeldete Leihbücherei im Frankfurter Bahnhofsviertel betrieb. Sie unterstützte 

ihn mit Proviant und Geld. Siehe Friedrich-Martin Balzer, Zwischen Gefängnis und Zuchthaus. Alltag des Erwin 

Eckert. In: Prüfet alles, das Gute behaltet, Bonn 2010. [d. Hrsg.] 
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nun an gilt eben auch bei der KPD: Religion ist Privatsache, d. h. die Gewissenssache des Einzelnen. 

Die Gottlosenbewegung hört dadurch auf, Parteisache zu sein. Sie wird zu einer Angelegenheit einer 

privaten weltanschaulichen Organisation, eben der proletarischen Freidenkerbewegung, die auf dem 

Boden des Kommunismus steht. Und den großen Massen von kommunistischen Wählern, die noch 

Mitglieder der Kirchen sind, wird durch die Tatsache, daß in der Kommunistischen Partei Pfarrer 

sind, das schlechte Gewissen genommen, als ob sie als überzeugte Kommunisten nun auch aus der 

Kirche austreten müßten. Die Kirche hätte also ganz einfach die Konsequenz ziehen müssen: wenn 

die KPD einen Pfarrer anerkennt, dann erkennt auch die Kirche einen Kommunisten an, wenn er sich 

als Pfarrer den geistlichen Ordnungen der Kirche fügt und dem christlichen Bekenntnis treu bleibt. 

Die Kirche hat von Eckert verlangt, daß er nach seinem Übertritt zur KPD sein Amt niederlegt. Sie 

hat damit dasselbe getan, was im Jahre 1899 das Königliche Konsistorium in Württemberg gegenüber 

Christoph Blumhardt tat, als es auf Grund der Ächtung, mit der Blumhardt nach seinem Übertritt zur 

Sozialdemokratie von den weitesten kirchlichen Kreisen verfolgt wurde, von ihm verlangte, daß er 

auf Rang und Titel eines württembergischen Pfarrers verzichtete. Blumhardt ist jener Aufforderung 

stillschweigend nachgekommen. Er stand ja auch nicht in einem großen Gemeindepfarramt, war nicht 

führendes Mitglied der Landessynode, wie dies bei Eckert der Fall ist. Heute kann kein Mensch dar-

über im Zweifel sein, daß das damalige württembergische Konsistorium kurzsichtig und unrecht ge-

handelt hat. So gut sich die stärksten Bewegungen in der gegenwärtigen evangelischen Theologie auf 

Christoph Blumhardt gründen, so sicher hätte sich wohl auch damals eine kirchliche Bewegung auf 

ihn aufbauen können, welche schon vor einer Generation eine Versöhnung zwischen dem sozialisti-

schen Proletariat und der Kirche angebahnt hatte. Die damalige Sozialdemokratie war wohl, auf das 

Ganze gesehen, ebenso »gottlos« wie die heutige KPD. 

[453] Jenem Kirchengemeinderat in Mannheim, der in Abwesenheit der religiösen Sozialisten mit 

allen Stimmen der Positiven und Liberalen es für untragbar erklärte, daß Eckert nach seinem Übertritt 

zur KPD noch weiter als Pfarrer in Mannheim amtiere, kann man die Erregung jener Tage als mil-

dernden Umstand für seinen sonst vollkommen unverständlichen Beschluß zubilligen. Von einer Kir-

chenregierung muß man aber die Weisheit Gamaliels erwarten. (Apostelgesch. 5, 38, 39). Sie hätte 

gerade das nicht tun dürfen, Eckert die Amtsniederlegung zuzumuten. Sie hätte ihm zu seinem Urlaub 

nach Rußland noch einen weiteren längeren Urlaub anbieten müssen, damit er Zeit und Möglichkeit 

hat, gründliche Studien über das Problem Kommunismus und Religion zu machen. Wenn er dann auf 

seinem Standpunkt geblieben wäre, hätte sie zumindest ihn wieder in seine Pfarrerrechte einsetzen 

und solange in ihnen belassen müssen, als sich aus der Amtsführung Eckerts kein Grund zu einem 

Einschreiten ergeben hätte. Und auch dann wäre nicht ein Disziplinarverfahren, sondern der einfache 

Rat zur Niederlegung des Amts am Platze gewesen. 

Aber das ist ja gerade unsere Überzeugung, daß es aus sachlichen Gründen zu einer solchen Konse-

quenz nicht kommen muß. Man wird zunächst darauf verweisen, daß das Wort Lenins vom Jahre 

1909, das Eckert in seinen Versammlungen in Mannheim, Karlsruhe usw. vorgehalten wurde, schon 

im Prinzip eine religiöse Wirksamkeit in der KPD unmöglich macht. Dieses Wort heißt: 

»Wenn ein Geistlicher zwecks gemeinsamer politischer Arbeit zu uns kommt und gewissenhaft Par-

teiarbeit leistet, ohne gegen das Parteiprogramm aufzutreten, so können wir ihn in die Reihen der bol-

schewistischen Partei aufnehmen, denn der Widerspruch zwischen dem Geist und den Grundlagen 

unseres Programms und der religiösen Überzeugung des Geistlichen könnte unter solchen Umständen 

ein nur ihn allein angehender persönlicher Widerspruch sein; eine politische Organisation kann aber 

nicht ihre Mitglieder daraufhin prüfen, ob nicht zwischen ihren Anschauungen und dem Programm 

der Partei ein Widerspruch besteht ... Und würde z. B. ein Geistlicher in die bolschewistische Partei 

eintreten und als seine wichtigste und fast ausschließliche Arbeit eine aktive Propaganda religiöser 

Anschauungen in der Partei verbreiten wollen, so müßte die Partei ihn aus ihrer Mitte unbedingt aus-

schließen. Wir müssen alle Arbeiter, die den Glauben an Gott noch bewahrt haben, zu der kommunis-

tischen Partei nicht nur zulassen, sondern sie mit verdoppelter Energie heranziehen; wir sind unbedingt 

gegen die geringste Verletzung ihrer religiösen Überzeugung, aber wir wollen sie heranziehen, um sie 

im Geiste unseres Programms zu erziehen, nicht aber, damit sie aktiv gegen dieses kämpfen.« 
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Die kirchliche Betrachtung wird aus dieser Erklärung sofort den voreiligen Schluß ziehen: also nimmt 

man die Toleranz lediglich als Lockmittel und versucht dann, wenn man mittels einer Toleranzerklä-

rung die Massen der noch kirchlich gebliebenen Arbeiter erfaßt hat, sie »im Geist des kommunisti-

schen Programms« zum Atheismus zu verführen. Und für den Pfarrer wird dann ohnedies seine Wir-

kungsfreiheit bald aufhören, da er doch als Pfarrer auch in der Partei »als seine wichtigste und fast 

ausschließliche Arbeit eine aktive Propaganda religiöser Anschauungen« betreiben wird. Andernfalls 

wäre er eben kein Pfarrer. Dieser Schluß, der wahrscheinlich im Prozeß gezogen wird, ist schlechthin 

falsch. Jenes Zitat wurde durch folgende Erklärung eingeleitet: 

[454] »Als Marxisten betrachten wir alle heutigen Religionen und Kirchen stets als Organe des ge-

genwärtigen kapitalistischen Staates, der bestehenden kapitalistischen Gesellschaft, die zum Schutze 

der Ausbeutung und der Betäubung der Arbeiterklasse dienen. Wir wissen jedoch, daß die Wurzeln 

der Religionen sozialer Natur sind. Die Furcht ist es, die die Götter erzeugt hat.« 

Da sehen wir, daß als Wissenschaft noch jene materialistische Betrachtung der Religion ausgegeben 

wird, welche vor zwei und drei Generationen modern war. Auch das Wort Lenins ist doch vor fast 25 

Jahren geschrieben worden. Jedermann weiß, wie gering die moderne Wissenschaft in allen ihren Dis-

ziplinen über damalige Auffassungen denkt. Das Fortschreiten der menschlichen Erkenntnis hat die 

eigentlichen Rätsel, in welche das Wesen aller Dinge eingehüllt ist, nicht gelöst, sondern steht ihnen 

heute ehrfürchtiger gegenüber als früher. Der Physiker, der Geologe, der Mediziner, der Historiker, der 

Philosoph – sie alle bestreiten heute nicht mehr das Recht des religiösen Glaubens. In dieser Beziehung 

ist die ganze Freidenkerbewegung, wo sie sich »wissenschaftlich« nennt, heute leicht zu widerlegen. 

Schwieriger wird es da, wo man das soziologische Moment bei den Kirchen hervorhebt, wo man aus 

der Geschichte wirklich nachweisen kann, daß die Kirchen immer wieder eine Versicherung auf Ge-

genseitigkeit mit der herrschenden Gesellschaftsklasse eingegangen sind. Die eigentliche marxisti-

sche Betrachtungsweise ist die soziologische. Lenin sah in dem Rußland von 1909 die verhängnis-

volle Rolle, welche die Staatskirche als Instrument des Klassenkampfes von oben gegen das Proleta-

riat spielte. Die Haltung des Königlichen Konsistoriums gegenüber Blumhardt ist ebenfalls ein Be-

weis hierfür. Aus der deutschen Kirchengeschichte der drei letzten Generationen lassen sich unzäh-

lige Beweise dafür erbringen, daß das Christentum zu einem Instrument der kapitalistischen Gesell-

schaft erniedrigt wurde. 

Gegen diese Tatsachen helfen keine Proklamationen. Da hilft nur der gelebte Gegenbeweis. Und die-

ser ist zwingend, wenn die Kirche nicht nur theoretisch überparteilich ist, sondern wenn sie es gera-

dezu fordert, daß ihre Geistlichen auch auf der Seite der Unterdrückten stehen, und wenn voller Ernst 

mit der Verkündigung des »ganzen Evangeliums« gemacht wird, welches den Unterdrückten das Heil 

und den Unterdrückern das Gericht predigt. 

Die sehr interessanten russischen Reiseberichte, welche in der »Frankfurter Zeitung« über das Prob-

lem »Bolschewismus als Religion« in diesen Wochen veröffentlicht worden sind, weisen auf das 

völlige Versagen der russischen orthodoxen Kirche in sozialer Beziehung hin. Sie heben hervor, daß, 

obwohl z. B. der orthodoxe Kultus in Moskau heute in aller Öffentlichkeit und ohne Einschränkung 

in den Kirchen gefeiert wird, nur noch wenige Menschen und nur noch Alte zur Feier kommen. Da-

gegen seien die protestantischen Sekten in einem deutlichen Anwachsen begriffen. Es wird mit vielen 

Belegen dargestellt, daß im Kampf gegen die Religionen die Gottlosenbewegung eigentlich eine se-

kundäre Rolle spielt. Das Entscheidende sei, daß eben der Bolschewismus selbst als Religion auftrete 

und die Jugend begeistere. Diese Religion wird als eine Religion der Vernunft, des Willens und der 

Arbeit, als ein neues Lebensgefühl geschildert. Sie ist, theologisch gesprochen, eine reine Diesseits-

Eschatologie [Lehre vom Endschicksal des einzelnen Menschen, d. Hrsg.]. In diesem Wesen liegt 

auch ihre Begrenzung. 

Warum so kleingläubig? Ist die Kirche nicht mit dem Rationalismus und dem Idealismus der vergan-

genen Jahrhunderte fertig geworden, hat lebendige Kräfte aus diesen Bewegungen in sich [455] auf-

genommen und ihren Verflachungen gegenüber die volle Stärke ihres christlichen Glaubens behaup-

tet? Gerade der Christ erkennt die Flachheit dieser sozialen Diesseitsreligion. Aber er muß auch ihr 
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Recht anerkennen gegenüber jener Verflüchtigung des Reichgottesglaubens Jesu in eine weltfremde 

Jenseitsreligion. Und darum muß gerade dort, wo am leidenschaftlichsten um die Neugestaltung der 

Erde gerungen wird, der lebendige Christ sich brüderlich verbunden fühlen mit denen, die »hungert 

und dürstet nach der Gerechtigkeit«. Gerade damit nimmt er dem Atheismus den Wind aus den Segeln. 

So wird die Auseinandersetzung mit dem Atheismus zu einer innerkirchlichen Angelegenheit. Es ist 

von der römisch-katholischen Kirche bekannt, daß sie in kirchen-rechtlicher Beziehung sich immer 

noch als die Mutter der aus ihr Ausgetretenen fühlt. Sollte die evangelische Kirche nicht die Glau-

benskraft aufbringen, daß sie in geistlicher Beziehung sich als die Mutter derer weiß, die heute aus 

einer Empörung, die letzten Endes ein Gottsuchen ist, Gott fluchen? Und wenn es sehr wahrscheinlich 

ist, daß die römisch-katholische Kirche im heutigen Rußland ihre Missionare in der profansten Form 

als Arbeiter, Intellektuelle, Spezialisten Missionsdienst für die Kirche tun läßt: sollte dann die evan-

gelische Kirche nicht erst recht einem Pfarrer, der es mit seinem Gewissen vereinbaren kann, glauben, 

daß sein profaner und politischer Dienst im kommunistischen Proletariat letzten Endes ein Missions-

dienst am Reiche Gottes ist? 

Eckerts Schritt in die KPD kann von großer kirchengeschichtlicher Bedeutung werden. Damit er be-

deutungsvoll für das Reich Gottes, für die Kirche sowohl wie für das Proletariat wird, ist nicht nur 

ein großer und geheiligter Glaube von Eckert verlangt und von jenen, die seinen Weg gehen – sondern 

auch von der Kirchenführung. 

In: Der religiöse Sozialist. Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes, 1931, Nr. 48 vom 29. November 1931, S. 200. Erneute 

Veröffentlichung in: Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.) »Ihr Kleingläubigen, warum seid Ihr so furchtsam?«. Äußerungen 

von Erwin Eckert und Heinz Kappes 1931 in Karlsruhe, Bonn 1993, S. 31-38. 

23. Wolfgang Abendroth, Kann ein evangelischer Pfarrer Kommunist sein? Vor der Verhand-

lung gegen Eckert 

(Von unserem Korrespondenten) Karlsruhe, im Dezember [1931]. Die Frage, ob ein evangelischer 

Pfarrer Kommunist sein dürfe, geht beide Teile, die Partei und die Kirche, an; sie ist von ihnen ver-

schieden, aber noch nicht unzweideutig und endgültig beantwortet worden. 

Die Kommunistische Partei hat die Frage offiziell bejaht, aber es ist noch nicht klar, wie diese Beja-

hung gemeint ist und ob es bei ihr bleiben wird. In den ersten großen Versammlungen, in denen 

Eckert vor seiner Abreise nach Rußland seinen Übertritt zum Kommunismus proklamierte, wurde 

von Beauftragten der Kommunistischen Partei eine Erklärung verlesen, die völlig die alte antireligi-

öse Auffassung wiedergibt. »Wir wissen«, so hieß es in ihr, »daß die Wurzeln der Religionen sozialer 

Natur sind. Die Furcht ist es, die die Götter erzeugt hat.« Es wurde eine Äußerung Lenins als maßge-

bend zitiert, in der aus taktischen Gründen eine ge-[456] 
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Frankfurter Zeitung, 6. Dez. 1931 (Privatarchiv Balzer) 

[457] wisse Toleranz gegenüber religiösen Überzeugungen von Arbeitern vertreten, zugleich aber 

ausgesprochen wird, daß ein der bolschewistischen Partei angehörender Geistlicher unbedingt ausge-

schlossen werden müsse, wenn er »als seine wichtigste und fast ausschließliche Arbeit eine aktive 

Propaganda religiöser Anschauungen in der Partei betreiben wolle«. Es liegt nahe, hieraus den Schluß 

zu ziehen, daß auch die Aufnahme Eckerts in die Kommunistische Partei lediglich ein taktisches 

Manöver gewesen ist, unternommen zu dem Zweck, die noch kirchlich gesinnten Arbeiter dem Kom-

munismus und seinem atheistischen Programm zugänglicher zu machen. Damit steht indes ein Schrei-

ben in Widerspruch, das der kommunistische Reichstagsabgeordnete Schneller im Einvernehmen mit 

dem Zentralkomitee der KPD an die Bruderschaft sozialistischer Theologen gerichtet hat. In diesem 

Schreiben erklärt Schneller: Die Aufnahme Eckerts in die kommunistische Partei war für uns keine 

Frage der Opportunität, sondern sie erfolgte in voller Übereinstimmung mit unseren Grundsätzen: es 

sind Eckert wegen seiner Zugehörigkeit zur Kirche und wegen seiner Tätigkeit als Pfarrer keinerlei 

Bedingungen gestellt worden. – Ob das weitere Verhalten der Kommunistischen Partei dieser Erklä-

rung entsprechen und ob es dem Pfarrer Eckert, der auf das religiöse Moment seines Wirkens sicher 

nicht verzichten wird, danach auf längere Zeit möglich sein wird, innerhalb der Kommunistischen 

Partei tätig zu sein, muß abgewartet werden. 

Im Gegensatz zur Partei hat die Kirche die Frage nach der Vereinbarkeit von christlichem Pfarramt 

und Zugehörigkeit zur Kommunistischen Partei in erster Instanz mit bemerkenswerter Raschheit und 

Schroffheit verneint. Mit Stimmenmehrheit hat die badische Kirchenregierung unmittelbar nach dem 

Bekanntwerden des Eckert’schen Schrittes beschlossen, Eckert vom Amt zu suspendieren und ein Dis-

ziplinarverfahren mit dem Ziel der Amtsenthebung gegen ihn einzuleiten. Ebenso schnell und in dem 

gleichen Sinne hat der Gemeinderat der Kirchengemeinde in Mannheim, in der Eckert tätig war, Stel-

lung genommen. Dieser Gemeinderat, der bisher bei allen Konflikten, die zwischen Eckert und der 
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Kirchenregierung entstanden waren, zu Eckert gehalten hatte, sprach sich nach dem Übertritt Eckerts 

zum Kommunismus mit den Stimmen der Positiven und Liberalen, in Abwesenheit der Sozialisten, 

dahin aus, daß Eckert nicht weiter amtieren könne. Es ist zu dieser Erklärung geltend gemacht wor-

den, daß sie überstürzt zustande gekommen sei; immerhin kommt ihr insofern doch besondere Be-

deutung zu, als in der evangelischen Kirche gerade von den freiheitlichen Richtungen auf das Ver-

hältnis des einzelnen Pfarrers zu seiner Gemeinde immer der größte Wert gelegt und es als unevan-

gelisch bezeichnet worden ist, aus geistlichen Gründen von oben her gegen einen Pfarrer einzuschrei-

ten, zu dem seine Gemeinde hält. 

Dagegen liegt von dem Bunde der Religiösen Sozialisten, deren Führer Eckert war und jedenfalls bis 

zum Augenblick noch ist, noch keine offizielle Stellungnahme vor. Die neueste Nummer des Organs 

dieses Bundes teilt nun aber einen Beschluß der Bruderschaft sozialistischer Theologen Deutschlands 

(an die das oben erwähnte Schreiben des Abg. Schneller gerichtet war) mit, und aus diesem Beschluß 

geht ganz klar hervor, welches der Grund für das an sich auffallende Zögern des Bundesvorstandes 

ist. Die Bruderschaft beklagt nämlich in ihrem Beschluß vor allem die Eile, mit der der badische 

Kirchenpräsident vorgegangen ist; sie »bedauert es auf das tiefste, daß durch den Schritt des Kirchen-

präsidenten vorschnell die Lösung einer Frage erstrebt wird, die grundsätzlicher Art ist, die das ganze 

evangelische Deutschland angeht und zu der [458] entscheidend und abschließend erst Stellung ge-

nommen werden kann, wenn eine Klärung der gegenwärtigen Lage und eine gründliche Durchden-

kung all der Probleme erfolgt ist, die in der Fragestellung Religion und Kommunismus, Kirche und 

KPD enthalten liegen.« 

Einen interessanten Beitrag zu dem hier geforderten Durchdenken des Problems liefert in dergleichen 

Nummer des »Religiösen Sozialisten« ein Aufsatz des Karlsruher sozialdemokratischen Pfarrers 

Kappes.* Kappes will der Kirchenbehörde durchaus Gerechtigkeit widerfahren lassen. „Wir glau-

ben«, so schreibt er, »daß bei den führenden Männern ein Gefühl dafür lebendig ist, daß sie bei der 

Einleitung des dienstgerichtlichen Verfahrens eine tragische Pflicht gegenüber der Kirche als einer 

menschlichen Organisation erfüllen.« Trotzdem hält Kappes das Vorgehen der Kirchenbehörde für 

verfehlt. Die Kirche hätte, so legt er dar, über den Beschluß der Kommunistischen Partei, Eckert un-

geachtet seiner Religiosität, als vollgültigen Parteigenossen anzuerkennen, Freude empfinden, sie 

hätte erkennen müssen, daß von nun an auch in der Kommunistischen Partei der Satz gelte: Religion 

ist Privatsache, d. h. Gewissensache des einzelnen, daß die Gottlosenbewegung damit für den Kom-

munismus aufhörte, Parteisache zu sein. Die Kirche hätte aus dem Vorgang also ganz einfach die 

Konsequenz ziehen müssen: da die KPD einen Pfarrer anerkenne, so wolle auch die Kirche einen 

Kommunisten anerkennen, wenn er sich als Pfarrer den geistlichen Ordnungen der Kirche füge und 

dem christlichen Bekenntnis treu bleibe. Aber noch ein anderer Gesichtspunkt ist für Kappes bestim-

mend. Kappes verweist auf die russischen Reiseberichte, die kürzlich in der »Frankfurter Zeitung« zu 

dem Problem Bolschewismus und Religion erschienen sind. In diesen Berichten war erwähnt, daß 

nur noch wenige Menschen in die orthodoxen Moskauer Kirchen gehen, daß dagegen die protestanti-

schen Sekten in einem deutlichen Anwachsen begriffen seien und daß im Übrigen in Rußland der 

Bolschewismus selbst als Religion auftrete, die freilich eine reine Diesseits-Eschatologie sei. Ange-

sichts dieses Tatbestandes wendet sich Pfarrer Kappes an die Kirche mit der Frage, warum sie so 

kleingläubig sei.* Der Christ erkenne die Flachheit der sozialen Diesseitsreligion, aber müsse auch ihre 

Berechtigung erkennen gegenüber der Verflüchtigung des Reichgottesglaubens Jesu in eine welt-

fremde Jenseitsreligion. »Es ist«, führt Kappes abschließend aus, »von der römisch-katholischen Kir-

che bekannt, daß sie in kirchenrechtlicher Beziehung sich immer noch als die Mutter der aus ihr 

Ausgetretenen fühlt. Sollte nicht die evangelische Kirche die Glaubenskraft aufbringen, daß sie sich 

in geistlicher Beziehung als die Mutter derer weiß, die heute aus einer Empörung, die letzten Endes 

 
*  Siehe IV. 22 in diesem Band. 
*  Siehe die anläßlich der Wiederkehr des 100. Geburtstages von Erwin Eckert veröffentlichte Broschüre von Fried-

rich-Martin Balzer (Hrsg.): »Ihr Kleingläubigen, warum seid Ihr so furchtsam?«. Äußerungen von Erwin Eckert 

und Heinz Kappes 1931 in Karlsruhe, Bonn 1993, 43 S. (Die Broschüre enthält u. a. die vollständige von der 

Kirche mitstenographierte Rede Eckerts zur Begründung seines Übertritts in die KPD in Karlsruhe vom 9. Ok-

tober 1931). 
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ein Gottsuchen ist, Gott fluchen? Und wenn es sehr wahrscheinlich ist, daß die römisch-katholische 

Kirche im heutigen Rußland ihre Missionare in der profansten Form als Arbeiter, Intellektuelle, Spe-

zialisten Missionsdienst für die Kirche tun läßt: sollte dann die evangelische Kirche nicht erst recht 

einem Pfarrer, der es mit seinem Gewissen vereinbaren kann, glauben, daß sein profaner und politi-

scher Dienst im kommunistischen Proletariat letzten Endes ein Missionsdienst am Reiche Gottes ist?« 

[459] Dies sind die wichtigsten bisher vorliegenden Äußerungen zu der durch den Fall Eckert aufge-

worfenen Frage. Weitere Entscheidungen sind jetzt nahegerückt: in den nächsten Tagen wird Eckert 

aus Rußland zurückerwartet, und am 11. Dezember soll die disziplinarische Verhandlung gegen E-

ckert stattfinden.* 

In: Frankfurter Zeitung vom 6. Dezember 1931, S. 3 

24. Eduard Dietz, Antrag auf Freisprechung Erwin Eckerts vom 3. Dezember 1931 

An das Kirchliche Dienstgericht z. Hd. des Vorsitzenden Herrn Oberbürgermeister Dr. Finter Karls-

ruhe, Rathaus 

Btr.: Dienststrafverfahren gegen Pfarrer Erwin Eckert in Mannheim 

Erklärung 

Gegenüber der Anklageschrift vom 13. November lfd. Js.; mir zugegangen am 25. November, halte 

ich meinen Antrag auf Freisprechung des Angeklagten aufrecht. 

Zur Begründung habe ich, vorbehaltlich der näheren Ausführungen in der Hauptverhandlung, zu-

nächst folgendes festzustellen: 

1. Der in erster Reihe unter Anklage gestellte, nach schweren inneren und äußeren Kämpfen aus 

Gewissensgründen, religiösen wie politischen, erfolgte Übertritt des Pfarrers Eckert zur KPD und 

sein öffentliches Bekenntnis und Eintreten für die KPD stellen sich unter den heute gegebenen Ver-

hältnissen als ein derart ernster und bedeutungsvoller Schritt nicht nur für den damit seine ganze 

bisherige Existenz auf das Spiel setzenden Angeklagten, sondern auch für die Kirche, das Staatsleben 

und die ganze Öffentlichkeit dar, daß sowohl sachlich wie rein per-[460]sönlich die gründlichste und 

zugleich menschlich-wohlwollendste Prüfung des Sachverhalts und der sich daraus ergebenden Fol-

gerungen geboten ist, namentlich wenn man berücksichtigt, daß gerade die Kirchenbehörde noch 

mehr als jede andere Behörde sich gegenüber den Kirchenangehörigen und insbesondere gegenüber 

den Geistlichen bei Gewissenskonflikten nicht lediglich als vorgesetzte Disziplinarbehörde, sondern 

vor allem auch als eine verständnisvolle und wohlwollende Schützerin in den schweren Lebenskämp-

fen betätigen sollte. Leider läßt die Anklageschrift nichts von einem derartigen verständnisvollen, 

menschlich-wohlwollenden Geiste verspüren; sie bringt vielmehr das Gegenteil davon zum Aus-

druck, indem sie von vorneherein die Verteidigung des Angeklagten in allen wesentlichen Punkten 

damit zu disqualifizieren sucht, daß sie mit »dialektischen Kniffen« (Anklageschrift S. 36), 

 
*  1973 schrieb Wolfgang Abendroth: »Damals hat Erwin Eckert deutlicher als jeder andere gezeigt, was dann kam, 

und auf die Notwendigkeit des energischen Kampfes gegen die nationalsozialistischen Gefahren und deren Ur-

sachen hingewiesen. Ihm wurde die Kanzel genommen. Dafür wurde zwei Jahre darauf von den Kanzeln für 

Adolf Hitler gebetet. [Hervorhebung – d. Hrsg.] Werden sich nach dieser bitteren Erfahrung genügend Christen 

finden, die eine Wiederholung solcher Entwicklungen unmöglich machen?« In: Friedrich-Martin Balzer, Klas-

sengegensätze in der Kirche. Erwin Eckert und der Bund der Religiösen Sozialisten, Köln 1973, S. 12. In einem 

Brief an Eckert vom 13. April 1970 bezeichnete Abendroth diesen als jemanden, der »nicht nur im Dritten Reich, 

sondern dann auch in der Periode des übelsten Antikommunismus in der Bundesrepublik der Gehetzte gewesen« 

ist. »Die Phase der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, für die Ihre Arbeit entscheidende Antriebe 

geliefert hat«, so Abendroth, »und für die Ihr Denken einen neuen Weg einleitete, darf nicht aus der wissen-

schaftlichen Analyse und damit aus dem Gedächtnis verdrängt werden – auch um der künftigen Praxis willen 

nicht.« Zit. nach: Friedrich-Martin Balzer, Der »revolutionäre Kommunist« Wolfgang Abendroth und der »kom-

munistische Christ« Erwin Eckert. Eine Parallelbiographie. Vortrag zum 100. Geburtstag von Wolfgang Abend-

roth am 2. Mai 2006 in der Universität Marburg. In: Prüfet alles, das Gute behaltet. Auf Spurensuche, 2. korri-

gierte Auflage, Bonn 2011, S. 199-215, hier: S. 211. 
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»rhetorischen Spiegelfechtereien« (Anklageschrift S. 39) arbeite, daß sie »nicht ehrlich« sei (Ankla-

geschrift S. 40) und schließlich sogar sich herausnimmt, in Zweifel zu ziehen, ob Pfarrer Eckert über-

haupt noch »auf dem Boden des Christentums und insbesondere des Bekenntnisstandes unserer Lan-

deskirche sich bewegt« (Anklageschrift S. 40), gerade als ob die Anklagebehörde dazu berufen und 

zuständig wäre, einem auf dem Boden des Christentums und des Bekenntnisstandes der Landeskirche 

stehenden und sich dazu bekennenden Geistlichen, wenn er zu einer ihr nicht genehmen politischen 

Partei übertritt, deswegen die Zugehörigkeit zu Christentum und Bekenntnisstand abzusprechen. 

2. Im Einzelnen habe ich zu bemerken: 

Selbstverständlich ist der Angeklagte nicht verantwortlich für die in 30 Seiten langen Ausführungen 

in der Anklageschrift aufgeführten antireligiösen und antikirchlichen privaten und öffentlichen Äu-

ßerungen Lenins oder die in gleichem Sinne ergangenen Beschlüsse der Kommunistischen Internati-

onale, noch weniger für die in der Anklageschrift aufgeführten journalistischen Herabsetzungen und 

Schmähungen christlicher Institutionen und christlichen Glaubens und vollends gar für die verschie-

denen Geschmacklosigkeiten, mit denen sein Übertritt zur KPD von den verschiedensten Seiten – 

übrigens nicht nur von kommunistischer Seite – kommentiert und ausposaunt worden ist. 

Wesentlich ist vielmehr die Entscheidung über die Grundfrage der Vereinbarlichkeit von Marxismus 

und Christentum überhaupt. In dieser Beziehung habe ich schon im Jahre 1929 mit der hier ange-

schlossenen Broschüre der Religiösen Sozialisten Nr. 8 über »Das religiöse Problem des Marxismus« 

eingehend dargelegt, daß die persönliche atheistische und materialistische Einstellung von Marx und 

Engels für den von ihnen begründeten »Kommunismus«, d. h. die Verbindung von proletarischer 

Arbeiterbewegung und Sozialismus, nicht Wesensgrundlage ist* und daß sie selber infolgedessen es 

grundsätzlich abgelehnt haben, Atheismus und Materialismus, Religions- und Kirchenfeindschaft zu 

Grundsätzen der von ihnen begründeten oder auf sie zurückgehenden politischen und wirtschaftlichen 

nationalen und internationalen Organisationen zu machen, so 1864 bei der Gründung der Internatio-

nalen Arbeiterassoziation, 1875 bei der Gründung der Deutschen Sozialistischen Arbeiterpartei, 1891 

bei der Gründung der heutigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. 

[461] Es ist von mir weiter dargelegt, daß die Wiederaufnahme des aus dem Jahre 1843 stammenden 

marxistischen Wortes von der Religion als dem »Opium des Volkes« durch Lenin** und die von ihm 

propagierte Bekämpfung des religiösen und kirchlichen Geistes durch die »Partei« nicht in dem We-

sen des marxistischen Kommunismus begründet, sondern ein – von Marx und Engels selber abge-

lehnter –, nur aus den besonderen russischen Verhältnissen zu erklärender Rückfall in anarchistische 

und blanquistische Gedankengänge ist. 

Ich habe auch weiter keinen Zweifel daran gelassen, daß die Übertragung dieser russischen Anschau-

ungen auf Deutschland, wo die christliche Kirche seit der Reformationszeit eine den russischen Ver-

hältnissen vollständig fremde Entwicklung im Volksleben und im Geistesleben genommen hat, un-

möglich ist und, wenn sie gleichwohl versucht wird, an den in Deutschlandanders als in Rußland ge-

lagerten tatsächlichen Verhältnissen scheitern muß, wobei die sowohl in Rußland wie in Deutschland 

 
*  Übrigens waren Karl Marx und Friedrich Engels auf Wunsch von Wilhelm Liebknecht 1871 die Taufpaten bei 

der Geburt von Karl Liebknecht. 
**  Vgl. Eduard Dietz, Lenin †. In: Christliches Volksblatt (CVB), Nr. 7 vom 17. Februar 1924, S. 3. »Die Kritik 

der Religion« so zitierte Dietz Marx, »ist im Keim die Kritik des Jammertales, dessen Heiligenschein die Reli-

gion ist.« »Die Kritik des Himmels verwandelt sich damit in die Kritik der Erde, die Kritik der Religion in die 

Kritik des Rechtes, die Kritik der Theologie in die Kritik der Politik«. Dietz nannte jeden »dieser Marxschen 

Sätze eine Grundwahrheit, die den Marxschen und Lenin’schen Standpunktklarlegt und ihn himmelweit ver-

schieden zeigt von dem Standpunkt des liberalen Aufklärers, der die Religion als solche durch ›Wissenschaft‹ 

ablösen und auflösen, im Übrigen aber kapitalistische Politik, kapitalistisches Recht und kapitalistisches Jam-

mertal möglichst unversehrt erhalten will.« Als Beispiel solcher »Wissenschaft« kann das Buch von Joachim 

Kahl, Das Elend des Christentums oder Plädoyer für eine Humanität ohne Gott, Reinbek bei Hamburg, 1. Auf-

lage 1968 angesehen werden. Die erste Auflage erschien nach der »Wende« 1993 erneut, als sich der Autor 

bereits zu den »Postmarxisten« rechnete, obwohl in seinem Buch über das »Elend des Christentums« von Mar-

xismus keine Spur zu entdecken ist. [d. Hrsg.] 
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von der kommunistischen Partei empfohlenen Vorsichtsmaßnahmen – »sorgfältige Vermeidung jeder 

Verletzung der Gefühle der Gläubigen«, »Taktgefühl« bei der Führung des Kampfes gegen die Reli-

gion usw. – von mir unzweideutig als nicht zu billigende Täuschungsmanöver abgelehnt sind, denen 

gegenüber die Tatsache besteht, daß wenigstens in Deutschland 90% aller abgegebenen kommunisti-

schen Wahlstimmen auf Angehörige der großen organisierten Religionsgesellschaften, vor allem auf 

die großen christlichen Kirchen, entfallen, und daß die Kommunistische Partei Deutschlands, auch 

wenn sie sich formell an die Beschlüsse der Kommunistischen Internationale gebunden erachtet, daher 

nicht daran denken kann, sich selber auf eine antichristliche Propaganda zu verlegen, diese Tätigkeit 

vielmehr den verschiedenen Freidenker- und Atheisten-Organisationen überlassen muß. 

Gegen diese, soweit sie innerhalb der SPD wie innerhalb der KPD dem religiösen Sozialismus seine 

Existenzberechtigung bestreiten wollen, richtet sich von Anfang an an die eine Seite der Bewegung 

unseres Bundes, und in diesen Kämpfen hat seit einem Jahrzehnt gerade Pfarrer Eckert eine führende 

Rolle gespielt, um den auf dem Boden des Christentums stehenden sozialistischen und kommunisti-

schen Parteiangehörigen das gleiche Recht wie den Freidenkern und den Atheisten innerhalb der so-

zialdemokratischen und kommunistischen Partei zu erkämpfen. 

3. Unter diesem Gesichtspunkt muß auch in erster Linie der Übertritt des Pfarrers Eckert zur KPD, soweit 

es sich um seine Stellung als Mitglied und Geistlicher der Evang. Kirche handelt, bewertet werden. 

[462] Selbstverständlich kann Pfarrer Eckert nur als »revolutionärer Marxist« zu der KPD kommen, 

da in dieser Eigenschaft das Wesen des marxistischen Kommunismus am klarsten zum Ausdruck 

kommt. 

Dagegen läßt sich, wie die Anklageschrift richtig hervorhebt, von seiner Persönlichkeit seine Eigen-

schaft als beamteter Geistlicher der evang. Landeskirche nicht trennen. Da Eckert diese Eigenschaft 

nicht aufzugeben gewillt ist und nach wie vor auf dem Boden des Christentums und des Bekenntnis-

standes der Landeskirche steht, auch aus dieser seiner Stellungnahme kein Hehl gemacht hat oder 

macht, so ergibt sich folgerichtig nicht für die evang. Landeskirche, wohl aber für die Kommunisti-

sche Partei Deutschlands die grundsätzlich zu entscheidende Frage, ob sie einen Mann wie Eckert in 

ihre Reihen aufnehmen kann und will. Die KPD hat diese Frage – in schärfstem Gegensatz zu zahl-

reichen freidenkerischen und atheistischen Führern und Parteigenossen – bejaht und hat damit – zum 

ersten Mal in der Geschichte – zum Ausdruck gebracht, daß ein auf dem Boden des Christentums und 

des Bekenntnisstandes seiner Landeskirche stehender amtierender evang. Geistlicher öffentliches und 

tätiges Mitglied ihrer Organisation sein könne. 

Es kommt dabei, da die KPD ein besonderes, Mitglieder der Kirchen oder Geistliche von der Partei 

ausschließendes Programm überhaupt nicht hat, nicht sowohl auf die in den öffentlichen Versamm-

lungen in Mannheim vom 7. Oktober und in Karlsruhe vom 9. Oktober 1931 verlesenen Erklärungen 

der Bezirksleitung Baden-Pfalz über die Aufnahme des Pfarrers Eckert in die Partei an, da es sich 

dabei nur um die aus den oben gekennzeichneten Äußerungen Lenins zusammengetragenen Auffas-

sungen einer provinziellen Organisation handelt, sondern auf die Tatsache, daß dem Pfarrer Eckert, 

wie in der von der Anklageschrift vorgelegten Broschüre S. 17 wörtlich mitgeteilt, bei seinen Ein-

trittsverhandlungen in die KPD von dem Zentralkomitee dieser in Berlin positiv erklärt worden ist, 

daß von ihm für seine Aufnahme in die Partei weder die Aufgabe seiner Weltanschauung noch die 

seines Pfarramts verlangt werde. 

Diese Erklärung ist auch in dem Schreiben des kommunistischen Reichstagsabgeordneten Ernst 

Schneller vom 15. Oktober 1931 an den Vorsitzenden der »Bruderschaft sozialistischer Theologen«, 

Pfarrer P. Piechowski in Berlin-Britz, abgedruckt in der anliegenden Nr. 48 des »Religiösen Sozia-

listen« vom 29. November 1931 S. 199, bestätigt, wo selbst »in Übereinstimmung mit dem Sekretariat 

des Zentralkomitees der KPD wörtlich gesagt ist: »Beim Übertritt des Genossen Eckert zur Kommu-

nistischen Partei sind ihm wegen seiner Zugehörigkeit zur Kirche und wegen seiner Tätigkeit als 

Pfarrer keinerlei Bedingungen gestellt worden. Die Aufnahme des Genossen Eckert ist für uns keine 

Frage der Opportunität; sie erfolgt in völliger Übereinstimmung mit unseren Grundsätzen. Genosse 

Eckert ist zu uns als revolutionärer Marxist gekommen. Wir haben diesen Übertritt freudig begrüßt.« 
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4. Wie hiernach der Übertritt des Pfarrers Eckert zur KPD als ein Sichentfernen vom Boden des 

Christentums und dem Bekenntnisstand der Landeskirche oder als eine Verletzung der in § 50 der 

Kirchenverfassung und § 1 des Dienstgesetzes aufgestellten und in dem Ordinationsgelübde bestä-

tigten Pflichten angesehen werden will, ist einfach unerfindlich. Das Gegenteil trifft zu. 

Pfarrer Eckert hat durch diesen Schritt in ganz besonderer Weise den Willen bestätigt, auch unter den 

denkbar schwierigsten Verhältnissen und in einem noch so heftigen wirtschaftlichen und politischen 

Kampfe jederzeit den Ernst und die Würde seines Amtes zu [463] behaupten und der Gemeinde, die 

ihm anvertraut ist, mit einem musterhaft christlichen Lebenswandel vorzuleuchten. Er verdient hier-

für in und außer seinem Amte die höchste Achtung und das vollste Vertrauen, und nur eine verständ-

nislose und gehässige politische und wirtschaftliche Gegnerschaft kann es unternehmen wollen, ihm 

in seinem schweren Kampfe in den Rücken zu fallen und ihm wegen seines Übertritts zur KPD den 

Anspruch auf Achtung und Würde des Amtes abzusprechen. Jeder in dieser Richtung nicht vollstän-

dig voreingenommene Angehörige der evang. Landeskirche muß umgekehrt den Schritt Eckerts als 

eine »Tat« von historischer Tragweite auch im Interesse der evang. Kirche begrüßen und ihm gerade 

wegen der hiermit übernommenen schweren Opfer und Verpflichtungen in ganz besonderem Maße 

seine Hochachtung und Wertschätzung als Geistlicher der evang. Landeskirche aussprechen. 

Zur Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen Pfarrer Eckert kann hiernach bei ruhiger und ob-

jektiver Prüfung aller in Betracht kommenden Umstände sein Übertritt zur KPD keine genügende 

Veranlassung geben. Auch dem evang. Kirchengemeinderat Mannheim, welcher geglaubt hat, einen 

kommunistischen Geistlichen für die evang. Kirche als nicht »tragbar« erklären zu können, wird sich 

davon überzeugen müssen, daß in Zukunft auch kommunistische Geistliche von der Gesamtkirchen-

gemeinde und deren bürgerlichen Angehörigen ertragen werden müssen, gerade wie sich heute und 

von jeher die sozialistischen und kommunistischen Kirchenangehörigen die Amtstätigkeit politisch- 

und kirchlich-reaktionärer Geistlicher gefallen lassen müssen, die allem, was jenen Kirchenangehö-

rigen auf wirtschaftlichem und politischem Gebiete als notwendig und als erstrebenswert im Interesse 

der Volksgesamtheit erscheint, ihrerseits in der denkbar feindseligsten Weise gegenüberstehen. 

5. Kann hiernach der Übertritt des Pfarrers Eckert zur KPD nicht als ein zu rechtfertigender Grund 

für die Einleitung eines Dienststrafverfahrens anerkannt werden, so folgt daraus ohne weiteres, daß 

es auch nicht gerechtfertigt war, wenn der Oberkirchenrat den Pfarrer Eckert wegen seines Übertritts 

auf Grund des § 23 des Dienstgesetzes vorläufig seines Amtes enthob und ihm den bereits bewilligten 

Urlaub für eine Studienreise nach Rußland wieder entzog. Da Pfarrer Eckert durch die Amtsenthe-

bung von der Ausübung jeglicher dienstlichen Tätigkeit ausgeschlossen war, so enthält es auch keine 

Versäumung irgendwelcher Dienstpflichten, wenn er die Zeit seiner aufgezwungenen dienstlichen 

Muße dazu benützte, um die ursprünglich genehmigte und bereits vorbereitete Studienreise nach Ruß-

land zur Ausführung zu bringen. Seine disziplinäre Bestrafung hier wegen wäre selbst dann nicht zu 

rechtfertigen, wenn man die Berechtigung der Kirchenbehörde zur Einleitung eines dienstgerichtli-

chen Verfahrens wegen des Übertritts zur KPD an sich bejahen wollte, da sie auf eine rein formalis-

tische Rechthaberei in dem Sinne hinauskäme, daß der Geistliche auch dann, wenn er seines Dienstes 

enthoben und damit außer Stande gesetzt ist, irgendetwas in seinem Amte zu wirken, verpflichtet 

wäre, bei Strafvermeiden nach der Willkür der vorgesetzten Behörde bis zum rechtskräftigen Austrag 

des Verfahrens sich einer Art Internierung zu unterziehen. Eine darauf hinausgehende Handhabung 

der Disziplinargewalt entspricht aber zweifellos nicht dem Gesetz, das eine solche Internierung des 

vom Amt enthobenen Geistlichen nicht kennt. 

[464] 6. Es rechtfertigt sich hiernach die Freisprechung des Angeklagten. 

Karlsruhe, den 3. Dezember 1931 

Der Verteidiger 

gez. Dr. Dietz, Rechtsanwalt 

In: »Sammlung Eckert« in: PAB. 
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25. Heinz Kappes: Wird Eckert abgesetzt? 

Zwischen Pfarrer Eckert und der Sozialdemokratie bestehen große Differenzen. Eckert hat seinen 

Entschluß, zur KPD überzutreten, in einer Weise verwirklicht, durch die er seinen Ausschluß aus der 

SPD provozierte. Trotzdem gibt es zwischen ihm und seinen früheren Freunden, die in der SPD ver-

blieben sind, noch vieles Gemeinsame: den Willen zur Verwirklichung des Sozialismus und den 

Kampf gegen den gemeinsamen Gegner, den Faschismus. 

Wenn nun morgen am 11. Dezember das Dienstgericht der evangelischen Landeskirche gegen Eckert 

zusammentritt, um über den Antrag der Kirchenregierung zu entscheiden, ihn deshalb seines Pfarram-

tes zu entheben, weil er zur KPD übergetreten ist – dann wird eine Einheitsfront aller Marxisten gegen 

die Kirchenregierung lebendig, ob sie Sozialdemokraten oder Kommunisten, Freidenker oder Kir-

chenglieder sind. Es ist die Einheitsfront der Empörung gegen die reaktionäre Kirchenobrigkeit. Viel-

leicht hat die Kirchenregierung damit gerechnet, daß die politischen Differenzen der früheren Freunde 

Eckerts in der SPD nun dazu verleiten würden, »neutral« oder gar mit einer gewissen Schadenfreude 

das Vorgehen der Kirchenregierung hinzunehmen. Sie ist um eine Illusion ärmer. Alle Marxisten 

stehen in dieser Angelegenheit bei Eckert. Die Sozialdemokraten in der Kirche haben noch nicht 

vergessen, daß, obwohl ein früheres Dienstgericht die Berechtigung der religiös-sozialistischen Be-

wegung in der Kirche anerkannt hat, die positiven Kirchenführer alles tun, um die sozialistische Be-

wegung in der Kirche zu unterdrücken, und daß sie bisher in /S. 40 erster Linie in Eckert den religi-

ösen Sozialisten bekämpft haben. Alle Marxisten sehen in diesem Vorgehen gegen Eckert eine Form 

des allgemeinen Kampfes gegen den Marxismus. Darum ist die Spannung auf das Urteil eine außer-

ordentlich große. 

Wird das Dienstgericht weiser sein als die Kirchenregierung? Es hat in den zwei Monaten seit der 

Einleitung des Verfahrens nicht an Stimmen in der Kirche gefehlt, welche die Kirchenregierung 

warnten: Die Liberalen und die Landeskirchler haben in ihren Blättern, manche Positive in mündli-

chem Gespräch die Einleitung des Dienstverfahrens deutlich verurteilt. Wofür will man denn Eckert 

bestrafen? Er ist am 3. Oktober in Berlin zur KPD übergetreten, hat sich am 7. Oktober in Mannheim 

öffentlich zur KPD bekannt; schon am 9. Oktober hat die Kirchenregierung ihn suspendiert, weil ein 

Pfarrer nicht aktives Mitglied der KPD sein könne, und hat damit auf Druck von Mannheim her ver-

hindert, daß er am 11. Oktober vor seiner Abreise nach Rußland noch einmal predigen konnte. Diese 

Mannheimer Einheitsfront der Positiven [465] und Liberalen, welche Eckert als Gemeindepfarrer für 

»untragbar« erklärte, ist es, welche in der Zwischenzeit die religiösen Sozialisten um eine Pfarrstelle 

bestohlen hat und bei Nachwahl zu Kirchenvertretungen gegen jedes Recht die religiösen Sozialisten 

munter hinaus wählte. Eckert hat also überhaupt keine Gelegenheit gehabt, zu zeigen, daß es nicht 

unvereinbar ist, zugleich aktiver Pfarrer und aktiver Kommunist zu sein. 

Der Kirchenleitung fehlt eben jedes historische, d. h. dialektische Verständnis für die Situation. Sie 

sieht nicht, von welch weittragender Bedeutung es ist, daß ein Pfarrer als solcher von der KPD aner-

kannt wird, daß er nach Rußland fährt und dort die direkte Aussprache eröffnet mit den Füh- /S. 41 

rern der »Gottlosenbewegung«, vor welcher die Kirchen so sehr zittern, daß er ihnen gegenüber sei-

nen religiösen Standpunkt behauptet und sich bemüht, Aufklärung in die sehr schwierige Frage der 

russischen Religionsverfolgungen zu bringen. Als ob wir noch im Jahre 1899 lebten, wo damals das 

königliche Konsistorium in Stuttgart den zur Sozialdemokratie übergetretenen Pfarrer Blumhardt 

zwang, sein Amt niederzulegen! Statt daß die Kirche sich freut, einen Verbindungsmann zum Kom-

munismus hin zu haben, statt daß sie ihn für seine politische und in weitestem Sinne religiöse Tätig-

keit in der KPD so frei stellt, wie sie die in den Rechtsparteien etwa als Reichstagsabgeordnete wir-

kenden Pfarrer weithin im »Interesse der Kirche« von ihrem Pfarrdienst immer wieder freigemacht 

hat – statt daß sie also mit Sympathie das Ergebnis dieses aus lauterster Überzeugung und mit dem 

Einsatz der ganzen Persönlichkeit unternommenen Versuchs Eckerts abwartet, schlägt sie von An-

fang an mit den brutalsten Mitteln alles nieder. Eckert hatte wohl Recht, daß er unmittelbar nach 

seinem Übertritt sein Pfarramt nicht niederlegte. Eine andere Möglichkeit, den Schwierigkeiten 
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auszuweichen, welche aus seiner starken politischen Aktivität für das Pfarramt entstehen können, hat 

man ihm nicht angeboten. Man sah eben nicht, um was es sich handelte. 

Die Sozialdemokratische Partei hat in früheren Zeiten trotz jenes Satzes »Religion ist Privatsache« 

aus politischen Gründen eine stark kirchenfeindliche und aus weltanschaulichen Gründen eine stark 

religionsfeindliche Haltung eingenommen. Bei ihrer Entwicklung zur Massenpartei mußte die welt-

anschauliche Einseitigkeit immer mehr neutralisiert werden, und dieses geschah mit Willen von Marx 

und Engels, geschah u. a. auch durch den persönlichen Einsatz jener Theologen, welche es wagten, 

sich öffentlich zum marxistischen Sozialismus zu bekennen: eines Hohoff, /S. 42 Göhre, Blumhardt 

und der Schweizer Theologen Kutter und Ragaz. Warum sollte nun bei der KPD nicht derselbe Weg 

sich anbahnen? Das Zentralkomitee der KPD hat jedenfalls in seinen Erklärungen den Weg zu dieser 

Entwicklung geebnet. 

Aber: historisch-dialektisch denken und handeln kann eine Kirchenleitung nur, wenn sie »aus dem 

Glauben« handelt, wenn sie sich unabhängig macht von politischen Parteibindungen, wenn sie wirk-

lich führt. Leider ist die übergroße Mehrheit der Kirchenregierung abhängig von dem bürgerlich-

nationalistischen Teil des Kirchenvolks, den sie repräsentiert. Und diese Kreise benützen eben ihre 

Macht in der Kirchenregierung, um die Vorkämpfer des Marxismus zu erledigen. Ich weiß wohl, daß 

die Spitze der Kirche Anfang Oktober so gestimmt war, daß sie ein Gefühl für die tragische Situation 

hatte. Leider ist in der Zwischenzeit in so starkem Maß in den »positiven Blättern« wieder scharf 

gemacht worden, daß die Anklage erhoben worden ist, statt daß man auf dem Verwaltungsweg eine 

gerechte Lösung suchte. 

[466] Nun soll das Dienstgericht urteilen und »strafen«. Bei dem letzten Verfahren im Juni konnte 

man wenigstens Ungehorsamsdelikte, Unbotmäßigkeiten usw. zur Grundlage des Verfahrens ma-

chen. Man will doch mit dem Urteil, daß ein Pfarrer nicht aktiver Kommunist sein könne, etwas für 

die Zukunft sagen. Will man etwa durch eine fleißige Stoffsammlung von Zitaten aus Marx und 

Lenin, die doch tot sind, und vielen kleineren Geistern, die sich als Marxisten und Leninisten gegen 

Religion oder Kirche ausgesprochen haben, oder will man aus den gehässigen und geschmacklosen 

Praktiken der »Gottlosen« den Schluß ziehen, daß deswegen ein Pfarrer nicht Kommunist sein könne? 

Wir trauen keinem der Richter eine so mangelhafte Logik zu. Das Ge-/S. 43 richt kann ja nur Fest-

stellungen über die Vergangenheit machen; es kann doch gar nicht die Zukunftsmöglichkeiten beur-

teilen. Man stelle sich das Widersinnige vor: Ein Gericht wird beauftragt, über eine noch nie erprobte, 

ganz allein in der Zukunft liegende Möglichkeit zu urteilen, indem die Anklagebehörde die Gelegen-

heit verhindert, daß erprobt werden kann, ob diese Möglichkeit auch möglich ist!! Das Gericht wird 

sicherlich unabhängig genug sein, sich nicht von vornherein auf ein Vorurteil festlegen zu lassen. 

Also müßte das Gericht sich für unzuständig erklären; es müßte Eckert die Vereinbarkeit beweisen 

lassen; es müßte ihn also am 11. Dezember vorerst freisprechen! 

Oder: Das Gericht muß die Möglichkeit der Vereinbarkeit juristisch offen lassen, kann dann wegen 

des Delikts der Anklage überhaupt nicht »bestrafen«, sondern nur auf eine Maßnahme erkennen, wel-

che eigentlich von der Kirchenregierung hätte gesucht werden müssen, welche: 1. Eckert als landes-

kirchlichen Pfarrer in allen seinen Rechten beläßt, aber 2. seiner besonderen Situation als politisch 

aktives Mitglied der KPD und seinen besonderen politischen Funktionen in diesen turbulenten Zeiten 

Rechnung trägt und Kollisionen im Pfarramt für die nächste Zeit vorbeugt. 

Das Gericht »muß«? – Nein, das Gericht muß gar nicht. Wir wollen seinem Urteil nicht vorgreifen. 

Bei der Ernsthaftigkeit, mit welcher die Richter des Dienstgerichts immer um Recht und Wahrheit, 

auch um Verständnis für die Persönlichkeit Eckerts gerungen haben, darf man erwarten, daß sie wei-

ser und mutiger sein werden als die Kirchenleitung. 

In: Volksfreund vom 10. Dezember 1931. Nachdruck in: Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.) »Ihr Kleingläubigen, warum 

seid Ihr so furchtsam?«. Äußerungen von Erwin Eckert und Heinz Kappes 1931 in Karlsruhe, Bonn 1993, S. 39-43. 
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26. Paul Piechowski: Dokumente zum Fall Eckert 

Für die religiös-sozialistische Bewegung verklang das Jahr 1931 tragisch und düster genug: Stadt-

pfarrer Erwin Eckert, der Führer des Bundes der religiösen Sozialisten Deutschlands, wurde am 11. 

Dezember 1931 durch Spruch des Dienstgerichts der badischen Landeskirche seines Pfarramtes für 

verlustig erklärt. Das durch die Presse verbreitete Urteil lautete: »Pfarrer Erwin Eckert wird aus dem 

Kirchendienst entlassen mit Wirkung des Verlustes der Amtsbezeichnung, des Einkommens sowie des 

Anspruchs auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung. Zugleich wird [467] ihm das Recht zur 

Vornahme von Amtshandlungen untersagt. Die Kosten des Verfahrens fallen ihm zur Last.« Das ist 

die härteste Form der Bestrafung, die kirchenrechtlich möglich ist. Sie wird nur ganz selten und nur 

bei ganz gemeinen Vergehen, wie Unterschlagung von Amtsgeldern z. B., in Anwendung gebracht. 

Sie ächtet in der Regel den Bestraften gesellschaftlich und stempelt ihn als sittlich minderwertig. 

Worin hat nun das Vergehen von Stadtpfarrer Erwin Eckert bestanden, das zu einem solchen ver-

dammenden Spruch hat führen können? Es hat darin bestanden, daß er, von seinem Gewissen getrie-

ben, sich in das kommunistische Proletariat hineinstellte und Mitglied der KPD wurde. Dies allein ist 

der entscheidende Grund. Was sonst noch an Spannungen und Unbotmäßigkeiten in die Waagschale 

der Entscheidung geworfen worden ist, wiegt federleicht und ist schon morgen aus dem Blickfeld der 

Zeitgenossen fortgeblasen. Was bleibt und gerade für den, der außerhalb der badischen Landeskirche 

steht, als ein fürchterliches Flammenzeichen auflodert, ist diese Tatsache, daß die Kirche einen kom-

munistischen Pfarrer nicht hat ertragen können. Er wurde, so formuliert das proletarische Bewußtsein, 

von der bürgerlich-kapitalistischen Kirche einfach zur Strecke gebracht, weil sie die Macht in den 

Händen hat. Aber ob die Männer, die jenes Urteil sprachen, /S. 15 sich der ungeheuerlichen Folge-

rungen ihres Spruches bewußt waren? Ob sie wußten, daß sie Sein und Nichtsein der evangelischen 

Volkskirche in den Händen hielten? Und wissen mußten sie, daß ein Mann wie Eckert die stärkste 

Brücke der Kirche zur Arbeiterschaft von morgen, zum kommunistischen Proletariat hinüber dar-

stellte. Sie haben die Brücke von sich aus abgebrochen. Durch die Ausstoßung Eckerts wird jeder 

Kommunist in der Kirche verfemt und verdammt. Zwischen Kirche und kommunistischem Proletariat 

bleibt nichts anderes mehr denkbar als nur unversöhnlicher Haß und Kampf bis zur Vernichtung. 

Wehe dir, Kirche, wenn der Kommunismus ans Ruder kommt! Du hast jedes Recht verwirkt, über 

Gewalt und Vergewaltigung aufzuschreien! Du hast dir dein Schicksal selber geschmiedet! Du wirst 

mit demselben Maß gemessen werden, mit dem du gemessen hast! Die Schlacht zwischen Kirche und 

Proletariat ist entschieden. Die Kirche hat die Schlacht verloren. Sie hat allen Grund, ihre Fahnen auf 

Halbmast zu setzen. Sie hat nicht Mut und Glauben genug gehabt, um mit dem kommunistischen 

Proletariat den geistigen Kampf aufzunehmen. Die badische Kirche verzichtete. Sie grenzte sich ab. 

Sie blieb für sich. Sie stieß den kommunistischen Pfarrer aus. Sie verschanzte sich hinter Parteipro-

grammen, hinter formalrechtlichen Mauern also, die wohlfeil wie Brombeeren sind. Darum wird der 

11. Dezember 1931 für alle Zeiten ein schwarzer Tag in der Geschichte der evangelischen Kirche 

Deutschlands sein, ein Tag, an dem ungeheuerliche Totengräberarbeit geleistet worden ist von Män-

nern, denen zwar der gute Glaube zugebilligt werden muß, die aber dem Gewicht der Stunde nicht 

gewachsen gewesen sind. 

Daß die Vorgänge in Baden innerhalb der Bruderschaft sozialistischer Theologen die stärksten Be-

wegungen ausgelöst haben und noch weiterhin auslösen werden, liegt auf der Hand. Die Zahl der 

Pfarrer, die politisch in derselben Linie wie Eckert stehen, ist nicht so klein, wie man im Allgemeinen 

anzunehmen pflegt. Wird das evangelische Deutschland den kirchlichen Erschütterungen gewachsen 

sein, wenn diese Pfarrer sich mit Eckert solidarisch erklären und gegen sich aus den gleichen religi-

ösen Gewissensgründen das Ausschlußverfahren beantragen? Auf den Novemberkonventen der Bru-

derschaft ist hin und her gerungen worden, um mit dem Problem Religion und Kommunismus fertig 

zu werden. Unentwegt wird in unseren Reihen an [468] der Klärung dieser Fragestellung weitergear-

beitet werden. Es erscheint zweckmäßig zu sein, einige Dokumente zusammenzustellen, in denen zum 

ersten festgehalten wird, was geschehen ist, und aus denen zum zweiten die Möglichkeiten deutlich 

werden, die sich durch Eckerts Übertritt zur KPD für die Kirche ergaben. Zum dritten sollen die hier 
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veröffentlichten Dokumente die Kritik zum Ausdruck bringen, die das Verhalten des badischen Kir-

chenpräsidenten in unseren Reihen gefunden hat. /S. 16 

I. 

Die Schreiben, die Pfarrer Eckert die über ihn verfügte Amtssuspendierung übermittelten, und die 

Antwort Eckerts hatten folgenden Wortlaut: 

Karlsruhe, den 10. Oktober 1931 

Evangelischer Oberkirchenrat 

Das Verhalten des Pfarrers Eckert betr. 

Nr. 17236 

Ihr Übertritt zur KPD, insbesondere die Art und Weise, wie Sie diesen Übertritt vollzogen haben, und 

Ihr Auftreten in öffentlichen Volksversammlungen als werbender Redner für die KPD, die program-

matisch und tatsächlich mit allen Mitteln das Christentum und die christlichen Kirchen bekämpft und 

die Bewegung zur Abmeldung der Kinder vom Religionsunterricht und zum Austritt aus der Landes-

kirche unterstützt, hat eine Erregung hervorgerufen, die in den kommenden Wochen sicherlich sich 

in noch nicht absehbarer Weise steigern wird und für die Landeskirche die Möglichkeit bedrohlicher 

Erschütterungen in sich trägt. Eine Bestätigung für diese Annahme muß ich auch aus dem Beschluß 

des Kirchengemeinderats Mannheim vom Freitag, den 9. Oktober 1931, entnehmen, der besagt, daß 

Ihr Übertritt zur KPD in der Gesamtgemeinde Mannheims tiefste Beunruhigung und Erregung her-

vorgerufen hat. In Übereinstimmung mit dem Kirchengemeinderat Mannheim kann ich mich bei die-

ser Sachlage der Ansicht nicht mehr verschließen, daß Ihr weiteres Wirken im Amt gegen das Wohl 

der Kirche ist, und ich sehe mich deshalb veranlaßt, nachdem ich mit Beschluß vom heutigen Tage 

wegen Ihres Übertritts zur KPD und ihrer Betätigung als werbendes Mitglied dieser Partei das Dienst-

strafverfahren eröffnet habe, gemäß § 23 des Dienstgesetzes vom 24. März 1920 (VBl. S. 17) und 

vom 7. März 1922 (VBl. S. 30) Sie mit sofortiger Wirkung vorläufig Ihres Amtes zu entheben. Es ist 

mir schmerzlich, daß es zu dieser Entscheidung kommen mußte. 

Der Kirchenpräsident 

gez. D. Wurth 

Karlsruhe, den 10. Oktober 1931 

Evangelischer Oberkirchenrat 

Das Verhalten des Pfarrers Eckert betr. 

Nr. 17237 

Durch Ihren Übertritt zur Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) und durch Ihr Auftreten als 

Redner für diese Partei in öffentlichen Versammlungen haben Sie die Ihnen als Pfarrer der Landes-

kirche obliegenden Dienstpflichten verletzt. Ich eröffne deshalb gemäß § 13 [469] des Dienstgesetzes 

vom 24.3.1920 (VB1. S. 17) und 7. 3.1922 (VB1. S. 30) von Amtswegen das Dienststrafverfahren 

mit dem Ziel auf Dienstentlassung. Oberkirchenrat Dr. Friedrich wird mit der Durchführung der Un-

tersuchung und Vertretung der Anklage beauftragt. 

Der Kirchenpräsident: 

gez. D. Wurth 

11. Oktober 1931 

An den Evangelischen Oberkirchenrat 

Karlsruhe 

Blumenstr. 1 

Ich bestätige hiermit den Empfang der Erlasse 17 236, 17 238. Durch den Beschluß der Kirchenre-

gierung bin ich nach dem Wortlaut dieses Erlasses mit sofortiger Wirkung meines Amtes enthoben, 

und nach der grund- /S. 17 sätzlichen Begründung dieser Amtsenthebung ist sie gleichbedeutend mit 

einer endgültigen Entlassung aus dem Kirchendienst. 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 367 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

Die Einleitung des dienstgerichtlichen Verfahrens mit dem Ziele der Dienstentlassung ist darum nur 

noch eine Formsache, zu deren Durchführung keine besondere Vernehmung durch Herrn Oberkir-

chenrat Dr. Friedrich mehr notwendig sein dürfte. Ich hätte in dieser Vernehmung auch nichts anderes 

zu sagen, als daß ich der Kommunistischen Partei aus der Überzeugung beigetreten bin, daß nur unter 

ihrer Führung die gegenwärtige Not und Ungerechtigkeit der gesellschaftlichen Zustände überwun-

den werden kann. 

Ich stelle noch einmal ausdrücklich fest, daß die Kommunistische Partei mir wegen meiner besonde-

ren Weltanschauung und wegen meines Pfarramtes nicht die geringsten Schwierigkeiten gemacht hat. 

Es wäre richtiger gewesen, wenn der Oberkirchenrat nach meinem Vorschlag zugewartet hätte, bis 

ich von meiner Reise nach Rußland zurückgekehrt bin. 

Es ist bedauerlich, daß die begreiflicherweise zunächst erregte Stimmung in der Mannheimer Ge-

meinde mitausschlaggebend war bei dem Beschluß der Kirchenregierung. Eine solche Rücksicht-

nahme auf momentane Erregung trägt nicht dazu bei, die für die Schwierigkeit der Situation entspre-

chenden und zulänglichen Entscheidungen zu erleichtern. 

Es war der Oberkirchenbehörde durch meine Unterredung mit dem Herrn Präsidenten und Herrn 

Oberkirchenrat Friedrich bekannt, daß ich, nachdem mir Urlaub zu meiner Reisenach Rußland ge-

nehmigt war, alle Vorbereitungen so getroffen habe, daß eine Rückgängigmachung dieser Reise aus-

geschlossen ist. Wenn die Oberkirchenbehörde mir dann trotzdem und ausdrücklich die Reise unter-

sagt, so wußte sie, daß sie mich dazu zwingt, ungehorsam zu werden. 

Ich nehme an, daß bei der Durchführung des Disziplinargerichts darum nicht mit diesem Ungehorsam 

argumentiert wird. Die Begründung der Einleitung des Verfahrens und der Zurücknähme des bereits 

gewährten Urlaubs zeigt zur Genüge, daß die Kirche gegen mich vorgehen zu müssen glaubt, weil 

ich der KPD angehöre. 

Mit der Vertretung meiner Sache vor dem Dienstgericht habe ich Herrn Rechtsanwalt Dr. Dietz be-

auftragt, dem ich mit der gleichen Post die notwendige Vollmacht übersende. 

gez. Eckert. [470] 

II. 

Wir veröffentlichen als zweites Dokument einen an die Bruderschaft gerichteten Brief deskommu-

nistischen Reichstagsabgeordneten Ernst Schneller, aus dem die Stellung der KPD zu Eckert als Pfar-

rer deutlich wird: 

Berlin, den 15. Oktober 1931 

Werter Genosse! 

Auf Ihr Schreiben vom 12. Oktober und auf Grund unserer Unterredung am gleichen Tag teile ich 

Ihnen folgendes mit: 

Beim Übertritt des Genossen Eckert zur Kommunistischen Partei sind ihm wegen seiner Zugehörig-

keit zur Kirche und wegen seiner Tätigkeit als Pfarrer keinerlei Bedingungen gestellt worden. Die 

Aufnahme des Genossen Eckert ist für uns keine Frage der Opportunität; sie erfolgte in voller Über-

einstimmung mit unseren Grundsätzen. Genosse Eckert ist zu uns als revolutionärer Marxist gekom-

men. Wir haben diesen Übertritt freudig begrüßt. 

Daß gerade in Ihrem Kreis in Verbindung mit diesem Übertritt des Genossen Eckert die Stellung des 

Kommunismus zu Religion und Kirche besonders interessiert, ist mir verständlich. Wir sind gern 

bereit, darüber mit Ihnen in Erörterungen einzutreten. /S. 18 

Ich schreibe Ihnen diesen Brief in Übereinstimmung mit dem Sekretariat des Zentralkomitees der 

KPD. 

Mit kommunistischem Gruß 
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gez. Ernst Schneller* 

III. 

Als drittes Dokument bringen wir die Erklärung der Bruderschaft, die am 10. November in Eisenach 

zustande kam, und die folgenden Wortlaut hat: 

»Die Bruderschaft Sozialistischer Theologen Deutschlands hat auf drei Konventen in Berlin, Eisen-

ach und Frankfurt a. M. zur vorläufigen Amtsenthebung ihres Mitgliedes Erwin Eckert, Mannheim, 

Stellung genommen. Die Amtsenthebung erfolgte sofort nach dem Übertritt von Stadtpfarrer Eckert 

zur KPD und wurde von dem Badischen Kirchenpräsidenten in der Veröffentlichung durch den evan-

gelischen Pressedienst damit begründet, ›daß es mit dem Amt eines im aktiven Dienst der Kirche 

stehenden Geistlichen nicht vereinbar sei, als agitatorisch tätiges Mitglied einer politischen Partei 

anzugehören, die derzeitig jeglicher Art von Religiosität, vor allem aber dem Christentum und den es 

vertretenden Kirchen den schärften Kampfangesagt hat‹. 

[471] Die Bruderschaft beklagt die Eile, mit der der Badische Kirchenpräsident glaubte vorgehen zu 

müssen. Diese Eile läßt sich auch durch die persönlichen und kirchenpolitischen Spannungen nicht 

entschuldigen, die in Baden bestehen. Vielen unter uns erscheint sie als eine Flucht aus der religiösen 

Verantwortung; sie geht an der Tatsache vorüber, daß Millionen von Kirchengenossen zur kommu-

nistisch-proletarischen Wählerschaft gehören. 

Die Bruderschaft bedauert es auf das Tiefste, daß durch den Schritt des badischen Kirchenpräsidenten 

vorschnell die Lösung einer Frage erstrebt wird, die grundsätzlicher Art ist, die das ganze evangeli-

sche Deutschland angeht und zu der entscheidend und abschließend erst Stellung genommen werden 

kann, wenn eine Klärung der gegenwärtigen Lage und eine gründliche Durchdenkung all der Prob-

leme erfolgt ist, die in der Fragestellung: Religion und Kommunismus, Kirche und KPD enthalten 

liegen.« 

IV. 

Sowohl den Brief der KPD als die Erklärung der Bruderschaft übergaben wir der Öffentlichkeit. Es 

verdient festgehalten zu werden, welche Stellung der »Evangelische Pressedienst« (Korrespondenz 

des Evangelischen Presseverbandes für Deutschland) in dieser Beziehung eingenommen hat. Der ver-

antwortliche Leiter des Evangelischen Pressedienstes, Dr. Plieninger, schrieb uns unter dem 11. De-

zember 1931 folgende Zeilen: »Wir sind zu unserm Bedauern nicht in der Lage, die uns freundlichst 

übersandten Schriftsätze zum Fall Eckert im ›Evangelischen Pressedienst‹ zu veröffentlichen.« 

Aus dieser Ablehnung haben wir die Schlußfolgerung zu ziehen, daß sich der »Evangelische Presse-

dienst« schützend hinter die badische Kirchenregierung stellt und es nicht wagt, der evangelischen 

Öffentlichkeit die Wahrheit zu sagen, nämlich die Wahrheit, daß zum Ersten Hunderte von Pfarrern 

gegen die Amtssuspendierung Eckerts protestieren, und zum anderen, daß sich in der KPD ein Ver-

ständnis für die Beziehungen zwischen Religion und Kommunismus anzubahnen scheint. /S. 19 

V. 

Als fünftes Dokument bringen wir eine Eingabe der Bruderschaft vom 1. Dezember 1931 an den 

Deutschen Evangelischen Kirchenausschuß zu Händen des Präsidenten D. Dr. Kapler, Berlin-Char-

lottenburg, mit drei Anträgen bzw. Anfragen: 

»Wie bekannt, wurde das Mitglied unserer Bruderschaft, Stadtpfarrer Erwin Eckert, Anfang Oktober 

vom badischen Kirchenpräsidenten vorläufig seines Amtes enthoben. Zugleich wurde gegen ihn ein 

 
*  Ernst Schneller, geboren 1890, Lehrer, 1919 Mitglied der SPD, 1920 KPD, 1921 Landtagsabgeordneter in Sach-

sen, 1924-1933 Reichstagsabgeordneter, 1925 und 1927 in das Zentralkomitee gewählt, 1924-1928 Mitglied des 

Politbüros und Sekretär des ZK, auf dem VI. Weltkongreß der KI 1928 zum Kandidaten in das Exekutivkomitee 

der KI gewählt, 1929-1932 politischer Leiter der Reichsparteischule »Rosa Luxemburg« in Fichtenau bei Berlin, 

Mai 1932 Leiter der Kommission zur Entwicklung der Antifaschistischen Aktion, 1. März 1933 Verhaftung, 

November 1933 zu 6 Jahren Zuchthaus verurteilt, Juli 1939 KZ Sachsenhausen, beteiligt an der Leitung der 

illegalen Parteiorganisation im KZ Sachsenhausen, am 11. Oktober 1944 dort ermordet. [d. Hrsg.] 
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Verfahren mit dem Ziel der Entfernung aus dem Amte eingeleitet. Diese Maßnahme erfolgte sofort 

nach dem Übertritt von Pfarrer Eckert zur KPD, also, ohne daß die praktischen Auswirkungen dieses 

Übertritts abgewartet wurden. Zur näheren Orientierung füge ich den ›Religiösen Sozialisten‹ Nr. 

48/1931 bei und verweise auf die Erklärung der Bruderschaft auf S. 1, auf den Briefwechsel mit der 

KPD sowie auf den Aufsatz (S. 2) von Pfarrer Kappes: Ein Wort an die Kirche zum Fall Eckert. Des 

Weiteren verweise ich auf die Ausführungen von Professor D. Georg Wünsch in Nr. 6 der ›Zeitschrift 

für Religion und Sozialismus‹, von Professor Lic. Hermann Schafft in ›Neuwerk‹ Heft 4/31, von 

Professor [472] D. Leonhard Ragaz im Oktoberheft der ›Neuen Wege‹* und von Pfarrer Gubalke in 

der ›Unruhe‹ November 1931. 

Die Frage, die mit dem Verfahren gegen Pfarrer Eckert zur Entscheidung kommen soll, ist eine sol-

che, die das ganze evangelische Deutschland angeht. Sie betrifft nicht die Person Eckert, sondern ist 

grundsätzlicher Art. Wir stehen daher auf dem Standpunkt, daß ihrer Erledigung eine eingehende und 

gemeinsame Beratung aller im Kirchenbund vertretenen evangelischen Kirchen Deutschlands voran-

gehen muß. Es könnte sonst vielleicht der unhaltbare Zustand geschaffen werden, daß in einer zum 

Kirchenbund gehörigen Landeskirche ein kommunistischer Pfarrer unmöglich wäre und in einer an-

deren Landeskirche vom Kirchenregiment ein kommunistischer Pfarrer präsentiert werden müßte, 

sofern eine kommunistisch eingestellte Kirchengemeinde auf Grund des Gesetzes zum Schutze der 

kirchlichen Minderheiten einen diesbezüglichen Antrag stellte. 

Auf der anderen Seite ist klar, daß die ungeheuerlichen Auswirkungen einer eventuellen Amtsentset-

zung von Stadtpfarrer Eckert deswegen, weil er Kommunist geworden ist, auf Baden allein nicht 

beschränkt bleiben werden. Überall in Deutschland würden die sozialen Gegensätze, die Spannungen 

zwischen Kirche und Proletariat eine außerordentliche Verschärfung erfahren. Die Austrittsbewe-

gung würde sich gewaltig steigern. Der Fall Eckert, d. h. die kirchliche Ächtung des kommunistischen 

Proletariats durch die badische Landeskirche würde mit Sicherheit zur Folge haben, daß z. B. allein 

in Berlin die Zahl der Austritte für das nächste Jahr die 100.000-Grenze überschreiten würde. So 

werden wohl oder übel alle evangelischen Landeskirchen in den Fall Eckert hineingezogen. 

Da nach den offiziellen Verlautbarungen ›die unmittelbare Tätigkeit des Kirchenbundes sich auf die 

Wahrung der gemeinsamen evangelischen Interessen erstreckt‹ und, wie oben ausgeführt, uns diese 

gemeinsamen evangelischen Interessen bedroht erscheinen und danach denselben offiziellen Verlaut-

barungen ›die mittelbare Tätigkeit des Kirchenbundes den Ausgleich und die Versöhnung der sozia-

len Gegensätze umfaßt‹, so beantrage und bitte ich namens der Bruderschaft: 

Es möchte der Deutsche Evangelische Kirchenausschuß als das geschäftsführende und vollziehende 

Organ des Kirchenbundes in Berücksichtigung der von uns dargelegten Gründe die badische Kir-

chenregierung zur Aussetzung des Verfahrens gegen Stadtpfarrer Eckert veranlassen. 

Es möchte in Bezug auf die Frage, ob ein kommunistisch eingestellter Pfarrer Träger eines kirchli-

chen Amtes sein kann, der Rechtsausschuß als der zuständige Unterausschuß des Kirchenausschusses 

zusammentreten. /S. 20 

Es möchte der Deutsche Evangelische Kirchenausschuß uns eine schriftliche Mitteilung zugehen las-

sen, wie angesichts der Vorgänge in Baden der bisher proklamierte Grundsatz von der Überpartei-

lichkeit der Kirchen des evangelischen Deutschlands zu verstehen ist.« 

Eine Antwort auf diese Eingabe ist bis zur Stunde (28. Dezember 1931) nicht eingegangen. [473] 

VI. 

Des Weiteren bringen wir noch zwei Entwürfe, die innerhalb der Bruderschaft Gegenstand der Erör-

terung waren. Sie sind Entschließungen, die auf den Konventen der Bruderschaft in Berlin und Ei-

senach vorlagen. Der erste faßt dabei mehr das Verhältnis von Kirche und KPD, der zweite die Prob-

lemstellung von Religion und Kommunismus ins Auge. Beide Entschließungen wurden vorläufig 

zurückgestellt; sie sollen aber hier veröffentlicht werden, weil sie zeigen, in welchen Gedan-

 
*  Siehe IV.18 in diesem Band. 
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kengängen sich die Erörterung innerhalb der Bruderschaft bewegt, und weil sie die Grundlage für 

eine weitere Diskussion werden können. Wir bringen die beiden Entschließungen als Dokumente, d. 

h. in vollständigem Wortlaut, und es müssen dabei sachlich bedingte Wiederholungen bei der Lektüre 

in Kauf genommen werden. 

a. Dem Berliner Konvent vom 6. November 1931 lag folgende Entschließung zum Thema Kirche und 

KPD vor: 

»Nach den uns [bekannt, d. Hrsg.] gewordenen Mitteilungen hat der badische Kirchenpräsident das 

Mitglied unserer Bruderschaft, Stadtpfarrer Eckert Mannheim, von seinem Amte suspendiert. Zu-

gleich ist gegen Pfarrer Eckert das Verfahren mit dem Ziel der Entfernung aus dem Pfarramt einge-

leitet worden. Die Gründe, die eine so ungewöhnliche Maßregel rechtfertigen sollen, liegen, wie in 

der Öffentlichkeit bekannt gegeben ist, in dem Übertritt von Stadtpfarrer Eckert zur KPD. Der badi-

sche Kirchenpräsident stellt sich auf den Standpunkt, ›daß es mit dem Amt eines im aktiven Dienst 

der evang. Landeskirche stehenden Geistlichen nicht vereinbar sei, als agitatorisch tätiges Mitglied 

einer politischen Partei anzugehören, die derzeitig jeglicher Art von Religiosität, vor allem aber dem 

Christentum und den es vertretenden Kirchen, den schärfsten Kampf angesagt hat‹. (Vgl. ›Evangeli-

sches Deutschland‹ vom 18. Oktober 1931.) Eine nähere Umschreibung dessen, was unter einem 

agitatorisch tätigen Mitglied einer politischen Partei zu verstehen ist, wird nicht gegeben. Sie ist auch 

belanglos, da aus dem Wortlaut zur Genüge hervorgeht, daß hier eine grundsätzliche Stellungnahme 

erfolgt, die auf jeden Einzelfall anzuwenden ist und innerhalb jeder Landeskirche Gültigkeit bean-

sprucht. Die Zugehörigkeit eines im Amt stehenden Pfarrers zur KPD ist kirchlich untragbar! Jeder 

kommunistisch eingestellte Pfarrer ist aus seinem Amte zu entfernen! 

Die Bruderschaft hat sich in eingehenden Beratungen mit der Frage, ob ein kommunistischer Pfarrer 

in seinem Amte möglich ist, beschäftigt und ist zu einer Verurteilung jener grundsätzlichen Entschei-

dung des badischen Kirchenpräsidenten gekommen. Sie bedauert die Eile, mit der der badische Kir-

chenpräsident glaubte vorgehen zu müssen. Sie läßt sich vielleicht aus einer Atmosphäre der persön-

lichen und lokalkirchlichen Spannungen begreifen. Sie läßt sich aber sachlich in keiner Weise recht-

fertigen. Sie ist darum auf das höchste zu bedauern, weil auf diese Weise /S. 21 der Lösung einer Frage 

vorgegriffen wird, die grundsätzlicher Art ist, die das ganze evangelische Deutschland betrifft und zu 

der erst nach reiflicher Überlegung und eingehender Fühlungnahme mit allen evangelischen Landes-

kirchen entscheidend hätte Stellung genommen werden müssen. Die Bruderschaft, die allen in der 

proletarischen Bewegung stehenden Theologen geöffnet ist, wobei es jedem Mitglied freigestellt 

bleibt, sich einer der bestehenden Arbeiterparteien und damit also auch der kommunistischen anzu-

schließen, sieht [474] in der Stellungnahme des badischen Kirchenpräsidenten eine Bedrohung der 

Grundlagen, auf denen sie steht. Sie ist darum gezwungen, in aller Öffentlichkeit ihren Protest und 

ihre Bedenken gegen die prinzipielle Entscheidung des badischen Kirchenpräsidenten anzumelden. 

1. Der badische Kirchenpräsident beruft sich auf die kirchen- und religionsfeindliche Haltung der 

KPD. Aber er übersieht die Klage der Gegenseite, wonach Kirche und Religion, soweit offizielle 

Instanzen und Verlautbarungen durch den Evang. Pressedienst in Betracht kommen, ebenso scharf 

und rücksichtslos gegen die KPD eingesetzt werden. Zum anderen wird die Frage nicht geprüft, in-

wiefern die KPD durch den Eintritt des Führers der religiösen Sozialisten Deutschlands nicht vor eine 

neue Situation gestellt wird und ob nicht diese neue Situation eine neue Stellungnahme grundsätzli-

cher Art zum Religions- und Kirchenproblem zur Folge haben könnte. Verlautbarungen neuesten 

Datums liegen von Seiten der KPD vor, die in diese Richtung weisen: Was Pfarrer Eckert zugesichert 

ist mit feierlichen und uns schriftlich gegebenen Worten, wird selbstverständlich auch jedem anderen 

religiösen Menschen zugebilligt: die völlige Freiheit der weltanschaulichen Einstellung. Ebenso ist 

bereits in der Öffentlichkeit bekannt geworden (Vgl. Rel. Soz. Nr. 43), daß das Zentralkomitee der 

KPD ausdrücklich seine Bereitwilligkeit ausgesprochen hat, mit Vertretern der Bruderschaft in eine 

eingehende Erörterung über die Beziehungen zwischen Religion und Kommunismus einzutreten. Die 

Haltung der KPD, die einen Pfarrer nicht nur erträgt, sondern freudig begrüßt und im Übrigen zu 

einer Neuregelung der grundsätzlichen Beziehungen die Hand reicht, hebt sich vorteilhaft ab von der 

unversöhnlichen Art des badischen Kirchenpräsidenten, der einen Pfarrer, nachdem er Kommunist 
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geworden, sofort seines Amtes enthebt, ohne auch nur den geringsten Versuch zu machen, von sich 

aus oder durch unsere Vermittlung die zuständigen Stellen der KPD nach ihrer grundsätzlichen und 

vielleicht neuen Einstellung zum Religions- und Kirchenproblem zu fragen. 

2. Wir dürfen keinen Augenblick an der Tatsache vorübergehen, daß einige Millionen Kommunisten 

in Deutschland den evang. Kirchen angehören. Es gibt Industriedörfer, in denen die Mehrheit der 

Bevölkerung kirchlich, aber kommunistisch eingestellt ist. Wird nun ein Geistlicher, weil er Kom-

munist ist, seines Amtes in einer proletarischen Gemeinde entsetzt, so bedeutet dies die kirchliche 

Ächtung aller kommunistischen Kirchenglieder. Diese werden, nachdem ihnen die Seelsorger ihres 

Vertrauens entzogen sind, naturnotwendig zum Austritt aus der Kirche gezwungen. Der organisierte 

Kirchenaustritt der kommunistischen Volksmassen bedeutet das Ende der evangelischen Volkskir-

che. Die Amtsenthebung eines kommunistischen Geistlichen hat also einen Akt der Kirchenzerstö-

rung zur Folge, für den wir feierlich alle Verantwortung ablehnen müssen. 

3. In den evangelischen Kirchen Verfassungen fast aller Länder ist die Überparteilichkeit der Kirche 

mit starken Worten niedergelegt worden. Solange diese Verfassungen in Kraft bleiben, ist die Amts-

entsetzung eines kommunistischen Pfarrers eine Unmöglichkeit. Es müßten erst die gesetzlichen 

Wege zur Verfassungsänderung beschritten werden. Ebenso feierlich ist in den Verfassungen der 

Schutz der kirchlichen Minderheiten proklamiert worden. In einigen Landeskirchen hat man bereits 

nähere Bestim- /S. 22 mungen über die Ausführung dieses verfassungsmäßig zugesicherten Schutzes 

erlassen. Es ist der Fall praktisch durchaus denkbar, daß in einer vorwiegend kommunistischen Be-

völkerung durch Unterschriftensammlung entsprechend den Ausführungsbestimmungen des Geset-

zes zum Schutze der kirchlichen Minderheiten die [475] Kirchenbehörde vor die Notwendigkeit ge-

stellt wird, einen kommunistischen Geistlichen der fordernden Gemeinde präsentieren zu müssen. So 

kann also der Fall eintreten, daß in einer evangelischen Kirche Deutschlands ein kommunistischer 

Geistlicher möglich, ja notwendig wird, in einer anderen aber unmöglich ist. Der Schritt des badi-

schen Kirchenpräsidenten, den wir nicht anstehen, als übereilt zu bezeichnen, ist geeignet, die größte 

Verwirrung in Bezug auf die einheitliche Stellungnahme zu kirchlichen Fragen, die das ganze evan-

gelische Deutschland in gleicher Weise betreffen, hervorzurufen. 

4. Für alle rechtspolitischen Kreise unseres Volkes ist der Kommunismus, soweit diese Kreise noch 

christlich eingestellt sind, die Verkörperung aller dämonischen Mächte, der leibhaftige Antichrist. 

Für alle linksradikal eingestellten Bevölkerungskreise ist er eine wundervolle Hoffnung der Zukunft, 

wird mit eschatologischen Leidenschaften vorwärts getragen und erscheint als die Verwirklichung 

des Gottesreiches, d. h. des neuen Menschenreiches, das dem Sinn der Schöpfung, dem Willen Gottes 

entspricht. Diese Gegensätzlichkeit der innersten Überzeugung, die letzten Endes auf dem harten Ge-

gensatz zwischen der bürgerlichen und der proletarischen Lebenserfassung beruht, macht die Lage 

der Kirche, wie keinen Augenblick verkannt werden darf, außerordentlich schwer. Will sie Volkskir-

che bleiben, so darf sie keinen Bevölkerungsteil ausschließen, sondern muß für alle Bevölkerungs-

teile, auch für die kommunistischen, offenstehen. Es gibt für die Kirche des Protestantismus aus die-

sen vorhandenen Spannungen keinen anderen Ausweg als lediglich den Appell an das religiöse Ge-

wissen des einzelnen. Auf diesen Appell hat sich die Kirche zu beschränken. Ein Pfarrer soll dort 

wirken und stehen, wohin ihn sein in Gott gebundenes Gewissen treibt. 

5. Eine Kirche, die verantwortungsbewußt Volkskirche sein will, muß es freudig begrüßen, daß ihre 

Funktionäre auch in den Bevölkerungsteilen stehen, die bisher ungeschützt der atheistischen Propa-

ganda ausgeliefert waren. Sie darf sich das Prinzip ihres Handelns nicht vorschreiben lassen in dem 

Sinne, daß, weil die KPD bisher Kirche und Religion (als Schutzmächte des Kapitalismus) bekämpft 

hat, sie nun ihrerseits die KPD bekämpfen müsse. Diese Haltung widerspricht den grundlegenden 

biblischen Forderungen. Nach ihnen allein hat sich die Kirche zu richten. Sie darf einfach nicht (wie 

das der Evang. Pressedienst tut) gleichsam dem Bösen mit derselben boshaften Art begegnen. Die 

Kirche hat vielmehr die ernsteste Pflicht, die Ursache zu ergründen, die zu dieser Kirchen- und Re-

ligionsfeindschaft geführt hat. Die Tatsache, daß Millionen von der Kirche entfremdet sind, ist wie 

ein gewaltiger Bußruf, der an die Kirche ergeht. Wir müssen verlangen, daß die Kirche diesen Bußruf 

hört und die entsprechenden Folgerungen daraus zieht. Keine rechtfertigenden Erörterungen haben 
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sühnende Kraft, sondern diese liegt einzig und allein darin, daß sich kirchliche Funktionäre, aus 

innerster Nötigung heraus, in den Freiheits- und Lebenskampf des Proletariats hineinstellen und ihn 

mitkämpfen Schulter an Schulter mit der sozialistisch-kommunistischen Arbeiterschaft. Nur dieser 

Bruderschritt, der zum anderen Lager führt, schafft die Voraussetzungen einer wirklichen Aussöh-

nung zwischen Kirche und Proletariat. /S. 23 

6. Wir müssen verlangen, daß eine evang. Kirche so viel Glaubenskraft aufbringt, daß sie den Geist-

lichen vertraut, die, indem sie sich ganz und mit voller Überzeugung als Soldaten oder Führer in die 

revolutionäre proletarische Armee einreihen, wirksame Brücken zur Arbeiterschaft schlagen und so 

wieder gutmachen, was in der Vergangenheit gesündigt worden ist. Das Beispiel Blumhardts, der, 

weil er Sozialdemokrat wurde, gezwungen war, sein Pfarramt [476] niederzulegen, sollte ein warnen-

des Beispiel für unsere heutigen evang. Landeskirchen sein. Endlich sind wir der Meinung, daß eine 

Kirche niemals die religiösen Grundlagen verleugnen darf, auf denen sie steht. Da nichts, was ge-

schieht, ohne besondere schicksalhafte Fügung geschieht, so muß auch die kommunistische Bewe-

gung, zu der Millionen von Christen in aller Welt gehören, einen gottgefügten Sinn in sich selber 

tragen. Dieser Sinn kann unserem Auge verdunkelt bleiben. Aber er wird in dem Augenblick deutlich, 

in dem sich lebendige religiöse Menschen aus tiefstem Gewissenszwang heraus in die proletarisch-

kommunistische Bewegung hineinstellen. 

Die Bruderschaft verschließt sich nicht vor der Tatsache, daß wir in diesem Augenblick stehen. Es ist 

ein Augenblick, der geschichtliche Bedeutung in sich trägt und der ganz neue, noch nie dagewesene 

Möglichkeiten für die evangelische Kirche eröffnet. Die Bruderschaft hat keinen größeren Wunsch 

als den, daß die verantwortlichen kirchlichen Stellen, die sonst immer dem Schwergewicht ihrer bür-

gerlich-soziologischen Gebundenheit zu unterliegen drohen, in diesem Falle die Größe des gegen-

wärtigen Augenblicks erkennen und sich vor Entscheidungen hüten mögen, die in unheilvoller und 

nicht mehr gutzumachender Weise die bürgerlichen und die proletarischen Kirchenglieder auseinan-

derreißen müssen.« 

b. Dem Eisenacher Konvent am 10. November 1931 lag zur Fragestellung von Religion und Kommu-

nismus folgende von Aurel v. Jüchen formulierte Erklärung vor: 

»Der badische Oberkirchenrat hat unseren Freund und Bruder, Pfarrer Erwin Eckert, den unermüdli-

chen, zu jedem persönlichen Einsatz bereiten Führer des Bundes Religiöser Sozialisten, aus seinem 

Pfarramt entlassen, weil er von der Sozialdemokratie zur Kommunistischen Partei übergetreten ist. 

Der badische Oberkirchenrat hat damit eine so schwerwiegende kirchliche Entscheidung getroffen, 

daß wir uns als Bruderschaft sozialistischer Theologen gedrungen fühlen, die kirchliche und christli-

che Öffentlichkeit zu einer energischen Durchdenkung des Problems aufzurufen, das durch den Über-

tritt des Pfarrers Erwin Eckert zur Kommunistischen Partei und durch den Konflikt, in den er dadurch 

zu seiner Kirchenbehörde geraten ist, gestellt worden ist. 

Wir halten die Entscheidung des badischen Oberkirchenrates für viel zu voreilig, um sie als eine unter 

kirchlichen und evangelischen Gesichtspunkten gefällte Entscheidung würdigen zu können. Wir bestrei-

ten dem badischen Oberkirchenrat jedes evangelische Recht, einen Pfarrer deswegen abzulehnen, weil 

er den Kommunismus als Wirtschaftsform erstrebt. Die gegenwärtige kapitalistische Wirtschaftsform, 

die auf dem Privateigentum an den Produktionsmitteln beruht, hat so viel leibliches Elend, seelische 

Verwirrung und sittliche Entartung angerichtet, daß wir es nicht verstehen, daß diese Wirtschaftsord-

nung und die faktische Unterstützung, die die Kirche durch ihre Unentschiedenheit der kapitalisti-

schen Wirtschafts- /S. 24 ordnung gewährt, den Amtsträgern der Kirche, den Kirchenräten, Pfarrern, 

Oberpfarrern, Theologieprofessoren und allen evangelischen Christen nicht schon in ganz anderer 

Weise zum Problem geworden ist, als das bis heute der Fall ist. 

Der Sinn des Eigentums ist nach christlicher Lehre der Dienst an der Gemeinschaft der Mitlebenden. 

Der einzige Sinn des kapitalistischen Eigentums aber ist seine eigene Vermehrung, ist der Gewinn 

und die Machtsteigerung. Das einzige Mittel, das er zur Erreichung dieses Ziels kennt, ist die Aus-

beutung des bäuerlichen oder industriellen Proletariats. Die Folge der kapi-[477]talistischen Eigen-
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tumsordnung ist die zunehmende Entrechtung und leibliche Verelendung der Arbeitermassen und des 

bürgerlichen Mittelstandes. Es müssen darum Wege gesucht und gefunden werden, um die Ausbeu-

tung des Besitzlosen durch den Besitzenden unmöglich zu machen. Der einzige Weg dazu aber ist 

der Kommunismus, das heißt, die Überführung des Eigentums, das auf Ausbeutung beruht und das 

der Ausbeutung dient, in die Verfügungsgewalt der Gemeinschaft. Der Kommunismus ist eine Ei-

gentumsordnung, zu der wir uns als Bruderschaft Sozialistischer Theologen rückhaltlos bekennen. 

Hinsichtlich ihrer Zielvorstellung sind Sozialismus und Kommunismus eins. Hinsichtlich ihrer Vor-

stellung von einer künftigen Wirtschaftsordnung – und das heißt Eigentumsordnung – sind Sozialis-

mus und Kommunismus synonyme Begriffe. Für jeden Sozialdemokraten wie für jeden Kommunis-

ten ist das Kommunistische Manifest von Karl Marx die Grundlage seines politischen Wollens. Als 

sozialistische Theologen bejahen wir die kommunistische Eigentumsordnung. 

Ob zur Durchführung dieser von jedem Sozialdemokraten bejahten und gewollten kommunistischen 

Eigentumsordnung die politische Taktik der Sozialdemokratischen oder der Kommunistischen Partei 

richtig ist, kann nicht Gegenstand eines kirchlichen Dienstgerichts sein, da ihm die Grundlagen zur 

Beurteilung dieser Frage fehlen. Denn die Voraussetzung zur Beantwortung dieser Frage ist die 

grundsätzliche Bejahung der marxistischen Analyse der Gesellschaft und die grundsätzliche Beja-

hung des Klassenkampfes als einer sittlichen Forderung der gegenwärtigen Situation. 

Nun wird ein eindeutiges Urteil über den Kommunismus als Bewegung für uns Christen dadurch er-

schwert, daß der Kommunismus in seiner russischen Ausprägung, die er durch Lenin empfangen hat, 

versucht, mehr zu sein als eine neue und, wie auch wir überzeugt sind, bessere Wirtschafts- und Ei-

gentumsordnung. Der Leninismus versucht durch die Propagierung einer materialistischen Dogmatik 

den Kommunismus, der von Marx als eine dem Interesse der Gesellschaft dienende Eigentumsordnung 

definiert wurde, zu einer Weltanschauung zu erheben. Als Theologen und Christen werden wir gegen 

die Vergötzung einer von uns selbst bejahten und in der Sphäre des Profanen als notwendig erkannten 

Wirtschaftsform ebenso kämpfen, wie wir gegen die Vergötzung des Vaterlandes durch einen gewis-

sen imperialistischen Patriotismus, gegen die Vergötzung des Staates durch den Faschismus und gegen 

die Vergötzung der Rasse durch den Nationalsozialismus uns aktiv jederzeit eingesetzt haben. Wir 

sind der Überzeugung, daß die kapitalistische Wirtschaftsordnung als eine ungläubige und unsittliche 

Wirtschaftsordnung zerfallen muß. Wir sind der Überzeugung, daß sie der kommunistischen Wirt-

schaftsordnung weichen muß. Aber zugleich sind wir überzeugt, daß die kommende, vom gesamten 

sozialistischen Proletariat gewollte kommunistische Eigentumsordnung nur Leben und Bestand haben 

wird, wenn die Menschen, die sie zu schaffen und zu garantieren haben werden, sich in ihrem Denken 

und Handeln von der Verantwortung gegen den lebendigen Gott bestimmen lassen. Das ist die Bot-

schaft, die unserer Meinung nach die Kirche dem sozialistischen Proletariat zu verkünden hätte. Wir 

sind überzeugt, daß die den Menschen seiner inneren Freiheit und der Geradheit seines Wesens berau-

bende Tätigkeit der GPU [sowjetischer Geheimdienst, d. Hrsg.], die ein wesenhaftes Stück des russi-

schen Kommunis-/S. 25 mus geworden ist, im engsten Zusammenhang steht mit der ungläubigen 

Grundhaltung der russischen, durch den Leninismus bestimmten Ausprägung des Kommunismus. 

[478] Als Religiöse Sozialisten haben wir die Hoffnung, daß die bewußten und unbewußten religiösen 

Kräfte im deutschen Industrieproletariat, im deutschen Kleinbürgertum und Bauerntum stark genug 

sind, um dem deutschen Kommunismus eine Gestalt zu geben, die die politisch notwendige Diktatur 

des Proletariats mit der Forderung menschlicher Gerechtigkeit auch gegenüber dem Klassengegner 

zu vereinigen weiß. 

Von unserem Freund Eckert aber wissen wir, daß sein Übertritt zur Kommunistischen Partei aus dem 

aktiven Mitleiden mit der Not des ganzen deutschen Volkes entspringt. Ungeachtet unserer eigenen 

politischen Einstellung glauben wir nicht das Recht zu haben, ihm einen Vorwurf zu machen, zumal 

wir wissen, daß Eckert niemals seine christlichen Überzeugungen versteckt hat oder verstecken will. 

Der badischen Kirchenregierung aber glauben wir den Vorwurf der Voreiligkeit, der politischen und 

klassengebundenen Parteilichkeit nicht ersparen zu können. Sie hat nicht nur Eckert ein schreiendes 

persönliches Unrecht zugefügt, sondern sie hat mit dem Pfarrer Erwin Eckert das ganze kommu-
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nistische Proletariat, das noch zu über 90 Prozent der Kirche angehört, ja das in einigen Landeskir-

chen in den kirchlichen Körperschaften vertreten ist, kirchlich geächtet. Die badische Kirche hat nicht 

die Weitherzigkeit gegenüber einem Pfarrer bewiesen, der Kommunist ist, die das Kommunistische 

Zentralkomitee gegenüber einem Kommunisten gezeigt hat, der Pfarrer ist. Wir rufen die gesamte 

kirchliche Öffentlichkeit auf, eindeutig und vernehmlich gegen diese kirchliche Fehlentscheidung des 

badischen Oberkirchenrates zu protestieren.« 

In: Zeitschrift für Religion und Sozialismus, 1/1932, S. 14-25. 

27. Heinz Kappes: Eckert ist aus dem Dienst der Kirche entlassen 

Eckert ist aus der Kirche und aus dem Bund religiöser Sozialisten ausgetreten. 

Nach 8½ stündiger Verhandlungen hat das kirchliche Dienstgericht unter dem Vorsitz des Karlsruher 

Oberbürgermeisters Dr. Finter am 11. Dezember 1931 folgendes Urteil gefällt: 

Eckert ist aus dem Dienst der Kirche entlassen mit der Wirkung des Verlustes der Amtsbezeichnung, 

des Einkommens, des Anspruchs auf Ruhegehalt und der Hinterbliebenenversorgung sowie des 

Rechts zur Vornahme von Amtshandlungen. 

Die schriftliche Urteilsbegründung liegt noch nicht vor. In der mündlichen Begründung wurde dem 

Sinn nach etwa folgendes gesagt: 

1. Das Programm der 3. Internationale von 1928 fordere den Kampf gegen die Religion und die 

Kirche. Es gestehe zwar die Freiheit des Bekenntnisses zu, verlange aber gleichzeitig antireligiöse 

Propaganda. 

2. Die Grundlage des Kommunismus sei der wissenschaftliche Materialismus, aus dem sich der Athe-

ismus ergebe, den die kommunistische Internationale propagiere. 

3. Die KPD betätige dies Programm; sie führe einen entschiedenen Feldzug gegen Religion und Kir-

che durch besondere Organisationen, die ihr angegliedert sind. 

4. Es bleibe dahingestellt, ob es an sich mit dem Pfarramt vereinbar sei, daß ein Pfarrer Mitglied der 

[479] KPD werde. – Untragbar für die Kirche aber sei ein Pfarrer, der zur KPD als »revolutionärer 

Marxist« gegangen sei und für sie agitiere. Wenn ein Pfarrer nicht mit der Absicht der KPD beitrete, 

dort das Evangelium zu verkünden, dann verstoße er gegen seine Amtspflichten. 

5. Die Erklärung der KPD beim Übertritt des Pfarrers Eckert, daß sie ihm wegen seines Berufes und 

seiner Weltanschauung keine Bedingungen stelle, bedeute keine Abkehr der KPD von ihrer antireli-

giösen Taktik. 

6. Eine Vertagung der Entscheidung bis zu dem Zeitpunkt, wo Erfahrungen darüber vorlägen, ob 

Eckert als Pfarrer in der Partei Einfluß gewinnen könne, könne das Gericht nicht beschließen, da 

eine Prüfung dieser in der Zukunft liegenden Möglichkeit Aufgabe der Verwaltungsbe- /S. 6 hörde 

sei. Man habe den Begriff »Strafe« vermieden, um zum Ausdruck zu bringen, daß man kein ethisches 

Werturteil fällen wolle, sondern nur feststelle, daß die agitatorische Wirksamkeit in der KPD mit dem 

Pfarramt unvereinbar sei. 

7. Auch eine Pensionierung komme nicht in Frage, da Eckerts politische Betätigung damit doch unter 

der Disziplinargewalt der Kirchenbehörde verbleibe. – Dagegen werde die Anwendung des § 21 des 

Dienstgesetzes offengelassen, wonach die Kirchenregierung das Recht der »Begnadigung« habe für 

den Fall, daß Eckert als Pfarrer und Vertreter seiner Kirche in der KPD wirke und diese sich dadurch 

in ihrer Haltung gegenüber der Religion und Kirche umstelle. 

Eckert schreibt zu diesem Urteil in der Mannheimer »Arbeiterzeitung« vom 12. Dezember 1931 fol-

gendes: 
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»Die Regierung der badischen Landeskirche und das kirchliche Dienstgericht haben durch meine 

Dienstentlassung bewiesen, daß sie den Aufgaben und Spannungen des wirklichen Lebens in unserer 

Zeit verständnislos gegenüberstehen. Sie haben durch meine Amtsenthebung bestätigt, daß ihnen 

nicht das Geringste daran gelegen ist, mit dem klassenbewußten revolutionären Proletariat in Zusam-

menhang zu kommen. Sie haben die Kirche nun eindeutig in die kapitalistisch-faschistische Klassen-

front eingeordnet. In der gleichen Zeit, in der die Kirche mich wegen meines Übertritts zur KPD 

entläßt, duldet sie nationalsozialistische Geistliche in ihrem Pfarramt, die besondere SA-Gottes-

dienste und Feldgottesdienste in der Zeit des angeordneten Gemeindegottesdienstes abhalten, die un-

gehindert für den Faschismus agitieren und organisieren. 

Die Begründung des Urteils zeigt, wie wenig die Kirche darüber nachgedacht hat, woher der ›Athe-

ismus‹, die Kirchen- und Religionsfeindschaft des Proletariats kommt, wie wenig sie bereit ist, Buße 

zu tun für die große Schuld, die sie in ihrer Abhängigkeit von der bürgerlichen Gesellschaft der Masse 

gegenüber auf sich lasten hat. Nach meiner festen Überzeugung, das hat auch die grundsätzliche phi-

losophische Diskussion während der Verhandlung ergeben, ist die Kirche rettungslos verloren. 

Sie muß als ein Teil der innerlich faul und kraftlos gewordenen bürgerlichen Klassenfront zugrunde 

gehen. 

Ihre Führer sind verstockt und blind. Sie haben Angst vor dem Zorn kleinbürgerlicher ›Kirchenchris-

ten‹ gegen einen kommunistischen Pfarrer. Wenn mich die Kirche so nicht mehr als Pfarrer tragen 

kann, weil ich Kommunist bin, so schließt sie mich damit aus ihren Reihen aus. Sie wird das natürlich 

nicht ausdrücklich tun; sie wird noch nicht einmal zugeben, daß das der Fall sei. Sie will nicht gern 

die Hunderttausend und Millionen kommunistischer Wähler, [480] 

 

Karlsruher Tagblatt. 12. Dez. 1931 (PAB) 

[481] die noch in der Kirche sind, offensichtlich ausschließen; das könnte ihrer Existenz doch einen 

zu großen Stoß geben. 

Darum erklärte ich von mir aus meinen Austritt aus dieser Kirche, auch schon deshalb, damit ihre 

Führer merken, daß ich nicht daran denke, irgendeinmal als kirchlicher ›Missionar‹ in der KPD ›be-

gnadigt‹ zu werden. 
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Ich glaube, daß ein wirklich frommer Mensch aus dieser Kirche austreten muß, die jeden Kontakt mit 

den lebendigen schöpferischen Kräften /S. 7 verloren hat und zum Instrument bürgerlicher Ängst-

lichkeit vor dem Kommunismus, dem die Zukunft gehört, geworden ist. 

Mein Kirchenaustritt bedeutet zugleich meinen Abschied vom Bund der religiösen Sozialisten. Über 

10 Jahre habe ich mit anderen Genossen versucht, einen Weg von der Kirche zum revolutionären 

Sozialismus und umgekehrt anzubahnen. Der Ausgang der Kämpfe mit der Kirche in dem Augen-

blick, in dem ich auch nach außen hin unbezweifelbar von meiner revolutionären Entschlossenheit 

Bekenntnis ablegte durch meinen Beitritt zur KPD hat für mich bewiesen, daß es aussichtslos ist, die 

Kirche irgendwie in Kontakt mit dem Sozialismus für den Neubau der menschlichen Gesellschaft 

einzusetzen. Die Erfüllung der Aufgabe des Bundes ›Durch christlichen Glauben zu sozialistischem 

Kampf! Durch sozialistischen Kampf zu christlichem Glauben!‹ ist in den Kirchen nach den bitteren 

Erfahrungen dieser 10 Jahre für mich aussichtslos. Ja, der Bund ist bei dieser Sachlage eher eine 

Hemmung für den revolutionären Klassenkampf als eine Hilfe zur Vorbereitung des Sozialismus. Er 

erweckt die gefährliche Illusion, als könne man von den Kirchen irgendetwas im Kampf des Proleta-

riats um seine Befreiung erwarten. Darum trete ich auch aus dem Bund der religiösen Sozialisten 

Deutschlands aus. 

An meiner inneren Haltung, an meiner Weltanschauung ändert sich weder durch meinen Kirchenaus-

tritt noch durch meine Trennung vom Bund der religiösen Sozialisten das Geringste. 

Ich werde aber keine ›kommunistische Kirche‹ und keinen ›Verband religiöser Kommunisten‹, keine 

Sekte ins Leben rufen, wie voreilige Leute das wissen zu können glauben, sondern in der KPD aus 

dem Glauben und in der Erkenntnis ihrer großen Aufgaben kämpfen um die Neugestaltung des Le-

bens in einer Gesellschaft, in der mehr Gerechtigkeit sein wird, mehr Wissen um die Zusammenge-

hörigkeit aller Menschen, als in der heutigen kapitalistischen Gesellschaft.« 

Das Dienstgericht 

Der Vertreter der Anklage Dr. Friedrich legte eine 44 Seiten umfassende Anklageschrift vor. Er führt 

folgenden »Beweis«: Die Weltanschauung, von der Karl Marx beherrscht sein ökonomisches System 

schuf, ist der Materialismus, der dialektische und ökonomische Materialismus, für den alles Geistige 

nur der Widerschein der Materie ist, »Religion Opium für das Volk«, und »die Aufhebung der Reli-

gion als des illusorischen Glückes des Volkes die Forderung des wirklichen Glückes« ist. Hinsichtlich 

des Kommunismus beruft er sich auf das »Programm der Kommunistischen Internationale« vom 6. 

Weltkongreß der KI [Kommunistische Internationale, d. Hrsg.] Juli/September 1928, worin der »hart-

näckige und systematische Kampf gegen die Religion« gefordert ist. Zwar wird dort die Freiheit des 

Bekenntnisses zugelassen, aber mit allen Mitteln antireligiöse Propaganda verlangt. Weitere Beweis-

mittel sind ihm die Äußerungen Lenins über [482] die Religion, zitiert nach Band 4 der »Kleinen 

Lenin-Bibliothek über Religion«, wonach »der Materialismus, absolut atheistisch, jeder Religion ent-

schieden feindlich gegenübersteht«. Daraus zog Lenin den Schluß, daß »eine unermüdliche atheisti-

sche Propaganda entfaltet und ein unermüdlicher Kampf für den Atheismus geführt« werden müsse. 

Für Dr. Friedrich geht nun die Linie seiner Beweise konse- /S. 8 quent (!) zur »Internationale prole-

tarischer Freidenker« und ihrer Forderung (1925), »daß für den Staat Religion Privatsache ist, aber 

für jede proletarische Partei die Religion nicht Privatsache sein kann, sondern von den Führern und 

Funktionären der proletarischen Bewegung verlangt werden müsse, daß sie voll und ganz auf dem 

Boden des Marxismus stehen, der mit jeder religiösen Ideologie unvereinbar ist«. Nach dem Bruch-

zwischen sozialistischen und kommunistischen Freidenkern (1930) erklärte die kommunistische IpF 

[Internationale der proletarischen Freidenker, d. Hrsg.] als ihr Ziel, daß »die tiefsten Wurzeln des 

religiösen Aberglaubens ausgerottet und die Menschheit vom Opium der Religion befreit wird«. Mit 

der Gründung des »Verbandes proletarischer Freidenker Deutschlands« (1931) sei der Kampf der 

»Gottlosen« in Deutschland erst aktiv geworden, eine Scheidung zwischen KPD und VpFD [Verband 

proletarischer Freidenker Deutschlands, d. Hrsg.] sei unmöglich: »der VpFD ist die KPD in ihrem 

kulturpolitischen, und zwar in ihrem religions- und kirchenpolitischen Programm« (Dr. Friedrich). 

Und nun hat Dr. Friedrich freies Feld, um alle freidenkerischen Kulturorganisationen in der KPD bis 
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zu den Schallplatten zu zitieren und grausliche Dinge über die Kampfmethoden der IfA- [Interessen-

gemeinschaft für Arbeiterkultur, d. Hrsg.] und Agitprop-Truppen den Richtern darzustellen. (Jeder 

von uns religiösen Sozialisten, die wir doch in wirklicher Auseinandersetzung mit dieser Agitation 

stehen, hätte noch viel schlimmere Dinge berichten können!). Aus dem obigen und weiteren Zitaten 

von Lenin, wonach aus Opportunismus zwar einmal, als unwahrscheinlicher Ausnahmefall, ein Pfarrer 

bei der KPD toleriert werden könne, führt nun Dr. Friedrich »in schlüssiger Form den Nachweis«, daß 

»die KPD wesensmäßig dem Christentum, auch in seiner evangelischen Ausprägung, und der Kirche, 

auch der evang. Landeskirche Badens, feindlich gegenübersteht«; sie ist »das Gegenteil der Kirche, 

ihre Negation«. Deshalb: »Ein Geistlicher unserer Landeskirche kann daher niemals ein sich für diese 

Partei einsetzendes Mitglied derselben sein«. – Da nun der Pfarrer nicht auf der einen Seite das Wort 

Gottes verkünden und auf der anderen Seite sich zu dieser Partei in aller Öffentlichkeit bekennen 

könne, die Gott leugnet, da ferner der Pfarrer mit einem musterhaft christlichen Lebenswandel in und 

außer dem Amt den Gemeinden voranleuchten müsse, – sei Pfarramt und Mitgliedschaft bei der KPD 

unvereinbar. Damit wird von Dr. Friedrich dann die (in Abwesenheit der religiösen Sozialisten und 

entgegen dem Versprechen des Vorsitzenden gegenüber Eckert, daß keine Festlegung erfolgen werde) 

Resolution des Mannheimer Kirchengemeinderats vom 9. Oktober 1931 gebilligt, wonach »Eckert im 

Amt als Pfarrer in Mannheim nicht mehrtragbar« sei. Als wichtigstes Beweisstück wird aber von Dr. 

Friedrich die Erklärung Eckerts in den Versammlungen vor seiner Rußlandreise zitiert, daß er »als 

revolutionärer Marxist und nicht als Pfarrer zur KPD gekommen sei«. Der Pfarrer könne sein Amt 

nicht zeitweilig abstreifen und dann frei und ohne Rücksicht auf sein Amt sich betätigen. 

/S. 9 Dieser Anklageschrift hatte der Verteidiger Dr. Dietz einen sehr gründlichen Schriftsatz entge-

gengestellt, welcher das ganze Problem der Vereinbarkeit von Marxismus und Christentum aufrollte 

und nachwies, daß die persönliche atheistische und materialistische Einstellung von Marx [483] und 

Engels für den von ihnen begründeten »Kommunismus«, d. h. die Verbindung von proletarischer Ar-

beiterbewegung und Sozialismus, nicht Wesensgrundlage ist und sie es deshalb abgelehnt haben, Athe-

ismus und Materialismus, Religions- und Kirchenfeindschaft zu Grundsätzen der von ihnen begrün-

deten oder auf sie zurückgehenden politischen und wirtschaftlichen nationalen und internationalen 

Organisationen zu machen. Dr. Dietz wies auf die Tatsache hin, daß 90 Prozent aller abgegebenen 

kommunistischen Wahlstimmen auf Angehörige der Kirche entfallen. Er rechtfertigte, daß Eckert eben 

nur als »revolutionärer Marxist« zur KPD kommen konnte. Er wies auf die historische Bedeutung der 

Tatsache hin, daß die KPD mit der Anerkennung des Pfarrers Eckert zum Ausdruck brachte, daß ein 

auf dem Boden des Christentums und des Bekenntnisstandes seiner Landeskirche stehender amtieren-

der evang. Geistlicher öffentliches und tätiges Mitglied ihrer Organisation sein könne. Er verwies auf 

Eckerts Erklärung, daß das Zentralkomitee der KPD von ihm weder die Aufgabe seiner Weltanschau-

ung noch seines Pfarramtes verlangt habe, und ferner auf die Antwort des kommunistischen Reichs-

tagsabgeordneten Schneller an Genossen Lic. Dr. Piechowski, wonach »Eckert wegen seiner Zugehö-

rigkeit zur Kirche und wegen seiner Tätigkeit als Pfarrer keinerlei Bedingungen gestellt worden« seien, 

und auch »die Aufnahme des Genossen Eckert für uns keine Frage der Opportunität ist, sondern er-

folgte in völliger Übereinstimmung mit unseren Grundsätzen«. Dr. Dietz schrieb: »Nur eine verständ-

nislose und gehässige politische und wirtschaftliche Gegnerschaft kann es unternehmen wollen, ihm 

in seinem schweren Kampf in den Rücken zu fallen und ihm wegen seines Übertritts zur KPD den 

Anspruch auf Achtung und Würde des Amtes abzusprechen. Jeder in dieser Richtung nicht vollständig 

voreingenommene Angehörige der evang. Landeskirche muß umgekehrt den Schritt Eckerts als eine 

›Tat‹ von historischer Tragweite auch im Interesse der evang. Landeskirche begrüßen und ihm gerade 

wegen der hiermit übernommenen schweren Opfer und Verpflichtungen in ganz besonderem Maße 

seine Hochachtung und Wertschätzung als Geistlicher der evang. Landeskirche aussprechen.« 

In der fast vierstündigen Beweisaufnahme und Vernehmung zeigte sich die ganze Verständnislosig-

keit des Gerichtes für eine dialektische Betrachtung des Verhältnisses von Religion und Marxismus. 

Eckert erzählte, wie er /S. 10 in Rußland mit den verschiedenartigsten Führern der Gottlosenbewe-

gung diskutiert hatte, wie er seine Ablehnung des praktischen Materialismus dort aufs Schärfste be-

tont und erfahren habe, wie dort um diese Frage gerungen werde und noch alles im Fluß sei. Eckert 
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fragte, mit welcher Begründung ihn denn die Kirche bei seinem Standpunkt absetzen wolle. Er be-

kannte bei seinem Kampf gegen die zeitgebundene heutige Kirche seinen Glauben an Christus, das 

ewige Fundament der Kirche, das jenseits von bürgerlich und proletarisch liege. Es sei beim Kom-

munismus kein grundsätzlich anderes Verhältnis zur Religion als beim Sozialismus. Er sei aus poli-

tischen Gründen Kommunist geworden. Auf der politischen Ebene kämpfe er für den Kommunismus, 

aber in der religiösen Verkündigung, auf der Kanzel, sei er Prediger des Evangeliums. 

Die Plädoyers führten die oben zitierten Gedanken noch weiter aus. Dr. Dietz schloß seine Rede mit 

dem bekannten Zitat aus Lassalle »Die Besten müssen springen in den Riß der Zeit!« Eckert erklärte, 

daß er seinen kommunistischen Kampf mit allen Konsequenzen führen werde bis auf seine Gläubig-

keit, die ihn von den Freidenkern trenne. – Nach zwei Stunden wurde das Urteil verkündet. 

[484] Was sagen wir zu dem Urteil? 

Der Vorsitzende nannte die Situation des Gerichts eine »tragische«. Er hätte gewünscht, daß die Kir-

chenregierung auf dem Verwaltungswege eine Lösung ohne Urteilsspruch gefunden hätte. Das hatte 

die Kirchenregierung sich verbaut, indem der Präsident bei der Vernehmung vor jenem Beschluß der 

Kirchenregierung zur Einleitung des Verfahrens als einzige Lösung die freiwillige Amtsniederlegung 

von Eckert verlangte. Von allen Seiten war die Kirchenregierung seit ihrem Suspendierungsbeschluß 

gewarnt worden. In den liberalen und landeskirchlichen Blättern, durch einen Brief von D. Rade an 

das Gericht, durch unzählige Stimmen war auf das Epochemachende von Eckerts Schritt hingewiesen 

worden. Auch Präsident D. Wurth hatte wohl ein Gefühl für das Tragische dieser Entscheidung. Aber: 

es überwog eben doch der Wille, den Mann Eckert loszuwerden; es überwog die Gebundenheit an jene 

vorläufig einflußreichen Schichten des »Kirchenvolkes«, welche den Marxismus ausrotten wollen; es 

überwog die kleingläubige Angst, aus der heraus man, auf gerichtet am »Mut der SPD, die konsequen-

ter war als das Dienstgericht vom Juni«, die starke Hand zeigen wollte. Eine weise Kirchenregierung 

hätte, wenn sie in so politisch bewegten Zeiten eine »Zerreißung der Kirche« befürchtet hätte, auf dem 

Verwaltungsweg Eckert solange pensioniert, als seine von ihm freiwillig übernommene politische 

Aktivität ihn zur Verwaltung eines Gemeindepfarramtes ungeeignet erscheinen ließ. Und sie hätte (und 

noch viel mehr der Deutsche Evang. Kirchenbund!) Eckert zu ihrer Information über deutsche und 

russische Verhältnisse in der Frage »Proletariat und /S. 11 Religion« herangezogen. Sie hätte dann 

konsequenterweise jeden vorwiegend politischen Pfarrer, etwa jeden Reichstagsabgeordneten, gleich-

viel welcher Partei, auch pensioniert. Sie hätte damit kein Urteil gefällt, keine Beziehung abgerissen, 

jederzeit Eckert die Rückkehr in die Gemeindearbeit freigestellt, und ihm während seiner politischen 

Tätigkeit die Predigtkonzession selbstverständlich gelassen. – So mußte das Gericht entscheiden, 

starr, über die Gegenwart statt über das Werdende! Es mußte den Weg Eckerts als unmöglich erklären, 

bevor überhaupt über die Möglichkeit eine Erfahrung gewonnen war! Von neun Richtern mußten sich 

sieben auf den Urteilsspruch einigen. Daß dann, wenn unter den Richtern zwei Oberstaatsanwälte, 

zwei Mitglieder der vorher festgelegten Kirchenregierung, zwei konservativ eingestellte Pfarrer wa-

ren, dies Gericht schließlich über den »revolutionären Marxisten« strauchelte, ist erklärlich. 

Der gesamte Bund der religiösen Sozialisten Deutschlands protestiert gegen diese Entscheidung! Er 

ist jetzt schon die Stimme des Gerichts, das einst über diese Kirchenregierung in derselben Starrheit 

das Urteil sprechen wird! Und der Bund wird, solange noch eine überwiegende Masse der Sozialisten 

und Kommunisten in der Kirche sind, alles daransetzen, eine solche unzulängliche Kirchenregierung 

zu stürzen! 

Eckert ist aus der Kirche ausgetreten! 

Er hatte schon vorher angekündigt, daß die Kirche, wenn sie ihn als Pfarrer nicht tragen könne, ihn 

und alle revolutionären Marxisten automatisch ausschließe. Eckert wird kein Freidenker werden. In 

seiner Schau ist das Soziologische (bürgerlich-reaktionäre) bei der Kirche so heillos überwiegend, 

daß alles wesensmäßig Christliche nicht mehr in dieser Form zur Entfaltung kommen kann. Er sieht 

das Gericht über die Kirche sich schnell vollziehen. Er geht nicht aus Ressentiments, [485] sondern 

aus einer Frömmigkeit, die nichts mehr von diesen Kirchen erhoffen kann. – Das ist das Gefährlichste 

für die Kirche! 
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Zweifellos wird sein Austritt der Kirchenflucht bei Kommunisten und Sozialisten neuen Auftrieb 

geben. Einstweilen sind – in den Wochen des Versammlungsverbots – die Bewegungen latent. Für 

den Bund bleiben die aus solchen Motiven Ausgetretenen selbstverständlich Bundesgenossen! Wir 

können nicht mit Pathos rufen: »Kommt herein in die Kirche!« Diese Kirchenführung hat uns selbst 

schon allzu sehr den Glauben daran erschüttert, daß die Kirche noch einer Umgestaltung fähig ist. 

Wir wirken als »Missionare« unter dem sozialistischen und kommunistischen Proletariat. Aber 

dadurch, daß wir an ihrem sozialistischen Glauben teilhaben. Und nicht wie jene kirchlichen Apolo-

geten, welche /S. 12 den Freidenkern zuerst ihren Marxismus madig machen wollen, um sie dann 

zum Christentum zu »bekehren«, hinter denen jeder Proletarier den politischen Agitator wittert. Zu 

Marxisten kann man nur kommen als Marxist, zu Kommunisten als revolutionärer Marxist. Hat denn 

die Kirche je bei revolutionären Nationalsozialisten nachgeprüft, ob sie als Pfarrer zu ihrer Partei 

kamen, ob sie »noch auf dem Boden des Bekenntnisstandes der Landeskirche« stehen? Man könnte 

mit unchristlichen Zeugnissen nationalsozialistischer maßgebender Stimmen in schlüssiger Form den 

Beweis führen, daß Christentum und Nationalsozialismus unvereinbar sind, ja daß, weil man sich 

zum »positiven Christentum« »bekennt«, die Unvereinbarkeit zwischen Parteizugehörigkeit und 

Pfarramt noch viel größer ist. Dort redet man von missionarischen Aufgaben; vielleicht glaubt man 

sogar, daß sie durch Standartenweihen und SA-Gottesdienste erfüllt werden! Dort läßt man die sich 

fälschlich auf Luther berufende Rechtfertigung zu, daß Politik und Kirche zwei grundsätzlich ge-

trennte Gebiete seien, die unter eigenen Gesetzen stehen. So tut man von Seiten der Kirche alles, um 

ja dem Proletariat zu beweisen, daß die Kirche bürgerlich-faschistisch ist. 

Die Antwort der KPD zeigt, wie sie den Schlag gegen Eckert parieren wird. Im Leitartikel »Unsere 

Antwort zur Amtsenthebung des Pfarrers Eckert« der Mannheimer »Arbeiterzeitung« vom 14. De-

zember 1931 steht (neben sehr infamen Ausfällen gegen die SPD und die Pfarrer in der SPD): »Die 

Kirche hat sich unduldsamer erwiesen als wir, weil sie schwächer ist. Mit ihrem Urteilsspruch hat sie 

sich, gezwungen durch unseren Angriff, endgültig in die Verteidigung begeben. Sie verteidigt eine 

unwürdige Vergangenheit und eine qualvolle Gegenwart. Wir sind, Eckert in unserer Mitte, im An-

griff.« [...] »Durch ihr Urteil entlarvte sich die Kirche. Die gleichen Kirchenbehörden, die den Gen. 

Eckert hinausexpedierten, stehen in freundschaftlichem Verhältnis zu nationalsozialistischen Geistli-

chen. So erweist sich die Kirche als ein Organ der herrschenden Klasse [...]« Der Kommunismus ist 

eine geschlossene Weltanschauung. Es gibt keinen Kommunismus, der sich teilen und auf bestimmte 

Gebiete, unseretwegen in der Politik oder auf kulturelle Fragen, anwenden läßt. Gerade das untrenn-

bare Gefüge des Kommunismus macht ihn zur stärksten Weltanschauung, der keine Religion gewach-

sen ist [...]. »Es ist müßig, jetztdarüber zu diskutieren, ob Eckert seinen Glauben behält oder nicht. 

Entscheidend ist, daß er mit uns als Mitglied der Kommunistischen Partei den Kampf gegen alle Volks-

feinde in allen Fronten führt. Unsere Antwort an die Kirche ist verschärfter Kampf gegen sie als Organ 

der Unterdrückung und Irreführung. Die Sozialdemokratie kettet durch ihren Kampf um Pfarrerposten 

die Massen an die Kirche. Im Kampf gegen die faschistische Reaktion und die Sozialdemokratie ent-

reißen wir der Kirche die Massen und führen sie der proletarischen Klassenfront zu.« 

[486] /S. 13 Eckert ist aus dem Bund ausgetreten! 

Er hat in seinem Artikel die sachlichen Gründe angegeben. Bei seiner Stellung zur Kirche kann er 

eine Bewegung, die ein so starkes Gewicht auf die aktive kirchenpolitische Arbeit in der Kirche legt, 

nicht führen. Und: Verantwortung für eine Bewegung tragen, heißt eben bei Eckert – sie führen. Bei 

seiner Sicht, daß »in wenigen Jahren schon die Kirche erledigt sein werde«, lohnt für ihn eine Arbeit 

nicht mehr, welche das Religiöse zu einer Sondersphäre des Lebens macht. Die Hauptsache ist der 

sozialistische Aufbau. Alle Glaubenskräfte Eckerts verzehren sich also nur in der politischen Tätig-

keit. Er wird nur noch mit profanen Worten, d. h. politisch, von seinem Glauben zeugen, wie es ja 

vor einer Generation die Pfarrer taten, die unter Aufgabe ihres Amtes zum Marxismus der Sozialde-

mokratie gingen. 

Der Bund bedauert Eckerts Austritt aus sachlichen Gründen. Wenn durch diese einseitige Betonung 

des Politischen, seitdem sich die politischen Gegensätze im Proletariat zuspitzten, also seitdem Früh-

sommer, die Gefahr der Zerspaltung des Bundes aus politischen Gründen akut geworden ist und der 
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Bundesvorstand um der eigentlichen religiösen Aufgabe des Bundes willen sich von Eckert schon 

vor seinem Eintritt in die KPD distanzierte, – so war doch genug Willen zum Ringen um die gemein-

same Aufgabe vorhanden, so daß eine Trennung Eckerts nicht nötig gewesen wäre. Seine Kennzeich-

nung des Bundes als Hemmnis für den sozialistischen Aufbau wegen seiner Arbeit in den Kirchen 

wäre richtig, wenn nicht gerade unsere Stellung zur Kirche und zum marxistischen Proletariat eine 

dialektische wäre! Eckerts Urteile sind zu linear und starr, um richtig zu sein. 

Daß auch persönliche Mißverständnisse eine Nebenrolle spielen, soll nicht verschwiegen werden. Vor 

Eckerts Abreise wurde mit seiner Zustimmung beschlossen, daß Göring den 1. Vorsitz und Dr. Schen-

kel mit Eckert die Schriftleitung übernehmen sollen. Die Schwierigkeiten im Bund erforderten es, daß 

der Vorstand darüber hinausging und zwar Eckerts Verbleiben im Bundesvorstand für nötig hielt, aber 

aus praktischen Gründen, solange er als politischer Vorkämpfer der KPD so gut wie ausschließlich 

wirkte, die Hauptämter des Bundes aus reinen Zweckmäßigkeitsgründen anderweitig besetzen wollte. 

Definitive Regelungen sollten erst nach Rücksprache mit Eckert getroffen werden. Eckert müßte die 

sachliche Motivierung dieser Beschlüsse verstehen und sie nicht als Untreue gegen den bisherigen 

Führer persönlich nehmen. 

Die bitteren und ungerechten Worte, welche im Zeitungskampf und persönlich gewechselt worden 

sind, als Eckert seinem Austritt aus dem Bund die Proklamation folgen ließ, der Bund sei liquidiert 

und existiere nicht mehr, müssen vergessen sein. Der Bund lebt und ist heute /S. 14 wichtiger als je. 

Wenn Eckert aus Glauben in der KPD wirkt, dann ergeben sich mit Notwendigkeit nimmer wieder 

die Möglichkeiten zu gemeinsamer Arbeit. Der Glaubenskampf um das Reich Gottes unter den Men-

schen ist das Hauptanliegen des Bundes. Darum ist der Bund allen, die mit gutem Willen als Kom-

munisten oder Sozialdemokraten um die Verwirklichung des Sozialismus ringen, in gleicher Weise 

offen, wenn diese religiöse Bindung ihnen das Wesentlichste ist. Wir bejahen die großen Aufgaben, 

die Eckert in der KPD zu erfüllen hat. Wenn wir trotz der vorläufigen Trennung diese Verbundenheit 

aufrecht erhalten, dann ist der Bund durch diese Krisis hindurch nur noch weiter, stärker und tiefer 

geworden. 

In: Zeitschrift für Religion und Sozialismus 1932, S. 5-14. [487] 

28. Emil Fuchs, Ein Abschiedswort an unseren Genossen Eckert 

Lieber Genosse und Freund Eckert!* 

Wir müssen scheiden. Eine tiefe Kluft tut sich zwischen uns auf nach dieser guten und starken Kamp-

fesgenossenschaft dieser schweren Jahre. Du gehst einen Weg, den wir anderen nicht mit Dir gehen 

können, obwohl wir Dich nach wie vor lieben auch auf diesem Weg. Wie gern würden wir alle, die 

wir in den Reihen des Proletariats stehen, die einheitliche Kampfesfront des Proletariats bilden helfen. 

Wie wenig käme es uns darauf an, welche der Parteien zu dieser Einheitsfront ausgestaltet werden 

sollte. Wie heiß ersehnen wir es, daß keiner der Ärmsten und Verzweifelten auch im Kommunismus 

sich von uns getrennt und verlassen fühlen dürfte. – Aber es sind eben doch sehr verschiedene Über-

 
*  Emil Fuchs schrieb diesen Brief in seiner Eigenschaft als stellvertretender Vorsitzender des Bundes der religiö-

sen Sozialisten. Der Brief diente nach den Konflikten innerhalb des Bundes dem Zusammenhalt des Bundes. 

Briefliche Äußerungen von Fuchs an Eckert (siehe Friedrich-Martin Balzer (Hrsg., Ärgernis und Zeichen, a. a. 

O., S. 353-355) und die von Fuchs geschriebenen Wochenberichte (siehe Erwin Eckert/Emil Fuchs, Blick in den 

Abgrund, a. a. O., S. 187-533) belegen die politische Nähe zwischen Emil Fuchs und Erwin Eckert deutlicher. 

Mehrere Angehörige der Familie von Emil Fuchs, darunter auch sein später weltberühmter Sohn Klaus Fuchs, 

waren vor 1933 der KPD beigetreten. [d. Hrsg.] s. Friedrich-Martin Balzer, Prison is not a bad place for observing 

human nature. Aus den Gefängnisbriefen zwischen Emil Fuchs und Klaus Fuchs. 1950-1959. In: Dieter Kraft 

(Hg.), Aus Kirche und Welt. Festschrift für Hanfried Müller zum 80. Geburtstag. 2005, S. 312-326; ders., Siche-

rung des Friedens. Vor 100 Jahren wurde der „Atomspion“ Klaus Fuchs geboren. In: junge Welt vom 31.12.2011, 

S. 15. In: ders., Anstöße-Erträge-Spiegelungen. Ein Lesebuch von und für Friedrich-Martin Balzer. Herausge-

geben von Manfred Weißbecker, Marburg 2015, S. 233-236. 

 



 Friedrich-Martin Balzer (Hrsg.): Protestantismus und Antifaschismus vor 1933 – 381 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.10.2021 

zeugungen, die es uns unmöglich machen, den Weg der KPD für richtig zu halten. Es ist vor allen 

Dingen die Überschätzung der Gewalt, die es uns unmöglich macht, mit Dir zu gehen. Du bist nach 

schwerem Ringen mit dieser Frage zu der Entscheidung gekommen, daß Dir das als Christ möglich 

ist. Wir richten Dich darüber nicht. Aber unsere Überzeugung hat sich nicht geändert, daß Sozialis-

mus erst werden kann, wenn alle Sozialisten von der geistigen Herrschaft gerade dieses kapitalistisch-

imperialistischen Macht- und Gewaltglaubens erlöst sind. 

Wir wollen tief und leidenschaftlich um diese letzte Frage miteinander ringen. Du kannst und darfst 

uns vorwerfen, daß uns hier eine Blindheit für die wahre Lage der Massen dieser kapitalistischen 

Welt beherrscht und daß wir mit der Wirklichkeit dieser Welt nicht genügend rechnen. Aber – bitte 

– tue uns und Dir nicht das Unrecht an, daß Du uns Abhängigkeit von der Partei, ihrer Bürokratie 

usw. vorwirfst und dadurch den Kampf zwischen uns zu einer Lächerlichkeit machst, der doch auch 

ein Stück des großen, tragischen Zukunftsringens unserer Zeit ist und als solcher zwischen uns stehen 

und zwischen uns ausgefochten werden soll. Wir hätten hier einen entscheidenden Beitrag zum Zu-

kunftsgestalten der Zeit zu leisten durch unseren Gegensatz. Wollen wir das in persönlichen törichten 

Anklagen verschwinden lassen? 

Wir wollen den Kampf um die Kirche fortführen, müssen ihn fortführen. Deine Absetzung ist auch 

uns ein ganz schweres Zeugnis der bürgerlichen Gebundenheit der Kirche. Aber die kennen wir schon 

seit vielen Jahren. Das ist es, was wir brechen und überwinden wollen. Ob das geschehen wird durch 

Zerstören der Kirche oder durch Erneuern der Kirche, liegt nicht in unserem Willen und unserem 

Planen, sondern in den schicksalhaften Gewalten jenes Augenblicks, an dem das Proletariat in einiger 

Entschlossenheit seine geistige Klarheit findet. Vorher müssen Menschen in all den verschiedenen 

geistigen Strömungen des Proletariats mit ihm ringen und gehen, um von jeder der verschiedenen 

Geisteslagen aus mit ihm den Weg zur entscheidenden Klarheit zu suchen. Wir gehen und ringen mit 

der wahrlich noch entscheidend großen Masse des Proletariats, die in der Kirche steht. Warum? Weil 

eben doch ein Wert sie dort festhält, von dem [488] sie noch nicht weiß, ob er ihr in Loslösung von 

der Kirche oder in Neugestaltung der Kirche einmal in seiner ganzen Wichtigkeit neu wird. Wir wis-

sen es heute auch nicht. Wir gehen den Weg mit diesen Millionen. Sollte nicht drüben bei Euch wie 

hüben bei uns die Ahnung und Sehnsucht all unser Denken und Ringen bestimmen, daß einmal der 

Augenblick kommt, wo die Geschichte uns klar und deutlich die Entscheidung geben wird, nicht uns, 

den Massen, und dann uns mit ihnen. Kann das aber die rechte Führung der Massen sein, die leiden-

schaftlich zwischen den mit den großen Problemen ringenden ernsthaften Vertretern dieser Masse 

eine unübersteigbare Mauer persönlicher Verdächtigung und Verbitterung aufzurichten sucht? Wol-

len wir uns auch daran beteiligen? Oder wollen wir nicht die Klarheit behalten, daß es sich hier wirk-

lich um Probleme handelt, die eben heute nicht aus Charakterschwäche, Feigheit oder Verräterge-

sinnung, sondern aus der Notwendigkeit der Lage des Proletariats verschieden gesehen werden müs-

sen – ja müssen. Keiner von uns ist der Herr seiner Überzeugungen. Sie zwingen sich ihm auf, und 

er wäre ein Verräter, wenn er anders handelte und redete, als es sich ihm aufzwingt. Wie groß ist 

unsere Aufgabe, daß wir dies den Massen vor Augen führen könnten, ohne daß dadurch die Energie 

des Kampfes für unsere Überzeugungen gehemmt zu werden bräuchte. Der kämpft viel entscheiden-

der, der des Gegners Meinung als falsch widerlegt, obwohl er des Gegners Ehrlichkeit anerkennt, als 

der, der den Gegner für einen Schuft erklärt, ihn also sachlich gar nicht angreift. 

Es wäre ein ganz Großes gewesen, wenn wir Dich im Bund und an einer der führenden Stellen im 

Bund hätten behalten können – groß um der Sache des Proletariats willen. Die Kirchenbehörde hat 

es sehr eilig gehabt, eine Situation zu schaffen, die es Dir nahelegt, einen Weg zu gehen, den der 

Bund nicht mitgehen kann, ohne seine entscheidende Aufgabe, die er in diesem Augenblick für Mil-

lionen der Masse hat, aufzugeben. Du nimmst dabei vieles, was der Bundesvorstand tun mußte, um 

das zu sichern, was er für die heute entscheidende Aufgabe des Bundes hält, für Maßnahmen des 

persönlichen Zurückdrängens. Vielleicht ist auf unserer Seite auch das Bemühen nicht stark genug 

gewesen, Dir zu zeigen, daß wir nur aus sachlichen Notwendigkeiten handeln. Vielleicht war man-

ches übereilt und mußte Dir das Gefühl geben, man tue Dir unrecht. Wahrlich, es ging uns um die 

Sache, wie wir sie sehen mußten. So ist ein Mißtrauen entstanden, das verhängnisvoll wirkt, selbst 
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zwischen Menschen, die so eng verbunden waren – und sind – wie wir. Vielleicht kann es nicht anders 

sein, wo so große Gewalten gegeneinander wirken wie bei der Einstellung zu diesen entscheidenden 

Zukunftsproblemen der Menschheit. Wir müssen auch darüber hinwegkommen zu einem wahrhafti-

gen, großen, frommen – aber dabei ganz scharfen, rücksichtslosen Ringen um unsere gegenseitigen 

Positionen. Schärfste Waffen der sachlichen Bekämpfung – persönliches Verstehen und persönliche 

Freundschaft. Sollte das nicht möglich sein? – Wir wollen Dir beweisen, daß wir unbedingt zur Zu-

kunft des Sozialismus stehen! – Hat es Sinn, im gegenwärtigen Augenblick Männer persönlicher 

Feigheit zu beschuldigen, die ebenso mitten in der Gefahr stehen wie Du? – Wir wollen Dir beweisen, 

daß es einen Kampf in der Kirche um die Kirche immer noch gibt, der für diese Sache der Masse 

notwendig ist und ihr dient. – Wir schauen dabei zugleich hinüber auf Deinen Weg, den wir nicht 

mitgehen können, weil er unserer ehrlichen Überzeugung nach falsch ist, aber wir lieben Dich und 

ehren Dich um der Tapferkeit und der persönlichen Ehrlichkeit, um der glühenden Liebe zur Masse 

willen, mit denen Du diesen Weg gehst, und wir ehren die Rücksichtslosigkeit [489] gegen Dich 

selbst, die in dem allen liegt. Tiefes Mitleid haben wir mit einer Kirche, die so wenig weiß von ihrer 

Aufgabe, daß sie Dich in diesem Augenblick hinausstieß und um gegenwärtiger Vorteile willen ihr 

Wesen und ihre Zukunft verleugnet. Wir werden nicht aufhören, der Kirche zu sagen, daß sie das 

Evangelium verleugnet, wenn sie nationalsozialistische Pfarrer duldet und den kommunistischen aus-

stößt. Wir sagen ihr, daß sie mit ihrer ganzen nationalistischen Haltung seit 1918 und der ganzen 

Verleugnung des Evangeliums, die darin liegt, eine ganz wesentliche Schuld an der Katastrophe trägt, 

die über unser Volk hereinbricht. Sie gerade war es, die jene Sinnesänderung mit verhinderte, die jede 

christliche Botschaft schaffen soll. Und wenn heute eine christliche Kirche den Gewaltgeist des Na-

tionalsozialismus trägt, ja fördert, während sie den kommunistischen Pfarrer ausstößt, so bedeutet das 

eine entsetzensvolle Enthüllung der völligen Unfähigkeit, nach christlichen und nicht nach bürgerli-

chen Maßstäben zu urteilen. Wir sehen es heute klarer denn je, wie sehr unsere Kirche auf dem Wege 

des Untergangs, der Selbstvernichtung ist, wenn es nicht den religiösen Sozialisten gelingt, sie hier 

herauszureißen. Du magst heute lächeln über die Meinung, daß dies noch möglich sei. Ich habe eben 

dargelegt, daß wir noch nicht in dem Augenblick stehen, wo eine klare Entscheidung gefallen ist. So 

sehen wir es, Du siehst es anders. Die Geschichte entscheidet, wer Recht hat. 

Dir ist durch das Verhalten der Kirche für Deine neue Arbeit eine verstärkte Macht gegeben. Nichts 

könnte deutlicher machen, wie töricht die Kirchenbehörden sind. 

Aber Du wirst Dir nach Deiner Kenntnis der Sachlage auch darüber klar sein, daß Du den Bund 

religiöser Sozialisten nicht vom Kommunismus aus zerschlagen kannst. Du kannst allerdings durch 

die Art Deines Kampfes mit uns sehr viel dazu tun, unsere Arbeit in der Kirche gegen diese Kirche 

oder die Position dieser Kirchenmänner gegen uns zu stärken. Was im größeren Interesse der prole-

tarischen Bewegung ist, mußt Du selbst entscheiden. 

Wir werden nicht aufhören, darum zu ringen, daß die Botschaft des Evangeliums aus der Verbürger-

lichung dieser Kirche herausgerissen, rücksichtslos dieser Zeit als eine erneuernde Kraft geboten 

wird. 

Um diese Aufgabe, um unsere Arbeit wird nun zwischen Dir und uns schärfste Auseinandersetzung 

sein, muß sie sein, ob wir wollen oder nicht. 

Laß es ein sachliches Ringen um die Fragen sein, um den richtigen Weg des Proletariats, und laß es 

ein Ringen sein in der tiefsten Freundschaft, die dann am seltensten steht, wenn man am schärfsten 

miteinander kämpft. War es nicht schon so oft zwischen uns? Es soll so bleiben, Vorahnung dessen, 

was Ziel unserer Arbeit und unseres Kampfes sein muß, der Einigung des Proletariats für seine Auf-

gabe. In dieser Hoffnung grüße ich Dich in der Verbundenheit, die nicht zerstört werden kann. 

Dein Emil Fuchs 

In: Der religiöse Sozialist, 1931, Nr. 52 vom 27. Dezember 1931, S. 217. [490] 
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29. Karl Barth, Brief an Theodor Erhardt vom 16. April 1933 

Wabern, Bellevuestr. 152, den 16. April 1933 

Sehr geehrter Herr Pfarrer! 

Es tut mir leid, daß mich Ihr eilig zu beantwortender Brief in Bonn nicht erreicht hat und mir dann 

noch in der Schweiz von einer ersten an eine zweite Adresse nachgeschickt werden mußte. Aber 

vielleicht ist es Ihnen auch jetzt noch nicht ganz wertlos, von mir zu hören, was ich von Ihrer Anfrage 

denke. 

Das Symbolum Wurthiuanum, das zu beschwören man Sie aufgefordert hat*, ist, das darf vor allem 

gesagt werden, wirklich kein Meisterwerk an theologischer oder auch nur juristischer Schärfe und 

Klugheit. Das, was schlimmer ist: das Kirchenregiment, das sich veranlaßt gesehen hat, dieses Edikt 

an seine Pfarrer ergehen zu lassen, muß sich in einem merkwürdigen Zustand der Panik oder sonstiger 

Verworrenheit befunden haben. Man wird, wenn einmal wieder ruhigere Zeiten und sachlicheres 

Denken ins Land ziehen, auf diese Sache zurückkommen müssen. Ich bin froh zu wissen und ich 

möchte es Ihnen auch immerhin sagen, wenn es Ihnen etwa sonst nicht bekannt sein sollte: daß andere 

Kirchenleitungen in Deutschland Zeichen einer würdigeren Haltung an den Tag gelegt haben als dies-

mal die Ihrige und daß ich nicht ohne Hoffnung bin, die deutschen Kirchen möchten sich in den 

schwierigen Entscheidungen, denen sie jetzt wahrscheinlich entgegengehen, nicht ganz schlecht 

schlagen. Aber das nur nebenbei. 

Wenn ich badischer Pfarrer und Empfänger dieses Skriptums wäre, so würde ich etwa Folgendes 

antworten: 

Ich nehme Artikel 2 unbedingt an. Der »religiöse Sozialismus« war, sofern er das getan hat, was nach 

dem Artikel abzuschwören ist, ein theologischer Irrtum, den die Kirche zu perhorreszieren [zu ver-

abscheuen, d. Hrsg.] im Recht ist. Ob die Kirche weiß, daß ihre Pfarrer auch nicht andere -ismen zu 

»fördern« haben, ist eine Frage für sich. Aber sie hat zunächst recht: ihre Pfarrer sind nicht dazu da, 

den Sozialismus zu fördern. Und eine kirchliche Gruppe, die sich das zum Ziel setzt, ist in der Tat 

eine Unmöglichkeit. 

Ich nehme Artikel 3 an als »geistliche« Formulierung meiner Aufgabe in Predigt und Unterricht. Im 

Ereignis der Verkündigung des Wortes Gottes werden allerdings meine »rein persönlichen Urteile 

usw.« keine Bedeutung haben, sondern in diesem Ereignis wird Gott selbst sein Wort rein und lauter 

sprechen. Aber dieses Ereignis liegt jenseits meines Vermögens und meiner Vorsätze. Innerhalb des 

Menschenmöglichen wird der Pfarrer, der auch nur ein Mensch ist, doch wohl von seinen »rein per-

sönlichen Urteilen usw.« nicht so abstrahieren können, daß er beschwören könnte: Ich werde (!) von 

ihnen frei sein. Wörtlich genommen könnte das nur bedeuten, daß er seinen Mund überhaupt nicht 

mehr auftut oder daß er sich auf biblische Lesungen beschränkt. Indem er den Mund auftut, ertönen – 

immer innerhalb des Menschenmöglichen geurteilt – »rein persönliche Urteile usw.«. Der Artikel kann 

also nur bedeuten, daß ich der Verheißung gedenke, die dem evangelischen Predigtamt gegeben ist. 

[491] Ich lehne Artikel 1 unbedingt ab. Die Kirche muß von ihren Pfarrern wie von allen ihren Glie-

dern verlangen, daß sie (frei von jedem -ismus!) in praktisch-politischen Dingen die Verantwortung 

für ihr Handeln selbst übernehmen. Sie muß gerade in den heutigen Umständen jedermann daran 

erinnern, daß es gefährlich ist, etwas wider sein Gewissen zu tun. Dazu gehört für mich die Preisgabe 

des Parteibuches in diesem Augenblick. Wenn ich es je aufgeben werde, so wird es nicht unter dem 

äußeren Druck der »Kirche« oder des Staates geschehen. Die Kirche sollte mir verbieten, was die 

»Kirche« mir jetzt unbegreiflicherweise gebietet. 

So ungefähr würde ich an Ihrer Stelle antworten. Sie müssen selbst wissen, ob und inwieweit Sie sich 

diese Antwort aneignen können. Es kann Ihnen aber vielleicht auch tröstlich sein zu hören, daß ich 

 
*  Siehe den Text der Erklärung vom 12. April 1933 in diesem Band (Vorbemerkung zu V. Ausblick auf das Jahr 

1933). [d. Hrsg.] 
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selbst in diesem Sinn (ich bin auch SPD-Mann!) hinsichtlich meiner Stellung in Bonn an meinen 

Minister in Berlin geschrieben habe vor zehn Tagen – und daß ich, wie Sie vielleicht beachtet haben, 

wenigstens auf der ersten Liste von Abgesetzten trotzdem noch nicht erschienen bin. – Vielleicht ist 

es jetzt sogar weltlich betrachtet klüger, mit ganz offenen Karten zu spielen. 

Ich wünsche Ihnen alles Gute und bin mit freundlichem Gruß 

Ihr ergebener Karl Barth* 

In: »Sammlung Eckert« in PAB. 

[492] 

 
*  Zu den Schülern von Karl Barth, die sich nach 1945 mit Eckert solidarisch erklärten, gehörten der Bonner Prof. 

Hans-Joachim Iwand, der im Düsseldorfer Prozeß 1959/60 als Zeuge der Verteidigung Eckerts auftrat, der Ber-

liner Prof. Hanfried Müller, der in der Festschrift zum 100. Geburtstag Eckerts (»Ärgernis und Zeichen«, Bonn 

1993) einen Beitrag lieferte (siehe Literaturhinweise) und der Bonner Prof. Walter Kreck, der 1997 eine in die-

sem Band wiederholt zitierte Eingabe an den badischen Landesbischof Klaus Engelhardt richtete. [d. Hrsg.] 
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V. Ausblick auf das Jahr 1933 

Vorbemerkung 

Spätestens mit der Absetzung Eckerts war sein »Fall« zum »Fall« des deutschen Protestantismus 

geworden. Das Kirchliche Jahrbuch 1932 widmete dem »Fall Eckert« eine ausführliche Berichter-

stattung und Stellungnahme1 und kam zu dem Ergebnis, daß die Badische Kirche recht getan habe.2 

Dagegen gab der Bundesvorstand der religiösen Sozialisten am 3. Januar 1932 eine Erklärung ab, in der 

es u. a. hieß: »Die badische Landeskirche, die zu gleicher Zeit die Gewaltpropaganda der nationalsozi-

alistischen Pfarrer nicht nur erträgt, sondern fördert, hat damit entscheidend und deutlich erklärt, daß 

sie in erster Linie Schützerin bürgerlich-kapitalistischer Gesellschaftsordnung und Weltanschauung ist 

und sein will, daß ihr daneben die Frage weniger wichtig erscheint, ob sie das Evangelium dessen ver-

kündet und betätigt, der vor allem ein Freund der Armen und Geringen im Volke war. Die badische 

Landeskirche hat ebenso deutlich gemacht, daß ihr das Interesse der kirchlichen Organisation wichtiger 

erscheint als der Versuch, dem Evangelium ein Tor zu brechen dorthin, wo es infolge der schweren 

Schuld der Kirche heute nicht mehr verstanden wird. Ein vernichtendes Urteil über den christlichen 

Charakter und evangelischen Verkündigungswillen der badischen Kirche ist die Absetzung Eckerts.«3 

[493] Die badische Landeskirche reagierte mit einer Gegenerklärung gegenüber der Presse, in der es 

u. a. hieß: »Die Kirchenbehörde ist bisher gegen jeden Geistlichen, der sich in ähnlicher Weise gegen 

die Ordnungen der Kirche vergangen hat, wie der frühere Pfarrer Eckert, eingeschritten und wird es 

in Zukunft weiterhin tun, auch wenn der Pfarrer der NSDAP angehört.«4 Davon konnte jedoch ernst-

haft keine Rede sein. Wäre dem so gewesen, hätte es nicht der Synodalerklärung vom 16. April 1999 

bedurft, in der auf die »Unverhältnismäßigkeit« der Maßnahmen gegenüber Eckert und Heinz Kappes 

einerseits und den zahlreichen Pfarrern, die als Mitglieder der NSDAP öffentlich für die »deutsche 

Freiheitsbewegung«5 agitierten, andererseits abgehoben wurde. 

 
1  Kirchliches Jahrbuch 1932, S. 40-54. 
2  Dieses Urteil wurde bis 1977 aufrechterhalten. Siehe Klaus Scholder, Die Kirchen und das Dritte Reich. Band 

1, Vorgeschichte und Zeit der Illusionen 1918-1934, Frankfurt/Main 1977, S. 783: „Die interessante Arbeit 

[Klassengegensätze in der Kirche, Köln 1973 – d. Hrsg.], die im Wesentlichen aus der Sicht Eckerts geschrieben 

ist, bestätigt im Übrigen gegen ihren Willen das Recht der badischen Kirchenleitung, gegen Eckert vorzugehen.“ 

Es war der Heidelberger Kirchenhistoriker Adolf Martin Ritter, der in seiner Rezension des „Falles Eckert“ [Köln 

1987 – d. Hrsg.] als erster von diesem Urteil abrückte und schrieb, daß es ihm unmöglich sei, »guten Gewissens 

K. Scholders Urteil zu wiederholen“. In: Zeitschrift für Kirchengeschichte, 2/1989, S. 19. Nach der Veröffentli-

chung von „Der Fall Erwin Eckert. Zum Verhältnis von Protestantismus und Faschismus am Ende der Weimarer 

Republik“, Köln 1987 mehrten sich die Stimmen in der Badischen Landeskirche (Gottfried Gerner-Wolfhard, 

Eckhart Marggraf, Heinz Kappes, Ludwig Simon, Karl Ludwig Simon, Klaus Engelhardt, Frieder Kudis, Hans-

Dieter Wolfinger, Konrad Krimm, Ulrich Schadt, Reinhard Mielitz und Ulrich Fischer, dem damaligen Dekan 

des Kirchenkreises Mannheim), die sich für eine Neubewertung des Falles Eckert einsetzten. Dies führte zur 

Predigt des Badischen Bischofs und damaligen Ratsvorsitzenden der Evangelischen Kirche in Deutschland, 

Klaus Engelhardt, in der Karlsruher Stadtkirche aus Anlaß des 100. Geburtstages von Erwin Eckert im Jahre 

1993 und zur Tagung der evangelischen Akademie in Ludwigshafen (»Roter Himmel auf Erden«) im gleichen 

Jahr. Die von Reinhard Mielitz initiierte und vom Verfasser mitorganisierte Petition wurde von ca. 350 Personen 

unterzeichnet, darunter mehr als ein Drittel Theologen, vor allem aus der Badischen Landeskirche. Der Schüler 

von Karl Barth, Prof. Walter Kreck, wandte sich auf Bitten des Herausgebers in einer persönlichen Eingabe vom 

8.12.1997 an den damaligen Badischen Landesbischof Engelhardt und plädierte für eine Distanzierung vom 

Verhalten der damaligen Kirche durch einen „unzweideutigen öffentlichen Schritt“. Vorläufiges Ergebnis all 

dieser Bemühungen war die »Erklärung der Kirchenleitung zur Rehabilitation des Pfarrers Erwin Eckert« vom 

22. April 1999, der von der Präsidentin der Landessynode Margit Fleckenstein, dem Landesbischof Dr. Ulrich 

Fischer und dem Oberkirchenrat Dr. Beatus Fischer unterzeichnet wurde. Siehe Anhang in diesem Band. 
3  In: Der religiöse Sozialist, 1932, Nr. 1 vom 3. Januar 1932, S. 3. 
4  Zit. Nach Evangelisches Deutschland, Nr. 3 vom 17. Januar 1932 bzw. Kirchliches Jahrbuch 1932, S. 50. 
5  Zit. nach Anklageschrift gegen Pfarrer Kappes vom 30. Oktober 1931. In: PAB. 
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Die vakant gewordene Stelle Erwin Eckerts in Mannheim wurde entgegen dem Gewohnheitsrecht 

nicht erneut mit einem religiös-sozialistischen Kandidaten besetzt, sondern mit dem Mitglied der 

NSDAP Friedrich Kolli. Sein Nachfolger war ebenfalls Mitglied der NSDAP. 

Bei den badischen Kirchenwahlen vom 10. Juli 1932 errang die Liste der »Kirchlichen Vereinigung 

für positives Christentum und deutsches Volkstum« (»Evangelische Nationalsozialisten«) auf Anhieb 

51.327 Stimmen und erreichte zusammen mit den Positiven eine sichere Zweidrittelmehrheit der 

Sitze, während die religiösen Sozialisten nur 30.516 Stimmen auf sich vereinigen konnten. Nach dem 

Aufschwung der religiösen Sozialisten, gerade auch nach den Kirchenwahlen in Baden im Jahre 1926, 

konnten sie ihren prozentualen Stimmenanteil nicht halten und ohne die Lokomotive Eckert keinen 

nennenswerten Zuwachs in absoluten Zahlen erzielen. 

»Um ja dem Proletariat zu beweisen, daß die Kirche bürgerlich-faschistisch ist«6, so Heinz Kappes 

zur definitiven Entfernung Eckerts aus dem Kirchendienst, legte die Badische Kirchenregierung am 

12. April 1933, also mehr als zwei Monate vor dem staatlichen Verbot der SPD am 22. Juni 1933, 

den Pfarrern, die der SPD angehörten, eine Erklärung vor, die sie unterschreiben sollten: »I. Ich er-

kläre, daß ich aus der SPD ausgetreten bin und mich in keiner Weise an einer anstelle der SPD 

tretenden, gleiche oder ähnliche Ziele wie die SPD verfolgenden Organisation beteiligen noch solche 

Organisationen in irgend einer Form unterstützen werde. II. Ich erkläre, daß ich keiner kirchlichen 

Gruppe angehören oder sie unterstützenwerde, die unmittelbar oder mittelbar marxistische Forde-

rungen und Ziele fördert, sei es auch nur dadurch, daß sie vom Evangelium her den Versuch macht, 

geistig-geistliche Unterlagen zur Verwirklichung marxistisch-sozialistischer Ziele zu schaffen. III. In 

meinem Amt, insbesondere in Predigt und Unterricht, werde ich das Evangelium frei von rein per-

sönlichen Urteilen politischer, sozialer und wirtschaftlicher Art zur Verkündigung bringen und auch 

in privaten Äußerungen mich nach dieser Richtung hin der Zurückhaltung befleißigen.«7 

[494] Signifikantester Beleg für die »Akzeptanz« der NSDAP-geführten Regierung unter Adolf Hit-

ler durch die Badische Landeskirche war die am 23. Juni 1933 verabschiedete Verfassungsänderung 

der Landeskirche.8 Unter Federführung von »Positiven« und »Deutschen Christen« hatte sich das 

Scheinparlament der Badischen Landeskirche entschlossen, der Landeskirche ein »zeitgemäßes« Ge-

sicht zu geben. Die Evangelische Kirche Badens wurde nun nach dem »Führerprinzip« umstruktu-

riert, die Ämter des Prälaten und Kirchenpräsidenten in der Position des Landesbischofs vereinigt. 

Auf Grund des einstimmigen Vorschlags der Landessynode und unter Zustimmung des Reichskom-

missar für das Land Baden, Walter Köhler (NSDAP) »ernannte« der Evangelische Oberkirchenrat 

(EOK) Prälat D. Julius Kühlewein, Protagonist der Positiven und ehemaliges Mitglied der Kirchen-

regierung, das allen Kirchlichen Dienstgerichtsverfahren gegen Eckert angehört hatte, mit Wirkung 

vom 1. Juli 1933 zum neuen Bischof.9 

Karl Pflaumer10 (NSDAP), Innenminister des Landes Baden, löste am 18. Juli 1933 aufgrund des § 1 

der Verordnung zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 den Bund religiöser Sozialisten 

 
6  Heinz Kappes, Eckert ist aus dem Dienst der Kirche entlassen. In: Zeitschrift für Religion und Sozialismus, 1932, 

S. 12. Der vollständige Text ist in diesem Bande unter IV. 26 nachlesbar. 
7  LKA PA 6222. Zit: nach: Die Evangelische Landeskirche in Baden im »Dritten Reich«. Quellen zu ihrer Ge-

schichte, Karlsruhe 1991, S. 530. Siehe hierzu den Brief von Karl Barth an den badischen Pfarrer Theodor Ehr-

hardt im vorliegenden Band IV. 29 und das Kapitel »Die Stellungnahme Karl Barths«. In: Friedrich-Martin Bal-

zer/Gert Wendelborn, »Wir sind keine stummen Hunde«. Heinz Kappes (1893-1988). Christ und Sozialist in der 

Weimarer Republik, Bonn 1994, S. 108 f. 
8  In: Gesetzes- und Verordnungsblatt für die Vereinigte Evangelisch-protestantische Landeskirche Badens für das 

Jahr 1933, Nr. 10 vom 8. Juni 1933, S. 69-72. 
9  Gesetzes- und Verordnungsblatt vom 7. Juli 1933, S. 75. 
10  Karl Pflaumer (1896-1971), Eintritt in die NSDAP 1930, MdR (1933-1945), badischer Innenminister (1933-

1945), verantwortlich für die »Gleichschaltung« der Verwaltung, insbesondere der Polizei; Anfang Mai ließ er 

den in das KZ Kislau verschleppten und dort ermordeten jüdischen Sozialdemokraten und ehemaligen SPD-

Abgeordneten in Baden Ludwig Marum persönlich vorführen und demütigen; regional verantwortlich für die 

1935 angeordnete Zusammenstellung einer »Judenkartei«, welche die Basis für die Erfassung von jüdischen 

Bürgern zur Deportation in die Vernichtungslager schuf; eines der Opfer war der Rechtsanwalt Eckerts gegen 
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auf und verbot die »Zeitschrift für Religion und Sozialismus« im Bereich des Landes Baden. Die 

letzte Ausgabe des in Mannheim gedruckten »Religiösen Sozialisten« war bereits am 12. März 1933 

erschienen. 

Bei den von Hitler (!) angesetzten Kirchenwahlen in allen Landeskirchen am 23. Juli 1933 gewannen 

die »Deutschen Christen« einen Erdrutschsieg und errangen in fast allen Landeskirchen eine Mehrheit 

von etwa zwei Dritteln aller abgegebenen Stimmen. In Baden setzte sich die Synode aufgrund von 

Einheitslisten – »eine eigentliche Wahl hat nicht stattgefunden«11 – ausschließlich aus »Deutschen 

Christen« und »Positiven« zusammen. Von den 57 Abgeordneten waren 32 »Deutsche Christen« und 

25 »Positive«. Unter den 27 Pfarrern und Theologen waren 17 »Deutsche Christen« und 10 »Positive«. 

Zu den Synodalen zählten zwei, die bereits über Eckert zu Gericht gesessen hatten: der Oberstaatsan-

walt Eugen Fitzer (DC) und der Minister a. D. Erwin Umhauer12 (P), der in der Weimarer Re-

[495]publik der Deutschen Volkspartei (DVP) angehört hatte. Die Mitgliedschaft in der NSDAP war 

keineswegs auf die »Deutschen Christen« in der Landessynode beschränkt. Sie fand sich bei den »Po-

sitiven« und auch bei Mitgliedern der Kirchenregierung wie bei Oberkirchenrat Karl Ludwig Bender, 

der 1933 in die NSDAP eintrat und im »Dritten Reich« als stellvertretender Landesbischof fungierte. 

Im Jahre 1935 gehörten von 750 statistisch erfaßten badischen Geistlichen 127 der NSDAP an, davon 

56 vor 1933. 17 Geistliche gehörten der SS als fördernde Mitglieder an. 96 waren Mitglieder der SA. 

In der Weimarer Republik hatten bereits 25 Pfarrer einem Freikorps oder einer sonstigen Grenzschutz-

formation angehört.13 Die Badische Kirche gilt in der Kirchengeschichtsschreibung für die Jahre 1933-

1945 als »intakte« Landeskirche. Angesichts dieser Zahlen kann sie weder in der ungeliebten, ja ge-

haßten Weimarer Republik und erst recht nicht im »Dritten Reich« als »theologisch intakt« gelten. 

Eckerts Warnung auf der Sitzung der Landesynode vom 5. Juni 1930 hatte geheißen: »Es ist höchste 

Zeit, daß auch die positive Gruppe einmal recht deutlich von diesen Leuten abrückt und klar macht, 

daß das ›positive Christentum‹ der Nationalsozialisten mit dem von der [»Positiven«, d. Hrsg.] Ver-

einigung vertretenen Christentum nichts zu tun hat [...] Und wehe der Kirche, die mit diesen Gruppen 

in irgendeiner Weise verbunden ist! [...] Darum wollen wir sie herzlich bitten, uns doch zu helfen, 

daß wir die große Gefahr, die in der faschistischen Einstellung weiter bürgerlicher Kreise und klein-

bürgerlicher Schichten für unsere Kirche und für unser Volkliegt, bannen können«.14 

Drei Jahre später waren von den gewählten fünf Fraktionen, die aus der Kirchenwahl 1932 hervorge-

gangen waren, durch Verbot, Verzicht und Selbstauflösung nur »Deutsche Christen« und »Positive« 

übriggeblieben. Das »protestantische Harzburg«, vor dem Heinz Kappes 1932 gewarnt hatte15, war 

perfekt. Der Unfug mit demokratischen Wahlen, auch für kirchliche Organe, war beseitigt. Pfarrer 

Eckert war aus dem Kirchendienst entfernt und saß zusammen mit 10.000 »Schutzhäftlingen«, zu-

meist Kommunisten und Sozialdemokraten, im Gefängnis. Die Badische Landeskirche, die sich in 

der Weimarer Republik stets gegen eine »Politisierung der Kirche« von links eingesetzt und auf ihre 

 
den »Völkischen Beobachter«, Franz Hirschler, der in Auschwitz ermordet wurde; 1941/42 als Berater der ru-

mänischen Regierung forcierte Pflaumer die antijüdischen »Maßnahmen«; im April 1945 wurde Pflaumer bei 

seinem Versuch, sich in die Schweiz abzusetzen, von der französischen Armee gefangengenommen; Ende Mai 

1948 aus der französischen Internierung entlassen; anschließend Gerichtsgefängnis in Karlsruhe und bis 12. Au-

gust 1948 im Internierungslager Ludwigsburg; beim Entnazifizierungsverfahren im Januar 1950 als »Belasteter« 

eingestuft und zu einer Geldstrafe verurteilt; ab Ende der 50er Jahre auf dem »Gnadenweg« Empfänger einer 

Pension, die sich aus der Tätigkeit als Polizeibeamter und teilweise aus seiner Funktion als badischer Innenmi-

nister zusammensetzte. 
11  In: Gesetzes- und Verordnungsblatt, Nr. 17 vom 4. September 1933, S. 110-111. 
12  Erwin Umhauer (1878-1961) war vom 1. Dezember 1932 bis zum 10. März 1933 Innenminister des Landes 

Baden. Am 4. Oktober 1932 wurde er zum Präsidenten der Landessynode »bestellt« und blieb bis 1960 ununter-

brochen (!) in diesem Amt. Nach Kriegsende war er als Rechtsanwalt beim Bundesgerichtshof (BGH) tätig. 
13  Mitteilung des OKR vom 5.12.1935. In: Gesetzes- und Verordnungsblatt der Vereinigten Ev.-protestantischen 

Landeskirche Badens, Nr. 15, ausgegeben am 20. Dezember 1935, S. 130. 
14  Verhandlungen der Landessynode der Vereinigten evangelisch-protestantischen Landeskirche Badens. Ordent-

liche Tagung vom Mai/Juni 1930, Vierte Sitzung vom 5. Juni 1930, Karlsruhe 1931, S. 104. 
15  Siehe Wolf-Eckart Failing, Erinnerte Geschichte, a. a. O., S. 46. 
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»politische Neutralität« gepocht hatte, ließ nun offenkundig mit ihrer Parteinahme für die »deutsche 

Freiheitsbewegung« ihre Maske fallen.16 

Am 1. Dezember 1933 versetzte das Kirchliche Dienstgericht Pfarrer Kappes wegen seiner Solidarität 

mit den ersten Opfern des Faschismus und seines Widerstands gegen die »deutsche Freiheitsbewe-

gung« zwangsweise in den Ruhestand. Die Anklageschrift von Oberkirchenrat Dr. Otto Friedrich 

führte zur Begründung aus: »Nachdem die SPD durch Staatsgesetz verboten ist und auch die Kirche 

es begrüßen muß, daß damit den zweifelsfrei auch von der SPD unterstützten oder doch geduldeten 

atheistischen und kirchenfeindlichen Bestrebungen ein [496] Ende gesetzt ist, stellt eine Verbunden-

heitserklärung mit diesem sozialdemokratischen Sozialismus deshalb ein Dienstvergehen [...] dar, 

weil durch ein solches Verhalten der Ernst des geistlichen Amtes verletzt [ist, d. Hrsg.] und Pfarrer 

Kappes sich der Achtung und des Vertrauens, die sein Beruf erfordert, unwürdig erwiesen hat.«17 

Wenige Tage zuvor hatte Landesbischof Kühlewein in allen Gottesdiensten anlässlich der »Volksab-

stimmung« über den Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund von allen Kanzeln verkünden lassen: 

»Unser Volk soll zeigen, daß es geschlossen hinter dem Führer steht und aus ganzem Herzen seiner 

Politik zustimmt ... Die evangelische Bevölkerung unseres Landes hat Gelegenheit, an diesem Tag 

ein Bekenntnis der Treue und Dankbarkeit gegen unseren Führer abzulegen, den Gottes Gnade in 

schwerster Notzeit uns geschenkt hat und der für das Wohl und für die Zukunft unseres deutschen 

Volkes und damit auch unserer evangelischen Kirche seine ganze Kraft einsetzt. Ich rufe daher alle 

Glieder unserer evang. Kirche Badens auf, am 12. November an ihrem Teil mitzuhelfen, daß dieser 

Tag eine einmütige Kundgebung rückhaltlosen Vertrauens zudem Werk Adolf Hitlers werde«.18 

Die Folgen dieses »rückhaltlosen Vertrauens zu dem Werk Adolf Hitlers«19 sind für jeden, der es 

wissen will, bekannt bzw. auffindbar. »Mit Blick auf die Täter«20 sind viele Fragen der Opfer der 

Kirchenjustiz und Kollaboration mit dem Faschismus an Theologie, Kirche und Gesellschaft nach 

1945 hierzulande bis auf den heutigen Tag unbeantwortet geblieben oder gar nicht erst gestellt wor-

den. [497] 

 
16  Siehe den Aufsatz von Ludwig Simon, »Die Politisierung der Kirche. In: RS Nr. 21, S. 81. Zu Ludwig Simon 

siehe Friedrich-Martin Balzer/Gert Wendelborn, Heinz Kappes, Christ und Sozialist in der Weimarer Republik, 

Bonn 1994, S. 122-129. 
17  Anklageschrift gegen Pfarrer Kappes vom 30. Oktober 1931. In: PAB. 
18  Aufruf des Landesbischofs zum 12. November. In: Gesetzes- und Verordnungsblatt, Nr. 21 vom 7. November 1933, 

S. 139. 
19  Siehe Friedrich-Martin Balzer, Zur Mitverantwortung des deutschen Protestantismus für Faschismus und Holo-

caust. Eine Streitschrift. In: Ders., Prüfet alles, das Gute behaltet. 2. durchgesehene Auflage, Bonn 2011, S. 360-

396. 
20  Siehe Björn Krondorfer/Katharina von Kellenbach/Norbert Reck, Mit Blick auf die Täter. Fragen an die deutsche 

Theologie nach 1945, Gütersloh 2006. 
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1. Hirtenbrief von Julius Kühlewein vom 29. März 1933 

Nachstehender Hirtenbrief ist am nächsten Sonntag, den 2. April, in der Kirche zu verlesen. 

Evangelische Glaubensgenossen! 

Was wir seit Jahren gehofft und ersehnt haben, ist gekommen: Unser deutsches Volk hat sich in seiner 

großen Mehrheit zu einer starken nationalen Front zusammengeschlossen und sich einmütig hinter 

die Männer gestellt, die das Oberhaupt unseres Reiches zur Führung desdeutschen Volkes berufen 

hat. 

Seit dem unglücklichen Ausgang des Weltkrieges lag die traurige Zerrissenheit unseres Volkes und 

der immer tiefer gehende Haß der Parteien und Klassen wie ein schwerer Alpdruck auf unserer Seele. 

Der wirtschaftliche und moralische Niedergang schritt unaufhaltsam fort, und es schien ein Ende mit 

Schrecken heranzunahen. In unserem äußerlich und innerlich erschütterten und geschwächten Volk 

konnten auch die finsteren Mächte der moralischen Zersetzung und des religiösen Abfalles immer 

weiter um sich greifen, und die Organisationen der Gottlosigkeit sorgten dafür, daß dieses Gift den 

Volkskörper durchdrang und zersetzte. 

Der 5. März 1933 und die darauffolgenden Tage und Wochen brachten es zu einem weithin sichtbaren 

Ausdruck, daß unser Volk aus seinem lähmenden Todesschlaf erwacht und daß es gewillt ist, sich der 

vernichtenden Todesmächte zu erwehren und denen zu folgen, die es zur Freiheit, zur Gerechtigkeit, 

zu deutscher Treue und zur Gottesfurcht zurückführen wollen. Wir sehen darin im letzten Grunde 

nicht Menschenwerk, sondern Gottes Hand und seinen Gnadenruf an unser Volk: »Ich habe dich 

einen kleinen Augenblick verlassen, aber mit großer Barmherzigkeit will ich dich sammeln« (Jes. 54, 

7). Oft schon mußte unser Volk im Verlauf seiner Geschichte den untersten Weg der Demütigung, 

der Knechtschaft und der Zersplitterung gehen. Aber es hat auch in besonderem Maße Gottes Hilfe 

und Erbarmung erfahren und ist durch manche Macht trostloser Erniedrigung und tiefen Falles zum 

Licht äußerer und innerer Freiheit geführt worden. 

Wir haben auch heute allen Grund, Gott zu danken, daß er unser Volk nicht versinken ließ, sondern es 

in letzter Stunde vor dem Untergang bewahrte. Die jüngsten Ereignisse erscheinen uns wie das Mor-

genrot einer besseren Zeit, das von Gott her uns aufgeht. Zwar wollen wir uns keinen phantastischen 

und übertriebenen Hoffnungen hingeben, als ob jetzt alle Not ein Ende hätte und plötzlich der Himmel 

auf Erden kommen werde. Als Christen wissen wir, daß dieser irdische Weltlauf immer und zu allen 

Zeiten ein Stückwerk ist und unter dem Gesetz des Todes steht. Auch stehen wir ja erst am Anfang 

eines neuen Weges. Dieser neue Weg wird nicht leicht und mühelos sein. Aber es ist ein Unterschied, 

ob man hoffnungslos seinen Weg macht, oder ob die Hoffnung auf ein Ziel unseren Gang beschwingt. 

Einen solchen Weg, auch wenn er kein bequemer ist, gehen wir getrost, und unsere Hoffnung steht auf 

den Herrn, der das gute Werk in unserem Volk begonnen hat und der es auch vollenden wird. 

Darum aber, liebe Glaubensgenossen, erwartet Gott auch von uns, daß wir als Christen und als deut-

sche Volksgenossen, ein jeder an seinem Ort, treu unsere Pflicht erfüllen und den Kampf aufnehmen, 

der uns verordnet ist. Wir haben nach dem Wort des Apostels Paulus nicht mit Fleisch und Blut, 

nämlich mit Menschen, zu kämpfen, sondern mit den bösen Geistern unter [498] dem Himmel, die in 

der Finsternis dieser Welt herrschen (Eph. 6, 12). Mit Menschen wollen wir auch nicht kämpfen. Wir 

wollen uns aller Gehässigkeit, Feindschaft und Rachsucht enthalten und als Jünger dessen, der ge-

kommen ist, das Verlorene zu suchen und selig zu machen, wollen wir die Hand reichen, helfen, 

suchen, wieder gewinnen und retten, was zu retten ist. Das kann nicht mit Gewalt geschehen, sondern 

nur durch die Kraft der Liebe, die sich ganz einsetzt im Dienst der Brüder und Schwestern. Kämpfen 

aber wollen wir gegen alle bösen Geister. Wir müssen es darum auch begrüßen, daß die weltliche 

Gewalt diesen finsteren Mächten der Bosheit, der Unreinheit, der Unsittlichkeit, der Untreue im öf-

fentlichen Leben, des Leichtsinnes und der Gottlosigkeit rücksichtslos den Krieg erklärt hat, diesen 

bösen Geistern, die unser politisches Leben, unser Volksleben und unsere Familien vergiften. Mit 

diesen Mächten darf es keinen Frieden geben. 
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Deutlich und nachdrücklich aber hat der Kanzler des Reiches erklärt, daß dieser Kampf nur mit Hilfe 

der christlichen Religion und der christlichen Kirche gelingen kann. Darum mögen sich die führenden 

Männer des Staates und die Diener des Evangeliums zusammenschließen in der gleichen heißen Liebe 

zu unserem Volk und in opferfreudigem Dienst für Heimat und Vaterland; und alle, die unser Volk 

und unsere Kirche liebhaben, sind mitberufen. 

Die Kraft aber dazu ermächtigt uns nur aus dem Evangelium, das wir bekennen und das Licht und 

nicht Finsternis ist. Wir stehen in der Passionszeit und sehen auf zu dem Gekreuzigten, der durch 

seinen Tod uns aus der Finsternis dieser Welt und aus allen Todesschatten erlöst hat und außer dem 

es auch heute kein Heil und keine Rettung gibt, auch nicht für unser Volk. Soll unser Volk wieder 

erstehen und zu Ehren kommen, so kann es nur dadurch geschehen, daß es ihm Eingang gewährt. Er 

ist allein der Weg zu Gott, wie für jeden einzelnen Menschen, so auch für jedes Volk. So laßt uns 

unter sein Kreuz treten, daß er uns heilige zu seinem Dienst und Kampf. Niemand darf sich versagen. 

Deutsches Volk, evangelische Brüder und Schwestern, schließt euch zusammen in starkem Glauben, 

in herzlicher Liebe, in fleißigem Gebet, in der Treue zu Gottes Wort, damit es sich an unserem Volk 

erfülle: Ich werde nicht sterben, sondern leben. 

In: KGVB1. Nr. 6, 29. März 1933, S. 47-49: Nachgedruckt unter der Überschrift »Prälat J. Kühlewein: Ermutigung zum 

Aufbruch in eine ›neue Zeit‹«. In: Die Evangelische Landeskirche in Baden im »Dritten Reich«. Quellen zu ihrer Ge-

schichte, Band II: 1933-1934, Karlsruhe 1992, S. 797-799. [499] 

 

Erwin-Eckert-Büste des Meersburger Bildhauers Josef Ehinger, 1927. (PAB) [500] 
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Anhang 

Resolution an den Herrn Landesbischof, den Evangelischen Oberkirchenrat und die Synode 

der badischen Landeskirche zur Rehabilitierung des Pfarrers Erwin Eckert 

Im Zusammenhang mit der Friedensdekade 1996 haben wir, Menschen des Kirchenbezirks Müll-

heim, uns mit dem Wirken und dem Schicksal des Religiösen Sozialisten Erwin Eckert beschäftigt 

und folgende Resolution gefaßt: 

Wir fordern den Herrn Landesbischof, die Badische Landessynode und den Evangelischen Oberkir-

chenrat auf, den Pfarrer Erwin Eckert nun endlich in aller Form zu rehabilitieren. 

Begründung: 

Die Evangelische Landeskirche Badens war in den letzten Jahren der Weimarer Republik blind für 

die politische Wirklichkeit. Die noch starke Tradition des obrigkeitsstaatlichen Kaiserreichs und der 

als Folge des verlorenen Weltkrieges gesteigerte Nationalismus beherrschten besonders die evange-

lischen Kirchenleitungen. 

Die badische Kirchenregierung hat darum damals die menschenverachtende, antisemitische, auf 

Krieg hintreibende und christusfeindliche Grundhaltung des Nationalsozialismus nicht gesehen und 

z. T. auch nicht sehen wollen. 

Einer der wenigen, die schon damals die große Gefahr für die Kirche und für das deutsche Volk 

erkannt haben, war der Mannheimer Pfarrer Erwin Eckert. Ihn hat die Kirchenleitung wegen seines 

radikalen antifaschistischen und sozialistischen Handelns 1931 unehrenhaft seines Amtes enthoben. 

Eckert hatte erklärt: Zur Kriegsgegnerschaft: »Man sollte meinen, daß die Forderung ›Nie wieder 

Krieg‹ zur Selbstverständlichkeit geworden sei nach den Erfahrungen des letzten Krieges und dessen 

unmittelbaren Folgen, die wir heute noch spüren und auch in den kommenden Jahrzehnten noch ver-

spüren werden. Aber so ist es nicht. Nicht einmal die Christen in allen Völkern sind davon überzeugt, 

daß kein Krieg mehr sein wird und daß sie alles für den Frieden tun müßten.« (Meersburg Dezember 

1926) 

Zum Nationalsozialismus: »Wir bekämpfen den Faschismus, der aus Jesus Christus, weil er ein Jude 

war, nun plötzlich einen Arier mit Hakenkreuz und Schwert macht. Wir bekämpfen den Faschismus, 

der aus dem Heiligen Geist, der aus Gottes Güte und Gnade die Menschen erfaßt hat [...] das heilige 

Blut der arischen Edelrasse macht. Es ist doch etwas, was einen im innersten treffen muß, daß dieser 

Faschismus von der bürgerlichen Kirche geschützt wird. Wir halten es für unsere Christenpflicht, für 

eine Forderung unserer Verantwortung vor Gott, die Bewahrung seines Geistes hier auf Erden sicher-

zustellen und gegen die Hemmungen anzukämpfen, die das Näherkommen seines Reiches, des Rei-

ches Gottes, des Reiches der Gerechtigkeit, des Friedens und der Güte [...] unmöglich [501] machen 

wollen. Wir sind der Überzeugung, daß eigentlich die christlichen Kirchen diesen Kampf führen müß-

ten, und in erster Linie die Führer der christlichen Kirchen, die berufen sind, Gottes Wort und Gottes 

Wahrheit rein und lauter zu erhalten in den Kämpfen des irdischen Lebens.« (Karlsruhe März 1931) 

Nach dem, was das deutsche Volk, die Juden Europas und die Völker der Welt durch das nationalso-

zialistische Deutschland zwischen 1933 und 1945 erlitten haben, kann niemand mehr übersehen, daß 

der damalige Kirchenpräsident und der Oberkirchenrat versagt haben. 

Der Mannheimer Pfarrer Erwin Eckert hat aus seiner Erfahrung des Elends der Industriearbeiter, der 

Fürchterlichkeit des Krieges und der Unterdrückung der Schwachen durch die Mächtigen in Staat 

und Wirtschaft und aus seinem sensiblen christlichen Gewissenheraus seine Kirche zur Einsicht ge-

mahnt. 

Mit der immer näher rückenden nationalsozialistischen Diktatur hat er in unbedingter Radikalität 

seine Kirche zur Umkehr zu drängen versucht, als noch Zeit war. 
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Diese Radikalität hat die Kirchenleitung nicht ertragen und mit dem Urteil vom 11. Dezember 1931 

Pfarrer Eckert aus dem Dienst der Landeskirche entfernt, mit der Wirkung des Verlustes der Amts-

bezeichnung, des Einkommens, des Anspruchs auf Ruhegehalt und der Hinterbliebenenversorgung – 

wegen »Dienstpflichtverletzung«! 

Das war vor 65 Jahren. Bis heute hat die Badische Landeskirche diesen tapferen Pfarrer nicht reha-

bilitiert. 

Wenn der Herr Landesbischof in seiner Predigt vom 20. Juni 1993 in Karlsruhe auch vom »Bruder 

Eckert« spricht, so fehlt doch die eindeutige, unübersehbare Rehabilitierung. 

Und diese darf nicht in aller Stille erfolgen, sondern mit einem deutlichen Bekenntnisses Irrtums, des 

Versagens und der Schuld vor Gott und gegenüber einem aufrechten, antifaschistischen und für den 

Frieden kämpfenden Christen und Pfarrer. 

Das Wort »Wir sind in die Irre gegangen ...« muß jetzt in aller Offenheit ausgesprochen werden. Nur 

so kann aus der erlebten und erlittenen Geschichte eine Kraft werden, die Zukunft eröffnet, und an 

der die Kirche noch beteiligt sein kann. 

Müllheim, den 21. Oktober 1996. 

[502] 
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Walter Kreck, Brief an Klaus Engelhardt 

Prof. Walter Kreck Bonn, den 8.12.1997 

Gregor-Mendelstr. 26 

53115 Bonn 

Herrn Landesbischof Dr. Engelhardt, 

Blumenstr. 17 

6133 Karlsruhe 

 

Sehr geehrter Herr Landesbischof! 

Von Herrn Dr. Friedrich-Martin Balzer, Marburg, wurde ich gebeten, mich der sog. Müllheimer Er-

klärung zugunsten einer Rehabilitierung von Erwin Eckert durch eine eigene Stellungnahme anzu-

schließen. 

Wenn ich dem nachkomme, so bin ich Ihnen wohl eine Vorbemerkung schuldig, damit Sie diesen 

Brief nicht als anmaßende Einmischung in Angelegenheiten der badischen Landeskirche verstehen: 

Als im Frühjahr 1933 ordinierter Theologe, der den nationalistischen Rausch auch der Kirche damals 

erlebte und bald durch Karl Barths Schrift »Theologische Existenz heute« aufgerüttelt wurde, weiß 

ich, daß das Verhalten der damaligen badischen Kirchenleitung gegenüber E. Eckert kein Sonderfall 

war, sondern das totale Damnamus jedenfalls gegenüber Kommunisten nicht nur in allen Landeskir-

chen, sondern auch noch lange Zeit in der Bekennenden Kirche als selbstverständlich galt. Ich ent-

sinne mich, daß Martin Niemöller noch auf der EKD-Synode, die nach lebhafter Debatte die Ost-

denkschrift entgegennahm, meine Ungeduld zügelte, indem er mich daran erinnerte, »wie lange wir 

zum Umdenken gebraucht haben«. Ich will also sagen, daß Kritik noch lebender Zeitgenossen an den 

damaligen Vorgängen Selbstkritik einschließen muß. 

Auch kann es sich m. E. nicht darum handeln, alles, was die religiösen Sozialisten, auch Eckert, für 

richtig hielten, zu billigen. Der Einwand seitens »dialektischer« Theologen, die eine zu direkte Identi-

fikation von Reich Gottes und Sozialismus kritisierten, ist ernst zu nehmen und z. B. der Satz Eckerts: 

»Wir müssen die Kirche zu Buße zwingen« ist problematisch. 

[503] Aber solche und ähnliche Einwände können nach meiner Überzeugung das Verhalten der Kir-

che gegenüber Eckert nicht rechtfertigen. Mit seiner hellsichtigen Kritik des Dritten Reichs und einer 

ihm weithin akklamierenden Kirche, mit seinem Verständnis für die Herausforderung durch Sozia-

lismus und Marxismus, wie sie das Darmstädter Wort formulierte, war Eckert der damaligen Kirche 

weit voraus, ohne doch, wie heute noch überzeugte Marxisten bestätigen, die für ihn gültige Priorität 

seines Christseins zu verleugnen. 

Ich weiß nicht, in welcher Form eine (auch von mir für geboten gehaltene) Rehabilitation Eckerts 

heute geschehen könnte. Aber ich könnte mir denken, daß sich die Verantwortlichen in der badischen 

Kirche, wenn sie ihre Distanzierung von dem Verhalten der damaligen Kirche durch einen unzwei-

deutigen öffentlichen Schritt in der gewünschten Richtung bekunden könnten, einen wichtigen Bei-

trag zum inneren Frieden in Kirche und Gesellschaft leisten würden, der in einer Welt von so viel 

Selbstrechtfertigung ein Signal im Sinne der ersten These Luthers von der täglichen Buße sein könnte, 

das überzeugender wäre als alle Volksentscheide für staatlich angeordnete Buß- und Bettage. 

In dieser Hoffnung und mit freundlichen Grüßen 

Ihr Walter Kreck 

Lieber Herr Balzer, 

Ihrer Bitte habe ich durch beiliegenden Brief an Bischof Engelhardt in der mir geeignet erscheinenden 

Form zu entsprechen versucht. Ich habe keine nähere Beziehung zu E. und weiß nicht, ob er nicht 
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auch mich viel zu kritisch sieht, um auf meinen Rat zu hören. Ihre Erfahrung, mit der mangelnden 

Akzeptanz Ihrer Bemühungen überraschen mich nicht, merke ich doch, daß auch auf die immerhin 

bisweilen (etwa 20 Male) in den Jahren seit der »Wende« von mir in verschiedenen Organen geäu-

ßerten Meinungen und Zwischenrufe bisher auf wenig Gehör stoßen. Aber man kann ja weder sich 

selbst noch erst recht anderen »Buße verordnen« (wie es in der Kirche nach 89 leider in entgegenge-

setzter Richtung oft versucht wurde). Vielleicht werden die wachsenden Bedrohungen in der Welt 

bald vielen die Augen öffnen, obwohl man als fast 90-jähriger (ich war mit Ihrem Vater zusammen 

Herborner Kandidat) das kaum noch erleben wird. Aber ich tröste mich mit der Gewißheit, daß con-

fusione hominum et providentia Dei* die Welt regiert wird. In diesem Sinn – mit Röm. 4.18 auf 

Hoffnung wider alle Hoffnung vertrauend – 

herzliche Grüße 

Ihr Walter Kreck 

[504]

 
*  Verwirrung der Menschen und Vorsehung Gottes. [d. Hrsg.] 
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Erklärung der Badischen Kirchenleitung zur Rehabilitation des Pfarrers Erwin Eckert am 22. 

April 1999 

Der Badischen Landessynode am 22. April 1999 mitgeteilt. 

Das Gedenken an die Revolution von 1848/49 hat in der Evangelischen Landeskirche in Baden das 

Bewußtsein für die Geschichte dieser Landeskirche geschärft. Dabei wurde außer den liberalen Tra-

ditionen, auf welche die badische evangelische Kirche mit Rechtstolz ist, auch Schmerzliches deut-

lich. 

Beispielhaft seien genannt: 

– der verständnislose die obrigkeitlichen Repressionen an Härte noch übertreffende Umgang mit den 

Freunden der Demokratiebewegung 1848/49 innerhalb und außerhalb der Kirche (stellvertretend 

stehe hierfür der Name des Pfarrers Georg Friedrich Schlatter), 

– in diesem Jahrhundert die gemeinsame Front von »Kirchlich-Positiven« und »evangelischen Nati-

onalsozialisten« gegen die ungeliebte Weimarer Republik, 

– die (auch politisch motivierte) Entsolidarisierung gegenüber judenchristlichen Pfarrern und Ge-

meindegliedern, besonders in der Zeit des Nationalsozialismus, 

– und die Ausgrenzung und Bekämpfung religiös-sozialistischer Pfarrer wie Erwin Eckert und Heinz 

Kappes. 

Der 100. Geburtstag von Erwin Eckert (1993) in Verbindung mit seinem 25. Todestag (1997) hat im 

Bereich unserer Landeskirche zu einer Petition von mehr als 350 Unterzeichnerinnen und Unterzeich-

nern geführt mit dem Ziel einer klar ausgesprochenen und unübersehbaren Rehabilitation von Pfarrer 

Erwin Eckert. 

In unserer Verantwortung für die Leitung der Evangelischen Landeskirche in Baden erklären wir: 

Wir haben nicht den geringsten Zweifel, daß Erwin Eckert in allem ausschließlich seinem Gewissen 

und seiner Einsicht folgte und daß er – wie er es oft genug betont hat – seinen Weg gerade als Christ 

und als Pfarrer gegangen und seinen religiösen Überzeugungen treu geblieben ist. Insofern ist es uns 

nicht zweifelhaft, daß Erwin Eckert »unser Bruder« (Landesbischof Dr. Engelhardt am 20. Juni 1993) 

gewesen und bis zu Ende geblieben ist. 

Es ist heute nicht zu übersehen, daß das Handeln der damaligen Kirchenleitung gegenüber diesem 

einen ihrer Pfarrer als unverhältnismäßig erscheint, wenn man in Rechnung stellt, wie sie in derselben 

Zeit »politische Pfarrer« des nationalsozialistischen Lagers im Pfarrdienst duldete, die zum Zeitpunkt 

der sonntäglichen Gemeindegottesdienste Feld- und SA-Gottesdienste hielten und darin ungehindert 

für den Nationalsozialismus werben konnten. So führt für uns kein Weg daran vorbei einzugestehen, 

daß die damalige Kirchenregierung, die betrieben hat, Pfarrer Eckert Ende 1931 »unehrenhaft« (d. h. 

unter Aberkennung von Einkommen, Ruhegehalt, Hinterbliebenenversorgung, Amtsbezeichnung 

und der Ordinationsrechte) aus dem Pfarrdienst zu entlassen, »auf einem Auge blind gewesen ist« 

(Predigt Engelhardt, a. a. O.). Sie hat ihrer Pflicht zur Überparteilichkeit nicht genügt, sondern hat – 

wie Eckert zu Recht kritisierte – parteiisch gehandelt und eine prophetische Stimme unterdrückt. 

Dieser kritische Rückblick auf kirchenleitendes Handeln in der Vergangenheit nötigt [505] uns auch 

zu der Überlegung, welche Konsequenzen daraus für uns heute zu ziehen sind. Dabei ist zu bedenken, 

daß jede Generation ihre eigenen Herausforderungen zu bestehen hat. Vergangene Geschichte ist 

immer nur aus den jeweiligen Bedingungen ihrer Zeit heraus zu verstehen. Sie wird ihres eigenen 

Wertes beraubt, wenn sie im aktuellen Meinungsstreit für die je eigenen Zwecke und Ziele miß-

braucht wird. Gleichwohl sind historische Erfahrungen für uns heute nicht bedeutungslos. Vielmehr 

ergeben sich daraus Einsichten, an denen wir unser Handeln orientieren können und müssen. 

Vor allem sind die theologischen Erkenntnisse fruchtbar zu machen, die in der Barmer Theologischen 

Erklärung von 1934 ihren Ausdruck gefunden haben. Das Pfarrdienstrecht enthält Regelungen, die 
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die Pfarrerinnen und Pfarrer zur Zurückhaltung bei ihren Äußerungen zu politischen Fragen verpflich-

ten. Sie haben dabei zu bedenken, daß sie mit ihrem Dienst an die ganze Gemeinde gewiesen sind. 

Damit soll eine einseitige Inanspruchnahme des Evangeliums für bestimmte politische Positionen ver-

mieden und gewährleistet werden, daß das Amt der Verkündigung – im Sinne der 4. These von Barmen 

– erkennbar bleibt als Ausübung des der ganzen Gemeinde anvertrauten und befohlenen Dienstes. Die 

Grenzen werden dort überschritten, wo das Wort des Herrn in den Dienst irgendwelcher eigenmächtig 

gewählter Wünsche, Zwecke und Pläne gestellt wird (Barmen VI). Es ist zu allen Zeiten Aufgabe der 

Kirchenleitung gewesen, solchem Mißbrauch zu wehren. Dennoch gilt, daß der gebotene Dienst an 

der ganzen Gemeinde gerade darin liegen kann, das prophetische Zeugnis gegen die politischen Miß-

stände der Zeit zum Ausdruck zu bringen, wie es bei Erwin Eckert in besonderer Weise durch seine 

Haltung gegenüber der Anwendung der Nürnberger Rassegesetze auf die Pfarrerschaft geschehen ist. 

Prophetisches Zeugnis und die Bestimmung des Pfarrdienstrechtes können nie ganz ineinander aufge-

hen. Die Ordnung der Kirche hat das prophetische Zeugnis zu ermöglichen und es gleichzeitig zu 

begrenzen. Beiden steht der unverfügbar vorgegebene Auftrag der Kirche kritisch und normierend 

gegenüber. Vor ihm müssen sich alle kirchlichen Handlungen und Entscheidungen verantworten. 

Die Behandlung des Falles Eckert zu Beginn der dreißiger Jahre macht exemplarisch deutlich, daß 

eine Kirchenleitung ihren Teil der Verantwortung für die Ausübung des kirchlichen Auftrages ver-

säumen kann, wenn sie selbst nicht frei ist von selbstgewählten politischen Wünschen, Zwecken und 

Plänen. Niemand von uns kann sich dafür verbürgen, daß er den Herausforderungen der damaligen 

Zeit besser standgehalten hätte. Diese Einsicht verbietet uns jedes selbstgerechte Urteil über unsere 

Vorgänger und jede moralische Anklage. Sie fordert aber unser geschichtliches Bewußtsein für un-

sere Verantwortung heute, die auch wir trotz allen guten Willens versäumen können und tatsächlich 

immer wieder versäumen. Die Erfahrungen der Vergangenheit mahnen und verpflichten uns dazu, 

unsere kirchenleitende Verantwortung heute im wachsenden Hören auf das Evangelium und im Be-

wußtsein der eigenen Grenzen so wahrzunehmen, daß auch solche Stimmen zu ihrem Recht kommen, 

die mit ihrer prophetischen Kraft an die Grenzen der dienstrechtlichen Ordnung der Kirche reichen, 

wie es bei Erwin Eckert der Fall war. 

[506] 

Karlsruhe, im April 1999. 

Gezeichnet: 

Margit Fleckenstein, Präsidentin der Landessynode. Dr. Ulrich Fischer, Landesbischof. Dr. Beatus 

Fischer, Oberkirchenrat 

In: Verhandlungen der Landessynode der Evangelischen Landeskirche in Baden. Ordentliche Tagung vom 21. April bis 

24. April 1999 (6. Tagung der 1996 gewählten Landessynode), S. 7-8. Die Predigt von Landesbischof Klaus Engelhardt 

zum 100. Geburtstag von Erwin Eckert am 20. Juni 1993 in der Stadtkirche Karlsruhe ist abgedruckt in: Evangelische 

Akademie Baden (Hg.), Roter Himmel auf Erden, Karlsruhe 1994, S. 147-153. Vgl. den Kommentar von Friedrich-Martin 

Balzer, Auf beiden Augen blind – immer noch. Zur »Erklärung der badischen Landeskirche«. In: ders., Prüfet alles, das 

Gute behaltet. Bonn, 2. Auflage 2011, S. 92-94 und die Stegreifbemerkungen des Herausgebers zur Leserbriefdiskussion 

in den »Blättern des Badischen Pfarrvereins« in: www.friedrich-martin-balzer.de/Aktuelle Kommentare 1999. 
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Kurzbiographien der Autoren 

Wolfgang Abendroth: Geboren am 2. Mai 1906 in Elberfeld; 1920 Eintritt in die Freie Sozialistische 

Jugend, 1923 in die KPD; 1928 wegen Opposition gegen den ultralinken Kurs der KPD ausgeschlos-

sen; Mitglied der KPD (Opposition) um Heinrich Brandler und August Thalheimer; ab 1924 Jura-

Studium an den Universitäten Frankfurt, Tübingen und Münster; 1930 Gerichtsreferendar; 1932 Wie-

dereintritt in die KPD als Voraussetzung des Anschlusses an die sich formierende überparteiliche 

Widerstandsgruppe »Neu-Beginnen«; 1933 aus dem Justizdienst entlassen; Promotion in Bern über 

ein völkerrechtliches Thema, 1937 Verhaftung und Verurteilung wegen »Hochverrats«, 1937-1941 

wegen illegaler Tätigkeit gegen das »Dritte Reich« im Zuchthaus; 1943 eingezogen zum Strafbatail-

lon 999, Beteiligung am deutschen und griechischen Widerstand; britische Kriegsgefangenschaft in 

Ägypten und Großbritannien; dort Eintritt in die SPD; 1946 Entlassung, Übersiedlung in die SBZ, 

1947 im Justizministerium des Landes Brandenburg und in der deutschen Verwaltung der sowjeti-

schen Besatzungszone; Habilitation in Halle/Saale und Professor für Völkerrecht an den Universitä-

ten Leipzig und Jena; 1948 Übersiedlung in die britische Zone; 1948 vom niedersächsischen Kultus-

minister Adolf Grimme [religiöser Sozialist, SPD] zum Professor für öffentliches Recht und politi-

sche Wissenschaft an der Hochschule für Arbeit, Politik und Wirtschaft in Wilhelmshaven, 1951 vom 

hessischen Kultusminister Erwin Stein (CDU) zum Professor für wissenschaftliche Politik in Mar-

burg/Lahn (1951-1972) berufen; Mitglied des Staatsgerichtshofes in Bremen und Hessen; 1961 Aus-

schluß aus der SPD; ab 1972 Dozent an der Frankfurter Akademie der Arbeit in der Universität Frank-

furt/Main; mehr als 1.000 Veröffentlichungen zu rechtlichen, politischen, soziologischen, wirtschaft-

lichen und historischen Themen; in der Weimarer Republik auch über Religion und Sozialismus in 

der »Freien Sozialistischen Jugend«; gestorben am 15. September 1985. 

Friedrich-Martin Balzer Geboren am 24. November 1940; nach dem Studium der Germanistik, 

Anglistik und wissenschaftlichen Politik von 1968-1997 Lehrer an einem Marburger Privatgymna-

sium, die letzten 20 Jahre davon als Studiendirektor im Privatschuldienst; in den 60er Jahren an der 

Kampagne gegen die Notstandsgesetze, in den 70er Jahren gegen die sog. »Berufsverbote« und in 

den 80er Jahren führend gegen die Raketenstationierung in der BRD beteiligt; zahlreiche Veröffent-

lichungen zur Geschichte der Weimarer Republik, des »Dritten Reiches«, der DDR und der Nach-

kriegsentwicklung in der BRD, darunter schwerpunktmäßig zu Erwin Eckert und anderen Religiösen 

Sozialisten. 

Karl Barth: Geboren am 10. Mai 1886 in Basel, in Bern aufgewachsen, Studium der Theologie in 

Bern, Berlin und Tübingen; ab 1909 Pfarrer in Safenwil; von 1921 bis 1935 Theologieprofessor an 

drei deutschen Universitäten (Göttingen, Münster, Bonn), versah, von den Nationalsozialisten aus 

Deutschland vertrieben, von 1935 bis zu seiner Emeri-[508]tierung 1962 eine ordentliche Professur 

für Systematische Theologie an der Universitätseiner Geburtsstadt. Er ist unbestritten der bedeu-

tendste protestantische Theologe des 20. Jahrhunderts. Neben seinem in mehrere Sprachen übersetz-

ten Hauptwerk, der mit 12 voluminösen Bänden noch unvollendet gebliebenen »Kirchlichen Dogma-

tik«, hat er ein Werk von außergewöhnlicher Breite hinterlassen. Vor allem durch seinen Widerstand 

gegen die Ideologie des Nationalsozialismus erlangte er bleibende Bedeutung weit über den Bereich 

der christlichen Theologie und Kirche aller Konfessionen hinaus; gestorben am 10. Dezember 1968 

in Basel. 

Rudolf Bultmann: Geboren am 20. August 1884 in Wiefelstede; Studium der Theologie in Tübin-

gen, Berlin und Marburg; ab 1912 Dozent für Neues Testament in Marburg; 1916, Professor in Bre-

slau, ab 1920 in Gießen und ab 1921 in Marburg; war einer der bedeutendsten Neutestamentler des 

20. Jahrhunderts, verband das Erbe der wissenschaftlich-kritischen Beschäftigung mit der Bibel mit 

der theologischen Neubesinnung seit der Zeit des 1. Weltkrieges. Die positive Seite seiner Entmytho-

logisierung neutestamentlicher Texte ist ihre existentiale Interpretation. Sein starkes systematisch-

theologisches Interesse zeigt die vierbändige Aufsatzsammlung »Glauben und Verstehen«, seine 

Kraft als akademischer Prediger seine Sammlung »Marburger Predigten«. Stand während des Kir-

chenkampfes auf Seiten der Bekennenden Kirche. Von 1921 bis 1951 Professor für Neues Testament 

in Marburg; gestorben am 30. Juli 1976 in Marburg. 
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Eduard Dietz: Geboren am 1. November 1866. 1885 Abitur am Humanistischen Gymnasium Karls-

ruhe. 1885-1889 Studium der Rechtswissenschaften in Heidelberg und Berlin. 1889 Promotion. 1893 

Ministerialsekretär im Badischen Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts in Karlsruhe. 

1894 Amtsrichter in Offenburg. 1897 Amtsrichter in Karlsruhe. Ab 1900 Rechtsanwalt in Karlsruhe. 

Vermutlich 1900 Eintritt in die Sozialdemokratie. 1911-1920 SPD-Stadtrat in Karlsruhe. 1918/19 

Mitglied der Badischen Nationalversammlung, des SPD-Fraktionsvorstandes dort, Vorsitzender des 

Verfassungsausschusses. Mitverfasser der Badischen Verfassung von 1919. Seit 1919 Mitglied der 

Bewegung der religiösen Sozialisten in Baden. 1920/21 Austritt aus der SPD wegen linker Kritik an 

der SPD. Langjähriger Vorsitzender des Badischen Anwalts Vereins. Berühmter Strafverteidiger. 

Verteidiger Eckerts in allen Prozessen. Vorsitzender der Verlagsgenossenschaft der religiösen Sozi-

alisten bis 1930. Mitglied des badischen Landesvorstandes. Gestorben am 17. Dezember 1940 in 

Stuttgart. 

Erwin Eckert: Geboren am 16. Juni 1893 in Zaisenhausen, Kreis Bretten/Baden. Ältestes von 8 

Kindern eines Hauptlehrers. Jugend in der Mannheimer Neckarvorstadt. Humanistisches Gymna-

sium; 1911 Eintritt in die SPD; Studium der Theologie und Philosophie in Heidelberg, Göttingen und 

Basel bei den Professoren Wilhelm Windelband, Philosophie in, Ernst Troeltsch, Johannes Bauer und 

Georg Wobbermin; 1914 Kriegsfreiwilliger. 1919 Vikar in Pforzheim; 1920 Gründung des »Bundes 

evangelischer Proletarier«. 1922 Verschmelzung mit dem badischen »Volkskirchenbund«. 1922 

Diasporapfarrer in Meers-[509]burg/Bodensee. 1923 Entwurf zu einem »Programm der evangeli-

schen Sozialisten Süddeutschlands«. 1924 in Meersburg Gründung der »Arbeitsgemeinschaft der re-

ligiösen Sozialisten Deutschlands«. 1925 wegen seiner antimonarchistischen und antimilitaristischen 

Haltung in der Frage der Hindenburgwahl durch die badische Kirchenleitung zu einer Strafe von 50 

RM verurteilt. Von 1926 bis Oktober 1931 Schriftleiter des Bundesorgans »Sonntagsblatt des arbei-

tenden Volkes«, ab 1931 «Der religiöse Sozialist«, zuletzt mit einer Auflage von 17.000; Verfasser 

Hunderter von Aufsätzen. 1926 öffentliche Agitation für die entschädigungslose Fürstenenteignung. 

Konflikt mit der badischen Kirchenleitung. Von 1926 bis 1931 geschäftsführender Vorsitzender des 

»Bundes der religiösen Sozialisten Deutschlands«. Mitglied der badischen Landessynode von 1926 

bis 1931. 1927 Stadtpfarrer an der Trinitatiskirche in Mannheim; Vorlage einer Programmschrift 

»Was wollen die religiösen Sozialisten?«. 1928 Konflikt mit der SPD in der Frage des Panzerkreu-

zerbaus. Teilnahme an dem von der KPD initiierten Volksbegehren gegen Panzerkreuzerbau und 

Kriegsgefahr. 1929 Vorlage eines eigenen Wehrprogramms; Juni 1929 Verurteilung zu einer Geld-

strafe in Höhe von 100,- RM und zur Ordnungsstrafe der Verwarnung wegen »herabwürdigender und 

beleidigender Angriffe gegen die Kirche« in dem 1928 erschienenen Flugblatt »Was wollen die reli-

giösen Sozialisten?«. Seit Anfang 1930 Sprecher der linken Opposition (»Klassenkampfgruppe«) in 

Baden. 1930 Beginn einer groß angelegten Verteidigungskampagne für die Sowjetunion und gegen 

die kirchliche »Gebetskampagne« gegen die Sowjetunion. Parteinahme für die Sowjetunion als ein-

ziger religiös-sozialistischer Delegierter auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag in Nürnberg. 

Von Ende November 1930 bis Juli 1931 auf 100 Versammlungen in ganz Deutschland (u. a. in Mün-

chen, Augsburg, Nürnberg, Tübingen, Stuttgart, Karlsruhe, Mannheim, Kaiserslautern, Heidelberg, 

Ludwigshafen, Frankfurt, Düsseldorf, Köln, Münster, Ulm, Eisenach, Freiburg, Baden-Baden) gegen 

die Gefahr des Faschismus gesprochen. Dezember 1930 Zusammenstoß mit den Nazis in Neustadt a. 

d. Hardt anläßlich seiner Rede »Die große Lüge des Nationalsozialismus«. Januar 1931 wegen seiner 

antifaschistischen Agitation mit einem Verweis bestraft. Januar 1931 Versammlungs- und Redever-

bot durch die Kirchenleitung in Baden. Februar 1931 vorläufige Enthebung vom Amt und Eröffnung 

eines Dienststrafverfahrens mit dem Ziel der Dienstentlassung. Sammlung von annähernd 100.000 

Unterschriften badischer Protestanten gegen die Dienstentlassung Eckerts. Juni 1931 zu einer Zu-

rückversetzung im Dienstalter um 6 Jahre und zur Zahlung der Prozeßkosten verurteilt. Zunehmende 

Konflikte mit der SPD und innerhalb des Bundes wegen seiner Opposition gegen die Tolerierungs-

politik der SPD und der angestrebten antifaschistischen Einheitsfront mit der KPD. 2. Oktober 1931 

Ausschluß aus der SPD. 3. Oktober 1931 Eintritt in die KPD. 9. Oktober vorläufige Enthebung vom 

Pfarramt. Oktober/November 1931 Teilnahme an einer Delegationsreise in die Sowjetunion auf Ein-

ladung des »Bundes der Freunde der Sowjetunion«. November 1931 Absetzung von seinen Ämtern 
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innerhalb des Bundes der religiösen Sozialisten. 11. Dezember 1931 Entlassung aus dem Kirchen-

dienst mit der Wirkung des Verlustes der Amtsbezeichnung, des Einkommens, des Anspruchs auf 

Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung. Dezember 1931 Austritt aus der Kirche [510] und dem 

Bund der religiösen Sozialisten. Dezember 1931 bis Februar 1933 Mitarbeiter der »Roten Fahne« in 

Berlin und der »Freiheit« in Düsseldorf. Redner auf ca. 150 Massenversammlungen in ganz Deutsch-

land (u. a. in Berlin, Frankfurt, Mannheim, Karlsruhe, Stuttgart, Düsseldorf, Dortmund, Hannover, 

Magdeburg, Breslau, Kassel, Dresden, Leipzig, Braunschweig, Essen, Solingen, Hagen, Osnabrück, 

Stuttgart, Karlsruhe, Ulm, Nürnberg, Frankfurt/Oder, Hamburg, Lübeck, Bremen, Stettin, Greifswald) 

und im Ausland (u. a. in Wien, St. Pölten, Graz, Klagenfurt, Basel, Prag, Luzern, Bern, St. Gallen, 

Amsterdam) gegen Faschismus und Krieg und für ein antifaschistisches Aktionsbündnis. Zeitweilige 

Redeverbote in Baden, Bayern, der Pfalz, Hamburg, Bremen und Berlin. Juli 1932 Reichstagskandi-

dat der KPD in Mannheim. September 1932 Teilnahme am »Internationalen Kongreß gegen den im-

perialistischen Krieg« in Amsterdam. 1. März 1933 bis Juli 1933 »Schutzhaft«. Juli bis Oktober 1933 

Gefängnis. Illegale Arbeit bis zur Verhaftung durch die Gestapo im Juni 1936. Mitverfasser der illegal 

verbreiteten Broschüre »Das proletarische Volksgericht«. Oktober 1936 wegen »Vorbereitung zum 

Hochverrat« zu drei Jahren und acht Monaten Zuchthaus vom Volksgerichtshof in Kassel verurteilt. 

Anschließend unter Polizeiaufsicht bis zum Ende des »Dritten Reiches“. Nach der Entlassung aus 

dem Zuchthaus 1941 Anstellung bei einer Firma in Frankfurt bzw. in Oberwhil. Dort aufopferungs-

volle Tätigkeit in der Fürsorge der im Betrieb beschäftigten Zwangsarbeiten November 1945 ge-

schäftsführender Vorsitzender der antifaschistischen Bewegung »Das neue Deutschland« in Südba-

den. Lizenzträger der später von der Besatzungsmacht verbotenen Zeitschrift »Die neue Demokra-

tie«. Januar 1946 Aufruf der KP Badens »Arbeit – Freiheit – Frieden«. März 1946 bis 1950 1. Vor-

sitzender der KP Badens. März 1946 »Manifest der Kommunisten Badens«. April 1946 Staatsrat der 

provisorischen Regierung Südbadens für besondere Aufgaben und Entnazifizierungskommissar. No-

vember 1946 Mitglied und Vizepräsident der verfassunggebenden Versammlung Badens und Mit-

glied des ersten badischen Allparteienkabinetts als Staatskommissar für den Wiederaufbau. Abgeord-

neter des badischen Landtages von 1947 bis 1952. Juli 1949 mit einem Stimmenanteil von 34,7% 

Oberbürgermeisterkandidat der KPD in Mannheim. Aus Angst vor erneuter Verfolgung im Zeichen 

der antikommunistischen Hysterie des Korea-Krieges verlegt Eckert 1950 nach einem mysteriösen 

Autounfall, den er als Anschlag auf sein Leben deutet, zeitweilig den Wohnsitz seiner Familie in die 

DDR. 1952 bis zum Verbot der KPD im Jahre 1956 Landtagsabgeordneter der KPD in Baden-Würt-

temberg. 1953 Bundestagskandidat der KPD in Mannheim. 1950 bis 1962 Mitglied des Weltfriedens-

rates. Teilnahme an den Kongressen in Warschau (1950), Wien (1951), Wien (1952), Budapest 

(1953), Wien (1953), Stockholm (1954), Helsinki (1955), Colombo (1957), Neu-Delhi (1958), Stock-

holm (1958), Stockholm (1959) und Moskau (1962). Von 1950 bis 1952 geschäftsführender Vorsit-

zender des »Westdeutschen Friedenskomitees«. In dieser Eigenschaft maßgeblich beteiligt an der 

Vorbereitung und Durchführung der Unterschriftensammlung unter den »Stockholmer Appell« der 

Weltfriedensbewegung gegen Atombewaffnung (1950), der Volksbefragungsaktion gegen Remilita-

risierung und Wiederaufrüstung (1950), der Unterstützung des Appells der Volkskammer der DDR 

vom 15. August 1951 für eine friedensvertragliche Regelung der [511] deutschen Frage, am Kampf 

gegen Abschluß und Durchführung des Generalvertrages, der Pariser Verträge und des Nato-Paktes 

und an der Gründung der »Deutschen Sammlung«. Juli 1952 bis zum Verbot des Friedenskomitees 

der BRD im März 1959 einer der leitenden Vorsitzenden des Friedenskomitees. Mai 1959 Verleihung 

der goldenen der leitenden durch den Weltfriedensrat durch John D. Bernal und Nazim Hikmet. No-

vember. 1959 Eröffnung des Prozesses gegen Eckert und andere führende Mitglieder des Friedens-

komitees der BRD wegen »Rädelsführerschaft in einer verfassungsfeindlichen Organisation«. April 

1960 nach 56 Verhandlungstagen Verurteilung zu neun Monaten Gefängnis mit Bewährung. Mehrere 

Verfassungsbeschwerden blieben bis 1964 erfolglos. Christliche Zeugen der Verteidigung waren u. 

a. Josef Hromádka, Martin Niemöller, Gustav Heinemann und Joachim Iwand. Oktober 1964 Verlei-

hung der Carl-von-Ossietzky-Medaille durch den Friedensrat der DDR »für Verdienste im Kampfge-

gen den deutschen Militarismus, gegen Faschismus und Krieg«. Unter den zahlreichen Glückwün-

schen zum 75. Geburtstag befinden sich u. a. Briefe von Isabelle Blum, Gerald Götting, Willy Mandel 
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(VVN), Prof. Dr. theol. Hans Werner Bartsch, Fritz Rathig vom Friedensrat der DDR, Johann Fla-

dung vom Demokratischen Kulturbund Deutschlands, der frühere CDU-Oberbürgermeister Wilhelm 

Elfes, Pfarrer Kurt Essen, Prof. Dr. theol. Emil Fuchs, Heinz Willmann vom Friedensrat der DDR, 

Walter Bredendiek, Heinrich Hannover, Prof. Dr. Erich Hertzsch, Hilde Bentele, Pfarrer Baier von 

der Jungbuschgemeinde Mannheim, Erich Hertzsch, Romesh Chandra/Weltfriedensrat, Werner 

Sterzenbach und Eberhard Weber/Redaktion »Die Tat«, zahlreiche Organisationen der Friedensbe-

wegung im In- und Ausland, dem Gewerkschafter Heinz Seeger, Prof. Dr. Franz-Paul Schneider, 

Emil Graf von Wedel und Günter Wirth sowie ungezählte Briefe vor allem aus Mannheim und Baden-

Württemberg. 1969 Teilnahme an einer DKP-Delegation in Dresden zur 20-Jahr-Feier der Gründung 

der DDR. 1971 Verleihung der Lenin-Gedächtnismedaille durch die DKP. Gestorben am 20. Dezem-

ber 1972 in Mannheim. Beileidsbezeugungen liegen u. a. von Max Faulhaber, Pfarrer Walter Brack, 

Prof. Dr. Günter Drefahl/Friedensrat der DDR, Martha Buschmann/VVN, Johanna Anderson-Nexø, 

Ruth und Max Seydewitz, Johann Fladung, Prof. Dr. Franz Kirchheimer, Dr. Hannelies Schulte, Kurt 

Bachmann und Herbert Mies vom Parteivorstand der DKP, Rudi Goguel und Hermann Venedey, 

Professor Dr. Walter Bappert, und dem Landtagspräsidenten Camill Wurz (CDU) vor. In einem 

Nachruf der DKP hieß es: »Erwin Eckert war ein hervorragender Kämpfer für die Interessen der 

arbeitenden Bevölkerung Mannheims, eine Persönlichkeit des weltweiten Kampfes um Entspannung 

und Frieden, für friedliche Koexistenz zwischen Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnungen. 

Bis kurz vor seinem Tode nahm Erwin Eckert regen Anteil an der Politik der DKP. Er konnte noch 

erleben, wie die Ideen der Entspannung, der Verständigung und der friedlichen Koexistenz, für die er 

einst von der Justiz der Bundesrepublik verfolgt wurde, begannen, Wirklichkeit zu werden. Erwin 

Eckert, sein kämpferischer Geist, seine Hingabe zur Sache der Arbeiterklasse und sein unbeugsames 

Eintreten für die Ideen von Marx, Engels und Lenin werden uns immer Vorbild sein.« Sein Tod sei 

»ein schwerer Verlust für die DKP und die Arbeiterbewegung unseres Landes«. Die Todesanzeige 

der Familie trug das Motto: »Dem Gan-[512]zen dienen, sich selbst treu bleiben«. Die Trauerrede bei 

der Beerdigung am 27. Dezember 1972 hielt das Mitglied des Parteivorstandes der DKP, Dr. Robert 

Steigerwald. Der durch Krankheit verhinderte badische Landesbischof Hans-Wolfgang Heidland ließ 

einen Kranz niederlegen. 

Hans Francke: Geboren am 19. Januar 1864 in Breslau. Nach dem Abitur Studium der Theologie in 

Breslau und Berlin. Examen am 29. Oktober 1890. Pfarrer in Bernstadt und Görlitz, 1904-1929 in 

Berlin. 1913 Unterzeichner einer Friedenserklärung. Während des 1. Weltkriegs zusammen mit Ru-

dolf Breitscheid, Kurt Eisner und Gustav Landauer beteiligt an der Gründung des Bundes Neues Va-

terland (BNV), einer Vereinigung pazifistischer Demokraten aus der Intelligenz, dem Bürgertum, 

dem Adel und dem Kleinbürgertum, die sich gegen Militarismus, Rüstungspolitik, Chauvinismus, 

Krieg und Annexionspolitikwandte und für die Beseitigung von Militarismus, für soziale Reformen, 

bürgerlich-demokratische Verhältnisse in Deutschland, für Abrüstung, Völkerverständigung und 

Friedeneintrat. Prominente Mitglieder der bis 1922 existierenden Vereinigung, die nie mehr als 200 

Mitglieder umfaßte, waren u. a. Albert Einstein, Heinrich Mann, Käthe Kollwitz, Hans Wehberg, 

Hellmut von Gerlach, Stefan Zweig, Ludwig Quidde, Helene Stoecker, Clara Zetkin, Ernst Reuter 

und Arthur Hollitscher. 1918 Eintritt in die SPD. Francke gehörte zu den führenden Mitgliedern des 

Berliner »Bundes religiöser Sozialisten«. 1922 wurde der BNV als »Deutsche Liga für Menschen-

rechte« fortgeführt. Bei dem ersten Pogrom gegen jüdische Einwanderer im Berliner Scheunenviertel 

trat Francke neben Otto Nuschke, dem späteren Vorsitzenden der CDU in der SBZ/DDR als Haupt-

redner der Protestkundgebung auf. Am 6. März 1933 wurde Francke als einer der ersten Pfarrer von 

den Nazis verhaftet. Sein Bericht »Meine Verhaftung durch SA- oder SS-Leute« ist eines der ein-

dringlichsten Zeugnisse der Verfolgung protestantischer Pfarrer nach 1933. Zusammen mit dem Neu-

köllner Pfarrer Arthur Rackwitz führte er die Arbeit der »Bruderschaft sozialistischer Theologen« 

weiter, deren Schatzmeister er ab 1931 war. Anläßlich des Todes von Francke schrieb der in die 

Emigration vertriebene Hans Wehberg: »In den ersten zehn Jahren nachdem Weltkrieg hat Francke 

als Mitglied der Geschäftsleitung der Deutschen Friedensgesellschaft, [...] eine höchst ehrenvolle 

Rolle gespielt. Dieser evangelische Pfarrer hatte einen hohen Begriff von der Idee des Rechts und der 

Gerechtigkeit.« Gestorben am 31. August 1938. 
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Emil Fuchs: Geboren am 13. Mai 1874 in Beerfelden/Hessen als Sohn eines Pfarrers; Theologiestu-

dium in Gießen. 1897 1. theologisches Examen; 1897/98 Militärdienst; 1898/99 Predigerseminar in 

Friedberg; Vikar in Brauerschwend/Vogelsberg; Ordination, 1900 Lizentiat bei Prof. Kattenbusch in 

Gießen; 1900 Pfarrassistent in Lampertheim, erste Kontakte zur Arbeiterbewegung als Vikar in Man-

chester 1902; 1903-1905 Repetent in Gießen; 1905 Pfarrer in Rüsselsheim; 1914 Ehrendoktor der 

theologischen Fakultät in Gießen; 1918 Pfarrer in Eisenach; 1921 Begründung der Gruppe der religi-

ösen Sozialisten in Thüringen und Eintritt in die SPD; 1925 Verantwortlicher des Mitteldeutschen 

Kreises der religiösen Sozialisten; 1926-1930 Vorsitzender des Landesverbandes Thüringen; 1926-

1928 und 1930-[513]1933 Mitglied des Bundesvorstandes; 1927-1931 Mitglied des thüringischen 

Landeskirchentages; 1931 Professur für Religionswissenschaft an der Pädagogischen Akademie in 

Kiel, März 1933 Entlassung, Gefängnis, Berufsverbot; 1933-34 Freienwalde, 1934 Autoverleih in 

Britz, mit dessen Hilfe u. a. Verfolgte des Faschismus außer Landes gebracht wurden; enge Zusam-

menarbeit mit dem Gefängnisgeistlichen von Tegel und Plötzensee Harald Poelchau; bis 1943 in Ber-

lin Erwerb des Lebensunterhaltes durch Auslegung des Neuen Testaments und maschinenschriftli-

chen Versand an Freunde; 1943 Gortipohl/Montafon (Vorarlberg); 1945 Frankfurt/Main; 1945-1949 

Mitglied der SPD; 1947/48 Reise nach England; 1948/49 Reise in die USA; Gastvorlesungen im 

Pendle-Hill Quaker Center for Study and Contemplation bei Philadelphia; 1949 aus Enttäuschung 

über die Restauration in den Westzonen Übersiedlung nach Leipzig; dort Professor für systematische 

Theologie und Religionssoziologie; Freundschaft mit Ernst Bloch; 1954 Ehrenmitglied der CDU in 

der DDR; Mitglied des Friedensrates und des Präsidiums des Friedensrates der DDR; in den 50er 

Jahren Besuch seines Sohnes Klaus Fuchs im britischen Gefängnis; 9. Februar 1961 Gespräch mit 

Walter Ulbricht, das grundlegend für die Kirchenpolitik der DDR wurde; u. a. sorgte Fuchs für das 

Recht auf Kriegsdienstverweigerung in der DDR durch die Einrichtung von sog. Bausoldaten; Eh-

rungen und Auszeichnungen u. a.: 1954 Vaterländischer Verdienstorden in Gold; 1958 bzw. 1960 

Otto-Nuschke-Ehrenzeichen in Silber bzw. Gold; 1962 Ehrennadel der Deutsch-Sowjetischen 

Freundschaftsgesellschaft in Gold; 1964 »Banner der Arbeit«; 1969 Stern der Völkerfreundschaft in 

Silber; Veröffentlichungen »Marxismus und Christentum«, »Christliche und marxistische Ethik«, 

Autobiographie »Mein Leben«, Band 1 und Band 2; gestorben am 13. Februar 1971 in Berlin/DDR. 

Heinz Kappes: Geboren am 30. November 1893 in Fahrenbach/Baden als Sohn eines Pfarrers. 1914-

1918 Kriegsteilnehmer. Studium in Tübingen, Berlin, Heidelberg. 1919 Vikarin Brötzingen/Pforz-

heim. 1920 Pfarrer in Mannheim. Kontakte zur Arbeiterbewegung durch die Jugendbewegung. Seit 

1922 Jugendpfarrer in Karlsruhe. Begründer des Evangelischen Jugend- und Wohlfahrtsdienstes. Seit 

1924 Mitglied der SPD Karlsruhe. 1926 Mitglied des Bürgerausschusses. 1930-1933 SPD-Stadtrat in 

Karlsruhe. 1923 Mitglied des Badischen Volkskirchenbundes evangelischer Sozialisten. 1926-1933 

Mitglied der badischen Landessynode. 1931 Verteidiger Erwin Eckerts vor den kirchlichen Dienstge-

richten. Mehrere Verfahren der badischen Kirchenleitung. Februar 1932 wegen »Verletzung seiner 

Dienstpflicht mit der Ordnungsstrafe der Verwarnung« bestraft. Nach 1933 von Karlsruhe nach Bü-

chenbronn/Pforzheim als Pfarrverweser versetzt. Verhaftung am 21. August 1933, zehn Tage Haft, 

anschließend unter Polizeiaufsicht bis zum Verfahren am 1. Dezember 1933 in Badenweiler. Zwangs-

pensionierung am 1. Dezember 1933. Vom badischen Staat Ausweisung verfügt. Berufsverbot. Von 

Ende 1933 bis Ende 1934 in Unterjesingen bei Tübingen. Neun Monate in Jerusalem im Syrischen 

Waisenhaus. März 1935 definitive Auswanderung nach Palästina, dort Erziehungs- und Sozialarbeit. 

Vortragstätigkeit über die Mystik der Hochreligionen, als Quäker Verständigungsarbeit Araber-Juden. 

Rückkehr nach Karlsruhe 1948. Wiederaufnahme unter die badischen Pfarrkandidaten. Seither keine 

Kontakte zur Arbeiterbewegung. Religionslehrer. Fürsorgedienst. Lehrauftrag am Dia-[514]koniewis-

senschaftlichen Institut der Heidelberger Theologischen Fakultät. 1952 Pfarrer im Gemeindedienst 

Karlsruhe. Pensionierung 1959. 1959/60 und 1962/63 insgesamt 18 Monate in Indien. Herausgabe 

deutscher Übersetzungen aus den Werken Sri Aurobindos (1964-1969). Mitbegründer der »Anonymen 

Alkoholiker«, Übersetzung ihrer Hauptbücher, Vortragstätigkeit. Gestorben am 1. Mai 1988. 

Ernst Josef Lehmann: (1861-1948), Vetter von Walther Rathenau, vom Judentum zum christlichen 

Glauben übergetreten; um 1900 Vorsitzender der Nationalsozialen Partei in Baden; Vikar der 
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Schwetzinger Arbeitervorstadt (1892-1894); Träger des badischen Kriegsverdienstkreuzes; Pfarrer 

an der Lutherkirche in Mannheim (1911-1931); bis 1930 Mitglied der Deutschen Demokratischen 

Partei, danach Eintritt in die SPD und den Bund der Religiösen Sozialisten; 1933 erschien seine 

Schrift »Der Weckruf eines alten Nationalsozialen an das Gewissen der deutschen Nation«; 1940 

Gefängnishaft. 

Paul Piechowski: Geboren am 30. Juni 1892 in Turoscheln/Ostpreußen als zweiter Sohn eines Gen-

darmen. 1911 Abitur am Gymnasium in Insterburg. Studium der protestantischen Theologie in Kö-

nigsberg. 1914 und 1916 Ablegung des ersten und zweiten theologischen Examens. 1916 Promotion 

mit einer Arbeit »Die Kriegspredigt als homiletisches genus proprium« in Königsberg. Oktober 1916 

Prediger an der Kaiser-Friedrich-Gedächtniskirche in Königsberg. Frühjahr 1917 Feldgeistlicher. Im 

März 1918 als Feldgeistlicher zur Marine versetzt. Entlassung aus dem Kriegsdienst am 30. Novem-

ber 1918. 1919 nochmals für einige Monate Divisionspfarrer bei der Brigade Schaulen. 1919 »Die 

Kriegspredigten 1870/71«, Predigtsammlung »Vorwärts und Aufwärts. Zeitpredigten und Grabre-

den«. Oktober 1919 Eintritt in die SPD. 1919 Mitbegründer des Berliner Bundes der religiösen Sozi-

alisten. 1923 Dr. phil. an der Philosophischen Fakultät in Frankfurt/Main bei Professor Julius Ziehen 

über »Friedrich Ludwig Jahn als Volkserzieher«. 1922 Herausgabe der Schrift »Kirche und Proleta-

riat«, 1926 »Die Seele des Proletariats«, 1927 »Proletarischer Glaube«, 1928 im Verlag des Bundes 

»Proletarische Feierklänge«. 1926 Gründer und seit dieser Zeit 1. Vorsitzender der »Bruderschaft 

sozialistischer Theologen«. Im Wintersemester 1932/33 Beginn des Medizinstudiums an der Berliner 

Fakultät. 1. Februar 1934 Entlassung aus dem Dienst der Evangelischen Kirche der Altpreußischen 

Union (APU). 1938 medizinisches Staatsexamen. Dissertation über Selbstmordfälle im Städt. Robert-

Koch-Krankenhaus in Moabit unter besonderer Berücksichtigung der Schlafmittelvergiftungen. Aus 

politischen Gründen Verweigerung der Erlaubnis zur Niederlassung als praktischer Arzt durch die 

Ärztekammer. 1944 Werkarzt bei der AEG in Berlin. 1945 Eröffnung einer Arztpraxis in Berlin-

Babelsberg. August 1945 Eintritt in den Dienst des Provinzialgesundheitsamtes der Mark Branden-

burg in Potsdam. Ärztlicher Direktor in der Deutschen Zentralverwaltung für die SBZ. 1945 Eintritt 

in die SPD, nach dem Vereinigungsparteitag April 1946 Eintritt in die SED. Am 14. September 1946 

vom Magistrat von Groß-Berlin zum stellvertretenden Leiter der Abteilung Gesundheitswesen ge-

wählt. 1953 Ausscheiden aus dem Dienst des Landes Berlin. Von 1953 bis 1961 ärztliche Praxis in 

Moabit. 1961 Übersiedlung nach Bad Godesberg. Unter seinen zahlreichen Veröffentlichungen ist 

am bekanntesten sein [515] 1928 in 5. Auflage erschienenes Buch »Proletarischer Glaube. Die reli-

giöse Gedankenwelt der organisierten deutschen Arbeiterschaft nach sozialistischen und kommunis-

tischen Selbstzeugnissen«, das am 10. Mai 1933 zu den von Nazis verbrannten Büchern gehörte. 

Gestorben am 9. Juni 1966 in Godesberg. 

Arthur Rackwitz: Geboren am 4. August 1895 als Sohn eines Pfarrers in Landsberg/Warthe; 1913 

Abitur; Studium der Theologie in Berlin und Halle, Kriegsfreiwilliger des 1. Weltkriegs; 1921-1928 

Pfarrer in Möhrenbach/Thüringen; ab August 1929 Pfarrer in Berlin-Neukölln; 1926 Mitglied des 

Bundes der religiösen Sozialisten und der SPD; Februar bis Juli 1933 Vorsitzender der Bruderschaft 

sozialistischer Theologen; nach 1933 Widerstandstätigkeit und Unterstützung verfolgter Antifaschis-

ten und deren Familien; 1935/36 Beitritt zur Bekennenden Kirche; 1944 wegen Gewährung von Asyl 

für Ernst von Harnack Verhaftung durch die Gestapo; Dezember 1944 Einlieferung ins KZ Dachau; 

1946-1952 Mitglied der SEW in West-Berlin; 1946 bis 1949 Leiter der Arbeitsgemeinschaft religiö-

ser Sozialisten in Berlin; 1946 bis 1962 Mitglied der Provinzialsynode Berlin-Brandenburg; gestor-

ben am 16. August 1980 in Berlin-Frohnau. 

Martin Rade: Geboren am 4. April 1857 in Rennersdorf bei Herrnhut; Theologiestudium in Leipzig 

u. a. bei Adolf von Harnack; ab 1892 Pfarrer an der Paulskirche in Frankfurt/Main; 1904 außeror-

dentlicher Professor und 1921 Ordinarius für systematische Theologie in Marburg; 1933 entlassen; 

Mitbegründer und Herausgeber der »Christlichen Welt« (1887-1931), einer Zweiwochenschrift des 

deutschen Kulturprotestantismus; zahlreiche Buchveröffentlichungen; gestorben am 9. April 1940 in 

Frankfurt/Main. 
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Leonhard Ragaz: Geboren am 28. Juli 1868 in Tamins, Sohn eines Bergbauern, nach Theologiestu-

dium in Basel, Berlin und Jena ab 1890 über 12 Jahre im Dienst seiner Heimatkirche. 1908-1921 

Prof. für systematische und praktische Theologie in Zürich, trat vom Amt zurück wegen Entfremdung 

vom offiziellen Christentum und trat aus der Kirche aus ohne Aufgabe des Glaubens. Wirkte in einer 

Industrievorstadt Zürichs unter Arbeitern für die Erneuerung von Christentum und Sozialismus. 1913 

bis 1935 Mitglied der Sozialdemokratischen Partei in der Schweiz, deren linkem Flügel er angehörte; 

war reformierter Theologe und Mitbegründer der religiös-sozialistischen Bewegung in der Schweiz. 

Ragaz war Präsident des Internationalen Bundes der Religiösen Sozialisten. Er war verheiratet mit 

der Frauenrechtlerin und Friedensaktivistin Clara Ragaz-Nadig; gestorben am 6. Dezember 1945 in 

Zürich. 

Theodor von Waechter: Geboren am 21. April 1865; nach dem Abitur 1883 in Tübingen Studium 

der Theologie. Erstes theologisches Examen 1888; nach einjährigem Vikariat Unterbrechung der 

Ausbildung; 1891 zweites theologisches Examen und als erster deutscher Theologe Eintritt in die 

SPD; 1893 Reichstagskandidat der SPD; Konsistorium der württembergischen Landeskirche verfügte 

daraufhin die Streichung von der Liste der Pfarramtskandidaten; nach seiner zweiten Reichstagskan-

didatur 1895 kam es wegen des [516] Geständnisses einer homosexuellen Verfehlung 1896 zum er-

zwungenen Austritt aus der SPD; 1897 bis 1915 Aufenthalt in Italien als Sprachlehrer; 1909 Berufung 

zum Leiter des deutschen Künstlerhauses »Villa Romana«. Nach der Rückkehr nach Deutschland 

1915 publizistische Tätigkeit; nach 1919 Anschluß an die KPD; 1933 Dienstentlassung als Lehrer; 

1941 Strafprozeß wegen Verstoßes gegen § 175 StGB; 1942 in Haft genommen und 1943 verurteilt; 

gestorben am 9. Juli 1943. 

Georg Wünsch: Geboren am 29. April 1887 als Sohn eines Schriftsetzers in Lechhausen bei Augs-

burg. 1908-1911 Studium der ev. Theologie an den Universitäten Erlangen, Berlin und Heidelberg 

(u. a. bei Ernst Troeltsch). Vikariat in der badischen Landeskirche. 1912 2. theologisches Examen in 

Karlsruhe. Stadtvikar in Offenburg. 1914 freiwilliger Kriegsdienst bei der Infanterie. Nach der Ent-

lassung als Kriegsverwundeter 1916 Pfarrer in Meßkirch. Seit 1919 dem badischen Volkskirchen-

bund angeschlossen. Ausarbeitung eines Programmentwurfs für diesen. 1920-1922 volkskirchlicher 

Abgeordneter in der badischen Landessynode. Seit 1920 Mitglied der SPD. 1919 in Erlangen Promo-

tion zum Lic. theol. im Fach Kirchengeschichte bei H. Jordan über »Die Bergpredigt bei Luther«. 

1922 Habilitation in Marburg. Privatdozent für Systematische Theologie in Marburg. 1927 a. o. und 

1931 o. Professor für Ethik, Sozialethik und Apologetik in Marburg. 1928 Ehrendoktor der Berliner 

Theologischen Fakultät. Die wichtigsten Veröffentlichungen: »Evangelische Wirtschaftsethik« 

(1927), »Wirklichkeitschristentum« (1932) und »Evangelische Ethik des Politischen« (1936) sowie 

zahlreiche Aufsätze in religiös-sozialistischen Organen und in der »Christlichen Welt«. 1929-1933 

Herausgeber der »Zeitschrift für Religion und Sozialismus«. 1929 dreimal vergebliche Bewerbung 

um ein Pfarramt in der badischen Landeskirche; 1930-1933 Mitglied des Bundesvorstandes und des 

Aufsichtsrates der Verlagsgenossenschaft des Bundes der religiösen Sozialisten. Am 24. April 1933 

Entfernung aus dem Amt des Dekans der Marburger Theologischen Fakultät, staatliche Verbote, Uni-

versitätsämter zu übernehmen, öffentliche Vorträge und Auslandsreisen zu unternehmen. Als Lehr-

stuhlinhaber nicht entlassen. Nach eigenen Angaben »weder Mitglied der Partei noch der Deutschen 

Christen, noch einer sonstigen Parteigliederung«. 1944 als einziger Marburger Theologe bei den 

Westwallarbeiten eingesetzt. Nach 1945 Entnazifizierungsverfahren, vor allem wegen der »Politi-

schen Ethik« von 1936 und einer 1941 gehaltenen Kriegspredigt. 1947 endgültiger und einstimmiger 

Freispruch seitens der Spruchkammer. 1950 Wiederzulassung und -aufnahme der Lehr- und Vorle-

sungstätigkeit in Marburg. 1955 Emeritierung, 1953-19601. Vorsitzender des »Bundes für Freies 

Christentum«, langjähriger Ehrenpräsident der »Gemeinschaft für Christentum und Sozialismus. 

Bund der Religiösen Sozialisten Deutschlands e. V.« 1952-1955 SPD-Stadtverordneter in Marburg; 

1952-1960 Lehrtätigkeit an der »Akademie der Arbeit« in Frankfurt/Main; Unterstützung politisch 

linksgerichteter Aktionen in der BRD, z. B. der Kampagne gegen die atomare Bewaffnung der Bun-

deswehr und gegen das Berufsverbot von Renate Riemeck; Solidarität mit Eckert anläßlich des Düs-

seldorfer Prozesses. Gestorben am 22. November 1964 in Hofgeismar. [517] 
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